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Erſtes Kapitel. 
Srgümfigung der Erwerbung von Eigenthum. 


Bon Verwaltung und Vermehrung eines Bermügend kann nur 
dann bie Rebe fein, weun ein jolches vorhauden if. Es muß baber 
auch die Erörterung derjenigen Staatsvorkehrungen, welche ben 
Bürgern die Erwerbung von Giuern zu erleichtern beſtimmt find, 
der Beiprehung der Anitalten zur Foͤrderung des Vermoͤgensbe⸗ 
triebes vorangeben. 

An Aufforderung für deu Staat, bie Erwerbung von Ver- 
mögen zu umterſtützen, fehlt es nun aber keineswegs. Der Schwie- 
rigkeiten und Hinderniſſe für den Einzelmen find ger mancherlei; 
und die Pflicht des Staates, zur Wegräumung beizutragen, ift um 
jo unzweifelbafter, al& ſolche Hemmniſſe nicht felten burch Fehler 
feiner eigenen früheren Gefegebung erft geichaffen worben find. 
Ein überfichtlider Blick über die wiribichaftlihen Zuſtände zeigt 
aber, daß in dreierlei Richtungen Hilfe nöthig ift. — Einmal wird, 
gluclicherweife in immer wenigeren Ländern, durch ein ganzes 
Syſtem von Geſetzen einem Xheile des Volles überhaupt bie Mögs 
lichkeit entzogen, oder boch ſehr erfchwert, Vermögen irgend einer 
Art zu erwerben. Ganze Stände find in größerem oder kleinevem 
Maaße für rechtäunfähig in dieſer Beziehung crflärt; das von 
ihnen thatſachlich Grworbene gehört vechtlich einem Andern, Man 
ches Finnen fie überhaupt gar nicht erwerben. Dieß iſt der Fall 
bei Sklaven und, in milderem Grade, bei Leibeigenen. — Zweitens 


iſt nicht ſelten auch der freie Bürger in der Erwerbung von Grund⸗ 
1* 


e 
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eigenthum beſchränkt. Wenn auch nicht gerade eine rechtliche Uns 
fähigkeit hierzu ausgeſprochen ift, jo feſſeln doch geſetzliche Einrich- 
tungen den Bei von Grund und Boden umnveräußerlih an 
beftimmte Hände. — Dritten? endlich wird ed den Befigern Feiner 
Bermögen ſchwer, daſſelbe ficher als Kapital unterzubringen oder 
mittelft defjelben eine genügende Rente für fih und die Ihrigen 
zu erwerben, während gemeinjchaftlihe und unter öffentlichem 
Schutze ftchende Vorkehrungen eine folche Abſicht ſehr erleichtern 
koͤnnen. 

Die vom Staate zu ergreifenden Mittel ſind keineswegs immer 
einfach und leicht ausführbar; allein die Wichtigkeit bed Zieles 
verlangt eine ernftlihe Bemühung und rechtfertigt auch verhältniß: 
mäßige Opfer, namentlich da bedeutende ftantliche und fittliche 
Gründe neben den unmittelbar maaßgebenden wirthichaftlichen Rück⸗ 
fichten für die Herftellung des richtigen Zuftandes |prechen. 

Keiner Vertheidigung aber wird es bevürfen, wenn bei ven zu 
erörternden Staat3:Maaßregeln zur Beförderung der Eigenthums- 
Erwerbung dad Einzeln: Eigentbum als das einzige denkbare 
Berhältnig vorausgeſetzt und jomit auch ausſchließlich nur dieſes be⸗ 
handelt wird. Schon ber Grund wäre entfcheidend, daß hier nur bie 
Polizei-Wiffenfchaft im Recht 8ſtaate abgehandelt wird, in diejer 
* Staatögattung aber dad Eigentum, als mothwendige® Mittel 
zur Erreichung der beftehenden Lebens⸗Zwecke des einzelnen Bür- 
gers, Grunbbedingung if. Außerdem aber find die Tünftlichen 
Einrichtungen des focialiftifchen oder communtftiichen Gefammtvers 
moͤgens jo handgreiflich unausführbar für die Maffe der Menſchen 
und auf die Dauer, daß fie überhaupt bie Beachtung der Wiſſen⸗ 
Ihaft nicht weiter verdienen, als etwa zu ber, aus praktifchen 
Gründen erforberlihen, Widerlegung dieſer Gedanken und Plane 
nöthig iſt . 


1) Aus denſelben Gründen kann denn bier auch nicht die Rebe fein, Nach⸗ 
richt zu geben von ber kaum gemältigbaren Literatur über Socialismus unb 
Communismus. ine naheliegende, zwar Kurze aber gebanfen= und thatfachen: 
a Ueberſicht ift zu finden bei Roſcher, Voltswirthſch. Bd. I, Bte Aufl, 

140 fg. 
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sehe Adtheilung. 
Aufhebung der yerfönligen Erwerbungsunfabigteit. 


6. 111. 

1) Der Sclaverei. 

&3 mag fein, daß in ganz rohen Zuftänden Sclaverei ein 
naturgemäßez, fittlih wenig drückendes und wirthichaftlich anwend⸗ 
bared Verhaͤltniß if. Allein nicht nur wirb fte mit fteigenber 
Gefittigung immer unerträglicher ſowohl für das Gefühl als für 
den Gedanken, fondern fie fängt auch bei irgend verfeinerter Wirth- 
ſchaft gar bald an fchäblich zu werden für die Deconomie bed Ein- 
zelnen und ber Gefammtheit Y. — Ebenfo ift zuzugeben, baß eine 
Regierungdform, in welcher bie Gefammtheit der vollberechtigten 
Bürger regelmäßig, in Verſammlungen, perfönlichen Antheil nimmt 
an den laufenden Staatögefchäften, die hierzu nöthige Muße nur 
durch zahlreiche indefien für die Regierenden arbeitende Sclaven 
gewonnen werben kann. Hieraus folgt aber nur, baß eine foldhe 
Staatsordnung eine aus höheren fittlichen und rechtlichen Gründen 
unzuläffige if. — Für irgend vorgefchrittene Völker ift Sclaverei 
eined ber größten Webel, ſelbſt wenn fie nur auf dem Gebiete ber 
Güterwelt ind Auge gefaßt wird. Der Sclave ift nämlich blos 
Gegenſtand von Rechten; für ſich kann er nicht? erwerben, und 
was er erwirbt, fällt unmittelbar dem Herren zu. Alle Arbeit und 
Geichicklichkeit bringt nicht ihm Früchte, fondern Demjenigen, der 
ihn als Thier befibt und behandelt. Er kann in irgend nennen?- 
werther Weife feine Zuftände durch Anftrengung nicht verbefiern, 
durch Nachläffigkeit und Trägheit nicht verfchlechtern. Für fein 
Alter und für feine Familie kann er nicht forgen, und hat er nicht 
zu forgen. Natürlich arbeitet er unter folchen Verhältnifien fo 
wenig, als er irgend kann, ohne fich Zörperliche Mißhandlungen 
zuzuziehen; es wird alfo nur ein Theil feiner Kraft ausgenützt *). 
1) S. Roſcher, Syſtem der Volkswirthſchaft, Bd. I, 5te Aufl., S. 119 fg. 

3) Es giebt allerdings auch Fälle, in welchen e8 möglich if, nach einer 
graufam aber wirthſchaftlich richtigen Berechnung, bie Sclavenkraft nicht nur voll 
ſtändig auszumügen, fondern fie fogar fo anzuftrengen, daß Leiftungsfähigkeit und 
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Außerdem Liegt ihm an der Güte der Arbeit gar nichts; und eben 
fo wenig bemüht er fih, Sparfamkeit bei dem ihm aufgetragenen 
GSefchäfte anzuwenden. Es iſt Kaum mögfich ihn zu anderen, ala ' 
zu fehr einfachen Arbeiten zu verwenden, follte eine erwägenbe und ' 
verfeinerte Betreibung au weit ewsträglicher fein. Allein nicht 
genug hieran. Da ber Sclave in der Regel feinen Heran haßt, fo 
arbeitet ex. häufig abfichtlich jo Schlecht ala möglich und verberbt 
fogar noch, was er, unentdeckt, zu Grunde richten kann. Schon 
bed einftigen Loͤſegeldes wegen, (wenn ein ſolches überhaupt gejeglich 
möglich ift,) muß er vermeiden, ſich als beſonders guter Arbeiter 
zu zeigen. Bon Erfindungen, Verſuchen, außerorbentlidhen An⸗ 
firengungen ift gar Feine Rede. Wurde der Sclave erfauft, ober 
fönnte er einzeln verkauft werben, jo vermindert ſich ohnedem noch 
ber Reinertrag feiner Arbeit um die Zinſen jeined auf Iebensläng- 
liche Rente angelegten Geldwerthes; Hei eigener Züchtung wenigstens 
um bie Koſten ber Auferziehung bis zum arbeitäfähigen Alter; in 
beiden Fällen um die Ernährungskoſten im Alter. Endlich ift der 
Sclave häufiger krank als ber Freie, wei ihm ber geiftige Halt 
fehlt; auch in ber Krankheit muß ex aber ernährt werben. us 
allen dieſen Gründen iſt Sclavenarbeit bie theuerſie, und femit für 


ſelbſt das Leben lange vor ber natürlichen Zeit erfääpft werden. Glücklicherweiſe 
find die Bedingungen, unter welchen eine folge unmenſchliche Berechnung fiatte 
finden fann, felten vereinigt. Es fett nämlich ein ſolches Meberarbeiten ber Sclapen 
breierlei voraus. Erſtens, die Gewinnung eines ſehr werthoollen Erzeugniffeg, 
welches durch feinen Verkaufspreis nicht nur alle fonftigen Ausgaben deckt, fon: 
bern auch noch ben ſchnell verbraudgten Kapitalwerth des Sclaven in ber berechneten 
Zeit erfegt. Zweitens, bie Möglichfeit einer ſicheren Erfegung ber zu Tode ges 
quälten Sclaven burch neue Arbeiter, und zwar um einen noch lohnenben Preis. 
Drittens, eine erzwingbare, einfache und Teicht controlirbare Art von Arbeit. Diefe 
VBebingumgen find nun allerbings zumellen zufommengetvoffen und haben benn 
auch in ſcheußlicher Gewinnfucht zu großen Reichthümern aber auch zu zahlreichen 
Zerftörungen von Menſchenleben geführt. So bei den Spanifchen Eongniftaboren, 
welche ganze inbianifche Völker in den Bergwerken allmählig vernichteten; fo in 
neuefter Zeit in ben füblichften Staaten ber norbamerifanifchen Union, wo auf ben 
Zuder: und Baumwollen:Pflanzungen die Sclaven in fieben Jahren zu Tode 
gearbeitet, dann aber aus ben in Virginien u. |. w. dazu foͤrmlich eingerichteten 
Züchtumgsanftalten erfept wurden. So bezeichnend nun ſolche unmenfchliche Dinge 
für den Geift bes Sclavenſyſtemes find, jo ändern fie do im großen Ganzen ben 
geringen Werth ber Sclavenarbeit nicht ab., 
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bad Bollgvermögen bie jchäblichfte °). Und haufig wird fogar noch 
bie theure Zeit der Sclaven ganz nublos von dem Herrn jelbft 
verichwenbet, wo gemiethete Arbeiter nie auf jolche Weiſe gebraucht 
worden wären, z. B. zu überflüffigen Dienften im Haufe *). 

Diefe Nachteile für das Vollvermögen find aber um jo be- 
deutender, als die Sclaverei ihren geiftig und Lörperlich erichlaffen- 
den Einfluß auh auf die Kafte der Herren ausdehnt, ſomit 
auch bei biefen nur ausnahmsweiſe eine verftänbige und kräftige 
Leitung der Arbeit zu finden if. In einem Sclavenlande ift koͤr⸗ 
perliche Arbeit eine Schande, ein Zeichen der Unfreiheit, wer 
irgend kann, entzieht ſich ihr ganz, namentlich wenn fie in Ges 
meinfchaft mit Sclaven zu unternehmen wäre. Welchen Einfluß 
es aber für bad Volksvermögen haben muß, wenn ber eine Theil 
der Bewohner gar nichts, der andere jo wenig als möglich arbeitet, 
während wenigftenß jener jo vieles verzehrt, als er irgend kann, 


3) Eomte hat bitteren Zabel ausgesprochen über bie blofe Stellung der 
Frage: ob Gcelavenarbeit wohlfeiler als die Arbeit freier Menſchen fei ober 
nicht? Diele iſt aber verkehrt und ungerecht. Warum foll nicht unterfucdht wer: 
den bürfen, welche Folgen bie Sclaverei für das Vollsvermögen bat? Und es 
ifi Far, daß ber Menfchlichfeit nicht zu nahe getreten wird, wenn man anerkennt, 
daß, neben ihren anderen übeln Folgen und Schänblichleiten, bie Sclaverei auch 
neh umwirthſchaftlich if. Damit ift ja noch nicht gefagt, daß man fie empfehlen 
wäürbe, wenn das Gegentheil fich ergeben hätte. — Kein Schluß aber wäre un⸗ 
richtiger, als wenn aus ber, allerdings nach ber Sclavenemancipation eingetretenen, 
Höhe bed Taglohnes in ber Mehrzahl ber englifchen. Zuderfolonicen bie verglei- 
chungsweiſe Woblfeilheit ber Sclaven:Arbeit angenommen werben wollte. Diefer 
hohe Lohn war bie Folge eines Mangels an Arbeitern, ba die Mehrzahl ber 
früheren Sclaven fi) ber Arbeit auf den Zuderfeldern und zum Theile überhaupt 
der Lohnarbeit entfchieben weigerte, die Pflanzungen aber nicht in dem Verhältniſſe 
ber Mleineren Arbeiterzahl auch den Betrieb verringern konnten ober wollten. Da, 
wo bie Neufreien aus drtlihen Urfachen fi} der Arbeit auf ben Pflanzungen 
nicht zu entziehen verwiochten, wie 3. B. in Antigoa und Barbados, war 
fein ũbermäßiger Lohn zu bezahlen, während bie Arbeit ber Freien wenigſtens 
das Tooppelte von ber Sclaven = Arbeit werth war. Wenn das hauptfädhlichfte 
Rettungömittel für bie Pflanzer in der Einführung neuer Arbeiter gefucht wurde, 
fo berweißt bieß ja gerabe, baf nicht bie freie Arbeit an ſich als theurer angejehen 
wurbe, denn bie frühere Sclavenarbeit, (fonft hätte ja das Mittel nichts belfen 
fönnen;) fondern nur bie monopoliftifche Arbeit. 

4) Bekannt iR bie große Anzahl der Dienerſchaft in Sclavenländern, fo 3. 8. 
im alten Rom, im Oriente, früher in den Antillen. 


[0 
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bedarf nicht erjt eine Beweiſes. Thatfächlich waren baher auch in 
den amerikanischen Sclaven-@olonieen und -Ländern fehr häufig die 
Befiger von Grunbeigentfum und von Scelaven tief verſchuldet und 
eigentlich nur die, freilich fchlechten, Verwalter ihrer Gläubiger. 

Diefe Folgen zeigen fich allerdings zumächft bei der Landwirth— 
haft, als zu welcher Sclaven vorzugsweiſe angewendet werben; 
allein fie dehnen fi auch auf die Gewerbe aus. Die Etoffver- 
edlung muß, außer der gemeinfchaftlichen Verachtung gegen alle 
Törperliche Arbeit, noch aus zwei Gründen Noth leiden. Einmal 
fehlt e8 ihr an Abnchmern, weil die Sclaven nicht? Laufen koönnen, 
von ihren Herren aber nur die nothwendigſten Bedürfniſſe geliefert 
erhalten. Zweitens bat fie nicht felten noch in ben wenigen übrig . 
bleibenden Beſchäftigungen die Mitwerbung von Sclaveneigenthümern 
auszuhalten ®). 

Weniger vielleicht fühlt die Folgen der Sclaverei der Handel; 
allein auch er kann fich natürlich nicht jo ausdehnen, wie bei einer 
zahlreichen wohlhabenden Benälkerung. 

Mit Einem Worte, es kann Fein größeres Hinberniß für bie 
Vermehrung des Volksvermögens geben, als die Sclaverei. Und 
find auch einzelne Eigentümer vieler Sclaven und großer Güter 
im Beſitze bedeutender Neichthümer, jo ift theils eine ſolche Anhäu⸗ 
fung von Kapitalien in den Händen bloß Weniger der am wenigiten 
nußenbringende Zuftand des Volks⸗Vermoͤgens; theild ift der Ge- 
fammtbetrag diefer Reichthümer lange nicht jo bebeutend, als vie 
Summe ded mäßigen Vermögen? einer großen Anzahl freier, für 
fich arbeitender und erwerbender Menjchen. Im beiten Falle blei- 
ben jene Reichthümer ftille ftehen, während bie fteigende Betrieb- 
famleit des freien Volles feine Kapitale und deren Einfünfte auf 
eine Höhe fteigern kann, die man anfänglich. für ganz unmöglich 
gehalten hätte. 

Hierzu kommen noch bie übrigen, den wirtbichaftlichen Schaden: 
zum Theile noch weit übertreffenden, Nachtheile der Sclaverei, näͤm⸗ 
ih: die fittliche Herabwürbigung von Herren und Sclaven; der 


5) Vergl. Über biefen Punct bie treffenden Bemerfungen von Comte, 
Trait& de legislation, ®. IV, ©. 70 fg. 
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Mangel an geiftiger Bildung und Thätigkeit jedenfalls beim Sclaven, 
in der Negel auch beim Herrn; die Verminderung ber Bevoͤlkerung; 
bie beitändige Gefahr von fehauderhaften Verbrechen gegen Einzelne 
und gegen die Öffentliche Sicherheit und Nuhe; der Mangel an 
Kraft und bie Berwunbbarkeit im Verhältniffe zum Auslande u. ſ. w. 
Dad einzige Mittel, allen dieſen Webelftänden ein ‚Ziel zu 
ſtecken, iſt die allgemeine Aufhebung ber Sclaverei. Die zur Be 
wirfung eines befferen Looſes der Sclaven erlaffenen Sefeße koͤnnen 
theils ſchwer zur Vollziehung gebracht werden, theils aber Tiegt in 
ihnen ein innerer Widerſpruch, welcher ben Sclaven auf eine ge 
fährliche Weiſe aufreizt, indem er auf der einen Seite vom Geſetze 
ala ein berechtigtes, vernünftiges Weſen behandelt und gegen Miß- 
handlungen gejhüßt, auf der andern Seite aber jeder Selbftbe: 
ſtimmung beraubt und zur Sache eined Privaten herabgewürdigt 
wird. Ueberdieß bleibt dabei der ungerechte Grundgedanke, nämlich 
die Verkennung der Menfchenrechte, in feinem Weſen beitehen. 
Blos theilweile Freilaffungen heben natürlich auch nur einen Theil 
ber Mebelftänbe auf, und fchaffen überdieß eine Mittelklaffe zwiſchen 
ben beitändig frei Gewejenen und den Sclaven, welche eine wahre 
Berlegenheit in jtaatliher und geiellfchaftlicher Beziehung tft. So 
- Tange nämlich noch Sclaverei bejteht, erinnert dieſe an den früheren 
Zuftand der Freigelaffenen, zieht fie dadurch herunter und läßt es 
zu Peiner Verſchmelzung der Stände und Feiner Erlöfchung bed 
Haſſes Fommen. Freilich find die Maaßregeln zu Erreichung einer 
allgemeinen Befreiung der Sclaven nicht? weniger als leicht zu 
wählen und auszuführen. Ohne bedeutende Opfer und ohne große 
Kraft und Folgerichtigkeit der Regierung ift nicht durchzudringen. 
Es handelt fi von der Bildung einer ganz neuen gejellichaftlichen 
Ordnung. Allein die Löfung der Aufgabe tft cine "heilige Pflicht, 
- und zu gleicher Zeit ein unberechenbarer materieller Vortheil. 
Da glüdlicherweife die Eclaverei in allen gefittigten europäl- 
ſchen Staaten bereitö befeitigt ift ©), fo konnen die zur Herbeifüh- 
rung einer Aufhebung derfelben dienlichen Maaßregeln bier über- 


6, Nur Spanien macht noch eine Ausnahme burch die Negerſclaverei im 
feinen Antillen. 
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Art von Erwerb erichwert; theild Tann er nie Grunbeigenthum 
befiten, fo daß ber großen Mehrzahl diefer große Sporn zur Be: 
triebfamteit fehlt; endlich Tann auch er durch gedrückte Lage, Armuth 
und Mißhandlung zu fittlicher Verborbenheit und zu geiftiger Stumpf- 
heit verürtheilt fein, wo ihm dann pſychiſch fchwierig wird, feine 
geringen Rechte nach ihrem ganzen Umfange zu benüßen 7). 

Daher gehen auch Leibeigenſchaft und Volks-Armuth Hand in 
Hand, und ift Hier ebenfalld das einzige Mittel zur Herftellung 
eineß befjeren Zuftanbes die Aufhebung der Unfreiheit. Und zwar 
ift, da ber Abſtand zwiſchen der Hörigkeit und ber vollen perfön- 
lichen und bürgerlichen Freiheit nicht fo bebeutend tft wie bei ber 
Sclaverei, ein Webergangd-Zuftand in feinem falle nothwendig. 
Ohne alled Bebenfen-mag alfo durch eine gejeßliche Erflärung die 
Leibeigenſchaft von einem bejtimmten Zeitpuncte an allgemein und 
für immer aufgehoben werben ?). Nur tft es allerding3 mit der 
blofen Erklärung der Freiheit nicht in jeder Beziehung gethan; 
vielmehr find auch hier Anftalten zur Wahrung von Rechten und 
von Sntereflen nothwenbig. 

Einer Seit? nämlich ift den XLeibherren eine gerechte 
Entihädigung für die ihnen entzogenen unentgeltlichen Dienftleiftun- 
gen und für fonftige bisherige Bezüge zu verfchaffen. Außerdem 
wirb es, wenn nicht die unvermeidlich neue Einrichtung der Mirth- 
haft auf den Gütern ber bißherigen Herren, 3. B. mit Arbeits- 
thieren, Stallungen, Aderbangeräthen u. f. w., biejelben zu Grunde 
richten fol, in vielen Fällen der Vorſtreckung von Kapitalien be- 
bürfen. 

Anderer Seit? aber muß auch für ein richtiges MWirthichafts- 
verhältnig der Freigelaſſenen geſorgt werden. Nichts wäre 
im allgemeinen Intereſſe, fo wie in dem ber Freigelafjenen felbft, 

1) ©. Zacob, Weber die Arbeit freier unb leibeigener Bauern. Peters⸗ 
burg, 1815; Roſcher, Volkswirthſchaft, Bd. I. 

2) Höchftend mag für Gegenden, in welchen bie Bewirtbichaftung ber Güter 
ber Leibherren wefentlih auf die perfönlichen Dienfte ber Xeibeigenen begründet 
war, gefordert werben, daß der Anfang ber Aufhebung einige Jahre zum voraus 


verkündigt werde, bamit ben Befigern Zeit bleibt, eine andere Bewirthſchaftungs⸗ 
art vorzubereiten. 
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weniger wünjchenzwerth, ald wenn durch die Freilaſſung ein weit- 
. verbreiteted Aderbau-Broletariat der jchlimmften Art, nämlich von 
Tagelöhnern oder Kleinpächtern entftände, was der Fall fein müßte, 
wenn mit jener Maaßregel eine Rücknahme der dem Keibeigenen 
biöher eingeräumt gewejenen Güter verbunden wäre. Es iſt viel- 
mehr ein Bauernjtand mit freiem Grundeigenthume zu fchaffen. 
Das Mittel Hierzu geben aber in erfter Reihe bie bisher den Leib⸗ 
eigenen gegen ihre Dienftleiftungen überlaffenen Grunbftüde, auf 
welche die für biefe Dienftleiftungen itzt mit Geld entichädigten 
Leibberren Leinen gerechten Anfpruch zu machen haben; falls biefer 
Befig aber nicht ausreichen follte, müflen mit um fo erniterem 
Eifer alle Mittel angewendet werben, welche zur Vermehrung ber 
Maſſe des freien Grundeigenthums dienen, (f. unten, F 116 fg.) Daß 
je nach den Berhältnifien verſchiedene Modalitäten eintreten koͤnnen, 
it eben jo ſelbſtwerſtaͤndlich, ala daß hinfichtlich Bisher gemeinjchaft- 
lich oder bittweife benüßter Gründe, 3. B. von Weiden und Hol⸗ 
zungen, Ablommen zu treffen find. 

Im Uebrigen ift auch hier ein Eingehen in die Einzelheiten 
nicht an der Stelle, da it — feitbem in Rußland die großartige 
Aufhebung der Leibeigenjchaft ftattgefunden hat — in ganz Europa 
feine Leibeigenichaft mehr befteht, alſo auch feine Grundfäge über 
erft einzuhaltendes Berfahren aufgeftellt zu werden braucden. Nur 
die Bemerkung. fei beigefügt, daß ohne eine Beilchaffung großer 
Gelpmittel durch den Staat, (welche übrigens keineswegs verjchenkt 
zu werben brauchen, fondern auch gegen lange Annuttäten jowohl an 
Herren ald an Hörige geliehen werben mögen,) ferner ohne eine 
wohl bebachte und ausführliche Geſetzgebung, endlich ohne eine lange 
folgerichtige Ueberwachung der Umgeftaltung durch den Staat bie 
Maakregel nicht wohl burchgeführt werben fann. 
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Buweite Abtheilung. 
Grleiäterung ver Griverbung von Grundeigenthum. 


1) Algemeine Gruudſätze. 
§. 113. 
8) Autzen einer richtigen Bertheilung des Grundeigenthumes. 

Auch in folchen Staaten, welche Schawerei und Leibeigenfchaft 
wicht Tennen, ober für jolche Stände, welche zu den Unfreien nicht 
gehören, beitehen nicht jelten Einrichtungen, welche den Beſitz bed 
Grundes und Bobend ber größeren Menge der Staatsbürger er⸗ 
ſchweren. Es geſchieht dieß allerdings in ber Hegel nicht ſowohl 
durch unmittelbare Verbote, — obgleich auch ſolche oft genug vor⸗ 
gekommen find ), — wohl aber durch Einrichtungen, welche das 
vorhandene Grundeigenthum in den Händen Weniger vereinigen, 
und ſomit thatſaächlich alle Mebrigen vom Bodenbefitze ausschließen, 
da dad Staatögebiet nicht nach Willfür erweitert werden kann. 

Eine gleiche Verteilung des Grundeigenthumes iſt allerdings 
eine Unmöglichkeit, und würbe, wenn heute eingeführt, morgen nicht 
mehr beitehen, (es müßte denn bie wichtigfte Eigenſchaft des Eigen⸗ 
thumsrechtes, die freie Berfügung über daß im Beſitze befindliche 
But, aufgehoben werben); auch wäre eine ſolche völlige Gleichheit 
der Gruudſtucke weder landwirthſchaftlich noch ſtaatlich wünjcheng- 
werib. Allein etwas Anderes ift die Zutheilung an eine Heine 
Minderzahl. Eine ſolche Monopolifirung Hat jo manchfache und 
bedeutende Nachtheile, daß eine Aenderung diefes Zuflandes eine 
wichtige Aufgabe für die Polizei iſt). — Zum richtigen Verſtänd⸗ 


1) Hierher gehörten 3. B. die weit verbreiteten Geſetze, daß Unadelige feine 
adeligen Güter faufen biefen (3. ®. im Ungarn, Böhmen, Rußlarıb); das Verbot 
des gleichzeitigen Befiged mehrerer Bauerngüter (3. B. öfterreichifches Patent vom 
19. Oct. 1790, preußifches Edict für Schlefien vom 13. Oct. 1750); bie früher 
faft allgemeine Ausfchliegung ber Juden vom Grundbeſitze; oder die ber Hand⸗ 
werfer von der Erwerbung anderer als fläbtifcher Grundſtücke (3. 8. preuf. Ge⸗ 
jeß vom dten Oct. 1763); u. |. w. 

2) Mehr als in ben neueren Staaten ift biefe Wichtigkeit von den Geſet⸗ 
gebungen des Alterthumes anerlarınt worden. In einigen Staaten wurde gerabe: 
zu gleich getheilt und Unveräußerlichleit biefer Stüde eingeführt, fo 3. 8. in 
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wie der Mißſtände ift es aber nothwendig, vor Allem zweierlei 
Lahältnifje wohl zu unterfcheiden, welche zwar in ber regel wie 
Urjahe und Wirkung zufanmenhängen, aber doch weder immer 
thatſaͤchlich mit einander verbunden find, noch auch biefelben Wir- 
tungen haben oder mis benjelben Mitteln befämpft werben können. 
Einmal nämlich ift der Zuftanb ins Auge zu faffen, welcher daraus 
eniteht, wenn fich der. ganze Grund und Boden eines Landes in 
ven Haͤnden verhaͤltnißmaͤßig weniger Herren (in ber Regel einer 
Weoorzugten Kalte, oder von Lorporationen, vielleicht des Staates 
ſelbſt) befindet. Sodann aber find bie Yolgen zu betrachten, welche 
vie Eintheilung bes bebauten Landes in große Lanbgüser mit ſich 
bringt. Beide Berhältnifje koͤnnen allerdings tharfächlich verbunden 
kin, und find es fogar gewöhnlid. Es ift aber immerhin auch 
möglich, daß die wenigen Grundeigenthümer ihr Land in viele fleine 
abgeſonderte Wirthichaften vertbeilen und jede berjelben einzeln, 
darch Pächter oder wie immer jonft, auöbeuten; fobann Tönnen 
große Güter ba vorkommen, wo im Ganzen nicht über ein Mono- 
pol zu Hagen iſt *). 

1) Die Mikftände, welche ſich aus dem Beſitze bed Eigen: 
thumsrechtes in den Händen verhältnigmäßig nur Weniger 
ergeben, find nun aber im Wejentlichen folgende: 

8) Die von ber Erwerbung thatjächlich ausgeſchloſſene große 
Menge der Staatsbürger Sieht fih eine® angeborenen Red: 
tes beraubt. Wenn der Staat auch nicht dazu vorhanden ift, um 
jedem Bürger Eigenthum, und zwar von allen Arten, zu verſchaffen, 


Locebämon, Lori; in anderen (Rom) mußte wenigftend bei jeber Yamilie ein 
Meines Erbgut bleiben; noch andere Geſetze (ebenfalls in Rom) verboten über: 
mäßigen Erwerb bei gewiffen Arten von Bütem. S. Rau, Volkawirthſchafts⸗ 
pelitif, die Hufl., 2, Geite 154, Note a; Roſcher, Vollswirthſch., Bd. II, 
6. 279 fg. 

3) Mit Recht machen Rau und Roſcher auf die gewöhnlich vorfommende 
Bagsiffäverwirrung aufmertfam, welche baraus entficht, daß man Monopol des 
GSrunbeigeuthums unb Großwirthſchaft ala gleichbebeutenb nahm, während bed) 
bie Beifpdele von Irland, Rorbs und Mittelitalien, wohl auch bes Mittelalters 
kaweifen, bafı das große Cigenthum gax wohl iss viele und felbRt-jehr Heine Gtüde 

und fo vergeben werben koönne. — Diefe Bemerkung muß benn nun 
aber auch ihre practifche Anwendung erleiben. 
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ſo darf er wenigftend nicht dazu. mißbraucht werden, um von ber - 


Erwerbung auszujchließen. 


b) Durch eine ſolche Ausſchließung geht die jittigende 


Wirkung des Grundbefiged für die Mehrzahl der Bürger verlo- 


ven. Nicht blos für Wilde ift der Bejig von Grunbeigentbum und . 


die Bebauung defjelben der erfte Schritt ber Geſittigung; günftige 
Wirkungen begleiten dieſes Verhältnig durch alle Stufen ber Ges 
ſellſchaft. ES knüpft fih an daſſelbe Ordnung, Arbeitfamkeit und 


Borfiht. Der Grundeigenthümer, im Genufje einer Heimath, iſt 


betheiligt bei der Erhaltung der Gefeßlichfeit, der Ruhe und ber 
Ordnung im Staate; während eine befigloje Maſſe von Kolonen 


leicht zu jeder Veränderung geneigt ift ). Namentlich darf nicht 


überfehen werben, daß ed bei einem Mangel an frei veräußerlichen 


Heinen Grundjtücden ben Gewerbenden jchwer möglich wird, fich ein . 


liegendes Eigenthbum zu verfchaffen. Ein folcher Beſitz ift aber fos 


wohl für die Handwerker als für die Fabrifarbeiter ein wichtiger - 


Beitrag zur Zufriedenheit und zum materiellen Wohlergehen, indem 
er, in Nebenftunden und von ber Familie bebaut, Abwechslung ber 
Arbeit, Erholung in freier Luft und Lebensmittel gewährt. 

c) Eine unmittelbare Folge Hiervon ift der Mangel an 
innerer ftaatliher Kraft. Entweder wird das Freiheits⸗ 
gefühl erftickt im Bewußtſein der Abhängigkeit und in der Nohheit 
Allgemeiner Armuth; oder tft heimlicher Kampf zwifchen den Boden⸗ 
Monopoliften und den arbeitenden Heloten. Im erjten Falle Hins 
bert die Stumpfheit der Menge die Entwidlung einer beachtens« 
werthen Öffentlihen Meinung, und Mißregierung bat im Sunern 
gewonnened Spiel, ohne daß ſich der Staat im etwaigen Streite 
mit Fremden auf eine lebendige Volkskraft ſtützen köͤnnte. Im anz 
dern Falle dagegen läßt Unruhe und Unſicherheit keine Gefittigung 
aufkommen; häufig droht Aufftand und Verichwörung; und nur zu 

4) S. Sparre, Lebensfragen im Staate, Bb. I, S. 161 fg. — Nicht 


recht einleuchtend it, warum Alison, Princ. of popul., ®b. II, &. 41 fg,, 
diefe Bortheile bes. Brunbeigenthumed nur in Staaten mit guten ftantlichen 


Einrichtungen anerfennen, in andern aber gerade die gegentheiligen Folgen ans - 


nehmen will. Selbſt in ſolchen Zuftänden ift fihere® Eigentum immer noch 
ein Beflerungsmittel. 
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ht findet ein Außerer Feind, welcher dag Mißvergnügen zu-be- 
iten weiß, bereite Bundesgenofjen im Kerne des Volkes ®). 

d) Die Bereini T des Grundeigenthumes in den Händen 
Veniger macht cine Eßen Theil des Volles Binfichtlich feines 
&hendunterhaltes von ber Minderzafl abhängig, und drück 
Un dadurch in Armuth und berem Folgen nieder. In den ftäbti- 
hen Gewerben finden nicht Alle Beichäftigung; dem eigenthbumd- * 
loſen Landwirthe aber bleibt nichts übrig, als um Taglohn zu dies 
nen, oder Theilbau und Zeit-Pachtungen zu übernehmen unter Bedin⸗ 
gungen, welche von der großen Menge der Suchenven leicht fo fchr 
gefteigert werben, daß dem Arbeiter nur ärmlicher Lebensunterhalt 
bleibt. Hierdurch aber entfteht eine in vielfachen Beziehungen man 
gelhafte und unvortheilhafte Wirthichaft 9%); überbieß in den fchlech- 
teren GSeftaltungen eine Maſſe von ungebilveten, neidifchen, durch 
Unglũck verjchlechterten Proletariern, deren Loos für fie ſelbſt hart, 
für den Staat unerfprießlich, wo nicht gar gefährlich ift ”). - ” 







5) S. Soden, Das agrarifche Geſetz, ober Beweis ber Nothwendigkeit 
eined Ader-Gefehed zur Verhütung der Staatzummälzungen. Augsburg, 1797; 
Lüder, Ueber Nationalinbuftrie, Bd. I, ©. 337 fg.; Sismondi, De la 
richesse territoriale, in Fix, Revue, Fevr., 1835, ©. 125 fg. — Irland ift 
in jebem gefährlichen Kriege England ber verwundbare Fleck. 

6) Ohne Zweifel find bie thatfächlichen Zuftände, welche aus den verſchie⸗ 
benen Arten der Bewirtbfchaftung fremden Grundeigenthums entftehen, fehr ver: 
ſchieden je nach dem Wefen biefer Verträge. Durchſchnittlich am ſchlimmſten, und 
zwar für bie Vetreffenden felbft und für das allgemeine Wohl, find die Verhälts 
uifle bei Meinen Pachtungen auf ganz kurze Seit, namentlich wenn ſich zwifchen 
ben Gigenthümer unb ben Arbeiter Mittelömänner eindbrängen, welche verafter- 
yachten, (wie 3. B. in Irland). Aber auch ber Theilbau hat überwiegende Nach⸗ 
heile und felten fommt ber Colone zu einem auch nur erträglichen Nahrungs: 
ſtande. Am erträglihften natürlich tft die Verpachtung in angemeflenen Größen 
und mit langer Pachtzeit; doch: auch hier leibet bie Landwirthſchaft unter ber 
Unterlaffung von Verbeflerungen mit fpät eintretendem aber um fo bebeutenderem 
Ertrage und unter bem Raubbau am Enbe der Pachtzeit. Erbpacht endlich nähert 
fh zwar dem Eigenthum fehr; allein auch er wirb, eben weil er boch nicht ganz 
dieſes Recht ift, mit der Zeit bie Quelle bitterer Unzufriedenheit und muß fchließs 
lich ganz befeitigt werden. — ©. über alle biefe Berhältnifie bie umfichtigen und 
unpartheiifih abwägenden Erörterungen von Roſcher, Volkswirthſch., Bb. II 
4te Aufl., ©. 170 fg. 

7) ©. oben, ®b. I, & 69, ©. 470 fg. — Irland, Oberitallen, Toscana, 

v. Mohl, Polizeiwiſſ. 1. 3. Auflage. 2 
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e) Endlich Leiden auch die induftriellen Gewerbe, we 
nigftend was bie Sicherheit ihres Gebeihend betrifft, unter dem 
Bodenmonopole. So wie allerdings ein Mlühbender Landbau durch 
das Vorhandenjein zahlreicher und —* Verzehrer in den 
Städten am beſten geſichert iſt, und zwar mehr als durch Ausfuhr: 
ſo iſt umgekehrt die zuverläſſigſte Grundlage des Gewerbefleißes 
der Wohlſtand des Landmannes. Der innere Handel und Ber: 
brauch ift überall die Hauptfache, und im Ganzen wird nur ber 
Ueberſchuß über das befriedigte innere VBebürfnig ben Fremden abs 
gelaffen. Wie aber Fönnen jene beveutend fein, wenn bie große 
Mehrzahl des Volkes aus armen Pächtern oder aus Taglöhnern 
- weniger Reicher befteht? Einzelne Luxus⸗Fabriken ober das Ges 
werbe einer zufällig zum Handel gut gelegenen Stabt können nicht 
ald Beweis der Gewerbeblüthe bei Armuth de befitlofen Land: 
manned angeführt werben; denn jie find verhältnigmäßig von ge 
‚ ringer Bedeutung. Ja jelbjt wenn die Gewerbethätigfeit des Lan- 
des im Ganzen, gegründet auf auswärtigen Abſatz, eine bedeutende 
wäre, fo würde ein folcher Zuftand ein fehr wenig wünfchenswer: 
ther fein, ba er, der fichern Grundlage entbehrend und von vielen 






bie Campagna bi Roma, die ſlaviſchen Provinzen Oeſterreichs dienen für biefe 
und für bie folgenden Sätze ald Belege. ©. z. B. Über erfiered Phelan and . 
O’Sullivan, Digest of evidence on the state of Ireland. Lond., 1826, _ 
Br. I, ©. 1 fg. Meber Toscana: Rumohr, Urfprung der KVefiblofigleit 
ber Kolonen in Toscana. Hamb., 1830, ©. 149; Sismondi, Gemälde ber . 
toscanifchen Landwirthſch., über]. von Burger. Tüb., 1805, ©. 63 fg., S. 127 fg. . 
und 175 fg. Ueber bie Lombardei: Burger, Landwirthſchaftliche Reife nah 
Oberitalien. Wien, 1832, B®b. II; Jacini, La .propositä fondiaria e le 
popolazione agricole in Lombardia. Mil., 1854. Weber bie Campagna: Bon: 


„ fetten, Reife in bie klaſſiſche Gegend Noms, bearbeitet, v. Schöller, Lpzg,. 


1805, S. 140 fg.; Lullin de Chateauvieux, Briefe über Jtalien, über. . 
v. Hirtzel. Lpz., 1821, ®b. I, ©. 178 fg. Aus beutihen Staaten nennt ſchla⸗ 
genbe Beifpiele: Hundeshagen, Staatäfräfte von Helfen, S. 27, Note 1. 
Man führt wohl nicht als BVeifpiel bes @egentheiled England an, befien Grund 
und Boden allerdings nur unter 30,000 Familien getheilt iſt. Hier gleicht je 
doch das, wo nicht geſetzlich boch thatfächlich Häufig beftehende, Syſtem des Erb: 
pachtes manchen Nachtheil aus; und überbieß ift auf dem Lande die Dienge ber 
Armen ſehr beträchtlich, wirb überhaupt bag Verſchwinden ber Fleineren ſelbſt⸗ 
Händigen Geunbeigenthümer auch flaatlich fehr beklagt. 
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leicht fehlſchlagenden Bebingungen abhängend, beitändigen Gefahren 
ausgeſetzt bliebe °). 

2) Was nun aber die Folgen einer Eintheilung bes Bodens 
in umfangreich e@äikger betrifft, fo find diefe freilich nicht blos 
nachtbeilig, auch vielleiigs Ttaatlich nicht jo tiefgreifend, wie die des 
Monopoles; allein eine ernfthafte Beachtung verbienen fie immerhin. 

a) Wo Gropwirthichaft?) in ausgedehntem Maaße getrieben 


8) Ueber Gleichgewicht von Landwirthſchaft und Gewerbe fiehe Roſcher, 
a. a O., 6.56 fg. — Man wird wohl auf England binweifen zur Widerlegung 
diefer Auffaffung. Allerdings ift bier eine riefenbafte Gewerbethätigfeit neben 
einer Monopolifirung bes Grunbeigenthung in verhältnigmäßig wenigen Händen, 
und eb ift biefe Induſtrie zu einem höchft bedeutenden Theile nicht durch den 
inneren Verbrauch befchäftigt, ſondern auf äußeren Abſatz angewiefen. Auch ift 
unläugbar auf biefe gewerbliche Thätigkeit und ihre Ergebnifle ein Weltreich ge: 
gründet. Allein, ift nicht eben fo unbeftreitbar, daß diefer anfcheinend fo glän⸗ 
zende Zuftand in feiner innerften Grundlage unfiher iſt, weil auf Abſatz nad 
Außen geſtellt? Müſſen nicht alle Mittel, felbft zuweilen bie jchlechteften, anges 
wendet werben, um biefen Abfag zu erhalten, wo möglich zu erweitern? Bringt 
nicht ſchon itzt irgend eine Stodung in einem entfernten Welttbeile unmittelbar 
eine ſchmerzhafte und vieleicht gefährliche Krife in England hervor? Iſt nicht 
zu fürdten, daß bei weit ausgedehnten und lange dauernben Störungen bed 
Hanbelg, bei einem für England unglüdlichen Seekriege, — zwei doch auch mög⸗ 
lichen, auf die Dauer felbft wahrfcheinliden Dingen, — das furdhtbarfte Elend 
uuter ben gewerbenden engliichen Bevölkerungen entfliehen, das ſtolze Gebäube ins 
Banten fommen kann? Die Gefchichte der engliichen Bobenverhältnifie und Ge⸗ 
werbethätigkeit kann gar wohl mit anderen Ergebniſſen abfchließen, ald igt in ber 
Entwidlungsperiobe vorzuliegen fcheinen. 

9) Der Begriff von groß und Klein ift allerbings relativ, und je nach ber 
Art ber Bewirthſchaftung, ber Fruchtbarkeit ded Boden? umd des Climas Tann 
diefelbe Fläche ein großes und ein Feines But genannt werben. Doch giebt daß . 
Maaß ber Beſchäftigung für bie Familie bes felbft arbeitenden Landwirthes einen 
baltbaren Maaßſtab. Ein But, welches eine folche Arbeit gar nicht erfordert, ift 
aur ein Stückchen Land, eine Parcelle. Wenn bie volle Arbeit der Familienmit⸗ 
glieder nöthig if, aber auch ausreicht, fo kann das But nur ein Meines fein. 
Ein wittlered (gute Bauern:) Gut ift ein folches, welches die Arbeit von ſtän⸗ 
digen Lohnarbeitern erfordert, ohne ben Eigenthümer in die Lage zu verfeten, ber 
eigenen Arbeit ſich felbft ganz entfchlagen zu können. Ein großes Gut endlich 
erfordert und geftattet einen gebildeten unb in entſprechendem Verhältniſſe leben⸗ 
den Dirigenten (Cigentbümer ober Verwalter). Eine Herrichaft mag genannt werden, 
wo deren mehrere, mit verfchiebenen“drtlichen Sitzen oder Arbeitstheilung nöthig 
find. Bol. Roſcher, Volkswirthſch, Bd. II, S. 135 fg. — Das Eintheilungs- 
princip wird jeboch von Anderen anberd angenommen. So nenm 3. B. Rau 
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wird, namentlich mit befonderer Handhabung der Viehzucht, ift es 
unvermeidlich, daß ein beträchtlicher Theil der Bevölkerung, welcher 
bei dem mit wenigeren Menſchen bejorgten Landbau keine Beichäf- 
tigung findet, fich den Städten zuwendet ier außwandert. Im 
letzteren Falle geht Menfchen- und Geldkapital, welches unter an- 
deren Umftänden für Boll und Staat hätte erhalten werben können, 
verloren; in jenem wachſen die Städte in einer für bie fittliche 
und körperliche Kraft des Landes, fo wie für bie ftaatliche Ruhe 
und Sicherheit bebenklichen Weife an, und wird -bie auf auswärtigen 
Abſatz angewiefene, aljo mehr oder weniger gefährdete, Gewerbe: 
thätigkeit immer höher gefteigert. 

b) Der Werth des Grundeigenthumes tft gerin- 
ger, wenn daffelbe in große Maſſen eingetheilt ift, al® wenn es 
in Kleinere Stüde zerfällt. Zu erfteren finden fich weit weniger 
Käufer wegen der Größe des Preiſes und wegen bed, zu kgpitali⸗ 
firenden, Betrages der Aufficht3= und Leitungs-Koften; außerdem 
hat ein bedeutendes Gut im Zweifel auch geringeren Ertrag 
(j. nachher), und kann fomit nicht zu den Preifen bezahlt werben, 
wie daffelbe Land in Kleineren Theilen. Daher denn die feftftehende 
Erfahrung, daß ein Gut in einzelnen Stüden immer weit höher 
verkauft wird, al im Ganzen. Es fällt in die Augen, daß das 
Volksvermoͤgen um den ganzen Unterſchied beider Werthe durch die 
bloſe Thatfache geringer Vertheilung kommt. 

c) Endlich Haben große Beſitzungen noch den bedeutenden 
volfawirthichaftlichen Nachtheil, daß fie, wenigftend da, wo die Ver: 
hältnifje de2 Klima's, Boden? und Marktes auch eine intenjive 
(Volkswirthſchafislehre, ©. 290) ſehr Flein ein Grundſtück, welches felbft bei 
Gartencultur bie Familie bed Eigenthümers nicht volftändig nährt; Flein das⸗ 
jenige, welches nicht mehr als Ein Pfluggeipann befchäftiget; (wie aber, wenn 
die Gulturart feinen Pflug erfordert?) mittlere Güter befchäftigen zwei und 
mehr Geſpanne, doch fo, baß ber Beſitzer noch felbft an den Ianbwirthichaftlichen 
VBerrichtungen Theil nehmen kann; groß ift das But, welches einen eigenen 
Leiter hinlänglich beſchäftigt; jehr groß, wenn Ein Verwalter nicht hinreicht. 
Anders wieder Hundeshagen, Lanbw. Gewerbslehre, S. 10 fg.; Bern: 
hardi, Verſuch einer Kritif db. Gründe für großes und Feines Grundeigenthum, 


©. 22 fg., und fo noch mehr. — Se intenfiver bie Landwirthſchaft ift, deſto Fleiner 
Fonnen und müfien bie @üter fein. 
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Birihichaft geftatten, einen geringeren Roh⸗Ertrag liefern, als fie 
hervorgebracht hätten, wären fie in den Händen von mehreren klei⸗ 
neren Eigenthümern geweſen. Allerdings bat die Größe eines 
Gutes auch manchfache Vortheile. So namentlich die Möglichkeit 
befierer Arbeitstheilung und Verbindung, der Einhaltung eines 
zweckmãßigen Fruchtwechſels, der Betreibung ausgebehnter und ver- 
befierter Viehzucht, der Anwendung von Maſchinen, de Anbaues 
verſchiedener nicht Einem Unglüce unterworfener Gewächle; ferner 
die Koftenerfparniß bei Gebäuden und beim Einkaufe ver Bebürf- 
niffe im Großen und zu paffender Zeit; die leichtere Anlegung 
großer Bobenverbefferungs - Anftalten; den fabritmäßigen Betrieb 
mancher mit der Landwirthichaft enge verbundener Gewerbe; bie 
Anwendung und vollftändige Ausnügung ausgezeichneter Arbeits- 
kraͤſte für beitimmte Beichäftigungen ; die vortheilhaftere Verfenbung 
großer Mengen auf den Markt. Auch fällt in die Augen, daß die 
geographiſche und Plimatifche Lage eines Gutes Großmwirthfchaft ver- 
langen Tann; jo namentlich wenn es auf Viehzucht oder Forft- 
wifienfchaft angemwiefen ift, oder der Abſatz nur in der Ferne zu 
erwarten ift. Allein diefe Vortheile werben überwogen durch die 
weniger forgfältige und fleißige Bebauung des Boden? mitteljt 
Zagelöhner; durch die Unmöglichkeit jeden Fleineren Vortheil zu be⸗ 
nügen und allen, zunächft Kleinen aber doch zuſammen bedeutenden, 
Berluften vorzubeugen; durch die Schwierigkeit, folche Theile des 
landwirtbichaftlichen Gewerbes zu betreiben, welche viele und nicht 
zu allen Zeiten gleichmäßige Arbeit und Aufmerkſamkeit erfordern, 
diefe aber auch durch hohen Preis der Erzeugniffe belohnen; durch 
ben nachläffigen Anbau entfPrnt liegender Gutötheile; endlich häufig 
durch den Mangel an zureichendem Kapitale, welcher nöthigt, große 
Strecken nicht auf die einträglichjte, fondern auf eine nur geringe 
Borlage erfordernde Weiſe (namentlich ala Weide) zu benüten 19). — 

10) ©. eine Aufzählung und Prüfung der wirthſchaftlichen Brünbe für und 
gegen große Büter bei Hatzel, Briefe Über bie Wirthfchaft großer Landgüter 
und über bie Urfachen des geringen Ertrages berfelben. Heilbr., 1796; Thär, 
Einleitung zur Kennmiß der engl. Landwirthſchaft, Bd. II, Abtheil. 2, ©. 91; 


Kraus, Staatswirtbichaft, Bd. V, ©. 72 fg.; Lob, Staatswirthſchaftslehre, 
B. II, ©. 24 fg; Elsner, Politik der Landwirthſchaft, Bd. I, S. 56 fg.; 
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Verſchieden freilich von der Frage hinſichtlich des Roh-Ertra⸗ 
ges ift die Frage, wie e8 fi mit dem Rein-Ertrage größer Gi 
ter im DVerhältniffe zu Heineren verhält? Hier ſind benn die Att- 
fichten fehr verichieden. Diejenigen, welche großen Wirthſchaften 
einen größern Nein-Ertrag zufchreiben, als dieſelbe Fläche, in klei⸗ 
nere Wirthichaften zerichlagen, liefern würbe, ſtützen ſich hauptjädhe 
lich auf wei Gründe. Einmal ſei Mar, daß auf den Meinen Wirth: 
fchaften eine bei weiten größere Anzahl von Menfchen lebe und 
fi von denfelben nähre, als auf der Einen großen Wirthfchaft, 
welche entweber mit unverheiratheten Dienftboten ober mit Tagloͤh⸗ 
nern, deren Genuß auf dag Minimum berabgebrückt fet, betrichen 
werde; es bleibe alfo, auch ven Rohertrag größer angenommen, ein 
geringerer Reinertrag übrig. Sobann feten durch Arbeitstheilung, 
burch beitändige nütliche Verwendung ber vorhanbenen Arbeiter, 
durch Anwenbung von Tanbwirthichaftlichen Mafchinen, endlich durch 
wohlfeilen Groß⸗Einkauf der Bebürfniffe die Beſchaffungskoſten des 
Meberfchuffes bei einem großen Gute geringer, ala bei dem Fleinern, 
und jomit bleibe jogar bei gleicher Größe des verfäuflichen Quan- 
tum3 mehr Rein-Eintrag. Hiergegen wird nun aber eingewenbet: 
baß bei Fleineren Gütern der Unterhalt des ganz oder theilweiſe 
müßigen Eigenthümerd, fo wie feiner Verwalter und Auffeher ganz 
wegfalle; daß die durch die Familien der Befiter veranlaßte grö- 
Bere Verzehrung wieder erjeßt werde durch größeren weil freiwilfi- 
gen Fleiß derſelben, durch die von benfelben beforgten forgfältigeren 
und ſomit einträglicheren Urbeitäzweige, jo wie durch die Erfpar- 
niffe bet Gegenjtänden, welche in großen Wirthichaften unbeachtet 
bleiben müfjen; endlich daß die mäßigere Lebensweiſe der Meineren 
Eigenthümer ihre größere Anzahl zum Theile ausgleiche. — Soll⸗ 
ten num auch diefe Gründe nicht völlig hinreichen, um einen gleich 
großen Rein-Ertrag zu beweiſen, jo find ſie wenigfteng immerhin 
bedeutend genug, um viel von dem auf den erften Blick ſcheinbaren 
Sähüz, Ueber den Einfluß der Vertheilung des Grundeigenthums, ©. 53 fg.; 
Sparte, Lebensfragen im Staate in Beziehung auf das Grunbeigentbum, Bd. I, 
©. 206 fg.; Rau, Volkswirthſch.-Lehre, ötr Aufl., ©. 457 fg; Roſcher, 


Volkswirthſch. Ate Aufl., Bd. II, ©. 135 fg." Bei beiden letzteren noch zahlreiche 
weitere Literatur. 


Mehrvorrathe der Groß⸗Wirthſchaften zu ergänzen. Und ſelbſt 
wenn biefes nicht der Fall iſt, entitcht Immerhin noch bie Frage, 
ob ein von Wenigen gewonnener größerer Weberjchuß oder ein un⸗ 
ter Viele veriheiltes hinreichendes Auskommen den Vorzug verbient? 
Und Hier ſprechen nicht mır die oben angebeuteten ftnatlichen und 
ſitilichen Gründe für die Vertheilung umter Mehrere, fondern aud) 
in velköwirthichaftlicher Beziehung Tiegt der Nachtheil weniger aber 
reichet Berzehrer im Gegenfate gegen viele, zwar nicht luxurids 
lebende allein verfchtevenartig und durch Häufung der einzelnen 
Forderungen vielfach Beichäftigende, Grunbeigenthümer Mar vor Augen. 

Der nothwendige Schluß aus diefen Säten ift, daß etwaige 
Hemmniſſe, welche einer gleichmäßigeren Vertheilung des Bodens 
entgegen ftehen, wegzuräumen find, fomit ſowohl der Mafje der 
Bürger die rechtliche und thatfächliche Möglichkeit ber Erwerbung 
von Srunbeigenthum verfchafft, als der übermäßigen Größe ber 
einzelnen Wirthichaft da, wo es nöthig tft und fo weit ein Bedürf—⸗ 
niß befteht, abgehelfen werben muß. Bei der großen Wichtigkeit 
ber Sache für die ganze bürgerliche Gefellichaft unterliegt es keinem 
Zweifel, daß ber Staat durch Gefebgebung und Verwaltung hierzu 
wirfen muß, und daß er felbft Opfer zur Bewerkitelligung des 
wünfchenswerthen Suftandes bringen darf. | 

Doch iſt hiermit nicht gefagt, daß nicht auch in dieſer Bezie⸗ 
bung Einhaltung eines richtigen Maaßes nützlich und entgegens 
ſtehenden Rückſichten eine entfprechende Rechnung zu tragen el. 
Im Gegentheile ift es, ehe die zur allgemeineren Vertheilung füß- 
renden Maaßregeln erörtert werben, ſehr nöthig, einige fehlerhafte 
Zuftände zu bezeichnen, welche bei rückſichtsloſer Webertreibung oder 
bei unzweckmäßiger Ausführung des Grundſatzes eintreten, und bes 
ren Nachtheile ſogar manche übeln Seiten be entgegengefeßten Zu: 
flandez überwiegen können. 

b) Warnung vor fehlerhaften Bufländen. 
$. 114. 
e) Uebertreibung der Vertheilung. 

Die Aufldfung des allzugroßen Grundbeſitzes kann in doppel⸗ 

ter Beziehung zu weit gehen. Einmal nämlich iſt es nachteilig, 
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wenn fämmtliche beveutende und geichloffene Güter in Fleinere 
Befibthlimer verwandelt werden. Zweitens aber ift es ein Fehler, 
von einem Aeußerften in das andere zu verfallen und bie Theil- 
barkeit des Bodens bis zur Zerfplitterung zu treiben. 

1) Unzweifelhaft ift eine rechtliche Unfähigkeit der Maſſe des 
Volkes, Grundeigenthum überhaupt ober bejtimmter Art zu befigen, 
nicht zu dulden, und muß jede Befchränfung diefer Art volllommen 
befeitigt werden; allein es darf dieß nicht in der Richtung gefchehen, 
daß nur der in das Gebiet des allgemeinen Rechtes gebrachte Bo- 
ben mit Nothwenbigfeit in Tauter Heine Befigungen zerfällt. Große 
in Einer Hand befindliche Güter haben ohne Zweifel ihre eigen- 
thümlichen Nachtheile; doch keineswegs blos folche. Nicht nur ftehen 
ihnen, namentlich wenn fie nicht in Ueberzahl vorhanden find, felbft 
beftimmte wirthichaftliche Vortheile zur Seite (f. oben, ©. 21); 
fondern fie find auch von politifcher Bedeutung. Der Beſitz großer 
Güter giebt nämlich, beſonders wenn er lange in derſelben Familie 
fortgejeßt wurde, einen bebeutenden Einfluß auf bie. Umgegenb, 
welcher von einem wohldenkenden und gebildeten Eigenthümer jehr 
heilfam benügt werben Tann. Reiche Grundbefiter (ohne unges 
rechte Vorrechte und ohne Monopol des Landes) Tiefern den Staa- 
ten mit Vollßvertretung einen fruchtbaren Stamm von unabhängi- 
gen und einfichtigen Wählern und von Abgeorbnneten oder Mitglie- 
bern einer Erften Kammer, wo eine folche beſteht. Manche nützliche 
Staatzeinrichtung kann ohne das Beſtehen gebildeter, mohlhabenver, 
mit Perfonen und Sachen befannter und einflußreicher Grund- 
eigenthümer nicht getroffen werden aus Mangel an paflenden Or- 
ganen, jo 3.8. die Theilnahme der Bürger an der Verwaltung ber 
öffentlichen Angelegenheiten, der Befehl über Bürgergarden bes 
fladen Landes, ſelbſt gute Geſchwornengerichte. Außerdem bient 


1) Qgl. Stael-Holstein, Lettres sur P’Angleterre. Par., 1825, 
S. 48 fg. — Unter den Vortheilen ber großen Guüter ift die Aufrechterhaltung 
des Adels, ala ſolchen, nicht erwähnt, weil — biefe Fein Vortheil if. Ein an⸗ 
dere ift eine einflußreihe Grund : Ariftofratie, ein anderes eine Adelskaſte. Die 
Vhrafen, daß letztere bie Stüße bes Thrones, die Vermittlerin zwifhen Volt unb 
Fürften, zur Beſetzung der Offizieröftellen nothwendig fei u. f. w., find von allen 
Bernünftigen Tängft als das gewürdigt, was fie find, nämlich als Phrafen. 
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vie Bewirthihaftung der größeren Güter, wenigftens in allen’ ge- 
ſittigten Zuftänden, als Mufter für die Pleineren Landwirthe in 
Beziehung auf wiſſenſchaftlich begründeten Betrieb und neue Ent⸗ 
deckungen. Die Anmejenheit wohlhabender Familien ift ein Mittel 
zur Bildung ihrer Umgebung, kommt nützlichen öffentlichen Unter: - 
nehmungen, namentlich aber auch der Urmenpflege zu Gute ). 
Die Zerichlagung aller großen Güter ift ſomit nicht wünſchens⸗ 
werih, fonbern biefelbe nur jo weit gerechtfertigt, als das Beduͤrfniß 
des nach Grundeigenthum verlangenden Theiles des Volles fie er- 
fordert. Der gebeiblichfte Zuſtand ift nicht derjenige, wo lauter 
Heine Güter in einem Lande beftehen, fondern der, wo neben ber 
gehörigen Anzahl Pleiner und mittlerer auch noch große Wirthſchaf⸗ 
ten vorhanden find ®). — Auch die Einwirkung des Staates ift fo- 
mit diefen Verhältniſſen anzupafien. Ste muß nur auf eine den 
Benürfniffen entiprechende Zerſetzung ber großen Güter hinarbeiten, 
nicht aber alle zu gleicher Zeit angreifen, und namentlich folche 
Gattungen wenigftend zunächft unangetaftet laſſen, bei welchen bie 
Bortheile fühlbarer hervortreten. Wenn alfo die Veräußerung ber 
biaher dem Staate felbft oder Körperfchaften gehörigen Güter hin⸗ 
reicht, um das begründete Begehren nach Eleinen und mittleren Bes 
ſitzungen zu befriedigen, fo ift fein Grund vorhanden, bie burch 


2) Allerdings febt ber wirkliche Genuß bieler Vortbeile einen vegelmäßigen 
Aufenthalt ber Eigenthümer auf ihren Gütern voraus, indem Beamte und Ber: 
walter fie wenigſtens in den meiften Beziehungen nicht erfeßen Fünnen. Eigener 
Nutzen und Gefühl von Stellung und Pflicht follten nur unzweifelhaft zu einem 
folden Verweilen auf bem eigenen Befite anhalten, (natürlih mit den Aus: 
nahmen, welche Öffentlicher Dienft, Kindererziehung, erlaubtes Vergnügen u. |. w. 
mit ſich bringen;) leider ift aber das Landleben nicht zu allen Zeiten unb in 
allen Ländern ber Neigung und Sitte ber Reichen und Vornehmen gemäß; fie 
sieben oft vor, in großen Städten, an Höfen, vielleicht im Auslanbe zu leben. 
Hier ift dann Abhilfe ſchwer. Zwang zu einer naturgemäßeren und nützlicheren 
&ebenzweife ift felbfiredend nicht geftattet umb würde auch kaum etwas wirken; 
eine Anderung ber Sitte herbeizuführen, mag ber Zeit, großen Ereignifien und 
amberer Richtung ber Beflttigung gelingen, nicht aber Einwirkungen des Staates. 
Raum wird fomit weiter verlangt werben und gefchehen können, als daß der 
Aufenthalt in ber Hauptflabt und am Hofe nicht auch noch künſtlich herbeigeführt 
und verlängert wirb. 

3) Bol. Sparre, Lebensfragen im Staate, Bb. I, ©. 98 fg. 
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Familienſtatute jitfimmengehaltenen Güter aufzuldſen. Und wenn 
in einer Gegend der Landmann bereits über eine feiner Zahl und 
feinem Vermögen entfprechende Ausdehnung von frei veräußerlicden 
Hleineren Wirthſchaften und felbft Einzelftücden verfügt, größere 
Gutsbeſitzer aber hier gar nicht vorhanden find, fo kann es eine 
ganz richtige Maaßregel fein, den bisher in todter Hand gemejenen 
Beſitz, welcher in Folge allgemeiner Beſtimmungen überhaupt vers 
äußert werben ſoll, nicht zu zeritüdeln, fondern nur in dem Um⸗ 
fange von Großwirthſchaften an paflende Eigenthümer abzuteeten. 

2) Noch weit größer abet, und von fat unberechenbaren Folgen, 
ift der Nachtheil, wenn durch die Befeltigung rechtlicher Unfähigkeit zum 
Beſitze von Grundeigenthum jeder Art und durch die Veräußerung bis⸗ 
her nicht im Verkehre gewefener Güter mitteljt immer weiter gehenber 
Abtrennungen und Theilungen endlich eine weitverbreitete Zerfplit- 
terung des Bodens in. Heinfte MWirthichaften und bloſe Parcellen 
eingeführt wird. Schon nach einigen Gefchlechtern Tann eine folche 
Geftaltung des Bodenbeſitzes zur Mebervölferung und zum Landbau⸗ 
Proletartate mit allen ihren troftlofen Folgen führen; außerdem hat 
die Auflöfung des Boden? in Schollenfplitter eine Menge von Nach⸗ 
theifen für Bebauung und Benützung ). Wenn nicht etwa ein 
Nebenverbienft ftattfindet, fo iſt Zeit und Arbeit nicht voll zu ver: 
wenden; der theilweife Müßiggang wirkt ſittlich verderblich; von 
einem verftändigen Wirthichaftiplane kann gar Feine Rebe fein; es 
geht viel Land durch Gränzen und Wege verloren; werthvolles und 
großes Vich kann nicht mehr gehalten werben; ber Kredit ift ſchwach; 
zu ben Staatslaſten wirb nicht? beigetragen; der geringfte Unfall 
führt zu völliger Verarmung. — Diefe Nachtheile find fo bedeutend, 
daß fie zum mindelten dann einer Vereinigung des Grundeigenthums 
in allzu wenigen Händen an die Seite gejebt werben fünnen, und 
nichts gewonnen tft, wenn einer biefer fehlerhaften Zuftände an bie 
Stelle des andern gefeßt wird. Allerdings werben wohl auch Gründe 
9) S Sparte, Lebenöfragen, Bd. I, ©. 279 fg.; Rofher, Vollsw., - 
Bd. I, ©. 148 fg. Die von Rau, Volkswirthſch. Polit., Bte Aufl., I, Seite 
164 fg. angeführten Gründe unb Thatfachen, welche das Nichtworhandenſein ober 


wenigſtens bie geringere Bebeutung einer Gefahr nachweifen follen, reichen wohl 
faum aus, um bie Wirklichkeit des Uebels in Zweifel zu flellen. 
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angeführt, warum daB mogliche Uebel nicht auch in gleichet Weiſe 


lumer das wirkliche werbe. Vernunftige Berechnung und Vorſicht 
ber Landleuie ſelbft und langſames Wachſen der Bevoͤlkerung ſollen 
äiner zu weit gehenden Zerſplitterung vorbeugen; Heirathen, Erb: 
Khaften, Zuſammenkäufe die bereit eingetretene wieder befeitigen °). 
Dem veiberfpricht aber nicht nur die Natur det Dinge und der 
Menſchen, ſondern auch die Erfahrung derjenigen Länder, in wel: 


‚Gen völlige Veräußerlichteit und gleiches Erbrecht much am Grund: 


eigenthum Lange genug bejtehen, um ihre Wirkungen voll zu äußern. 


Eine Vorbeugung wäre daher von offenbarfter Wichtigkeit. Unglück⸗ 


lſicherweiſe ftehen einer folchen die größten Schwierigkeiten entgegen. 
An eine zwangsmäßige Aufrechthaltung des beftehenden Tim: 
fonges Tätnmtlicher großen und mittleren Güter (Rittergüter und 
Ynnernhöfe) im Sinn der mittelalterlihen Orbnung der Gejellichaft 
und Wirthſchaft ift nicht zu denken, wenn nicht der ganze Zweck 
einer Berallgemeinerung von Grundbeſitz vereitelt, namentlich aber 
ben Fortichritte im Landbaue, der Verwendung von Kapital und 
Arheitäfraft auf intenfivere Wirthichaft ein unbefiegbares Hinderniß 
m den Weg gelegt werden will zum fühlbarften Nachtheile für bie 
Betreffenden und für das ganze Volksvermögen. Die, allerdings 
wimfchenawerthe und mögliche, Erhaltung nur einer Anzahl ſolcher 
Güter verhindert aber eine Zerfplitterung außerhalb ihres Bereiches 


nicht. (S. unten, 6$. 117 und 119). — Auch die gefegliche Feſt⸗ 


ſetzung einer Mindeſtgroͤße, unter welche ein bisher geſchloſſenes 
Gut durch einzelne Abtrennungen nicht herabgebracht werben bürfte, 
iſt nicht durchzuführen, Indem theils Dertlichkeit und Clima, theils die 
Möglichkeit Intenfiver Wirthichaft oder befonderer Eulturen, ſomit 
ver Wille zu folchen, theils die Verjönlichkeiten, endlich die auf einem 
Gute Iaftenden oder zu einer beſſern Bewirthſchaftung aufzunehmen- 
den Kapitale fo große Unterfchleve in den Verhältniffen machen, daß 
allgemeine Regeln gar nicht aufgeftellt, jeden Falles nicht eingehals 


5) ©. Rau, Volkswirthſch. Polit., öte Aufl., I, S. 148 fg., und bie da⸗ 
ſelbſt angeführte Literatur. Roſcher, Vollswirihich Bd. IT, ©. 398 fg. führt 
zahlreiche Beiſpiele von übergroßer Bobentheilung aus allen BSeltaltern an, 


warnt aber allerdings auch vor Webertreibungen. 
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ten werben koͤnnten, jo daß am Ende ber fchlimmite aller Zuftänbe, 
willfürliche Verfügung ber Behörden in jedem einzelnen alle, ein 
treten würbe. Auch müßte, wenn der Zweck wirklich erreicht werben 


m. 


— ⸗ 


ſollte, die Größebeſtimmung auf Pachtungen ausgedehnt werden, 


was doch noch weit ſchwieriger durchzuführen, überdieß durch arte 
geblich gemeinfchaftliche Bewirthſchaftung Mehrerer zu umgeben wäre. 
— Ferner ift eine etwaige Feftftellung des BVerhältniffes von frei 
veräußerlichen und theilbaren walzenden Grunbftüden zu der Ge 


ſammtflaͤche einer jeden Gemeindemarkung unauzführbar. Welches 


wäre überhaupt das richtige Verhältnig? Sodann würde dad Vor 
handenſein oder Fehlen von gewerblichen Nebenbeichäftigungen, von 
befonderen Eulturen, von günftigen Abfatzwegen für kleinere Erzeug⸗ 
niffe u. f. w., nad) Ort und Zeit wefentliche Abweichungen noth⸗ 
wendig machen, alfo wieder zu Ungewißheit und Willlür führen. — 
Ein Verbot gewerbmäßigen Ankaufes großer und mittlerer Güter zum 
Behufe eined Wiederverkaufes in Parzellen (dev fog. Hofmetzgerel) 
würbe höchitens eine, und keineswegs die bedeutendſte, Duelle von 
Zeriplitterung verjtopfen; allein es wäre überdieß als allgemeine 
Maaßregel eben fo oft ſchädlich ala nützlich. Da nämlich, wo eine 
Berallgemeinerung des Grunpbefiges und felbft die Vermehrung der 
Meinften Stüde noch wirkliches Bedürfniß ift, wird durch ein all- 
gemeine Verbot des fraglichen Güterhandels berechtigten und wichtt- 
gen Bebürfniffen entgegengetreten. Daß betrügerifchem Verfahren, An: 
reizungen zu übertriebenen Anlaufdanerbietungen (3. B. durch Getraͤnke⸗ 
vertheilungen), Verwültung der Waldungen entgegengetreten werben 
barf und muß, verſteht fich freilich von ſelbſt, geht aber nicht auf 
ben Grund der Sache. — Endlich ftehen einer Gefeßgebung, welche 
gleiched Erbrecht der Kinder an Grumbeigenthum befeitigt, über: 
wiegende Bedenken entgegen. Theils erſcheint eine folche Bevor⸗ 
zugung bed Einen von den Geſchwiſtern unbillig; theils belaftet fie 
ben Erben mit ſchweren Heraudzahlungen, entzieht ihm alfo bag 
nöthige Betriebs- und Verbeſſerungskapital; theild endlich fchafft fie 
ein Proletariat von Nachgebotenen. Wenn ein Erbrecht biefer Art 
alfo etwa aufrecht erhalten „werben mag, wo e8 befteht, fo ift an 
eine Neueinführung deſſelben gar nicht zu benken, 
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Unter diefen Umſtänden erfcheint denn eine durchgreifende Ver- 
hütung des Uebels durch unmittelbar wirkende Staateinrichtungen 
ad hoffnungslos. In wie ferne aber durch mittelbaren Einfluß 
ein erklecklicher Erfolg erzielt werden Tann, hängt von den Umftän- 
ven ab. Auf der einen Seite mag nämlich allerdingd gemeinfaß- 
üche Belehrung über die fchädlichen Folgen einer allzu weit gehenden 
Bodentheilung durch die Preffe, in paffenden Fällen durch bie Be⸗ 
amien verſucht werden; es kann ferner den Mehrbegüterten (ober, 
ws dad Nämliche ift, den höher Beſteuerten) eine ehrenvolle und 
anfiußreiche Stellung in den öffentlichen Angelegenheiten, — der 
Gemeinden, Bezirke, der Strafgerichtsbarkeit u. ſ. w, — eingeräumt 
werben. Auf ber andern Seite tft es Aufgabe, wenigſtens ben 
Klinmften Wirkungen der Zwergwirthſchaft entgegenzuarbeiten durch 
Verbreitung von gewerblichen Nebenbefchäftigungen und durch Unter- 
ſtützung von freiwilligen DVergefellichaftungen zu gemeinfchaftlicher 
Bewiribichaftung einer Anzahl von Kleinen Landftellen. Die Wirkung 
jener erften Gattung von Maaßregeln hängt nun aber offenbar von 
dem Grabe der Bildung und des Eifers für das ftaatliche Leben 
ab; die Möglichkeit einer Anwendung ber Ietteren Mittel dagegen 
auch wieder theild vom guten Willen und von der Einficht der 
Betheiligten, theild von der allgerheinen Lage ber Gewerbe ®). 


6) Die Frage über die unbebingte Theilbarfeit der ‚Güter ift vielfach der 
Gegenſtand von jchriftftellerifchen Verfuchen gewefen, ohne daß aber eine, nament⸗ 
ih auch die Erfahrungen der letzten 30 — 40 Jahre gehörig und vollſtändig er: 
wägende Unterfuchung überflüffig wäre. Für die unbebingte Theilbarfeit aller 
Güter |prechen fi unter Andern aus: Autenrietb, Die Vertheidigung der 
nneingefchränften Vertrennung ber Bauerngüter. Stuttg., 1779, 4; Waldeck, 
Ueber bie Unzertrennlichkeit ber d. Bauerngüter. Gießen unb Marburg, 1784; 
Bindler, Web. bie wilführlihe Verfleinerung der Bauerngüter. Lpz., 1794; 
Gebhard, Bemerkungen zu ber Schrift des Grafen von Soden, der baierifche 
&anbtag vom Jahre 1819. Erl., 1822; Morel de Vinde, Consider. sur 
le morcellement de la propriet& territoriale en France. Par., 1822; Ulmen: 
Rein, eb. die unbeſchränkte Theilbarkeit be Bobens. Berl, 18275 Reichens: 
berger, Die Agrarfrage. Trier, 1847; Derfelbe, Die freie Agrarverfaffung. 
Regenöb., 1856; Lette, Die Vertheilung des Grundeigenthums. Berl., 1858; 
Derf., Die Vertheilungsverhältniffe des Grundbeſitzes. Berl. 1869. ine bes 
deutenbe Anzahl von mehr gelegentlichen Aeußerungen älterer Schriftfteller, |. bei 
Balded,a. a. O., ©. 198 fg. — Gegen die Theilbarkeit ſprechen fi) uns 
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6. 115. 
A Unrichtige Felbeintheilung. 
Zwei Sätze find an ſich klar. Erſtens, daß die Nähe ber 
Felder an der Wohnung bed Landwirthes eine große Erſparniß an 
Zeit und Arbeitöfräften, fo wie eine befjere Bebauung und Beauf: 
fihtigung, fomit eine bedeutende Steigerung des rohen und bes 
reinen Ertraged zur Folge hat y. Zweitens, daß bie Zerſtreuung 
bed Grund-Eigenthums des einzelnen Beſitzers über alle Theile ver 
Markung ebenfo zeitraubend, als für eine planmäßige Bebauung 
hinderlich tft; namentlich, wenn biefed Gemenge ohne eine gehörige 
Zahl oder Richtung der Güterwege und in ungeſchickter Yorm ber 
einzeln Stüde befteht, ſomit einer Seit ber freie Zugang zu ben 
Beſitzungen, damit aber deren beliebiger Anbau, erfchwert ift, an- 
berer Seits bie vorliegenden Güter allen Arten von Beichäbigungen 


ausgeſetzt find ®). 


bedingt aus: Reinbold, Ueb. Vereinzelung der Domänengüter. Gött., 1792; 
Meermein, Ueber den Schaden ber willführlichen Verkleinerung ber Bauerns 
güter. Gasler., 1708; Hagen, Ueber das Agrargeſetz, und bie Anwenbbarteit 
beflelben. Königsb., 1814; Funke, Die aus ber unbeſchränkten Theilbarkeit des 
Eigenthums bervorgehenden Nachtheile. Hamb., 18295 Bernhardi, Verſuch 
einer Kritik der Gründe für großes und kleines Grundeigenthum. Petersb. 1848; 

Riehl, Die bürgerliche Geſellſchaft. Stutigart, 1861. Man vergleiche —* 
Waldeck, Seite 189 fg. — Nur unter (verſchiedenen) Modificationen 
und Bedingungen find für eine Theilbarkeit: Lange, Abhantlung über 
bie Zerfchlagung der Domänen: und Bauern-Büter. Bayreuth, 1778, 4; Cella, 
Bon Zerihlagung ber B.:®. Anfp., 1795, 4; Der Bauernftand, politifch betrachtet. 
Berl., 18105 Rau, Anfihten der Volkswirthſch. Abhandl. 7; fo wie in feiner 
Polit. Defon., a. v. St.; Stüve, Ueber die Lajten des Grunbeigenthung. 
Hannover, 1830, ©. 20 fg; Schüz, Ueber den Einfluß ber Bertheilung bes 
Srunbeigentbums, S. 151 fg; Kofegarten, Betrachtungen über bie Ber- 
äußerlichkeit und Theilbarteit des Grundbeſitzes. Hannover, 1842, Sparre, 
Lebenäfragen, S. 107 fg.; Rofcher, Volkswirihſch. Ste Aufl, Bd. II, Seite 
243 fg., 392 fg.; Helferich, in ber Tüb. Zeitichr. f. Staatsw., Jahrg. 1868 
und 1854. 

1) Berechnungen über bie Abnahme des Ertrags mit zunehmender Ent: 
fernung, |. Thünen, Der ifolitte Staat, ©. 58 fg.; Blod, Landwirthſch. 
Mittheilungen, ®b. I, ©. 878. 

2) Siehe Lift, Die Aderverfaflung, in der Deutihen B.-J.“Schr., 1842, 
9. IV, ©. 126 fg; Sparre, Lebensfragen, Bb. I, ©. 279 fg; Knauß, 
Der Ylurzwang in feinen Folgen und Wirkungen. Stuttg. u. Tüb., 1843, Seite 
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Unglüdlicherweije find diefe Zuftände, in Folge eines grund- 
faglofen und unbedachtſamen Verhaltend beim Webergange vom 
großen Eigenthume zum Heineren, jehr häufig; in vielen Gegenden 
bilden jie jogar die Regel. Die lanbwirthliche Benölferung wohnt 
in Dörfern ‚oder Heinen Städten, entfernt von der Mehrzahl ihrer 
Güter; diefe ſelbſt aber find. auf dag unvegelmäßigfte und unzweck⸗ 
mößigfte gemengt. Lange Gewohnheit mag folche Webelftände we- 
ziger auffallend machen; auch können fich, wie an alles Beftehende, 
ip auch an eine folche Zerfahrenheit und Gemengewirthichaft einige 
untergeordnete Vortheile knũpfen °): allein unzweifelhaft ift es eine 
wihtige Aufgabe des Staates, bei dem Eintritte einer allgemeinen 
Verbreitung des Grundeigenthumes die in Trage ſtehenden Yehler 
zu verhüten, was ganz in feiner Hand liegt, da er die Bedingungen 
der Veränderung regeln kann. Ja, die übeln Folgen einer jolchen 
verlehrten Feldeintheilung find jo bedeutend, daß ſelbſt da, wo fie 
bereit® beftcht, der freilich weit fchwierigere Verſuch einer Verbef- 
ferung nicht unterlafjen werben darf. 

1) Eine völlige Verhütung erfordert, da ber Fehler ein 
doppelter fein kann, auch eine doppelte Vorkehrung. 

Die jchädliche Entfernung des größeren Landwirthes von feinem 
jerftreuten Beſitze entfteht, wenn bei der Vertbeilung großer Güter 
in mehrere mittlere Befitthümer die neuen Complere nicht als ge: 
Ihloffene Ganze ‚gebildet werben, ſondern jedem derſelben aus allen 
Sattungen von Feld und Lagen ein entjprechender Abfchnitt zufällt. 
In diefem Falle hat Feiner der neuen Befiger eine zwingende Auf- 
forderung, eine abgeſonderte Hofitätte zu errichten, da er doch richt 
in der Mitte und Nähe feiner Güter wohnen und wirthichaften 
würde; jomit wird er im Zweifel in der Ortichaft wohnen. Allein 
auch im Falle der „Vereinoͤdung“ von feiner Seite ift er durch 
größere oder kleinere Entfernungen und durch Zwiſchenlieger von 
feinen einzelnen Eigenthumsſtücken getrennt. Hier liegt denn bie 


4 
Ti. — Nah Thaer, Landw. Gewerbslehre, S. 84, wird der Reinertrag durch 
Zuſammenlegen oft zum Doppelten erhöht. 
3) Ueber bie Vortheile der Derwirthſchaft im Gegenſatze ber Vereinöbung 
L SHüz, Nat.:Delon., S. 157 fg. 
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Abhilfe zur Hand. Es bebarf nur einer Beftimmung, baß bei jever : 


Gutstheilung die neu zu bildenden Höfe ein abgerundetes Ganzes 
bifden muͤſſen. Und follte je bei Wiefe und Wald dieſer Zufammen- 
bang nicht zu bewerkftelligen fein, fo müffen wenigſtens folche Be 


ftandtheile ebenfalld an Einem Stücke außgefchieden und mit pafs : 


ſendem Zugange vom Hauptgute aus verjehen werben. 

Ebenſo it es, wenn noch feine Unorbnung und Unzwedmäf- 
figkeit in dem Gemenge ber Heineren Grundſtücke eingerifjen ift, 
bieje vielmehr itt erſt fich allmählig auß der Zertrümmerung ein- 


zelner größerer Flächen bilden, nichts weniger ala fchwierig, einer 


Verwirrung vorzubeugen. Dieß gefchieht nämlich durch alsbaldige 
Anlegung pafjender Feldwege und durch Aufftellung des Grund: 
ſatzes, daß jedes abgejonderte Stück, wie Klein es auch fein möge, 
nothwendig wenigftend auf Einer Seite an einen dieſer Wege ftoßen 
müfje. Lettere Beftimmung kann füglich als ein allgemeined Lane 
desgeſetz erlafjen werden, eben weil ber einfache Sat nie und nir⸗ 
gends verlegt werben darf, und überall nüblich iſt. Die richtige 
Anlegung der Feldwege ift freilich im einzelnen Yale Sache ber 
Drtzbehörden, und Tann der Staat hier nur durch Auffiht und 
Verantwortlichmachung wirken. Doch wird dieſes auch, wenn Ernft 
bewiejen wirb, hinreichent. 

2) Ohne Vergleich fchwieriger ift natürlich die Wiederein- 
führung eines beffern Zuftandes, wenn dad Uebel nicht 
zu. vechter Zeit Beachtung und Widerftand gefunden hatte. Hier 
ift Leine andere Hilfe als in der Wicbervereinigung bes Beſitzthumes 
bes Einzelnen und in ber Einführung vernünftiger Geftaltung und 
Ordnung ber Meinen Stüde; mit anderen Worten in Güter: 
Arrondirung (Verkopplung, Separation,) und in Flurreg: 
lung ©). Die Erfahrung zeigt zwar, daß auch die Loͤſung biefer 


4) Weber diefe vielbefprodhene Materie fiehe namentlih: Thaer, Annalen, 
Bd. III, Seite 612; Gebhard, Weber Güter-Arrondirung. Münden, 1817; 
Bülau, Der Staat und der Landbau, S. 190 fg.; Rau, Volksw. Politik, 
I, ©. 204 fg.; Sparre, Lebensfragen, ©. 348 fg.; die angef. Abb. von LIR 
und Enaus; Selig, Die Berfopplungs:Gefeßgebung in Hannover. Hannov., 
1852; Thudich um, Nachtheile ber Bobenzerfplitterung. Franff., 1867 ; Hof 
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Aufgabe nicht unmöglich ift bei Fräftigem Willen und tüchtiger Lei⸗ 
tung; doch find fchwere Hinderniffe zu bekämpfen. Nicht nur find 
die nöthigen Maafregeln an fich befchwerlich und weitläufig, fon- 
den es müſſen auch. noch bebeutende allgemeine Hemmniſſe und 
Widerwartigkeiten bejeitigi werben, nämlich Mangel an Einficht und . 
Einigkeit der Betheiligten; Maugel an tüchtigen Technifern ; endlich 
die Beſorgniß allzugroßer Koften. 

Mangel an Einfiht und Einigkeit der Betheiligten iſt, troß 
der großen Nachtheile des Beſtehenden, Leicht erflärlich aus ver 
Gewohnheit des Unfuged, aus der Unfähigkeit zu klarer Vorftellung 
des verbefierten Zuſtandes und zum Verſtändniſſe eines Planes, 
endlich aus der Furcht vor Uebervortheilung und Verluſt. Hier 
fd zwei Mittel möglich und nothwendig. Erſtens Belehrung durch 
Wort, Schrift und, wo möglich, durch glücklich ausgefallene Bei⸗ 
Ipiele. Vieles koͤnnen bierbei Ianbwirthichaftliche Vereine wirken; 
auch ift der Einfluß eifriger und beliebier Beamter nicht gering. 
Gegen Diejenigen aber, welche fich nicht überzeugen koͤnnen oder 
wollen, muß dann, zweitend, Entfcheidung durch die Mehrheit an- 
gewendet werben. Bon einem unmittelbaren jtaatlichen Zwange 
fann natürlich bei folchen wefentlih zum privativen Nutzen des 
Betheiligten beabfichtigten Uıingeftaltungen des Eigenthumes nicht 
die Rebe fein °). Allein die Unterordnung der Minderzahl unter 
die Mehrheit ift ein ordnender Grundfa in allen gejellichaftlichen 
Berhältniffen,, ohne deſſen Anwendung gar Feine Geftaltung und 
fein Fortſchritt möglich ift, der alfo auch ald rechtlich unangreifbar 
gelten muß. Zur Befeitigung jedes Scheines von Unbilligkeit mag 
etwa eine größere, als die einfache, Mehrheit beftimmt werden, 
+ ®. von zwei Dritttheilen. Dabei verfteht ſich aber, daß bie 
Stimmen nicht nach der Kopfzahl, fondern nad dem Verbältniffe 
der Größe des Grundbeſitzes berechnet werben ©). 
fader, Die Anlegung von Felbwegen und die Güterzufammenlegung. Lahr, 
1858; Roſcher, Volkswirthſch, Bd. IL ©. 214 fa. 

5) S. ud Bülau, aa. O., ©. 198 fg. 

6) Val. QKnaus, a. a. O., ©. 38 fg. Beifpiele von Beftimmungen über 
die zur Beſchließung einer Verlopplung nothwendigen Stimmenmebrheiten ſ. bei 


Roſcher, a. a. O., ©. 218 fg; Rau, ©. 215. 
v. Nohl, Polizeiwifl. IL 3. Auflage. 
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Der gute Erfolg eines Planes zu einer neuen Feldeintheilung 
hängt zu großem Theile von der Einficht des zu feiner Entwerfung :- 
beftimmten Technikers ab. Es bedarf aber zur tadelloſen Vornahme Fa 
der in Frage ftehenden Geichäfte ſowohl mathematifcher als gründ -— 
licher Tandwirthichaftlicher Kenntuiffe. Wenn alfo eine beffere Felder — 

-eintheilung in einem Lande mit Ernft und im Großen gefoͤrdert 
werben will, jo muß Anftalt zur Bildung ber nöthigen Anzafl 
folder Männer getroffen werben. Das Zweckmäßigſte ſcheint zu .- 
fein, wenn geſchickte Feldmeſſer, (an welchen es nicht Teicht irgendie , 
fehlt,) ſyſtematiſchen Unterricht in der Landwirthſchaft auf Staats 
foften erhalten, 3. B. durch Beſuch einer Lehranftalt, dann aber zu 
practifchen Uebungen einem bereitd erfahrenen Feldorbner, bed Jr 
oder Auslandes, beigegeben werden. Sollten bie fo Gebilveten nit 
immer mit Beforgung von Felderordnungen zu befähäftigen fein, ._ 
jo würden fte inzwifchen bei Landesvermefjungen und Rutafen Ä 
arbeiten beſte Dienjte leiften. 

Die Herbeilchaffung der Geldmittel endlich ift die geringfte ber 
allgemeinen Schwierigkeiten. Won felbft verfteht fich zwar, daß bie 
Betheiligten den gejammten Aufwand des zu ihrem Nuten unter 
nommenen Gefchäftes zu tragen haben, ohne allen Beitrag aus 
Staatd- und Gemeinde⸗Kaſſen. Allein nicht nur deckt der bei meitem 
größere Werth der nun vertheilten Felder diefen Aufwand reichlid, 
fo daß 3. DB. eine hierzu aufgenommene Schuld feine ungerechte 
Laſt wäre und leicht wieder allmählig getilgt werben könnte; ſondern 
in der Megel wird fogar cin bedeutender Theil der Ausgaben durch 
den Verkauf der bei der beſſern Eintheilung ber Felder und ver: 
nünftiger Ordnung der Wege erfparten Güterftüde (an welche ein 
Einzelner ein Recht Hat) alsbald erſetzt. Zur Ordnung dieſer Seite 
ber Unternehmung bedarf es nur gewöhnlicher Geſchäftskenntniß 
und Rechtlichfeit ). 


T) Qgl. Knaus, aa. O., S. 88. Na den bier gegebenen Nachweiſungen 
Mr bei einer Zlurreglung auf einen Berliner Morgen im Durchfchnitte 
etwa 2%/. fl. rhein., ein Aufwand, welcher gegen den Nutzen in gar Teinen Be: 

tracht kommen kann. Und noch wohlfeiler natũrlich iſt eine Arrondirung im 
Großen herzuſtellen. 
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Was nun aber bie Ausführung der beabfichtigten Verbeflerungen 
ſelbſt betrifft, fo find auch hier die zweierlei Zuſtände wohl zu unter- 
fcheiden: wenn ber Güterbeſitz des einzelnen Landwirthes, in ber 
Regel wenigftend, jo bebeutend ift, daß terfelbe zu einem Ganzen 
vereinigt ein Hofgut von genügender Größe bilden würde; und 
wenn fchon eine jolche Bertheilung des Bodens eingetreten ift, daß 
die große Mehrzahl nur Geringes befigt und, etwa neben Gewerben, 
hauptſãchlich auf Kleinwirthſchaft angewielen iſt. In dem eriten 
Falle kann die Aufgabe keine andere fein, ald den noch zureichenben 
Beſitz wirklich zu gefchloffenen Hofgütern abzurunden, die Befſitzer 
aber in der Mitte derjelben anzuſiedeln. Von dieſer wirthichaftlich 
wünjchenswertheften Berbefferung kann natürlih in dem zweiten 
Falle nicht die Rede fein, da doch Feine Hofgüter aus der Zuſam⸗ 
menlegung folcher Bodenfplitter entftünden. Hier muß man fich 
affo theils mit einer Zufammenlegung der einzelnen Stüde jedes 


Beſitzers, theild mit einer Drdnung der Feldflur begnügen, welche 


& Jedem möglich macht, zu jeinen fämmtlichen Stüden auf einem 
öffentlichen Wege ungeftört und ohne zu ftören zu gelangen, jomit 
feine Wirthſchaft nach eigenem Belieben zu führen. 

1) Arrondirung zu gejchloffenen Gütern. 

Ein verhältnigmäßig leichtes Unternehmen ift eine Arrondirung, 
wenn die gejammte zu ordnende Feldmark Eigenthbum Cine Beſitzers 
iR, die Bebauenden aber nur Pachtrechte haben. Hier mag nad 
Belieben und Zweckmaäßigkeit verfahren werben, und nur bie etwa 
nöthige Abkürzung von Pachtterminen kann zu Unterhandlungen 
mb Opfern Anlaß geben. 

Anders natürlih da, wo die Landwirthe Eigenthümer ober 
wenigſtens Erbberechtigte find. Hier ift vor Allem die Bezeichnung 
derjenigen Güterbeſitzer nothwendig, welche in dem einzelnen alle 
al3 Betheiligte zu behandeln find und zu handeln haben. Dazu 
aber ift die Feſtſtellung desjenigen Feldmaaßes nöthig, welches ſich 
uch, als ein Wenigſtes, zur Bildung eines geſchloſſenen Hofes 
eignet. Diefe Beftimmung muß durch eine allgemeine landesherrliche 
Norm erfolgen, welche freilich nicht für ein größeres Gebiet gleich: 


| mäßig gelten Tann, fondern nach Fruchtbarkeit, Benutzungsweiſe und 
. 3* 
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Landesfitte berechnet fein muß. Den auf foldhe Weife beftimmten 
Betheiligten ift nun die Frage in ihren Grundzügen vorzulegen; 
und wenn fie in der gefeßlichen Mehrzahl vorläufig beigeftimmt 
Haben, mag an die genaueren Vorarbeiten gegangen werben. Diefe 
werben am beften von einem geprüften Techniker unter Mitwirkung 
eine Ausſchuſſes der Betheiligten unternommen, babei über alle 
einzelne Taufch- und Vereinigungd-Vorjchläge die betreffenden Eigen: 

thümer gehört und, wo möglich, zufrieden geftellt. Nun entjcheidet 
“eine ſchließliche Abſtimmung aller DVetheiligten über Annahme over 
Verwerfung. Im günftigen Falle beginnt itzt die wirkliche Au 
führung auf dem Felde, die Eröffnung der neuen Wege und bie 
Nichtigftellung der Pfandrechte und ähnlicher Rechtstitel, ſowie ber 
öffentlichen Bücher 8). Bon ſelbſt verfteht fih, daB die wirkliche 
Zutheilung zu paffender Jahreszeit gefchehen muß, damit Jeder die 
Bebanung feines neuen Eigenthumes ungeftört beginnen mag). 
Die Verſetzung der Gebäude in bie Mitte der neuen Gehöfte iſt 
allerbingd wünfchengwerth aber nicht augenblicklich dringend und 
mag füglich dem Belieben des Einzelnen überlaffen bleiben. — Bei 
allen dieſen Verhandlungen und Beichlüffen bleiben die nur mit 
kleinerem Gutsbeſitze Angejeffenen ganz aus bem Spiele und ledig⸗ 
lich in ihren bisherigen Verhältniffen ?%. Nur in jo ferne zu ber 
beabfichtigten Bildung der neuen Höfe auch Grundftüde von Klein⸗ 
wirthen erforderlich fein jollten, bedarf es zu folchem Tauſche auch 
ihrer Zuftimmung. Ebenſo haben fie ihre Rechte geltend zu machen, 


— ®. 
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8) Gebhard, a. a. O., ©. 57 fg. fordert, daß alle Zehnten u. ſ. w. vor 
der Arrondirung abgelöſt werden, und will ben Berechtigten eine Verpflichtung 
bierzu ‚auflegen. Es ift aber Iediglich Fein Grund hierzu vorhanden. Daß bie 
neuen Höfe auch mit einer Zehntverpflichtung gebildet werben Können, bebarf kei⸗ 
ned Beweiſes. Der Berechtigte aber ift ganz unbetheiligt, ba das bisherige Recht 
auf einen Bütercompler von berjelben Ertragsfähigkeit gelegt wird. 

9) ©. Näheres hierüber bei Rnaus, a. a. O. 

10) Deßhalb ift denn auch bie Zahl der zu verfeßenden Säufer und bie Um: 
geftaltung ber Verhältnifie nicht fo bedeutend, als es auf ben erften Blicd viel 
leicht ſcheinen möchte. Namentlich löſen fich die gefchlofienen Dörfer Teineswegs 
ganz auf. Um Kirche, Schuls und Gemeinde:Haus bleiben unter allen Umſtän⸗ 
den, als im Mittelpuncte, die Taglöhner, Gewerbenben, Krämer, Wirthe und bie 
Mleineren Grundeigenthümer in gefchloffener Ortfchaft vereinigt. ' 
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wenn etwa bei Gelegenheit des größeren Unternehmen? auch eine 
beſſere Feldordnung des Kleinbefibes (ſ. hierüber unten) vorgenommen 
werben wollte. 

Uebrigens fett allerdings eine folche Vereinzelung der größeren 
Gutsbeſitzer einen Zuftand entfchiedener äußerer Sicherheit voraus, 
fo daß nicht erft durch das Zuſammenwohnen mit vielen Anderen 
Schub gegen Angriffe auf Eigenthum und Perfon erlangt werben 
muß. Und nicht mit Unrecht wird jeden Falles die zur Vereindbung 
gebrachte Bevoͤlkerung eine Verichärfung der Sicherheitöpflege ver- 
langen. Dafür aber zu forgen, daß micht durch die größere Ent- 
fernung von Kirche und Schule die Jugend in ber Erziehung ver: 
füumt werde, bleibt Sache ber hierin zuftändigen Behörden. Es 
leuchtet ein, daß in den Verpflichtungen ber Aeltern und der Kinder 
nicht nur nichts nachgelaffen werben darf, ſondern vielmehr ber 
größere Reiz zur Verfehlung durch trade Handhabung ber Geſetze 
zu befämpfen ift 1). 

2) Slurreglung. 

Die blofe Ordnung der Feldwege und der Figur ber Grund» 
füde hat in jo ferne geringere Schwierigkeiten, als der Wirth: 
(haftsbetrieb und die Lebensweiſe im Ganzen dadurch nicht geändert 
wird, auch keineswegs ein durchgehender Austaufch der Grundſtücke 
verfommt, im Gegentheile Jeder wo möglich im Beſitze ſeines biß- 
berigen Feldes belaffen wird. Dagegen befteht freilich eine fehr 
bedeutende Schwierigkeit in ber großen Menge von Perfonen aller 
Art, deren Zuftimmung man bebarf, oder mit welchen wenigften? 
zu verhandeln tft. Erſt wenn gelungene Beifpiele vorliegen, wird 
daher dieſe Verbeflerung leichter durchzuſetzen fein, weil alsdann bie 
Bortheile auch dem Stumpfften und Eigenfinnigften einleuchten 
muͤſſen. 

11) Wenn ſchon jeder Nachtheil der Vereinödung bat geläugnet werben 
wollen, namentlich auch in Beziehung auf Sicherheit und Schulbeſuch, (ſ. Liſt, 
a. a. O., ©. 136; Rau, Volksw. Polit. S. 210,) fo möchte denn doch die 
Erfahrung hierfür nicht unbedingt ſprechen. Vielmehr ſcheint eine ſtrengere Auf⸗ 
ficht und ſtracke Handhabung der Geſetze ſowohl zum Schutze bes Hofbauern gegen 
geſetzloſe Dritte als zu ihrer eigenen Gehorſamerhaltung ſehr an ber Stelle 
zu fein. 
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Dad formelle Verfahren ift im Wefentlichen das bei einer 
Arrondirung einzuhaltende; fomit ebenfalls zuerjt Bewirfung einer 
vorläufigen Billigung des Unternehmen? durch eine gejeßliche Mehr: 
zahl; ſodann Ausarbeitung ded genauen Plane unter Zuziehung 
eine? Ausfchuffes und mit Anhörung und möglichſter Berückſichti⸗ 
gung der Forderungen aller einzelnen Betheiligten; endlich eine 
fchließliche Abſtimmung. Und auch in materieller Beziehung ift in 
fo ferne Aehnlichkeit, als ebenfall3 da, wo ein Austauſch von Grund: 
ſtücken nöthig ift, andere von gleichem Werthe gegeben werben 
müffen; ferner eine pünctliche Uebertragung der Pfandredhte und 
ähnlicher Laſten, jo wie die Nichtigftellung der Katafter und Güter- 
bücher nicht verfäumt werben barf. 

Unzweifelhaft erhöht es den Nutzen einer folchen Reglung ver 
Flurwege, wenn damit eine Zujammenlegung des zerftreuten Grund: 
befites auch ber Fleineren Eigenthümer verbunden wird, was benn 
entweder bis zu einer völligen Vereinigung bed Beſitzes eines 
Seven zu Einem zufammenhängenden Stücke geben, ober wenigſtens 
eine Verbindung zu mehreren größeren Einheiten bewirken Tann, 
etwa Jämmtlicher einzelner in derſelben Gewanne Tiegenden Par- 
zellen. Auch ſchon durch ein folches Zuſammenziehen wird viel an 
Zeit, an Leichtigkeit der Bebauung, an unbenügten Gränzen und 
Megen gewonnen; und die Ausführung läßt ſich ohne bedeutend 
erhöhten Aufwand bewerkitelligen. Bedeutende Schwierigfeiten 
laſſen fich nicht verhehlen. Abgejehen von dem Widerftreben, wel- 
ches aus dem Nichtverjtändbniffe eines verwickelten Planes und aus 
der trägen Neigung zum Hergebrachten entftehen kann, bietet die 
ber Außgleihung zu Grunde zu legende Schäßung aller Feldſtücke, 
jo wie die nothwendigerweife verjchievene Bequemlichkeit der Lage 
ber neu zuzuweiſenden zufammengelegten Stüde Stoff zu Beichwer: 
den und Ablehnung, namentlich wenn die Markung wirklich ver: 
ſchiedene Bodenbejchaffenheiten und Benugungsfähigkeiten darbietet. 
Wenn daher auch einer verftändigen und einflußreichen Befürwor⸗ 
tung das Gelingen felbft eines burchgreifenden Plane möglich ift, 
und wenn e3 an manchen zum allgemeinen Nuten audgefallenen 
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Beiſpielen nicht fehlt 1%): fo wird boch nicht felten der Verſuch 
entweber ganz Icheitern, oder doch auf das geringere Maaß einer 
Zufammenlegung blos benachbarter Parzellen bejchränft werben 
müffen. Und am Ente ift dieß fchon deßhalb von geringerer Be- 
deutung, als doch eine Aufrechterhaltung auch nur dieſes Zuftandes 
nicht möglich ift, ba eine Untrennbarkeit ſolcher Grundftüde nim- 
mermehr gejeglich außgefprochen, folglich Alles in kurzer Zeit wie- 
ber vertheilt und zerjtreut fein Tanı. Wo aber Feine Ausficht auf 
längere Dauer mühleliger und immerhin Foftfpieliger Unterneh: 
mungen ift, ift ihr Unterbleiben wenig zu bedauern. 

Bon felbit verſteht fich übrigens, daß da, wo eine Reglung 
u Stande kommt, auch die Gemeinde ſelbſt mit ihrem Befite An⸗ 
theil zu nehmen hat; und nicht felten wird fogar ein Opfer, wel: 
ches fie zur Erleichterung des Zuſtandebringens trifft, 3. B. durch 
Adtretung des nöthigen Boden? zu ben Wegen, zu ihrem eigenen 
Nugen von ihr geforbert werben können. Sollten Bewäflerungs- 
oder Entwäflerungs-Einrichtungen Bebürfniß fein, fo ift die Ge- 
legenheit einer leichten und zweckmaͤßigen Inſtandſetzung nicht zu 
verjäumen. 

MWelcherlei Art von Ordnung aber auch bewerkitelligt worben 
fein mag, als beenpigt kann dad Werk nicht angefehen werben, che 
bie nöthige Vorjorge für die Erhaltung des beſſern Zuſtandes 
getroffen if. Das einzige mögliche Mittel Hierzu ift aber eine 
Beſchränkung des Nechtes der Veräußerung; nur allerdings -in ver: 
fhiedener Richtung und Ausdehnung, je nachdem es ſich von Ar: 
ronbirung oder von Flurreglung handel. Im erjteren Falle darf 
nämlich Feiner der neugebilveten Höfe fpäter wieder jo getheilt wer: 
den, daß ein Gemenge des Eigenthums verfchiedener Beſitzer ent- 
ftünde. Und von feldft klar ift, daß wenn das von einem größeren 
Gute abgetrennte Stüd dieſes Maaß hat, es zu einem neuen Hofe 
alsbald zu bilden if. Um dagegen eine Zlurreglung aufrecht zu 
halten, ift nöthig, jede Theilung eined Grumbftüces zu unterfagen, 


12) ©. Beifpiele bei Rau, a. a. O., ©. 212, Note g; ferner bei Krauß, 
der Flurzwang, umb bei Seelig, Die Zufammenlegung der Grundſtücke, (beide 
mit Blanen). 
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bei welcher die Theile aufhören würden, wenigſtens mit der einen 
Seite auf einen Flurweg zu ftoßen 19). 


2 Einzelne Mittel zur allgemeinen Verbreitung des Gruudbeſitzes. 


6. 116. 
8) Verkauf von Domänen. 

Die meiften Staaten befigen, aus verſchiedenen Erwerbungs⸗ 
gründen, eine mehr ober weniger bedeutende Menge von Gütern 
als privatives- Eigentbum. Ihre Einkünfte werden — ſei es daß 
fie in eigener Verwaltung ftehen, fet es daß fie verpachtet find — 
zur Dedung der allgemeinen Staatsbedürfniſſe verwendet. Bei einer 
in wirtbfchaftlichen Dingen über der Bildungsſtufe des Volkes fte- 
henden Negierung, fo wie bei einer verhältnigmäßig Kleinen Bevoͤl⸗ 
ferung mag dieſe Art die Staatsausgaben zu decken räthlich fein; 
allein ar ift auch, daß der Beſitz von Domänen um fo fchäblicher 
wird, je höher die Einficht und die Zahl des Volkes fteigt. Der 
Staat verwaltet theuer, häufig felbft nachläffig und unzweckmäßig; 
überdieß vermindern Nebenunfojten, Uebervortheilungen, nothwen⸗ 
dige Nachläffe ven bürftigen Ertrag noch mehr. Ueberwachungen 
aber koͤnnen felbft im beiten alle nur pofitiven und groben Scha⸗ 
ben abwenden, nie aber zu Vortheilen verhelfen, welche nur Frei⸗ 


13) Wenn biefer Maaßregel noch bie Feſtſetzung eines erlaubten Parcellen: 
Minimums beigefügt wird, wie dieß 3. B. beififche und nafjauifche Geſetze thun 
und aud Theoretiker fordern, |. u. A. Knaus, Flurzwang, ©. 41 fg., fo will 
nicht recht Mar werben, in wie ferne eine folde Maaßregel für ben vorliegenden 
Zweck von Werth fein fol. So lange zu jedem, auch noch fo kleinen, Stüde ber 
Zugang frei ift, leidet weder deſſen Bebauung an ſich Noth, noch hindert fie 
Dritte; damit iſt aber der Zwed ber Flurreglung erreicht. Und felbft in dem 
Falle, wenn mit ber Flurreglung eine gewannenweife Güterzufammenlegung ver: 
bunden worden fein follte, ift burd die Feſtſetzung eines folden Minimums fo 
gut wie gar nicht? für bie Aufrechthaltung biefer Maaßregel gewonnen. Bis zu 
dem Minimum barf ja getheilt werden; irgend bebeutend Tann baffelbe in einer 
Gegend, welde fchon einmal Meine Feldwirthſchaft treibt, in Leinen falle fein: 
fomit Fönnen neue Trennungen und Dengungen bed kaum Bereinigten beinabe 
in jeder beliebigen Ausdehnung ftattfinden und bie Zufammenlegung wieber zu 
nichte maden. Eine Verhinderung der Zerfrümmlung bes @runbeigenthumes 
wäre allerbingd wũnſchenswerth, (ſ. oben, $. 114,) allein die hierzu führenden 
Mittel können Flurreglungen nicht fein. 
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heit und Mafchheit des Handelns zu erzeugen vermögen. So iſt 
benn der Berluft, welchen das Volfävermögen an Kapitalwerth, 
Roheinnahme und Arbeitögewinn durch die Ausſcheidung von Do» 
mänen erleibet, weit bedeutender, ala der Gewinn aus benjelben 
für die Staatskaſſe. Schon die Zinfen aus dem Verkaufskapitale 
find größer als die bißherige reine Einnahme; und zu ihnen kommt 
noch die Steuer, welche auf die in Privateigenthum übergegangenen 
Güter gelegt wird '). 

Somit find ſchon an und für fich Gründe vorhanden, welche 
einem vorgeichrittenen Volle ben Verkauf feiner Domänen rathen. 
Diefe- Gründe verftärken fich aber noch bebeutenb, wenn ber Ver: 
lauf zu ‚gleicher Zeit einem Mangel an freiem Grundeigenthum ab⸗ 


hilft. In einem foldhen alle muß die bejtimmte Forderung an- Be 


bie Regierung geftellt werben, daß fie auf zweckmäßige Weiſe 
Staatsbomänen veräußere, und zwar mo möglich in ber Ausdehnung, 


daß dad Bebürfniß der Grundeigenthum- Suchenden gedeckt wird. 


Keined Beweifed bedarf übrigens, daß der Staat fich jelbft und feinen 
Steuerpflichtigen fchulbig ift, den Verkauf in einer Weiſe zu veranftal- 
ten, welche ihm einen entfprechenden Preis für fein Eigenthum fichert. 


- Hierzu iſt vor Allem nöthig, daß nicht auf einmal unverhäftniß- 


mäßig große Maſſen zum Verkaufe gebracht werben, weil jonft 
leicht die augenbliclich vorhandenen Geldmittel überjttiegen werben 


1) Für den Verkauf der Domänen aus voll: und ſtaatswirthſchaftlichen 
Gränben ſprechen: Lange, Abb. von Zerfchlagung der Domänen: und Bauern: 
Güter. Bayreuth, 1778, 4; Führer, Weber die Benübung ber Domänen. 
Hannov., 1797; A. ©. von Z., die Verwandlung der Domänen in Bauerngüter. 
Eodann A. Smith, IV, S. 288 fg. in der Garve'ſchen Ueberſetzung; Lo, 
Revifion ber Grundbegriffe der Nat.⸗Wirthſchaftslehre, Bd. IV, $. 182 fg.; def: 
fen Staatswirthſchaftslehre, Bd. III, ©. 87 fg.; Kraus, Staatswirthſchaft, 
Bd. V, S. 8 fg; Fulda, Finanzwiflenihaft, S. 55; Malchus, Finanz: 
wiſſenſchaft, Bd. I, ©. 25 fg.; Rau, Finanzwiſſenſch. 4te Aufl. I, S. 122 ig., 
(wenigſtens im Weſentlichen); Bülau, Der Staat und ber Landbau, ©. 51 fg. 
Gegen die Veräußerung ber Domänen find: Reinbold, Weber Vereinzelungen 
der Domanialgüter. Gdtt., 1792, und von allgemeinen Werken u. a. Jacob, 
Staats⸗Finanzwiſſenſchaft, Bd. I, Seite 45 fg.; Seutter, Staatswirthichaft,. 
Be. IT, ©. 31 fg.; Herzog, Staatsw. Blätter, H. II, S. 5 fg; Hundes: 
bagen, Staatsfräfte von Heſſen, S. 218 fg.; ElBdner, Politif der Landw., 
Bd. I, ©. 76 fg. 
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Fönnten, was bie Preife auf eine für bie Staatskaſſe ſchädliche 
Weile drüden würde, Eben fo wird eine billige Stellung der 
Zahlung2bebingungen, namentlich Zerfchlagung in mehrere Jahre - 


zieler, den Verkauf fehr fördern, während dadurch zu gleicher Zeit 


bie Käufer erleichtert werben *), eben alles aber find die, oben 
entwidelten, Grundfäße binfichtlich der wünjchenswerthen Größe ber 
Güter bei den Verkaufsbedingungen im Auge zu behalten. — Eine 


nüßliche Verwendung des Erlöſes kann den Staaten nicht ſchwet 
werden ?). Bor Allem da (alfo beinahe überall), wo eine große . 
und durch gewöhnliche Mittel nur fehr langſam, wenn überhaupt, . 
zu bejeitigende Schuldenlaft vorhanden if. Durch eine, mittel . 


„Domänenverläufen bewerkitelligte,, Schulventilgung gewinnt ber 


Bi Staat auf mehrfache Weife. Erſtens eripart er bie beträchtlichen 


Koften der Domänenverwaltung; zweiten? die Verwaltungskoſten 


der Staatsfchuldenzahlungsfafle; endlich drittend gewinnt er hoͤchſt 
wahrjcheinlich noch dadurch, daß die Zinſen auß ben itzt abgelöäten 


Schuldkapitalen bedeutender waren, ala bie reine bisherige Einnahme 


aus dem zu diefer Ablöfung verwendeten Domänen -KRapitale *). 


2) Münd (in |. Schrift über Domänen:Berfäufe. Darmſt., 1828) ſchlägt 
vor, bie Domänen um eine 23jährige anderthalbfache Pachtrente zu verkaufen. 
Daß biefed bei Meinen Parcellen, beren Ertrag durch Gartencultur ſehr gefleigert 
werden, und wo im Nothfalle ber Befiger ben Fleinen Ausfall aus feinen ſonſtigen 
Einkünften been kann, empfehlenswerth ift, fcheint unzweifelhaft. Allein ſchwie⸗ 
tiger bürfte es fein, den Ertrag größerer Gütercomplere drei und zwanzig Sabre 
lang fo zu fleigern, um außer den Steuern und dem — auch nur notbbürftigften 
— Lebensunterhalte des Beſitzers anberthalbfahen Pachtichilling (7% Proc.) ent 
richten zu können. 

8) Der Fall, daß man mit dem Domänenerldfe gar nichts Nützliches anzu: 
fangen wußte, (wie 3. B. feiner Zeit im Kanton Zürich; |. Bemerfungen üb. b. 
Berpleigerung der 3. Domänen, 1881,) bürfte ſehr felten fein; ober, richtiger ge: 
ſprochen, ist gar nirgends mehr beftehen. 

4) Eine Finanzverwaltung, welche auf ber einen Seite Schulben auf ber 
andern Domänen bat, und mit bem Einkommen aus leßteren bie Zinfen und 
bie Verwaltungskoſten ber erfteren bezahlt, gleicht einem Manne, welcher fort: 
während Geld aus einer Tafche in die andere ftedt, dabei aber einen Theil fallen 
läßt und verliert. Angenommen die Schulden betragen eine Million, fo find bei 
einem Zinsfuße von 5 Procent 50,000 fl. jährlich erforderlich für bie Zinfen, 
außerdem noch, Alles berechnet, 800—1000 fl. Verwaltungskoſten. Eine Maife 
von Domänen, welche bei günftig geftellten Verfaufsbebingungen für eine Million 
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Sodann aber bieten für itzt, und wohl noch auf lange, Eifenbahnen 
und Kanäle eine völlig bereit Ttegende Gelegenheit, jebe auß Domä- 
nenverfauf zu gewinnende Summe nicht nur auf eine für das ge- 
meine Beſte nühlichite, ſondern zu gleicher Zeit auf eine finanziell 
ſehr vortheilhafte Weife anzulegen, "fei e8 durch Erbauung au2- 
ſchließlich auf Staatzkoften, fet es durch Betheiligung bet Privat: 
bahnen. Im Zweifel wäre es das vortbeilhaftefte Unternehmen, 
wenn ein Staat alle feine liegenden Gründe in Eijenbahnen ver: 
wanbelte. 

Eine Art von Grundeigenthum bes Staates iſt jeboch von dem 
Verkaufe immer auszufchließen (den Fall übermäßigen, dad Bebürf- 
niß des Bolfes überfteigenden Befted ausgenommen), nämlidy bie, , 
Baldungen. Theild taugen fie bei der Einfachheit der Verwal⸗ iA 
tung beffer für den Staat als anderes Grundeigenthum, theils find 
überwiegende Gründe für diefe dad Holzbebürfnig wefentlich fichernde 
J Maaßregel vorhanden. ©. hierüber unten, $$. 147 biß 152. — 

Außerdem fordert auch noch die Sorge für Förderung des ratio: 
nellen Landbaues, daß in dem verfchiedenen Gegenden des Landes 
änzelne gejchloffene Güter als Mufter-Wirtbfchaften und etwa als 
landwirthſchaftliche Bilbungsariftalten, für die Umliegenden, aufbes 
wahrt werben °). 

Diefem Vorſchlage zur allmählichen Veräußerung der Staats- 
güter wirb jedoch theils aus rechtlichen, theils aus ftantlichen Ges 
ſfichtspunkten widerſprochen. 

Vom rechtlichen Standpunkte aus wird eingewendet, daß 
die Domänen unveräußerlich ſeien, ſowohl weil fie ſich im Privat⸗ 
eigenthume der regierenden Familie befinden, ſomit vom Staate 
zu Erreichung ſeiner Zwecke nicht darüber verfügt werden könne; 
als weil die Grundgeſetze vieler Staaten die Unveräußerlichfeit auch 
der eigentlichen Staatsgüter feſtſetzen. — Hinfichtlich des eriten 
Einwandes ift zu unterfcheiden, ob es fich von wirflidhem, auch, 


verfauft würde, wird aber ficher nicht über 3 vom Hundert reinen Ertrag ge: 
währen, unb fomit 21,000 weniger als die Zinsſumme aus ben entjprechenden 
Balfivfapitalien. Beiſpiele [. bei Bülau, a. a. D., ©. 82, Note. 

5) ©. unten, $. 143. 
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noch in neuefter Zeit als folches anerkannten Privateigenthume ver - 
fürftlihen Familie handelt, ober nur von Staatsgütern, welche 
zwar anfänglich dem Regentenhauſe gehört hatten, aber itzt, gleich 
gültig auf welche Art, in das Eigenthum des Staates übergegan⸗ 
gen find ®). Im erfteren Falle kann natürlich von einem Verkaufe 
vom Staate und für feine Zwecke nicht die Rede fein; allein folche 
Liegenichaften gehören auch gar nicht zu ben Domänen, und find 
ihnen namentlich auch diejenigen Güter, welche zur Yundirung der 
Eivillifte oder der Apanagen geſetzlich beſonders beftimmt find, zu- 
zuzählen. Im anderen Falle dagegen hat eine frühere itzt aber- 
verlorene gefchichtliche Eigenjchaft Teine Bedeutung. — Was aber 
bad DVerfaffungsgebot der Unveräußerlichleit betrifft, jo reicht für 
bie Staaten, in welchen es befteht, (was übrigen? keineswegs in 
allen der Fall tft ),) die Eine Bemerkung Hin, daß die gefeßgebende 
Gewalt, welche diefe Beftimmung traf, fie auch wieder aufheben Tann. 


6) Man kann recht gerne zugeben, daß in vielen Fällen tige Stantgüter 
anfänglich Familiengüter bes regierenden Haufeg waren, wie dieſes Manche 
behaupten, als 3. 8. Pütter, Princ. juris publiei, $ 191; Hüllmann, 
Deutſche Finanzgefchichte bes M. A. S. 1fg.; Haller, Reſtauration, 2te Auff., 
Bd. II, S. 267 fg.; Eich horn, Deutſche Staats: und Rechtsgeſchichte, Bd. II, 
S. 378 u. a. O.: allein damit iſt noch keineswegs bewieſen, daß ſie es itzt noch 
find. Im Gegentheile läßt ſich nachweiſen, wie dieſe urſprünglichen Familien⸗ 
güter, während der früheren Patrimonial-Herrſchaft, namentlich auch zur Beſtrei⸗ 
tung der Regierungskoſten beſtimmt, bei der ſich nach und nach ausbildenden Idee 
des Rechtsſtaates und der daraus entſtehenden Trennung zwiſchen der Perſon der 
Fürſten und ihrer Stellung als Staatsoberhäupter allmählig bie Eigenſchaft wahrer 
Staatsgüter annahmen und durch concludente Handlungen oder Unterlaſſungen 
von ben fürſtlichen Häuſern dazu überlaſſen wurden. Manchmal war dieſe Schen: 
kung ſogar förmlich und ausdrücklich, wie in Württemberg durch die Verfaſſungs⸗ 
Urkunde von 1819, $. 102 und 103; in anderen Fällen iſt durch eine vertrags⸗ 
mäßige Auzfheibung von Kammergut und Domänen eine fefte Gränze für beibe 
Arten von Eigenthun gezogen, und ſteht fomit das Staatsgut zu verfaffungs: 
mäßiger Verfügung. In Frankreich gilt felbft der Grundſatz, daß alles von einem 
Könige erworbene Grumbeigentyum bem Staate gehöre. Vergl. über biefen 
Gegenſtand Klüber, Deffentliches Necht bed beutfchen Bundes, Ste Aufl., S. 522, 
und bie zahlreiche in der Note angeführte Literatur, ferner M alchus, Finanz⸗ 
wiſſenſchaft, Bd. I, ©. 24. 

7) So find z. B. in Preußen die Domänen für veräußerlich erffärt, fiebe 
Edict vom 17. Dec. 1808; auch in Franfreih, Württemberg, Baben, Kurheſſen, 
Hilbburghaufen u. f. w. Finnen fie mit Einwilligung der Ständeverfammlungen 
veräußert werben. 


EEE a a ———— 
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Als Staatliche Einwendung gegen den Verkauf der Domänen 
wird vorgebracht, daß der Belib von Grund und Boden der Re⸗ 
gierung eine feite Grundlage, namentlich in Nothfällen eine fichere 
Hilfsquelle gebe; daß die Beziehung eines Theile des Staatsein- 
kommens aus einer anderen Quelle ald aus bem Privatvermögeh 
der Unterthanen diejed zu jchonen erlaube und überhaupt einen gu- 
ten Eindruck mache; daß unter. den Staaten mit Volksvertretung 
eine. Negierung, welche einen bebeutenden Domantal-Ertrag jeden 
Falles zu beziehen habe, unabhängiger von der Ständeverfammlung 
ji, ala eine Regierung, welche alle nöthigen Mittel nur durch 
Steuern, aljo mitteljt unmittelbarer ftändifcher Verwilligung, er: 
halte; endlich daß Feine Sicherheit für eine nachhaltig nützliche 
Berwendung des Erlöfes aus verkauften Domänen beftehe, nach 
einer Verſchleuderung der Staat aber gar nichts mehr befite und 
dad Volf ven ganzen Ausfall durch erhöhte Steuern decken müffe. 
— Dieje Gründe verdienen jedoch wenige Berüdfichtigung. Offen: 
bar wird diejenige Regierung die größte Feſtigkeit befiten, welche 
fh auf ein möglichjt wohlhabendes, beim Beſtande des biäherigen 
Zuſtandes betheiligtes+ und fomit auch zu Aufopferungen bereites 
Bolt ſtützt. Eine ſolche Stimmung und ſolche Mittel Können aber 
nicht vorhanden fein unter einer Maffe eigenthumglojer Pächter 
und Tagelöhner; und ein Schein von väterlicher Regierung ift zu 
theuer erfauft durch die Annahme wirklich jchädlicher Einrichtungen. 
Was aber die Hilfe in der Noth betrifft, jo ift der auf einen be- 
deutenden Volksreichthum gegründete Credit eines Staates der 
ficherſte Nothanker. Dieſer Credit aber wird größer ſein, wenn 
der Staat ſeine Schulden mit ſeinen Domänen ganz oder theilweiſe 
abgetragen hat, als wenn er zwar ſchlecht rentirende Grundſtücke 
beſitzt, aber daneben von einer hoch zu verzinſenden Schuldenlaſt 
erdrückt wird. Auch zeigen viele Beifpiele, daß ein in einem Noth- 
falle beabfichtigter Verkauf von Staatsgütern entweder viel zu 
langſam für das Bedürfniß vor fich geht, ober daß fie zu Schleu- 
berpreifen an wucherhafte Actiengeſellſchaften abgegeben werben 
müflen. Was aber die größere Unabhängigkeit von den Ständen 
betrifft, fo ift nicht nur biefe in einem Staate, welcher einen we: 
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jentlichen Einfluß der Vollövertreter in Geldjachen verfaffungsgemäß 
beabfichtigt, ein ſehr zweideutiges Lob; fondern es ift auch die 
Thatfache nur theilweiſe begründet, weil boch immer noch ein be 
trächtlicher Theil der Staatöbenürfniffe mit Steuern zu beden tft, 
und ſomit den Ständen der auß dem Verwilligungsrechte ftam- 
mende Einfluß immerhin bleibt. Gegen eine Berfchleuderung de? 
Verkaufspreiſes endlich gewährt wenigitend in Staaten mit einer 
gewifienhaften Volfövertretung deren Aufficht und Mitbeitimmungs- 
recht genügenden Schug. Eine Verwendung auf Eifenbahnen 3.8. 
ift eben fo ficher und nachhaltig einträglih, al daß aus Grund⸗ 
ſtücken bezogene Einkommen. 


6. 117. 
b) Sefhränkung des Seſitzes der todten Hand. 

Seder auf längere Dauer berechneten Gejellfchaft oder Anſtalt, 
welche aus eigenen Mitteln ihre Zwecke beſtreiten fol, iſt Grund⸗ 
eigenthum die ſicherſte, alſo auch die angenehmſte Eigenthumsart 
und Begründung. Trägt es in ihren Händen auch nicht das hoͤchſt 
mögliche Einkommen, jo kann es doch nie feinen Werth ganz ver- 
lteren; und alle Stürme find leichter zu überftehen, als wenn das 
Dafein von Gelofapitalen, Renten, Abgaben und Dienftleiftungen 
abhängt. Deßhalb haben folche Geſellſchaften auch zu allen Zeiten 
nach Grundeigenthum geftrebt, und manchen, namentlich veligiöfen, 
Anftalten ift ein fehr ausgedehnter Beſitz diefer Art!) durch mehr 


1) So gehörte 3. B. in Frankreich ein Drittheil des Landes vor ber 
Mevolution von 1789 der Geiftlichkeit, und ihr Einfommen aus Grundeigenthum 
beirug den britten Theil des Staatsbudgets; ebenfalls ein Drittheil des Bodens 
gehörte am Enbe des 18. Idts in Nenpel und Sicilien der Kirche; in Spanien 
fol das Einkommen ber Geiftligleit am Ende des 18. Idts 850 Mill. Kranken 
aus Grundeigenthum und Gefällen betragen haben, beinahe ein Sechstheil des 
gefammten National:Cinfommens aus der Landwirthſchaft, f. Eſcher, Prac⸗ 
tifche Politik, Bo. I, ©. 654; in Portugal hatten nur die Klöfter 421 Mil: 
lionen Reis jährliches Einkommen, ſ. Balbi, Essai statistique, Bd. II, 
©. 14. Nah der Normannifchen Eroberung gehörten von 60,215 Ritterlchen 
24,015 ber Geiſtlichkeit, und als Heinrich VIII. Kirchengüter von 500,000 Dur 
Taten Einkünften einzog, wurden die aller Lords nur auf 380,000 geſchätzt. Weber: 
haupt rechnete man vor ber franzöflihen Revolution die jährlichen Einkünfte bes 
katholiſchen Klerus (hauptſächlich aus Grundeigenthum) auf 1800 Millionen 
Livres, |. Andre, Zahlenſtatiſtit, ©. 26. 
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oder weniger lobenswerthe Mittel gewonnen; namentlich Kirchen 
und fonftigen veligidjen Einrichtungen durch Benützung der Angft auf 
bem Todtenbette 7). Natürlich fuchen die auf folche vorteilhafte 
Weile Begüterten den Grundfaß ber Unveräußerlichkeit aufzuftellen, 
damit Fein innerer oder äußerer Feind das oftbare Gut wieder entreiße. 

Es mag zugegeben werben, daB in Zeiten geringer Bildung 
und Bevölkerung darin fein jo großes Uebel liegt. Vielmehr laffen 
ih fogar manche Vortheile aufzählen, welche aus dem Grundbefite 
einer reichen und verhältnigmäßig gefchüßten, an Bildung voran- 
itehenden Geiftlichkeit unter ſolchen Umftänden entftehen mochten ®). 
Allem dieß ändert fich bei fleigender Entwidlung der Bevölkerung 
und der Staatszuſtände. Dann wird allmählich für das nach 
Grundeigentum verlangende und zu deſſen guter Bewirthichaftung 
nah Bermögen und Einficht befähigte Volt der Beſitz ber: „tobten 
Sand“ zum Unglüde; und dann muß auch Hilfe geichafft werben. 
— Das Erſte ift natürlich, dafür zu forgen, daß fich das Uebel 
richt noch verfchlimmere. Es muß alfo durch Gefeß die Erwerbung 
von weiterem Grundeigentum allen moralifchen Perſonen entweder 
mmbebingt verboten oder doch immer nur mit Befonverer, fpärlich 
und nach Unterfuchung der befonderen Verhältniffe ertheilter, Er⸗ 
laubniß einer Staatsbehörde geſtattet fein). — Häufig genügt 
bieß aber nicht mehr; und dann treibt erfahrungsgemäß die Noth 


2) Die Klagen Über Erbfchleicherei ber katholiſchen Kirche beginnen fehr 
frühe und dauern noch fort biß in bie neueſte Zeit. Selbſt die Verbote ber An- 
achme von Vermächtnifien ohne befondere Staätserlaubniß Baben fich als un: 
mächtig exwieſen, weil fie [chlau umgangen werben; fo 58. in Frankreich und 
im Belgien. ©. Van Damme, La main-morte et la charite. Brux., 1858. 
Jeder fittlichen Würde ermangeln die Beitimmungen des canonifchen Rechtes, 
welche bei Stiftungen zu frommen Sweden ben Schub bes gemeinen Rechtes 
gen wumüberlegte und noch fjchlimmere Vermächtnifie beſeitigen. S. biefelben 
ki Richter, Kirchenrecht. 5. Aufl., Lzg., 1858, ©. 696. — Pjyychologiſch ſehr 
tchtig berechnet gegen Mißbrauch ber Schwäche und ber Gewiſſensbiſſe Todt: 
franfer ift das englifche Befeg 9 Geor. II, c. 36, welches zur Gültigkeit eines 
Bermächtnifles zu frommen Aweden verlangt, daß ein ſolches wenigftend zwBlf 
Romate vor bem Tobe unwiderruflich gemacht und gerichtlich eingetragen worden ift. 

3) ©. hierüber Roſcher, a. a. O., 3b. II, ©. 298. 

4) Ein Verzeichniß ſolcher Verbote, zum Theile ſchon aus früher Zeit bei 
Roiher, S. 801, Anm. 2. 
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dazu, einen Eingriff in die fehon erworbenen Rechte ber begüterten 
Geſellſchaften, namentlich der Kirchen und ihrer verichiedenen Anital- 
ten, zu machen, ald zu einem nothwendigen Mittel zur Erreichung 
einer größeren Vertheilung ded Grundeigenthumed. Daß das Mit- 
tel den nächſten Zweck erfüllt, Tann keinem Zweifel unterliegen: 
allein dennoch muß bier in doppelter Richtung mit großer Umficht 
verfahren werben. 

Einmal ift wohl zu prüfen, ob nicht durch einen ſolchen 
Schritt dem Staate ein mächtiger Feind erweckt würbe, deſſen 
Widerſtand und Gegenangriffe großen Schaben zufügen fünnten; 
und dieß vielleicht ohne alle Außgleihung, wenn doch am Ende 
die ganze Maafregel wieder aufgegeben werden müßte. 

Sodann aber find die Zwecke und Eigenfchaften der mit einer 
Entziehung heimzufuchenden Anftalten gewifjenhaft ind Auge zu fallen. 


hi 


R- 


"ft ıH 0“ 


a 11 


. 


Soll nicht manche für die fittliche und geiftige Bildung deö ganzen Vol⸗ 


kes jehr wünjchenäwerthe und nothwenbige Einrichtung zu Grunde ges 
richtet ober wenigftend ungünftigen Wechjelfällen Preis gegeben, fomit 


D 
ke 
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anftatt eines Uebels ein anderes geſetzt werben: fo ift wohl zu unter _ 


jcheiden zwilchen den in Frage ftchenden moralifchen Perfonen. Sind 
. welche barunter, deren ganzes Dafein von feinem bedeutenden Werthe 
für dad Volk ift, vielleicht ſelbſt als Nachtheil betrachtet werben muß, 
(wie 3. B. Mlöfter, unbejchäftigte Domkapitel, Kirchen ohne Gemeinbe:) 
jo Tann allerdings die Einziehung ihre Grund-Eigenthums nur 
ala erlaubt und räthlich erfcheinen. Bei folchen ift nämlich nicht 
nur ein Eingriff in die Art ihres Vermögend, fondern vielmehr 
eine gänzliche Aufhebung gerechtfertigt, fei ed nun, daß fie ohne 
weitered aufgelöst werden wollen, fei c3 daß man den minder bar: 
ten aber langſameren Weg einfchlägt und nur die Aufnahme neuer 
Mitglieder unterfagt, wodurch mit der Zeit die Geſellſchaft von 
ſelbſt erlifcht. In beiden Fällen ift das herrenlos gewordene Grund⸗ 


eigenthbum, befreit von darauf Taftenden Dienftbarfeiten, auf zweck⸗ 


mäßige Weife zu veräußern. Daß der Staat auf den Kaufſchil⸗ 
Ting rechtlichen Anspruch hat, unterliegt bei dem Mangel jebes 


näheren Anrecht3 feinem Zweifel. Doch wird er wohl nicht ſelten 


zur Vermeidung übler Nachrebe gerathen finden, den Erlöß, ganz 
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oder theilweiſe, zu nuͤtzlichen Einrichtungen, wo möglich von ver- 
wanbter Art, zu verwenden. — Anders verhält es fich mit folchen 
Anftalten und Gefellichaften, welche zur Erreichung bleibender, 
vielleicht höchiter, menjchlicher Zwecke beftimmt find. Dieſe dürfen 
natürlich weder in ihrem Beſtande, noch auch, wenn es irgend 
möglich ift, in der fihern Grundlage vefjelben angegriffen werben, 
felbft wenn leßtere in anderer Beziehung ein Opfer wäre). Sn 
der Regel wird übrigens nicht cinmal bier ein wirkliches Bchürf- 
niß zu einem Eingriffe drängen, wenn nur fonjt die gehörigen 
Mittel zur Vermehrung der Mafje des freien Eigenthumes mit 
Ernſt ergriffen, namentli die unnöthigen und fchädlichen Geſell⸗ 
haften und Anftalten aufgehoben werden. Und viel Gute 
kann fchon dadurch geftiftet werden, wenn ver Staat auf eine 
zoedmäßige Verpachtung des Grundeigenthums der todten Hand 
hinwirkt. Nur in dem alle fcheint ohne Unrecht und ohne Nach: 
teil auch an nützliche moralifche Perfonen ein Anfinnen ges 
Rellt werden zu können, wenn offenbar ihr Grunbeigenthum über 
dad für fie nothwendige Maaß hinausgegangen ift, es font ohne 
dj ine Verlegung ihrer Sicherheit auf einen geringeren Umfang 
e] wrüdgeführt werben Tann. Sache der gefeßgebenden Gcwalt wird 
& fein, im einzelnen Falle die Frage zu entjcheiden und ben zu 
veräußernden Theil der Güter, jo wie die Verkaufsweiſe zu bezeich- 
nen Bon jelbft aber veriteht fich, daß der Werth des Entzogenen 
ber Geſellſchaft zu anberweitiger nüßlicher Aulegung übergeben 
werden muß. Nicht Verminderung. ihred Vermögens wird in fol- 
dem Falle beabfichtigt, fondern nur eine folche Anlegung deſſelben, 
kei welcher die große Mehrzahl der Bürger beftehen Tann ?). 

2) Eine ausführliche Erörterung diefer Frage mit befonderer Anwendung 
af das Grundeigenthum ber einzelnen Kirchenpfründen, |. bei Elsner, Politik 
ber Landw., Bd. I, S. 86 fg., und bei Bülau a. a. O., ©. 112 fg. Schwer⸗ 
54 wird man aber der ſchließlichen Entſcheidung des Lehteren, welche fich zur 
Beräußerung folcher Güter binneigt, beitreten koͤnnen. 

8) Nur aus dem Befihtöpuncte ber Unmöglichleit ber Coexiſtenz läßt ſich 
hie. Cinziehung ber Kirchengüter rechtlich vertheidigen, nicht aber aus bem von 
ber franzöfifchen verfafiunggebenden Verſammlung gebrauchten — geſchichtlich 
hanz falfchen — Grunde, daß der Staat in früheren Jahrhunderten die Gehalte 
der Geiftlichen in der Form von Domänen verwilligt babe, ist aber eine, durch 

v. Nohl, Boligeiwifl. IL 3. Wuflage. 4 
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$. 118. 
c) Veräußerung der Gemeindeglter. 

Ein weiteres, oft jehr nahe liegende, Mittel, dem Mangel 
an Grundeigenthum abzuhelfen, befteht in ber Weräußerung ber 
Gemeinde-Güter, deren nicht felten eine bebeutende Menge 
vorhanden if. Doch muß im Allgemeinen unterfchieden und im 
Einzelnen unterfudyt werden, um zu einer richtigen Verwendung 
derjelben zu gelangen. Ein in ber Sache gemachter Fehler fallt 
auf die Gemeinde= Genoffen zurüd, und ift fehwer wieder gut zu 
machen. 

Gemeindelänbereien werben in der Regel ala Weide benükt. 
Co naturgemäß dieß nun auch in rohen lanbwirthichaftlichen Zu⸗ 
ftänden und bei ertenfivem Betriebe, ferner bei geringer Bevölkerung 
fein mag, ein fo mächtige? Hinberniß für eine beffere Wirthfchaft und 
für eine Verfehung einer vermehrten Bevölkerung mit Grundeigenthum 
wird ein folcher Weidgang mit der Zeit. Eine Veränderung drängt fich 
dann allerdings als nothwendig auf; allen Häufig wirb übereilt 
von einem Aeußerften zum andern übergegangen. Theils die an fich 
ganz richtige Meberzeugung, daß die Bewirthichaftung freien Eigen- 
thums die fleißigfte und einträglichite fei, theils die Rückſicht auf 
die nach Grundbeſitz verlangende Bevölkerung hat nämlich oft nicht 
nur die Lehre *), ſondern auch die Geſetzgebung *) zu der Forde 
rung einer vollftändigen Veräußerung des Gemeinbelandes in Bri- 
vateigenthum bewogen, ſei es nun mittelft unentgeltlicher Verthei⸗ 


bie Aenderung der Umftände gebotene, Ummandlung biefer Bezahlungsweiſe vor: 
nehmen könne unb dürfe. S. Choix des rapports, ®b. I, ©. 90 fg. 

1) Dan fehe 3. B., um von älteren bis in bie Mitte bes 18. Idts hinauf: 
gehenden Schriften abzufehen, Krank, Landwirthſch. Polizei, Bd. II, ©. 199 fa.; 
Meyer, Üb. Ormeinheitätheilung. I—III, Gelle, 1801, 4%; Gönner, Üb, 
Eultur und Verteilung ber Bemeindeweiden. Landsh. 1808; Burger unb 
Ehahermaier, Preisſchr. über Zertheilung ber Gemeindeweiden. Peſih, 1818; 
Klede, Grundfäge der Gemeinheitätheilung, Berl., 1821, 4; Kraufe, Über 
Gemeinheitstheilungen. Gotha, 1882. — Eine umfichtigere Auffaffung ber ganzen 
Frage tritt hervor bei Rau, Vollsw. Polit., 5. Aufl., I, S. 184 fg.; Rofcher, 
Vollswirtbih. Bd. U, 4. Aufl., ©. 209 fg. \ 

2) ©. Beifpiele bei Mittermaier, Deutfches Priv.R., 6. Aufl, $. 129, 
Anmerk. 7; Rau, a. a. D., S. 191, Anmerk. d.; Roſcher, a. a. O., ©. 228. 
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lung, ſei es durch Verkauf. Eine genauere Prüfung zeigt, daß i in 
ſe durchſchneidender Weiſe nicht verfahren werden darf. 

Vorerſt leuchtet ein, daß eine bisherige wirthfchaftlidhe Bes 
nügung eine? Gemeindegutes keineswegs eine Veräußerung deſſel⸗ 
ben zur notbwendigen Folge hat, fondern zunächſt nur die Forde— 
rung befjerer Verwendung begründet. Eine ſolche ijt nun aber 
ſelbſt bei Weiden möglich durch Feſtſetzung der Zahl und Art des 
aufzutreibenden Viehes, durch Eintheilung in Schläge, durch Sorge 
für Ordnung der Oberflüche. Noch mehr aber kann gefchehen, 
wenn der dazu taugliche Theil ber Weiden umgebrochen und in 
paſſenden Abtheilungen und unter richtigen Bedingungen verpachtet 
wird *). Auch eine eigene Verwaltung durch Gemeindebehörden 
mag ſehr entjprechend fein, namentlid wo eine Verwandlung in 
Wieſen möglich iſt. 

Sodann darf nicht aus den Augen gelaſſen werden, daß der 
Bezug des für die allgemeinen Bedürfniſſe noͤthigen Einkommens 
aus eigenem Grundbeſitze für Gemeinden von großem Werthe iſt. 
Es verhält ſich in dieſer Beziehung bei ihnen nicht ganz wie bei 
dem Staate. Diefer hat Macht genug, um auch nach Veräußerung 
der Domänen bie erforderlichen Steuern umzulegen ; bei Gemeinden 
fiudet dieſes wiel größere Schwierigkeiten, und die Folge kann Leicht 
bie Vernachläſſigung wichtiger Intereſſen fein. Dieß tritt natür- 
ih danıı am leichteften ein, wenn bie Gemeinbeländereien nicht ver- 
kauft jondern unentgeltlich vwertheilt werben follen. 

Ferner kann cine Vergrößerung bed bereitd vorhandenen Pri- 
vatbeſitzes da, wo nur größere Bauern beitehen. und bie Credit⸗ 
oder Kenntnißverhältniſſe den Uebergang zu intenfiverer Bewirth- 
ſchaftung noch nicht geftatten, von feinem Ruten fein, Indem daß ver- 
teilte Land nicht beffer, vielleicht ſelbſt noch fchlechter als bisher 
gebraucht würde. 

Endlich bleiben unter allen Umſtaͤnden manche Grundſtücke 
übrig, welche aus beſonderen Gründen nicht in Privathände gelan- 


3) Ein ausführlich entwideltes, jedoch etwas Fünftliches Syftem einer Ber: 
pachtung von Gemeinbelänbereien, (in der Hauptjache als Baumfeldwirthſchaft) 
giebt Knaus, in ber Tüb. Zeitſchr. f. StB, 1844, S. 413 fg. | 

4 a . u. 
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gen dürfen. Dieß ift vor Allem der Fall bei Waldungen, berem 
Erhaltung in öffentlichem Eigenthume befjer gefichert ift, (vgl. uns 
ten $. 147 fg.); und welche ohnedem nicht in Heine Stücke zerichlagen 
werden können. Ferner in Gegenden mit Pferbezucht der zu Foh⸗ 
Iengärten nöthige Raum. Wohl au Steinbrücde, Kicd- und Mer- 
gelgruben, je nach Gegend und Bebürfuiß. Auch ift für Vorbehalt _ 
der nöthigen dffentlichen Pläbe und für richtig anzulegende Feld⸗ 
wege zu jorgen. 

Eine Abtretung des Gemeindelandes in Privatbefiß ift jomit 
keineswegs immer und überall oder unbebingt an ber Stelle, ſon⸗ 
dern jelbft in den zuleßt angebeuteten Schranken nur da, wo eine 
geftiegene Volkszahl Vermehrung des Grunbeigenthumes, namentlich 
auch in kleineren Parzellen, erfordert, oder wo vermehrte landwirth⸗ 
fchaftliche Bildung und Wohlhabenheit die Mittel und die Luft zu 
einer guten Benügung auch des Zuwachſes an Beſitz in fichere 
Ausſicht ſtellt. Auch iſt es weder nöthig, daß immer und unter 
allen Umständen die einzelnen Stücke als Eigenthum abgegeben und nicht 
vielmehr blos verpachtet werben %); noch auch daß das ganze einer 

4) Unzweifelhaft hat der Beſitz und die Bebauung von Eigenthum eigens 
thümliche und bebeutenbe Vorzüge vor der Benügung blofer Pachtgüter, und iR 
baber auch im Zweifel die Abtretung bißheriger Gemeinbelänbereien in freie# 
Eigenthum vorzuziehen. Es find ieboch auch Fälle vorhanden, in welchen bie 
bleibende Veräußerung an beftimmte igenthümer und fomit beren beliebige 
weitere Verfügung über dad Erworbene dem urfprünglichen Zmede ber Beräußerung 
nicht entfprechen würbe, wenigftend nicht auf die Dauer. Wenn nämlich bie am 
ärmere Bürger abgegebenen Stüde Landes von bielen fpäter wieber verkauft 
werben und fo allmählig in bie Hände der Reicheren übergehen können, fo bört 
die Ausftattung ber Tagelöhner⸗ ober Fabrifbevölferung mit einem Yleinen Brunbs 
befige, die Sorge für Wittwen u. |. w. wieder auf. (Bol. Schmitthenner, 
Pauperismus und Proletariat, ©. 25 fg.) Wenn es alfo die Aufgabe ift, zu 
biefen Zwecken Grundbefit zu verallgemeinern und wenn bierzu auch @emeinbes 
gut verwendet werben foll: fo ift es allerdings nöthig, nicht blos für das itzige 
Geſchlecht, ſondern auch für fpätere Benerationen zu forgen unb deßhalb ben 
dazu erforderlichen Boben nicht bleibend abzutreten, fondern nur je auf lebenslang 
und nah fonftigem Bebürfniffe zu verpachten oder in Nutznießung zu geben. 
Die, nicht unmwahrfcheinliche, ſchlechtere Benützung folcher nicht als Cigenthum 
befeflener Stüde ift hier das Tleinere Webel gegenüber von ber fonft balb eintre 
tenden Unfähigkeit überhaupt zu helfen. — Dagegen kann der Umftand, daß 
durch die aus Gemeindegut geihaffenen neuen Lanbftellen nur in ber erſten 
Generation daB Verbältniß der Bevolkerung zur Ausbehnung bed Grunbeigens 
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Gemeinde zuftehende Land mit einemmale in Privatbeſitz übergehe. 
Es genügt und ift nüßlicher, nur das Bebürfniß jeweil zu befrie⸗ 
digen, indeffen aber das Zurückbehaltene moͤglichſt vortheilhaft für 
die Gejammtheit zu verwalten. | 
Jedenfalls aber ift mit Umficht bei ber Abtretung zu verfahren, 
unb zwar ſowohl in rechtlicher als volfgwirthichaftlicher Beziehung. 


- Hier find dann aber namentlich folgende Geſichtspunkte aufzuftellen. 
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Erſtens muß natürlich ver Beſchluß der Veräußerung auf ges 
jegliche und rechtliche Art gefaßt werben. Dieß zu bewerk⸗ 
ſtelligen ift keineswegs ganz leicht und einfach, wenn nicht die Ge: 
feßgebung beſondere Vorſehung trifft. Was nach gemeinem Rechte 
zu geſchehen Habe, ift Höchft beftritten °); und nicht Wenige vers 
langen in den meiften Fällen Zuftimmung der Betheiligten, ſelbſt 
wehl jede? Einzelnen. Solche Beichlußnahmen find nun aber den 
größten Schwierigkeiten unterworfen; und überdieß finden noch 
mancherfei rechtlich ſehr zweifelhafte ragen hinſichtlich einzelner 
Buncte ded Verfahrens ftatt. Daher ift denn eine eigene gejeßliche 
Befimmung über die Veräußerung von Gemeindegütern, welche 
einer Seit? bie bleibenden Intereſſen der Gemeinjchaft und die wohl 
erworbenen Rechte Einzelner wahrt, anderer Seit? ba Zuſtande⸗ 
lemmen einer nüßlichen Maaßregel erleichtert, ſehr räthlih. Die 
wehl auch ſchon getroffenen Beſtimmungen, daß eine Heinere Etim- 
mnzahl als die Hälfte einen Veräußerungsbeſchluß faſſen koͤnne, 
oder daß jeder Einzelne die Ausſcheidung feines Antheiles zu vers 
langen berechtigt fein fol, reichen nicht aus und laſſen Einwen⸗ 
dungen vom rechtlichen Standpuncte zu. Wohl aber fcheinen fol- 
genbe Beltimmungen allen Forderungen zu entfprechen: Bor Allem 
it zu unterfcheiden, ob ein Gemeindegut bisher unmittelbar ober 
wittelbar von einzelnen Bürgern, oder ob bafjelbe für Rechnung ber 


ums verbefiert und fpäter nur eben eine größere Zahl auf größerer bebauter 
Ieche fich befinden wirb, die Abtretung in freies Eigenthum nicht umräthlich 
afgeinen laſſen. Diefelbe Vermehrung würde ja durch Pächterfamilien auch 
etichen, und fomit ber geringere Vortheil bed Pachtverhältnifies ohne allen 
Erfap flattfinden. | 

5) Man vergl. 3. B. bie Anfichten von Eihhorn, Deutihes Pr.⸗R., 
He Aufl, $. 878, und Mittermaier, D. Pr.⸗R., Ste Aufl., 6. 128—130, 
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Gemeindekaſſe benüßt wurde. — Im Ießteren Falle ift Fein Grur 
vorhanden, warum nicht diejenigen Gemeinde oder Staat3-Behörbe 
welche nad) der beftehenden Landesgeſetzgebung überhaupt zu 2 
ſchlüſſen über die VBermögend-Angelegenheiten der Gemeinde berechti 
find, auch bier follten entjcheiden dürfen. Nur ift es durch t 
bleibende Wichtigkeit der Sache gerechtfertigt, daß, wenn für bebe 
tende Befchlüffe beſondere Ueberwachungsmaaßregeln angeorbnet fin 
diefe auch bei. Veräußerungen von Grunbeigenthum ver Gemein 
einzutreten haben. — Waren aber einzelne Bürger bisher im red 
lichen Befige der Nutzung, jo ift wieber zu unterfcheiven zwiſch 
der Benuͤtzung durch beftimmte Bevorzugte und ter durch bie E 
fammtheit der Birger. Im erfteren Falle kann die Erwirfung ein 
Zuſtimmung ver Berechtigten nicht umgangen werben ®), ba es fi 
von einem ausfchließenden Privatrechte handelt; und nur ba, Y 
nach ben befonberen Berhbältniffen eine Zmangsabtretung gered 
fertigt und bei ben zuftänbigen Behörden burchgeführt werben fan 
mag Auch wider ben Willen ber Betheiligten, aber freilich umi 
Entſchãdigung derjelben, von den Gemeindebehoͤrden verfahren werb: 
Eine allgemeine Benügung durch fämmtliche Bürger dagegen tft v 
Recht unter den Geſichtspunct einer Gemeindeanſtalt zu ftellen, u 
bie Befugniß zu einer Veränderung in berfelben muß fomit bi 
jenigen Behörden zuftehen, welche im Allgemeinen zur Ordnu 
und Abänderung ber Gemeinde-Einrichtungen geſetzlich zuftändig ſi 
Die Benütenden, als folche, haben aljo keine Stimme anzufpreche 
allein möglicherweife allerdings fchreibt die Gefebgebung zur Vi 
nahme bebeutender und bleibender Einrichtungen die Mitwirkung v 
Gemeindevertreternt oder von einer allgemeinen Bürgerverfammlu 
- vor. Diefe hätte dann natürlich, und zwar in den gemöhnfid 
Formen und nach den allgemeinen Vorfchriften über gültige 2 
ſchlußnahme, ftatt zu finden ?). 

6) Und zwar iſt hinfichtlich der Stimmenzahl zu unterſcheiden. Bilden 
Bevorzugten eine Gemeinſchaft zum Behufe des Genuſſes, fo entſcheidet un 
ihnen Stimmenmehrheit; fteht aber der Einzelne für fi, fo ift auch die Zufti 
mung eine Jeden erforberlic. 


7) Ueber biefe vielbeftrittene Materie |. Mittermaier, a. a. D., ı 
die daſelbſt angeführte reiche Literatur; ferner Rau und Roſcher. 
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Ein zweiter Grundſatz ift, daß bei einer Veräußerung das Abs 
zugebende ala freies Eigenthum und ohne Grundlaſten an den 
neuen Beſitzer übergeben werden muß. Nur bei freiem Eigenthume 
innen alle nützlichen Folgen einer Vermehrung bed Grundbeſitzes 
erwartet werben; und hoͤchſt folgewibrig wäre ed, bier Laften neu 
za fchaffen, bie in Anderen Fällen als ſchädlich erklärt und mit 
Mühe und Kapitalaufwand abgelöst werden. Eine Ausnahme ift 
nur dba zu machen, wo eine beftimmte Benützungsweiſe öffentlichen 
Shaben bringen Töunte; jo 3.8. der Umbruch der Grasnarbe auf 
feilen Abhängen, von welchen bie unbedeckte Erde in bie Tiefe ges 
ſchwemmt werden würde, oder auf häufig überſchwemmten Ufer 
ſtrecken. Hier ift die Veräußerung nur unter ſchuͤtzenden Bedingun⸗ 
gen räthlich. — Allerdings? ift richtig, daß bei einer folchen völligen 
Veräußerung die Grundftüde fpäter nicht noch einmal von ber Ge⸗ 
meinde nach ihrem Belieben vergeben werben können, um daß aljo 
ner etwaigen künftigen Armuth nicht mittelft dieſer Hilfsquelle 
abzuhelfen if. Wllein dieſe Rückſicht wäre hier eine faliche. Es 
handelt fich bei einer Veräußerung ber Gemeinbegüter nicht von 
einer Maaßregel ber Armenpolizei; fondern es joll der Mangel an 
freiem Grunbeigenthum für Reiche und Arme befriedigt werben, 
Diefer. Zweck wird durch pie Veräußerung erreicht, und zwar für 
le Zeiten. Wie die Gemeinde itzt oder Fünftig ihre Armen unters 
Rügen will, ift eine ganz andere Frage; und es kann vernuͤnftiger⸗ 
weile gegen eine ihren mächjten Zweck erreichende Vorkehrung nicht 
engeflihrt werben, daß fie nicht auch einen ganz vwerjchiedenen Zweck 
erfülle. Uebrigens mag immerhin, in Woraugficht eines künftigen 
Bebürfnifie, ein Theil der Gemeindelänbereien von ber Veräußerung 
ausgenommen und für bie Armenpflege zurückgehalten, indeſſen aber 
moͤglichſt nüglich für die Gemeinde verwendet werben. 

Dritten? muß bie Veräußerung auf zweckmäßige Weile 
geſchehen. Es iſt alfo die Größe der einzelnen zu veräußernden 
Stucke nach dem Bebürfniffe und nach der Bobenbeichaffenheit zu 
beffunmen. Keineswegs ift eine Zerichlagung in möglichit viele, 
und ſomit Meine, Stüde. das allein Wuͤnſchenswerthe und Erlaubte, 
Immerhin mag dieſes gejchehen, wenn ed den Bürgern Hauptjächs 
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lich an erwerbbaren Meinen Grunbftüdden zu Gärten oder zum Bau ı 
neben einem Gewerbe fehlt. Allen in anderen {sällen wird bie | 
Bildung gefchloffener Güter, namentlich auf entfernten Außenfeldern, ' 
weit eriprießlicher fein. 

Endlich ift, ehe zu irgend welchen Einzelnheiten in Betreff der 
neuen Benübung Üibergegangen wird, erft eine Auseinanderſetzung 
mit anderen Gemeinden vorzunehmen, welchen etwa bisher ein Mite 
benütungsrecht zuftand. Ein folcher gemeinichaftlicher Weidegang 
iſt die unvortheilhaftefte aller Verwendungsarten, weil dann nicht 
Teicht irgend Semand für Ordnung und Schuß ſorgt und forgen 
Tann. Dagegen findet denn auch eine Trennung auf Grund bed 
biöherigen Benügungsmaaßftabes und mit Berückſichtigung etwa ver- 
ſchiedener Bodenbefchaffenheit in der Regel wenigere Schwierigkeit. 

Unter Feſthaltung diefer allgemeinen Säte läßt fih nun unter: 
juchen, welche von den beiden möglichen Veräußerungsarten, nämlich 
entweber Verkauf an den Metjtbietenden oder unentgeltliche Verthei⸗ 
lung die an fich oder unter gegebenen Umständen vorzuziehende iſt. 

Tür den Verlauf eined Gemeindegutes an den Meiftbietenden 
ſprechen nicht unbedeutende Rückfichten. Bei Anwendung befjelben 
wirb ber Beftand des Gemeindevermögens, (deffen Erhaltung immer- 
bin ein fehr wichtiger Zweck ift,) nicht verändert; es wird aljo nicht 
dem itigen Bebürfniffe das fünftige Wohl zum Opfer gebradit. 
Sodann giebt es Fälle, in welchen nur ein Verlauf beveutenbe 
rechtliche oder thatfächliche Schwierigkeiten vermeiden läßt. So z. B. 
wenn bie Gemeinde das Gut -verpfändet hat und bie Sicherheit der 
Gläubiger nicht auf andere Weife zu decken weiß; oder wenn es 
räthlich erfcheint, daB zu Veräußernde nur als gejchloffene® Gut abs 
zugeben; endlich wenn bei einer Vertheilung unter alle Bürger bie 
Stüde fo Hein würben, daß fie von Einzelnen nicht mehr mit 
Nugen bebaut werden Könnten. Die Beräußerung durch Verkauf 
empfiehlt fich ferner durch die Einfachheit des Geſchäftes. Sobald 
bie, nach den beftehenden Geſetzen zuftändigen, Behörden den Ent- 
ſchluß gefaßt und die etwa Betheiligten die Zuftimmung gegeben 
haben, ift außer der Aufftellung paffender Verfaufsbebingungen und 
der Vornahme der Verkaufshandlung nicht? Weitereß zu beforgen. 
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Mlerdingd wird bei einem Verlaufe der Geſammtheit der Bürger 
fin Geldvortheil unmittelbar zugewendet; allein theil® gewinnen 
Alle bei einem guten Stande ver Gemeinvefaffe, theils ift überhaupt, 
wie bereitö bemerkt, der Zwed der ganzen Maaßregel zunächft nicht 
der, den Bürgern eine Unterftüßung zu geben, ſondern vielmehr der, 
bie Maffe des freien Grundeigenthumes zu vermehren. Daß ber 
Erldß auf einträgliche und fichere Weiſe in ben Gemeindenutzen zu 
verwenden ift, bedarf fo wenig erft einer Bemerkung, ald daß bie 
Geſtattung billiger Zahlungsbebingungen ſowohl den Kaͤufern als 
der Gemeindekaſſe von Nutzen ſein wird. 

Eine unentgeltliche Vertheilung von Gemeinbe-Län- 
bereien bat natürlich vor Allem ven Bortheil, den einzelnen Bürgern 
eine Bermögenöverbefjerung zu verjchaffen, namentlich aber auch ven 
Aermeren Antheil an dem vermehrten freien Eigenthume zu gemwäh- 
ren. Sodann erjcheint fie ald billig, wenn biöher das in Frage 
ſtehende Gut von Allen benübt werben durfte Endlich wirb fie 
nicht felten das einzige Mittel fein, die rechtlich nothmendigen Zu: 
kimmungen von Behörden ober Einzelnen zu erhalten. — Nicht 
eben leicht wird aber häufig die Ausführung fein. Noch am eheften 
it eine gerechte und von Allen gebilligte Feſtſtellung des Maaf- 
ſtabes der Vertheilung zu bemerkitelligen. Es muß nämlich unter- 
Khieden werden. Gleich an Werth find die Theile aller Bürger zu 
machen, wenn die vertheilte Strecke bisher gar nicht, oder nur mit- 
telbar (3. B. durch Selbitverwaltung des Gemeinverathes ober durch 
Verleihung an einen Pächter), oder endlich ebenfalls ganz gleich 
von den Bürgern benutt warb ober wenigſtens werben durfte. War 
dagegen bag Recht zur Benübung bisher fchon ungleich, fo ift (e8 
müßte dern Entfchäbigung ftattfinden) auch die Vertheilung ungleich 
vorzunehmen, und zwar im Berhältniffe des bisherigen Benützungs⸗ 
rechtes, welches fich aus dem Gewohnheitärechte, den Lagerbüchern, 
gerichtfichen Urtheilen u. f. f. ergiebt 9). Schwieriger tft die Zu⸗ 


8), Sehr überflüffig if der Scharffinn, der Häufig angewendet worden iſt, 
um einen Vertheilumgs:Maaßſtab aus ganz frembartigen Verhältnifien, 3. B. dem 
Viehſtande, der Menge bes Winterfutterß, dem Beitrage zu ben Gemeindelaſten 
u. f. w., herauszurechnen; (f. bei Rau, Vollswirthichaftspolitif, IL, ©. 194 fg. 
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thbeilung des befonderen Stückes an jeben Einzelnen. 
Folgendes find aber die leitenden Grundſätze. Bor Allem tft dafür 
zu forgen, daß Jedem fein Antheil an Einem Stüde angewieſen 
werde, der leichteren und beſſeren Benütung wegen. Ungleichheiten 
in der Bodengüte find durch verhältnigmäßtge Größe der Stücke aus⸗ 
zugfeichen. Sodann tft durch eine völlig unparthetiiche Zuweiſung, 
namentlich durch Roos, Mikvergnügen und Streitigkeiten vorzubeugen. 
Die obrigfeitliche Leitung etwa gewünfchter Außtaufche wir zu 
weiterer Beruhigung beitragen. Endlich ift, wo bie biäberige Be 
nützung es fordert, durch bie geeigneten Mittel ?) für eine Erleich⸗ 
terung des Ueberganges von der Weidewirthichaft zur Stallfütterung 
Sorge zu tragen. — Die Vertheilung tft übrigens lediglich Privat⸗ 
fache der Beteiligten; doch iſt in Ländern, im welchen noch viele 
Gemeindegüter beftehen, die Beftellung eigener mit der Orbmung 
folcher Geſchaͤfte beauftragter Beamter zur Entfernung der thatläch- 
lihen und rechtlichen Schwierigkeiten und zur Vermeidung von 
Streitigkeiten nützlich. Sie mögen außerdem noch bei den Feld⸗ 
reglungen und Ablöfungen der Grundabgaben verwendet werben. 


&. 119. 
d) Sefhränhung der Majorate und Sideicammiſſe. 

Gar nicht felten befteht Anhäufung großen Grundbeſitzes in 
den Händen Einzelner, bewerkjtelligt durch Yamiliengejche oder burch 
Gewohnheiten, welche nicht nur die Veräußerung eines einmal er: 
worbenen Stüde an Fremde, jondern auch die Vertheilung be 
Borhbandenen unter die einzelnen Familienglieder zu Gunften bes 
Familienhauptes unterfagen. Theils finden ſich ſolche Einrichtungen 
beim Adel, theils bei Hofbauern; manchmal, namentlich in früherer 


bie verfchiedenen Annahmen und ihre Gegengründe). Alles diefes wirb mit ber 
einfachen Bemerkung niebergefchlagen, daß eö- ſich lediglich um das Recht an 
ein beftimmtes bisher gemeinfchaftliches Gut, nicht aber um ben wünfchenswerthen 
Gebrauch dieſes Rechtes handelt. Theilt eine Handelsgeſellſchaft, fo fragt fie auch 
nur nach ben Einlagen der Theilnehmer, nicht nach ber Zahl ihrer Kinder, 
ihrem fonftigen Vermögen u. |. f. Warum bier ein folder Luxus von verfehrtem 
Scharfſinne? 
9) ©. dieſelben unten, $. 164. 
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Zeit, werden dieſe beiben Klaſſen durch Verbote des Erwerbes für 
Ungenofien des Standes fcharf auseinander gehalten. 

Es wäre thöricht, nicht auch manchfachen Nuten des gefchlof- 
jenen Grundbeſitzes anerfennen zu wollen. Der jemalige Nutz⸗ 
nieger ift im Beſitze beveutender Mittel, zumeilen fogar eines großen 
Reichthumes; und natürlich treten dann auch bie wirthſchaftlichen 
md ftantlichen Vortheile des großen Grundeigenthumes in die Er- 
ſcheinung. Die erfteren find oben, S. 21, bereits angebentet; 
noch entichiedener, freilich aber auch mit Uebeln und wenigſtens ber 
Möglichkeit von Mipbräuchen vermifchter, find die Folgen auf dem 
biete der ftaatlichen und gejellichaftlichen Orbnung Ein bebeu- 
tendes, geficherteß und anererbted Vermögen giebt einer Seits Un- 
abhängigkeit, anderer Seit? die Mittel, dem öffentlichen Weſen Zeit 
und Dienfte uneigennübig zu widmen und die Fähigkeit im Noth- 
fülle auch große Opfer zu bringen ohne alsbald dem Untergange 
zu verfallen. Der Befitz von Vermögen gewährt überbieß wo nicht 
bie. Sicherheit fo doch die Wahrjcheinlichkeit der Erwerbung einer 
den Tibrigen Verhältniffen entjprechenden Bildung für alle Familien⸗ 
mitglieder. Diefe Eigenfchaften find höchit werthvoll für die Fe⸗ 
figfeit und Nachhaltigkeit der öffentlichen Zuftände, namentlich in 
Staaten mit pofitiv-freiheitlichen Einrichtungen, das heißt mit or: 
ganifcher und verfchiedenartiger Selbftverwaltung der Staatsgenoſſen. 
Und zwar iſt es nicht etwa blos eine reiche und ſtolze Artitofratie, 
welche (jtaatliche Richtung und Bildung vorausgeſetzt) in ven oberften 
Kreifen des Staatslebens ihre Unabhängigkeit durch Zurückweiſung 
von Ungefeglichkeit und Unrecht, durch offenen Tadel von Fehlern, 
burch größere Weltanfchauung verwerthen kann; ſondern es ift vor 
Allem auch ein weitverbreiteter, wohlhabender, auf bem eigenen 
Hofe fich herkömmlich fühlender Bauernftand, welcher von Bedeutung 
ift für die innere Gefundheit der gefellfchaftlichen Zuftände und für 
manchfache Dienfte in den mittleren und unteren ftaatlichen Ein- . 
richtungen. Noch fo zahlreiche Kleinbefiger und Pächter Können ihn 
hierin nicht erjegen, wirken fogar zum Theile gerade in entgegen: 
geſetzter Weiſe. 

Allein verhehlt kann freilich nicht werden, daß die Einrichtung 
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auch entſchieden fchlechte Folgen hat, und zwar, abgefehen von ben 
technischen Schattenfeiten, welche die Großwirthſchaft an fich Hat, 
gleihmäßig für die Gefammtheit, für die Mitglieder der betreffenden 
Familien, endlich jelbft für die Nutznießer. — In eriterer Beziehung 
fann nämlich die Gebunbenheit der Güter die Haupturfache des 
Mangels an frei erwerbbarem Grunbeigenthume mit allen üblen 
Folgerungen befjelben fein; zu gleicher Zeit aber auch bie jchlechtere 
Bebauung allzugroßer Befigungen einen beträchtlichen Ausfall im - 
Bolkeseinfommen zur Folge haben. — In der zweiten Hinficht fällt 
bie Unbilligkeit gegen bie Nachgeborenen ber betreffenden Familien 
in bie Augen. Ste werden mit geringem Kapitale ober mit, eben- 
falls unbedeutender, Rente aus dem Gute abgefunden. Nicht in 
allen BVerhältniffen aber koͤnnen fie durch Eintreten in nützliche 
Beſchäftigungen ihre Lage erleichtern. Billigung der Sitte und 
außgebehnte Gewerbethätigkeit fehlen vielleicht für die vornehmeren 
Stände, und dann fallen die jüngeren Söhne dem Staate und ber 
Geſellſchaft zur Laſt; es entfteht entweder eine ungerechte, gemein- 
ſchaͤdliche und die übrigen gebildeten Stände zu feindſeligſten Ge- 
finnungen und Beftrebungen aufftachelnbe gefetliche Begünftigung ber- 
felben, oder ein ſchamloſes und entſittlichendes Patronat. Im 
Bauernftande aber müffen bie jüngeren (bei Minoraten die älteren) 
Brüder ala Knechte oder Taglöhner dienen. — Für die Majorats- 
herrn ſelbſt endlich erjcheint als Uebel die Crebitlofigfeit, unter 
welcher fie, vielleicht bei großem Grunbbefiße, leiden, weil die un- 
 veräußerlichen Güter nicht genügend als Pfand eingefeht werben 
koͤnnen. Mancher berfelben würde erft dann eim reicher und für 
fein Land nützlicher Mann werben, wenn er einen Theil feiner 
Güter veräußern, den Erloös aber ala Betriebäfapital auf den Reit 
verwenden könnte ?). 

Unter diefen Umftänben würde es dann eben fo fehr von Ein- 
feitigfeit zeugen, wenn unbedingt die Verwantlung aller Fideicom: 
miffe n. |. w. in freiveräußerliches, unter alle Erben theilbares 


1) Eine Abwägung ber Gründe für und gegen Stammpgüter (doch mit ſicht⸗ 
barer Neigung zu erfteren), ſ. bei Sparre, Lebensfragen im Staate, Bd. I, 
©. 128 fg. 
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Eigenthum verlangt werden, ald wem man in ihrer ftarren 
Aufrehterhaltung ausſchließlich Glück und Aufgabe fchen wollte. 
Nur wenn die Nachtheile überwiegen, können bie Vortheile der Ein- 
rihtung zum Opfer gebracht werben; dann aber muß e3 auch ges 
ſchehen. Ber Fall wird aber eintreten, theil3 wenn Majorate und 
Fideicommiſſe in folcher Ausdehnung eingeführt find, daß fie eine 
hauptſächliche Urfache des Mangels an freiem Eigenthume bilden, 
und ſomit auch eine außgiebige Benükung der übrigen Mittel, 
(Verlauf der Domänen, der Gemeinde-Güter u. f. w.) dem Uebel 
nicht abzubelfen vermag; theild wenn im Vortheile ber Beſitzer 
ſelbſt, jo wie folgeweife des Volfesvermögens, eine Veräußerungs⸗ 
erlaubniß zu wünfchen jteht. 

Hinfichtlich des zur Auflöfung der Gebundenheit führenden Ver: 
fahren? ift Umficht und Bewahrung vor Weberftürzung dringend 
nöthig. Ein gewaltfames und fchnelle® Einfchreiten tft weder ge 
rechtfertigt, noch möchte e8 zum Ziele führen. Vielmehr empfehlen 
ſich folgende drei Maaßregeln. — Vorerft iſt die Bildung neuer 
Majorate und Fideicommiſſe zu unterfagen. Allerdings Tann bei 
einem jolchen Verbote und Zufammenhälten auch eined neu erivor- 
benen Familiengutes in jedem einzelnen Erbfalle nicht verhindert 
werden, weil teftamentarifche Beſtimmungen oder Verträge der Be⸗ 
theiligten ein folches immer wieder zu bemwerfitelligen vermögen. 
Allein. dieß gejchieht doch immer nur auf fürzere Zeit; und wenn. 
eringende Gründe eine Veräußerung im Vortheile der Befiger ſelbſt 
oder ber Erben nothwendig oder wünfchenswerth erfcheinen laſſen, 
tritt eine Erneuerung ber privatrechtlichen freiwilligen Beſtimmung 
nicht ein. Sole Fälle Tönnen ſich aber häufig ereignen ”). — 


— — — — — 


2) Gegen ein Verbot neuer Fideicommiſſe laſſen ſich allerdings ſtaatliche 
Gründe anführen, doch ohne durchgreifende Bedeutung. — Einmal mag darauf 
hingewieſen werben, daß bie Verfaſſungsurkunden vielfach die Verleihung bevor: 
zugter ſtändiſcher Stellungen von der Gründung eines Fideicommiſſes von bes 
Rimmter Größe abhängig machen; fomit ein ſolches Verhältniß nicht nur als 
erlaubt annehmen, fonbern es felbft wünfden. Hierauf ift nun aber wohl zu 
erwibern, theils daß für einen foldhen Zweck eine Ausnahme gemadt werben 
fonmte, welche bei dem nur feltenen wirflihen Eintritte von feinem fühlbaren 
Einfluffe auf die allgemeinen volfäwirthfchaftlichen Zuftände wäre; theils daß eine 


S 
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Sodann mag die gefeßliche Untrennbarkeit aller einzelnen Beſtand⸗ 
theile eines Stammguted aufgchoben werden. Der allerding® mög 
lichen Verfchwendung eines Verkaufspreiſes durch den Inhaber kann 
aber in der erften, jomit noch zu dem Genuß des Ganzen geborenen, 
Generation dadurch begegnet werden, daß dieſe Summe entweber 
zu Verbefferungen auf dad noch übrige Gut nachweisbar verwenbet 
oder unter pupillariicher Aufficht den nächſten Exben erhalten werben 
muß *). — Drittens endlich kann auch in Beziehung auf dad Gange 
bie ausſchließende Vererbung auf Einen Kopf wenigitend in der 
Art aufgehoben werden, daß es in den Willen des jemaligen Bes 
ſitzers gejtellt wird, vb er unter Zuftiinmung fämmtlicher bereits 
vorhandener Erben eine Veräußerung zu freiem Eigenthume vor- 


ſpätere beffere Einficht ober eingetretene Nothwendigkeit es leicht rechtfertigt, wenn 
von biefer Art neue perfänliche Stanbichaften zu ſchaffen Umgang genommen 
wird. Die Lüde, falls eine ſolche wirklich entflünde, müßte und könnte burd 
einen anderen Grund der Auszeichnung erfegt werben. — Sodann kann geltend 
gemacht werden, daß durch die Verhinderung neuen Zuwachſes die alte Grund: 
arifofratie um fo abgejhlofiener, mächtiger unb feloftfüchtiger werben müßte. 
Die wäre richtig, wenn die alten Fideicommiſſe nicht auch zu gleicher Zeit ge: 
Iodert und fie dadurch der Maſſe ber Bevölkerung allmählig näher gebracht würden. 
Deberhaupt Tann das berechtigte Streben nach Gleichheit nicht durch Schaffung 
neuer bevorrechteter Stellungen befriedigt werden. — Wenn aber enbli überhaupt 
aus ftaatlichen und gefellihaftlicden Gründen das Vorhanbenfein großer und mitt 
lerer Befigungen ala wünſchenswerth bargeftellt wird, (wovon 3. B. auch Roſcher, 
8b. II, ©. 252 fg. ausgeht); fo ift eben die frage, ob biefer wũnſchenswerthe 
Zuftand nicht zu theuer erfauft wird durch eine geſetzliche Gebundenheit an Einen 
Befitzer. Selbſt das als Muſter angeführte englifche Geſetz, nad melden neue 
Fideicommifle (entails) nur auf bie Lebensdauer einer Anzahl bereit? vorhandener 
Perſonen und 21 Jahre länger gegründet werben können, ift doch von fehr zweifel: 
haftem Werthe. Erfahrungsgemäß werden nach Ablauf ber erlaubten Zeit bie 
bisherigen Berhältniffe erneuert und bleiben fomit thatfächlich für immer. Das 
Ergebniß dieſes Zuſammenhaltens des einmal erworbenen Grundbefiße in ben 
Händen des Familicnälteften ift eben Fein anderes geweſen, als daß allmählig 
fa aller Meine und mittlere Befig und der ganze felbfiflänbige Bauernſtand in 
England durch Auflauf und Nichtwieberverfauf verſchwunden ift. Hiergegen könnte 
nur durch Zurüdfommen auf bie früher allerdings vielfach vorhandenen Geſetze, 
welche Bauergut nicht außerhalb des Standes kommen ließen, Hilfe gewährt wer: 
ben; eine folde Beftimmung aber ift ungerecht und wirthſchaftlich nachtheilig nach 
allen Seiten bin. 

3) Bergl. über den legtern Punct Bülau, Der Staat und ber Landbau, 
©. 121 fg. 
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nehmen voll, wobei banı ebenfalls, theils um Verſchwendung, theils 
um Familienzwiſt zu verhindern, bie Beftimmung getroffen werden 
mag, daß der ganze Erlös mit pupillarifcher Sicherheit als ein nad 
den Statuten des bisherigen Stammguted ich vererbended und zu 
genießendes Geldfideicommiß zu verwandeln ſei. Ein folches hat 
teine volföwirthichaftlichen Nachtbeile und erhält die Familie we 
nigftend ungefähr in derjelben Unabhängigkeit und Wohlhabenheit, 
erlaubt ihr auch bie gelegentliche Wiedererwerbung von Grunbeigen- 
tum *). Ohne daß bei folcher Geſetzgebung eine Zertrümmerung 
aller großen Güter zu erwarten ſtünde, würbe doch voraußfichtlich 
in kurzer Zeit die Einen die Noth, Andere die väterliche Liebe be- 
wegen, von dem neuen Rechte Gebrauch zu machen, dadurch aber 
nach und nach und zu angemefjenen ‘Breifen, ſomit ohne Jemands 
Verluſt und ohne unvorbereitete Ummälzung aller wirtbichaftlichen 
Berhältniffe, der Umfang des frei erwerbbaren Grundeigenthums 
fih vermehren ®). 


4) Man möchte vielleicht auf ben Gedanken kommen, bie voliftändige Aufs 
Bug des SFibeicommifled durch Theilung unter mehrere Erben und bei Verkauf 
ohme Eicherfiellung bed Erldfes für die Familie in den Willen ber Betheiligten 
zu ftellen, unb darin ein weit wirkſameres Mittel zur Auflöfung ber Gebunden 
heit zu finden. Letzterem wäre ohne Zweifel fo. Allein theils ift es eben nicht 
wünfcdhenäwertb, daß bie großen Güter ſämmtlich und fo, jchnell als Imöglich ver- 
fchwinden; theild würde durch ein folches Recht in jede Familie der fraglichen 
Art, und zwar in jeber Generation auf’3 Neue, eine Veranlaffung zu bitterem 
Hader und zur Entfittlihung geworfen werden. Den nächſten Anerben müßte 
doch jeden Falles ein Verneinungsrecht eingeräumt fein; welche Folgen würde 
nun bie, doch fo nahe liegenbe, Ausübung befielben haben, wenn ſchon erfahrungs⸗ 
gemäß das einfache und geſetzliche Beſtehen der Berorzugung ded Aelteften, ohne 
ba er zu beren Einführung etwas gethan bat ober zur Befeitigung etwas thun 
kann, jo widerwärtige Wirkungen hatl Eine gerabe bie Spitzen der Geſellſchaft 
und ben Kern ber Bevölkerung entfittlihende Einrichtung fönnte num aber felbft 
durch entfchiebenere unb ungemijchtere wirthſchaftliche Vortheile nicht aufgewogen 
erben. 

57 Allerdings bleibt auch bei geſetzlich geftatteter Veräußerung und Erb⸗ 
theilung immer noch bie Möglichkeit, daß ſich auch ohne rechtlichen Zwang 
große Güter unvertheilt bei einer Familie erhalten; und wenn biefed in einem 
Runde Häufig geichieht, fo mag ber Mangel an erwerbbarem Grumbeigenthume 
fortbefiehen. Dennoch fcheint es nicht räthlih, das Eingreifen ber Geſetzgebung 
bis zu einer birecten und unmittelbaren Bekämpfung folder thatſächlichen Zu⸗ 
Rände auszudehnen. Das einzige in folhem Falle wirklich burchgreifende Mittel, 
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Das Mecht des Staates zu einer folchen Wenberung ber Ge 
ſetzgebung ift unzweifelhaft. Die ganze Einrichtung ber Majorake 
ift rein pofttiver Natur und mag ſomit auch vom Gefebgeber um 
fo mehr wieder aufgehoben und abgeändert werben, als eine ſolche 
Maafregel nicht nur kein natürliches Recht kränkt, ſondern im 
Gegenthetle den vernunftgemäßen Zuftand wieder herſtellt. Und 
nicht einmal ein begründeter Anſpruch auf Entſchädigung fteht irgend 
Jemanden zu. Bon einem folchen Könnte überall nur zu Gunſten 
ſolcher Seitenzweige der betreffenden Familien die Rebe fein, welche 
durch dad Fidelcommißverhäftnig früher von der Theilnahme an 
Erbichaften ausgefchloffen waren, dagegen auf ben Fall bed Aus 
fterbend der Erftgeborenen ein Recht auf ba unveräußerliche Gut 
hatten. Allein da ihr natürliches Erbrecht ihnen bleibt und nur 
die Veränderung eintritt, daß fie itzt mehrere Befiter Meinerer Etüde 
eventuell beerben können, während früher das Ganze in Eine (dafür 
aber um fo feltener eintretende) Erbſchaft fiel: fo find fie in Feiner 
Weiſe verlegt. Die, allervingd zuzugebende, Möglichkeit einer itzt 
eintretenden Verſchwendungsſucht eines dieſer Erblaffer wirb voll» 
ftändig ausgeglichen durch bie anderer Seits itzt gefchaffene Moͤg⸗ 
lichfeit einer befferen Wirthfchaft und ſomit größeren Verlaſſenſchaft 
derſelben ®). 
$. 120. £ 
e) Aufhebung des Kchenverbandes. 

Längft ift die Zeit verfloffen, in welcher das Lehensverhältniß 
nämlid ein Gebot ber gleichen Vertheilung unter alle Erben, ober wenigſtens 
das Verbot ber Betheiligung eines derfelben über ein gewiſſes Verhältniß hinaus, 
iſt nicht durchführbar ohne die unerträglichften und ſchäblichſten Eingriffe in Fa⸗ 
milien⸗ unb Vermögensverhältniffe und würbe überdieß fchließlich zu einer Auflöfung 
bed Grunbeigentbumes in Splitter führen. Es genügt im Erbrechte dahin zum 
wirten, daß ohne beftimmte objective Gründe und ohne Einhaltung vorgefchries 
bener Formen von der gleichen Theilung rechtlich nicht bereit? gebunbener Güter 
nicht abgewichen wird. Dann werben allzugroße Anhäufungen von Brunbeigens 
tum in Einer Hand nur felten vorfommen und noch feltener ſich erhalten. 

6) Der von Bülau, a. a. D., gemachte Vorfchlag, baß den Befikern 
früher gebunbener Güter nur Veräußerung unter Lebenden, nicht aber auch teflas 
mentarifche Verfügung zum Nachtheile einer Seitenlinie zuftehen fol, ift zwar 
ſcharfſfinnig allein von Feiner practifchen Bebeutung, da diefe Beftimmung fo ſehr 
leiht umgangen werben konnte. 
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Einn und Zweck Hatte; igt find nur noch defjen Unbequemlichkeiten 
und Laften vorhanden. Keine der kleinſten unter -denfelben ift die 
Unveräußerlichkeit jo vieler Grundftüde Wenn daher in einem 
Etaate Mittel zur Vermehrung ded freien Grundeigenthumes ers 
griffen werden müffen, jo ift auch unzweifelhaft, und vielleicht felbft 
noch vor anderen Anftalten, die Aufldfung des Lehensverbandes zu 
bewerfitelligen. Webrigend bat die Sache allerdings ihre eigenthüm- 
fihen Schwierigleiten, da ſowohl der Obereigenthümer als britte 
Berechtigte mit Verluften bedroht werben. Jener verliert nämlich 
durch eine Allobification ſowohl Einkünfte und Anfprüche auf Dienfte, 
als die Möglichkeit das eröffnete Lehen zu erwerben; biejen ba= 
gegen wirb eine rechtlich bejtehende Anwartichaft auf das Lehen 
durch Verwandlung in freisveräußerliched Eigenthum entzogen. Eomit 
muß mit der Aufhebung bed Lehensverbandes zu gleicher Zeit ber 
Anſpruch der Berechtigten auf volle Entſchädigung anerkannt und 
eine Vorfchrift zu deren Verwirklichung gegeben werben. Letzteres 
it nun nicht in jeder Beziehung ganz leicht. — Was nämlid) 

1) die durch eine Allodification verloren gehenden Rechte des 
Dbereigenthbümerg, und zwar 

a) feine Ansprüche auf Dienftleiftungen und Einfünfte 
betrifft, fo find zwar erftere, wenigſtens in jo ferne fie Ritterdienſte 
find, vei gar feiner Bebeutung, und mögen immerhin ohne Ents 
ſchädigung, aber natürlich auch mit gleichzeitiger Beſeitigung einer 
dadurch etwa bedingten Steuerfreibeit aufgehoben werben; vefto 
wichtiger aber find nicht jelten bie zweiten. Sie zerfallen in ftän- 
dige und unftänbige Leiftungen des Vaſallen, und ihre unentgeltliche 
Aufgebung kann dem Berechtigten in keiner Weile zugemuthet werben. 
Entweder find fie daher in ihrem vollen Werthe abzuldjen, oder 
müſſen fie ald Grundlaſt auf dad neugejchaffene Allod übergetragen 
werden, wo ſie dann ebenfall3 den allgemeinen Beitimmungen über 
Abldfung unterliegen ?). 

b) Schwieriger tft die Auffindung einer gerechten Entjchäbigung 
für das Recht, das nutbare Eigenthbum des durch Auzfterben der _ 
Bafallenfamilie, durch Felonie u. |. w. eröffneten Lehens unents 


1) S. hierüber unten, $. 189. 
e. Mohl, Bolizeiwifl, 1. 8. Auflagı. 5 
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geltlich wieher mit dem Obereigenthbume zu vereinigen. Bei ber 
gänzlichen Ungewißheit, eb und wann ber Tall eintreten wird, ift 
‚ ber Schaben für ben Oberherrn ſchwer zu berechnen. Doch läßt 
ſich auch dieſes Hinderniß überwinden. it der Staat Obereigen- 
thümer, fo mag ihm die Zumuthung allerdings? gemacht werben, 
auch ohne Entgelt feine Rechte in diefer Beziehung aufzugeben. 
Der Berluft ift hoͤchſt ungewiß und, in der Regel wenigſtens, auch 
höchft unbedeutend ; der Gewinn aus der Allobification aber nicht 
nur im Allgemeinen für das Volkswohl, fondern auch für die He 
gierung, wegen Erhöhung der Steuerpflicht, fühlbar ?). Dieſe 
Gründe greifen aber freilih nicht Pla bei Privaten. Für 
ſolche Obereigenthümer iſt aljo eine gerechte Entſchädigungsweiſe 
aufzufinden. Dieſe dürfte aber dabin beftimmt werben, daB durch 
genaue, ſowohl der Zeit als dem Umfange nach hinreichend aus— 
gedehnte, Unterfuhungen ein für allemal aufgefunden wird, wie oft 
im Durchſchnitte ein Lehen an den Obereigenthümer zurückfällt. 
In jedem einzelnen Falle wird ſodann einfach der gerichtlich ermit- 
telte Geldwerth des zu allodificirenden Lehens mit dieſer Jahres⸗ 
Durchſchnittszahl getheilt, und das für das einzelne Jahr gefundene 
Facit im 16fachen Betrage zu Kapital erhoben. Letzteres muß denn 
als Entfhädigung gegeben und genommen werben ?). 

2) Auf ähnliche Weile find denn auch wohl bie Entf gungs- 
Anſprüche der Agnaten und der Mit: oder Eventual:Be 

2) Eine ſolche unentgeltliche Aufhebung des dem Staate zuftchenden Ober⸗ 


eigenthumsrechtes bei Bauerleben if 3. B. in Württemberg durch bad Edict II, 
vom 19. Novbr. 1817 ausgefprochen, |. mein Staatsrecht von W., 2. Aufl, 


Bd. IL ©. 524 fg. Ä 


3) Würde z. B. eine auf 300 Jahre zurüdzeführte Unterfuchung der Schid: 
fale von 500 Lehengütern zeigen, baß im Durchſchnitte jedes Lehen nad 400 
Jahren eröffnet wird und vom Obereigenthümer eingezogen werden kann: fo 
würde ein zu 30,000 fl. angeſchlagenes Lehngit für die Allodification zu entrichten 
haben: 90000 +16 = 1200 fl. (Der fehzehnfache Betrag der Jahres: 
vente wird, da es fih von Grundftüden handelt, welche felten über 4 Procent 
zein eintragen, hinreichend fein.) — Sollten biefe Grundſätze die richtigen fein, 
fo erjcheinen Anſätze von */a oder !/s bed Gutswerthes, wie fie 3. B. das beiri- 
Ihe Edict vom 6. Juni 1815, Novelle zum bair. Landr., &. 500 fg., anordnet, 
ala ſehr Hoch, auch wenn, wie allerdings der Fall ift, in diefer Summe die Ab: 
Wiung der Laudemien, Belchnungsgebühren u. ſ. w. einbegriffen fix. 
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lehnten zu beftimmen. Schabet biefen auch die blofe einfache Allo⸗ 
dification nicht?, da die Aufhebung der Nechte des Lehnsherrn vie 
der Lehenfolger zunächſt nicht verändert, jo fin» ſie befto mehr bei 
der Verwandlung des Lehengutes in freisveräußerliche® Eigenthum 
betheiligt, indem ihnen hierdurch die eventuellen Succeſſionsrechte 
eutzogen werben *). Hierfür find fie zu entſchädigen, wenn fie fi 
nicht freiwillig ihrer Anfprüche begeben wollen (worauf natürlich 
nicht zu rechnen iſt). Die Art der Berechnung der Eutſchädi⸗ 
gungsſumme muß der für die Ablaufung des Obereigenthumes an- 
zuftellenden ganz gleich jein, nur daß hier natürlich die Frage zu 
unterfuchen ijt, wie oft im Durchjchnitte ein Lehen an Seiten-Tinien 
oder an Eventual- und Mitbelehnte fällt. Das auf diefe Weife 
gefundene Ablöjfungs-Kapital wäre mit fibeicommiffariicher Eigen- 
jchaft zu belegen, und immer ftände dem zur Eventual-Succeſſion 
am nächſten Berechtigten der Genuß zu. 

Zwang zur Ablöfung diefer verfchiedenen Beſchränkungen des 
Lehensverhältniſſes wird nur für den Berechtigten, nicht auch für 
den Pflichtigen ausgefprochen werden müſſen. Theils iſt für ihn 
eine Nöthigung zur Befreiung ſeines Grunbeigenthbums ganz über: 
flüffig, da fein eigener Vortheil ihr dazu treibt; theils aber wäre 
jie unredtlih, da ihm, dem Xehensträger, zunächſt eine geſetzliche 
Wohlth engefügt werden foll, diefe aber nicht aufgedrungen per- 
den darf; theils endlich nicht felten unmöglich, da die Aufbringung 
des Entſchädigungs-Kapitales nicht zu jeder Zeit und jedem Beſitzer 
gelingen würde ?). 


4) Hier ift nicht etwa ein Wiberfpruch mit dem oben, ©. 64, aufgefteliten 
Srundfage, baß bei Aufhebung von Fideicommiſſen die Seitenverwanbdten nicht 
entichädigt zu werden brauchen. Diefen wurde ein Anfpruch nicht zugeſtanden, 
weil ihr Erbredt dad nämliche bleibt. Anders ift dieß bei der Aufhebung ber 
Lehensſucceſſion. Das itzt am beren Stelle tretende Erbrecht ftcht möglicherweife 
ganz anderen Perfonen zu, als ben Lehens⸗Anwärtern, und geht nad) ganz ans 
deren Grundfägen, als die Lehensſucceſſion. Hier tritt Rechtsveränderung ein, alfo 
auch Anſpruch auf Entſchädigung. 

5) Für die Aufhebung des Lehensverhältniſſes erklären ſich unter Andern: 
5-2. v. H., Ueber das Vereinzeln der Güter in Pachtungen und als Ertzing: 
But. Lpz, 1799; (Wecherlin) Ueber die Aufhebung des Falllehena4verbandeß. 
Stuttg, 1818; Derf., Ueker die willkührliche Jertrennung ber Bauerngüter in 

5 
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Dritte Abtheilung. 
Begünfligung der Erwerbung von Kapital. 


Meder Betriebfamkeit, noch auch nur gefichertes Leben ift denk: 
bar ohne Befig irgend eined Kapitales, d. h. eines größeren 
oder Heineren Vorrathes von beweglichen Vermögen, welches nicht 
zur augenbliclichen Verzehrung beftimmt ift; alfo namentlich eines 
Vorrathes von Verwandlungsftoffen, Hilfeftoffen, Gebäuden und 
Geräthichaften, von Unterhaltunggmitteln für bie Arbeiter, Waaren: 
vorräthen ober Geld. Das Kapital bat nämlich einen doppelten 
Nugen. Einmal dient ed zur Förderung der Gütererzeugung. 
Ohne Kapital würden Naturkräfte und menfchliche Arbeit nur gar 
Geringe zu leiften im Stande fein. Je größer das Kapital dages 
gen bei dem Einzelnen ober bei dem ganzen Volke ift, deſto Leichter 
ift c3, nicht nur viele und in fich vollendete Güter zu liefern, fon- 
bern auch etwaige Mitwerber zu befiegen. Theils nämlich kann ein 
ausgedehnter Betrieb ftattfinden; theil® mögen Vorrichtungen ge 
troffen werben, welche zwar in der erſten Anlage koſtſpielig find, 
allein auch verhältnigmäßig günstige technifche oder wirthfchaftliche 
Ergebniſſe liefern; theils endlich ift bie rechtzeitige Anſchaffung von 
Borrätben möglich. Zweitens aber darf nicht aus ben Augen gelaffen 
werden, daß nur bie in günftiger Zeit gefchehene lung 
eines Kapitales ſowohl den Einzelnen als das ganze Volf über bie, 
hoͤchſt wahrfcheinlich Früher oder fpäter eintretenden, Fälle von Un- 
glüd und Mindererwerb ohne allzufühlbare Noth wegbringen kann, 
indem die Aufzehrung eines Theiles des Vorrathes die Beſtrei⸗ 
tung größerer Ausgaben gejtattet, als die im Augenblicle zu be 
ſchaffende laufende Einnahme erlauben würde. Allerdings wird in 
ſolchem Falle der Verbrauchende Ärmer; allein eine ſparſame und 
fleißige .Benügung der nächjten befferen Zeit Tann ben Ausfall 
wicder erſetzen ). 





Wärttemberg. Stuttg., 1818. Mit vieler Heftigkeit aber dagegen: (Waldbot⸗ 
Baßenheim,) Das Grundeigenthum des Adels in Schwaben, und die Maxime 
der Unmwälzung. Teutichl., 1818. 

I) Diefer zweite Nuten eines entfprechenden Kapitals Befißeß wird in ber 
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Das Vorhandenſein eines möglichft großen und zu den vorlies 
genden Sweden erforderlichen Kapitales ift fomit für jedes Volk 
von höchfter Bebeutung. Zur Herſtellung eines völlig wünſchens⸗ 
werthen Zuftandes ift aber dreierlei nothwendig. Kinmal muß 
überhaupt cin bedeutendes Kapital vorhanden fein. Zweitens 
ift erforderlich, daß tafjelbe in des nothwenbigen Größe und an 
wünſchenswerther Stelle vereinigt fe. Drittens fol der Ein- 
zelne das für ihn im befonderen Falle erforderliche Kapital leicht 
erlangen können. Mit anderen Worten, es darf weber an fich, 
noch beziehungsweiſe, noch perfönlih an Kapital fehlen ). 

Im Allgemeinen ift nun allerdings bie Sorge ſowohl für Er- 
werbung al3 für Bereithaltung des nöthigen Kapital? Cache ber 
Einzelnen, welche fich nach ihren Verhältniffen zu richten und bie 
‚fen gemäß den wünſchenswerthen Zuftand zu erftreben haben. Als 
fein nun giebt ed auch, und zwar in neuefter Zeit ſtets zunchnend, 
manchfache Einrichtungen und Verbindungen, welche durch gemein: 
ſchaftliches Zuſammenwirken und durch verichiebene mehr ober we⸗ 
riger Fünftliche Zufammenorbnungen eine Beichleunigung oder Eiche 
rung des Kapitalerwerbed beabfichtigen. Wenn ſchon auch die Bil- 
dung folder Anftalten und dag Anjchließen an fie, in der Regel 
wenigfteng, lediglich freier Wille des Einzelnen ift, und Jeder zus 
fehen ‚ob ihm die Theilnahme paßt: fo ijt doch hier cine po- 
lizeiliche Wätigkeit nicht felten an der Stelle. Theils wird bei 
offenbarer Nüglichkeit eines folchen Vereines eine Begünſtigung fet- 
ner Zwede dankbar angenommen werben; theils aber treten manche 
derſelben als fo zahlreiche und feſt organifirte, dadurch aber als fo 


Regel von der Volkswirthſchaftslehre ganz überjehen, indem fie nur bie Güter: 
erzeugungskraft betrachtet. WBielleicht, von ihrem Standbpuncte aus, mit Medt. 
Wein in allgemeiner ftaatlicher Beziehung verbient jener Gebrauch des Kapitales 
fiher alle Beachting. Schon ben Einzelnen lehrt einiges Nachdenken, daß er, 
wo immer möglid, eine zum Gewerbe nicht beflimmte Summe in Bereitfchaft 
halten muß für unvorbergefehene ungünftige File. Mag ein foldhes in der Regel 
tedtes, im Falle der Verwendung aber weſentlich fteril zu verbranchendes Kapital 
in rein volföwirtbfchaftlicher Beziehung vielleicht als ein Nachtheil erfheinen, im 
allgemeinerer menfchliher und ſtaatlicher Beziehung ift es einfach noth: 
wendig, und fomit von ben Staatswiſſenſchaften zu beachten. j 
2) 6. Obern dorfer, Wirthſchaftspolizei, S. 196 fg. 
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einflußrkiche Geſellſchaften in die Erfcheinung, BAR eine Ueber- 
wachung und Eingränzung derſelben durch den Staat ganz an der -" 
Etelt if. Somit erſcheint denn auch die-Sorge für Kapital-Bei- 


ſchaffunig als eine der polizeilichen Aufgaben, und zwar nach den ° 
öben ängegebenen Richtungen. : 


ie 


1) Beglinfligung ber Anfammlung von Rapitel. 


g. 121. 

a) Atlgemeine Srundfäge. 

Bei der Verſchiedenheit der Einrichtungen und Verſuche ju : 
gemeinſchaftlicher Befchleunigung und Sicherung von Kapitalerwerbung 
für den Einzelnen, fo wie bei der keineswegs immer offene Dar- 
legung ber Gründſätze und Abſichten der Unternehmer, ift es dur: 
aus nothwendig, bak die Polizei-Verwaltung fit} allgemeine Regeln 
ſetzt, nach welchen fie im dem einzelnen Falle beftimmt und folge | 
richtig verfährt. Die Lehre über diefen Gegenftand kann Freilich 
noch nicht als abgefchloffen betrachtet werden. Bet ber verhältnik- 
Mößigen Neubtit des ganzen Verhältniſſes tft es möglich und ſelbſt 
wahrſcheinlich, daß eine weitere Erfahrung die Nothwendigkeit bis— 
bet noch nicht fühlbar gewordener Rückſichten und die Abänderung 
einzelner itzt als paſſend erſcheinender Grundſatze an die Hand 
geben wirb. Allein dieß darf nicht hiudern, das itzt als Wahrheit 
Erſcheinende darzulegen. Dieſe Im gegenwärtigen Stande der Dinge 
als richtig und nothwendig erſcheinenden allgemeinen Normen find 
abet folgenbe: 

1) Jede Einrichtung, welche den Zwed hat, den daran Theil⸗ 
nehmenden die Erwerbung von Kapitalen zu erleichtern und zu 
ſichern, und welche nicht offenbar unter eine der unerlaubten Aus: 
nahmen fällt (ſ. unten, ©. 74), verbient wo nicht pofitive Billi- 
gung jo doch Duldung, und ihre Gründung muß erlaubt fein. 
Selbſt wenn daB gewählte Mittel nicht das beſte fein follte, d. h. 
wenn burch cine andere Einrichtung mehr ober ficherer zurücgelegt 
werden könnte, iſt dafjelbe doch zu geftatten, indem ein Zwang 
leicht jede Luft zerftören könnte. Beſonders nütlichen Anftalten mag 

. ber Staat beſondere Begünftigungen erweiſen. 
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2) Wenn eine Kapitaliſirungs⸗Anſtalt zur Erleichterung des 
ide nötbigen Rechtsſchutzes die Verleihung ber Eigenſchaft einer 
moralischen Perjon verlangt, jo ift ihr, falls fie nicht zu den übers 
haupt unerlaubten gehört, diejelbe ohne Schwierigfeit zu verleihen. 
Dieß Tann entweber durch eine befondere nach Einfichtnahme der 
Sache zu erlaffende Regierungzverfügung gefchehen, oder mag bie 
unmittelbare rechtliche Kolge der Erfüllung beftimmter gefelicher 
Beftimmungen fein. Das Ichtere Verfahren erjpart der Regierung 
viele Geſchäfte und Hält ſowohl die Möglichkeit einer Willkür ala 
den Schein einer pofitiven Billigung ferne; fte iſt daher, wenn 
nicht überwiegende Gründe für eine Einmifchung fprechen, worgngiehen. 

3) Die Uebernahine einer Gewährleiftung iſt als Regel nicht 
angnratien. Nicht nur Farin eine ſolche, vernünftigerweile, richt 
ohne beftändige und wefentliche Theilnahme an ber ganzen Ge⸗ 
ſchaftsführung ftattfinden, welche denn ihrer Seit? den Staat im 
eine eudloſe Geſchaͤftsmaſſe verwickeln und ihn gang außerhalb ber 
Gängen einer richtigen polizeilichen Thätigkeit bringen würde; 
ſendern es iſt überdieß gu beforgen, daß bei einer, keineswegs au 
bei einer genauen Prüfung immer zu entdeckenden, fchlerhaften Ans 
lage oder bei Unglũcksfällen die Staatskaſſe einjtehen müßte, d. h. 
dal die Eteucerpflichtigen mit ihrem Vermoͤgen eingelnen ihrer Mit 
bürger ein von diefen nicht verdientes Kapital zu verichaffen hatten, 
was ficherlic unrecht und wiberfinnig wäre. 

4) Selbſt eine ausbrüdlide Billigung und Eme« 
pfehlung einer beftimmten Einrichtung ift bedenklich, indem durch 
fie der Etaat wenigftend eine moralische Gewährleiftung übernimmt, 
welche bei einer Täuſchung über die Wortrefflichkeit der Sache 
Manchen in Verluſt bringen, den Staat aber in verbrießliche Wer 
handlungen verwickeln kann. Nur wo bie Sache durchaus einfach 
und der Rutzen ganz unzweifelhaft iſt, mag eine ſolche ausdrück⸗ 
Lihe Biligung ohne Bedenken ftattfinten (wird banıı aber freilich 
auch in der Regel überflüjfig fein). — Einer ſolchen Billigung 
beinahe gleich zu ftellen ift die ftändige Beauftragung eines Ber 
amten gur Ueberwachung der vertragd- und ftatutenmäßigen Ver 
waltung. 
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5) Bei ſonſt gleichen Verhältniffen verdienen diejenigen Ein- 
richtungen den Vorzug, welche nicht von einem Unternehmer auf 
Gewinn begonnen find, fondern auf Gegenfeitigfeit beruhen, fomit 
ben Theilnehmern den ganzen Vortheil zukommen laſſen. Da je 
doch ein Unternehmen ber erfteren Art nicht? an und für fi Une 
erfaubtes ift; da ferner felbft ein minderer Gewinn ber Theilneh- 
mer beffer ift, als wenn durch Unterbleiben der ganzen Sache gar 
feine Förderung des Kapitalſammelns einträte; da endlich bei Ge⸗ 
winneUnternchmungen häufig bie Güte der Verwaltung einen Theil 
ihrer ſonſtigen Nachtheile ausgleicht: jo iſt keineswegs ein allgemets 
ner Grund vorhanden, fie zu verbieten. 

6) Diejenigen Einrichtungen, welche ein zu jeder Zeit nad) 
dem Willen des Eigenthümers frei verfügbares Kapital verichaffen, 
find im Ganzen benjenigen vorzuziehen, welche ein folched nur auf 
eine beitimmte Zeit ober für einen gewiflen Fall zuſichern. Selbſt 
ein nicht unbedeutend höherer Ertrag der Ichteren verichafft ihnen 

noch feinen Vorzug. Da jedoch bei diefen minder wünſchenswer⸗ 
then Arten von VBermögend-Erwerbung kein Mecht verlegt wirb; 
überdich fogar je nach den Verhältniffen ihre Benübung für Eins 
zelne vorzugsweiſe wünſchenswerth jein kann: fo mag zwar ber 
Staat fie nicht beſonders begünftigen, allein gänzlich verbieten darf 
er fie nicht. 

7) Die Nothwendigkeit einer ftrengen Ueberwachung ber Uns 
terncehmer ober Beamten einer jolchen Anftalt liegt in der Natur 
ber Sache, und wird durch vielfache Beifpiele bewiefen. Wenn 
num fchon der felbjtftändige und zur eigenen Vermögensverwaltung 
fähige Bürger zur Entfagung auf eine ſolche Sicherung feiner 
Rechte befugt wäre, fo hat doch der Staat die Pflicht für die ver- 
fchiedenen Arten von Nechtsunmündigen zu forgen und überhaupt 
möglichen Betrug zu verhindern. Deßhalb muß unerläßliche Be: 
bingung der Zulaſſung aller ſolcher Einrichtungen das Vorhanden⸗ 
fein einer wirkſamen Aufficht fein. Die Art und Weife mag frei- 
lich verfchieden beftimmt werben, und die Wahl der einzelnen Anftalt 
überlaffen bleiben; doch ift auf zwei Punkte unter allen Umftänden 
zu halten: einmal auf bie Hinterlegung einer dem Kaſſenbeſtande 
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entfprechenden Cautionsſumme von Seiten aller bei ber Geldver⸗ 
waltung unmittelbar Betheiligten; zweitend aber auf eine für bie 
Theilnehmer beruhigende Art der Ernennung neuer Verwalter oder 
Nachfolger der Unternehmer. Allerbingd wäre ein? der wirkſamſten 
Mittel volllommene Deffentlihleit ber ganzen Verwal: 
tung; allein man muß doch gerechten Anjtand nehmen, ſolche un⸗ 
bedingt vom Staate gebieten zu laſſen, da die Privatwillfür eine 
Geheimhaltung der eigenen Geldintereffen belieben oder erbulden mag. 
Dagegen ift 23 zu billigen, wenn der Staat fie immer ald Bebins 
gung der Gewährung an ihn gerichteter Bitten, deren Vermeigerung 
in feinem Belieben ftcht, aufſtellt. 

8) Audnahmen von vorftehenden Regeln erjcheinen nur in 
folgenden Fällen ala gerechtfertigt: 

a) Pofitive Förderungen von Seiten bed Staates. 

a) Wenn cine Einrichtung, deren Nühlichfeit außer allem 
Zweifel ift (mie 3. B. Sparkaffen), au Mangel an practifcher 
Belanntichaft mit dem Gegenftande, jomit aus Ungejchiclichkeit ober 
aus Mangel an Muth, von Privaten nicht errichtet werden will, 
fo mag der Etaat immerhin ein Beifpiel zur Kenntnignahme und 
Nachahmung aufitellen. Die Errichtung weiterer ift dann dem Bes 
dürfniſſe zu überlafien. 

P) Kann eine nüßliche Anftalt nicht zu Stande kommen, weil 
8 an den Mitteln zu den erſten Einrichtungen, zu einer Reſerve 
für etwaige Ausfälle in der erften Zeit des Beſtehens, u. |. w. 
fehlt: jo mag der Staat fie vorjchießen, etwa ohne Verzinfung. 
Es ſetzt jedoch eine folche immer gemagte Verwendung Öffentlicher 
Gelder nicht nur eine in ihren Zwecken und Einrichtungen voll 
kommen tadellofe und durchſichtige Anftalt, ſondern auch eine befon- 
dere Nütlichkeit, alfo Wichtigkeit, voraus. 

y) Da Streitigkeiten unter den Betheiligten häufig zu den 
ſchädlichſten Verwicklungen und Etodungen führen, wo nidjt daß 
Ganze zerftören, falls fie zu gerichtlicher Verhandlung fommen: ſo 
icheint ed zweckmäßig, wenn der Staat ein ſolches Uebel abzumen- 
den ſucht. Dieß kann denn aber in doppelter Weife gefchehen. 
Einmal mag der Staat ein für allemal in Fällen von innerem 
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Streite eine friedenzrichterliche Vermittlung durch eine dazu bezeich⸗ 
nete Öffentliche Behörde anbieten. Zweitens kann geſetzlich angeord⸗ 
net werben, daß eine beftimmte Anzahl von Betheiligten da Recht 
bat, eine Unterfuchung der Geſchäftsführung durch eine, ebenfalls 
ein für allemal dazu aufgeftellte, Staatzjtelle zu verlangen ?). 
Erſteres verhindert weitaugfehende Procefje; das Andere dient gur 
Beruhigung, unter Umftänden zu rechtzeitigem ES chuße. 

b) Berbote und Hinderniffe dagegen mögen ausnahms⸗ 
weile in folgenden Fällen vorkommen: 

a) Wenn offenbarer Betrug oder ein eben fo unzweifelhafter 
und nachweisbarer Irrthum in wefentlichen Thatfachen obwaltet. 
Erjteren muß der Staat verhindern, wann und wo er kannz Ich: 
teren unschädlich zu machen, ift er wenigften? gegenüber von Pu: 
pillen, Abwefenden, Frauen u. f. w. fchuldig ?). Deßhalb ift eine 
Borlegung aller und jeder Gejellichaftsfabungen ®) nothwendig. 


1) In England ift 1856 beflimmt worden, baß ein Künftheil der Gefell: 
fhafter, welche auch ein Fünftheil der Actien befigen, zu jcder Zeit eine Unter: 
ſuchung ber Gefchäftsführung verlangen können, entweder durch das Handelsamt 
ober durch beſondere Beauftragte. 

2) Es find z. B. ſchon Fälle vorgekommen, daß bei Rentenanſtalten und ähn⸗ 
lichen Einrichtungen ganz unrichtige Sterblichkeits-Annahmen zu Grunde gelegt 
worden find. Natürlich können dann bie in Ausſicht geſtellten Vortheile, deren 
Erwerbung durch den Beitritt und durch Einzahlungen beabſichtigt wird, nicht in 
Erfüllung gehen; überdieß mag, wenn die ganze Einrichtung verwickelt iſt und 
verſchiedene Zwecke erreicht werben ſollen, deren Verwirklichung von einem Inein⸗ 
andergreifen mehrerer Operationen abhängt, die heilloſeſte Verwirrung in der 
Verwaltung und dem Geldweſen entſtehen, unter Umſtänden für ganze Klaſſen von 
Betheiligten ſich pofitive Verlufte ergeben. Hier wäre es eine offenbare Pflichtver: 
fäumniß, wenn bie Regierung, — welder bie Sachlage durch Einficht ber ihr 
jeben Falles vorzulegenden Statuten bekannt fein muß, — untbätig zufehen wellte, 
weil jeder zum Beitritte Geneigte felbft die Aufgabe Habe zu prilfen, in maß tr 
fih einlaſſe. Die Ueberzahl der Bürger ift zu einer Prüfung folcher Art ganz 
unfähin, und für viele handeln Andere mit rechtlicher Verbindlichkeit fiir fie. — 
Freilich ift bei der dem Staate zugefchobenen Prüfungspfliht vorauzgefekt, daß 
er liter Beamte verfünt, melden bie erforberlihen Keuntniffe beimohnen; maß 
benn wieder bedingt ift durch die Einſicht, daß einfache Rechtskenntniß noch Lange 
nit zum tüchtigen VBerwaltungsbeamten befähigt. 

3) Es leuchtet ein, daß die bier bejahenb entfchicdene Frage über die Notb: 
wenbigfeit einer Vorlegung der Statuten keineswegs zufammenfällt mit ber 
berufenen (unten, $. 125, beſonders zu erörternden) Frage, ob Actiengeſellſchaften 
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Aus dem oben, unter A, angeführten Grunde barf Übrigens feine 
ausdrũckliche Billigung der nicht zum Verbote geeignet befundenen 
eintreten, fondern nur eine Erflärung, daß keine Veranlaffung zu 
einem Verbote vorliege. 

P) Wenn eine Einrichtung zur übermäßig reichen Geldmacht 
wird. So gewiß ed auf der einen Seite auch für die dffentlichen 
Intereſſen wünſchenswerth ift, daß fich manchfach in den Händen 
Einzelner große Kapitale befinden, indem durch Solche großartige 
Unternehmungen zu Stande kommen fünnen: fo ift doch auf der 
anderen Seite ein übermäßiger Reichthum mehrfach bevenflich. Ab— 
gefehen nämlih von möglichem ftaatlichem Mikbrauche und uitge- 
bührlichem Einfluffe, Tann ein überreicher Kapitalift auf die ges 
fammten Gewerbe: und Handelöverhältniffe eine, benfbarerwiife 
auch Jchädfiche, überwiegende Herrfchaft ausüben. Zu geſetzlichen 
Maafregeln gegen übermäßigen Reichthum Einzelner ift nun 
in der Regel Leine Veranlaſſung, indem durch Erbtheilungen, Wer: 
ſchwendungen nachfolgender Befiger u. ſ. w. fich jolcher in der Re: 
gel bald wieder von ſelbſt verliert; allein etwas Anderes ift es bei 
Anftalten, welche weder fterben und theilen, noch ihre Exrwer- 
bungsgrundfäge Ändern. Hier eine Höchftzahl des Beſitzes, und 
jomit eine Gränze der erlaubten Wirkfamteit, feitzujegen, ſcheint 
eben ſo ſehr gerathen, als z. B. der todten Hand die Erwerbung 
von Grundeigenthum zu verbieten. Natürlich kann von einer fol 
übethaubt einer StantBerlaubnig gu ihrer Begründung bebfrfen. Weder ſind 
bie Hier im Vorwurfe liegenden Anftalten zur Erleichterung ber Rapitalanfamm- 
fung immer (oder au nur häufig) von Actiengefellfchaften unternonmen , viel: 
mebr Fönnen fih Einzelne oder Mehrere mit vollftändiger Haftbarkeit an bie 
Spitze ftellen, ober auch Gefellfchaften auf ganz verfchiebener Grundlage zu einen 
ſolchen Zwecke bilden; noch aber, und fogar viel weniger noch, haben alle Actien: 
gefelichaften die bier kefprochene Aufgabe. Nicht alfo aus ben wirthfchaftlichen, 
rechtlichen und fittlihen Eigenthümlichkeiten einer Actiengefellihaft ift bie Frage 
über die Statutenprüfung zu entſcheiden, fondern aus der durch vielfache Erfahrung 
nachacwiefenen befonberen Möglichkeit von Betrug oder Jrrtbum und aus ber 
Echußpflicht des Staats für die aus eigener Kraft nicht Geſchützten. Höchſtens 
may zugegeben werben, daß da, wo eine Actiengefellfchaft ein Kapitalifirungs: 
Unternehmen zu gründen beabfihtigt, eine verfchärfte Prüfung nothwendig ift, 
weil zu den übrigen Möglichfeiten eines Fehlers auch noch bie eine forgloferen 
Gebahrens durch eine Actiengefellfichaft unb ihre Beamte Tommt. 
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chen Befchränfung nur bei denjenigen Einrichtungen ber vorliegen 
den Art die Nebe fein, welche bloß eine Nente over einen Theil 
bed Kapitales versprechen, da Kapital aber ganz oder theilmeife 
zurücbehalten und fomit bafjelbe durch neue Beitritte immer ſtei— 
gern; nicht aber bei folchen, welche dad Kapital felbjt wieder Hin: 
ausbezahlen. Bei Ichteren könnte höchitend ein Reſervefonds eine 
ſolche gemeingeführliche Höhe erreichen, was aber nicht wahrjcheinlich 
ift, da ed dem Vortheile der Unternehmer und der Geſellſchafter 
widerſpricht. 
y) Bon ſelbſt verſteht ſich, daß bei allen Einrichtungen ber 
fraglichen Art Teine Lodungdmittel vorkommen dürfen, welche dem 
Allgemeinen Staatsgeſetze zuwider find, 3. B. Lotterieen ?). 


b) Einzelne Mittel. 


6. 122. 

«) Unfalten zu befonbers vortbeilbafter Anlegung ber Erfpamifle als Kapital. 

Eine der häufigften Urſachen langfamerer ober ſelbſt gänzlich 
unterlaffener Kapitalanfammlung ift die Echmwierigkeit, Meine Er: 
fparniffe ſchnell und ficher zinstragend unterzubringen. Bei län- 
gerer Aufbewahrung im Haufe verliert aber der Beſitzer nicht nur 
jeden Falles die Zinſen, fondern kommt überbieß leicht in Ber: 
ſuchung, das bereit liegende Geld zu unndthigen Ausgaben zu ver: 
fchwenden, wohl auch in die Gefahr cined Verluſtes durch Dieb: 
ftahl oder unfichere Anvertrauung. Da nun aber bei den Meiften 
bie Erfparnifje nur in kleineren Summen auf einmal ſich ergeben, 
namentlich dich bei ber fo zahlreichen ärmeren Klaſſe unvermeidlich 
ftattfindet: jo find Einrichtungen, welche die augenblickliche fichere 
Anlegung auch Kleiner Summen geftatten, für die Einzelnen und 
für den Volks-Reichthum von der größten Bedeutung. Davon 
nicht zu reden, daß fie Manchen durch die Verfchaffung eines Be⸗ 
ſitzes der Sittlichkeit und Gefeglichkeit zuwenden, und durd) bie 
Erleichterung des Anfanges eines Vermögens die Luſt zu immer 


1) Ueber biefe, im Ganzen noch wenig bearbeitete, Materie ſ. meine Abb. 
in ber Deutfchen BViertel:J.:Schrift, 1838, H. 3, S. 220 fg. 
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weiteren Erwerbungen und zum Beharren in der Gewohnheit der 
Sparfamfeit geben. 

Solche Einrichtungen find nun aber die Spartaffen‘). 

In Bezichung auf Zweck, Nuben und Verwaltung find zwet 
wejentlich verſchiedene Arten derjelben zu unterjcheiden : 

L Die allgemeinen Sparkafien nehmen von Denjenigen, 
welche fich ihrer bedienen wollen, Einlagen an, leihen fie zinstragend 
au, und zahlen dad Ganze ober einen beliebigen Theil auf Ver: 
langen wieder zurüd. Die einzelnen Theilnehmer treten unter ſich 
in feine Verbindung, jondern jeder derſelben hat feine abgefonderte 
Rechnung mit der Kaffe Hinfichtlich der Zinfen fteht den Theil: 
nehmern frei, ob fie jelche beziehen oder ebenfalls zur Vergröße- 
rung des Kapitaled ftehen lafjen wollen. Die Summe der einzelnen 
Einlage ift in der Regel unter Beobachtung eines nicderften und 
eines höchften Betrages in bie Willkür der Theilnehmer geftellt; 
nur felten (und minder zwedmäßig) find dieſelben bei Verluft ge⸗ 
wifjer Vorteile verpflichtet, beitimmte Summen zu fetgefegten Zei⸗ 
ten einzuzahlen. Häufig ift das Necht der Theilnahme auf gewiffe 
Stände und Beſchäftigungsklaſſen ober auf die Bewohner gewiffer 
Dertlichkeiten befchränft; doch Tiegt dieß natürlich nicht im Begriffe. 
Ebenſo wird zwar gewöhnlich, jedoch keineswegs nothwendig, die 
Verwaltung der Anftalt unentgeltlich beforgt. Die unvermeidlichen 
Verwaltungskoſten werden leicht theils durch die Gewährung eines 
etwas Fleineren Zinsfußes, theild durch eine unbedeutende Verſchie⸗ 
bung des Anfangstermined der Verzinfung gewonnen; und eben 
dieſe Mittel gewähren auch wohl einen Reſervefonds, welcher zur 

1) Ueber diefe Anftalten f. Annals of Banks for Savings, by Ricard- 
son. London, 1818 (überf. von Kraufe, Brezl., 1818); Ducpetiaux, 
Des caisses d’epargnes. Brux., 1831; Tidd- Pratt, History of Saving- 
Banks. London, 18338; Hermann, Ueber Sparanftalten im Allgemeinen. 
PMünd., 1835; Senac, Manuel des caisses d’&pargnes et de prevoyance. 
Paris, 1885; Deutſche Viertel⸗Jahrs⸗Schrift, 1888, H. 4, ©. 241 fg.; Mals 
dus, Die Spar-Kafien in Europa. Heidelb. u. Lpzg., 1838; de Candolle, 
Les c. d'é. de la Suisse. Gen., 1838; De G&rando, Bienf. publ., T. III, 
©. 164-250; Dupin, Conswitution des c. d’e. en France. Paris, 1844; 


Mangoldt, Ueb. d. Aufgabe, Stellung und Einrichtung d. Sp.K. Tübingen, . 
1847; Schmid, Das Sparkaflenwefen. Bb. I, Berk, 1968. 
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Dedung der bei jeder Geldwirthſchaft unvermeidlichen Verluſte noͤ— 
thig if. Zuweilen find beftimmte Prämien zur Aufmunterung 
befonderer Sparjamfeit für diejenigen Theilnehmer ausgeſetzt, welche 
entweder in gegebener Zeit am meijten eingelegt, oder bie ihre Ein- 
lagen am längften unvermindert in der Kaffe gelaflen haben ?). — 
Diefe allgemeinen Sparkafien haben, außer ben oben bereit er: 
wähnten Vortheilen aller Arten folder Einrichtungen, noch die be 
fonvere Annehmlichkeit der beftändigen, ganzen oder theilweiſen Ver: 
fügbarfeit des Kapitales. Nicht blos das Einlegen, jondern auch 
dad vernünftige Verwenden der Einlage ift nützlich und ein Bor: 
theil der Anftalt. Die Anwendbarkeit ber Auftalt auf alle Klaſſen 
von Menfchen und Vermögen bedarf Feines Beweiſes; namentlich 
paßt fie auch für die Mittelklaffe vortrefflid, wenn auf den für 
ihre Verhältniffe paſſenden höchſten und niederſten Betrag ber Ein- 
lagen gehörige Rüdjicht genommen wird. 

Die hauptſächlichſten Regeln für die zweckmäßige Einrichtung 
einer allgemeinen Sparkaſſe find aber folgende: 

1) Der Minveftbetrag der einmaligen Einlage muß nieder be 
ftimmt fein, damit die arbeitenden und dienenden Klaffen ihre Hei- 
nen Erſparniſſe ohne langes Zuſammenhalten übergeben können. 
Zu demjelben Zwede ift die Feſtſetzung häufiger Einzahlungs- 
tage (etwa der Sonntage), fo wie die Errichtung von mehreren 
Annahmebureaus in ganz großen Städten oder bei einem größeren 
Bezirke, überhaupt die möglichjte Erleichterung und Beichleunigung 
des Verkehres der Theilnehmer mit der Anftalt nöthig ®). 


— — 





2) Ueber die einzelnen Modificationen der Einrichtung ſiehe Malchus, 
a. a. O. 

3) Höchſt merkwürdig if die im J. 1861 in England getroffene Einrichtung, 
nach welder bei jedem Brief-Poſtamt Sparkuflen: Einlagen gemacht werben kön: 
wen, welche von dem General-Poſtmeiſter in Staatsſchuldſcheinen angelegt werden. 
Durch eine fehr einfache und finnreiche Geſchäftsbehandlung ift auch, auf Grund 
der auögeftellten Abrehnungsbüchlein, Auszahlung der Guthaben bei jedem Poſt⸗ 
amte ermöglicht. Die bargebotene @elegenheit if alsbald von der Bevölkerung 
im ausgedehnteſten Maaße benüpt worden. — Giner unbebingten Empfehlung 
biefer Einrichtung fteht jcboch, — auch abgefehen von der unvermeidlichen Erhbhuug 
ber Roften ber Poftverwaltung, woräber etwa bei bean nüglichen Zwecke weggeſehen 
werden Könnte, — bie Anlegung ber ſämmilichen eingezahlten Eriparnifie beim 
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2) Die Feſtſetzung einer höchſten Summe, welche Ein Theil 
nehmer bei der Anſtalt befigen kann, dient zur Vermeidung von 
mißbraäuchlicher Benüßung der Anftalt zur Verwaltung ganzer Ver: 
mögen und Hat auch keinen volkswirthſchaftlichen Nachtbeil, da 
größere Kapitale in anderer Weile ficher und einträglich ausgeborgt 
werden können. Entdeckte Einlegung unter fremden Namen muß 
deshalb durch pecuniäre Nachtheile, 3. B. Berluft der Zinſen, ge: 
ahndet werben. Außerdem ift den Vorftehern die Erlaubniß ein- 
zuräumen, Einzahlung3-Anerbietungen, welche fie an fich oder we— 
nigſtens im igigen Augenblicke nachtheilig für die Anftalt erachten, 
abzulehnen. Nur darf dieſes Necht fich nicht auf Kleinere Summen 
heraberſtrecken. 

3) Die Verzinſung muß jo hoch als möglich ſein, d. h. dem 
landesũüblichen Zinsfuße ſich jo weit nähern, als die von der An- 
ftalt ſelbſt erlangten Zinfen und bie Verwaltungzfoften irgend er: 
lauben. Der Zufchlag der Zinfen dagegen ift ganz in den Willen 
der Theilnehmer geftellt, nur mit Feſtſetzung einer Annahme für 
den Willen hierzu, wenn bie Zinſen während gewifjer Zcit nad 
dem Berfalltermine nicht erhoben worden find. 

4) Den Theilnehmern muß, wenn nicht? Abmeichendes bei der 
Uebergabe verabredet ift, zu jeder Zeit die Rüdzichung eines Theiles 
der des Ganzen ihrer Einlagen freiftchen und dazu ebenfalls re- 
gelmäßig und häufig die Kaffe eröffnet fein. Die Beurkundung und 
bie Abrechnung geſchieht am bequemften in eigenen Eleinen Büchern, 
(nicht mittelft looſer Echeine) ; jeden Falles erjcheint die Ausſtellung 
auf beftimmte Namen der Ausfertigung von Scheinen auf den In⸗ 
baber vorzuziehen, weil fie Diebftahl und Verſchlenderung ber ein- 
gelegten Summen erjchwert. Ueberdieß iſt alsdann die, Doch aud) 
wünfchensmerthe, Ungültigerflärung verloren gegangener Bücher und 
Ausftellung euer ganz unbederklich. 

5) Daß für möglichit fichere Anlegung der übergebenen Gelder, 


Etaate entgegen. Tiefelbe mag ſowohl was bie Sicherheit, als was bie beftäns 
bie Befähigung des Staates zur Erfüllung jeder Rückzahlungsforderung betrifit, 
m Gngland unbebenflih fein; bieß if aber anderwärts keineswegs ber Tall, 
Bol. Hierüber unten, Per. 6. 
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zugleich aber für Eröffnung eines Credites bei irgenb einer öffent- 
lichen oder Privat-Kaſſe für den Fall ungewöhnlich vieler Rück⸗ 
zahlungs= Forderungen gejorgt fein muß, verfteht ſich von felbit. 
In Betreff der Anlegung find namentlich zwei, nicht felten begangene 
und fogar ftatutenmäßig vorgejchriebene Fehler zu vermeiden. Ein: 
mal ift es unzweckmäßig, eine Sparlafje in der Weife mit einem 
Leihhaufe in organifche Verbindung zu fegen, daß alle bei ihr ein 
gehenden Gelber an das Leihhaus zu deſſen Gefchäftöbetrieb abges 
geben werden müfjen. Eine folche Verbindung Tann beide Anftalten 
in große Verlegenheiten bringen, und zwar fowohl in fdhlechten al? 
in guten Zeiten. In erjteren, weil biejelben Urſachen, welche einen 
großen Zubrang zum Leihhaufe veranlaffen, gleichzeitig auch zu 
vielen Rückzahlungsforderungen an die Sparkafje beftimmen werben, 
fomit diefe ihre dem Leihhaufe überlaffenen Gelder in demſelben 
Augenblicke zurücziehen muß, in welchem jenes fie am wenigiten 
entbehren fann. In guten Zeiten aber, weil die dann ſtark der 
Sparkaſſe zuftrömenven Summen bei dem ißt weniger in Anfpruch 
genommenen Leihhauſe eine genügende Verwendung nicht finden, 
fomit tobtliegend von ihm verzindt werden müſſen. Sodann aber 
ift eine auzfchliegliche Anlegung der Sparkaſſengelder in Staatz- 
ſchuldſcheinen nicht räthlih. Schon in gewöhnlichen Zeiten ift ver 
veränderliche Werth derjelben eine Duelle von Schwierigkeiten und 
möglicher Weife von empfindlichen Berluften; in politifchen Kriſen 
aber kann für die Kaffe Zahlungzunfähigkeit und für die Einleger 
Einbuße eines großen Theiles ihrer Guthaben entftehen, für den 
Staat aber eine große Erfchwerung feiner Lage, namentlich wenn 
er, wie eigentlih in der Sache begründet ift, augenblicliche Rück 
zahlung der von den Sparkaffen übernommenen Summen verfprochen 
bat ®). 

4) Ein warnender Vorgang ift das Schickſal ber franzdfifchen Sparkaſſen 
im %. 1848. Diefelben haben geſetzlich bie bei ihnen eingezahlten Gelder bei dem 
Staate anzulegen. Tiein Folge der Staatsumwälzung maffenhaft eingehenden Forbes 
rungen auf Rückzahlungen konnten nun nur zu geringem Theile (biß höchſtens 100 $r. 
für jedes Büchlein) befriedigt werden, und es mußten ſich die Oläubiger die Bezah⸗ 


lung mit Renteneinſchreibungen gefallen laflen, welche bis zu 50% verloren; 
und wenn auch fpäter eine Kleine Kapital: Aufbellerung — von 8-60 Fr. für 
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6) Der Reſervefonds darf nicht über das durch bie Erfahrung 
ber Vergangenheit nachgewiefene wahrfcheinliche Bedürfniß der An: 
Ralt anwachſen, ſondern e8 ift der Ueberſchuß zum Nutzen der Theil- 
nehmer, jei es als Prämie, fei es durch Zufchreiben zu ihren For⸗ 
derungen, zu verwenden. 

7) Vollſtändigſte Oeffentlichkeit und ausführlihe Darlegung 
der Ergebnifle jedes Verwaltungs-Jahres werben den Credit fehr 
heben °). ine unmittelbare und geſetzliche Oberaufficht des Staates 
und Rechnungslegung gegen denſelben erjcheint dagegen nicht als 
nothwendig. 

Die Errichtung von Sparkaſſen Täpt ſich, (da Gewinnunter⸗ 
nehmen bier weder zu erwarten, noch irgend wünſchenswerth ſind,) 
nur auf doppelte Weiſe bewerkftelligen, nämlich durch Privat-Wohle 
thätigfeit oder burch Öffentliche Behörden. Von der allgemeinen 
Regel, den Staat felbjt nur im Nothfalle beizuziehen, bier abzu- 
weichen, wird ‚nur ganz ausnahmsweiſe ein Grund vorhanden fein; 
dagegen ift es allerdingd ſowohl wegen des ficheren Rückhaltes und 
der Einflößung größeren Vertrauend, als zur Sicherſtellung der 
Fortdauer wünſchenswerth, daß ſich die Gemeinden entweder durch 
Unterftügung und Gewährleiftung der Privat:Vereine oder durch 
eigene Gründung einer Anftalt der Sache annehmen. Beſonders 
it diefeß der Fall bei den auf die Theilnahme der niederen Stänbe 
berechneten Kaſſen, welche größere® Mißtrauen zu befiegen haben, 
und bei welchen etwaige Kapital:Berlujte beſonders zu beklagen 
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ne Rente von 5 Fr. bewilligt wurde, fo war doch der Verluft für die Einleger 
hoͤchſt bedeutend unb für Viele verberblid. Die fpätere allmählige Wieberaufs 
nahme der Einzahlungen beweist gar wohl die Nothwendigkeit der Einrichtung 
an fich, befeitigt aber nicht die au® dem Vorgange zu ziehende Lehre. 

. 5) ©. über Alles biefg Malchus, a. a. O., ©. Xllfg.; De Gerando, 
Bienf. publ., T. II, S. 223 fg.; Rau, Volkswirthſch. Politif, dte Aufl., 2, 
©. 500 fg. — Bon welcher Bedeutung in einem Lande, welches an Sparkaſſen 
gewößnt ift und biefelben zu behandeln weiß, diefelben find, mag dad Beifpiel 
von England zeigen, wo 1861 über 40 Mil. Z St. eingelegt waren; fo wie 
das von Frankreich, wo, troß bed Stofie von 1848, am 31. Dechr. 1863 über 
447 Mil. Fr. eingefchofien waren. Siehe Annuaire de l’Econ. pol., 1865, 
©. 128 fg. Weitere Angaben bei Rau, a. a. O., S. 510 fg. 

d. Mohl, Volizeiwifl. II. 3. Auflage. 6 
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II. Die Sparkaffen zu beftimmten Zweden haben 
die Aufgabe, zur Beftreitung einer einzelnen größeren Ausgabe, 
welche mit Gemwißheit oder woenigftend großer MWahrjcheinlichkeit, 
jedoch erft in entfernterer Zeit eintreten wird, das nöthige Kapital 
aufzufammeln. Dieß kann bewerfftelligt werben entweder durch 
frühe einmalige Einzahlung einer kleineren Summe, welche fobann 
durch Zufchlag der Zinfen und Zinſes-Zinſen wächst, ober durch 
almählige vegelmäßige Beiträge. Die ind Auge gefahten Fälle 
find aber hauptſächlich: Auzftattungen von Töchtern, Stubientoften 
‚von Söhnen, Begründung eined Gewerbe. 

Anftalten diefer Art haben mit den allgemeinen Sparkaſſen 
gemein, daß fie ebenfalld die Auffammlung eined Kapitales bei 
Heinen Erſparniſſen möglich machen. Allein dennoch weichen fie 
wieder von denfelben weientlih ab und haben vielmehr ihre eigens 
thümlichen Eigenjchaften, vortheilhafte ſowohl, ala nachtheilige. — 
Die erſteren beftchen vor Allem darin, daß das zu einer früher 
oder fpäter unvermeiblichen Ausgabe nöthige Kapital wirklich auch 
für dieſe gefichert, wenigftend nur zur Zeit des eintretenden Falles 
flüſſig wird; während dieſelbe Eumme, fall? fie auf andere Weife, 
namentlich auch in einer allgemeinen Sparkaſſe, aufgefammelt wor⸗ 
ben wäre, längft zu anderen Zwecken, vielleicht ohne Noth, hätte 
verwendet fein Fönnen. Unzweifelhaft find fie deßhalb jehr geeignet, 
Manchen Höchit fühlbare Nothitände und Verlegenheiten zu erſpa⸗ 
ren. — Dagegen haben aber dieſe Anftalten auf der andern Seite 
ben bedeutenden Nachtheil, daß fie keine freie Verfügung über das 
Kapital geftatten, wäre ein anderes Bedürfniß als daS vorgefehene 
auch noch jo dringend; und daß überhaupt durch fie nur für einen 
Tall gejorgt ik. Auch ift nicht zu überjchen, daß Kaſſen jolcher 
Art auf Gewinn unternommen werben können, wo fich benn leicht 
unreine Beweggründe beimifchen. Und ala ein Umjtand von we—⸗ 
nigſtens fehr zweifelhaften Werthe erjcheint e&, daß die Mebrzabl 
ber bejonderen Sparkaſſen dadurch auf aleatorische Weife einge 
richtet werden fann, daß man die Einlagen ber vor dem Kintritte 
bes beftimmten Falles verjterbenden Mitglieder den überlebenden zu 
Gute kommen läßt. Während eine ſolche Einrichtung für die Glück⸗ 
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lichn den Vortheil eines großen Bezuged aus Meinen Einlagen 
bat, führt fie für die Erben der zu frühe Sterbenden den BVerluft 
des ganzen einbezahlten Kapitaled mit ſich, und begünftigt überbieg 
den leichten Sinn für Glücksſpiele. 

Daß unter dieſen Umftänden von einer Bevorzugung der be 
jonteren Sparfafjen vor den allgemeinen nicht die Mebe fein kaun, 
versteht fich von felbft. Und wenn eine Behörde nur die Mittel 
bat, die cine oder bie andere biefer Anstalten zu begünftigen, fo 
kann ihre Wahl nicht zweifelhaft fein. Allein daraus folgt freilich 
keineswegs, daß die befonderen Sparfaffen nicht zu billigen ober 
gar zu verhindern feien. Immerhin gewähren fie vielfachen Nutzen 
und verdienen Unterjtügung, namentlich wenn die noch vorzüg— 
licheren verwandten Einrichtungen bereit? in genügender Weife be: 
ſtehen. | 

Die weientlichften Regeln für die Einrichtung und Verwaltung 
beſonderer Sparkaffen Icheinen folgende zu fein: 

1) Wenn die Rüdzahlung des aufgefammelten Kapitales zu 
ner beitimmten Zeit (3. B. beim Bintritte eincd Kindes in 
dad 18te Jahr) geſchieht, und Leine weitere Combination, wie 3.2. 
Beerbung der früher verfterbenden Mitglieder, ftattfindet, fo kann 
dem Theilnehmer in allwege eine beftimmte Summe mit Eicher: 
beit verjprochen werden. Iſt aber dieſer Zeitpunkt unbeitimmt, 
(wie 3. B. die Heirath einer Tochter, ein Todezfall u. |. w.,) oder. 
wird da3 Kapital auch noch außer feinem eigenen natürlichen Steigen 
durch zufällige fremde Beiträge vermehrt, fo ift e3 ſehr unräthlich, 
etwas anderes zu verfprechen, ala daß das im Augenblide der Zahlungs⸗ 
verbinblichfeit wirklich vorhandene Kapital werde gegeben werben. 
Wird mehr verfprochen und gegeben, fo muß bie Kaffe zum Scha⸗ 
den der fpäter zum Forderungstermine gelangenden Mitglieder 
banfbrüchig werden; ift e8 aber weniger, fo erhalten die Theil- 
nehmer nicht jo viel als fie beziehen könnten und follten, und es 
entfteht, je nach der bejonberen Einrichtung der Anftalt, entweder 
ein nußlojer und unverwendbarer Reſervefonds oder ein allzu gro: 
ber Gewinn des Unternehmer2. 

2) Die regelmäßige wiederholte Einbezahlung Tleiner Summen 
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ift der einmaligen Einlegung eines größeren Kapitales vorzuziehen, 
weil erftere einer weit bedeutenderen Anzahl bie Theilnahme möglich 
macht. Und zwar find aus demjelben Grunde häufigere theilmweife 
Zahlungen einer jährlichen wiederum vorzuziehen. Natürlich müf- 
fen da, wo etwad Beſtimmtes verjprochen ift, folche Zeitfriften ganz 
regelmäßig eingehalten werben bei Vermeidung empfindlicher und 
den Verluſt deckender Geldbußen, im alle von Wiederholung bei 
Verluſt jeden Anſpruches. 

3) Es iſt durchaus nothwendig, beſtimmte Vorſchriften über 
den Beweis der Thatſache, welche den Theilnehmer zum Bezuge 
ſeines aufgeſammelten Kapitales berechtigt, feſtzuſetzen; und zwar 
ſo, daß einer Seits Täuſchungen unmöglich ſind, anderer Seits 
nicht überflüffige Foͤrmlichkeiten die, vielleicht dringend nothwendige, 
Auszahlung nutzlos erjchweren. Die Niederfegung eines in letzter 
Inſtanz fprechenden Schiebögerichted für den Fall eines Streiteß 
zwifchen der Anftalt und einem einzelnen XTheilnehmer ift fehr 
rãthlich. 

4) Wenn die Auszahlung des erſparten Kapitales irgendwie 
mit der Lebensdauer einer beſtimmten Perſon zufammenhängt, fo 
ift e8 nothiwendig, daß nur Menfchen von ungefähr denſelben Le⸗ 
bensverhältniffen, fomit von gleichem Geſchlechte und von wenigftens 
ähnlichem Gewerbe und Stande zujammentreten, ſonſt folgen une 
vermeidlich Ungleichheiten in den Bezügen, fomit Verlufte für einen 
Theil der Genofjen. 

5) Es iſt nicht räthlich, mehrerlei Fälle, bei deren Eintritt 
die Bezahlung eines Kapitaled eintreten fol, in derſelben Anftalt 
zu vereinigen, weil alsdann eine fichere Berechnung und eine klare 
Einficht in dag Rechnungsweſen fehr erſchwert ift ©). 


6) Ueber Erſparungs⸗Geſellſchaften zu beftimmten Zwecken, f. namentlich 
Eden, State of the poor, ®b. I, &.590 fg; Schulz, Ueber Verforgungss 
und Ausſteuer-Kaſſen. Berl., 1822; Derf., Die Einrichtung ber GSterbe:, Bes 
gräßniß- und ähnlicher Kaflen. Dresb., 1823; De Ge&rando, Bienf. publique, 
Bd. III, ©. 57 fg. Der zuweilen gegen bie Erſparungs-Geſellſchaften gezeigte 
Widerwille, (f. unter andern Weyland, Princip of popul., &. 368,) rührt 
nit von dem Wefen ber Sache, fonbern von drtlihen Mißſtänden und Dis 
bräuchen, 3. B. Trinkgelagen an ben Berfammilungstagen, ber. 
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G. 123. 
A Unkalten zur Verfchaffung von Vermögen nach bem Tobe einer anbern Perfon. 

Häufig ereignet fih, daß das Bedürfniß eined Kapitalc mit 
dem Tode eines beſtimmten Menjihen eintritt. Dieß ift namentlich 
ber all, wenn bie in Frage ftchende Perfon eine Ausgabe bes 
ſtreitet, welche auch nach ihrem Tode fortdauern wirb; oder wenn 
bie Nothwenbigleit eines eigenen Gewerbe mit dem Tode einer 
Perſon, welche bisher Unterhaltungsmittel Tieferte, fich ergiebt. In 
ber erften Vorauzfegung ift ein entiprechenbes Kapital wünſchens⸗ 
wertb, um die Zinfen für die fortbauernde Ausgabe zu benüben; 
in der zweiten aber, um ben Stock fruchtbringend zu verwenden. 
Run kanıı zwar möglicherweife in bem einen und dem andern Falle 
der Eterbende das erforderliche Kapital Hinterlaffen und zu folchen 
Sweden beftimmen; allein eben jo möglich ift, daß cr das hierzu 
nöthige Vermögen nicht befitt, ober daß daſſelbe nicht auf die Bes 
dürftigen übergeht. Hier gebietet denn die Vorficht, bei Zeiten 
Vorkehrungen zu treffen. 

Eines der ficherften Mittel ift ohne Zweifel, wenn von ben 
Betheiligten für den eintretenden Fall allmählig das erforderliche 
Kapital aufgeipart wird, fei es nun, daß fchon in früher Zeit, alſo 
lange ehe ber fragliche Todesfall wahrfcheinlich eintrat, eine Kleine 
Eumme verzindlich angelegt und ſolche durch Zufchlag der Zinfen 
vergrößert wurde, fei es daß durch alljährlich Heinere, allein all: 
mählig auflaufende, Zuzahlungen dad nöthige Kapital fich bildete. 
Tas eine und das andere ift an fich auch bei beſchränkteren Mitteln 
möglich; allein es ift einleuchtend, daß der Einzelne dieſe Maaß—⸗ 
regel nicht mit unbedingter Sicherheit de Erfolges unternehmen 
kann. Erſtens ift es (menigftend wo nicht Sparkaſſen zu Hilfe 
fommen,) unthunlich, folche kleinere Einlagen alsbald ficher anzu⸗ 
legen, oder gar Zinje und Zinfeszinjen ihnen beizufchlagen. Zweis 
tens iſt die Lebensdauer ber Perſon, auf deren Todesfall gejorgt 
werden foll, ungewiß, fomit auch eine Berechnung, wie viel einbe- 
zahlt werben muß, wenn das beftimmte Kapital am Todeslage vor⸗ 
handen fein fol, ganz unmöglih. Es kann fomit nur eine Ver: 
einigung Mehrerer, welche fih in gleichem alle befinden, zum 
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Ziele führen. ine ſolche erlaubt eine einträglichfte Geldverwaltung, 
und bei ihr gleichen fi) die Schwankungen der einzefnen Lebens⸗ 
bauer zu ficheren Durchichnitt2zahlen aus, welche denn ciner Be- 
rechnung der Einlagen zu Grunde gelegt werden konnen. Aus 
beiden Gründen muß ſogar gewünjcht werben, daß der Verein fehr 
zahlreich ſei. 

Bei der allgemeinen Verbreitung des Bedürfniſſes findet denn 
aud) die Bildung von Vereinen zu feiner Befriedigung keine Schwie- 
rigfeit; im Gegentheile mag eher zuweilen über eine zu große An: 
zahl zu Elagen fein, welche das Gebahren mit fehr großen Zahlen 
und beren ficherere Durchichnittzergebniffe verhindert Y. Allerdings 


1) Die Vortheile einer großen Mitwerkung unter Verficherungsanftalten find 
theils unbedeutend, theilß fogar fehr zweifelhaft, wo nicht entfchicden zu Täugnen. 
— Unter Gefelichaften, welche auf Gegenfeitigfeit beruhen, kann der Natur ber 
Sache nah durch Mitwerbung überhaupt Fein anderer Vortheil erreicht werben, 
ald etwa die Befeitigung unnöthig hober Verwaltungskoſten und bie Befeitigung 
ungefchidter oder erfchwerenber Bedingungen, welchen ein Vortheil für die Geſammt⸗ 
beit gar nicht oder nicht in entjprechendem Maaße zur Seite ficht. Cine un: 
nötbige Höhe der Prämien kann bier bei irgend verfländiger Cinrihtung nicht 
vorfommen, und buch Mitwerbung beruntergebrüdt werben müffen; auch wo 
mehr, als das laufende Bebürfniß erfordert, bezahlt wird, muß ber Ueberſchuß 
hier in irgend einer Form den Mitgliedern zu gute fommen. Der, allerdings 
nicht zu läugnende, Nuten einer gegenfeitigen Nötbigung zum Bernünftigen in 
ben bezeichneten Puncten aber kann ſehr geihwädt und felbft durch Nachtheile 
weit überwogen werben, wenn. eine das Bebürfnig überfteigende Anzahl von Gefel: 
haften bdiefer Art entftebt. Nicht nur find denn bei fänımtlichen bie allgemeinen 
Koſten verhältnißmäßig hoch, ſondern es treten auch bei Fleinerer Mitgliederzahl 
bie Durchichnittözahlen nicht mit gehöriger Sicherheit und Regelmäßigkeit ins 
Leben. Auch ift ein, denn doch möglicher, Vermögenzverluft relativ bedeutender 
für jeden Einzelnen und ſchwer zu ertragen von der Anftalt. — Daß bei den, 
auf Unternehmungsgewinn berechneten Anftalten, Mitwerbung febr an der Stelle 
ift, leuchtet allerdings ein; auch ift es binfichtlih der Wirkung gegen Weberforde- 
rungen gleichgültig, ob dieſe Mitwerbung von Gefellihaften mit Gegenſeitigkeit 
oder von anderen Gewinnanftalten gemacht wird. Allein hieraus folgt nicht, dafı 
ber Nuten um fo böber fteigt, je bedeutender die Zahl der neben einander um 
bie Gunft des Publicumd wetteifernden Gefellfhaften if. Im Gegentheile ift zu 
fürchten, daß bei allzuvielen Mitwerbern von Einzelnen ſchwindelhafte Mittel zur 
Anlockung gebraucht, Andere dadurch zur Nachfolge gelodt und bis zu einem ge: 
wiflen Grade gendtbigt werden, jo daß am Ende Alle unmögliche Berfprecen 
machen, wad dann mit dem Bankbruche der Anftalten und mit bem Verluſte der 
noch nicht bezahlten Verfiherungsfummen ein Ende nehmen muß, und nur ben 
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hat die Einrichtung auch ihre Schattenfeilen. Das aufgeiparte 
Kapital ift während ber Lebzeit der fraglichen Perfon unverfügbar 
und hoͤchſtens als Pfand zu benügen. Außerdem ergiebt fich bet 
einem ungewöhnlich langen Leben Berluft durch Mißverhältniß bes 
Sinbezahlten und des endlich zu Beziehenden. Allein im Ganzen 
überwiegen die Bortheile entſchieden. Lebensverfiherungs- 
vereine, (wie fie, ziemlich unpaffend, genannt werben,) find daher 
in allen gefittigten Ländern vielfach ausgeführt. 

Die Einzelnheiten der Einrichtung können fehr verſchieden fein. 
Es läßt fih ein folder Verein ſowohl auf Gegenfeitigkeit ala auf 
ein Gewinnunternehmen begründen. Er fanı lediglich Privatunters 
nchmen fein, aber auch mit Beihilfe und unter Leitung bed Staates 
eniftehen und geleitet werben. Die Theilgahme kann entweder alle 
gemein freigeftellt fein, oder ſich auf beſtimmte Klaſſen von Perſonen 
und auf gewiſſe Dertlichfeiten beichränfen. Der Verein mag nur 
für die erften Griinder bejtehen und fich mit ihnen abjchließen, oder 
durch fortgefehte Aufnahme neuer Mitglieder fih ind Unbeltimmte 
erſtrecken. Die Auszahlung bed verjicherten Kapitales Tann unter 
allen Umftänden verfprochen werben (bleibenve Lebensverficherung), 
oder nur wenn ber Todesfall innerhalb einer beſtimmten Friſt oder 


Unterſchied zuläßt, ob die Unternehmer in guten Glauben waren unb mit gu 
Grunde gehen, ober aber ob fie, von Anfang an ber Täuſchung bewußt, ſich zu 
rechter Zeit mit bem Raube aus dem Staube madyen. — Tas Ergebniß if denn 
wobl, daß ber wünſchenswertheſte Juftand da vorliegt, wo zwar eine Wahl unter 
mehreren Berfiherungsanftalten möglich ift, namentlih Gewinnunternehmungen 
durch genügende Mitwerbung in Schranken gehalten werben, aber doch feine Zers ' 
iplitterung in eine das Bebürfniß überfchreitende. Anzahl von Fleineren Anftalten 
Ratt findet, fondern für jede ber beſtehenden Anftalten die Möglichkeit einer zahl⸗ 
reihen Betheiligung übrig bleibt. Es mag fein, daß bie Gefahr nicht fo ents 
ſchieden und unabwenbbar ift, um dem Staate das Recht zu einer Verhinderung 
der Gründung neuer Anftalten zu geben, wenn feiner Anficht nach bie vorhau⸗ 
denen bereitd dem Bedürfnifle genügen; allein unzweifelhaft fleigert fich mit ber 
zunebmenden Zahl fein Recht und feine Pflicht, jebe neue Anmeldung auf das 
Genaueſte zu prüfen und nur Unfchäbliches und möglicherweife Turchführbares 
zuzulafien, fo wie bie Unabläffigkeit und Genauigkeit der Aufficht auf bie beſte⸗ 
enden Geſellſchaften. — Zahlreiche Beifpiele bes gröbften Betruges ober der ges 
bantenlofeften Verfpreben von Unmöglichem find zu finden bei Francis, An- 
nals, anecdotes and legends: a chronicle of Life-Assurance. Lond., 1883. 
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in einem feitgeftellten Falle eintritt (vorübergehende Verficherung *). 
Natürlich find die Vortheile- für bie Theilnehmer nicht bei allen 
biefen Modalitäten bie gleichen, und ift namentlich eine bleibenbe 
auf Gegenfeitigkeit gegründete Verjicherung das Vortheilhaftefte und 
Sicherfte; allein auch die im Allgemeinen weniger vortheilhaften 
Einrichtungen find nicht nur an fich immerhin noch von Nutzen, 
ſondern ſelbſt in beftimmten Fällen das für die Betreffenden Raf- 
ſendſte. 

Mag aber das Unternehmen ausgehen, von wem es will, und 
Nebenbeſtimmungen feſtſtellen, welche es will, ſo ſind immer gewiſſe 
allgemeine Regeln zu befolgen. 

Die Hauptaufgabe beſteht darin, die richtige Durchſchnittszahl 
der wahrſcheinlichen Lebensdauer der Mitglieder zu finden, um dar⸗ 
nach die Groͤße der Einzahlungen berechnen zu koͤnnen. Ein Fehler 
in dieſem Puncte iſt weſentlich. Werden, wegen zu groß ange⸗ 
nommener Lebensdauer, die Einzahlungen zu nieder angeſetzt, ſo 
kann die Anſtalt ihre Verſprechungen nicht erfüllen und müſſen 
namentlich die ſpät erſt Auszuzahlenden Verluſte erleiden. Zu hoch 
beſtimmte Einlagen dagegen bilden für alle Mitglieder einen un⸗ 
nöthigen Aufwand und verſchaffen, je nach ber Grundlage ber 
Anftalt, entweder den Gewinnunternehmern einen unbillig großen 
Bezug oder bilden fie allmählig einen von Niemand anzufprechenben, 
fomit nuglofen Kapitalftod. Es muß folglich mit der größten Um⸗ 
ficht und mit pünctlicher Kenntniß der Geſetze des menfchlichen Le 
bens verfahren werden. Schon bei ber eriten Berechnung find bie 
zu Grunde zu legenden Sterblichkeit2:Tabellen mit ber größten 
Sorgfalt auzzumwählen und namentlich ältere Arbeiten dieſer Art 
wegen der igt wefentlich veränderten Sterblichleitd-Verhäftniffe zu 
vermeiden. Sodann aber müflen fie auch, wenn die Erfahrungen 

2) Vorübergehende VBerfiherungen können entweber auf eine beftimmte Zeit, 
z. B. auf Ein Jahr, eingegangen werben; ober aber für eine beftimmte Gefahr, 
z. B. eine Reife. Die Prämie ift natürlich fehr verfchieden, nicht nur nach der 
Dauer der Verfiherung, ſondern auch nad ber Größe der Gefahr. Eine eigen: 
thümliche Verficherung biefer Art ift bie ber Eifenbahnreifenden, fei es für ein: 
zeine Fahrten, fei es für längere Zeiträume bei häufiger Benützung. S. Weber, 
Die Lebensperficherung ber Eifenbahnpafiagiere. Lpa., 1855. 


ber Anftalt felbft aus längerem Zwiſchenraume vorliegen, genau 
nach denſelben richtig geftellt werben, indem nicht nur die Sterbs 
lichkeit einer audgewählten Anzahl Menfchen eine etwas verichienene 
von der allgemeinen ift, jondern auch örtliche Verhältniffe von Eins 
fluß fein können. 

Außerdem aber find noch folgende Puncte bei Feſtſtellung ber 
Saßungen und bei Verwaltung ver Anftalt im Auge zu behalten: 

1) Es ift unräthlich, die ganze Summe zu verfprechen, welche 
eine fireng mathematische Berechnung ala möglich nachweist, indem 
in der Wirklichkeit leicht eine Störungen theils in den Sterblicy 
feitäverhältniffen theils in den woirthfchaftlichen Gebahrungen fich 
ergeben koͤnnen, ein Nichteinhalten des einmal Verfprochenen aber 
den Credit der Anftalt untergräbt und zu enblofen Procefien führt. 

3) Belondere Vorficht iſt bei der Aufnahme jedes einzelnen 
zu Verſichernden nothwendig, nicht nur hinfichtlich bed wahren Al- 
ters, jondern namentlich auch in Beziehung auf deſſen Geſundheits⸗ 
fand, indem vorfichtigerweife nur Menfchen von normalem Geſund⸗ 
Beitöftande aufgenommen werben Tönen, weil bie Berechnung ber 
wahrjcheinlichen Lebenzverfürzung bei Kranken ein allzu unſicheres 
und fomit gefährliches Unternehmen if. Da die Zeugniffe der 
Hausärzte nicht zuverläffig genug find, jo müfjen auch noch andere 
Nachforſchungen theils durch eigends von der Geſellſchaft bejtellte 
Aerzte theils unter der Hand angeftellt werben. Seen Falles muß 
der leitenden Behörbe bie Abweilung eines Gemeldeten unbebingt 
und ohne Gründeangabe freiftehen. 

3) Dagegen können Lebend-Verficherungen nicht blos für Eolche 
angenommen werben, welche fich felbft zum Vortheile einer von 
ihnen begünftigten Perfon oder Sache um die Aufnahme intereſ⸗ 
firen, fondern auch für Dritte, vielleicht von dem ganzen Vorhaben 
Ununterrichtete, indem hieraus Feine Art von beſonderer Gefahr für 
die Anſtalt entfteht °). 





3) Allerdings find ſchon Fälle vorgefommen, daß ſolche von Dritten ver: 
ſicherte Berfonen von biefen felbft ermordet wurben um das Verſicherungskapital 
zu beziehen. Allein einmal find gleiche Verbrechen auch fchon, von Familienmit⸗ 
gliebern, an Gelbfiverficherten begangen worden, es entſteht alſo Feine neue und 
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4) Für die Verficherungsfummen ift ein höchfter und ein nie- 
derſter Betrag feftzufeßen, damit weber die zufällige frühe Aus: 
zahlung ciner unverhältnigmäßig großen Summe die Anftalt in 
Gefahr bringe, noch mit der Verwaltung ganz unbebeutender Poſten 
bie Zeit zerfplittert werde. Bei fteigender Theilnahme kann bie 
erlaubte Höchitzahl verhältniginäßig erhöht werben. 

5) Da die ganze Berechnung auf ber Annahme einer richtigen 
Einzahlung der Beiträge beruht, jo müffen Mitglieder, welche damit 
nicht pünctlich einhalten, (etwa nach einmaliger Annahme und Geld: 
buße) den Anfpruch anf die verficherte Summe verlieren *). 

6) Bei bleibenden Verficherungen ift die Theilnahme Solcher, 
welche eine beſonders gefährliche Lebensweiſe Haben, nicht zu ge 
ftatten, indem bier Feine fichere Berechnung der mittleren Lebens— 
bauer möglich if. Nur wo etwa ausreichende Durchſchnittserfah⸗ 
rungen vorliegen, fann unter Zugrumdelegung derfelben eine Zu⸗ 
laſſung ftattfinden )). Bei vorübergehenden Verficherungen mögen 


eigenthümliche Gefahr. Sodann tft fogar, wie bie Erfahrung zeigt, die Entdeckung 
eines begangenen Verbrechens leichter in einem folchen Falle, weil ber Verdacht 
alsbald auf die beftinnmte Perſon geleitet wird, welche unter ungewöhnlichen Um⸗ 
fländen einen Vortheil aus dem Tode zieht. 

4) Ohne Zweifel kann ein folcher Verluft unter Umftänden fehr Bart und 
unbiliig fein. Da nun aber die Möglichkeit ber Erfüllung ber von ber Anftalt 
eingegangenen Berfprechen auf ber pünctlichen Einhaltung der gegen fie über: 
nommenen Verpflichtungen beruht, jo kann höchſtens ein ſolches Abkommen getroffen 
werben, bei welchem zwar nicht bie gemachte Einlage ganz verloren geht, bed 
aber der Geſellſchaft ein folder Gewinn bleibt, welcher ihr genügenden Gewinn 
für das bisher getragene Rifico gewährt, und der auch für den Einleger empfinb: 
lich genug ift, um Teichtfinniges Aufgeben ferne zu halten. Zu dem Ende macht 
benn Mafius, Lehre ber Verfiherung, ©. 502 fa., nachſtehenden (auch von 
englifchen Geſellſchaften zuweilen ausgeführten) Vorfchlag: es fol dem Verficherten 
beim Abbrechen feiner Prämienzablungen geftattet fein, zwar auf bie Auszahlung 
ber vertragsmäßig feſtgeſetzten Verfiherungsfumme zu verzichten, dagegen die Aug: 
zahlung der wirklich einbezahlten Summen nad) feinem Tode zu verlangen. Der 
Geſellſchaft fiele fomit der Vortheil eines unverzinslichen Genuffes aller einbe⸗ 
zahlten Gelber bis zum Tode bes Außtretenden zu, für die Erben aber wäre doch 
wenigſtens etwas gerettet. 

5) So laſſen z. B. engliſche Lebensverſicherungen auch Offiziere des oſtindi⸗ 
ſchen Heeres zu, jedoch mit weſentlich höherer Prämie. Während z. B. ein 21: 
jähriger Givilbeamter in Indien bei lebenslänglicher Verfiherung 3,67 bezahlt, 
wird von einem Offiziere 4,254 verlangt. ©. Rau, a. a. D., ©. 522, Anm. d. 
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zwar auch Solche angenommen werben, welche einer befonbern 
Gefahr entgegengehen, (natürlich gegen eine mit der Wahrfcheins 
lichkeit ded üblen Augganges in Verhältniß ftehende Prämie;) doch 
ſchickt ſich ein folches Geſchäft hauptfächlih für Gewinn-Unter: 
nehmungen, ba eine fichere Grundlage ber Berechnung body nicht 
möglich if. Auf Selbjtmord, Tod im Zweikampfe und Hinrichtung 
ift jeden Falles die Verwirkung jedes Anſpruches zu feßen, theilg 
weil diefe Gründe ber Lebendverfürzung vermieden werben konnten, 
theild damit nicht die zu einem verbotenen Schritte Entjchloffenen, 
um auf Koften der Anftalt für ihre Familie zu forgen, furz zuvor 
neh eintreten und fomit gegen eine geringe Einlage eine große 
Summe beziehen. 

7) Ein bebeutender Refervefonds ift bier unerläßlich; ein uns 
nüges Anwachſen befjelben aber wird bei gegenfeitigen Lebensver⸗ 
fiherungen vermieden werben entweder durch Zufchreiben des Ueber: 
fluſſes zu den Verficherungen der Einzelnen, oder durch deſſen 
Verwendung zu Bezahlung eine oder einiger Jahresbeiträge, oder 
endlich durch bleibende Verminderung der Prämien. Die an fich 
auch denkbare Verloofung an Einzelne ift zu verwerfen, weil fie 
dem Ganzen den Charakter der fichern Berechnung nimmt und es 
in die Klafje ver Glücksſpiele bringt ®). - 

Bejondere Forderungen an den Staat zur Begünftigung 








— Auch bei Eifenbahn-Bebienfteten wird fih allmählig ein berechenbares Vers 
hältniß herausſtellen. | 

6) Juvigny, Coup d’oeil sur les assurances sur 1a vie. Par., 1810; 
Babbage, Vergleichende Darftellung der verfchiedenen Lebens-Aſſecuranz-Geſell⸗ 
ſchaften. A. d. Engl. Weimar, 1827; Bleibtreu, Zwed und Einrichtung 
der Lebensverfiherungs:Anftalten. Carlsr., 1832; Littrom, Die Lebendverfiche: 
tungen und anbere Anftalten. Wien, 1832; Froriep, Weber bie L.⸗V.⸗A., 
Bemerfungen vom mebicinifhen Standpuncte aus mitgetheilt. Weimar, 1837; 
Baily, Theorie der Lebensrenten, Lebendverfiherungen und fo weiter. Deutfch 
tn Schnuſe. Weimar, 1839; Schmeltz, Ueber Rittwenfaffen und Lebens: 
wriiherungen. Dresd., 1841; ber Artifel: Life Assecurance im Companion 
to tbe Almanac for 1831; ber Artikel: Lebens-Verſicherung in Mac-Culloch, 
Santbud für Kaufleute; meine Abhandl. in der Deutfch. Vierteljahr = Schrift, 
1839, 9.8; Hopf, Die Lebensverfiherungsanftalten Deutſchlands, daf., Nr. 58; 
Maſius, Die Lehre der Verfiherung. Lpz., 1846, ©. 476 fg.; Fuchs, Bei 
träge 3. Kenntniß d. Lebenzverficherung. Berl., 1861. 
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ber Gründung und Verwaltung der Rebendverficherungen find wenige 
zu ftellen. Die zur Theilnahme an biefen Anftalten Gecigneten 
gehören bei Weiten zum größten Theile den gebildeten Klaſſen an, 
und find fomit fähig zur eigenen Beforgung ihrer Angelegenheiten. 
Die bedeutenden Summen aber, von welchen es fich bei jeber lebens⸗ 
fähigen Gefellfchaft dieſer Art handelt, machen die Einrichtung einer 
genügenden Verwaltung möglid. Somit wird vom Staate nur 
Nachftehendes zu verlangen fein. — Vorerſt hat er die Gründung 
einer neuen Gefellichaft zu unterfagen, wenn bie Prüfung ihrer 
Statuten zeigt, daß entweder offenbar unrichtige Sterblichkeitätabellen 
zu Grunde gelegt oder Vortheile veriprochen werben wollen, welche 
mit ben Lebenägefegen und mit mathematifchen Grunbjägen un⸗ 
vereinbar find, die ſomit früher oder fpäter zur Zahlungsunfaͤhigkeit 
ber Anftalt und zu Verluften für alle noch vorhandenen Verficherten 
führen müßten. Bei Gewinn-Unternehmungen muß auch dad wirt: 
liche Vorhandenfein bed Deckungs-Kapitales nachgewieſen werben. 
Selbſt wenn bei einer bereitd beftchenden Gefellichaft ſich erfah⸗ 
rungdgemäß und nachhaltig Erſcheinungen zeigen, welche ein alls 
mählige® Zugrundegehen befürchten laſſen, muß eine Unterfuchung 
ber Thatfachen veranftaltet und eine Jurüdführung auf eine 
richtige Grundlage verlangt, nöthigenfall® erzwungen werben. 
— Sodann ift nöthig, daß das Strafgeſetz abfichtlihe Täu⸗ 
fhungen über ven Gefundheitäzuftand eines Aufnahmefuchenden ala 
Betrugsverſuch beftrafe und amtlich verfolge. — Endlich ift es ſehr 
rathſam, daß der Staat bie Cautionsſumme, welche ein Gewinnunters 
nehmer zur Sicherung der Verficherten übergeben mag, in Verwaltung 
nehme und nur zu ftatutenmäßiger Verwendung verabfolge. — Ber: 
pflichtung zu jährlicher Sffentlicher Nechnungsablegung in verftänblicher 
Form und genügender Ausführlichkeit verfteht ſich von felbft ). 
$. 124. 
y) Ueber Verwandlung des Kapitals in eine Rente. 

Gerade entgegengejeßt ben bisher gefchilverten Bemühungen, 

me gute auf genaue Kenntniß wenigftend ber englifchen Verhältnifie bes 


gründete Winke über Sorge für Zuverläffigkeit ber Nechnungslegungen fiehe bei 
Francis, Annals, ©. 268 fg. 
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burch gemeinjchaftliche Verwaltung und etwa Benübung günftiger 
Bechfelfälle eine übergewöhnliche Steigerung des Kapitaled zu bes 
wirken, find diejenigen Einrichtungen, welche beaweden, ein Kapital 
in eine Reihe von Jahresrenten aufzuloͤſen und daſſelbe auf folche 
Weife allmählig zu verzehren. Die Abficht und der Vortheil eines 
folchen Verfahrens ift, ein größered Einfommen aus einem gege- 
benen Vermögen zu beziehen, als bie blojen Zinſen deſſelben ge⸗ 
währt haben würden; ber Nachiheil aber fowohl für des Volkes 
Vermögen, ala für bie einzelnen Befiger (wenigſtens deren Erben,) 
beſteht darin, daß nicht nur nicht auf Vermehrung des Vermögens 
Bingearbeitet wird, ſondern fogar bereit? gemachte Erjparniffe wieder 
| verſchwinden. — Eine Erörterung auch dieſes Verhältniſſes und 
der Staatdaufgabe in Beziehung auf daſſelbe ift nicht nur durch 
die wirtbfchaftliche Bedeutung an ich geboten, fondern namentlich 
aber bier an ber Stelle, wo ber Gegenſatz ber fich widerſprechenden 
Anftalten beide um jo mehr in ihr richtige Licht ſetzt. 

Im Allgemeinen kann es feinem Zweifel unterliegen, daß 
Bermögendverwanblungen biefer Art nicht wünfchenswerth find. 
Wenn die bisher erörterten Kapitalfteigerungen als nützlich erſcheinen, 
jo ergiebt ſich das Gegentheil von ſelbſt in Beziehung auf Renten: 
beftellungen. Daher ift es auch, immer im Allgemeinen gefprochen, 
eine falfche Maaßregel von Seiten des Staates, auf Renten ges 
richtete Anftalten zu begünftigen oder gar felbft zu errichten. 

Doch darf dieſes Urtheil nicht allzu unbedingt feftgehalten 
werden. Bei der Verwicklung und Verjchievenartigteit der menſch⸗ 
lichen Berbältniffe kann eine an fich wenig lobenswerthe Maaßregel 
unter gewiflen Umftänden immerbin noch relativ das Beſte fein. 
Und jo lafjen fich denn in der That Ausnahmsfälle denken, in 
welhen die Verwandlung von Kapital in Nente fich vechtfertigt. 
Wenn z. B. eine Reihe von Jahren hindurch jährlich eine beftimmte 
Summe in ein Gefchäft einzufchießen ift, jo mag dieß am vortheil- 
hafteften durch Beſtimmung einer eigenen Rente bierfür gejchehen. 
In anderen Fällen erforvert die fittliche oder wirthichaftliche Unzu⸗ 
verläffigkeit eined Menjchen, für deſſen lebenzlänglichen Unterhalt 
Sorge getragen werben will, daß ihm nicht ein Kapital überlaſſen, 
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ſondern eine entfprechende Rente angewiefen werde. Am häufigften 
endlich werden die Vermögendverhältniffe einer Perſon von der Art 
fein, daß nur bie allmählige Aufzehrung eines Kapitaled, deſſen 
blofe Zinfen zum Lebensunterhalte nicht hinreichend würden, fie 
vor Mangel ſchützt. Dann aber ijt natürlich eine georbnete und 
möglichjt vortbeilhafte Verwandlung in Renten dem blojen allmäh: 
ligen Vermindern vorzuziehen, ſchon wegen ber Sicherheit des Aus—⸗ 
reichen? bis zum Lebensende. Und fo vieleicht noch im anderen 
Fällen. 

Bon einer unbedingten Verhinderung aller eine Nentenbeftel: 
fung bezweckenden Einrichtungen und Gejellfchaften Tann ſomit 
keineswegs bie Rede fein, nicht einmal aus dem Gefichtöpuncte des 
Nutzens. Sondern es ift nur der Wunfch gerechtfertigt, Laß dieſe 
Art der Kapitalvermendung in richtigen Schranken bleibe, und ſomit 
nur ausnahmsweiſe vorkomme. Da aber, wo fie wirklich an der 
"Stelle ift, mag fie immerhin ſelbſt vom Staate begünſtigt werben. 

Zur genauen Einfiht in dad Weſen der Sadye ift jetoch eine 
Unterſcheidung der verfchiedenen Modalitäten des Verfahrens nöthig. 
Es läßt ſich nämlich in dreierlei mejentlich unter ſich abweichender 
Art cine Rente beftellen. Einmal ala Leibrente. Zweitens als 
Tontine, deren es wieder verfchicdene Unterarten giebt. Drittens 
als Wittwen: und Waifen-Penfion. 

I. Am einfachften find die Verhältniffe bei der Leibrente. 
Hier wird blos nach der wahrſcheinlichen Lebensdauer de einzelnen 
Luſttragenden berechnet, der wicvieljte Theil aus dem zur Verwand— 
lung beitimmten Kapitale ihm jährlich vom Tage des Vertrag? an 
abgegeben werben kann, fo daß mit dem letten Lebensjahre auch 
der Ichte Reſt verzehrt ift; wobei benn entweder diefe Rente als— 
bald beginnen oder aber bis zu einem beftimmten fpäteren Zeit: 
puncte aufgehoben werden kann, in welchem Falle fie natürlich 
weit bedeutender ift, theils weil das Kapital indeſſen fi durch 
Zinfen und Zinfeszinfen vermehrt hat, theils weil die Bezahlung 
fürzer dauert ). Die Berechnung ift nicht fchwierig und überbieß 


1) Beifpiele: eine Summe von 694 fl. eingelegt für ein Kind von 3 Jahren 
giebt demfelben vom 5Often Jahre an eine Rente von 600 fl.; ein im 2dften 
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durch vortreffliche Anweiſungen erleichtert. Nur wenn eine Leib: 
rente auf zwei ober mehrere Perjonen gemeinfchaftlich beftellt werben 
fol, wird die Sache verwidel. Der Eintritt ift in jedem Alter 
und bei jedem Gefundheitäzuftande möglich; je kürzer die voraus: 
ſichtliche Lebensdauer oder je jpäter der verabredete Eintritt in den 
Rentebezug ift, deſto beträchtlicher ift auch die Nente. Die Be: 
nügungömöglichfeit der Einrichtung ift aber in jo ferne noch ver- 
vielfältigt, ala eine Keibrente nicht blos für den Kapitalbefißer ſelbſt, 
jondern auch für einen Dritten beftellt werden kann ?). 

Daß übrigens eine größere Anzahl von Theilnchmern auch 
bier für das Gebeihen der’ Unternehmung durchaus nöthig ift, bes 


Lebensjahre übergebenes Kapital von 500 fl. erträgt vom 6Often Jahre an 300 fl.; 
für eine im 2Often -Lebengjahre verabredete Rente von 750 fl. find 926 fl. ein: 
wiahlen, wenn fie mit dem 6Often Jahre beginnen foll, 1.493, wenn mit dem 


‚Sflen. S. Laurent, Assurance de prevoyance, ®b. II, ©. 189. — 


Es giebt allerdings auch ſog. Leibrenten mit vorbehaltenem Kapital, bei welchen 
legteres nach dem Tode des Rentners den Erben ausbezahlt wird. Dieß ift denn 
aber eigentlich ein ganz anderes Geſchäft, welches weit mehr Aehnlichkeit mit der 
Einlage in eine Sparkaſſe bat, indem, wie bei biefer, der hauptfächliche Vortheil in 
der fiheren Bewahrung und Verwaltung und in bem Auflaufen von Zinfen und 
Zinieszinfen beſteht, während die zu zahlende Nente natürlich das gewöhnliche 
Zinsmaaß aus bem angejfammelten Rapitale nicht überfteigen Fan. Der Unters 
ſchied zwifchen Sparkaſſe und Leibrenten biefer Art Tiegt fomit nur barin, baß 
bie Zinſen erft von einer beflimmten Zeit an ausbezahlt werden und dag Kapital 
bei Lebzeiten nicht zurüdgezogen werben kann. Eine folhe Sicherſtellung von 
Zermögen und Einkommen hat ihre Vortheile, allein die Einrichtung ift hier nicht 
weiter zu beiprechen. 

2) Ungweifelbaft fann hierbei Mißbrauch ftattfinden, indem Sole, welche 
ein ungewöhnlich langes Leben verſprechen, fcharfjinnig ausgefucht und forgfältig 
verpflegt, dann aber zu Trägern einer beträchtlichen Rente, (welche natürlich nicht 
von ihnen, fondern von den Speculanten bezogen wirb) gemacht werben. (Siche 
ſehr ergögliche Beifpiele diefer Art von Speculation bei Francis, Annals of 
Life-Assurance, Seite 206 fg.) Der Nachtheil eines folhen Mißbrauches für 
die Rentenanftalt, welche auf burcchfchnittliche gewöhnliche Menſchen berechnet ift, 
leuchtet ein; dennoch wäre ein Ginfchreiten des Staates nicht gerechtfertigt, da 
än gegen ben Berficherten zu begehendes Verbrechen jelbfirebenb Hier nicht zu 
fürchten, im Gegentbeile deſſen befte Unterftügunng und Bewahrung zu erwarten 
iſt, auch von einem Betruge rechtlich nicht bie Rebe fein fan. Es muß ledig: 
li der Vorficht der NRentenanftalten überlaffen werden, ſich durch Zurückweiſung 
verdächtiger Anträge felbft zu ſchützen; ſomit denn auch dem Staate, wenn er je 
Kb Mentenverträge eingeht, ein Recht zu abfchlägigem Beſcheide vorbehalten fein, 
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darf nicht erft eincd Beweiſes, denn wenn ein Nenteberechtigter über 
bie mittlere Lebensdauer hinaus Icht, entiteht eben jo gewiß ein 
Nachtheil für die Anftalt, als fie anderer Seit bei einem vor ber 
Durchſchnittszeit erfolgenden Tode gewinnt. 

Sowohl die Unternehmer als die Abfichten des Unternehmer? 
können ſehr verjchieden fein. — Was die Perfon der Unternehmer 
betrifft, jo iſt es vorerft keineswegs unmöglich, daß fich eine auf 
Gegenfeitigleit gegründete Geſellſchaft bildet. Häufiger jeboch, und 
auch wohl paflender, wird das Geſchäft auf Gewinn unternommen. 
Endlich ift es nicht felten ſchon vorgekommen, daß der Staat felbit 
fi zur Eingehung von Leibrenten-Berträgen angeboten hat. Der 
Zweck des Unternehmen? aber ift entweder Gewinn für Diejenigen, 
welche fich zur Zahlung von Leibrenten anheiſchig machen; ober 
Sicherftellung einer höhern Einnahme, als die einfache Ausborgung 
des der Anftalt überlaffenen Kapitale® gewährt hätte; ober endlich 
bie leichtere Erborgung von Kapital. — Je nach diefer Verſchieden⸗ 
beit ift denn auch dag Urtheil über bie Sicherheit und über ben 
wirthfchaftlichen fo wie fittlichen Werth eines Unternehmens ein 
ſehr abweichende. In erfterer Beziehung ftehen Staatsanſtalten, 
eine geordnete und rechtliche Regierung vorausgeſetzt, allen voran; 
auf Gegenfeitigkeit begründete Leibrenten find an ſich verläffig, allein 
nur wenn richtige Berechnungen der Lebensgeſetze zu Grunte gelegt 
und die Mitglieder hinreichend zahlreich find, um immer Durch: 
Ichnittsergebniffe zu liefern; die Sicherheit von Verträgen mit Specu= 
lanten (jeien es nun Einzelne oder Gejellichaften) hängt natürlich 
ab von deren nachhaltiger Zahlungsfähigkeit, ſomit von manchfachen, 
mehr oder weniger unberechenbaren Umſtänden. Was aber den 
wirtbfchaftlichen und fittlichen Werth des Unternehmens betrifft, fo 
kommt es Tebiglich darauf an, ob die Beihilfe zur Verwandlung 
eined Kapitaled in eine Nente nur Gelbfpecufation von Seiten des 
Unternehmers iſt, fet diefer nun ein Einzelner oder der Staat; ober 
ob die Abſicht dahin geht, für fpätere Lebenzjahre und fomit wahr- 
jcheinliche Verbtenftlofigkeit eine die germöhnlichen Zinfen überſteigende 
Einnahme ficher zu ftellen. Im erften alle verdient daß Unter: 
nehmen fein Lob und Feine Unterftügung; und es ift nur zu 
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billigen, daß in neuerer Zeit StaatZanlehen nur noch felteit auf dieſe 
Weife gemacht werben %). Anders verhält es fich mit ber Abficht, 
dad Alter gegen Mangel ficher zu ſtellen. Eine Vorſorge diefer 
Art ift für Alle, welche kein genügendes Vermögen oder kein Necht 
auf einen au einer zahlungzfichern Kaffe zu empfangenden Ruhe: 
gehalt befigen, zweckmäßig und gehört zu ben empfehlenswerthen 
Vorkehrungen zur Abwehr von Armuth *). 

Die Aufftellung bejonderer Regeln, deren Befolgung ber Staat 
von ben zur Abreihung von Leibrenten gebildeten Vereinen und | 
Unternehmungen zu verlangen hätte, ijt bei der Einfachheit der 
Sache überflüffig. Er felbft aber hat, mit Ausnahme der Alters⸗ 
verjorgung3-Anftalten, den Gebrauch dieſer Anftalten auf Teine 
Weiſe zu befördern, indem dieſelbe doch nur in feltenen Yällen 
paffend und fittlich erjcheint °). 

IL Unter Tontine verfteht man eine mehr ober weniger zahl- 
reiche Geſellſchaft von alterögleichen Mitgliedern, von welchen jedes dem 
Unternehmer eine gleihe Summe in deſſen alsbaldiges freied Eigen- 
tum übergiebt unter der Bedingung, daß berjelbe jährlich der 
Geſellſchaft eine die Verzinfung des Geſammtbetrages bildende immer 
gleichbleibende Nente bi? zum Tode des letzten Theilnehmerd aus⸗ 
bezahlt. Diefer Jahreszins wird dann unter die Mitglieder gleich 
vertbeilt, jo daß bie Ueberlebenden die Verſterbenden beerben, biß 


endlich der LXebte die gefammte Mente allein biz zu feinem Tode 
bezicht 9). 


3) ©. Nebenius, Deffentlicher Erebit, 2te Aufl., S. 340 fg. 

4) ©. über dieſe Art von Leibrenten oben, Bd. I, $. 59, ©. 411. 

5) Marperger, Montes pietatis, Seite 274 fg.; Euler, Sur les 
rentes viageres, in ben Acten ber Berliner Akademie, Jahrg. 1760; Tetens, 
Anleitung zur Berechnung der Leibrenten. I. II, pz., 1785; Laplace, Essai 
philosoph. s. 1. probabilites. 4e edit. Paris, 1819; Milne, Treatise on 
Annuities. I. II., Lond.; Meyer, Anleitung zur Berechmung ber Leibrenten 
und Anwartſchaften. Kopenh., 1823; ber Art. Leibrente in Mac⸗Culloch's 
Handbuch. 

6) Es find allerdings mancherlei Modificationen des Tontinenvertrages moög⸗ 

lich, ſo daß z. ®. der Antheil des Einzelnen auch im günſtigſten Falle eine bes 

ſtimmte Höhe nicht überſteigt, der Reſt aber entweder Gewinn der Unternehmung 

iR, oder jüngern Altersflaflen zu Gute kommt u. ſ. w. In ber Hauptſache An: 
v. Mohl, Polizelwifi. II. 8. Auflage. 7 
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Somit ift denn bie Tontine nicht? anderes, als eine Modifi⸗ 
cation der Leibrente und theilt mit ihr dieſelbe Beurtheilung. Zwar 
darf fie nicht ganz mit derjelben zufammengeworfen werden, da fie 
doch in’ ihren Wirkungen, fowohl in Beziehung auf das Volks⸗ 
Vermögen als auf ben einzelnen Theilnehmer von berjelben manchfach 
abweicht; zu einer Billigung kann jeboch dieſe Verſchiedenheit nicht 
berechtigen. — In volläwirtbichaftlicher Beziehung ift allerding in 
fo ferne ein Unterjchien zum Vorfheile der Tontine, als hier keines— 
wegs das ganze Kapital in Form von Rente verzehrt wird, ſondern 
es zu einem bebentenden Theile, vielleicht ganz, nur von einem Be: 
figer, dem eintretenden Mitglieve, auf einen andern, ben Unter: 
nehmer, unter der Bedingung vorläufiger ZinjensBezahlung über- 
geht, ſomit nur bei Vereinen von Mitgliedern höheren Alter, welchen 
natürlich von Anfang an eine höhere Rente gegeben werden muß, 
möglicherweife eine theilweife oder gänzliche Verzehrung des Kapi- 
tales ja vielleicht fogar bei befonbers langem Leben eines Mitglie- 
bed noch der Verluſt eines Zuſchuſſes zu demfelben, eintritt. Auch 
mag geltend gemacht werben, daß ſich fogar neben dem uriprüng- 
lichen Kapital unter Umftänden aus der Rente ein neues bilden 
kann, wenn nämlich bei einer zahlreichen Tontine und bedeutenden 
urfprüngliden Einfügen die lebten überlebenden Mitglieder eine jo 
große Einnahme beziehen, daß biefe ihre Bedürfniſſe überjchreitet 
und fih fo in ihren Händen wieder cine Erſparniß anfammelt. 
Diefen negativen Vortheilen fteht denn aber die nicht nur fittlich 
ſondern auch wirtbichaftlich jehr üble Seite der Sache entgegen, daß 
eine Tontine bie Möglichkeit gewährt, das Leben müßig und doch mit 
Sicherheit, ſelbſt in fteigender Bequemlichkeit Hinzubringen, fomit die 
Einrichtung Seldftjucht und Arbeitzfcheue fördert. Hier findet denn 
alfo zum minbeften Ausgleichung von Schlechtem und Gutem für bie 
Geſammtheit ftatt. — Und felbft noch entichiedener. ift für bie ein- 
zelnen Beteiligten das eigenthümliche Wefen der Tontine von fehr 
zweifelhaftem und ungewiſſem Vortheile. Als nützlich erfcheint aller⸗ 
dings, daß bie Tange lebenden Mitglieder zwar anfänglich eine ge⸗ 
dern jeboch diefe Abweichungen nichtd, und oft baten fie den Fehler, bie Einſicht 
in baß Seſen und die Wirkungen bed Geſchäftes ſehr gu erſchweren. 
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tingere Einmahme erhalten, als bei einer einfachen Leibrente, ſelbſt 
vielleicht bei gewöhnlicher Verzinfung ihres Einkaufskapitales, ihnen 
aber mit fteigendem Alter, folglich bei abnehmender Arbeitseinnahme 
und ſteigenden Beduͤrfniſſen, ein immer, vielleicht bis zu jehr hohem 
Betrage, zunchmended Einkommen zu Theile wird. Dagegen ift 
auf der andern Seite nicht zu überjchen, daß die Mehrzahl der Theil- 
nehmer offenbaren Verluft erleidet und für die Abtretung ihres 
Lapitales durchaus nicht entjchädigt wird, indem fie fterben che fie 
in einen Renten-Betrag eintreten, welcher ich auch nur über bie 
gewöhnlichen Zinfen, bei welchen doch das Kapital Eigenthum bleibt, 
irgend erhebt. Der große Gewinn einzelner lange Ueberlebender 
it für bie Verkürzten und ihre Erben fein Erſatz. — So er 
ſcheint denn im Ganzen auch die Theilnahme an einer Tontine 
keineswegs als wünfchenswerth und das Dafein derſelben nicht als 
ein Bortheil. Es mögen einzelne Ausnahinefälle vorkommen, in 
weichen eine ſolche Aufzehrung bed Kapitaleg mit Gewinnhoffnung 
fih entſchuldigen und jelbft rechtfertigen läßt; allein fie find als 
Ausnahmen zu betrachten, und eine allgemeine Theilnahme erfcheint 
ſewohl ald ein Unglück, wie als ein ſchlimmes Zeichen des Geiftes 
äiner Zeit und eined Volle! 7). Ein Urteil, welches durch dieſe 
ever jene Mobificationen des Planes und durch künſtliche Verſchlingung 
der Intereſſen der Theilnehmer eher verftärft als geſchwächt wird 9. 


7) Ueber bie Nachtheile der Tontinen in fittliher und volkswirthſchaftlicher 
Beiehung if nur Eine Stimme Dan fehe wad yorbonnais, Say, 
Loop, Nebeniuß, Malchus barüber fagen. 

8) Dieß find beun auch bie Urſachen, welche die jeit etwa einem Jahr⸗ 
zehnte fo ſehr anwachſende Verbreitung der fog. Rentenanftalten (in Wien, 
Stuttgart, Karlsruhe, Berlin u. ſ. w.) nur mit Bebauern betrachten laſſen kön: 
men. Abgefehen von einzelnen unzwedmäßigen und ſelbſt widerfinnigen Beſtim⸗ 
mungen, und fogar abgefehen von offenbaren Täuſchungen ber Einfichtälofen übet 
die Vortheile diefer Anftalten, ift ber ganze Grundgebanfe ein unglüdikher. Die 
Teilnahme an ſolchen Nentenauftalten ift Lediglich bem Einfeben In eine Lotterie 
gleicgzuftellen und auch nur als ſolche wird fie von verftändigen und gewifien- 
haſien Bertheibigern (3. B. von Beder) angerathen. Die Verwendung großer 
Summen zu folhem Spiele läßt fi aber aus feinem Geſichtapuncte als wün⸗ 
chenawerth darfiellen. Sicherlich werben künftige Zeiten Mübe haben, eine ſolche 
Berbreitung von Gelbfitäufhungen und ein ſolches Verkennen ber nächſtliegenden 
ſtaatlichen und volkswirthſchaftlichen Nüdfichten zu begreifen. Siche Mer diefen 

7° 
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Somit ift denn natürlich eine Beranftaltung ober auch nur 
Unterftüßung von Seiten de Staates außer Frage, vielmehr Tiegt 
ber Regierung bier noch die Pflicht befonders nahe, die Plane neuer 
Privatunternehmungen von Sachverftänbigen prüfen zu laffen. Wenn 
alfo in venfelben entweder offenbare Täufchungen, 3. B. unmögliche 
MWahrfcheinlichleitd: Berechnungen, enthalten find, oder feine genügende 
Eicherheit für richtige Abreihung der Nenten gegeben tft, endlich 
wenn allgemein jchädliche und widerfinnige Vorfchläge, 3. B. all: 
, mählige Aufhäufung einer ungeheuern Kapitalmaffe ohne Eigenthümer, 
enthalten find: jo muß ein Verbot erfolgen. 

DI. Eine Wittwen-Penſion iſt eine Rente, welche einer 
Frau von dem Tode bed Ehemannes an bezahlt wird, und zwar ent- 
weder lebenslänglich oder bis zu ihrer Wieberverehlihung. Waifen: 
Penfionen aber find Renten für Hinterlaffene Kinder, beginnend 
mit dem Tode des Vaters, in der Regel aber nur bis zu einem 
beftimmten Lebensjahre der Nenteberechtigten dauernd. Der Zweck 
beider Arten von Renten ift die Verforgung der Hinterlaffenen nad 
dem Tode des ernährenden Tamilienhauptes; bie Erwerbung bes 
Anfpruches aber gejchteht entweder durch einmalige Einzahlung eines 
entiprechenden Kapitales oder durch jährliche Beiträge während der 
Lebensdauer des Gatten und Vater ?), und zwar in dem einen 
wie in dem anderen alle mit folcher Berechnung der Summe, daß 
biefelbe mit dem wahrjcheinlichen Tode des Nentebercchtigten oder 
mit dem vertragamäßigen Außtritte aus der Auftalt völlig aufge: 
zchrt ift. Natürlich bilden auch bier die mittleren Sterblichkeitö- 
Verhältniffe die Grundlage der Berechnung; doch erjchweren hier 


Gegenftand meine Erörterungen über die allgemeine Rentenanftalt in Stutt: 
gart. Tüb., 1888; meine Unterfuchung ber für bie Verwaltung ber a. R.⸗A. 
vorgebrachten Vertheibigungsgrünbe. Tüb., 1838; meine angef. Abb. in der 
Deutſch. B.:3.:Chr.; Salomon, Web. Lebensverfiderungsanftalten. 2te Aufl. 
Wien, 1840; Beder, Ueber Gewinn und Verluft bei Renten: Anftalten. Berl., 
1842; Derf., Ueb. zwedimäßige Einrichtung ber R.:Anftalten. Berl., 1844. 

9) Die Ausdehnung einer ſolchen Berforgung auf Andere, "als die nächſten 
Tamilienglieber, ift zwar keineswegs unmöglich, allein fie ift minder gebräudhs 
lich, und deßhalb wirb im Folgenden feine weitere Nüdficht darauf genommen. 
Im Uebrigen wären im Wefentlicden biefelben Grundſätze auch bei einer ſolchen 
erweiterten Anftalt zu befolgen. 
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weitere Momente bie Gewinnung eines fichern Ergebniſſes. Bet 
den Wittwen kommen bie gegenfeitigen Alteröverhältniffe der Ehe 
gatten, die Wieberverheirathung von Wittwen, bie früheren Todes⸗ 
fälle von Frauen in Betracht; bei den Waifen die Durchfchnittszahl 
der Kinder einer Ehe und ihres Alters beim Tode der Väter. Sehr 
leicht ift Daher ein Irrthum, dann aber Unmöglichkeit der Leiftung des. 
Berfprochenen ; und ſchon jehr viele Wittwen- und Waijenkaffen find 
in Folge unrichtiger Grundlagen zum großen Schaden der Betheilig⸗ 
ten zablungsunfähig geworben. Wünfchenswerth wäre aus biefem 
Grunde namentlich eine Vereinfachung der Berechnung durch Be⸗ 
ihränfung der Anftalten auf Wittwen allein; allein ba bier in 
vielen Fällen gerade die Hilfebenürftigfte Noth, die von älternlofen 
Waiſen, unberücfichtigt bliebe, jo muß davon abgeftanden und eine 
befto pünftlichere Berechnung empfohlen werben. 

Die durch eine Penfion bewirkte Sicherung der Familie gegen 
Roth ift allerdings nicht jo umfaſſend und gründlich, als die durch 
ein frei verwendbares Kapital beichafftee Allein es haben bie Witts 
wen= und Waifenkaffen den hoͤchſt bebeutenden Vorzug, daß ein 
Anipruch an fie für einen verhältnißmäßig unbedeutenden Beitrag 
erworben werben kann, theild weil bei ber Wittwe im Durchichnitte 
nur für wenige Jahre zu forgen ift, jomit bierfür ſchon ein Kleines 
Kapital hinreicht, theils weil bie Rente bei den Kindern mit einem 
beftimmten nicht entfernten Sahre aufhört. Hierdurch aber wirb 
der Beitritt Unzähligen möglih, welchen die Einlagen in eine ein⸗ 
jache Sparkaſſe zu unbebeutend, die in cine Rebenzverficherung zu 
hoch geweſen wären, und welche doch eine minder vollftändige Siche⸗ 
rung ber Ihrigen einem gänzlichen Unterlaffen aller Vorſorge mit Recht 
vorziehen. Diefer Nuten einer Seits und die Häufigkeit und Größe 
des Bebürfnifjes anderer Seits find denn ein Binreichender Grund, bie 
Rittwen- und Waiſenkaſſen unter die gerechtfertigten Anftalten zur 
Berwanblung von Kapital in Rente aufzunehmen, und ihnen fogar, 
wo es nöthig ift, Staatsunterſtützung angebeihen zu Taffen. 

Das Unternehmen ſelbſt kann auf verfchiedene Weife begründet 
werben. Nicht nur Tann es nämlich von Privaten ausgehen, ſei es 
nach dem Grundſatze ber. Gegenfeitigkeit, ſei es ald Gewinn-Unters 
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nehmung; ſondern es ift auch thunlich, daß eine öffentliche Verwal⸗ 
tung (ver Staat, die Kirche, eine Gemeinde u. |. w.) eine foldhe 
Anftalt für gewiſſe mit ihr verbundene Perſonen errichtet und unters 
halt. In dem leßtern Falle ift häufig die Theilnahme nicht einmal 
freiwillig für den Einzelnen. — Daß Gewinn-Unternehmungen bier, 
wo es fih von der höchitmöglichen Benützung ver bargefchoffenen 
Kapitale zu Zwecken ter Anftalt fo weſentlich handelt, ferner bei 
der Unficherheit der Berechnung, weniger pafjend find, bedarf wohl 
kaum eine? Beweiſes. Weber bie verhältnigmäßige Güte der gegen- 
feitigen Privatlaffen und der von öffentlichen Behoͤrden veranftalte- 
ten läßt fih ein allgemeines Urtheil nicht wohl abgeben, da bie 
letteren, mit dem Rückhalte einer reichen Kafle und im Beſtitze einer 
Zwangsgeſetzgebung, die natürlichen Gefege der Anftalt nicht zu 
beobachten brauchen, jomit mehr oder weniger gewähren koͤnnen, 
als es einer Privatgejellichaft möglich iſt. Nur fo viel ift gewiß, 
daß bei gleichen Bebingungen eine Öffentliche Wittwen= und Waifen: 
kaſſe weit vorzuziehen ift wegen ber größeren Sicherheit der Leiſtung. 
Im Mebrigen kamn von einer allgemeinen Zwangsverpflichtung bed 
Staates, jolche Anftalten zum beliebigen Gebrauche der Staatsbürger 
zu gründen, nicht die Rebe fein. Die Möglichkeit, auch ohne Staats⸗ 
unterftügung den Zweck zu erreichen, liegt vor; die (jomit nicht 
nothwendige) Uebernahme der Bejorgung auf den Staat würde aber 
bemfelben eine höchft bedeutende Laft auflegen. Nur wo eine öffents 
liche Verwaltung noch ein beſonderes Intereſſe bei dem Zuſtande⸗ 
tommen der Sache hat, 3. B. alfo für ihre Mitglieder oder Diener, 
ift ein zureichender, wenn auch nicht gerade ein zwingender, Grund 
zur Einrichtung vorhanden. 

Die allgemeinen Regeln, welche von einer auf ihre eigene 
Kräfte befchränkten und eine Sicherheit ihrer Leiftungen beabfichti- 
genden Wittwen- und Waiſenkaſſe befolgt werben müfjen, find 
folgende: 

1) Da die Berücfichtigung der Gefege der mittleren Leben2: 
dauer die Bedingung bed Beltanbed einer Wittwen- und Waiſen⸗ 
anftaft ift, fo muß eine folche allerding® eine bedeutende Anzahl 
von Mitgliedern zählen. Allein eine Beichränfung auf gewiſſe Klaſſen, 
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je für eine eigene Anftalt, hat den großen Bortheil einer größeren 
Gleichheit. der Lebensverhältniffe und fomit auch der Sterbefälle. 
Jeden Falles find Familienväter auszuſchließen, vwoelche aupergemöhn, 
lichen Gefahren ausgeſetzt find. 

2) Es muß ein höoöͤchſter erlaubter Alterdunterſchied zwiſchen 
Eheleuten als Bedingung der Beitrittöfähigkeit feſtgeſetzt ſein, damit 
der Kaſſe keine allzulange laufenden Renten aufgebürdet, und nament⸗ 
lich damit nicht Scheinheirathen mit alten Männern zu Gewinnunter⸗ 
nehmungen auf Koſten der Kaſſe werden. Im Uebrigen iſt die Rente 
ver Wittwen und der Waiſen in feſter Größe und ohne Nückſicht 
auf längere oder kürzere Beiträge des einzelnen Mitgliedes zu bes 
fimmen 19. 

3) Nur Männer in normalem Gejunbheitäzuftande find aufs 
nahmefähig. Uebrigens ift die genaue Unterfuchung in jebem eins 
zelnen Falle der Feftfehung von Probejahren vorzuziehen, als welche 
den Außen ber Anftalt jeher vermindern und vom Beitritte abhalten, 

4) Wiederheirathenden Wittwen ift eine mit ihrem Alter und 
ihrer Benfion im Verhältniß ftehende Abfindungsfumme in Auzficht 
zu ftellen, um fie zur zweiten Ehe williger und gefuchter zu machen; 
> 5) Der Reſervefonds darf das wahrfcheinliche Bedürfniß nicht 
überfchreiten, da nur übermäßige Zahlungen dieſe Wirkung haben 
innen. Im alle einer folchen Anhäufung ift der Ueberſchuß zus 
rüdzuftellen und der Beitrag für Lünftig entiprechend zu vers 
mindern '1), 

6. 125. 
2) Veförberung ber wünſchenswerthen Vereinigung von Kapitalen zu 
beftiumten Zweden. 

Ohne Zweifel "hat es entſchiedene Vortheile, wenn das zu einem 


10) A. M. iſt Schulz in ber angef. Schrift; allein es leuchtet ein, daß 
bei ungleichen, d. 5. anfänglich Tleinen, Penfionen gerade ber Hauptnuben ber 
Anftalt wegfält. Und da jeden Falles nur nach Turchfchnittszahlen gerechnet 
wid, fo ift gar Fein Grund dazu vorhanden. Bon Unbilligkeit kann bei Maren 
Sapungen und bei ber für Jeden gleichen Gewinns und Verluf: Möglichkeit gar 
nicht bie Rebe fein. 

11) Die Literatur über biefen Gegenſtand ift ſehr reich. Von älteren Schriften 
verdienen namentlih bie von Kritter, Tetens un Karſt en verfahten 
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großen Unternehmen erforberliche Kapital Eigenthum eines Einzelnen 
iſt. Es gewinnt dabei, wenigftend in ber Regel, die Richtigfeit bes 
Plane, die Sparſamkeit der Ausführung und die Kraft ver Ber: 
waltung. Allein deßhalb wird ein Unternehmen noch nicht unmög- 
lich oder unräthlih, wenn fo großer Beſitz in Einer Hand nicht 
beitcht. Es Tann fich füglich ereignen, daß das nothwendige Kapital 
im Allgemeinen wohl vorhanden, aber unter einer Anzahl von Eigen- 
thümern vertheilt ift, von welchen ed dann eingefammelt und zu 
dem beftimmten Zwecke vereinigt werden muß; mit andern Worten, 
ed Tann nur beziehungdweifer Mangel an Kapital fein. Namentlich 
wird bieß leicht eintreten entweder bei fehr großen Unternehmungen, 
welche die Kräfte eined Einzelnen jeden Falles überfchreiten, ober 
"bei einem Volke, dad zwar viele Wohlhabende aber nur fehr wenige 
Reiche unter fich zählt. 

Keined Beweiſes bebarf es nun freilich, daß es Aufgabe der 
Unternehmer eines beabfichtigten Werkes oder Gefchäftes ift, fich 
das ihnen ſelbſt fehlende Kapital zu verfchaffen, und es geichieht 
bieß auch in unzähligen Fällen entweder durch die Vereinigung 
mehrerer Theilnehmer zu einer offenen Handelsgeſellſchaft, zu einer 
Eommandite-Gefellichaft oder durch Anlehen bei einem Bankier, wel- 
chem feiner Seits von verjchievenen Perfonen Gelder auf feinen 
Credit geborgt oder zur Verwahrung übergeben find. Sn allen 
diefen Fällen bedarf ed denn auch Feiner befonberen polizeilichen 
Vorſorge des Staates; eine zwedmäßige bürgerliche und Handels⸗ 
Gefeßgebung, fo wie eine gute Nechtöpflege reichen aus, um dieſe 
Arten von Kapitalverbindungen zu Stande zu bringen und in ber 


Erwähnung. Unter den neuern aber: Kaukol, Anfichten über die zweckmäßigſten 
Einrichtungen ber Wittwen: und Waifen = Penfions s Inflitute Wien, 1825; 
Kramer, Nod einiges über Wittwen- Anftalten. Brünn, 1825; Stelzig, 
Meber Wittwen⸗ und Waifen-Anftalten. Prag, 1828; Littrow und Schmalz, 
in den oben bereit angeführten Schriften; Gebhard, Wittwwen⸗ unb 
BWaifen = Benfiond : Anftalten. München, 1844. — Winen fehr verwidelten und 
ſchwer ausführbaren, überbieß bei der Zuverläffigfeit richtig berechneter Durch⸗ 
fchnittszahlen ganz Überfläffigen Plan zur Fundirung jedes einzelnen Wittwen: 
gehaltes miittelft eines eigenen dazu beflimmten Kapitales, welches nad bem Tobe 
der Wittwen wieber zurüdgegeben würde, macht Brunner, Ueber Benfiong:, 
Mentens und Lebensverfierungen. Manndh., 1844. 
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Ordnung zu erhalten. Nur eined ber Mittel zur Kapitalvereint- 
gung erfordert wegen der Eigenthümlichkeit der dadurch gefchaffenen 
Berkiiiniffe und wegen der Leichtigkeit manchfacher Mißbräuche eine 
befondere Erwägung und Regelung vom ftaatlihen Stanbpuncte; 
und dieß zwar um fo mehr, als dieſes Mittel gerade dad bebeutenpfte 
ft und zu den mächtigften Ergebniffen führt. Es ift dieß die Bil⸗ 
dung von Actiengefellfchaften, d. h. die Zufammenbringung 
eined zu einem gewillen Unternehmen beftimmten Kapitales mittelft 
Zerſchlagung deflelben in eine Anzahl von gleich großen Antheilen 
(Actiẽn), welche einzeln oder auch in Mehrzahl an beliebige Ab: 
nehmer in der Art überlaffen werben, daß dieje zwar Anfpruch auf 
verhältnigmäßigen Gewinn, (vielleicht auch auf gewiſſe Ueberwa⸗ 
chungs⸗ und Verwaltungsrechte,) erwerben, aber weder gegen bie 
Geſellſchaft noch gegen Dritte zu weiter verpflichtet werben, als zur 
vollen Einzahlung des Nominalbetraged der von ihnen erworbenen’ 
Adien 2). 

Es Liegt in der Natur der Sache und ift durch die großartigfte 
Erfahrung erwieſen, daß Aetiengejellichaften von der höchften Be: 
deutung für die Wirthfchaft der Einzelnen und für das öffentliche 
Wohl find. Es wäre jedoch ein großer Irrthum, anzunehmen, daß 


1) ©. Renaud, Daß Recht ber Actiengefellichaft. Lpz., 1863, ©. 49 fg- 
— Abfichtlich ift aus dieſer Begriffsbeſtimmung der Actiengefelichaft das Merk: 
mal einer Verwaltung ber Geſchäfte im Namen ber Geſellſchaft und durch Be- 
amte wegaelaflen, um auch die Commandit: Actiengefellfhaften unter die vor: 
mihlagenden Maaßregeln begreifen zu fünnen. Dieſelben unterfcheiben fi) zwar 
ton der gewöhnlichen (anonymen) Actiengefellfchaft dadurch, daß fie unter einer 
kaufmänniſchen Firma und von einem Gomplementar mit perfönlicher Haftbarfeit 
gegen Zritte unb gegen bie flillen Geſellſchafter geführt werden, was in einigen 
privatrechtlichen Beziehungen von Bebeutung fein kann; allein wenn fie, wie dieß 
in neuerer Zeit fehr häufig gefchieht, ebenfalls auf Actien begründet find, fo iſt 
m volkswirthſchaftlicher unb flaatlicher Beziehung volltommen das gleiche Ver: 
biltniß vorhanden, namentlid ba die Haftbarfeit des angeblichen Geſchäftsführers 
eine ganz illuforifche fein Tann. Es ift daher auch eine, fchon längſt anerkannte, 
unbegreifliche Folgewidrigkeit und Bedankenlofigfeit bes franzöfifchen Handelsgeſetz⸗ 
buche, wenn es zwar die anonymen Actiengefellfchaften einer Staatsgenehmigung 
unterftellt, Dagegen bie Gommanbit:Actiengefelfchaften davon freiläßt; ein Fehler, 
welcher denn auch in bem ungeheuerften Maaße ausgebeutet wird. Vgl. M. Mohl, 
Beitrag zur Erörterung bes beutfchen Handelageſetzbuches. Stuttg., 1857, ©. 24 fg. 
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biefe Folgen nur vortheilhaft jeien; vielmehr laſſen fich auch fehr 
bedenkliche Seiten nicht in Abrebe ftellen. 

Allerdings find nachftehende nützliche Eigenichaften der Actien⸗ 
gejellichaften, und zwar zunächſt in wirthichaftlicher Beziehung, ans 
zuerfennen: viele Feine Kapitale, welche jonft müßig gelegen hätten, 
werben nugbar gemacht, nicht felten mit bedeutendem Gewinne für 
die Eigenthümer. Mit gemeinjchaftlichem, aus vielen kleineren An⸗ 
theilen beſtehenden, Kapitale werden Unternehmungen gemacht, welche 
ein Einzelner niemals gewagt hätte. Durch die Zufammenbringung 
großer, ſelbſt Toloffaler, Kapitale werden Werke möglich, deren Unter⸗ 
nehmung nicht blos die Kräfte Einzelner, ſondern felbjt die des 
Staates überjtiegen hätte; jeden Falles Lönnen durch die möglich 
gemachte Ausdehnung des Gefchäftes alle jene Vortheile erlangt werben, 
“ welche in Beziehung auf allgemeine Koften, Maſchinen, rechtzeitige 
Einkäufe u. ſ. w. großen Unternehmungen zu Gute kommen. Es 
tritt eine zwechmäßige Arbeittheilung von Unternehmern (Kapitali⸗ 
jten) und Technifern (bezahlten Beamten) ein, Bei großen Mitteln 
und bei der Vertheilung bes Schaden? auf Viele kann aud ein 
Mißgeſchick ertragen und überftanden werden. Hierzu fommt noch, 
in Öffentlicher Beziehung, daß dem Staate Aufgaben abgenommen 
werben, welche ihm ſonſt, vielleicht zu feiner großen Befchwerbe, obgelegen 
hätten. Möglicherweife wird ihm uneinträgliche® Eigenthum ab= 
gekauft, welches in Privatverwaltung vortheilhaft wird. Endlich wer: 
den bie höhern und mittlern Stände auf biefe Weife am feichteften 
bei Gewerben betheiligt und dadurch am ficherjten in bie richtige 
Stellung und Gefinnung zu bvenfelden gebracht. — Aber ein uns 
befangenes Urtheil zeigt denn auch - manche und bedeutende Nachtbeile, 
und zwar ebenfall3 wieder ſowohl wirthichaftliche al ftaatliche. In 
eriterer Beziehung ift vor Allem das, durch die zwar unfichereren 
aber höheren Zinfe der großen Unternehmungen veranlaßte, Heraus: 
ziehen des Kapitales aus dem Aderbau und ben Fleineren Gewerben 
zu bemerken. Sodann ift die erbrüdende Mitwerbung der großen 
Unternehmungen und Ausdehnung be fabrifmäßigen Betriebes eine 
unvermeibliche Folge, damit aber auch die Vermehrung ded Prole⸗ 
tariates und thatlächliches Monopol gegeben. Ferner werben, er: 
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faffeıngdgemäß, nicht felten ganz finnlofe und leichtfinnige Unter⸗ 
nehmungen gemacht, an welche ein Einzelner niemals fein Vermögen 
gewagt hätte, deren Mißglücken aber doch immer für die Betheiligten 
Berlujte, für dad Nationalvermögen eine Verminderung zur Folge 
bat. Eelbft bei an fich verftändigen und einträglichen Unternche 
mungen wird nur der hoͤchſt mögliche, Gewinn, welcher bie 
Bertheilung bedeutender Dividenden geftattet, ind Auge gefaßt, was 
denn theils langſame aber nachhaltige Verbefjerungen verhindert, 
theils ‚zu Unvorfichtigleiten hinreißen kann. Die Verwaltung durch 
Beamte ift zwar vielleicht im Ganzen technifch beffer, als die von 
Unternehmern ſelbſt geleitete; allein fie ift eine weniger eifrige, 
nicht auf Vermeidung jedes Schadens gerichtete, es hängt an Erhals 
tung im Unglüd und an immer fteigender Verbefferung nicht das 
Herz in gleichem Maaße. Endlich fteigert der Handel mit den zahl⸗ 
loſen Actien aller Art dad Börfenfpiel theils abfichtlich theils fchon 
durch ihr bloſes Vorhandenſein. Was aber die ftaatliche und ges 
ſellſchaftliche Seite der Sache betrifft, fo ift zunächft die Betheili⸗ 
gung Hochgeftellter und Einflußreicher (Fürften, Minifter, Ständes 
mitglieder) bei Gewerbeunternehmungen gefährlich, wenn der pers 
ſoͤnliche Vortheil und die öffentliche Pflicht in Widerfpruch kommen. 
Selbſt unmittelbare Beftechungen von Seiten der reichen Geſellſchaf⸗ 
ten find keineswegs ohne Beilpiel. Jeden Falles haben die Gefellichaften 
nm Einfluß, welcher ſchon in den eigenen Angelegenheiten miß⸗ 
braucht, aber auch auf entfernter liegenden Gebieten ausgeübt werben 
Inn. Dieß aber ift um fo bevenklicher, als Actionäre und Vor⸗ 
kande allen möglichen Rändern angehören mögen, Treue und Vaters 
Iandzliebe alfo nicht zu erwarten ift. Trotz ihrer Bebeutung und 
Wirkſamkeit nehmen vie Gefellichaften, endlich, Leine beftimmte und 
dem übrigen Organismus entfprechende Stellung in Staat und Ges 
ſellſchaft ein; ſie koͤnnen fomit nicht eingereiht werben in bie geſetz⸗ 
lichen Anftalten, find ein iwrationaler Beſtandtheil. 

Unter biefen Umftänden ift denn die Frage, wie fi) der Staat > 
m den Actiengejellfchaften zu verhalten habe, eine wichtige und 
ſchwierig zu beantwortenbe. 

Darüber kann freifich Tein ernftlicher Zweifel fein, daß bie 
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beiden äußerften, einander entgegengejebten Wege nicht eingefchlagen 
werben dürfen. Einer Seit? Tann von einem allgemeinen Verbote 
der Actiengejellfchaften nicht die Nebe fein. Eine ſolche Maaßregel 
wäre ebenjo ungerecht, ba ber Gedanke und die Einrichtung an fich nichts 
Unerlaubtes enthalten, als fie barbariich wäre, weil man fich der 
unermeßlichen und auf Feine andere Weife zu befchaffenden Leiftungen 
diefer Vereine berauben würde. Auch muß eine unbefangene 
Abwägung erkennen, daß bie üblen Seiten der Sache, wie bedenklich 
fie fein mögen, doch entſchieden von den Bortheilen übertroffen 
werden, namentlich auch deßhalb, weil ſie faſt durchgängig nicht 
nothwendig und unvermeidlich, fondern nur möglich find. Auf der 
andern Seite kann aber auch nicht zugegeben werben, daß ber 
Staat fi) ganz leidend zu verhalten, höchftend eine gute und un- 
zweibeutige Geſetzgebung über die rechtlichen Verhältniffe der Actien- 
gefellichaften und ihrer Theilhaber zu geben habe, zur Vermeidung 
unnöthigen Haders und zur Sicherung einer ungeftörten Wirkfam- 
feit. Dieß wäre freilich bequem für den Staat, allein er würbe 
feine Pflicht nicht erfüllen. Die Aufgabe ift vielmehr fo zu ftellen: 
ob nicht Mittel gefunden werben Fönnen, welche ohne wejentliche 
Beeinträchtigung des Nubend die Uebel wenigſtens abſchwächen und 
unwahrjcheinlicher machen ? 

Mittel diefer Art laffen fih nun allerdings finden, und zwar 
ſogar nach verichiedenen Seiten hin. Einmal nämlich kann bem 
Börfenfpicle mit Actien entgegengewirkt werden, theil® durch das 
Verbot der Notirung von Xctien, welche nicht ſchon zu einem be- 
deutenden Theile, 3. B. zur Hälfte, einbezahlt find; theil3 durch bie 
Feſtſtellung eines erlaubten geringften Betrages einer Actie, damit 
bad Spiel wenigftend nicht in bie unterſten Volksſchichten greife; 
theils endlich durch die fortdauernde Haftung des urjprünglichen 
Zeichner für die Einbezahlung, auch nach erfolgter Veräußerung, 
um blos jchwindelhafte Betheiligung und alsbaldiges Heraußzichen 
nach Fünftlich gefteigerten Anfangscurfen zu verhindern. Sodann 
mag dem ungebührlichen Cinfluffe auf öffentliche Angelegenheiten, 
welche die bei Actiengejellichaften Betheiligten ausüben koͤnnten, we: 
nigftend in etwas gefleuert werden durch ein für alle Staatsdiener 
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gültiges Verbot, an ber Gründung oder Leitung folcher Unternehmungen 
Antheil zu nehmen. Endlich wird burch unbedingte Unterfagung von 
Dividendenzahlung aus dem Kapitale eine Hauptquelle von Täu- 
ſchungen über ven wirklichen Werth der Actien und über den wahren: 
Stand des Geihäftes verftopft. — So nüblih und räthlih nun 
aber dieſes Alles auch ift, und jo gewiß es alfo auch angeorbnet 
werden muß: jo läßt jich doch nicht verlennen, daß baburch nur 
äußere und zum Theile faft zufällige Mißbräuche getroffen werben, 
dagegen da Weſen der Actiengefellichaften ſelbſt und die aus ihm 
unmittelbar folgenden Webelftände unberührt bleiben. In dieſer Bes 
ziehung läßt fich Hilfe nur jchaffen, wenn dem Staate Mittel gegeben 
werden, Actiengefellichaften auf erlaubte Zwecke und einen unfchäplichen 
Umfang zu befchränfen. Hierzu aber ift theils ein Recht der Prü⸗ 
fung jeder neu entjtehenden Actiengejellichaft, theild eine Befugniß 
zu Unterjagung unerlaubter ober gemeinjchäblicher Zwecke und Bes 
fimmungen nothwendig. Es ergiebt fich alfo dag Recht und bie 
Pflicht des Staates, außer ben oben angegebenen Vorkehrungen 
gegen zufällige Mifbräuche nach folgende Beitimmungen zu treffen. 

I) Jede neu beabfichtigte Actiengefeltichaft hat ihre Etatuten 
bei einer dazu bezeichneten höheren Staatsbehörde einzureichen und 
darf vor Erhaltung der Erlaubniß zur Gründung fich nicht fürm- 
lich bilden, noch öffentliche Bekauntmachungen irgend einer Art ers 
laſſen. 

2) Die Erlaubniß darf und muß verweigert werden, wenn 

a) der beabſichtigte Zweck ein an und für ſich unerlaubter iſt, 
alſo gegen Rechte Dritter oder des Staates ſelbſt, ferner gegen 
allgemeine geſetzliche Gebote verſtößt. Was dem einzelnen Bürger 
nicht geftattet iſt, kann auch nicht erlaubt fein für einen Verein; 
und es wäre geradezu widerſinnig, eine moralifche Perſon erjt zu 
ſchaffen zum Zwecke einer Rechtsverletzung. — Das Gleiche gilt 
natürlich auch von einzelnen beabfichtigten Mitteln, welche entweder 
befeitigt werden müffen ober die Verweigerung de ganzen Planes 
zur Folge haben. 

b) Die Zweckmaͤßigkeit des Planes an ſich und bie Taugliche 
kit der beabfichtigten Mittel ift kein Gegenftand der Staatsunter⸗ 
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fuchung und ein Mangel in dieſer Beziehung fein Grund zur Ber: 
weigerung ber Erlaubniß. Es ift vielmehr räthlich, daß der Staat 
bei Ertheilung der Gründunggerlaubnig ausdrücklich erflärt, über 
Nützlichkeit und Ausführbarkeit des Planes Fein Urtheil abgeben 
zu wollen. — Wenn fich jedoch bei der Einficht der Statuten er- 
weist, daß entweder eine abjichtliche Täufchung oder ein wejent- 
licher Irrthum in einer thatfächlichen Vorausſetzung Theil des 
Planes ift, fo muß eine Verweigerung eintreten. (S. oben, $. 121, 
©. 74 fg.) 

c) Wenn ein Plan zwar nicht unerlaubt, allein feinem gwede 
nach gemeinſchadlich iſt, ſo muß die Erlaubniß zur Gründung einer 
Actiengeſellſchaft zu einer Verwirklichung deſſelben verſagt werden. 
Es iſt dem Staate nicht zuzumuthen, daß er durch Schaffung einer 
moraliſchen Perſon ſelbſt mitwirke zur Durchführung eines ſchäd⸗ 
lichen Zuſtandes, den er, wenn ohne ſeine Beihilfe entſtanden, wo 
möglich zu bekämpfen hätte. Daß die Prüfung mit Unbefangenheit 
und unter Zugrundelegung richtiger volkswirthſchaftlicher und frei- 
heitlicher Grundfäge zu gefchehen hat, verftcht fich allerdings von felbft. 

d) Die Größe der durch Actien zufammenzubringenden Summe 
ift an fich kein Grund zu einer Verweigerung; im Gegentheile ift 
ja gerabe die Unmöglichkeit, auf andere Weife das zu einem be 
deutenden Unternehmen nothwendige Kapital zu erhalten, und ber 
Nugen, welcher nur durch eine jolche freiwillige Zuſammenlegung 
von Kräften erlangt werben kann, bie Rechtfertigung des Gedankens 
an fih. Auch Liegt es im Allgemeinen in dem eigenen SIntereffe 
ber Geſellſchaft, weder mehr Mittel zu fammeln, als fie nußbrin- 
gend zu verwenden vermag, noch ihr Unternehmen über die Grängen 
einer fichern Beauffichtigung und handbaren Leitung hinaus 
auzzubehnen. Dennoch könnte möglicherweife ein durch Actien zu- 
fammenzubringendes Vermögen von einer folchen Höhe fein, daß 
daraus eine auf bie freie Leitung der äffentlichen Angelegenheiten 
und die Unabhängigkeit der Regierung brüdende Geldmacht ent 
ftünde. In ſolchem Falle ift eine Zurüdführung des Umfang. . 
88 Unternehmend auf einen ertragbaren Umfang erlaubt und durch 
Selbſwertheidigung geboten. 
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Eine beſondere Berückſichtigung verbient eine Art von Actien- 
gejeliichaften, welche erjt in neuelter Zeit mehrfache und große 
Anwenbung gefunden hat ?), nämlih die Ereditanftalten 
(Credits mobiliers). Diejelben find auf ein fehr großes, wohl 
viele Millionen betragended, Actien-Rapital gegründet und ſtehen 
unter einer unbejchränft über Zwecke und Mittel verfügenven 
engeren Zeitung, haben aber feinen beftimmten Geſchäftskreis, fon- 


‚bern find bereit jede Art von Gewerbe: oder Handeldunternehmungen, 


welche ein Privatmann, eine Bank ober eine jonjtige Hanbeldein- 
rihtung betreiben kann, zu unternehmen, falls ſich ein größerer 
Gewinn dabei in Ausſicht nehmen läßt. (Alſo 3. B. Anlegung 
von Fabriken; Abſchluß einzelner Waarengefchäfte; Aukauf von 
Grundeigenthum oder Bergwerken zur Bewirtbichaftung oder zum 
Wiederverkaufe; Anlegung von Eifenbahnen und Dampfichifffahrts- 
Linien; Betheiligung bei Staatsanlehen; aber auch Börfengefchäfte 
jeder Art.) Die Anlagen für ſolche Zwecke können bleibend fein; 
in der Regel geht jedoch die Abficht nicht auf eine Beibehaltung 
ve Geſchäftes oder erworbenen Werthes; fondern es wird daB 
darauf verwendete Kapital, jobald es unter günftigen Verkaufsbe⸗ 
bingungen geichehen kann, wieder herauſsgezogen und auf neue ähn- 


9) Allerdings iſt die von Friederich d. Gr. im Jahr 1772 gegründete See⸗ 
hendlungs⸗Geſellſchaft ein Vorläufer der igigen Credits mobiliers; allein fie hat 
ſich als Staatsanftalt nie recht zu entwideln gewußt. S. Rönne, Staater. 
d. preuß. Monardie, Bd. II, Seite 78, (mo auch zahlreiche weitere Literatur). 
Mein der Gedanke in feiner igigen Auffaffung und Kedheit ftammt, ein Nach 
Hang: S.⸗Simoniſtiſcher Ideen, von E. PVerreire, welcher fhon im 9. 1880, tm 
Joarn. d. Comm., Sept. 6, fpäter in einer eigenen Schrift Lecons 8. l’indu- 
strie. Par., 1832, ben Blan entwidelte. Der erite, noch fhüchterne Verſuch ber 
Ausführung war fodann bie Caisse genrrale in Brüffel, vom %. 1852. Seit⸗ 
dem find außer der großen Anftalt in Paris noch meitere ähnliche Gefellichaften, 
m Bien, Mabrid, Darmſtadt, Deflau, Hamburg, Amfterdam u. f. w. gegrünbet 
worden, mehrere berfelben freilich ohne Erfolg und felbft mit bedeutenden Ber: 
nen. — Literatur: Gegen die Erebit:Anftalten: Forcade, in der Rev. 
d. deux mondes, 1856; D. Viert.⸗J.⸗Schr., Nr. 76, Seite 1 fq.; Tooke, 
History of Prices, 3b. VI, Seite 104 fg.; Wirth, Nat.⸗Oekon., Ste Aufl, 


BEI, ©. 292 fg. — Für diefelden: Shäffle, D. V.⸗«J.-Schr, Nr. 77, 


Che 258 fg.; Stein, baf., Nr. 77, Seite 1 fg. — Ueber fie: Hübner, 
Jhd. f. Voltsw. u. Gtatifl,, 1857, ©. 206; Nobad, Die Adien u. yonds, 
%y., 1861, ©. 213 fg.; Rau, Volksw. Polit. öte Aufl, 2, S. 855 1g. 
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liche Gefchäfte verwendet. Nicht felten dauert fogar bie Beteiligung 

nur fo lange, bis der Werth der dazu beftimmten Actien, vielleicht 
"durch künſtliche VBörjenveranftaltung, in die Höhe gegangen ift und 
ihr Verkauf einen bebeutenden Nuben gewährt. — Es ift nicht zu 
läugnen, daß ein großes auf folche Weife hin und hergeworfenes 
Kapital Bedeutendes zu leiften im Stande ift, und ſelbſt die Be 
weglichleit der Verwendung kann den Vortheil haben, dag zu man- 
chen nütlichen und großartigen Unternehmungen, deren Gründung 
fonft vielleicht noch lange oder immer im Anftanbe geblieben wäre, 
ein mächtiger Anftoß gegeben wird. Wenn namentlich ein mit un: 
gewoͤhnlichem Unternehmungägeifte und Scarffinn ausgerüſteter 
Mann an der Spige fo gewaltiger und immer wieder in feine 
Hand zurücklehrender Mittel fich befindet, jo kann er mehr als ba 
Herkömmliche leiſten. Die zur Vertheilung kommenden Zinfen können 
ſomit ſehr groß fein ?). Die Sache hat jedoch auch ihre großen 
und faft überwiegenden Schattenfeiten. Es Liegt natürlich vor Allem 
im Intereſſe der Gründer, den Curswerth der Actien möglichft hoch 
zu fteigern, um jchon gleih von vorne herein einen bebeutenden 
und fiheren Gewinn zu machen. Hierzu mögen denn nicht gerade 
bie ehrenmertheiten Börfenmittel angewendet werben. Allein auch 
wenn es dann zu Gejchäften kommt, fo kann gar leicht die Noth- 
wendigfeit, die bereit liegenden Mittel in gemwinnbringender Weife 
zu verwenden, auch zu gewagten wo nicht geradezu ſchwindelhaften 
Unternehmungen Beranlaffung geben, welche fpäter, in der Negel 
freilich nicht mehr in dem Befige der Geſellſchaft, fehlſchlagen 
und Berlufte verurſachen. Ein anfänglich großes Erträgniß und 
eine anlodende Anrühmung ber Sache läßt fich aber unfchwer 
in Ecene fegen, damit aber der Gefellichaft ein entfprechender Bor: 
theil, neuen Erwerbern aber ein um fo ſichereres Verberben bereiten. 
Aber auch abgejehen Hiervon, ift die Gewinnung tüchtiger und ehr: 
licher Kräfte zur Leitung fo vieler, großer und zerftreuter Gefchäfte, 


3) Freilich auch fehr ungleih von Jahr zu Jahr, und damit natürlich up 
ber Verkaufswerth ber Actien. Der Parifer Erebit Mobilier gab im Jahr 1885 
40 Proc. Dividende; 1859 nur 5! Die Actie von 500 Fr. galt 1856 1977 Fr. ; 
1862 nur 716. 
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fo wie die Ueberwachung vom Mittelpuncte aus fchwer zu bewerf- 
felligen. Sodann ift fchon im Allgemeinen und ohne Beziehung 
auf ein beitimmtes Gefchäft das Beiſpiel einer jo unrubigen Thä- 
tigkeit, fo Feder Unternehmungen und jo großer Gewinnjtverthei- 
lungen eine gar üble Anreizung zu ähnlichem Gejchäftsbetriebe weit 
und breit. Es wirkt aber doppelt unwirthichaftlich und entfittlichend 
in einer Zeit, welche ohnedem zum rajchen Meichwerben und zum 
Gebrauche unficherer Mittel hierzu fchon von felbft nur allzu geneigt 
iſt. Ferner ift die Förderung des Börfenfpieled, welches eine 
jehr verlockende und zur Erzielung hoher Dividenden fajt nothwen⸗ 
* bleibende Aufgabe für eine ſolche Anſtalt iſt, in jeder Beziehung 
zu beklagen. Gerade durch die erédits mobiliers iſt dieſe Peſt der 
gegenwärtigen Zeit jo hoch geſteigert und in ihre verderblichen Bahnen 
: getrieben worden. . Enblich mag ſelbſt unter einer ber riejigen Auf⸗ 
gabe gewachjenen, noch mehr natürlich unter einer, vielleicht nicht 
immer zu vermeidenden, unzureichenden Leitung manche der vers 
ſuchten Unternehmungen mißglüden ; dieſes oder jene wenig eins 
tägliche Geſchaͤft fich nicht wieder veräußern laffen; eine Boͤrſen⸗ 
ſpeculation zum Unheile ausſchlagen: dann geht ein entfprechenber 
Theil des Kapitales verloren und bei dem dann unvermeidlichen 
| Einfen der Actien verlieren diejenigen Theilhaber doppelt, welche 
fie zu Echwindelpreifen erftanden haben. — Es ift daher einer ganz 
befondern Erwägung werth, ob nicht der Staat fein Recht zur 
| Genehmigung von Actiengefellichaften dazu benüßen fol, Gejell- 
Khaften mit unbeftimmten Aufgaben gar nicht zuzulaffen, ſondern 
bei jeber feine Genehmigung verlangenden Actiengefellichaft einen 
beftimmten einzelnen Zwed zu verlangen. Die Gründe für und 
wider ein folches Verhalten liegen in den oben angedeuteten Vor: 
theilen und Nachtheilen der neuen Erfindung. Ueber ihre Abrä- 
gung mag auch bei Aufrichtigen und Nichtbetheiligten Meinungs⸗ 
verfchiedenheit fein; doch darf behauptet werben, daß eine umfichtige, 
auf die Dauer bes Öffentlichen Wohles und auf die Erhaltung 
des geſunden Geiſtes in wirthfchaftlichen Dingen gerichtete Regie 


tung ſich der DVerfagung des gefährlichen Spieles zuzuwenden 
d. Nohl, Poligelwifl. II. 8. Auflage. 
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hat 9). Sollte jedoch dieſe Auffaſſung ber Sache nicht als die richtige 
erfcheinen, jo kann doch wenigftend darüber fein Zweifel fein, daß 
es Necht und Pflicht des Staates ift, (möthigen Falles im Wege 
der Geſetzgebung) alle Vorſichtsmaaßregeln zu ergreifen, um offen: 
baren Schwindel und ficher drohende Nachtheile von Dritten und 
von ber Gefammtheit abzuhalten. Dieß wird denn aber, außer ben 
allgemeinen Maaßregeln in Betreff aller Actiengefellichaften, na- 
mentlich durch folgende Beitimmungen erreicht werben. Bor Allem 
muß der Geſellſchaft unterjagt fein, Prioritätsohligationen auszu⸗ 
geben. Die nothwendige Verzinfung jolcher ftchenden Schulden geht 
von dem Ertrage der Actien ab, bamit aber ift die Leitung der 
Sefellichaft zu um fo gewagteren und vielleicht fchon an fich ſchäd⸗ 
lihen Unternehmungen gebrängt, um bie Billigung der Actienin= 
haber zu bewahren und den Verkaufswerth der Antheile nicht ſinken 
zu laſſen. Außerdem bat eine Beichränfung der Gefellichaft auf 
ihr eigened Actienkapital den Vortheil, daß befjen nachgewiejene und 
immer nachzuweilende Größe wenigftend einigen Maaßſtab für bie 
Beurtheilung der Sicherheit ded Ganzen gewährt, und daß mit 
beilen Betrag auch die Zahl und die Größe der Unternehmungen 
im Verhältniffe bleiben.muß %. ine zweite unbebingte Nothwen- 
digkeit ift dag Verbot von Darlehen der Gefellichaft auf ihre eigenen 
Actien, aljo der Rücklauf derſelben an fie felbft. Wenn ein ſolches 
Verfahren geftattet ift, jo find bie gröbften Täufchungen über den 
wirklichen Beſtand der Gefellfchaft und ihres Kapitales möglich; 
auch ſchwindet die Eontrole durch die Gejellichafter ſelbſt immer 
mehr. Endlich ift mit bejonderer Strenge auf dem Verbote zu 
halten, noch nicht bereit genügend einbezahlte Actien von Untere 
nchmungen, welche die Geſellſchaft veraulaßt hat, an die Börfe zu 


8) Diefer Anfiht it auch Wirth, a. a. O.; UM. if Hühner, Bremer 
Sanbelstl., 1855, S. 804. 

4) Der Barifer Eredit Mobilter hatte urſprünglich das Recht das Zehnfache 
feines Stammtapitaled (von 60 Mil. Fres.) in Obligationen auszugeben; bie 
Regierung unterfagte jedoch fpäter die Benützung dieſes Rechte. Allerdingh 
verfchafft er ſich Geld durch Conto⸗Current⸗Geſchäfte. — Weber die Gefährlichkeit 
und das leichte Sinken ber Obligationen von Credit⸗-Geſellſchaften fiehe Rau, 
0.0. O., ©. 861, Anmerk. g. 
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bringen. Mit ſolchen gerade, alfo vor jever Erfahrung über ben 
wirklichen Erfolg des vollftändig entwickelten Unternehmen? wird bie 
ſchmählichſte Agiotage getrieben. Der ſchlimmſten Folge der ganzen 
Sache, nämlih dem regelmäßigen Börjenfpiele und Allem was 
daran hängt, kann freilich durch Staatsvorjchriften nicht wirkſam 
abgeholfen werben °). ’ 
Bei dieſen fo gemifchten und zweifelhaften Eigenfchaften bes 
Actienweſens kann es, ſelbſtredend, nur in ſehr feltenen Fällen als 
gerechtfertigt erſcheinen, wenn der Staat ſelbſt durch eigene Theil⸗ 
nahme das Zuſtandekommen einer Actien⸗-Geſellſchaft fördert. Vor⸗ 
zugsweiſe wird dieß an der Stelle ſein, wenn nur die Neuheit des 
Unternehmens von der Theilnahme abſchreckt. Eine ſolche Theil⸗ 
nahme des Staates kann aber auf mehrfache Weiſe ſtattfinden; 
namentlich durch Uebernahme einer Anzahl Actien oder durch Ge⸗ 
währleiftung eines Mindeſtertrages. Im erſteren Falle hat der 
Staat unter allen Umſtänden eine baare Kapitalauslage, vielleicht 
von bedeutender Größe und mit Vermehrung der öffentlichen Schuld, 
m erwarten; dagegen ſieht er aber auch einem Ertrage entgegen. 
Bei der Webernahme einer Gewährleiftung dagegen wird zwar eine 
mittelbare Ausgabe vermieden, aber auch nicht blos auf jeden 
Gewinn verzichtet, fondern jeder üble Wechfelfall unbedingt und 
allein übernommen. Somit eignet fich denn das eritere Unter: 
ſtͤtzungsmittel zunächft da, wo ohne den Staatöbeitrag das erfor: 
verliche Kapital nicht zufammen zu bringen wäre, aber mit Be— 
fimmtheit ein bedeutender Gewinn zu erwarten fteht. Das zweite 
Mittel ift an und für fih da anwendbar, wo einer Seits das 
Bertrauen bei dem Volke aus ungenügenden Urfachen fehlt, anderer 
Seit? der Stant weder über die erforderliche Summe, um ba3 
Unternehmen ſelbſt zu machen, verfügen kann, noch cr die öffentliche 


5) Allerdings find einzelnen Erebit: Anftalten beſtimmte Arten von Börfen: 
wiäften unterjagt worden, 3. B. dem Barifer Grebit Mobilier Verkäufe auf ' 
Seit und Käufe auf Prämien, der Coburger Cred.-Geſellſch. Differenz: Gefchäfte. 
Dieß Binbert jeboch die Betheiligung an anderen Börfenoperationen, 3. B. an Res 
yert, nicht, überhaupt nicht bie tieffte Betheiligung bei aller Art von Agiotage. 
Gelche iR ja doch ſchließlich der Hauptzwed und der Hauptnußen des Ganzen. 
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‚Schuld vermehren will. In beiden Fällen muß aber ber Staat 
hoͤchſt vorfichtig verfahren, um nicht die öffentlichen Gelder zu ver: 
ſchwenden. Beſonders barf eine Zinjengemährleiftung, welche über: 
dieß gar mancherlei Nebennachtheile hat, nur im äußerſten Notbfalle 
übernommen werben ®). 

Noch ift fchlichlich eines andern in den Händen des Staates 
liegenden Mittel zur Beichaffung von Kapital zu erwähnen. 
Viele verfügbare Geldvorräthe, welche Privaten gehören, find zu 
allen Zeiten unter öffentliher Verwaltung, jo ala De 
pofiten, Minderjährigengut u. |. w. In der Regel dürfen folche 
Gelder nur gegen fichere Pfänver und unter anderweitigen ftrengen 
Vorſichtsmaaßregeln ausgeliehen werden. Auch ficher mit Necht. 
Doch kann es Unternehmungen geben, welche bei großer Zuver- 
Läflfigfeit für das Kapital gute Zinfen verfpreken, ohne daß aber 
eine Pfandbeftellung zuläffig wäre. Hier kann die Regierung durch 
die Geftattung einer Theilnahme auch für die unter öffentlicher 
Aufficht ftehenden Gelder reichliche Zuflüffe verfchaffen. Natürlich 
muß fie fih aber von der unbeftreitbaren Sicherheit des Unter- 
nehmens durch genaue Unterfuchung überzeugt haben. 


6) Bekanntlich find in neuer Zeit viele Actien:Unternehmungen, namentlich 
Eiſenbahnbauten, unter Zuſicherung eines beftimmten minbeften Ertrages zu Stanbe 
gefommen. Und eine Zeitlang fanb biefe Art ber Staatäunterflügung entſchie⸗ 
denen Beifall. Man ſehe 3. B. Arzberger, Eiſenbahnen, ©. 78; Hanfes 
mann, Ueber bie Ausführung des pract. Eiſenbahnſyſtems, S. 50; M. Che- 
valier, Cours d’Econ. polit., 2me annde. Par., 1844, ©. 140 fg. Allein 
mit Recht haben fi almählig auch Stimmen bagegen erhoben. Man findet es 
unbillig gegen bie Steuerpflichtigen, daß dem Staate nur fchlechte Wechſelfälle, 
ein Gewinn aber nie oder Taum je zufallen fol. Es wirb auf bie möglichermweife 
große Störung des Staatshaushaltes bingewiefen, wenn ber Fall bes Einſtehens 
ber Staatskaſſe wirklich eintreten follte. Ferner auf bie burch foldye künſtliche 
Mittel dem Gewerbe und dem Aderbau entgehenden Kapitale; auf das verberbs 
liche Börfenfpiel; endlih auf die Wahrfcheinlichfeit, daß der Staat fchließlich feiner 
Bewährleiftung durch ſchwere Opfer ſich werde entziehen wollen und mäffen. 
Bol. Bolz, in ber Tüb. Zeitfchr: f. Staatsw., 1848, H. 2, ©. 390 fg. Diefe 
Einwendungen find ficherlich ganz gerecht; nur möchte der bei blofer Zinfens 
gewährleiftung erjparten Vermehrung ber Kapitalfchuld des Staated von ben 
Gegnern nicht die richtige Rechnung getragen fein. Die Lehre, daß die Größe 
dieſer Schulb gleichgültig fei, wenn nur für die Zinfen geforgt fei, ift denn doch 
eine, gelinde geſagt, höchſt gewagte. 


— Te 
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6. 126. 
3) Förberung des indivibnellen Grebites. 

In Ermanglung von eigenem genügenden Rapitale kann Cre⸗ 
bit bad Fehlende verfchaffen. Derjelbe ift entweber dinglicher 
oder perfönlidher, je nachdem auf ein genügended Unterpfand 
oder ſchon auf bie guten perjönlichen Eigenfchaften des Geldſu⸗ 
enden geborgt wird. Eine Förderung beffelben ift von großer 
öffentlicher Bebeutung, weil dadurch dem Gedanken auch die Mittel 
verliehen werden, und ber Zufall in ber BVertheilung ber Glücks⸗ 
güter wieber gut gemacht wird 2). Natürlich kann der Staat nicht 
die Aufgabe haben, bie materielle Grundlage für den binglichen 
Credit oder die Berückſichtigung für die Perſon zu verjchaffen, wo 
ſolche Fehlen; allein er kann vie Benügung ber vorhandenen Erebit- 
bevingumgen möglich machen, und an bie Stelle der Weberzeugung, 
daß der Schuldner feine Verpflichtung erfüllen wolle, durch zweck⸗ 
mäßige gejeliche Einrichtungen bie fegen, daß er fie einhalten 
müffe, dadurch aber den Credit allerdings ſehr fteigern ). Solche 
Vorkehrungen find denn: 

1) Hinfihtlih des dinglichen Credites: 

a) Ein richtiged Syſtem der Pfand: Gefeggebung und 
ber gerichtlichen Erecution, von welden die erjtere bei jebem 
Begenftande die Geltendmachung feines eigentlichen Werthes möglich 
mat und nicht den Act der Erebitbenügung (Verpfändung) durch 
unnöthige Förmlichkeiten oder Abgaben erjchwert, die andere dagegen 
dem nicht freiwillig befriebigten Gläubiger fchnelle und wohlfeile 

1) ©. Nebenius, Der öffentliche Credit, 2te Aufl, S. 1 fg; Rau, 
Belfswirtbichaftslehre, Ste Aufl., ©. 358 fa.; Roſcher, Vollkswirthſch., 5te Aufl., 
®. I, S. 164 fg., und Bd. II, ©. 359 fg., (eine vortreffliche Darftellung der 
Geſchichte und bes Weſens des Ianbwirtbichaftlichen Grebites); Wirth, Nat. 
Teton., Ste Aufl., Bb. I, S. 582 fg. — Allerdings Tann der Erebit auch miß⸗ 
braucht werben zu unüberlegten Unternehmungen unb zu Verſchwendung. Allein 
bieß find doch nur Ausnahmsfälle, wegen deren der Nutzen in ber Hauptſache 
nicht geläugnet noch gemißt werden kann. Miüßte man doch fonft fi auch gegen 
das Eigenthum felbft erflären; benn auch dieſes Tann mißbraucht werben. 

2) Ueber die Unzwedhmäßigfeit nachfichtiger, d. h. gegen ben Gläubiger uns 
billiger wo nicht ungerechter, Behandlung der Schuldner [. Rofher, a.a.D,., 
©. 168 fg. 
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gerichtliche Hilfe verfchaffl. Bei dem Pfandſyſteme ift denn na- 
mentlich der Grundjaß der Specialität und der Deffentlichleit der 
Pfänder und der Aufhebung aller geſetzlichen Generalhypothefen 
fehr zu empfehlen; bei der Vollſtreckung der ber Priorität. 

) Die Errichtung von Credit-Anftalten, d. h. von 
Kaffen, welche fich zwiſchen bie Gelofuchenden und die Kapitaliften 
ftellen, einer Seit? zu möglichft niederen Zinfen borgen, anderer 
Seits gegen genügende Sicherheit ausleihen. Die größere Sicher: 
heit für die Kapitaliften, und daher die Bereitwilligfeit derſelben zu 
Darlehen, beruht entweder auf einem entjprechenden Reſervefonds, 
oder in einer Gejammtverbinblichkeit der Schulbner, oder endlich 
in der Gewährleiftung einer öffentlichen Kaffee Der Vortheil 
für die leßteren befteht aber theils in der Annehmlichkeit nur 
mit der Kaſſe, nicht mit Einzelnen, Hinfichtlih der Geldaufnahme 
und der Zinzzahlung zu verkehren; theils in ber (häufig feſtge⸗ 
feßten) Unaufkündbarkeit von Seiten der Gläubiger; theil3 in dem, 
durch Erhöhung der Sicherheit bewerkftelligten, niederen Zinzfuße; 
endlich in der Möglichkeit, mittelft eines Meinen jährlichen Zufchlages 
zum Zinfe die Schuld allmählig zu tilgen ?). Die, allerdings auch 
möglichen, Nachtheile, nämlich einer Seits die Erleichterung leicht: 
finniger Verſchuldung und weiterer Gütererwerbung über bie Kräfte 
des verfügbaren Betriebäfapitaled hinaus, anderer Seits die Her- 
unterdrüdung des Güterwerthes, ſammt vielen daraus folgenden: 
Berluften für Erben, Pfanpgläubiger u. |. w., können durch richtige 
Zaration der Pfandgegenftände und durch den oben erwähnten Zins 
ſenzuſchlag zum großen Theile abgewenvet werden. Die nicht jelten 
vorkommende Beichränfung auf größere Grunbbefiger iſt weder nothe 
wendig noch nüßlich %). Daß die Kaffe mit Strenge die Erfüllung 


3) ©. dag Nähere über eine folche ratenweife Tilgung der Schuld bei Rau, 
a. a. O., ©. 253 fg. 

4) Der Gebanfe eines landwirthſchaftlichen Grebitvereines entſtand befannts 
lich nad) dem fiebenjährigen Kriege zu Gunften der ſchleſiſchen Ritterfhaft. Und 
ebenfo warb für bie Mitterfchaften in den übrigen preußiſchen Provinzen das 
Beifpiel zuerft befolgt. S. Rau, a. a. O. ©. 245 fg., unb die bafelbft ange: 
führte Literatur; ferner Roſcher, Bd. II, S. 874 fg. Es ift auch leicht ein- 
zufehen, daß die Einrichtung und Verwaltung eines Vereines für verhältnißmäßig 
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der Verbinblichkeiten ihrer Schuldner eintveibt, ift Bedingung ihres 
Beſtehens; zuweilen find ihr deßhalb fogar noch fchnellere Execu⸗ 
tiondmittel, ala die gerichtlichen, eingeräumt. — Die Gründung 
und Führung einer folhen Anftalt Tann entweber von einer Gefell- 
haft ala Gewinnunternehmung, ober von den hierzu vereinigten 
Srundbefigern jelbft, oder endlich vom Staate ausgehen; und eb 
finden fich in der That Beifpiele von allen drei Arten ®). Sowohl 
die Einrichtungen als die Folgen find im Wejentlichen bie gleichen, 
wer immer bie Vermittlung zwifchen Gläubigern und Echulpnern 
übernehmen mag; nur verfteht fich von felbft, daß von einem 
Zwange zur Betheiligung bet einfachen Privatgejellfchaften in feinem 
Falle die Rede fein kann. Weil aber der Zweck auch ohne Be. 
theiligung des Staates zu erreichen ift, fo kann biefelbe auch nicht 
verlangt werben. Die Verleihung der juriftifchen Perfönlichkett, fo 
wie die Einhaltung der allgemeinen Beauffichtigungs- und Vorſichts⸗ 
maaßregeln reicht aus 9). Am beweglichiten in ihren Gefchäften und den 
igigen Formen bed Geldverkehres am meiften verwandt find bie in der 
Form von Hypothelenbanfen gegründeten Privat-Crebitvereine ?). 


wenige große Güter fehr viel einfacher und leichter iſt. Allein eben fo unzweifels 
haft wird durch ſolche ritterfchaftliche Erebitvereine nur ein geringer Theil bei 
Pebürfnifles befriedigt. Für kleinere Gutsbeſitzer ift eine folche Anftalt von bers 
fiben, wo nicht von noch größerer Bebeutung. Auch liegt Tebiglich Fein inneres 
Hinderniß einer folden Ausdehnung vor. Vergl. Rau, a. a. D., Seite 250; 
Koſcher, ©. 379 fg. 

5) ©. Rau, ©. 245, Note a; ©. 247, Note b; ©. 257, Note e. 

6) S. Struenfee, Sammlung von Auffägen, Bd. IT, Seite 414 fg.; 
Derf., Abhandlungen über Begenftänbe ber Staatswirthſchaft, Bb. I, ©. 1 fg-; 
Krünik, Encyklopädie, Bd. VIII, Art. Creditſyſtem; Soben, Nationals 
bapothefenbant. Lpzg., 1813; Elöner, Die deutſche Landwirthſchaft, Bd. II, 
6.32 fg.; Weibemann, Krit. Beleuchtung des ſchleſiſchen Landſchaftsſyſtems. 
Nerſeb. 1835; Gebel, Ueb. d. tiefe Verſchuldung d. ſchleſ. Rittergüter. Berl., 
1336; Heinrich, Ueber den Einfluß der neuern Geſetzgebung auf bie landw. 
Berbältnifle Schlefiens. Berl., 1842; Wolowsky, De la mobilisation du 
eredit foncier. Par., 1839; Rau, a. a. D.; Bülow: Cummeromw, Ueb. 
Sreußens landſchaftl. Greditvereine. Berl, 1848; Kohlſchütter, Web. landw. 
Greditfufteme in Rau, Arc. f. polit. Oekon. N. %. 3b. I, H. 2, ©. 210 fg; 
Royer, Des institutions de credit foncier en Allemagne et en Belgique. 
Par., 1845; Josseau, Des institutions de cr. f. dans les divers ötats de 
PEurope. Par., 1851. 

7) S. Roſcher, a. a. D., ©. 881 fe. 
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2) Der perſoͤnliche Erebit erfordert, 

a) jeden Falles ein gutes Wechſelgeſetz, welches ftrenge 
und durch feine Vorrechte irgend einer Art abwendbare Erecution 
gegen den fälligen Schuldner verhängt, dagegen aber dag Recht, 
fih mit MWechfelftrenge verbindlih zu machen, auf alle Bürger 
ausdehnt, welche zur Webernahme einer rechtlichen Verpflichtung 
fähig find. 

b) Sehr viel Tann auch die Benübung des perfönlichen Cre⸗ 
bite erleichtern die Errichtung von Banken und zwar fowohl 
von eigentlichen Leihbanken (welche freilich häufig dinglichen Erebit 
vorausfegen) ala Zettelbanken, welche gerne zu Vorfchüffen an gut 
präbicirte Gefchäftgmänner gegen Wechfel oder Bürgfchaft bereit zu 
fein pflegen. Vgl. übrigen? hierüber unten, $. 185. 

Nicht erit eines Beweiſes bedarf ed, daß wenn das beite dem 
Staate zu Gebote, ftehende Mittel zur Förderung des Credites in 
der moͤglichſten Sicherftellung der Gläubiger befteht, der entgegen: 
gefeßte Weg, nämlich Schuß der Schulbner gegen eine gerichtliche 
Erzwingung ihrer Berbindlichkeiten, nur zur Vernichtung des Ver: 
‚trauen? führen kann, und fomit fchließlich gegen den Vortheil der 
Geldbedürftigen if. Daher find denn auch Moratorien ober 
Indulte, welche die Schuldgeſetze Hinfichtlich der Kapitalrückforderung, 
vieleicht felbft in Beziehung auf Zindzahlung, fulpenbiren, eine 
höchft bedenkliche Maaßregel, auch ganz abgefehen von dem Unrechte, 
welches dabei begangen wird, und von dem Verberben, welches über 
die Gläubiger kommen Tann. Nur in ganz verzweifelten Fällen, 
etwa nach einem unglüclichen verheerenden Kriege ober bei einem 
plöglichen Stocken alles Verkehres in Folge innerer Unruhen, kann 
baher davon die Rebe fein; und auch dann nur mit der möglichiten 
Beichränkung nad) Zeit, Ort und Gattung der Forderungen. Eine 
Bewilligung an Einzelne ift ohnedem nur möglich bei einem un- 
verjchuldeten außerordentlichen Unglüde und wenn in kurzer Zeit 
eine Wiederaufnahme der Zahlungen ficher zu erwarten fteht, ein 
anderes einftweilige® Rettungsmittel aber nicht befteht °). 


8) Berge. meine Politit, Tüb., 1862, ®b. I, ©. 674 fg.; Rofder, 
Volkswirthſch, Bd. II, S. 887 fg. (hier auch Beifpiele). 
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Zweites Kapitel. 


Siherung des bereits erworbenen Eigenthumes gegen Ber- 
körung durch Elementar-Ereignife. 
6. 127. 
1) Allgemeine Grunbfäße. 

Einrichtungen zur Förderung des Erwerbes und des Betriebes 
eined Vermoͤgens genügen nicht, um dem Bürger einen verhältniß- 
mäßigen Antheil ar der allgemeinen Gütermaffe zu ſichern. 
Vielfache Unglücksfälle können das fchon Erworbene wieber zer: 
fören, was in boppelter Beziehung zu beklagen ift. Es wirb näm⸗ 
ih nicht nur der bißherige Beſitzer in eine ungünstige wirthſchaft⸗ 
fiche Lage verſetzt, fonbern es entfteht auch ein Ausfall in dem 
Vollävermögen. 

Diefe Zerftörungs-Urfachen verhalten fi) aber auf verjchiedene 
Weife zur menschlichen Kraft und Gejchiefichfeit. Kin Theil der⸗ 
jelden kann burch zwedimäßige Anwendung ber EinzelnKraft ober 
burch leicht einzugehende Vereinigungen Einzelner abgewenbet wer: 
ven. Bei einem anderen Theile vermag Leine menfchliche Beſtrebung 
das Webel zu befeitigen, und wäre biefelbe noch fo gut organifirt 
und mit allen Mitteln verfehen. Dritte endlich find zwar nicht 
abwendbar von Einzelnen; auch Täßt fich eine außreichende frei 
willige Vereinigung gegen fie nicht erwarten: allein einer zweck⸗ 
mäßigen Anwendung ber Staatämittel vermögen fie in der Regel 
nicht zu wiberjtchen. 

Eine vollftändige Aufzählung der in bie erfte Klaſſe fallenden 
Heineren Uebel tft natürlich nicht möglich; ihrer find unendlich 
viele und fie bilden weitauß die Regel. Zu der zweiten Gattung 
gehören: Erdbeben, Orkane, Dürre, übermäßige Näffe, Froſt und 
Hagel). Die, dritte Klaffe bilden Zerftörungen durch Feuer, 
Waffer, ſchädliche Thiere, Thierkrankheiten. 


1) Zwar find auch fon Mittel zur Abwendung von Kälte und Hagel | 


empfohlen und angewendet worben; allein theils find fie bloſer Aberglauben, 
theils ermangeln fie alles Erfolges. S. Riecke, im Correſp.⸗Bl. bes w. landw. 


Bereing, Sb. VIL ©. 225 fg. 
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Die an die polizeiliche Fürforge des Staates zu machenden Ans 
ſprüche find in Folge der Ungleichheit der Fälle ebenfalls verjchieden. 

Das Zuträglichite ſowohl für die Einzelnen als für die Ge⸗ 
jammtheit wäre natürlich völlige Abwehr eines drohenden Un- 
glückes. Allein eine folhe kann hier nur verhältnißmäßig felten 
vorkommen. In Beziehung auf jämmtliche in die beiden erſten 
Adtheilungen gehörige Uebel kann nicht einmal von einen Verſuche 
bie Rebe fein. Bei den von den Einzelnen zuxeichend zu be- 
fänpfenden find polizeiliche Bemühungen grundfäßlich nicht gerecht: 
fertigt, weil die Polizei nicht zu helfen bat, wo der Einzelne felbft 
zu Stande zu kommen vermag; auch wären folche bei der unzähl: 
baren Menge und Berfchiebenbeit der Fälle doch nicht genügend 
durchzuführen. Bei den zweitgenannten aber koͤnnte nur eine hoff: 
nung2lofe und nußloje Verſchwendung der Staatskraft ftattfinden ; 
es würde aljo nur ein weiteres Uebel beigefügt. Nur bei der dritten 
Klaſſe alfo ift eine abwendende Hilfe des Staates nöthig und möglich. 
Anders verhäaͤlt es ſich mit der Beantwortung der Frage, ob 
nicht wenigſtens der erlittene Schaden vergütet werden kann und 
ſoll? Allerdings muß dieß hinſichtlich der in bie erfte Kategorie 
gehörenden Ereigniffe abermald und unbedingt verneint werden, na⸗ 
mentlih weil eine Hilfe dieſer Art bie wünſchenswerthe Sorgfalt 
ber Einzelnen auf ihr Eigenthum zu fchwächen geeignet wäre, da- 
mit aber fowohl ber Staat ſich eine unerträgliche Geſchäftslaſt 
aufbürden, al3 das Volfävermögen herunterbringen würde. Anders 
aber bei den beiden übrigen Arten von Werthvernichtungen. Cine 
Steigerung der Unglüdsfälle ift hier nicht zu befürchten, da fie 
theils von menfchlicher Einwirkung ganz unabhängig find, theils 
die Etaatöfürforge jedenfalls nah Möglichkeit gegen fie gerichtet 
bleibt. Somit find die Vortheile, welche eine Vergütung des 
erlittenen Schaben? hat, Hier ungetrübt. Diefe Vortheile aber 
find ſehr bebeutend. Zwar kann ein unmittelbarer und augenblick- 
licher Erſatz des Ausfalles in dem gefammten Volksvermögen nicht 
bewirkt werben, indem das einmal VBernichtete nicht wieder berzu= 
ftellen ift und überhaupt die zur Entſchädigung erforderlichen 
Summen nur durch Entnehmung aus dem Belibe Dritter bei- 
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gebracgt werben mögen. Dennoch iſt eine mögliche Entfchäbigung 
nicht nur eine Wohltbat für den Verletzten felbit; fondern es wer: 
den auch bie Folgen für dad gefammte Volksvermögen burch bie 
Erfparungen und Anftrengungen Vieler leichter und ſchneller wieber 
verwifcht, als wenn nur Wenige ihre Verlufte allein wieder gut 
machen jollten. Die Einrichtung geeigneter Anſtalten ift daher 
eben jo wohl ein Beweis von Einfiht als von gefittigter Gefin- 
nung, die Beihilfe des Staates aber in denjenigen Fällen, welche 
berjelben bedürftig find, Pflicht und Ehrenfache Und zwar ift an 
fich Fein Unterfchied zu machen zwifchen den gar nicht abzuwenden⸗ 
den und ben wenigſtens thatfächlich nicht abgewenbeten unglücklichen 
Zufällen. — Doc ift nicht zu verlennen, daß die Anwendung des 
ganzen Gedankens eine beftimmte in der Art der Uebel felbit lie 
gende Gränze hat. Unzweifelhaft ſtimmt nur Eine Art der Bei⸗ 
bringung der nöthigen Entjchäbigungsjummen mit ben Forderungen 
des Mechtes und der Billigkeit überein, nänlich bie gegenfeitige 
Berfiherung der von ungefähr gleicher Gefahr Bedrohten ?). Nun 
aber find die in Frage ftehenden Unglücksfälle keineswegs alle auf 
eine gleichmäßige Weile vertheilt. Einige derjelben find zwar auf 
beftimmte Dertlichleiten beichräntt, fommen aber dann in dieſen 
ganz allgemein zum Ausbruche, jo Erbbeben, Orkane, Ueberſchwem⸗ 
mungen niedriger Uferländer, Beichäbigungen durch Thiere. An⸗ 


2) Eine vom Staate gerabezu aus ber Staatskaſſe, d. h. dem Vermögen 
aller Steuerpflichtigen, zugetheilte Entſchädigung könnte in legtem Grunde nur 
auf dem, ganz unzuläffigen, Gebanfen ber allgemeinen Gütergemeinſchaft beruhen. 
— Deßhalb muß man ſich denn auch gegen von Stromeyer, Organif. b. 
Arbeit, S. 284 fg. erflären, welcher dahin gebt, mittelft einer allgemeinen und 
gleichen Umlage auf Grunbftüde (jährlich Y/seoe des Werthed), von Gebäuden 
(!/sooo) und von Geräthichaften (? /1000) jebe Art von Beichäbigung zu erfehen. 
Abgefehen von dem ganz willkührlich gegriffenen Beitragsmaaßſtabe und von ber 
Ungewißheit, in welchem Verhältniffe die dadurch aufzubringende zu der Geſammt⸗ 
keit der Verluſte thatfächlich ftünde; abgefehen felbft von ber offenbaren Unmög⸗ 
lichkeit jebe Zerſtdrung von fahrender Habe zu erfegen, außer etwa unter ber 
Bedingung einer bis ins Einzelnfte gehenden, ftrengften und häufigſten Beaufſich⸗ 
tigung jedes Haushaltes: ift ber Grundgedanke gleicher Entjhädigungsbebingungen 
bei ungleicher Gefahr ein ungerechter, welcher in das beftehende Syſtem des pers 
finfiden Eigentums und ber ſelbſtſtändigen Vermögensverwaltung eines jeden 
Einzelnen nicht paßt. Es ift eine Art von negativem Communismus. 
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dere treffen, wenn fie einmal’ vorfommen, weit und breit das ganze 
Stantögebiet, wie 3. B. Froſt, Näffe, Dürre. Bei den erfteren ift 
eine gegenfeitige Entihädigung theils rechtlich nicht möglich, . weil 
nie Bebrohte nicht beizuziehen find; theils thatfächlich nicht, weil 
bie Bebrohten alle auch ſelbſt mehr oder weniger leiden, ſomit nicht 
entſchädigen können. In der zweiten Art von Fällen ift wenigftend 
aus dem zulebt genannten Grunde Entſchädigung außer Trage. 
Es bleiben fomit ala zur Entſchädigung geeignet nur übrig: Ber: 
mögenzverlegungen durch Feuer, durch Hagel, durch Viehſterben 
und ein Theil der Wafferfchäbert. 

Noch find übrigen? der Erörterung der zu ergreifenden Maaß⸗ 

regeln’ einige allgemeine Grundſäatze voranzuſchicken. 

" Die zur Abwehr anzuorbnenden Maaßregeln tragen in ber 
Regel ven Charakter von Zwangsanftalten an fi, denn häufig ift 
ein Erfolg nicht ander® zu verichaffen, als durch Beichränkungen 
bed einzelnen Bürgerd, fei es in der Behandlung feines Eigen- 
thumes, fei es in feinem perjönlichen Benehmen; zuweilen auch 
durch Auflegung von Ausgaben. Es verfteht fich, daß er fidh fol- 
Ken Anordnungen nicht entziehen Tann, wenn fie zu Erreichung 
eined verhältnigmäßig wichtigen Zweckes nothwendig find. Selbſt 
wenn ein Einzelner für feine Perjon gegen die Ausnahme von 
einer ſolchen Einrichtung auf eine Hilfe des Staates verzichten 
“ wollte, kann ihm dieſes nur dann gejtattet ‚werden, wenn der von 
ben Vebrigen mit Necht verlangte Schuß durch feine Ausſonderung 
nicht Noth leidet. Freilich darf aber auch die Polizei nie vergefien, 
daß ihre Anftalten nur Mittel zu einem bejtimmten Zwecke find. 
Würden folche alfo mehr Koſten und Unluft machen, als die Er- 
reihung des Zweckes werth ift, jo wäre ihre Einrichtung unver: 
nünftig und ihre Erzwingung ungeredt. 

Was aber die auf Schadenerſatz abzmwedenden Maaß- 
regeln betrifft, jo leuchtet vor Allem ein, daß bei ihnen mit Un 
recht von der wefentlich polizeilichen Natur der Abmwehranftalten 
auf eine gleichmäßige Uebernahme von Seiten des Staates ge- 
Ihloffen werben würde. Beiberlei Arten von Einrichtungen hängen 
nicht nothwendig zufammen und koͤnnen wohl nach verjchievenen 
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Grundfägen angelegt fein. Wenn daher Privatbemühungen zur 
Gründung und zwedmäßigen Leitung von Verficherungsgefellichaften 
binreihen, jo iſt die Polizei weder aufgefordert noch berechtigt, die⸗ 
jelben als Staat3-Einrichtungen zu gründen. Mag etwa auch zu 
größerer Sicherheit und Beruhigung der Theilnehmer eine Ober- 
auffücht der Regierung dankbar anerfannt werben ‚ jo ift doch cine 
unmittelbare Verwaltung nur dann an der Stelle, wenn ein Volt 
in feiner Mehrheit noch zu wenig aufgeflärt fein oder zu wenige 
Uebung in eigenen Bemühungen haben follte, ald daß es, fich felbft 
überlaffen, etwas zu Stande bringen würde. Somit kann benn 
z. B. die erfte Gründung einer BVerficherung2:Anftalt durch ben 
Etaat ganz gerechtfertigt fein, während ihre Fortjekung mit ber 
Zeit überflüffig und fomit unerlaubt wäre. — Zweitens aber ift 
leicht nachzuweifen, daß ein Zwang zur Theilnahme an einer 
(Staat2= oder Privat:) Verfiherungsanftalt in der Negel unredht- 
mäßig if. Zur Aufbringung eine? Vortheiled gegen den Willen 
des Betheiligten ijt der Staat im Allgemeinen nicht befugt. Die 
Rückſicht auf die Verbindlichkeit der Gemeinde ober des Staated 
zur Unterhaltung Verarınter kann aber feinen Grund abgeben, da 
nur in den feltenften Fällen die Unterlaflung der Verficherung 
wirklich den Eintritt einer folchen Leiftung zur Folge haben wird, 
und wegen einzelner Ausnahmen und Möglichfeiten eine allg 
Rechtsbeſchränkung fümmtlicher Bürger nicht angeorbnet werben 
darf. Die ſchnellere Auzfüllung der Lücke im Volksvermoͤgen end: 
(ih ift zwar ein Vortheil und muß ein Wunſch für den Staat 
fein. Allein wenn dieſes jchon zu einer Zwangsmaaßregel beredh- 
tigte, fo würde der Bürger überhaupt zur Unterlaffung jeder wirth: 
Ihaftlich miglichen und zur Vornahme jeder einträglichen Handlungs 
weife angehalten werden können und müſſen. Die Wiberfinnigfeit 
ber Folge beweist die Unrichtigkeit des Satzes. Als einzige Aug: 
nahme eines zu vechtfertigenben Zwanges erjcheint der, unwahr⸗ 
Ieinliche, Fall der Unmöglichkeit eines Beſtehens einer Verſicherungs⸗ 
Anftalt ohne allgemeine Theilnahme ®). | 

8) Geneigter zu Zwangsvorſchriften zum Beitritte iſt Wirth, Nat.-Oekon., 
&. IL ©. 211, 
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Daß das Nähere über die einzelnen Abmwehr-Anftalten in ber 
Polizetwiffenfchaft gelehrt wird, verfteht ſich von felbft, weil dieſe 
nur vom Staate ausgehen können. Allein auch bie Grunbfäte 
über die Einrichtung von Entſchädigungs-Anſtalten find bier anzu: 
führen, theild wegen ber wenigftend möglichen Pflicht des Staates, 
fie zu errichten, theil3 wegen feiner Oberaufficht über fie. 


2) Anftalten zur Abwehr. 
$. 128. 
a) Berfiörung durch Seuer. 

Die Natur der Sache weilt der Polizei bier eine vierfache 
Thätigkeit an. Vor Allem tft zu forgen, daß der Ausbruch ciner 
Feuersbrunſt jo viel als möglich ganz verhütet wird. Zweitens 
müffen die Anftalten zur Bekämpfung einer Feuer2brunft im Vor⸗ 
aus eingerichtet fein, weil im Augenblide der Gefahr Leine Zeit 
mehr hiezu wäre. Drittens iſt ein wirklich auggebrochenes Teuer 
jo ſchnell und jo unſchädlich ala möglich wieder zu löfchen. Bier 
tens endlich muß nach Befeitigung der Gefahr ihr Wiederausbruch 
unmöglich gemacht werben 2). 

Zu Erreichung der drei erftgenannten Zwecke iſt nothwendig, 
daß ſowohl allgemeine und im ganzen Staate gültige Vorfchriften 


Die Literatur Über bie Feuer⸗Polizei iſt ſehr zahlreich, ohne daß übrigens 
ein gute, die neueren Erfindungen und Erfahrungen fo wie die Einrichtungen 
frember Länder genau berüdfichtigendes Werk überflüſſig wäre. Bon ben Schriften, 
welche ben ganzen Gegenitand umfafjen, find vorzüglich zu nennen: Glaſer, 
Vortheilhafte Vorſchläge bei beftigen und gefchwinden Feuersbrünſten. Ste Aufl., 
Hildb. 17645 Derf., Ausführlihe Abhandlung und Vorfchläge c Lpz., 1788; 
Krügelftein, Vollſt. Syſtem d. Feuer⸗Polizeiwiſſenſchaft. I-III. pz. 1798; 
Steinbed, Feuernoth: und Hilfsbuch. Leipzig, 1802; Bigot, Feuerſchutz. 
Berl., 1886; Paulin, Theorie bed Feuerlöſchens. U. d. Franz. Hambg., 1844; 
Giudice, Universalitd dei mezzi di difesa etc. per le calamitä degli 
incendi. Bol, 1848. — Vorſchläge zu Feuerordnungen in großen Städten madt: 
Balentiner, Ueb. zwedmäßige Branbanftalten in großen Städten. Hambg., . 
1798. Für Dörfer und Heine Städte find beflimmt: Straßer, Bon zmed: 
mäßigen Brandanftalten. Hamburg, 1798; Steinbed, Hanbbud ber Feuer⸗ 
polizei für Marftfleden u. Dörfer. Jena, 1805; Henfolbt, Brandwehr: und 
Rettungs-Anftalt für Dörfer. Hildburghaufen, 18275 Everat, Feuerbuch für 
alle Stadte und Landgemeinden, auß dem ranzdf. von Petri. Iimenau, 1829; 
Teich mann, Feuerdnoth: und Hilfäbuch. Lpz., 1831. 
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befannt gemacht, al3 in jeder einzelnen Gemeinde auf deren Grund» 
lage eine nach der Dertlichkeit berechnete Feuerordnung entworfen 
werde. Durch jene wird eine Uebereinftimmung und ſomit ein Zus 
fammenwirlen der verjchiedenen oͤrtlichen Anftalten erreicht. Durch 
die leßtere dagegen werden bie vorhandenen Mittel richtig benützt 
und bie einzelnen Bürger mit ihren Pflichten befannt gemacht. — 
Natürlicy können nur die allgemeinen Grundfäte hier Erwähnung 
finden; fie aber find im Weſentlichen folgende: 

I. Verhütung von Feuerdbrünften:: 

1) Sehr viel trägt eine zweckmäßige Bauordnung zur 
Verhütung von Feuersbrünften bei, und zwar fowohl durch Ver: 
bütung eined Feuers im Innern des Haufes, als durch Abwehr 
einer von Außen drohenden Gefahr. — Der erftere Zweck wird 
erreicht: durch vorfichtige und fichere Einrichtung der Feuerſtellen; 
durch gehörige Reinigung derjelben zu beftimmten Zeiten, auch ohne 
und gegen den Willen des Befiterd; durch Vorfchriften über bie 
Einrichtung an ſich gefährlicher Beleuchtungsarten; endlich durch 
Trennung der Sceunen von den Hauptgebäuden. Zur Hanb- 
babung diejer Anorönungen iſt theild eine Prüfung aller Baupläne . 
nothwendig, theild eine jeder Gemeinde obliegende Beitellung eigener 
Behörden (Feuerſchauer) zur Aufficht und zeitweilen Unterfuchung 9). 
— Die vielfach vorgefchlagenen Mittel zur —— — 
des innern Einbaues der Häufer find der Koſten wegen unausfähr: 
bar oder an und für fi von geringem Werthe?). — Eine Ab- 
wehr von Außen her bezweden: eine gehörige Breite neuer Straßen; 
bie Entfernung neuer Häujer von den benachbarten oder wenigſtens 
fteinerne Brandmauern bis unter das Dad; dad Verbot von 

2) Ueber bie verfehiedenen technifchen Vorſichtsregeln in biefen Puncten, fiebe 
Krügelftein, a. a. O., Bd. I, Seite 151 fg., und bie bei ihm angeführte 
Literatur; über bie Vorkehrungen in Betreff der Gasbeleuchtung insbeſondere aber 
bie Ann. d’hyg. publ., ®b. 37, ©. 198 fg. — Es follte nicht erft nöthig fein, 
auf ben Unfinn, feuergefährliche Einrichtungen und Bauten gegen eine Gebühr 
zu geftatten, aufmerffam zu machen. 

3) Mon f. Krügelftein, ®b. I, ©. 192 fg.; Poppe, Hilfslericon; 
Sachs, Ueber Baurecht. Berl., 1831, Bd. I, ©. 135 fg., ®b. II, ©. 114 fg; 


Bigot, Feuerſchutz, ©. 89 fg. Beſondere Gefahr ift bei Theatern; daher Vor⸗ 
Hänge von Eiſenblech oder Metallbraht, Behälter zum Unterwafierfegen u. |. w. 
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Stroh⸗, namentlich aber von Schindel: Dächern; die Verwahrung 
ber Dacöffnungen mittelft Laden gegen Flugfeuer; das Weber: 
“ tünden der Häufer, namentlich Bekleidung alles Holzwerkes am 
Dachituhle *); die Blitableiter, namentlich auf öffentlichen Gebäuden, 
und zeitweife Unterfuchung berjelben °). 

2) Ein weiterer Theil der polizeilichen Fürforge befteht in ber 
Entfernung aller beſonders feuergefährlichen Vorräthe und 
Werkitätten aus dem Bereiche anderer Wohnungen, namentlich aus 
der Mitte der gefchloffenen Wohnorte *). Iſt gänzliche Entfernung 
nicht zu bewerkftelligen, fo iſt wenigſtens bie Anwendung aller 
möglichen Sicherungsbauten zu verlangen. 
| 3) Ein Verbot feuergefährliher Handlungen und Ge: 
wohnheiten wird freilich feinen Zweck nie ganz erreichen, na: 
mentlich wegen der Schwierigkeit der Ueberwachung; allein es darf 
dennoch nicht unterlafien werben, weil auch ver unvollftändige Er: 
folg noch vortheilhaft iſt. Solche gefährliche Gewohnheiten find 
aber unter anderen: das Tabakrauchen und ber Gebrauch blofer 
Lichter in Ställen und Futterböden; das Holzdörren unter oder 
über den Defen; das Abbrennen von Feuerwerken in der Nähe 
von Wohnungen; der Gebrauch von Lichtipänen; die Aufbewahrung 
der heißen Afche an nichtfeuerfeften Orten oder des Pulvers in dem uns 
texe Cheile der Häuſer ). Je nach herrſchender Unſitte muß das Verbot 
in verſchiedenen Gegenden verſchiedene Handlungen berückſichtigen. 

4) Beſondere Vorkehrungen koͤnnen nothwendig werben bei 


4) ©. Krügelftein, a. a. O., 3b. I, ©. 169 fg.; Lips, Wie läßt 
fih der Wieberabbrennung ganzer Stäbte vorbeugen ? Erl., 1824. 

5) Ein ſchlecht angelegter oder in Abgang gefommener Bligableiter ift natür: 
li eine Gefahr weiter. Weber ihre Anlegung ſ. Hehl, Anleitung zur Errid: 
tung unb Unterſuchung ber Blig-Ableiter. Stuttg. 1827; und den Art.: Blik: 
ableiter in Gehler's phyfic. Wörterbucdhe, Neue Bearb., ®b. I, ©. 1035 fg. 
— Hierher gehört noch die Entfernung unndthiger unb gefährlicher Metallfpigen 
und Zierratben, fo wie bie Abftellung bes, jeben Falls tbörichten, Gewitterläutens. 

6) Ueber Pulvermagazine Eberhardt, Vorfchläge zur Anlegung von 
Vulver-Magazinen. Halle, 1771; über Gasbereitung Bolz, a. a. O., S. 369. 
Neueftend kommen bie Erdöl:Vorräthe ſehr in Betracht. 

7) Ein langes Verzeihniß von ſolchen gefährlihen Gewohnheiten ſiehe bei 
Krügelfein, ®b. L ©. 106. 
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außerordentlichen Gelegenheiten. So find bei Erleuch⸗ 
tungen, Volksfeſten, Märkten u. dgl. fowohl Geräthfchaften ala 
Mannſchaft bereit zu halten; Transporte von Pulver find wo mög: 
ich auf Nebenwegen um Städte und Dörfer herum zu führen, 
oder nur nad allerwärts gelöfchtem Feuer und Licht durchzulaffen; 
Artillerie-Barke außerhalb der Wohnorte bei Truppenmärichen aufs 
zuftellen; im alle von Belagerungen ift dur Abdeckung der 
Dächer und Bebedung der Häufer und Straßen mit Erde und 
Dünger der Wirkung der Brandgejchoffe entgegen zu arbeiten. 

U. Rüftung gegen Feuersgefahr. 

1) Das Nothwenbdigite ift Hier, daß es nicht an ben nöthigen 
materiellen Löfchmitteln fehle. Bor Allen ift zu forgen: 

a) für Waffer. Damit in jeber Gemeinde und zu jeder 
Zeit der nöthige Vorrath bereit feht, ift genügenve Zahl und Vers 
iheilung ‚der Brunnen, Zugänglichkeit der Brunnenftuben und 
Röhrenleitungen, Herbeileitung von Bächen, Anlegung von euer: 
teichen zu bewerfjtelligen. In beſonders gefährlichen Zeiten muß 
den Bewohnern noch die Aufbewahrung eines Waſſervorrathes vors 
geichrieben werben; ebenjo die Anlegung ſolcher Vorräthe in öffent: 
lichen, namentlih abgelegenen, Gebäuden. Im Winter ift für 
heißes Wafler zu forgen, theild durch öffentliche Auftalten, theils 
durch Berbindlichmachung der Bewohner ®). | 

b) Nicht minder nothwendig ift die Anfchaffung, zugängliche 
Aufbewahrung und "pünftliche Unterhaltung des erforderlichen 
Feuergeräthes, natürlich je nach der Größe und ben Gelb- 
mitteln jeder Gemeinde. Eine eigene obrigfeitliche Berfon muß für 
die Inſtandhaltung, namentlich al3bald nad) jedem Gebrauche, ver: 
antwortlich gemacht fein). Durch abwechlelnde Verpflichtung ber 


8) ©. KRrügelftein, Bd. L ©. 510. 

9) Anweilungen über bie Art und Zahl des Yeuergeräthes f. in ben fämmt: 
lichen allgemeinen Echriften über Feuer: Polizei; namentlih aber bei Krügels: 
Rein, 8b. III, S. 289 fg. Eine Anzahl von Schriften Über Feuerſpritzen 
insbefondere, ſ. bei Erfch, Literatur, S. 462 fg.; namentlich aber Paulin, 
va. O., Seite 48 fg. — Zur Rettung von Perfonen oder Koftbarkeiten aus 
irennenden ®ebäuben find mauche Erfindungen von unverbrennlihen Nüfungen 
ber Retienden gemacht worden; fie find aber wohl nirgenbB in ben Gang 

v. Mobl, Polizeiwifl. II. 8. Kuflage. 
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Pferde-&igenthümer, oder durch Prämien, ift die möthige Anzahl 
von Pferden zur Fortichaffung des Geräthes beizubringen. 

2) Von großem Nutzen ift, wenn die zur Dämpfung eines 
Brandes erforderliche menschliche Hilfe regelmäßig und zweck⸗ 
entſprechend georbnet ift, fo daß Jeder feine Pflicht und die Art 
ihrer Vollziehung kennt und nicht die Verwirrung auf dem Brand: 
plate durch ungeordnete und unzufommenhängende Dienftleiftungen 
und durch Mangel an anerfanntem Befehle noch geiteigert wird. 
— Die erfte Bedingung einer ſolchen Ordnung ift die Beftimmung 
bed zur Befehlführung Berechtigten. Am beiten wird hierzu ber 
erite Polizeibeamte des Ortes beftimmt, welchem ſodann von Jedem, 
auch wenn er fonft höher ftehen follte, zu geborchen ift. — Zwei⸗ 
tens aber ift die Hilfamannfchaft zu orbnen. ine Eleine Anzahl 
zujammengeübter, regelmäßig arbeitender Männer leiftet in gewöhn- 
lihen Brandfällen weit mehr, als eine noch fo zahlreiche ungeord- 
nete Menge. Bei weiten am nüblichiten find baher eigene, mille - 
tärifch-organifirte, zum Feuerdienſte beſonders geübte und immer 
bereite Brand -Corp8 (sappeurs-pompiers). Dieſe übernehmen 
dann allein die Löfchung des Feuers, die Rettung von Perjoren 
und Geräthen, die Ausstellung der Schilowachen u. |. w. Nur in 
ganz auferorbentlihen Fällen wird auch noch die Hilfe Anderer 
verlangt und durch die Brandmannfchaft geleitet. In jehr großen 
Städten iſt die leßtere in vielen mit dem nöthigen Geräthe vers 
jehenen Wachtftuben vertheilt, mit einem Hauptrüchalte für große 
Brandfälle — Die nächjtbefte Einrichtung, welche dann jelbft in 
kleineren Orten möglich ift, beſteht aus einer durch Freiwillige ang 
der Bürgerwehr ober, wo eine folche nicht beftcht, unmittelbar aus 
der Bürgerfchaft gebilpeten, ebenfalls militärisch organifirten und 
in den verfchiedenen Dienftleiftungen nach Thunlichfeit gebilveten 
geuerwehr. Natürlich ift die Mannfchaft nicht beftändig im Dienfte, 


— —— ne 


gekommen, theils der Unbehilflichkeit, cheils ber Koſtbarkeit wegen. Vergl. über 
ben Gegenſtand: Henning, Abhandlung, ben menſchl. Leib gegen Feuer ımb 
Waffer zu ſchützen. Anfp., 1790, 8; Hellbac’s Hilfsmittel zur Menſchen⸗ 
vettung aus brermenden Gebäuden; ben gefrönte PWreisfchriften. GSotha, 1810, 
8; Boppe'% Heth und dielerken, Artikel: Feuersgefahr. 
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allein auf das erſte Zeichen zum vorfehriftsmäßigen Erjcheinen ver: 
pflichte. Die Gewinnung ber nöthigen Anzahl findet erfahrungd- 
gemäß, wenn nur der richtige Anſtoß gegeben wird, feine Schwie- 
rigleiten und kann noch durch Gewährung einiger Befreiungen von 
ſonſtigen Bürgerpflicten, 3. B. vom Wachbienfte in der Bürger: 
wehr n. dgl., und durch Einräumung von Ehrenbezeugungen und 
 Kieferung bed Geräthes gefördert werben. Doch bat man fich vor 
Epielerei und Mißbrauch zu anderen Dienften zu hüten, bamit 
- nicht der Eifer erfalte une verjtändige Männer ich ferne halten. 
— Kann ſelbſt eine ſolche Einrichtung nicht getroffen werben, fo 
it wenigjtend der Geſammt⸗Einwohnerſchaft eine Eintheilung zu 
. geben, jeder Abtheilung ihr Sammelplag, Kennzeichen und Anfüh—⸗ 
ver, jo wie ihre Verpflichtungen im alle eines Brandes in ber 
ägenen ober einer fremden Gemeinde zu beftimmen 1%). Befindet 
ſich eine’ Beſatzung oder Bürgerwehr im Orte, jo werben biefe ſehr 
: wedimäßig zur Erhaltung der Orbnung, zur Austellung von 
Wachen u. |. w. gehraucht werben, jeben Falles ift eine Ge⸗ 
ſellſchaft rechtlicher Bürger zur alleinigen Flüchtung des bebrohten 
Haudgeräibes zu bilden, damit nicht Diebftahl und Unordnung ben 
Schaden vermehre, wo nicht allein erzeuge 19), Im Falle längerer 
10) Ueber die Einrichtiung ber Bfgmannfcaften im Allgemeinen ſ. Bolz, 
Zeuerlaudwehr Rott Feuerlandſturm, in der Tübinger Zeitfchr. f. Gt.W., 1847, 
©. 848 fg. — Bon den ſtehenden Branbcorp geben Nachricht: P&chart, 
Diet. de l’administr. depart., ©. 974 fg.; Alletz, Dict. de police mo- 
derne, ed. 2, ®b. ILS. 507 fg.; Block, Dict. de l’admin., ©. 1442 fg; 
Mayer, Die Feuerlbſchanſtalten in Paris und Mailand, in Vergleich mit den 
unfrigen. Bel, 1832; Lied, Erinnerungs⸗Slizzen aus Rußland, Bd. I, Seite 
8 fg; Göhriug, Warſchau, Bd. I, ©. 81 fg. — Nicht blos in Paris, wo 
biefeß (819 Mann ſtarke) Brandcorps vortreffliche Dienfte Teiftet, freilich auch ber 
Etabt große Koften macht, ſondern auch in mancher Heinen Stabt Frankreichs 
find ſolche Ginrichtungen getroffen. Aehnliche, als ſehr gut befannte, Gorp8 bes 
fießen namentli in Hamburg, in Peteröburg und Warſchau (letztere beibe bexit⸗ 
ten, in ber Art ber reitenden Artillerie), Berlin, Mailand, Neapel, Brüffel, Ebin: 
burg. — Als Megenſtück dienen bie faſt unalaublichen Zuſtände in London, wo 
Alles den Feuerverſicherungsgeſellſchaften und Privatveneinen oder gemeinfinnigen 
Eirgeluen überlaflen if, obgleish jährlich 1200 Brände flattfinden. Bel. Com- 
pan. to the Alman., 1860, ©. 88 fg.; 1863, ©. 97 fg. 
11) Ueber dieſen Punct ſ. Müller, lieber. Bettung ber Moban. Cri., 
1796, 8; Günther, Ueber Rettung deö beweglichen Eigentigmö. Hambg, 
9% 
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Dauer der Anftrengungen muß für Nahrung und Ablöfung der 
Arbeiter geforgt werden 19). | 

3) In jeder ummanerten Gemeinde ift die gehörige Zahl, Zugäng- 
fichfeit und Weite der Ein- und Ausgänge berzuftellen, damit 
nicht der Zutritt zum Fener und dasFlüchten von Menſchen und Eigenthum 
durch Verſperrung oder Brand der wenigen Thore unmöglich werte. 

UI Löſchung des audgebrohenen Feuers. 

1) Bon größter Wichtigfeit ift, daß von einem ausgebrochenen 
Feuer möglichſt ſchnelle Kunde den Behörden und den Helfen: 
den zufomme, was gejcheben kann durch eigens aufgeftellte Wächter, 
burdy beftinnmte Lärmzeichen, endlich durch Telegraphen und Eil- 
boten in benachbarte Gemeinden. 

2) Schnelles Herbeieilen der Mannſchaft ift theil® durch 
Belohnung der Erſtkommenden theils durch Strafen gegen Eäu- 
mige zu bewirken. Benachbarten Gemeinden ift fo fehnell aͤls mög⸗ 
(ich die Hilfe zugufenden, bamit fie noch zu rechter Zeit erfcheint. 
Uebrigend darf weder die gefammte Mannjchaft, noch alles Geräthe 
außerhalb der eigenen Gemeinde verjchictt werben, wegen möglicher 
eigener Gefahr. Nöthig iſt Erleichterung der Hilfeleiftenden durch 
allgemeine Beleuchtung. j 

3) Bei Löſchung des Brandes ift natürlich je nach der Art 
und dem Umfange der Gefahr, fo wie nach der Dertlichfeit und ben 
vorhandenen Löſchmitteln zu handeln. Näheres läßt fich mit Nuben 
nicht im Allgemeinen vorjchreiben. Nur fo viel Mt unter allen Um⸗ 
ftänden Kar, baß zum Einreipen oder Sprengen benachbarter Häufer 
erft dann gejchritten werden barf, wenn es augenjcheinlich das 
einzige Mittel ift, weiterer Verbreitung vorzubeugen. In dieſem 
alle aber darf auch gegen den Befehl de beim Brande befchligen- 
ben Polizeibeamten Fein Widerfprudy angenommen, Teine weitere 
Rückſicht geachtet werden 19). 

1797, 8.; (Bed,) Regulativ für das NRettungsinftitut ber Mobilien. Erf., 1799, 
1.8; Krügelftein, Bd. II, ©. 829 fo. 

12) ©. Krügelftein, Bd. I, ©. 473 fg.; namentlih au Henſoldt, 
in der oben angef. Schrift. 


13) Biele aus großer Erfahrung geſchöͤpfte Lehren f. bei Baulin, a. ca. O., 
Seite 70 fg. - 
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- 4) Zugleich ift auch für Nettung bebrohter Menfchen und 
bed Hausgeraäthes zu forgen, oben II, 2. 
IV) Anstalten nad beendigtem Brande: 

1) Bor Allem muß der Brandplatz bewacht und mit ben 
noͤthigen Köfchmitteln befeßt werben, um einen chwaigen Wieder⸗ 
ausbruch des Feuers zu beobachten und al2bald zu dämpfen. Auch 
mag die Wache zur Verhinderung von Diebftählen benützt werben. 

2) Eine bei großen Bränden nicht? weniger ala Teichte Eorge 
ift die Herbeilhaffung von Lebensmitteln und bie Unter: 
bringung ber Abgebramıten. Im Notbfalle find benachbarte 
Gemeinden um Hilfe anzugehen, bie öffentlichen Vorräthe und Ge- 
bäude zu verwenden, Aufrufe durch die öffentlichen Blätter zu ver- 
breiten. - 

3) Nie darf die genaue Unterfuhung bed Feuerge— 
räthe3 und deſſen alsbaldige Ergänzung umb Wieverherftellung 
mierlaſſen werben. 

4) Se eher die Unterfuhung über bie Urfache des Brans 
bed und über bie befonderen WVerbienfte oder Fehler Einzelner bei 
ber Löfchung deſſelben eingeleitet wird, deſto ficherer ift auf ein 
richtiges Ergebniß zu rechnen. Daß fowohl öffentliche Belohnungen 
ber Verbienfte, als Strafen für abfichtliche Brandftiftung oder grobe 
Sahrläffigfeit zuerfannt werben, verfteht ſich von ſelbſt 1%). 

Eine eigenthümliche, zuweilen böchft verheerende Art von 
Feuersgefahr find die Walbbrände, fei es daß fie durch Bosheit 
oder Nachlaͤſſigkeit von Deenfchen, fei es daß fie durch Blitz u. f. w. 
entftehben. Zu ihrer Verhütung find Vorfchriften über den vor: 
fihtigen Gebrauch von Feuer Innerhalb ober an ber Gränze von 
Waldungen nötbig, namentlich für Hirten, Holzmacher, Theerſchwel⸗ 
fer und Kohlendrenner. AZ Rüſtung gegen fie dienen aber bie 
in den Wäldern anzulegenden und jährlich von allem Gras und 
Geſtrũppe zu reinigenden Nichtftätten (welche auch als Waldwege be: 
nüßt werben mögen). Bei ihrer nicht felten großen Ausdehnung und 
fangen Dauer find umfafjende Anftalten zur Herbeibringung zahl: 


14) 6. Krügelftein, ®b. I, ©. 508 fg. . 
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reicher Aſchmannſchaft, jo wie zu deren Abldfung und Werköftigung 
zu treffen. Die Forftbeamten führen die Leitung 19). 


$. 129. 
b) Burd Waſſer. 

Zerftörung von Eigenthum burh Waſſer findet oft, und 
nicht felten in ungeheurem Umfange, an Grunbftücen, Gebäuben 
und Früchten ftatt. Lie Wuth deö aus feinen Schranken getretenen 
Elemente ift für Menfchenträfte noch unbezähmbarer alö bie des 
Feuers und fehr häufig auch verderblicher. Während euer höch— 
fiend eine Gemeinde zu gleicher Zeit zerftören kann, mag jenes eine 
ganze Provinz zu Grunde richten und Tauſende in Tebendgefahr 
bringen. Weberdieß ımterbrechen Ueberſchwemmungen die Verbin: 
bungen und werben der Geſundheit ſchaͤdlich. Abwehr,ift hier eben fo 
nothwendig als ſchwierig, leider freilich, wenigftend häufig, er 
reichend. 

Die Ungleichheit der anzuwendenden Mittel nöthigt zu mie 
ſcheiden zwiſchen Weberfhwemmungen im engeren Sinne und 
zeritörenden Eisgängen '). 

1) Meberfhwemmungen. Die Urfache berjelben ift theilß 
eine Befchaffenheit des Fluß⸗Beetes, welche das Waſſer nicht gehörig 
ſchnell ablaufen läßt, jo daß es fich ftant und endlich Uber die Ufer 
ergießt; theil3 eine durch Regen oder Schneegang verurfachte jo be⸗ 
trächtliche Vermehrung der Waffermenge, daß weder bie Erbe ed 
einfaugen, noch die ſonſt genügenden Flußbeete es zu faſſen vermögen. 
Urſachen der erſteren Art laſſen ſich nicht ſelten wegräumen; Regen 
und Schneeſchmelzen dagegen kann natürlich von Menſchen nicht ver: 


15) Bgl. Schend, Bolkswirthſch, ®b. II, ©. 511 fg; Pfeil, Forft: 
ſchutz und Forſt-Polizeilehre. Berl, 1881, ©. 70 fg. . 

1) ©. über die Waffer-Bolizei: (Rd Big,) Wafler- Polizei für Länder. Wz., 
1789; Roußeau, Beiträge zur Deich: und Flußbau » Polizei = Gefeßgebung. 
Nürnbg., 1820; Wagner, Anmweifung gur Erhaltung ber Tämme bei Strom: 
ergießungen und @iögängen. Grimma, 1827, mit Kofr. Imterefiante eingelue 
Beiträge liefen: Schemerl, Abb. über die Schiffbarmachung der Ströme. 
Wien, 1788, mit Rupfer; Hagen, Beichreibung neuerer Waflerbau = Werke. 


Königäb,, 1826, mit Kpf.; Arnd, Die Sewäfler und der Waflerbau. Hanau, 
1881. 
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hindert werben, und es bleibt alfo nichts übrig, als die Behälter, 
welche bad Wafler aufzunehmen haben, fo zu erweitern, daß fte auch 
die ungewöhnliche Menge zu faffen und weiter zu führen vermögen. 
Die Wegräumung örtlicher Hinderniffe und ber daraus ent- 
ftehenden regelmäßigen Ueberſchwemmungen ift in ber Regel wün- 
ſchenswerth, theil® weil fie oft geſundheitswidrige Wirkungen haben, 
theils wegen der Verſumpfung der anliegenden Grunbftüde, endlich 
wegen der von dem gejtauten Waſſer verurjachten Uferbefhädigun: 
gen; und nur in feltenen Fällen Lömmt gegen biefe Uebelſtände 
bie einem Wielengrunde zuträgliche Feuchtigkeit in Anſchlag *). Je 
nach Umftänden jinb aber hier folgende Anſtalten nothwendig und 
tauglich: | 
a) Durchſtiche zur Abfürzung des Flußlaufes dienen zur 
Bermeibung örtlicher Ueberſchwemmungen, wenn das Flußbeet durch 
viele Wendungen den all verloren hat, dadurch aber bag Waſſer 
eu wird ®).. 

b) Iſt die Urſache der Stauung ein beengendes Wafferbau- 
wert (3. B. eine ungeſchickt angelegte Wehre, Brüde, Mühle), fo 
kann nur der Abbruch deffelben dem Uebel ftenern. Natürlich ift 
der Eigenthümer zu entſchädigen *). 

c) Eine Ueberſchwemmung kann auch durch Erhöhung des 
Flußbeetes, alfo durch Verſandung, Verſchlammung, Anfüllung des 
Flußbeetes mit Steinen hervorgebracht werben, indem bie Ufer ver- 
haͤltnißmaäßig dadurch erniedrigt werben. Hiergegen müfjen denn 
Ausbaggerungen und Vermehrung der Stromſchnelle (mittelſt Trieb⸗ 
und Prell⸗Buhnen, Eindeichungen des Beetes, Verſtopfung unnoͤthiger 
Seitenarme) angewendet werden. Der Anſammlung von Steinen 
iſt theils durch Verbot der Verunreinigung des Fluſſes mit Schutt, 
theils durch Thalſperren (wie in Tyrol und in der Schweiz), ſo wie 
durch moͤglichſte Bepflanzung der kahlen Bergwände entgegenzu⸗ 
wirken. | 
2) Gehe über den letztern Umſtand Sprengel, Lehre von ben Urbar: 


madungen, ©. 45 fg. 

5), Ueber biefe Bunte f. unten, 8. 176; vgl. ud Mone's Archiv, Bd. I 
Karlör., 1826. 

9 S. unten, a. a. O. 
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Hinfichtlich der Abwendung allgemeiner, dabei aber jeltener, 
Ueberfchwenmungen, welche von einer allzu großen Regen⸗ ober 
Schneemaſſe herrühren, ift vor Allem zu unterjcheiben zwischen 
Ueberſchwemmungen von mulbenförmigen Wiefenthälern und ben 
Ucherflutdungen großer zu anderen Arten von Eultur verwendeten 
Flächen. Jene Art von Waflerergießung ſchadet keineswegs immer, 
nützt ſogar häufig entjchieven, wenn nur das bereit3 aufgewachſene 
Grad gegen Beichäbigungen gefichert ift. In der Megel kommen 
bie großen Zluthen im Winter, und biefe konnen und jollen ganz 
unbeachtet bleiben; fomit find bier nur gegen die weit kleineren 
Sommerüberfchwemmungen Anſtalten zu treffen. Anders verhält 
es fich freilich mit der zweiten Art von Ueberſchwemmungen. Ihre 
Befeitigung ift um jo wünſchenswerther, al3 die von ihnen bebroh: 
ten Gegenden in der Regel zu den fruchtbarften gehören ®). — In 
allen Fällen einer nöthigen Hilfe beftcht übrigens nur Ein Mittel, 
nämlich die Anlegung von Dämmen, fomit die Vermehrung dei} 
kubiſchen Inhalts des Flußbeetes. in folcher Bau tft aber freilich 
mit fehr großen Koften verknüpft °%), und e8 muß daher, damit 
weder zu viel noch zu wenig gefchehe, vor Allem unterfucht werben, 
welchen kubiſchen Inhalt ein Flußbeet haben muß, um dad möglicher: 
weiſe zu gleicher Zeit einftrömende Waſſer zu faffen ”). Aus dieſer 
Berechnung ergiebt fich, ob der Staat im Stande ift, fein fänmtli- 
ches Gebiet durch Erbauung von Dänmen zu ſchuüͤtzen, ober ob er 
fih begnügen muß, die am meiften auögefegten und bie reichiten 
Landftriche zu wahren. Seven Falles muß das Baumefen nach einem 
allgemeinen Plane vorgenommen werden, und es ift dem Einzelnen 
oder einzelnen Gemeinden nidyt zu geftatten, einfeitige, vielleicht von 





6) ©. Arnd, Materielle Grundlage ber europ. Cultur, &. 287 fg. 

6) Deßhalb (und aud) aus technifchen Gründen) want Arnb, a. a. O., 
©. 121 fg., mit großem Nechte vor unndthiger Anlegung von Dämmen, und 
rathet die.oben genannten Hilfämittel der Wafferbaufunft vor Allem zu verfuchen. 

7) Diefe Unterfuchung bed kubiſchen Inhaltes des Flußbeetes kann entweder 
anf die, freilich fchwierige, Berechnung des Waffer: und Schneenieberfchlages im 
Stromgebiete begründet fein, ober einfacher auf Erfahrungsfäge Eine Angabe, 
wie zu berechnen fei, |. bei Rößig, ©. 107 fg.; Hinfichtlich der Erfahrungs: 
füge aber ſ. André's Zahlenſtatiſtik. Stuttg., 1823, ©. 5 fg. 
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em größten Schaben für das Allgemeine begleitete Anlagen zu 
mahen. Die Beftreitung des Dammbaues und feiner Unterhaltung 
iſt zunächſt Sache der Befiter, deren Eigenthum beichütt werden 
il. Die Gerechtigfeit erfordert, daß jeder theild nach Größe der 
Gefahr, theils nach der Ausbehnung und dem Werthe feine? Beſitzes 
keitrage, Jet es nun mittelft Bildung einer eigens dazu beftinmten 
Rofie, ſei es durch Frohmen. Doc ift allerbingd auch der allge: 
meinen Staatskaſſe ein Beitrag anzumuthen, in fo ferne bie Koften 
bie Kräfte der betheiligten Gemeinden überjteigen würben, und weil 
überhaupt die Abwenbung einer Ueberſchwemmung in mehr als 
Einer Beziehung von allgemeinem Nuten ift ®). — Die Erbauung 
der Dämme und die Beauffichtigung ihrer Erhaltung ift Sache ei⸗ 
gemer technifcher Behoͤrden. Beſtimmte Ordnungen müfjen die Neben: 
augungen ber verfchiebenen Anlagen zu Wegen, Weiveplägen u. |. w. 
feftfeten, und Verderb verhüten. — Mag Übrigens anfcheinend auch 
fo genügend für den Schub ber bebrohten Gegenb gejorgt fein, 
fo müffen dennoch befondere Vorkehrungen für außerordentliche Noth⸗ 
fälle getroffen fein, in welchen, in Folge von Hochgewäfjern, Damm: 
brüche ober Weberfluthungen der Dämme brohen. Und ſolche Ans 
falten mögen felbft in Gegenden getroffen fein, welche nur außs 
nahmsweiſe Maffergefahr trifft, damit man eintretenden Falles nicht 
ganz umnvorbereitet überrafcht werde. Es find aber hiezu folgende 
Maaßregeln nötbig: Bor Allem Beobachtung des Waſſerſtandes 
mittelft der Pegel 9). Sehr wünfchenswerth ift ſodann jchnelle Vers 
breitung ber Nachricht einer nahenden Gefahr, wobei namentlich ber 


8) S. Cancrin, Abhanbl. aus dem Waſſerrechte, Bd. I, ©. 126 fg.; 
Wolter, Grundſätze zum Verfahren in Deich: und Abwäſſerungsſachen. Glückſt., 
1795, 4; Dammert, Das Deich und Strombau:Redt. I. II. Hannov., 1816; 


—Boltmann, Üeb. das rechtliche Verfahren bei Verbeflerung d. Flüſſe. Hamb., 


1820; Hagemann’s Landwirthſchaftsrecht, S. 169 fg; Eſchenmayer, 
Etaats⸗Oetonomie⸗Recht, Bd. II, ©. 224 fg. (dafelbit auch eine zahlreiche Litera⸗ 
tur); namentlih aber Roußeau, a. a. O., ©. 26 fg. 

9) ©. über dieſen Punct Wagner, a. a O., ©. 25 fy. ;” daſelbſt auch 
Zeihnungen von Waflerhöhemeflern. Diefelben find überdieß noch zu manden 
anderen Zweden zu benützen, 3. B. bei ber Schifffahrt, bem Floßen, zur Beſtim⸗ 
mung des Waſſers für bie Mühlen ober Wäflerungstanäle u. ſ. w. 
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Telegraph vortreffliche Dienfte leiſten kann 9%). Dadurch wird theils 
den bedrohten Einwohnern die Möglichkeit verſchafft, fich und ihr 
Eigenthum zu retten, theils die Hilfe zur Wahrung und Vertheidi⸗ 
gung der Dämme aufgeboten. Letztere ift fehr nothwendig unb 
muß. zum Voraus georbnet fein. Es ift deßhalb das zur Erhaltung 
und etwaigen Erhöhung ber Dämme nöthige Material immer bereit 
zu Balten ?2); geübte Auffeher And zu ernennen und auf der Damm⸗ 
ſtrecke zu vertheilen; bie betheiligten @üterbefiger aber in Damm: 
wachen einzutheilen, welche auf beitimmte Zeichen herbeizueilen und 
ablöfungsweife, bei dringender Gefahr jeboch fämmtlich, bie Befehle 
ber Auffeher zu vollziehen haben. Hierbei ift namentlich eine Ber: 
ftärfung von Einwohnern geficherter Orte ſehr wünſchenswerth, 
bamit nicht bie Damme gerade in ber größten Gefahr von den nad 
Haufe eilenden Arbeitern verlaffen werben 1%. Endlich ift noch 
nothwendig, daß Rettungsboote bereit gehalten, bedrohte Brücken 
mittelſt ſchwerer Laſten geſichert, Neugierige von gefährlichen Stellen 
entfernt gehalten werben 22). Nach beſeitigter Gefahr find bie 
Damme von den Technifern genau zu unterfuchen, alsbald wieder 
gründlich herzuftellen, die Baumaterialien, gehörig gereinigt und ge- 
trocknet, wieder aufzubewahren und die werlorenen und verwendeten 
wieber zu erjehen. 

2) Häufig noch fchäblicher als gewöhnliche Ueberſchwemmungen 
find verheerende Eiſsgänge, indem zu ber Gewalt bes überflu⸗ 
thenden Waſſers auch noch die Zerftörungen ber Eisſchemel kommen. 
Gegen biefe boppelte, ſchnell einbrechende Gewalt reichen Menſchen⸗ 
Fräfte nicht immer aus; doch ift e3 möglich, folgende Anſialten mit 
groͤßerem oder geringerem Erfolge zu treffen: 

a) Befoͤrderung eines frühen und leichten eieganges An 
Waſſergebaͤuden, an Hinderniſſen im Strombeete, oder auch an Ueber⸗ 
fuhrplägen, welche zur größern Sicherheit den Winter über mit 

10) Ausführliche Angaben (nebft Zeichnungen) über die teren Mittheilungss 
arten, |. bi Wagner, ©. 32 fg. und im Anhange, S. 180 fg. 

11) Ein Verzeichniß derfelben, bei Wagner, Geite 66 fg.; vergl. auch 
Hagen, Wafterbaumwerfe, ©. 127 fg. 


18) Neber dieſe PerfonalsOrganifation, |. Wagner, ©. 87 fg. 
18) ©. Robßig, ©. 168. 
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Eiroh belegt und mit Waſſer begofſen worben waren, bilden fidh 
leicht ſtäͤrkere Eisdecken, welche nicht mit dem übrigen Elfe in Be- 
wegung kommen, bie Schemel und das Waſſer ftauen, baburch aber 
Ungell anrichten. Solche Stellen muͤſſen denn vor dem Thauwetter 
aufgeeist werben. Außerdem find noch Eisſchemel, welche zu groß 
ſind um durch die Brückenjoche zu geben, zu verfleinern, theils 
buerch Anfbauen vor ben Eiögange, theil® durch Zerſtoßen mittelft 
ſchwerer Stangen während beffelben 24). 

b) Zerftörung der fich während des Eisganges bildenden Eis⸗ 
khügen. Häufig ift bier freilich keine Hilfe möglich, bei ver Aus- 
dehnung ber Eidfchüken ober wegen bed tobenden Waſſers. Da bie 
Sprengung durch Wurfgeſchütz oder ſchwimmende Sprengfiften nur 
wenig gelingt, fo bleibt nichts übrig als Einhauung eines Kanales 
zum Abzuge des Waflerd und ber untergefchobenen Eiöfchemel 25). 

c) Schup der Waffergebäude (Brücken, Schleußen, Mühlen 
x ſ. w.) theils mittel ver Aufftellung von Eisbaͤumen und Eis- 
brechern, theis durch Befchwerung '9). 

Bon ſelbſt verfieht fich, da auch bei einem Eiſgange bie oben 
angegebenen Maaßregeln zur Beobachtung und Schübung ber Dämme, 
zu ihrer Wieberansbefferung nad). überftandenem Eisgange, endlich 
zu Entfernung müßiger Nengieriger getroffen werden müffen. 

6. 130. 
c) Durch fhädlie Thiere. 
Nicht felten finden durch Thiere jehr beträchtliche Zerftörun: 


14) ©. Bagner, & 99 fg; Dammert, im. Anbange, ©. 189 fg-; 
Röpig, ©. 91 fe. 

15) ©. bei Wagner, S. 164 und im Anbange, Seite 188 fg. An ber 
Iehteren Stelle finb gename Nachrichten zu finden Über die von ber k. fächfifchen 
Artillerie vorgenommenen Berfuche, Eisſchũtzen mittelft eingeſenkter Bomben u. f. w. 
zu fprengen. Diefe Verfuche (fo wie ähnliche, welche bie württembergifche Artil⸗ 
lerie im Winter 1830/31 machte) beweifen ben verhältnigmäßig geringen Erfolg 
diefes theuren, überbieg nicht überall vorhandenen, Mittels und widerlegen das 
von Rößig, ©. 64 fg. Vorgebrachte. Die übrigen Vorſchläge bed Letztern find 
ohnebem faft kindiſch. Eben fo wenig ausführbar erfcheinen die von Hoyer, 
in Erſch und Gruber's Encyflopädie, Sect. I, Bd. XXII, Seite 139 gemachten 
beantragten Mittel. 

16) &, Roöoßig, ©. 98 fg. 
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gen der verfchtebenen Arten von Feldfrüchten ſtatt. Je nach Um: 
ftänden iſt e8 Sache ber Gerichte oder Sache ber Polizei, den vom 
Staate zu verleihenden Schub zu gewähren. Die Gerichte nämlich 
haben das Eigenthum zu ſchützen gegen Beichäbigungen durch Thiere, 
welche fich im beitimmten Beſitze befinden und von dem Befiter 
entweber abfichtlfich auf die Güter Anderer zu Schaden getrieben, 
ober wenigftend von ihm mit ftrafbarer Nachläffigfeit nicht zurück 
gehalten wurden. Beides kann vorkommen bei Hausthieren aller 
Art; letzteres Hauptjächlich bet dem Wilde, auf welches nach dem 
beutfchen Gewohnheitsrechte Einzelne ein ausfchließliches Recht haben. 
Diefe Eigenthümer haben denn auch allen von ihren wilben Thieren 
Anderen zugefiigten Schaden zu erjegen. — Die Polizei dagegen 
muß eintreten, wo nur gemeinfame Anftalten gegen bie fchädlichen 
Thiere eine Hilfe verfprechen. Dieſes wird ber Fall fein: | 

1) Bei Hamftern und Feldmäuſen. Theils find in ben 
von folchen Thieren immer beläftigten Gemeinden eigene Leute auf: 
zuftellen,, welche die Pflicht und das Recht haben, fie zu- fangen, 
und welche dafür fowohl aus der Gemeinbefaffe ald von dem be- 
freiten Befiter belohnt werben *); theils aber ift in ben von Seit 
zu Zeit wieberlehrenden Jahren, wo eine folche Thiergattung fehr - 
häufig erfcheint und zur wahren Landplage wird, ein allgemeines Anfge- 
bot gegen fie und die Anorbnung von Mitteln, welche von fämmtlichen 
Güterbefigern gleihmäßig und gleichzeitig zu befolgen find, nothwenbig. 

2) In Ländern, welche ftarken Obftbau betreiben, ift das Ueber⸗ 
hanbnehmen der Raupen von größtem Schaden. Die Bemühun- 
gen bed einzelnen Baumbefigers, feine Bäume von den Neftern ber: 
felden zu reinigen, helfen nicht3, wenn feine Nachbarn nicht dieſelbe 
Vorſicht anwenden. Hier ift alfo ein allgemeined Gebot, nach wels 
hem alle Fruchtbäume zu bejtimmter Zeit abgeranpt und die Eier 
auf fichere Weile vertilgt werden müffen, nothwendig. Bedeutenden 
Erfolg Hat auch die Ausſetzung fleiner Prämien für gefangene und 
vorgewieſene Schmetterlinge jchädlicher Art ®). 

1) Rathſchläge gegen etwaige Mißbräuche diefer Leute giebt Frank, Lanb: 
wirthſchaftl. Polizei, Bb. I, ©. 155 fg. 


2) Ausführliche Anweifungen über bie den Waldungen ſchädlichen Ins 
fecten, |. bei Pfeil, Forſtſchuß und Forſtpolizeilehre. Berlin, 1831, S. 97 fg. 
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3) Achnlichen Schaden ftiften auch die Maikläfer;, über: 
dieß iſt ihre Larve den Wieſen ſehr nachtheilig. Mittel gegen 
fie ſind theils gemeinfchaftliches Wegfangen, ebenfalld zu unter: 
ſtützen durch Prämien; theil® Dultung der Maulmürfe in ben 
Wieſengründen °). 
4) Weil die Vögel die natürlichen Vertilger der Inſecten find, 
jo ift vie nicht felten angeorpnete und belohnte Verfolgung und Töb: 
tung berjelben (3. B. der Krähen, Sperlinge und Elftern) cin fehr 
bedenkliches Mittel. Schon oft hat man fich fchlecht dabei befun- 
ben 9), wenn jchon nicht zu läugnen ftcht, daß ein Uchermaaß von 
ihnen ebenfalls bedeutenden Echaden anrichten Tann, namentlich in 
Wein⸗Gegenden. 
5) Am ſchädlichſten für die Feldfrüchte dürften die Heu⸗ 
ſchrecken in jenen Ländern fein, welche von ganzen, oft meilen- 
großen, Schwärmen überzogen werben, jo daß in wenigen Stunden 
jebe Hoffnung auf eine Aerndte verloren iſt. Wenn irgend etwas, 
jo fann nur gemeinfchaftliche Bemühung gegen fie Hilfe ver 
haften, + B. durch Anzünden von Feuern, Zufammenkfehren und. 
Zerſtampfen, Schießen, Lärmenmacen ©). 
6. 131. 
d) Durd &hierkrankheiten. 

Viehverluft ift für den Landwirth von dem höchſten Nachtheile, 
theild de3 unmittelbaren Kapitalverlufte® wegen, theild wegen des 
Mangel an Dünger und Zugkraft, vielleicht endlich noch wegen 
der Störung des Handel? mit Vieh und thieriſchen Erzeugniffen. 
Hieraus folgt aber natürlih noch nicht, daß der Staat in allen 
Fallen und unmittelbar: Vorkehrungen zur Abwehr des Verluſtes 
zu treffen habe. Vielmehr muß in ber Regel jedem einzelnen Vieh⸗ 

3) Eiche Gorrefp.:Blatt des württemb. landw. Vereins. N. Folge, Bd. IT, 
* jr Fi Beilpiele bei Frank, a. a. O., ©. 157 fi Ein Berzeichniß von 
nüglichen, allein gewöhnlich verfolgten, Vögeln f. in dem Correſp.⸗Bl., a. a. O., 
” A pi Tychſen, Abhandl. von ben Keufchreden und ihren Bertilgungss 


mitteln. A. d. Span., Roſtok, 1787; Erſch und Gruber, Encykl., Se. ul, 
®&. VII, ©. 814. 
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befiker bie Ergreifung der noͤthigen Maaßregeln überlaſſen bleiben, 
und eine Öffentliche Unterſtützung kann er nur.in fo ferne in An⸗ 
ſpruch nehmen, als der Staat für die Bilbung der verjchiebeien 


Gattungen von Thierärzten und etwa noch für eine pafjende Ber: - 


theilung derfelben in den verſchiedenen Landesſstheilen Sorge zu 
tragen hat ). Dagegen lanıı aber freilich auch von einem Zwange, 
welcher gegen ben Einzelnen zur Erhaltung feines Viehſtandes aus⸗ 
geübt würde, eine Rede fein, fo lange er burch Verkehriheit und 
Nachläffigkeit Niemanden ſchadet, ala fich felbft. Nicht einmal die 
ausfchließende Benützung der vom Staate gebildeten Xhierärzte kann 
verlangt werben, ba es fih nur von einem, ber freien Verfügung 
bes Eigenthümer? überlaffenen, Werthgegenjtande, nicht aber, wie 
bet dem Verbote des Mebicaftrirens an Menſchen, von unſchaätzbaren 
Leben handelt ?). 

Anders freilich jtellen fich die VBerhältnifie, wenn anſteckende 
gefährliche Krankheiten unter den Viehheerden andgebrochen find. 
Hier können die Anftalten des Einzelnen fo wenig etwas helfen, 
als fie gegen anſteckende Menſchenkrankheiten mächtig: And. Die 


bem Volks⸗Vermögen drohenden Berlufte Aber Binnen ins Unbe⸗ 


meßbare gehen. Somit Gründe genug für bie Polizei, ihre Thä⸗ 
tigkeit eintreten zu laſſen ®). 


Analog der Einteilung der Menſchenkrankheiten ift bei Epi⸗ 


zootieen zu unterfcheiden zwifchen den aus dem benachbavten Auslande 


drohenden anſteckenden Krankheiten ), ben im Lande außgebrochenen 


1) ©. hierüber oben, ®b. I, $. 83, ©. 588. 

2) Unbegreifficherweife ift hierin anderer Meinung Nicolai, Medicinal⸗ 
und Beterinär:Polizei, ©. 125 fg. 

8) Ueber dad Banze |. Veith, Handbuch ber Veterinärtunde. I. II. Wien, 
2te Aufl., 1821; Hofader, Lehrbuch Über die gewöhnlichen Krankheiten bed 
Pferds u. |. w. Tüb., 1828; Mandt, Practiſche Darſtelung ber wichtigſten 
anftedenben Epibemieen und Epizootieen. Berl., 1828; Delafond, Handbuch 
ber VeterimärsGanitätspolizei. Ueberſ. v. Dittweiler. Karler., 1898. 

4) Es ift bier nicht unterfchieben zwiſchen einheimifchen unb fremben 
Contagien, indem e8 bei polizeilihen Maaßregeln nur barauf anfommt, ob ein 
Gontagium ſchen innerhalb ber Banbeögränge ift ober nicht. Uebrigens finb von 
den verfehiebenen anftedienden Thiesfreufheiten ur bie: Minderpeſt unb :aljerıfalls 
bie Schanfpoden fremd für Deutſchland; wogegen ber Milzbrand, das Kriegße 
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Vebeln diefer Art, und den Epizootieen im engern Sinne (nicht 
anſteckenden aber allgemein herrichenden Thierfrankfheiten). 

1) Gegen die aus dem Auglande drohenden auſteckenden Krank⸗ 
heiten iſt natürlich vor Allem gänzliche Sperrung ber Gränzen und 
Berbot ber Bieheinfuhr aus angeſteckten oder verbächtigen Gegenden 
dad befte Mittel. Dieſes Verbot muß ſogar ausgedehnt werden 
auf alle umverarbeiteten Stoffe und Theile der kranken Thierart, 
indem auch durch dieſe dad Gontagium verbreitet werben koͤnnte 5). 
FM eine ſolche Sperrung aber nicht möglich (3. B. wegen des Be⸗ 
zuges der nothwendigen Fleiſchnahrung aus dem angeſteckten Lande, 
oder bei Heeredzügen): fo ift wenigſtens dafür zu jorgen, ba Eon- 
tumazanftalten für die einzuführenden Heerben an der Gränze er: 
richtet und nur gefund erfundene Thiere eingelaffen werden 5. 
Können auch ſolche Anſtalten nicht ſtattfinden, z. B. gegen ein 
ſremdes, namentlich ein feindliches, Heer, jo find wenigſtens den 
fremden Thieren eigene Straßen und Raftpläbe anzuweiſen, die 
ganz von dieſen zu entfernen”). 

; eine anſteckende Krankhet innerhalb der 
Sanbesgränzen ſchon ausgebrochen, fo ift vor Allem ndthig, 
daß die Polizeibehörden von dem Vorhandenſein und dem Umfange 
ver Gefahr Kenntniß erhalten. Deßhalb muß es den Eigenthümern 
‚und den Ortöverftehern zur Pflicht gemacht fein, ſchleunige Anzeige 
von jedem bebenflichen Falle zu machen. Hat der zur Unterſuchung 








nervenfieber ber Pferde, bie Rlauenfeuche, die Hundswuth, der Rotz, der Wurm, 
die Raube ‚bei Schaafen, Hunden und Pferden ſich auch ſelbſt bei uns erzeugt. 
©. Hofacker, in dem angef. Werte. 

5) Es iſt dieſes namentlich hei der ſchädlichſten aller Thierfrankheiten, ber 
Rimberpeft, im böcften Grade ber Fall. ©. Walz, Unterfugungen über die 
Rinderpefl. Stuttg., 1803, ©. 20 fg.; Hering, Weber die Rinberpeft. Berlin, 
1812, ©. 4 fg.; Delafond, a. aD, S. 44 fg. 

6) Lur, Driginalien über Gegenſtäͤnde ber Veterinärpolizei. Leipgig, 1807, 
6. 107 fg; Mandt, ©. 146 fe. 

7) Daf. — Ueber bad vielfältig verfuchte Mittel der Einimpfung bed Gift 
Rofieß, fiehe Walz, a. a. ©., Seite 150 fa. Gewiß zwedimäßig ift bie Unter⸗ 
Meibung dieſes Schriftſtellers, daß nämlich eine Einimpfung in ſolchen Audern, 
im welchen eine Seuche ſich nicht felbft ergeuge, ſehr überflichſtg und gefaͤhrlich, 
bagegen ſehr nothwendig fei in ben Gegenden ber Selbſt⸗Erzeugung. 
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abgeordnete Thierarzt die Anſteckungsfähigkeit der Krankheit aner- 
kannt, fo find die kranken Thiere abzufondern, eben fo für die ver: 
dächtigen Duarantäne-Anftalten zu errichten. Jeder Viehverkehr ift 
zu jperren, namentlich find Viehmärkte abzuftellen. Die erkrankten 
Thiere müfjen auf öffentliche Koften von Staat3:Thierärzten be: 
handelt werben; ift Feine Hoffnung fie zu retten, jo find fie, auch 
gegen den Willen des Eigenthümerd, zu erfchlagen. Die gefallenen 
Thiere find an abgefonderten Plätzen, in tiefen Gtuben und mit 
ganz zerjchnittener Haut zu verfcharren. Letzteres deßhalb, damit 
bie Verweſung jchneller erfolge, und. fein Verfuch zu heintlicher 
Wiederausgrabung gemacht werde °). 

„ Nach gevämpfter Krankheit find bie nöthigen Vorſichtömaaßregein 
gegen Wiederausbruch, namentlich gründliche Reinigung der Ställe, 
. Vernichtung des von kranken Thieren berübrten Futter und Streu: 
Materiales und Räucherungen anzuorbnen, auch nöthigen Falles 
durch polizeiliche Aufficht zu erzwingen °). 

Nicht erft der Bemerkung bebärf es, daß der Ghkak. zur Ans 
ordnung und Leitung biefer verfchiebenen Maaßregeln geſchickter 
Thierärzte bebarf. Es find daher eigene Beamte biefer Gattung, 
natürlich je für -ausgebehntere Bezirke, zu beftellen; in einem gröfs 
ſeren Stante forgt eine Gentralftelle für Einheit und Aufjicht. Daß 
biefe Ichtere gerade die ber menjchlichen Geſundheitspflege vorgeſetzte 
Behörde fei, ift bei der Verfchievenheit der Zwecke und Mittel nicht 
nöthig, bei der Verſchiedenheit der nöthigen Kenntniffe vielleicht 
nicht einmal räthlich. 

3) Eind von Epizootieen im engeren Sinne beftimmte 
Urſachen erfennbar, fo fragt es fich, ob benfelben durch den zweck⸗ 
mäßig belchrten Landwirth ſelbſt abgeholfen werden kann, ober ob 


8) Es verftebt fich, daß hier die firengften polizeilichen Manßregeln ans 
gegeben find, und daß biefelben nicht in allen Fällen einer anſteckenden Thier⸗ 
krankheit fimmtlich befolgt zu werben brauchen. Es kommt auf bie Gefährlichkeit 
der Krankheit an. Bei einigen, namentlich bei ber Rinderpeft, ben Schanfpoden, 
allenfalls auch dem Kriegänervenfieber ber Pferde und deren Milzbrande, Tann : 
man freilich nie vorfichtig genug fein; bei dieſen Kranfheiten find alfo biefe - 
ſtrengen Maaßregeln immer anzuwenden. 

9) Ueber Reinigung der Ställe u. |. w., |. Hofader, a. a. D., ©. 70 fg. 
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allgemeine Maaßregeln nothwendig find, 3. 3. die Austrocknung 
verfumpfter Weiden. In jenem Falle ift es Sache des Staates, 
vie nöthigen Belehrungen zu erlaffen; aber nur in letzterem alle 
ift eine directe Thätigleit der Staatsbehörden hervorgerufen und 


nothwendig. Der einzelne Fall giebt dabei die zu ergreifenden 
| Mittel an. 


3) Anftalten zum Schadenserſatze. 


6. 132. 
a) Sei Srandfchaden. 

Die Feuer-⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaften zerfallen nach ber Ber: 
khiebenheit des zeritörbaren Eigenthumes in zwei Haupt-Arten; in 
folche, welche Gebäude, abgejehen von allem Inhalte derfelben, 
verfichern, und in Mobiliar=Berfiherungen. Nur ziemlich felten 
find beide Zweige in Einer Anftalt vereinigt, obgleich fein inneres 
Hinderniß befteht ). Beide haben übrigens im Wefentlichen die⸗ 
jelben Einviggkungen und Grundjäße, wovon die folgenden hervor⸗ 
zuheben ſuub 3 

Auf ben Grund eines bekannt gemachten Plane und Aner: 
bieten? ſchließen fich die Beftter von verbrennbaren Gegenjtänden 
der Anftalt an. Zu dem Enbe leiſten fie entweber vegelmäßig ober 
wenn ein Bedürfniß eintritt in bie gemeinfchaftliche Kaſſe Beiträge 
(Prämien), welche verjchieden find theil3 nach der Größe des ver- 
fiherten Kapitales, theil® nad) dem Grade ber Gefahr. Dem 
Feuer allzuſehr ausgeſetzte Gegenftände werden gar nicht angenommen, 

1) Ueber Brandverfiherungs-Anftalten, fiche vorzüglih: Gäng, Weber Ver: 
fiherung3=-Anftalten wiber Feuerſchaden. Salzbg., 1792; Günther, Entwurf 
einer rewibirten Ordnung ber Hamburger General⸗Feuerkaſſe. Hambg., 1802, 4; 
Dorninger, Ueber Feuerverfiherungs-Anftalten. Wien, 1822; Barrau, 
Trait& des assurances mutuelles ou reciproques. 2e &@dit., Paris, 1827, 
Eeite 382 fg.; Bernoulli, Beleuchtung ber Einwürfe gegen bie Brandaſſe⸗ 
auranzen. Bafel, 1827; Mafins, Die Lehre ber Verficherung. Leipzig, 1846; 
Oberlänbder, Die F ⸗Verſich.⸗Anſtalten vor ber ſächſ. Ständeverfammlung. 
%p;, 1857; Rau, Volksw. Polit., 5te Aufl., I, ©. 48 fg. — Eine Geſchichte 
ber Branbverficherungd-Anflalten ſ. bi Dorninger, ©. 6 fg. Die pofitive 
Sefepgebung mehrerer beutichen Staaten bei Brüggemann, Die Mobiliar 
Berfiderung in Preußen u. |. w. Berlin, 1888. Bei Maſius, a. a. O., Die 
Statuten von 45 freiwilligen Verſicherungs⸗Anſtalten. 

u. Nohl, Poligeiwifl. IL 3. Auflage, 10 
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und auch bei anderen Vermögenztheilen darf die Verficherungsfumme, 
um Nachläffigkeiten mit Teuer und Licht ober gar betrügeriſchen 
Gewinn duch Brandftiftung zu verhindern, nie ben wahren Ber- 
kaufswerth der Gegenftände überfteigen. In ber Regel verlangen 
die Gejellichaften fogar, daß die Summe unter dieſem Werthe 
bleibe. Genaue und gewiffenhafte Prüfung der Verficherungs - An- 
träge ift von der Außerjten Wichtigfeit nicht blos für die Anftalt, 
fondern für das Volfsvermögen. Es Kann in dieſer Beziehung 
kaum zu viel gefchehen, und ſowohl die Anjtalt jelbft, al3 der Staat 
haben zu Erreichung des Zweckes das Ihrige zu thun. Jene haben 
allerwärt3 erprobte Agenten zur genauen Prüfung ber gemachten 
Anträge zu beftellen; Gegenftänbe, deren Rettung leicht verheimlicht 
und beren fortwährenber Beit nicht ficher nachgewiejen werden kann, 


wie 3.8. baares Geld, Papiere u. |. w., find gar nicht ober nur unter 


entfprechenden Vorſichtsmaaßregeln zu übernehmen; namentlich aber 
tft auf die mehrfache Verficherung beffelben Werthes bei verjchiedenen 
Geſellſchaften Verwirkung jedes Entſchaͤdigungsanſprucheß zu ſetzen. 
Der Staat aber muß theils mit Androhung ſchw Etrafen für 
betruͤgeriſche ober mehrfache Verſicherungen; theils ft Beftellung 
einer obrigfeitlichen (etwa gemeinberäthlichen) Weberwachung ber 
Berfiherungsjummen; theild endlich mit dem Verbote, Entjchäbi- 
gungsgelder anderd als unter Vermittlung der Polizeibchörve zu 
bezahlen, den Privatbemühungen nachhelfen 9). Bon felbjt verfteht 
fih, daß bet grober Fahrläffigfeit oder gar bei entdeckter Brand: 
ftiftung nicht nur jede Entſchädigungs-Forderung verwirft ift, fon: 
bern daß auch die Gejellichaft noch (unbejchadet der Staats⸗Strafen 
für daS Verbrechen) Anfpruh auf Schadenzerfaß hat, wenn ihr 
noch weitere Ausgaben zugewachlen find. — Dagegen erfolgt nun 
auch die Entfehädigung immer, wenn bie verficherte Sache durch 


2) Nicht paſſend erfcheint die von einzelnen Berficherungd : Anftalten ober 


Regierungen gemachte Bedingung, daß bie Verfiherungsfumme von Häufen nur : 


beim Wiederanfbaue eines neuen ®ebäuded ausbezahlt wird. Diefe Nöthigung, 
wieder zu bauen, kann für ben Beichäbigten fehr läſtig fein, fichert doch nicht 
ganz gegen abfichtlihe Branditiftung, (namentlid da auf die Fahrnißverſicherung 
eine ähnliche Maaßregel nicht anwendbar ift,) und ihr Zweck läßt fich durch ge 
naue Beobachtung der oben aufgeftellten Regeln auch erreichen. 
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einen unverſchuldeten Brand Schaden erlitten hat, aljo nicht blos 
wenn fie vom euer verzehrt, fondern auch wenn fie beim Loͤſchen 
verborben wurde, zur Dämpfung des Feuer vernichtet werben 
mußte u. |. w. Für theilweife Beſchädigung wird verhältnikmäßige 
Vergütung gethan. 

In der Natur ber Sache liegt, daß für die Zuverläffigkeit 
einer Brandverficherungs- Anfall ſowohl eine große Anzahl von 
Theilnehmern, ala eine Bertheilung derſelben in einer beträchtlichen 
Anzahl von verjchiedenen Wohnplätzen nothwenbig ift. Erſteres, 
damit ſich die Brand und Entihädigungsfälle in den einzelnen 
Sahren möglichft ausgleichen; dieſes aber damit nicht Ein großer 
Brand die Anftalt zu Grunde richten und die Theilnehmer ihrer 
Anfprüche auf Entſchädigung berauben Tann ®). Somit find wenige 
große Gefellichaften einer Anzahl -befchränkter weit vorzuziehen; und 
es iſt ſomit Aufgabe für den. Staat, auf Heritellung des erfteren 
Auftandes hinzuwirken. Eine Mitwerbung verjchiebener freiwilliger 
Geſellſchaften tft allerdings wünſchenswerth zur Bewerkitelligung 
mwöglichht billiger Bedingungen; fie darf aber nicht bis zur Zer⸗ 
Iplitterung in lauter Heine Anftalten gehen. even Falles aber ift 
& zweckmäßig, wenn eine Anftalt, welche eine jehr große Summe 
an Einem Orte verfichert hat, diejelbe wenigftend zum heile bei 
äiner andern Geſellſchaft rückverfichert. 

Das Berbältniß des einzelnen Berficherten zu der Gejellichaft 
kann auf doppelte Weife beftimmt fein. Entweder verfichern bie 
Mitglieder fich gegenfeitig, jo daß fie wur, wenn Brandſchaden 
wirklich entiteht, eine denſelben deckende Umlage machen. Die Brännie 
fallt und jteigt alfo mit den wechjelnden Zufällen; Gewinn wirb 
von Niemand gemacht, und nur die Beamten ver Gejellfchaft müffen 
(in der Regel wenigjtens) bezahlt werben. Ober aber wirb bag 
Entſchãdigungs⸗Geſchäft auf Unternehmungs-Gewinn Betrieben, und 
zwar in der Art, daß bie einzelnen Verficherten, ohne unter ſich in 
irgend einem Zuſammenhange zu ftehen, einen Vertrag mid ber 
Anstalt ſchließen, nach welchem fie jährlich eine beſtimmte Prämte 

3) Es ift befannt genug, weldye jchlechte Folgen bag Zufammengebrängtfein 
ber Berficherten bei dem großen Hamburger Brande hatte. 

10® 
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bezahlen, welche nicht wechjelt, mag won ber Anftalt viel oder wenig 
zu leiften fein. Bei gegenfeitiger Verficherung muß natürlich den 
Theilhabern Rechnung abgelegt werben; bei den Gewinn-Unter: 
nehmungen iſt bievon Feine Rebe! — Der Unterſchied zwiſchen 
beiden Arten von Verſicherungen ift im gewöhnlichen Laufe ber 
Dinge ganz unbebeutend. Beide fund gleichmäßig in der Lage, bie 
gewöhnlichen Brandſchäden ohne Unſtand zu berichtigen. Die viel- 
leicht etwas höhere Prämie der GewinnAnftalten wird ausgeglichen 
durch die Annehmlichleit der Unveränderlichkeit des Beitrages *). 
Beide müflen auf eine möglichite Ausdehnung ihres Wirkungskreiſes 
hinarbeiten. Beide endlich) find durch ihren Vortheil gleichmäßig 
aufgefordert, bei Einſchätzungen und Bezahlungen vorfichtig gegen 
Betrug zu fein. Wohl aber haben die gegenfeitigen Verficherungen 
einen entfchievdenen Vorzug hinſichtlich einiger außerordentlicher Fälle. 
Einmal kann ein ungewöhnlid, großer Brandfchaden die Zahlungs- 
fähigkeit eines Gewinn-Unternehmen? - weit leichter erjchöpfen, als 
bie einer gegenfeitigen Gefellichaft, jo daß die Hilfe gerade dann 
fehlt, wo fie am nöthigften wäre. Zweiten? ift eine unrebliche 
Verwaltung bei einem GewinnsUnternehmen nicht nur leichter mög⸗ 
ih, fondern auch für die Betheiligten weit nachtheiliger. Sinb 
nun auch dieſe Nachtheile der Gewinn-Unternehmungen nicht von 
der Bebeutung, daß letztere deßhalb nom Staate gar nicht zu dulden 
wären: jo fallen fie doch wenigftend fo weit in die Waagſchaale, 
daß die gegenjeitigen Gejellfchaften vorzugsweiſe Begünftigung ver: 
bienen, und am wenigften einem Gewinn-Unternehmen ein Monopol 
gegeben werben follte ). Und wenn eine Regierung jelbft eine 


4) Hierin ift wohl bie Saupturfache bes den Gewinn-Anftalten vom Publi⸗ 
cum unläugbar gegebenen Vorzuges zu fuchen. Während 3. B. in Frankreich im 
3. 1852 bei gegenfeitigen Anftalten für 9706 Mil. Fr. verfichert waren, betrug 
bie Summe ber Verfiherungen bei Prämien-Geſellſchaften 25,667 Mil. Fr.; in 
Deutfhland war 1856 das Verhältni 669 Mill. gegen 5095 Mil. Thlr.; in 
Nav: York im Jahr 1854 waren es 192 und 464 Mil. Doll. Siehe R am, 
a. a. O., ©. 54. 

5) Eine Vergleihung ber verfchiebenen Arten von Verficherungs : Anftalten 


giebt Dorninger, ©. 38 fg.; Bernoulli, Weber die Vorzüge ber gegen⸗ 


jj Fuss u Be re 


Ad 


feitigen Brand: Affecuranz. Bafel, 1827; Derf., Schweiz. Archiv für Statik, 
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Verficherungsanſtalt Teitet, Ban dieſes nur nach dem Grunbfabe 
ber Gegenjeitigkeit gejchehen, weil ein Gewinn an Branbichaben- 
Vergütung ihrer jeden Falles unwürdig wäre. 

Die allgemeine Aufgabe des Staates hinfichtlich der Feuer⸗ 
verſicherung iſt übrigens eine doppelte. — Einer Seits kann, bei 
der offenbaren und großen ichkeit guter Anſtalten dieſer Art, 
ſeine Pflicht, ſolche zu begün und ihre allgemeine Benütung 
burh Rath und That zu fördern, keinem Zweifel unterliegen. Die 
Frage ift nur, ob ein unmittelbare Einfchreiten zu ihrer Einfüh- 
rung, wohl gar ein Zwang ‚zum Beitritte gerechtfertigt iſt. Die 
Anfihten hierüber find immer-noc getheilt. Für die Freiheit des 
Beitrittes wird geltend gemacht, daß wenigſtens bei gefittigten Voͤl⸗ 
fern die Vortheile einer Verficherung binlänglich gewürdigt und die 
Einrichtungen gekannt fein. Ein Zwang zum Eintritte fet aber 
namentlich auch deßhalb unbefugt, da eine Verſicherung recht wohl 
beftehen Lönne, wenn auch nicht alle Bürger Theil nehmen. Auch 
zeige die Erfahrung, daß bei völliger Freiheit der Betheiligung bie 
Theilnahme eine jehr außgebehnte fei ). Für den Zwang, und 
namentlich zum Cintritte in eine vom Staate felbjt geleitete An- 
Halt, wird dagegen angeführt: Es jet eine Täufchung, zu glauben, 
daß auch bei vorgefchrittenen Völkern die untern Stände, aljo ge- 
ade Diejenigen, welche eine Entſchädigung am meiſten bebürfen, 
ſämmtlich verftändig genug feten, um freiwillig ein Opfer zu ihrer 
Sicherjtellung zu bringen; dieß beweile ganz Kar die Menge des 
unverficherten Eigenthumed in ben Ländern ohne Zwangsverſiche⸗ 
rung, namentlich aber ver Unterſchied in den Verficherungen des 
Mobiliarvermögend und der Häuferverficherung, wo jene freigegeben, 
aD; Rau, a. a O., ©. 53 fg. Auch bier bat ber Hamburger Brand 
lehrreiche aber traurige Beifpiele an bie Hand gegeben. 

6) Die ſämmtlichen englifchen, franzöfifchen und öfterreichifchen Verficgerungs- 
Anftalten find ohne Zwang gegründet, unb haben, zum Theile in wenigen Jahren, 
bie Berfiherung von ungeheuren Summen durch freiwillige Anträge erhalten. 
S Bernoulli, Vorzug ber gegenfeitigen Aſſec.-Geſellſch, ©. 46; Dorninger, 
ı a. O., ©. 51 fg.; ebenfo find freiwillige beutfche Geſellſchaften jeber Art jehr 
in ber Blüthe. So z. 8. die Gothaer Mobiliar-Verfiherungsbant, bie München: 
Aachener, die Magdeburger, die Elberfelder Geſellſchaft, der deutſche Phönix, bie 
wärttemb. Mobiliar⸗Verficherungs⸗Geſellſchaft u. f. w. 
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diefe dagegen Verpflichtung ſei. Bet freiwilliger Berficherung treten 
häufige Verſäumniſſe der Erneuerung abgelaufener Verträge ein, 
dadurch aber unerwartete Berlufte für Eigenthümer und Pfanb- 
gläubiger. Bei der Auszahlung der Verficherungsfummen fänben 
feine eigennügigen Zögerungen und Beftreitungen ftatt. Da ber 
Staat doch fchlieglich bei Verarmung wegen unvergüteten Branb- 
ſchadens mehr oder weniger in Ahhruch genommen werde, ſo ſei 
er auch berechtigt, das Eintreten ſolcher Fälle zu verhindern. — So 
dürfte denn wohl die Freigebung der ſtrengen Einhaltung der ober⸗ 
ſten Grundſaͤtze ber polizeilichen Thaͤtigkeit mehr entſprechen, für 
ben Zwang aber mancher practiſche Nutzen ſich anführen laſſen; 
folglich zwar die Aufſtellung einer Zwangsanſtalt nicht entſchieden 
verlangt werden koͤnnen, dagegen aber auch ein Staat, welcher etwa 
eine Zwangseinrichtung feſthält, keinem rechtlichen Tadel unter⸗ 
liegen ). Wie dem aber immer fein mag, jedenfalls iſt da, wo 
feine Staatsanſtalt befteht, oder fie fih nur auf einen Theil ber 
verbrennbaren Gegenftände, 3. B. blos auf Gebäube nicht aber 
auch auf beweglicheg Eigentum, erſtreckt, tadellos eingerichteten 
Anftalten durch Iffentliche Empfehlungen, durch Beitritt der Negie- 
rung für ihre Gebäude und Borräthe, durch die Einräumung ber 
Rechte einer moralischen Perſon, endlich vielleicht durch die Eröff- 
nung eines Credites für den Fall befondern Unglückes auf eriprieß- 
liche und richtige Weile Vorſchub zu leiſten. — Anderer Seitz 
rechtfertigt die MWichtigleit der Sache und die Möglichkeit ſchweren 


Mißbrauches allerbingd auch eine ftrenge Aufficht, damit nicht durch | 


ungeſchickte Beſtimmungen, fchlaffe Verwaltung oder jchlechte Abſich⸗ 
ten zu Branditiftungen Anlaß gegeben, Betrug an den Theilnehmern 


7) Hat man fih übrigens für Freiheit entfchieben, fo muß es auch offen 


und unumwunden bei berfelben bleiben, und find mittelbare Nothigungen zu einer . 


VBerfiherung nicht gerechtfertigt. Wenn aljo 3. B. Rainer (in der Deutſchen 


B.-J.⸗Schr. 1848, 9. L, S. 176 fg.) den Vorſchlag macht, durch Sammlungen 


die Armen zu verfihern, anflatt nach geſchehenem Brande für fie zu fammeln; 


biefe Sammlungen aber durch das umbebingte Verbot von Beiſteuern für Abge⸗ 
brannte zu erzwingen: fo ift wohl auch ein ſolcher indirecter und fittlicher Zwang 
nicht zu billigen. Davon ganz abgefehen, daß ſich weber das letztere Verbot thats 


( 


ſächlich durchfegen, noch eine hinreichend ergiebige Sammlung zur Werfiherung : 


bilden lafſen möchte. 
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geübt, ober enblich der Zweck der ganzen Anftalt zum Schaben ber 
fh täufchenden Betheiligten verfehlt werde. Deßhalb, iſt die Regie⸗ 
rung berechtigt und verpflichtet, nicht nur bie Satzungen jeber 
Branbverficherungs:Anftalt, welche im Staatögebiete thätig fein 
wi, zu prüfen und nur denjenigen die Erlaubniß zur Annahme 
von Verficherungen zu geben, deren Sabungen fie billigen kann, 
und welche ſich den für nöthig erachteten Beauffichtigungd-Maap- 
regeln zu unterwerfen bereit find; ſondern fie muß auch durch ihre 
Polizeibeamten fortwährense Aufmerkſamkeit auf Einhaltung ber 
Sahungen und überhaupt auf die Wirkungen der Anftalten üben 
laſſen. In beiden Beziehungen aber ift die Hauptfache,. daß allzu 
hohe Einfchätgungen der verficherten Gegenftände verhindert werben 9), 
und daß die den Verſicherten verfprochenen Reſervefonds auch wirk- 
lich vorhanden, jomit nicht blos von ben Unternehmungsgenofjen 
verfprochen, jondern auch wirklich einbezahlt find. 


$. 133. 
b) Sei Waſſerſchaden. 

Berficherungen gegen den durch Ueberſchwemmungen und 
Eisgänge hervorgebrachten Schaden wären zwar an und für fich keines⸗ 
wegs undenkbar; allein der Gründung von Gejellichaften zu biefem 
Zwecke fteht doch bie große Schwierigfeit entgegen, daß die nur 
jelten oder nie von ſolchen Ereigniffen bedrohten Eigenthümer ſich 
nicht zum Eintritte verftehen werben, während bie bebrohten in ber 
Regel alle zu gleicher Zeit betroffen werben, ſomit ihre Forde⸗ 
rungen fich gegenfeitig aufheben. Deßhalb find denn auch Verfiche- 
rung3-Anftalten gegen diefe Art von Waſſersgefahr ungewöhnlich. — 
Defto auzführbarer dagegen find Verficherungen gegen bie einem 
Echiffe und feiner Labung auf dem Waffer, fei es auf Flüſſen 
fei es hauptfächlicd, zur Sce, drohenden Gefahren. Während bier 
Alle bedroht find, tritt der Schaden nur bei Wenigen wirklich ein, 
md geftattet jomit cine Verſicherungs-Geſellſchaft. Solche Ver: 


8) ©. fehr ins Einzelne gehende Vorfchläge und Mitteilungen über Ein: 
ſchätzung und Würdigung ber verfchieberren Höhe dev Feuersgefahr bei Rau, 
a. a. O., ©. 54 je. 
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fiherungen werben daher auch fchon fett Jahrhunderten und itzt in 
einem Jahresbetrage von Milliarden eingegangen, und vermehren 
nit nur den Credit des Kaufmannes, jondern machen überbieß 
manche gemwagtere Hanbelöunternehmungen erjt ausführbar 1). 

Die Verficherung wirb bier entweder von einem Einzelnen, 
häufiger aber. von einer zu ſolchen Gejchäften zufammentretenven 
Actien-Gejelichaft unternommen. Bei jehr großen Werthen treten 
auch wohl mehrere Verſicherungs⸗Geſellſchaften zufammen, damit 
der Schaben, jollte er fich ereignen, bie einzelne nicht erbrüde. 
Ein Theil dieſer Gejellichaften verfichert blos gegen Seegefahr, ein 
anderer nur auf Flüſſen, ein britter endfich gegen jede Art von Waſſer⸗ 
Schaden. Am wichtigften und jchwierigften find natürlich bie Ge: 
ihäfte der Seeverficherer. Die Verficherung erſtreckt fich in der 


Negel auf Schiff und Ladung, und jede Art von Außerer Gefahr, 


welche benfelben auf der See zuftößt ?), wird erſetzt. Die Geſetze 
beitimmen dieß näher, und überbieß ift in dem fchriftlichen über 
bie Verficherung abgejchlofjenen Vertrage (Police genannt) ein Ver: 
zeichnig ber Gefahren enthalten. Werben beftimmte Fälle aug- 
genommen oder außerorbentlicher Weife zugefegt, jo müſſen dieſe 
befonderd erwähnt werben. Die verficherte Waare. darf höchfteng 
bis zum wirklichen Werthe verjichert werben, ba weitere Verſiche⸗ 


1) Ueber die Zahl und Art der Verfiherungs:Anftalten, fo wie bie Gefell: 
ſchafts⸗Kapitale und die Höhe der je im einzelnen Falle übernommenen Verſiche⸗ 
rung fiehe Benete, Syftem bed Aſſecuranzweſens, Ausg. von Nolte, Bd. I, 
©. 116 fg. Dafelbft auch tabellarifche Weberfichten über ben Umfang bes Ham: 
burger Verſicherungsweſens, (welches fich jeboch feit biefer Zeit mehr als verdop: 
pelt bat,) woraus fich ergiebt, baß in den Jahren 1816—47 gegen 8/5 Milliarben 
M. B. gegen eine Durchſchnittsprämie von etwa 1a Proc. verfichert, und über 
50 Millionen wirklich ausbezahlt wurden. 

2) So beftimmt 7. 8. die Hamburger Aſſecuranz-Ordnung, Tit. 5, Art. 1: 
ber Afjecuradeur trägt allen Nifico und Gefahr, Schaben und Berluft, welcher 
dem Schiffe und Gütern auf eine ober die andere Weife, es fei durch Sturm, 
Ungewitter, Schiffbruch, Ueberfegelung, Strandung, Werfung, Brand, Nah: und 
Plünderungen, feindliche Anhaltung fremder Puiffancen, Kriegsdeclarationen und 
Repreffalien, Mißhandlung und Verfehen oder Verſäumniß des Schifferd oder 
feines Volkes, zuſtoßen kann; und überhaupt alle bebachte und unbebachte Zufälle, 
in fo ferne nicht diefelben befonbers in dieſer Ordnung, eingeſchränkt und auöge: 
nommen, ober in Policen ein anderes ausdrüclich verglichen worden. 
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rung in bloſe Wette überginge, überbieß zu Verbrechen aller Art 
Anlaß geben Lönnte. Um den Verſicherer in den Stand zu ſetzen, 
bie Gefahr, gegen die er verfichert, zu überlegen, müſſen ihm bie 
näheren Umftänbe der Seereife, namentlich aber folche, welche eine 
befonbere Gefahr herbeizuführen im Stande find, genau angegeben 
werben. Die Verfiherungd-Prämie ift begreiflich verſchieden, je 
nad der Art, der Größe und ber Dauer ber Gefahren. — Der 
Verficherer tritt in Rüdficht der übernommenen Gefahr ganz in die 
Stelle des Berficherten, und er hat nicht blos einen gänzlichen 
Berluft, jondern auch bie theilweilen Bejchädigungen, welche burch 
particuläre Haverei und Havarie⸗große eniftehen ®), zu erſetzen. 
Der Berficherte hat aber natürlich den Schaden zu erweifen; wozu 
denn in allen Seehäfen die Difpacheurs beſtimmt find, welche ben 
Unterfchieb zwiſchen dem Werthe, den bie beſchädigte Waare an dem 
Landungsplatze hat, und demjenigen, den fie in unbeſchädigtem Zus 
fande hätte, berechnen %. Ausbleiben aller Nachrichten von Schiff 
und Ladung berechtigt zu gänzlihem Schadenserſatze, weil hier der 
sänzliche Untergang angenommen werben muß °). 

— —— 

3) Partifuläre Havarie begreift jeden Schaden, welcher das Schiff ober bie 
Raare allein trifft; Havarie=große dagegen allen Schaden, welcher zur Abwen⸗ 
bung einer dem Schiffe und der Labung gemeinfchaftlichen Gefahr abfichtlich ges 
macht wurde, unb ber nun von beiden gemeinfchaftlich zu tragen ift, (und zwar 
in der Regel vom Caſco */s, von ber Waare %s.) Siehe über biefe Begriffe: 
Pohls, Handelsrecht, Bd. III, Abth. 2, ©. 625 fg. 

4) Ueber bie fchreienden Mißbräuche, welche zum Nachtheile der V 
mit der Havariesgroße getrieben werben, f. Tünnies, Ueber die Avariefftoße 
und bie nothwendige Abhilfe häufiger Mißbräuche bei berfelben. Hamburg, 1828. 
Tagegen Pöohls, Bemerkungen über Havariesgroße, nach Principien bes Rechtes 
und der Hanbelspolitif. Hambg., 1823; dbeffen Zuſätze zu den Bemerkungen; 
femer Graßmeyer, Gefchichtlihe Wahmehmungen beim See: Affec. = Wefen. 
Hamb., 1824. 

5) Ueber biefen wichtigen Gegenftand find zahlreiche Schriften erfchienen, bie 
freilich in ber Regel benfelben nur von ber rechtlichen Seite behandeln. Vorzüg⸗ 
ih find zu nennen: Em&rigon, Traite. des assurances. I. II. Par., 1784, 
4; Baldassaroni, Delle assecurazioni maritime. I-III. Fir., 1786, 
L; Benede, Eyſtem bed Affecuranz: und Bobmerei:Wefend. IV. Hamburg, 
1805 fg.; Derf., Treatise on the principles of indemnity in marine in- 
surance. Lond., 1824; Derf., Syſtem u. f. w. Vollfländig umgearbeitet von 
Rolte. Hamb., 1851, I. II; Stevens, Essay on average. 5th ed., Lond., 
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Ein Einfhreiten des Staates ober gar die Unternehmung 
einer Berficherungd-Anftalt auf feine Koften ift bei der zahlreichen 
Verbreitung der Affecuranz-Gefellichaften fo wie bei ber Einficht 
und Gefchäftögewandtheit der hier zunächſt Betheiligten ganz über- 
flüſſig. Er hat Iebiglich für beftimmte Geſetze und zwedmäßigen 
Gerichtögang zu forgen; namentlich ift die Anordnung eines Aus- 
ſpruches von Schievgrichtern in erfter Inſtanz ſehr zur Vermei— 
dung langer und fchwieriger Proceſſe geeignet. 


§. 134. 
c) Bei Hagelſchlag. 

Durch Hagelſchlag wird alljährlich ein gar nicht unbebeu- 
tender Theil des Ertrages der Landwirthſchaft vernichtet (1—3 Proc.), 
was um fo fehwerer fällt, da es meiſtens den Reinertrag unmittel- 
bar trifft. Zuweilen ſteigt der Schaden bis zu einem Landesunglücke. 
Es kann die Aerndte ganzer Provinzen, der Werth von Millionen 
in wenigen Minuten vernichtet werden ?). Abwehr ift bis ist nicht 
erfunden; eine Anftalt zum Schadenserſatze wäre jomit doppelt 
wünſchenswerth. Unglücklicherweiſe ftehen aber Schwierigkejsen ent- 
gegen, welche bie Sache zwar nicht ganz unmöglich machen 2), allein 
doch eine allgemeine Verbreitung immer hindern werben. 

Einer Verſicherung gegen Hagel fteht allerdings der Vortheil 
zur Seite, daß der zu erjeßende Schaden nicht durch böfen Willen 
oder Tahrläffigkeit herbeigeführt werden Tann, daß fomit auch 


1822; Boulay-Paty, Trait6 des assurances. Rennes, 1827, 1. II; Duer, 
Law and practice of marine insurance. N.-York, 1846; Arnould, Trea- 
tise on the law of marine ins. I. II. Lond., 1848. Berg. auh Pöhls, 
Handelsrecht, a. a. O., und Bd. III, Abth. 3; Eichhorn, Deutſch. Privat: 
recht, Ste Aufl., ©. 814 fg.; Mittermaier, Deutſch. Privatrecht, Gte Aufl., 
. ®.I,&.89 fg; Pardessus, Cours de droit commercial. I—V, &d. 4, 
Par., 1831. — Die, gewöhnlich ſehr ftiefmütterlich behandelten, Flußverſicherungen 
erörtert ausfhließih: Maſius, Lehre d. Verfiherug, ©. 610 fg. 

1) So wurde 3. B. der Schaben eine am 13ten Juli 1789 über einen 
Theil von Frankreich ausgebrochenen Hagelſchlages auf 25 Millionen Livres 
berechnet. 

2) Siehe manchfache Beiſpiele von Verficherungsgeſellſchaften in den unten 
anzuführenden Schriften von Maſius und Rau; viele berfelben find jedoch 
kaum mehr als Verſuche geblieben. 
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Meberfchätsungen ber verficherten Aerndten nicht zu fürchten find: 
allein mehrere Umftänbe vernichten biefe Vortheile wieder vollſtändig. 
Einmal ift die Gefahr des Hagelfchlages keineswegs für alle Gegenden 
dieſelbe. Theil? find überhaupt die höher über dem Meere gelegenen 
Gegenden dem Hagel mehr ausgeſetzt als niedrigere; theils find bei 
gleicher Höhe einzelne Striche beſonders ausgeſetzt, andere dagegen bes 
günftigt. Die Folge davon ift denn aber, daß hauptſächlich nur die 
Befier folder Güter, weldye ein Schaden wahrfcheinlicher trifft, 
fih verfihern wollen; woraus ſich dann weiter ergtebt, daß ent: 
weber die Beiträge unerträglich hoch fein müſſen, ober bie bei ge- 
ringeren Einlagen möglichen Entichädigungd- Quoten fehr unbebeu- 
tenb, jeden Falles in den einzelnen Jahren höchft ungleich, ausfallen, 
was weder für bie Beichäbigten einen Erjaß fichert, noch zur Theil- 
nahme aufmuntert ®). Ein zweiter Uebelſtand ift die große Ver: 
änberlichleit des jährlich in demſelben Bezirke angeftifteten Hagel- 
ſchadens, was matürlih der Bildung und Erhaltung einer Ver—⸗ 
ſicherungs⸗Geſellſchaft jehr im Wege ift. Die Anfammlung bedeu⸗ 
tenber Reſervefonds tft unvermeidlich; dieſe aber vermindert wieder 
bie Luft des Beitrittes, da bie Laften dadurch gefteigert werben, 
während vielleicht Tängere Jahre hindurch Fein Anſpruch auf Rück— 
erwerb entſteht. — Endlich Liegt eine bebeutende Schwierigfeit in 
ber richtigen Schätzung bes erlittenen Schabend. Xheil® iſt Par: 
teilichfeit von Seite der Schäter zu fürchten; theild aber Tann, 


3) Im biefem Einwande zu begegnen, bat man zwei Mittel vorgeſchlagen, 
jeboch ohne vielen Erfolg. — Einmal ift in ben Sabungen einiger Hagelverfiche: 
rungsgeſellſchaften beftimmt, daß, je länger eine Ortsmarkung nicht big zur Noth⸗ 
wenbdigfeit eines Steuernachlaffes vom Hagel getroffen wurbe, eine immer gerin⸗ 
gere Prämie bezahlt wird. Allein biefer Nachlaß bewegt, ber Erfahrung gemäß, 
die Landwirthe in ben gemöhnlich verfchonten Gegenden noch nicht zum Beitritte, 
weil ſich auch fo eine gewiſſe Ausgabe und ein ganz unwahrſcheinlicher Schaden 
entgegenftehen. — Zweitens ift einfach ein allgemeiner Zwang fämmtlicher Grund: 
befiger in Antrag gebracht worden. Damit würde denn freilich der Anftalt bie 
möglichft breite Grundlage gegeben und das Fernebleiben ber Gefchüßteren befei- 
tigt; allein bad Mittel ift ein communiſtiſches, indem die natürlichen Ungleich- 
beiten auf Koften ber Beglnftigteren ausgeglichen werben follen. Und wenn auch 
diefer Einwand durch Einführung verfchiedener Verſicherungsſätze gemildert wer: 
den würde, fo bleibt immer noch der bier ungerechtfertigte Zwang. 
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namentlich bei weit außgebreitetem Unglücke und einer großen Anzahl 
von Verſicherten, nicht immer fogleich der wirkliche Schaden eine? 
Jeden ermefien werden, während doch eine fpätere Schätzung nicht 
mehr genau genug ift. | 

Kommt troß diefer inneren Schwierigkeiten eine Verficherung?- 
Geſellſchaft zu Stande, fo find im Wefentlichen folgende Beſtimmun⸗ 
gen zu geben: die Gejellfchaft Hat den Kreis ihrer Thätigkeit geo- 
graphifch fo weit als möglich und über verichteven gelegene Land⸗ 
ſtriche auszudehnen. Der Theilnehmer hat jährlich die Lage und 
Größe der zu. verfichernden Felder, ihren Anbau, muthmaßlichen 
Ertrag und den Geldwerth des letzteren anzuzeigen. Dieſer Geld⸗ 
werth ift ſodann die Verfiherungd-Summe, von welcher eine, nach 
ben Umständen verjchtevene, Prämie zu entrichten ift. Theils macht 
die der Gefahr mehr oder weniger ausgeſetzte Gegend einen Unter: 
ſchied; theils die Gattung der Früchte, indem folche, welche längere 
Zeit zu ihrer Reife bebürfen, und ſomit länger einem Hagelſchlage 
ausgeſetzt find, höhere Prämien bezahlen 4%). Tritt Hagelichlag ein, 
fo wird der zu Grunde gerichtete Theil der Aerndte von ſachkun⸗ 
bigen und unparteiifchen zum Voraus bejtellten Männern gejchägt, 
und von der Gefellfchaft vergütet 6). Kann das Feld durch jchnelle 
und zweckmaͤßige Benutzung noch in demfelben Jahre zu einem zweiten 
Ertrage gebracht werben, jo wirb ber Werth des letzteren, weniger 
die Beſtellungskoſten, von der Entſchädigungsſumme abgezogen. Die 
Entſchädigung erfolgt entweder je nach den PVerhältniffen des Ge: 
ſammtwerthes des beſchädigten verficherten Eigenthumes zu ber Ge- 
fammtjumme der Prämien, fomit veränderlich in den einzelnen Jahren 
und möglicherweife ſehr unvollſtändig; oder aber in beftimmten Be- 
trage, in der Regel einer beveutenden Quote des wirklichen Scha- 
bend. Im lebteren Falle werben die Meberjchüffe der Kaffe von ven 
guten Jahren auf die hagelreichen übergetragen, um bie verfprochene 


4) Beilpiele von verfchiedenen Klafjeneintheilungen, (welche in ben einzelnen 
Geſellſchaften allerdings weit auseinander gehen unb die Unficherheit der Grunb: 
ſätze beweifen,) f. bei Rau, Volksw. Polit. I, ©. 231, Art. c) und d). 

5) Ueber bie bei ber Schabenäberechnung zu befolgenben Grundſätze ſ. Rau, 
0.0. D., ©. 282. 
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uote einhalten zu koͤnnen. Sit eine Ruͤckverſicherung möglich, fo 
darf dieſe nicht verfäumt werden 5). — Ob die Gefellichaft auf 
Gegenfeitigfeit beruht oder ein Gewinn=Unternehmen ift, welches auf 
Ausgleihung von Ort zu Ort und von Jahr zu Jahr rechnet, er- 
ſcheint als ziemlich gleichgültig. 

Eine beſondere Thätigkeit des Staates ift nicht erforderlich, mit 
Ausnahme etwa eined Befehles an die Ortövorfteher, ven Schäbern 
an die Hand zu gehen, und etwa ber Berwilligung eined rvegelmäßi- 
gen Beitrages aus der Staatskaſſe, welcher aufzufammeln wäre, um 
jelbft in beſonders ungünftigen Jahren ein beftimmtes Mindeftes 
von Entſchädigung geben zu koöͤnnen. Zwang zum Beitritte ift, bet 
der Ungleichheit der Gefahr und deren Geringfügigfeit für Viele, 
ſchon aus Rechtsgründen ganz außer Frage. 


$. 135. 
d) gei Viehſterben. 
Auch die thätigſten und verſtändigſten Polizei-Anſtalten werden 
nicht immer den Ausbruch von Epizootieen hindern koͤnnen; und 
jelbft wenn dieſes der Fall wäre, würden fich doch immer Unglüd- 
fälle ereignen, welche dem Landwirthe einzelne Stüde Vieh rauben. 


Tas zur Wiedererſetzung nothwendige Kapital überfteigt ſehr Häufig 


die Kräfte des ärmeren Landmannes und er geräth dann in bie 
Hände des Vieh-Juden, deſſen wucherliche Verträge nach und nad 
dad ganze Vermögen des Unglüdlichen verzehren. Zu einer Kleinen 
Verficherungd - Prämie find dagegen auch die Mittel des ärmeren 
Landmannes hinreichend; eine Anftalt, welche ihm ben Werth des 


6) ©. über diefe Materie: Hellmuth, Ueber den Zwed und die Noth⸗ 
wendigkeit ber Hagelſchlags⸗Verficherungs⸗Geſellſchaften. Braunſchw., 1823; Grund: 
Inge einer Hagelfchlag8:Verficherung für Württemberg, und in allen Ländern an: 
wendbar. Reutl., 1824; Barrau, Traits des assurances, Seite 367 (ganz 
unbraudbar); Maſius, Die Lehre der Verfiherung, Seite 177 fg., (wo bie 
Statuten, Gefchichte und Kritik von 18 verfchiebenen deutſchen H.⸗V.-Geſellſchaften;) 
Helferich, Web. Verficherung ber Feldfrüchte gegen H., in der Tüb. Zeitſchr. 
f. &.:®., 1847, ©. 243 fg.; ferner Berg, Polizeireht, Bd. III, ©. 299; 
Frank, Landw. Polizei, Bd. I, Seite 255; Rau, Volkswirthſchaftspolitik, I, 
€. 227 fg.,; Bernoulli, Schw. Archiv für Statiftif und Nat.:Delon., Bd. I, 
©. 36 fg. Weitere Literatur bei Rau, a. a. O. 
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gefallenen ober unbrauchbar gewordenen Stückes wenigſtens theil- 
weiſe erjegt, und durch welche überdieß der Beſtand von Leihkaſſen 
zum Ankauf von Vieh erjt möglich) wird, ift ſomit für ihn eine 
große Wohlthat. Auch für größere Gutsbefiger kann die Theil: 
nahme nur erjprießlich fein, beſonders in Fällen bedeutenderen Un- 
glückes. 

Die Schwierigkeiten, welche ſich dem Gedeihen einer ſolchen 
Vieh⸗Verſicherung entgegenſtellen, find allerdings nicht unbedeutend ?); 
doch laſſen ſie ſich mit Thätigkeit und Rechtlichkeit überwinden. Eine 
größere Theilnahme iſt an ſich, der Ausgleichung wegen, wünſchens⸗ 
werth und namentlich für die Theilnahme größerer Viehbeſitzer auch 
moͤglich; für den kleineren Landmann dagegen eignen ſich blos oͤrt⸗ 
liche Vereine, bei welchen Verwaltungskoſten wegfallen und gegen—⸗ 
jeitige perjönliche Kenntniß und Ueberwachung jtattfindet, befjer. 
Sehr zahlreicher Erfahrung gemäß find ſolche auch vollkommen lebens— 
fähig ). — Die weientlihen Grundfäße find aber folgende: 

Jede der größeren Hauzthier-Gattungen (Rindvich, Pferde, 
Schaafe) bildet eine eigene Klaſſe, im welcher je nach der wahr: 
fcheinlichen Lebensdauer und dem Gelbwerthe bed einzelnen Stückes 
verfchiedene WVerficherungs - Prämien angefeßt find. Die Werth— 
ſchätzung des einzelnen Stückes tft natürlich nicht dem Eigenthümer 
überlaffen, ſondern gejchieht durch unbetheiligte Sachverftändige,. am 
beiten durch eigene örtliche Auzfchüffe, und zwar nur je auf cine 
beitimmte kuͤrzere Zeit ®). Um Mißbräuche und Betrügereien zu 
verhindern, iſt nothwenbig: daß nur Landwirthe von gutem Rufe, 4 
namentlich nur geordnete Haushälter und folche, welche ihr Vieh 
nicht mißhandeln, aufgenommen werden; daß jeder Verſicherte mit 
ſeinem ganzen Viehſtande eintreten muß und er für ein verkauftes 
Stück ein neuerkauftes nur dann einſetzen darf, wenn der Orts⸗ 

1) Dieſe macht namentlich Oberndorfer, Wirthſchafts-Pol., ©. 347 fg., 
eltend. 

’ 2) S. Rau, Volksw. Polit,, öte Aufl., J, ©. 297. 

3) Als einziges Einſchätzungsmittel Schlägt Ryß in der unten anzuführen: 

den Schrift, ©. 14 fg., bad Wägen bed Thiereß vor. Allein, abgefehen von 


anderen Einwendungen, fo ift fo viel Far, daß lediglich beim Rinddieh biefe Art 
angewendet werben Tann, aber nicht bei Pferden und Schagfen. 
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ausſchuß ſich von der Gleichheit der Art und des Werthed über- 
zeugt hat; daß nicht der volle Werth des verficherten Stückes erſetzt 
wird, um Nachläffigkeit und Trägheit abzuſchneiden; endlich daß 
kranke Thiere, ſo wie das Vieh Solcher, welche regelmäßigen Handel 
damit treiben, auszuſchließen ſind. Im Falle einer Erkrankung oder 
eines ſonſtigen Unglücksfalles muß dem Ortsausſchuſſe ſogleich 
Anzeige gemacht werden, damit dieſer entſcheide, ob ein Heilungs⸗ 
verſuch gemacht oder das Stück ſogleich getödtet werden ſoll. In 
letzterem Falle wird der aus Fleiſch, Haut u. ſ. w. erlöste Werth 
von der Geſellſchaft an ber Verſicherungsſumme abgezogen *). 

Die Wahl ſowohl der Ortsausſchüſſe als der Beamten der 
Hauptanftalt muß den Mitgliedern überlaffen fein; nur erfcheint es 
allerdings wünfjchenZwerth, daß die Gewählten ber Gejellichaft ſelbſt 
angehören. Eine befondere Einwirkung ober nähere Aufſicht der. 
Regierung erſcheint nicht ala nöthig °). 















Drittes Kapitel. 
Förderung des Betriebes. 


§. 136. 
Allgemeine Grundſätze. 


Die Bemühungen des Staates, den Bürgern Antheil an ber 
Güterwelt zu fichern und fie vor dem zufälligen Wiederverluſte des 
it3 Erworbenen zu bewahren, genügen nicht allen Bebürfnifjen. 


4) Allerdings kann diefe Maaßregel einen Abhaltungsgrund gegen den Beitritt 
abgeben, indem je nad Umftänben ber Eigenthümer gar nicht? aus der Kafle 
ahält, während er body feine Prämie zu bezahlen hatte. Allein dieß ift nicht zu 
ändern, indem bie Geſellſchaft den größten Betrügereien außgefeig wäre, wenn 
neben dem Grlöfe aus dem getöbteten Stüde auch noch ber Verficherungswerth 
gegeben wũrde. 

5) Ueber Vieh⸗Verſicherungen, ſ. Barrau, Trait6 des assurances, Seite 
392 ig.; Stecher, Geſchichte der Hofheimer Viehgewährungsgeſellſchaft. Würzb., 
1823, Ryß, Ueber Viehaffecuranz:Erebit:Anftalten. Würzbg., 1831; außerdem 
bi Bergius, Rameral:Magazin, Bd. I, Art. Affecuranz; Berg, Polizeirecht, 
3. III, ©. 382; Frank, Landwirthſch. Polizei, Yb. IH, Seite 82; Rau, 
Volkswirthſch. Polit., I, S. 234. 
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Eine weitere Forderung geht jehr häufig dahin, daß er die Nützlich— 
machung des Kapitaled, d. h. ben. Betrieb, unterftüge. 

Dieß gefchieht nun allerdings, wenn ſchon nur mittelbar, in 
ſehr bedeutendem Maaße durch eine die Nechte Aller gegen will: 
kürliche Bedrückungen ſchützende Verfaſſung, durch zweckmäßige 
Rechtspflege und durch Erhaltung des äußeren Friedens; alſo durch 
die Erfüllung von Aufgaben, welche ohnedem ſchon und auch aus 
andern Gründen, als vollswirthſchaftlichen, dem Staate geſtellt ſind. 
Ein ſicherer Rechtsſchutz, welcher durch dieſe Einrichtungen und 
Zuſtaͤnde der Perſon des Bürgers bei allen feinen Beſchäftigungen 
und in allen Zuftänden, ebenfo feinem Eigenthume in allen Formen 
und Verwandlungen zufließt, wirkt auch auf den Betrieb, dem man 
fih mit Liebe und Eifer ergiebt, weil man die Früchte der An: 
ftrengung ficher weiß. Den Beweis liefert eine Vergleichung ber 
zwingherrlichen Staaten des Oſtens oder der mittelalterlichen Geſetz⸗ 
lofigfeit mit dem gebildeten Europa oder Amerika. Ihn liefert ſelbſt 
die Vergleichung unruhiger, 3. B. vepolutionärer oder Friegerifcher, 
Zeitabjchnitte mit denen einer tiefen Ruhe bei demſelben Volke. 

Doc reicht bloſer Nechtsfchuß nicht aus. Vielmehr ift e3 eine 
ber wichtigften Aufgaben der Polizei, den Betrich des Volksver⸗ 
mögen? unmittelbar zu fördern durch Anmendung der Staatäfraft. 
Und zwar iſt diefe Aufgabe nichts weniger ala eine leichte. Nicht 
nur wird Hilfe in fehr vielen und verfchiebenartigen Richtungen 
verlangt, fonbern es find auch Beziehungen vorhanden, in welchen 
die Auffindung der richtigen Mittel äußerſt fchwierig ober deren 
Anwendung fehr koſtſpielig iſt. 

Deßhalb ift es denn doppelt nothwendig, daß hier die Polizei 
von ihren oberiten Grundſätzen nicht abweiche. — Einer Seit? hat 
fie alfo manche Forderung, welche mißverftandener Eifer oder Eigen- 
nug zu machen, Mangel an feften und richtigen Grundfägen aber 
zu gewähren pflegt, als unzuläffig zurüczumeifen. Auch bei ber 
Unterftügung des Betriebes muß ſich der Staat auf die Wegräu: 
mung ber Schwierigkeiten bejchränfen, welche allgemein nuͤtzlichen 
oder nothwendigen Unternehmungen im Wege ftehen, deren 
Abhilfe aber den Kräften bed Einzelnen zu ſchwer wäre, wenigften® 
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nicht vollftänbig und zweckmäßig beforgt werden würde. Immer ift 
die freie Thätigkeit der Privaten als bie Hauptlache zu betrachten, 
und ber Staat hat nur ſubſidiariſch einzufchreiten. Von Zwang . 
kann nur da die Rebe fein, wenn eine nothwendige polizeiliche An- 
falt ohne folchen nicht erreicht werden kann, nicht aber auch etwa 
zur Aufprängung eine? Nuten, wo berjelbe von den Betheiligten 
jelhft nicht gewünſcht if. In ſolchem Falle kann zunächſt nur 
Belehrung und Beifpiel angewendet werden ’). Daß auch die Volks⸗ 
wirthfchaftälehre von ihrem Standpunkte aus ein ſolches negatives 
Verhalten der Staatögewalt gegenüber von dem feine eigenen Kräfte 
nach feiner Einfiht und nach den Umftänden gebrauchenden Pro- 
bucenten für richtig und nothwendig erflärt, kann natürlich nur 
zur Beftätigung der aus dem ſtaatsrechtlichen Verhältniffe der Polizet 
abgeleiteten vorſtehenden Grunvfähe dienen. — Auf der andern - 
Seite aber barf natürlich nicht faule Zufehen ftattfinden, wo Hilfe 
nöthig ift, und feine Verſäumniß von Vortheilen, welche für den 
Einzelnen ober für die Gejammtheit mit verhältnigmäßigen Mitteln 
gewonnen werben könnten. Es ift weder Pflichterfüllung noch Re⸗ 
gierungsweigheit, wenn der Staat unterläßt, aus Noth und Ver⸗ 
fegenheit zu helfen, und wenn er dem einzelnen Bürger mehr zu⸗ 
muthet, als diefer leiften kann. Auch ift lediglich kein Grund vorhanden, 
für daS Verhalten des Staates hinfichtlich gerade dieſes Theiles des 
Volkslebens eigenthümliche Grundſätze aufzujtellen. Im beftimmten 


1) Die unbezwinglicde Neigung zum Eingreifen in bie Privatverbältniffe, 
zum Zuvielregieren und Verallgemeinern bat ſich auch in Dem Gebiete der Betriebs: 
Polizei Häufig genug geäußert, fowohl bei den Regierungen ala bei Theoretifern. 
Benn man glaubte, eine nübliche Gewerbe-Einrihtung gefunden zu haben, fo 
ſellte fie fogleich allgemein und mit Zwang durchgefeßt werden, ohne Rückficht, 
ki e8 auf bas Recht bes Bürgers," fein Vermögen nach feinem Gutdünfen zu 
behandeln, ſei es auf die Nothwendigfeit, fih nad den befondern Umftänden zu 
benehmen, und nur bag zu thun, was man Tann, nicht baß, was man nad) 
gemeinen Theoremen follte. Daher die fchäblichen und ungerechten Zwangs⸗ 
Vorſchriften Über bie Art und Weife der Fabrikation oder des Handels, baher die 
Borjcgläge zu Gefegen, welde den Landmann zum rationellen Betriebe feiner 
Wirthſchaft und zur allgemeinen Befolgung technifcher Negeln zwingen follen. 
©. über biefen Gegenftand Jovellanos, Gutachten über Tandbwirtbichaftliche 
Gefeßgebung. Aus dem Span. Berl., 1816, ©. 16 fg. 

v. Mohl, Polizewifl. IL 3. Auflage , u 11 
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einzelnen Falle mag allerdings zuweilen Streit barüber fein, ob 
eine Staatzeinmifchung zuträglich ſei, und welche; allein dieß be- 
rührt die objective Wahrheit des leitenden Grundſatzes nicht. Und 
ebenfo mag es ſich auch wohl begeben, daß auf dem engeren, nur 
ben unmittelbaren Wermögensvortheil der zunächit Betheiligten be- 
rückſichtigenden Standpunkte der Volkswirthſchaftslehre eine Staatz- 
hüfe wirklich nicht als nöthig und wünſchenswerth erjcheint; wäh: 
vend eine polizeiliche Berückſichtigung ſämmtlicher erlaubter Volks⸗ 
zwecke fte ala unerläßlich nachweigt *). 

Nicht erjt der Bemerkung jollte es bebürfen, daß der Staat 
bei feiner Förderung bed Vermögen? = Betriebes alle Klaſſen einer 
Bürger gleichmäßig zu bebenfen hat, und daß er nicht etwa bie 
eine ober bie andere vernachläßigen oder gar amf Koften der übrigen 
begünftigen darf. Schon dad Recht verbietet eine ſolche Unter: 
ſcheidung; fie wird aber auch durch den wohlveritandenen Vortheil 
ber vermeintlich Begünftigten unterſagt. Nur bei gleichmäßiger 
Blüthe ſämmtlicher Zweige bed Vollgwohlftandes ift auch jeder ein⸗ 
zelne derjelben in voller Kraft und nachhaltig gefichert, indem bie 
Wechſelwirkung günjtiger Zuftände in jedem Augenblicke ſich fühl- 
bar macht. Der größte Vortheil des Landbaues, und überhaupt 
der Erzeugung von Rohftoffen, ift ed, wenn die Gewerbe und der 
Handel in voller Thätigkeit find. Die Gewerbe finden bei blühen- 
ber Landwirthſchaft den ficherften Abjak ihrer Erzeugniffe und ben 
vortheilhafteften Bezug ihrer Bebürfniffe. Der Handel aber muß 
ſich auf hoher Stufe erhalten, wenn er theils den umenblichen Ver⸗ 
fehr eines wohlhabenden Volkes unter fich, theild die Zufuhr und 
die Ausfuhr eines ſchwunghaften Gewerbebetriebe zu beforgen hat. 
Hieraus ergiebt fich deun von ſelbſt, was davon zu halten ift, wenn 
je nach der Herrfchaft unrichtiger vollswirthfchaftlicher Anfichten oder 
einjettiger und felbftjüchtiger ftaatlicher Neigungen die Staaten in 
ber einen Zeit fi bemühten, die Städte und ihre Gewerbe auf 

2) Daß laissez faire et laissez passer barf keineswegs mißverftanben 
werden; denn ein Andere ift hindern am unrechten Orte, ein Anberes unter: 
fügen wo es Noth thut. Eine aus Schlaffheit und Mangel an Einficht ganz 


unthätige Regierung wirkt eben fo ſchlimm auf bie Förderung bes Volksvermögens, 
als eine, aus guter Abficht gewaltthätige und zu weit gehenbe. 
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Koften des flachen Landes zu begünftigen, zu anderer Zeit aber ben 
auswärtigen Handel mit Hintanfeßung der inländijchen Gewerbe, 
oder den Aderbau auf Koften beider und in ber Abficht, den in 
feinen Anfprüchen unbequemen Bürgerjtand niederzuhalten, zu heben 
fuchten. Hier ift offenbar ſchwer zu fagen, ob die Ungercchtigfeit 
eines ſolchen Verfahren? größer ift, oder feine Unzweckmäßigkeit. 
Und dieß gilt nicht etwa blos vom ganzen Syſteme ungleicher 
Bevorzugung, fondern eben jo wohl auch von einzelnen Maaßregeln. 
Sollte alfo eine ſolche zwar unzweifelhaft einer beftimmten Gattung 
des Vermoͤgensbetriebes vortheilhaft fein, dagegen aber einer oder 
mehreren anderen in gleihen Maaße ſchaden, jo wäre ihre Durch: 
führung eben fo ungerecht als thöricht. Nur in dem Einen Falle 
tan die Unterlaffung nicht gefordert werden, wenn bie fich wider⸗ 
Iprechenden Folgen von ſehr ungleicher matericher Bedeutung find, 
fie alfo einer Seit? einen weit größeren Bortheil gewähren, als fie in 
anderen Beziehungen ſchaden. Wenn Schaden auf beiden Seiten zu 
gefahren ift, fo fann vernünftigerweile die Wahl nur auf das ver- 
haͤltnißmäßig Vortheilhaftere fallen. Werben dabei wohlerworbene 
Rechte verlegt, jo muß allerdings Entſchädigung eintreten; find aber 
überall nur Augfichten und Hoffnungen vorhanden, fo ift auch nicht 
einmal davon die Rede, ſondern die Gejellichaft richtet fich ein, wie 
& ihr am zuträglichiten iſt. Dabei ift Mar, daß je nachdem bie 
Sefittigung und dad Vermögen eined Volfed auf einer Entwicklungs⸗ 
fufe fteht, eine und diefelbe Maaßregel fich itt als eine überwiegend 
nügliche, zu anderer Zeit aber als eine vorzugsweiſe nachtheilige 
erweifen kann, und daß aljo nicht ein für allemal und für alle 
Berhältnifje über Erlaubtheit oder Unterfagung einer polizeilichen 
Hilfsmaaßregel entſchieden werben kann °). 


8) Um bie Feſtſtellung biefer Grundſätze haben fich vorzugsweiſe drei deutfche 
Gelehrte Verdienfte erworben. — Borerft hat Lift mit ſtürmiſchem Eifer die 
Aufeinanderfolge ber verfchiebenen volkswirthſchaftlichen Richtungen und der daraus 
für beren Förderung ſich ergebenden ftaatlihen Maaßregeln erörtert und uners 
mäblich geltend gemacht. Allerbingd bat ber Icidenfchaftlihe Mann fich vielfach 
zu Einfeitigfeiten und Uebertreibungen hinreißen laſſen und hat Niemand mehr 
als ex felbft einer unbefangenen Würdigung feiner Leiftungen gefchadet, auch dies 
jelben in ber That auf einen blofen Beitrag zur Wahrheit heruntergeftimmt; 

11* 
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einzelnen Falle mag allerbingd zuweilen Streit darüber fein, 
eine Staatseinmiſchung zuträglic jet, und welche; allein bief 
rührt die objective Wahrheit des leitenden Grundſatzes nicht. 
ebenjo mag es fich auch wohl begeben, daß auf dem engeren, 
den unmittelbaren VBermögensvortheil der zunächſt Betheiligter 
rückſichtigenden Standpunkte ber Vollgwirthichaftslehre eine Ste 
Hilfe wirklich nicht ala nöthig und wünſchenswerth erjcheint; \ 
rend eine polizeiliche Berückſichtigung jämmtlicher erlaubter V 
zwecke fie als unerläßlich nachweist ). 

Nicht erit der Bemerkung jollte e3 bebürfen, daß der € 
bei feiner Förberung des Vermögens = Betriebes alle Klaſſen j 
Bürger gleichmäßig zu bedenken bat, und daß er nicht etwa 
eine oder die andere vernachläßigen oder gar anf Koften ber üb: 
begünftigen darf. Schon das Mecht verbietet eine ſolche Ui 
ſcheidung; fie wird aber auch durch den wohlverſtandenen Vor 
der vermeintlih Begünftigten unterfagt. Nur bei gleichmäf 
Blüthe jämmtlicher Zweige des Volkswohlſtandes iſt auch jeder 
zelne derjelben in voller Kraft und nachhaltig gefichert, indem 
Wechſelwirkung günjtiger Zuftände in jedem Augenblicke fich | 
bar macht. Der größte Vortheil des Landbaues, und überh 
der Erzeugung von Rohftoffen, ift e&, wenn die Gewerbe und 
Handel in voller Thätigkeit find. Die Gewerbe finden bei blü 
der Landwirthſchaft den ficherjten Abjak ihrer Erzeugniffe und 
vortheilhafteften Bezug ihrer Bebürfniffe. Der Handel aber ı 
ih auf hoher Stufe erhalten, wenn er theild den unendlichen | 
fehr eines wohlhabenden Volkes unter fich, theil die Zufuhr 
die Ausfuhr eines ſchwunghaften Gewerbebetriebes zu beforgen 
Hieraus ergiebt fich denn von ſelbſt, was davon zu halten ift, w 
je nach ber Herrichaft unrichtiger volkswirthſchaftlicher Anſichten 
einfeitiger und felbftfüchtiger ftaatlicher Neigungen die Staater 
ber einen Zeit ſich bemühten, die Etädte und ihre Gewerbe 

2) Das laissez faire et laissez passer barf keineswegs mißverfta 
werben; denn ein Anderes ift hindern am unrechten Orte, ein Anberes u 
fügen wo es Noth thut. Cine aus Schlaffheit und Mangel an Einficht 


unthätige Regierung wirkt eben fo ſchlimm auf die Förderung des Volksvermög 
als eine, aus guter Abſicht gewaltthätige und zu weit gehende. 
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Koſten des flachen Landes zu begünjtigen, zu anderer Zeit aber den 
auswärtigen Handel mit Hintanjfegung der inländilchen Gewerbe, 
oder den Aderbau auf Koften beider und in ber Abficht, den in 
feinen Anſprüchen unbequemen Bürgerjtand niederzuhalten, zu heben 
ſuchten. Hier iſt ofſenbar ſchwer zu jagen, ob die Ungerechtigkeit 
eines ſolchen Verfahrens größer ift, oder feine Unzweckmäßigkeit. 

Und dieß gilt nicht etwa blos vom ganzen Syſteme ungleicher 
Bevorzugung, ſondern eben jo wohl auch von einzelnen Maaßregeln. 
Sollte alfo eine folche zwar unzweifelhaft einer bejtimmten Gattung 
des Vermoͤgensbetriebes vortheilhaft fein, dagegen aber einer oder 
mehreren anderen in gleichem Maaße jchaden, jo wäre ihre Durd)- 
führung eben fo ungerecht als thöricht. Nur in dem Einen alle 
lann die Unterlafjung nicht gefordert werben, wenn bie fich wider: 
Iprechenden Folgen von ehr ungleicher materieller Bedeutung find, 
fie alſo einer Seits einen weit größeren Bortheil gewähren, ala fie in 
anderen Beziehungen ſchaden. Wenn Schaten auf beiden Seiten zu 
gefahren tft, jo kann vernünftigerweije die Wahl nur auf das ver- 
haͤltnißmäßig Vortheilhaftere fallen. Werben dabei wohlerworbene 
Rechte verlegt, jo muß allerdings Entſchädigung eintreten; find aber 
überall nur Außfichten und Hoffnungen vorhanden, fo ift auch nicht 
einmal davon bie Rede, fondern die Gejellfchaft richtet fich ein, wie 
es ihr am zuträglichften ift. Dabei ift Mar, daß je nachdem die 
Gefittigung und dad Vermögen eine? Volkes auf einer Entwidlungs- 
fufe fteht, eine und diefelbe Maaßregel fich itt als eine Überwiegend 
nüßgliche, zu anderer Zeit aber als eine vorzugsweiſe nachtheilige 
erweifen Tann, und daß aljo nicht ein für allemal und für alle 
Verhältniffe über Erlaubtgeit oder Unterfagung einer polizeilichen 
Hilfsmaaßregel entichieben werden Tann °). 


8) Um bie Feſtſtellung biefer Grundſätze haben ſich vorzugsweiſe drei deutfche 
Gelehrte Verdienfte erworben. — Vorerſt hat Lift mit ſtürmiſchem Eifer die 
Aufeinanberfolge ber verfchiebenen volkswirthſchaftlichen Richtungen und ber daraus 
für beren Förderung ſich ergebenden ftaatlihen Maaßregeln erörtert und uners 
mäblich geltend gemacht. Allerdings Hat ber leidenſchaftliche Mann fich vielfach 
zu Einfeitigfeiten und Uebertreibungen hinreißen lafien und hat Niemand mehr 
ala er jelbft einer unbefangenen Würbigung feiner Leiftungen gefchadet, auch die⸗ 
ielben in ber That auf einen blofen Beitrag zur Wahrheit heruntergeſtimmt; 

11* 
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Sehe Abtheilung. 
Auſtalten zur Förderung der Erzeugung von Rebfleffen. 


Erfter Abſchnitt. 
Sorge für die Sandwirthfchaft. 

Der Grundjaß einer gleichmäßigen Förderung und Unterjtügun 
fämmtlicher Arten des Vermoͤgensbetriebes tft hinfichtlic der Land 
wirthichaft um fo feiter im Auge zu behalten, als diefelbe allerding 
weniger durch eine glänzende Außenfeite befticht. Unläugbar nimm 
diefelbe nicht jo viele neue Gedanken und Erfindungen auf, ald Ge 
werbe und Handel. Ihr Geſichtskreis ift ein enger, und felbft ei 


allein bie Gerechtigkeit verlangt, daß wenigftend Letzteres anerfannt werde. — 
Weit höher, umfaflender unb bleibendber find die Verbienfte, welche fih Roſche 
erworben bat und dur Vollendung feine großen Werkes noch weiter eriwerbe: 
wird. Mit eben fo jeltener Gelehrſamkeit als glängendem Scharffinne bat e 
nachgewiefen, baß den auffleigenben und wieder abfteigenben Entwidelungsitufen be 
Gefittigung ber Völker auch entiprechende volfswirtbfchaftliche Zuftände zur Seit 
gehen, nicht zu jeber Zeit dag Nämliche naturgemäß und heilſam ift, demgemäl 
benn auch die Einwirkungen des Staates in ben verfchiedenen Stufen und au 
biefelben nicht die gleichen fein bürfen. Bei aller Anerkennung ber Zuftändbe be 
Gegenwart zeigt er doch, baß biefelben nicht bie einzigen möglichen und aljo be 
rechtigten find, und er bat auf biefe Weife der Volkswirthſchaftslehre und ihre 
Anwendungen diefelbe Erweiterung und den gleichen höheren Geſichtskreis gegeben 
welchen Andere bem öffentlihen Rechte und der Staatslehre überhaupt zu ver 
Ihaffen gejucht hatten. Es mag fein, baß ber ftreng ſyſtematiſch durchgeführt: 
Gedanke zuweilen auch bie Aufitellung weniger nachweisbarer Unterfchiebe veran 
laßt hat, und es verfteht fich von felbft, daß nicht jebe wiffenfchaftliche Bearbeitun 
ber Vollswirtbichaft immer gleihmäßig die ſämmtlichen Entwidelungsftufen un! 
beren Wirthſchaft erörtern kann, vielmehr mit voller Berechtigung auch nur ein 
einzelne berjelben, namentlich aljo bie Gegenwart, ind Auge gefaßt werden darf 
wo benn bie anberen Zeitabjchnitten angehörigen Thatſachen und Kehren nur zu 
Warnung vor ungebührlichen Verallgemeinerungen und zur Aufrechterhaltung dei 
blos relativen Wahrheit eines jeden Syſtemes bienen. Die Bebeutung der Auf: 
faffung Nofcher’3 bleibt deſſen unerachtet eine für die Wiſſenſchaft durchichla: 
gende unb für das Leben höchſt heilfame. — Endlich muß Rau das Lob zuer: 
fannt werden, daß er mit gewifjenbaftefter Umficht, allerdings für die gegenwärtig: 
Entwidelungsperiode, die Eigenthümlichkeiten jeder der großen Beichäftigungsarten 
bie Berechtigung bderfelben neben einander, und die daraus entftehende gleichzeitig: 
und fich wechfelfeitig bebingenbe Thätigfeit bes Stantes dargeftellt hat. Mit Billig: 
teit und mit flaunenswerther Kenntniß ber Thatfachen werben bie verjchiedenen 
Anfprüche erwogen und ift jebem daß ihm Gebührenbe zugetbeilt. 


. 
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ungebilbeter Dann mag fie im Seinen erträglich treiben. Sie ge: 
ſtattet nicht die fchnelle Anlegung willkürlich großer Kapitale und 
führt nicht fehnell zu ungemeffenem Reichthume. Ihre Leiftungen 
find nicht an einzelnen Puncten Teicht überfchaubar und dadurch ein- 
druckmachend zufammengedrängt. Dennoch wäre nicht? unrichtiger, 
als wenn der Staatömann ben unberechenbaren abfoluten Werth 
einer blühenden Landwirthſchaft und die vielfachen ftaatlichen und 
geſellſchaftlichen relativen Vortheile derjelden verfennen wollte Ab⸗ 
geſehen nämlich davon, daß die Landwirihſchaft die Lebensmittel Tie- 
fert, welche für bie ganze Bevölferung, und die Rohſtoffe, welche 
für die übrigen Beichäftigungen unentbehrlich find, und deren alles 
nige Herbeifhaffung aus dem Auslande immer ſchwierig und be- 
denklich, Häufig unmöglich wäre; abgefehen ferner, daß fie die unente 
geltlich dargebotene Naturfraft den menjchlichen Zwecken dienſtbar 
macht, während Gewerbe und Handel ihre Ergebniffe nur durch Arbeit 
und Kapital Kiefern können: ift noch Folgendes unbeftreitbar. Die 
Landwirthſchaft kennt die häufigen und tief eingreifenden Schwan⸗ 
fungen nicht, durch welche Gewerbe und Handel in Noth und Zer- 
rüttung gebracht werden. Auch in den, doch nur feltenen, Fällen 


von Mißwachs geht dem Landwirthe jelbft die Noth am menigften 


nahe. Bei einiger Maaßen richtiger Vertheilung des Grundeigen- 
thumes, welche denn doch in menfchlicher Macht Liegt, ijt weder 
Uebervölferung noch Maffenarmuth bei der Landwirthichaft zu finden. 
Ihre Verbefferungen gehen langſam, erfordern nicht mit einemmale 


, große Mengen neuer Arbeiter, und ernähren, jobald fie eingetreten 


find, die erforderliche Weiterzahl nachhaltig. Die Beichäftigung des 
Landwirthes ift gefunder für Körper und Geift; er bleibt ein Menfch 
und wird nicht blog Stüd einer Machine. Das Familienleben bes 
Landwirthes ift natürlich und im MWefentlichen fittlih. Durch dieje 
Gigenjchaften bildet er die feſteſte Grundlage eines tüchtigen Volks— 
und Staatszuſtandes. Sicherlich Gründe genug für den Staat, um 
der Landwirthſchaft alle Förderung angedeihen zu laſſen, welcher fie 
bedarf, und welche fich mit richtigen Grundfägen verträgt ). 


1) S. Els ner, Politik der Landwirthſchaft. I. IL. Stuttg. u. Tüb., 1885; 
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I. Allgemeine Masfregein. 


$. 136. 
1) Verbeflerung ber Yruchtbarleit des Bodens. 

Eine der erjten Bedingungen einer reichen Landwirthſchaft ift 
eine günftige Befchaffenheit de Bobend. Da diefelbe häufig von 
ber Natur nicht unmittelbar gewährt ift, während bie Möglichkeit 
einer Fünftlichen Hilfe wohl befteht: fo bleibt der menjchlichen Be- 
triebfamfeit ein reiches Feld der Thätigkeit offen ?). Natürlich ift 
zunächft der einzelne Cigenthümer zur Verbefferung feiner Grund: 
ſtücke berufen; und in fehr vielen Fällen ift er auch wirklich im 
Stande, dad Erforderliche aus eigenen Mitteln zu leiften, jomit ver 
Staat zu Hilfe und Mitwirfung weder berechtigt noch verpflichtet. 
Allein nicht immer ift dem alfo. Auch abgefehen von ſolchen Boten: 
verhältniffen, welche überhaupt einer Fruchtbarmachung durch Men- 
ſchenhände fpotten, giebt es viele Zuftände, in welchen nur von der 
Anwendung einer Gefammtlraft ein guter Erfolg zu hoffen if. Es 
gehört nämlich zu einem günftigen Erfolge zweierlei. Einmal ein 
entſprechendes Kapital, das denn bei großen Unternehmungen leicht 
die Kräfte auch eines reichen Privatmannes überfteigen kann. Zwei— 
tens aber das Recht, die plangemäßen Anlagen fo weit als nöthio 
auszudehnen und furtzuführen, ohne Hinberniffe und Abweichungen 
von Einzelnen erfahren zu können. Zu Beidem gehört nun aller: 
dings nicht gerade, daß der Staat unmittelbar ind Mittel trete: 
große Actiengefellichaften haben ſchon haufig jehr jchöne Arbeiter 
biefer Art, 3. B. Entwäfferungen, Urbarmadungen u. ſ. w., durch 
geführt. Allein ohne polizeiliche Fürforge kann doch hier nichts ge 
leiftet werden. Zum minbeiten haben ſelbſt die reichſten Gefellfchafter 
vom Staate erft das Necht zu erlangen, ihr Unternehmen auch geger 
den Willen einzelner unverjtändiger oder eigenfinniger Grundeigen 
thitmer durchzuführen. Sodann aber findet fich zu weitauzjchenden 
wenn auch mit ber Zeit einträglichen, Planen immer die nöthige An 
Sparre, Die Lebensfragen im Staate in Beziehung auf dad Grundbeſitzthum 
Bd. I, Gießen, 1842; Rofcher, Volkswirthſch., Bd. II, 5te Aufl., ©. 63 fü 


1) Ueber die näheren Vorausfegungen und Bedingungen ber verfchiebene: 
Arten von Eulturverbefierungen |. Roſcher, a. a. O., ©. 86 fg. 
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zahl von Theilnehmern, fo daß denn doch, wenn etwas geſchehen foll, 
der Staat ſebſt die Ausführung zu übernehmen hat. 

Che zu den einzelnen hierher gehörigen Maaßregeln überges 
gangen werben Tann, ift erft die Frage zu beantworten, in welchen 
Fallen überhaupt eine Arbeit diefer Art zu unternehmen iſt? Der 
Zweck berjelben ift, die Summe der Noherzeugnifje bed Landes zu 
vermehren. Eine folche Vermehrung kann aber vernünftigerweife nur 
gewünfcht werben, wenn der Taufchwerth des neu geförderten Er- 
zeugniſſes außer der Belohnung der Arbeit und bed Betriebskapi⸗ 
tale3 auch noch zureichende Zinſen aus dem auf bad Unternehmen 
zu verwendenden Kapitale nachhaltig liefern wird. Iſt diefe nicht 
ver Tall, jo wäre ber ganze Plan wiberfinnig; denn es ift Feine 
Verbeſſerung des Volkseinkommens, wenn fich ein jährlicher Schaben 
ergiebt. Allerdings hat eine Vermehrung der Nobftoffe außer dem 
unmittelbaren reinen Werthe derſelben auch noch weitere Vortheile 
für den Staat und für das Volk, 3. B. Vermehrung lohnender Ar: 
beit, ſomit der Bevölkerung, dadurch aber wieder bedeutenderes Ge- 
werbe umd größere Macht gegen Außen: allein diefer Nuten ift zu 
theuer erfauft, wenn er den Untergang oder doch wirthfchaftliches 
Siechthum der unmittelbaren Unternehmer zur Folge hat. Davon 
ganz abgefehen, daß man in allen Verhältnifien mit demjelben Kapitale 
andere einträglichere Unternehmungen hätte veranftalten und fördern 
innen, bie ist unterbleiben müffen, weil daſſelbe Gelb nicht zwei⸗ 
mal außgegeben werben kann, fo daß alſo durch jene nicht gehörig 
berechnete Arbeit ein doppelter Schaben entfteht. Dagegen ift es 
allerdings nicht nothwendig, daß der Ertrag reichlich genug ausfalle, 
um das Anlage- Kapital jelbft jchnell und in gegebener Zeit zurüd 
zu bezahlen. Eine Verzinjung genügt, da der Unablöglichfeit des 
Kapital? die Beitänbigkeit ded Nuten? gegenüber Steht. 

Die Hauptjächlichiten Unternehmungen, von denen man fich eine 
Vermehrung der Fruchtbarkeit des Stantögebieted verfprechen kann ?), 
fmb folgende: 

1) Entwäfferungen. Grundſtücke können in breifadher 


2) S. über den gefammten Begenfland: Sprengel, Die Lehre von ben 
Urbarmachungen und Grundverbeflerungen. Lpz., 1838. 
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Audsehnung fiberipwemi ten. Ennwerer Tr Gr Weimar mi 
Möafjer bedectt: over Fink fie e& mr abwrdhtefnt. alles: zei % Si. 
daß ft feine Grabnarbe bilden Tan: ober erwolich mr ic mr W- 
sen iberſhwemnn. allein doch fc Fed, bar ınır Mienanäter wien 


Im erfien ume im dritten Kalle fine fie für dir Grimmeleit merken: 


li, allen das durh Entwäflerung gewonnen: Lam weit Tür ac 
Beniuzung gewonnen: in bem zweiten falle Ivmmı zu wem wird 
ſchaftlichen Bortheile no die Berbefierung bei Beimmäriifitennel. 
Immer alio ih Entwaͤfſerung an fi winidendwerik®) ur big 


pi #.8 


ih fie such wiethfehaitlich Sehr vortbeilhait, Iomin emßrürber: € + 


namentlich die Eindeichung von Uferftreiten mu Kinfteknb, nr Aue 
trocknung von Binnenfeen und von fumpfigen Nisderumgen %ı m 
ſolches Unternebmen kann aber wieber yon brei verkhirbenen Sei 
gemacht werden: von ben Eigentbiimern ber zu eutwählersen Eirupt- 


ftüde ſelbſt; von dritten Frivatpericnen; vom Stacur Sei aller - 
Zweckmaͤßigkeit der Plane bat natürlich im Falle miwerheme I - 
erbietungen das ber Eigenthümer den Vorzug; der Exam aber Wh - 


beiden anderen nad, und hat fberhaupt nur dann eimzuıreen, wenn 
fih zu einem unzweifelhaft ausführbaren und nügfichen Unterachesen 
bie erforderlichen Privatfräfte, alio auch Actiengeſellſchaften. wich 
darbieten. Bon verfchiebenen Planen geht der von einer umpartkeii- 
ſchen Behörbe als der zwedtmäßigfte erfannte den übrigen wer. Jeden 
Falles aber ift ber Plan vor Angriffnahme der Arbeiten in tedhmitcher 
Beziehung auf das genauefte zu prüfen, nicht nur um pefitto-gemein- 
ſchaͤdliche Theile zu befeitigen, fondern auch um die Durchführung 
ficher zu ftellen. Ein Mißlingen hätte nicht nur den Verluſt der 
aufgewenbeten Weittel zur Folge, fondern koͤnnte leicht eine Verbeſſe⸗ 
rung für alle Zeiten unmöglich machen. Nicht felten wirb auch eine 
Theilung an der Stelle fein, fo daß der Staat (oder vielleicht eine 
Acilengeſellſchaft) eine das ganze Unternehmen erſt moͤglich machende 


— — — — — 


3) Arnd, Materielle Grundlagen, Seite 285; Sprengel, a a. D., 
©. 8 ni Roſcher, Bd. II, S. 103 fg; Rau, Volksw. Polit., I, S. 218 fg. 


4) Eo 4. B. die Eindeichungen an den niederlänbifchen und deutſchen See: 
kuſten; die Schußdämme an Flüſſen in China, Agypten, Norddeutſchland, Holland; 
bie Austrocknungen ber Bolder und Kooge; bie Tieferlegung von Schweizerfeen u. ſ. w. 
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große, ſich erft allmählig und ſpät verzinfende Vorarbeit zu über- 
nehmen hat, während die Benutzbarmachung des einzelnen Grund« 
ſtücks alsdann von ben einzelnen Beſitzern wohl allmählig außgeführt 
werden kann d). In diefem Falle kann felbjt bei nicht unmittelbar 
zu erwartendem Ertrage jener Vorarbeit biefelbe doch, ſelbſt wirth« 
fchaftlich, begründet fein, indem ber durch die VBerbefferungen der Ein- 
zelnen gefteigerte Mehrwerth der Grundſtücke und überhaupt bie 
burch Erhöhung des Wohlſtands und einer nützlich beichäftigten Be⸗ 
völferung vermehrte Steuerkraft nachhaltigen, wenn auch nur langjam 
eintretenden, Gewinn in Auzficht ftellt. — Jeden Fallez find aber zur 
Erleichterung ſolcher Verbeſſerungen manchfache rechtliche Beſtim⸗ 
mungen durch Geſetz ein für allemal zu treffen. — Bor Allem ift 
dad Eigenthumsrecht an dem durch bie Austrocknungsarbeiten neu 
zu gewinnenden Lande zu ordnen, was dann am zweckmäßigſten im 
Berhältniffe der zur Gewinnung vorzunehmenden Arbeiten und deren 
Koften gefchieht. — Sodann muß die Zwangsverbindlichkeit der ein- 
zelnen Grundeigenthümer feftgejtellt werden. Im Falle der eine oder 
ber andere Eigenthümer ſich dem ganzen Unternehmen widerſetzt, 
kann kein Zweifel fein, daß der Widerſpruch nicht zu beachten ift, 
wenn außer ber Verbefferung bed Bodens auch noch andere Gründe 
ber öffentlichen Nütlichkeit für bie Austrocknung fprechen, 3.8. Ge- 
Iundermachung ber Luft, Verhinderung weiterer Verſumpfung, Er- 
lahterung des Verkehres; im Beharrungsfalle hat ein ſolcher Wider: 
pännftiger feine Grundſtücke zu ihrem wahren ibigen Werthe art 
in Unternehmer abzutreten. Ebenjo bat der Staat unzmeifelhaft 
kei einer von ihm felbft zum allgemeinen Bortheil unternommenen 
Arbeit das Recht, Zwangsenteignung eintreten zu laffen. Sollen 
aber blos wirthichaftliche Vortheile durch ein Privatunternehmen er: 
richt werben, fo verlangt die Billigfeit, daß der Wiberfpruch von 
Eigenthümern nur dann unbeachtet bleibt, wenn die Befiter eine? 


5) So 3. 8. die Grabung eined großen Kanales zur Möglichmachung ber 
Entwäflerung tiefliegender oder mit Torf bededter Landftriche; bie Erbauung eines 
weitausgedehnten Syſtemes von Schugbeihen und Schleußen, in beren Rüden . 
mn erft bie einzelnen Verhefferungen vor ſich gehen können; die Erbauung einer 
Landſtraße zur Zugänglichmachung einer Gegend und zur Abfuhr ber allmählig 
m gewinnenben Erzeugnifle. 
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großen Theiles, wenigſtens alſo der Hälfte der beihelligten Grund⸗ 
ftircke, fich für die Vornahme erklären *). In biefem Falle tft ber Min⸗ 
berheit die Wahl zu laffen, fich entweder zu betheiligen, ober das zur 
Ausführung nöthige Land gegen volle Entihädigung bes tigen Werthes 
an bie Unternehmer abzutreten. — Ferner ift das Berhältniß zwiſchen dem 
Unternehmer eines Werkes und den Eigenthümern ber durch baffelbe 
unmittelbar gewinnenden Grundſtücke feftzuftellen. Die ben Erfteren 
gebührende Entſchädigung ift natürlich aus dem burch bie Mbwäfle 
rung erzeugten Mehrwerthe ver verbefferten Grundftücke zu Leiften ) 
So ſchwierig e8 fein möchte, durchgreifende Regeln über dieſes Ber 
Hältmig ein für allemal aufzuftellen, jo fcheinen boch nachftehende 
Beftimmungen dem Rechte und der Bilfigfeit gemäß. Wenn nick 
ein beftimmter Vertrag vor ber Beendigung des Werkes abgefchloflen 
- wurde, fteht e8 in der Wahl des gewinnenden Eigenthümers, die 
ihn betreffende Entſchädigung durch ein Kapital, durch eine auf dab 
verbefferte Land gelegte Grundrente, oder durch Abtretung eine 
Theiles dieſes Rande felbft zu berichtigen. Hinſichtlich der Größe 
ber Entichädigung aber if} zu unterfcheiden zwiſchen den Fällen, in 
welchen bie Kojten der Unternehmung durch Mehrwerth ver Ländes 
reien nicht ganz oder nur gerade gedeckt wurben, und benjenigen, 
wo fich ein mehr ober minder bebeutenber Ueberſchuß ergab. M 
. jenen fordert die Billigkeit, daß die Unternehmer den ganzen Mehr⸗ 
werth erhalten; in biefen dagegen ift nach erſt gemachter Bezahlung 


6) Sehr zweckmäßig find bie englifcgen Geſetze über folge große, manchfache 
Intereſſen und Rechte berübrende Arbeiten. Sie geben jedem Betbeiligten Gelegen 
beit feine Anſicht und feine Anfprüche vollfommen geltend zu machen, ohne baf 
fie bloßem Eigenfinne bie Macht liegen, nütlihe Unternehmungen zu hindern. 
©. biefelben bei Dupin, Reife nad) Großbritanien. Landmacht. Bd. IT, Seite 
1 fg. Schon etwas zu gewaltthätig iſt das franzdf. Beleg v. 16ten Sept. 1807, 
ſ. baffelbe bei P&chet, Dict. de l’administr. depart. 

7) Diefer Mehrwerth ift zu finden burch eine von unpartbeiifchen Kunſt⸗ 
verftänbigen gemachte doppelte Abſchätzung der betreffenden Grundſtücke, einmal 
vor der Abwäfferung, das zweitemal nach derfelben. Daß angeführte franzöfiiche 
Geſetz enthält in Art. 7 fg. eine zwedimäßige Beftimmung über biefe Schäßungen. 
Mit Recht ift übrigens bei der Schäßung auch darauf zu fehen, ob bie Eigen: 
thümer auch ohne dad AbwäfferungssUnternehmen eine Zunahme oder Abnahme 
ihres bisherigen Ertrages zu erwarten gehabt hätten. 


— —— — — .. - 
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der Auslagen eime Theilung des Weberfchuffes vorzunehmen. Am 
beften werben unpartheiiſche Schiedsrichter die Theilungsquote be 
Kimmen mit Rüdficht auf die Größe des gewagten Kapitales, auf 
bie Mühe umb auf die Gefahr ®). — Eine befondere Berüdfichtigung 
verdient noch die Trockenlegung feuchter, und dadurch auch Falter 
Ländereien durch unterirbifche thönene Ahzugsroͤhren (Drainirung). 
Die Erlangung bes fehr bedeutenden Nutzens ift allerdings in der 
Regel, bei dem nicht fehr bedeutenden Koftenbetrage, den Beſitzern 
kibft möglich; doch kann die fchnellere Verbreitung dieſer Verbeſſe⸗ 
rung burch verzinzliche Vorjchüffe aus öffentlichen Kaflen bewerk⸗ 
Rligt werben °). Außerdem wird e3 nicht. felten einer Negelung 
3 abfliependen Wafjerd und einer Tieferlegung beſtehender Wafler- 
beete zu deſſen Aufnahme bebürfen, wozu der Staat bie Techniker 
za ftellen, auch in ben Öffentlichen, alfo ihm zuftehenden, Genäffern 
be Koften zu tragen hat. Br 

2) Bewäſſerungen. Meberflüffig ift es, die großen Bor- 
theile einer zweckmäßigen Bewäfferung für manche Arten von Grund: 
Rüden und Eulturarten (namentlich Wiefen) aus einander zu jeben. 
Mm den wärmeren Gegenden namentlich find fie das befebende Prin- 
cip des Feldbaues; ebenfo für jandiges Land auch in Fälteren Him— 


2 melöftrichen häufig bie Bedingung eined Ertraged. Die polizeilichen 


Regeln über die Einrichtung der Bewäfjerungs - Anftalten find im 
Allgemeinen ſehr ähnlich den jo eben Hinfichtlich der Entwäſſerungs⸗ 
Anftalten entwickelten Grundſätzen 19%. Noch find aber nachſtehende 
beſondere Puncte zu bemerken: 


8) ©. über das Ganze Rau, a. a. O., ©. 222 fg.; daſelbſt auch Beifpiele 


-E von mehr ober minder glüdlihen Entwäflerungs:Unternehmungen, fammt einiger 
:I Steratur über bdiefelben. Weber das Technifche ift nachzuſehen: Thär, Grund⸗ 


fie ber tationellen Landwirthſchaft. Bo. IN, ©. 153 fg. (Ausg. von 1831) und 
Arnd, Die Gewäfler der Binnenlänber, ©. 148 fg. 

9) In England fol der Staat über 6 Mill. 8 St. an Vorſchüfſen zu die: 
ſem Zwede gemacht haben. S. Roſcher, a. a. D., S. 105, Note 6. 

10) Ueber Bewäfferungsanftalten f. Thär, a. a. O., S. 192 fg.; Arnd, 
a. a. O., ©. 165 fg.; Lengerke, Anleitung 3. Wiefenban, 2te Aufl., 1843; 
Shen d, Der Wieſenbau. 2te Aufl. Siegm., 1843; Faul, Der natürliche 
und ünftliche Wiefenbau. Leipg., 1848; Patzzig, Aufruf zur Verbeflerung ber 
Biefen durch Bewäflerung. 2te Aufl, 1845; Zeller, Das Wieſenculturgeſetz. 
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a) Da das Waffer in den Öffentlichen Gewäffern dem Staate 
gehört 12), fo Haben Privatunternehmer ein Recht, bie ihnen noth- 
wenbige Menge von ihm zu erwerben. Zur Erwerbung eined Pri- 
vatgewäfjers bedarf e8 einer Erlaubniß nicht. 

b) Bei jedem Gefuche um Abtretung eines Mafferrechtes. hat 
der Staat theild zu unterfuchen, ob nicht das Wafler zu anderen 
nothwendigen Zwecken, z. B. zur Tränkung von Menjchen und Thie- 
ren oder zu dem häuslichen Gebrauche von Anwohnern, unentbehr: 
fich ſei, theils, ob daſſelbe nicht zu anderen wirthichaftlichen Zwecken 
mit größerem Nutzen verwendet werben koͤnnte. In letzterer Bezie- 
hung find außer ben bereit bejtehenden Gewerben auch erit anzu- 
legende, welche aber mit Wahrjcheinlichfeit erwartet werben koͤnnen, 
in? Auge zu fallen. Namentlich ift bieß in Ländern zu beachten, 
beren bewegende Kräfte, wegen Mangel? an Brennmaterial, haupt: 





Darmft., 1843; Giovanetti, Du régimo des eaux. Par., 1844; Hirſch⸗ 
feld, Die rechtlichen Verhältnifie bes Waſſers. Alt., 1846; Bogelmann, 
Das Gefe und bie Bewäſſerungs-Anlage in Baben. Karlör., 1851. Da jeboch 
bie Verfchiebenheit der Intereſſen der Landwirthſchaft und ber Gewerbe in biefer 
Materie fehr viele wiberfprechende Anfichten und Forderungen ber Verfechter bei- 
ber Betriebszweige zu Tage gefördert hat, fo find auch bie Schriften ber Gegner 
einer unbebingten Begünftigung und Einführung ber Bewäflerung wohl ind Auge 
zu faflen, fo namentlih: Vol z, Entwurf eines Geſetzes unb bie Benützung ber 
Gewãſſer für Landwirthſchaft und Gewerbe. Tüb., 1843; Sietz e, Beleuchtung 
ber (preuß.) Denkſchrift und des Geſetz- Entwurfes über Benützung ber Privat: 
flüffe. Berl, 1843; Gutachten der württemb. Waſſerwerksbeſitzer. Stuttg., 1853. 
Aufgabe einer umfichtinen Befeßgebung ift bier Auffindung einer billigen Aus: 
gleihung. Sehr belehrende Schilderungen ber beiden berühmteften Bemäflerungs- 
‚ Softeme in Europa, nämlich bes Iombarbifchen und bes catalonifch-valencianifchen, 
geben: Joubert de Passa, Voyage en Espagne, ou recherches sur 
les arrosages, sur les lois et coutumes, qui les regissent. I. II. Par., 1824; 
Burger, Landwirthſch. Meife durch Oberitalien. Bb. II, ©. 49 fg.; Rumohr, 
Meifen durch bie öoſtlichen Bundesſtaaten in bie Lombardei, 1843, Seite 87 fg.; 
Nadault de Buffon, Les canaux d’arrosage. I. II. Paris, 1848. — 
Bei Lebterem, Bd. I, S. 350, 428, fehr merfwürbige Angaben über ben Kauf: 
und Miethwertb einer Waflerabgabe, fo wie über ven Nuten ber Bewäflerungen. 
Am Mailändiſchen allein wird er auf 37 Mil. Kranken jährlich berechnet. Val. 
auch Roſcher, 3b. II, ©. 106. 

11) S. Cancrin, Abb. von dem Waſſerrechte. Halle, 1789, Erfte Abth., 
$. 77 fg; Sie tze, a. a. O., ©. 3fe.; Maunay de Mornay, Pratique 
et legislation des irrigations, ®b. II, ©. VII fg. 
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Kchlich in Wafferftürzen beftehen. Endlich muß das Bebürfni der 
Schiffahrt und der Floͤßerei berückſichtigt werden 12). 

c) Wenn Müller oder fonftige Gewerbe - Snhaber bereits ein 
Recht auf ein Waſſer haben, jo ift vor Allem das Maaß dieſes 
Rechtes nach den vorliegenden Berechtigungen, Verjährungen, ober 
Gewohnheitsrechten genau zu beitimmen. Falls daſſelbe über das 
Bedürfniß des Werkes hinausgeht, mag es auf das Nothwendige bes 
ſchränkt werben; wobei jeboch eine zwar noch nicht ausgeführte, 
allein als beabfichtigt nachzuweiſende Erweiterung de Werkes eben- 
jalls bebacht werben muß, auch der Gewerbe-Befiter nicht genöthigt 
werden Tann, eine andere angeblich gleich nützliche aber waſſerſpa⸗ 
rende zu ſetzen oder ſetzen zu laflen, jo wie nur ber mindefte Zweis 
jel über beren Erfolg obwalten kann 29%), Der freie oder frei ges 
machte Meberreft fteht zur Verfügung des Staates. Meicht ſolcher 
zu der beabfichtigten Wäfferung nicht aus, jo ift zu unterfuchen, ob 
eine gänzliche oder theilweije Erpropriation des Gewerbeinhabers ftatt- 
inden kann. Der Enticheivungggrund hierbei ift die verhältniß- 
mäßige Wichtigkeit der beiden VBerwendungsarten, indem dad Waller 
vernunftgemäß auf die gemeinnützlichſte Weife zu verwenben ift. Bei 
der Schadensberechnung iſt natürlich nicht nur der Kapitalverluft 
und ber entgehende reine Gewinn, ſondern aud) der zu entziehende 
Arbeitsverdienſt des Gewerbenhen zu berechnen 7%); und wenn ein 
Theil des Werke? ganz wegfallen foll, jo muß es in bie Wahl be 

12) &3 if ein Beweis von Mangel an volkswirthſchaftlicher Weberficht, wenn 
von den jüngften Lobrednern und Begünftigern der Wäflerungen (ftehe oben bie 
Titel der Schriften) auf bie Bebürfniffe der Gewerbe und bed Hanbeld gar feine 
Rüdfiht genommen und die Erzeugung der möglichlt großen Menge von Gras 
ohne weiteres nicht nur als die höchſte, fondern felbft als die einzige Aufgabe 
der Waſſerbenutzung angefeben wird. Ganz wiberfinnig jogar iſt es, wenn zur 
Rechtfertigung ber Nichtberüdfichtigung bes technifchen Waflergebraucdhes behauptet 
| werben will, daß die Wäſſerung bei richtiger Wiederzuleitung die Wafjermenge 
gar nicht vermindere. So 3. B. Schend, Wiefenbau, S. 54. 

13) Alerdingd wollen neuere Gefebentwürfe, wie 3. B. ber preußifche von 
1842 und ber württembergifche von 1843 dieſe Berücfichtigungen der Werkbeſitzer 
nicht eintreten laſſen; allein mit Recht ift auch diefe ungerechte und einjeitige 
Auffaffung fcharfem Tadel unterlegen. S. Sietzze, a. aD. ©. 15 fg 

14) Wie fhwierig übrigens eine gegen den erproprürten Gewerbenben wirk⸗ 
lich billige Schadensberechnung ift, führt aus Vol z, a. a. O., ©. 8. 
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Eigenthümers geftellt werben, ob er ben Reſt Behalten ober das 
Ganze an die Erpropriürenden abtreten will. Häufig wirb Übrigen, 
ba das Bebürfnig der Wäflerung nur von Zeit zu Zeit eintritt, 
nicht der gefammte Gewerbebetrieb, ſondern nur eine zeitweile Augübung _ 
deſſelben zu erpropriiren fein. 

d) Das zu Einrichtungen von Bewäflerungs : Anlagen nöthige 

Land kann, wenn das Unternehmen rechtlich feitfteht, entweber durch 
Zwangsabtretung erworben werben, ober find, gegen Entjchäbigung, 
Servituten aufzulegen. Letzteres ift. ſchonender für das Eigenthum, 
und erleichtert die Anlagen bedeutend. — Da übrigens nicht blos 
die unmittelbaren Anlieger an einem öffentlichen Waſſer einen An- 
ſpruch auf deſſen Benügung haben, jo find vorliegende Grundeigen- 
thümer, natürlich gegen Cutſchädigung, zur Zulaffung von Zulei⸗ 
tungs⸗ und Ableitungs- Einrichtungen aud für Solche gejeglich zu 
verpflichten 1°). 
ES 6) Die Unternehmer eines Kanalſyſtemes haben das Recht, das 
Waſſer an die einzelnen Gutöbefiter zu verlaufen. Durch eigene 
Vorrichtungen und Auffeher ift dafür zu forgen, daß Keiner länger 
und mehr wäfjere, als er berechtigt ift. Eigene Schiebögerichte ver- 
meiden am beiten die zahlreichen Procefje, welche aus Mißbrauch in 
biefer Beziehung entftehen können 19), 

Von großem Nugen wird die Bildung eigener Techniker zur 
Errichtung der Wäflerungsanftalten fein; es ift demgemäß ein be- 
jonderer Unterricht (etwa an einer landwirthſchaftlichen Lehranftalt) 
zu ertheilen 77), 


15) ©. Maunay de Mornay, Bd. I, a. v. St. Weitere Beifpiele 
von Gefeßgebungen bei Rau, a. a. O., ©. 318, Anmerf. e). Bon welchem 
Werthe ein geſetzlich gut geordnetes Syſtem von Servituten ift, beweist Die Lom⸗ 
bardei, mo fich bafjelbe auch unter öfterreichifcger Herrſchaft gewohnheitsrechtlich 
erhalten Bat. 

16) Ein intereffantes Veifpiel eines folgen Gerichte ift ber Cort de la Seu 
in Valencia, (beftehenb aus fieben Bauern), dem jeber Gutsbefiger unterworfen 
ft, und welches unter bem Portale der Kathebrale in Valencia wöchentlich eine 
öffentliche Sitzung Hält. ©. Hertha, Zeitichrift von Berghaus unb Hoffmann, 
Sahrgang 1825, Bd. IV, 9. 1, ©.48fg; Borruly Villanova, Dis- 
corso sobre la distribueion de- las aquas del Turio. Ed. 3. Valenc., 1828. 

17) Beifpiel un Or.⸗H. Heften. ©. Zeller, a. a. D., ©. 68 fg. 
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3) Bon der größten Wichtigkeit für die Fruchtbarkeit eines Lan- 
des ift der Brad ber Trockenheit oder Feuchtigkeit beffelben. 
Die Ertreme beider Zuftände find gleich ſchädlich. Nun kann aber 
auf die Waflermenge eines Landes der Menfch, freilich nur durch 
jehr umfaſſende Arbeiten, einen fühlbaren Einfluß ausüben. Es 
hängt nämlich die Regenmaſſe in einer Gegend zum großen Theile 
von ber bedeutenderen ober Tleineren Ausdehnung der Walbfläche 
auf den Gebirgen ab. Die Waldungen halten die Wolfen auf, vers 
dichten durch ihren nieberen QTemperaturgrab bie Dünfte, welche 
außerdem durch die große In ihnen beitänbig herrichende Feuchtigkeit 
ih vermehren. Je nachdem aljo die Bergwalbungen abgeholzt oder 
table Berge befaamt werben, kann die Mafie des jährlich fallenden 
Regend vermehrt oder vermindert, ud nah aljo dem Boden grö- 
Bere Trockenheit oder mehr Feuchtig geben werben, wie daS bes 
ſondere örtliche Bedürfniß folches verlangt. Ebenſo ſchützen dichte 
Baumpflanzungen läng? ber Ufer der Gewäfjer diefelben gegen Ver⸗ 
dunftung, während Entholzung diefe begünftigt. Der Einfluß von 
allem dieſem auf die Quellen und Flüffe füllt in die Augen; in 
allen wilden Ländern find die Ströme zahlreicher und größer, als in 
bebauten. Wird doch ſelbſt der mittlere Wärmegrad eined Landes 
dadurch jehr merklich geändert. Uebrigens find allerdings biefe Er- 
gebniffe nur nach langer Zeit und durch folgerichtig fortgejeßte, ſehr 
umfaffende Anftalten zu erzielen. Auch ift einleuchtend, daß noch 
andere Rückſichten, fo z. B. forftpolizeiliche, gewerbliche, landwirth⸗ 
Khaftliche, ſelbſt ftaatliche, auf den Entjchluß ‚einer bedeutenden Ver⸗ 
mehrung oder Verminderung der Waldungen von Einfluß fein Lön- 
nen. eben Falles kann daher nur unter der Leitung ded Staates 
und nach den von ihm entworfenen und gehanphabten, wohl zum 
größten Theile auch ausgeführten, Planen dag nach allen Beziehungen 
Wünſchenswerthe unternommen und etwas Bedeutendes erwartet 
werden. Die technifchen Mittel dazu giebt die Forſtwiſſenſchaft an 
die Hand 19). 

18) Diefer Gegenſtand ift ausführlich behandelt in: Kafthofer, Betrag: 


tungen üb. db. Veränderungen im Clima des bernifchen Hochgebirged. Bern, 1822; 
Moreau be Jonnèes, Unterfuchungen über die Veränderungen, die durch 
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4) Urbarmahung von Haiden und Sandfeldern. Daß eine 
Vermehrung des bebaubaren Bodens von Nugen und ein Bebürfnif 
für die vermehrte Vollömenge fein Tann, bebarf eines Beweiſes; 
auch ift die bisherige Vernachläfligung Fein Beweis, daß folche 
Striche nicht volllommen nugbar fein können. Doch iſt die Unter: 
nehmung weber immer wirtbichaftlich vortheilhaft, noch leicht. — 
Wenn nämlich die vorhandenen Arbeitäfräfte und Kapitale zur 
nüßlichen Bewirthichaftung ber bereitö in Auzbeutung genommenen 
"Fläche eben hinreichen, vieleicht Hierzu nicht einmal genügen, fo 
wäre die Verwendung eined Theiles derſelben auf weitere Ausdeh— 
nung ber Felder ein offenbarer Fehler. Die biäher benübten würben 
weniger ertragen al biäher, und ob der Ausfall durch den Ertrag 
aus den neu urbar gema gleih und vollftändig erſetzt würde, 
wäre zum minbeften zweifck Jeden Falles würde man durch 
eine ſolche Beifügung zu einer noch extenſiveren Wirthſchaft ge⸗ 
nöthigt fein, als ſchon bisher geführt wurde, alſo einen Ruͤckſchritt 
machen. In ſolchen Fällen muß alſo das ganze Unternehmen auf 
eine weitere Entwicklungszeit aufgeſchoben werden, und iſt ihre itzige 
Unterlaſſung kein Zeichen von Trägheit oder Unverſtand, ſondern 
im Gegentheile von richtiger Einſicht. — Aber auch wo die allge- 
meinen Verhältniſſe eine weitere Urbarmachung als zuläffig erfcheinen 
laſſen, find nicht felten große Schwierigkeiten im Wege. So gewiß 
nämlih Meine Urbarmachungen in der Nähe jchon eingerichteter 
Güter von deren Befigern richtig berechnet und dann mit Nuben 
unternommen werben Tönnen; und fo gewiß fie, mit Klugheit und 
Umficht begonnen und durchgeführt 1°), erfprießlich für diefelben fein 
„bie Ausrottung ber Wälber in dem phyſiſchen Zuftand der Länder entſtehen. Aus 
bem Franz. von Wiedenmann. Tüb., 1828, ©. 105 fg.; Grebe, Die Beauf: 
fihtigung der Privatwaldungen. Eifen., 1846, ©. 15 fo.” (wo auch noch viele 
weitere Literatur). — Moreau de Jonnds weist z. B. nah, daß in ber beißen 
Zone bie Feuchtigkeit der Luft im Verhältniffe von 1:40 in waldigen und ent: 
waldeten Gegenden verfchieben ift; in ber gemäßigten Zone wenigftend wie 8: 5. 
Eben fo zeigt er, daß die Waflermafle der Flüſſe in einem entwaldeten Lande fich 
zu ber in einem waldreichen wie 2:3 verhält. 

19) Man ſehe die höchſt verftändigen Regeln und Warnungen von Thär, 
a. a. O., ©. 112 fg. Uebrigens ift mit Prittwitz, Gränzen ber Givilifation, 
©. 11 fg., zugegeben, baß bei fleigender Gefittung burch Verbeſſerung der Ver: 
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werden: eben fo gewiß tft, daß große Unternehmungen biefer Art 
über bie Kräfte Einzelner gehen. Entweder müflen aljo hierzu 
Actien⸗Geſellſchaften gebildet werden, oder hat der Staat fich dem 
Unternehmen zu unterziehen 2°). — Im erjtern Falle bat die Po- 
Tizei fih auf Abwehrung möglichen Schadens für Andere und für 
die Gefammtheit zu beichränten. Solcher Schaden würbe aber ein- 
treten, wenn bie Urbarmachung auf eine Weife vorgenommen werben 
wollte, welche feine beftändige Verbeflerung, fondern eine, durch 
übereilte und zweckwidrige Benützung leicht herbeigeführte, gänzliche 
Erihöpfung des Boden? zur Folge hätte Sollte fich daher etwa 
auch die Achtung vor den Nechten des Privateigenthumes jo weit 
ausdehnen müſſen, daß bie Polizei Privatunternehmungen auf 
einem in Privateigenthum feed nicht einjchritte, jo muß 
in jedem Falle dieje Rückſicht wegfallen bei Urbarmachungen von 
Ländereien, welche von dem Staate hierzu erbeten werben. Hier 
ft eine Prüfung des Verbeſſerungsplanes und ein Widerſpruch 
gegen einen unzweckmäßigen gewiß völlig gerechtfertigt. Die dabei, 
je nach der Beichaffenheit des Bodens, zu beachtenden technifchen 
Rückfichten giebt die Landwirthichaftslehre an die Hand 1). — Findet 
fih aber Fein Privatunternehmer, fo mag der Staat ſelbſt die Sache 
in die Hand nehmen, aber nur nad genauer Prüfung der Ver: 
hältnifje und der Bebingungen de? Gelingend. Einmal alfo muß 
vor Allem zweifelloß der verbeflerte Boden jo viel werth fein, daß 
er die auf ihn verwendeten Koften deckt. Sodann muß gewiß fein, 
daß die nöthigen Arbeiter überhaupt, jo wie ohne Beeinträchtigung 
bereit3 bejtehender einträglicher Beichäftigungen zu bekommen find. 
Ferner, daB dad nothiwendige Anlage- und Betriebs-Kapital auch 
nachhaltig bis zur Vollendung zu dieſem Zwecke verwendet werben 
Inn, damit nicht dag glücklich Begonnene unterbrochen werden muß 
and wieder zu Grunde geht. Finden fich alle diefe Bedingungen 


bindungswege und durch bie Benützung leichter verführbarer Düngftoffe (Knochen⸗ 
mehl, Boubrette u. |. w.) auch entfernter liegende Gründe urbar gemacht werben 
innen. 






20) Im Mittelalter freilich haben reiche geiftliche Korporationen große Unter: 
nehmungen folcher Art vollzogen; allein folche beftehen itzt kaum irgendwo mehr. 
21) ©. Thär, a. a. O. 
v. Mohl, Polizeiwiſfſ. IL. 8. Auflage. 12 


- 
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vor, fo werke ber Plan mit Umficht entworfen und feine Ausführung 

dem rechten Wanne übertragen; bad Ergebniß ‚aber vernichte man 
nicht wieder durch Uebereilung, Ungeduld oder folgeldſes Hanbeln 2°). 

Eine beſondere Beachtung verdient bee Vefeftigung von Sand- 
flächen. dur Anbau, namentlih durch Anpflanzung mit Wald. 
Außer dem Tünftigen Ertrage einer folgen Eultur kommt nämlich 
‚in Betracht, baß diefelbe das eingige Mittel fein Tann, um bereits 
in Bau genommene Gelände vor Ueberſchüttung mit Flugſand zu 
bewahren. Der unmittelbaren, allerdings vielleicht fpärlichen, Wald⸗ 
nußung ift alfo auch noch bie Abwendung biefeß Schadens zugu- 
rechnen, wenn es fich von der Entſcheidung über die Außführbarkeit 
handelt. Aber klar ift ‚auch, daß die Abwendung des Uebel- 
ſtandes zunächſt den Ei ern des bedrohten Feldes obliegt, 
und daß ber Staat nım einer Seit bei offenbarer Unzureichenheit 
ihrer Kräfte, anderer Seit bei entſprechender Größe des Vortheiles 
unmittelbar unterjtügend einzutreten hat *®). 


2) Begriuinung rechtlicher Hiuderuiſſe. 
6. 137. 

a) Allgemeines. 
Theils wirthfchaftliche, theils geſellſchaftliche, theils ſtaatliche 
Gruͤnde haben von dem Untergange de römischen Reiches an allmählig 
eine jehr zahlreiche Gattung von Rechtäverhältnifien der landbanenden 
Bevölkerung und der von ihr bejeffenen Güter hervorgerufen, welche 
im Wefentlichen auch fortbeftanden, nachdem ein intenfiverer Betrieb 

ber Lanbwirtäfchaft jo wie die immer weiter um ſich greifende und 






22) Ueb. das techniſche Verfahren fehe man Sprengel, a. a. D., Seite 
250%4., 338 fg. — Beifpiele von gelungenen Eulturen biefer Art Tiefen vor 
Allem die Niederlande. Gie find aber ach zu gleicher Zeit Beweiſe von ber 
Schwierigkeit des Unternehmens und von der Nothwendigkeit feften Beharrens bei 
einem rubigsvernünftigen Plane. Man ſehe J. Thys, Memorie of vertoog, 
over het üytgeren en tot culture brengen der vage en incalte gronden. 
Mecheln, 1792; Shwer$, Anleitung zur Serutniß der beigifchen Landwirth⸗ 
haft, Bd. IH, ©. 277 fg.; Grouner, Beſchreibung einer Reife burg das 
Körkgräich der Niicherfanbe. Pfau, 1826, Eh. I, &. 118 fe. 

283) ©. Peauewig, Anleitung zum Anbau ber Sanbfläxhen.: Marienw, 
1882. 
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nothwendig werbenbe Gelbwirtbfchaft und bie Heritellung perſoͤn⸗ 
licher Freiheit der Lanbbenölferung die Bedeutung derjelben geänbert 
und fie in unberechenbare 'Hinderniſſe richtigen Landbaues und in 
ſchreiendes Unrecht verwandelt hatten, jelbft wenn fie nicht ur- 
ſprünglich durch) Gewalt ober Lift der bevorzugten Stände aufgelegt 


worden, zum Xheile fogar Erleichterungen früherer noch ſchlechterer 


Zuftände gewejen waren. Dieß aber war um fo brüdender, al 
die Leiftungen zum Theile, freilich nicht alle, den Berechtigten weit 
wenigeren Vortheil brachten, als jie ben in der freien Benutzung 
von Zeit und Eigenthum gehinderten Pflichtigen ſchadeten. In vielen 
Ländern wurden die bäuerlichen Laften jo die Hauptquelle von Elend 
und Stillſtand. Da nun gewaltfame Auflehnungen nur ſelten ben 
Zwed erreichten, zum‘ Xheile ben Deud ſogar nach der Nieber- 
fchlagung nur noch verjtärkten, freiwillige Bereitwilligkeit von Seiten 
der Berechtigten nicht beitand: jo blieb ed der auch in ihren In⸗ 
tereſſen durch ſolche Zuftände verleßten Staatögewalt überlafien, 
eine Befeitigung herbeizuführen, wobei fie dann, oft gehemmt durch 
Widerſtand der zähe am Hergebrachten hängenden Berechtigten ober 
au anderen Gründen wieder erlahmend, burch die immer jtärfer 
anwachſende öffentliche Meinung unterftügt, wohl auch angetrieben 
wurde. Schlieklich brachten allgemeine jtaatlihe Bewegungen, ver- 
ſchieden nach Art und Zeit in ben einzelnen Ländern, die Sache zu 
einer Entſcheidung. Allerdings in ſehr verfchievener Weiſe, indem 


k 


bald gewaltſam und ſtürmiſch die bisherigen Xeiftungen einfach und 


ohne „alle Entihäbigung für den Berechtigten aufgehoben wurden, 
bald Letzteren im Wege einer ruhigen aber doch zwingenden Gefeß- 
gebung ein Erfah zufiel, welcher wieder in einer dem Kapitalwerthe 
des Bezuged entjprechenden Geldſumme, ober in einer Weberlaffung 
von Grundſtücken, endlich in einer feitgejtellten Rente beftehen mochte. 
Ramentlich in den beiven erften Fällen hörte jebe weitere Verbindung 
fischen bisherigen Bercchtigten und Verpflichteten mit dem Eintritte 
der Abfindung auf und verfchwand überhaupt dad ganze Verhältniß 
bis auf die Ichte Spur; augenblicklich und allgemein, wenn bie 
Umwandlung zwangsmäßig und zu einem beftimmten Zeitpuncte 
eintrat, allmählig, wenn ihre Herbeifuhrung in den freien Willen 
12* 
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ber Betheiligten geftellt würde. Bei ver blofen Verwandlung in 
eine Rente dagegen war zwar bie Laft erleichtert und geregelt, freie 
Benübung des Boden? und der Zeit erlangt, dad Schuldverhältniß 
jedoch nicht zerftört, jondern nur in feiner Art geändert. Die Folge 
hiervon ift dann aber, daß ſelbſt in dem lebteren, ungünftigeren 
Tale wenigften die alten Hemmungen nicht mehr bejtehen, bei ben 
durchfchneidenden erjigenannten Anordnungen aber von den früheren 
Zuftänden unmitteldar nur wenig übrig ift, in manden Staaten 
gar nicht® mehr, und hauptjächlich nur noch bie voͤllige Abwicklung 
ber Ablöſungsgeſchaäfte obliegt )). 

Unter dieſen Umſtänden iſt denn allerdings eine ausführliche 
Erörterung der Nachtheile ſolcher bäuerlichen Laſten, der Berechti⸗ 
gung und Verpflichtung des Staates zu deren Beſeitigung, endlich 
ber zwedmäßigen, gerechten und billigen Ablöfungsmittel itzt nicht 
mehr die wichtige Aufgabe für Wiffenfchaft und Gejeßgebung, wie 
fie es bis vor kurzer Zeit war. Der Gegenftand gehört wefentlich 
der Vergangenheit an. Doch darf er allerdings nicht ganz über: 
gangen werben; theild wegen ber boch noch zuweilen vorhandenen 
Reſte der früheren Verhältniffe, theil3 zur Erinnerung an eine ber 
merfwürbdigften, und wohlthätigjten Umgeftaltungen, weldjer die Ge - 
Ihichte erwähnt. Es ift paflend, auch it noch ſowohl die allge - 
meinen Grundfäge als die wichtigften Arten der bäuerlichen Laften . 
ind Auge zu fafjen. 

Im Allgemeinen zerfielen die zahllofen Xeiftungen der bäuer- - 
Tihen Bevölkerung in dffentlicherechtliche und in privatrechtliche, von 


1) Eine vortreffliche Ueberſicht ſowohl über die gefchichtliche Entftehung ber 
verjchiedenen Arten von bäuerlichen Laften, ala über bie wirthfchaftliche Bedeutung 
berfelben auf ben almählig fich folgenden Entwidlungsftufen ber europäifchen 
Bolker, endlich über die Ablöſungsmaaßregeln giebt Rofcher, Volkswirthſchaft, 
dte Aufl., 8b. II, S. 308 fg. ©. auh Rau, Volkswirthſch. Polit., Ste Aufl., 
I, ©. 93 fg. — Bon ben zahlreichen Eingelfchriften über den Gegenſtand ver: 
bienen befonbere Beachtung: Stüve, Ueb. d. Laften de Grundeigenthums und 
Berminderung derjelben. Hannov., 1830; Lüntel, Die bäuerliden Laften in 
dein Fürftenthum Hilbesheim. Hildesh., 1880; Mofer, Die bäuerlichen Laſten 
ber Württemberger. Stuttg., 1830. Sehr lehrreich find auch die in großer An: 
zahl vorhandenen Werke über die Landwirthſchafts-Geſetzgebung der einzelnen 
Staaten Ein Verzeihniß derfelden bei Rau, a. a. D., ©. 90 fg., Anm. d). 


181 


welchen letzteren die einen, häufigeren, aus der Leibeigenſchaft ſtamm⸗ 
ten, die anderen einen, mehr oder weniger freiwilligen, vertrags- 
mäßigen Urfprung hatten. Bei Befeitigung derjelben aber warb 
nach verjchiebenen Grundfägen verfahren. — Die wenigften Schwie- 
rigleiten boten die dem Staate ſelbſt zuftchenden Rechte dar, ſei 
es nun daß fie fteuerartiger Natur waren, ei e8 daß jle ihm als 
dem Beſitzer von Domänialherrichaften zuftanden. Weber die Bes 
rechtigung zur Aufhebung konnte hier gar kein Streit fein ſobald 
der Staat dazu entichloffen war, und bie ihm für das Aufhören 
zu gewährende Entſchädigung konnte nach Belieben feftgeftellt wer⸗ 
den. Ep kam es denn, daß nicht nur bie fteuerartigen Gefälle, als 
mit dem neuer Abgabenfyfteme unverträglich und als einfache Uns 
gerechtigkeit neben denjelben, ebenjo die Leibeigenſchaftsabgaben, als 
de3 Staates? unwürdig, häufig ganz unentgeltlich aufgehoben wurden, 
für die vertragämäßigen aber nur eine verhältnigmäßig geringe 
Rapitalablöfung gefordert und deren Bezahlung noch erleichtert ward. 
Der dadurch in den Einnahmen der Staatskaſſe entitehende Ausfall 
mußte denn freilich durch Erhöhung fonftiger Steuern gedeckt wer: 
den; allein e8 konnte dieß der Maffe der Bürger auch ohne Uns 
billigfeit zugemuthet werben, da nur eine feit Jahrhunderten ans 
dauernde wigleiche Belaftung eines Theiles der Bevälferung hierdurch 
gutgemacht wurde. Auch bat in der That dieſe Außgleichung wes 
nigen Widerftand gefunden. — In analoger Weile und aus ungefähr 
gleihen Gründen wurde auch mit Nechten verfahren, welche Ge 
meinden und anderen unter der Leitung des Staates ftehenden Koͤr⸗ 
yerfchaften zuftanden. Die, durch die Zehenten namentlich jehr 
bedeutenden, Rechte der Kirchen machten allerdings zumeilen größere 
Schwierigkeiten, und zum Theile fand bis in bie neuefte Zeit heftiger 
Widerſpruch von ihrer Seite ftatt; allein wenn auch wohl ein höherer 
Abloͤſungsmaaßſtab zuweilen verwilligt werden mußte, jo fonnte doch 
‚I der Beſitz ſelbſt nicht aufrecht erhalten werben, da ſelbſt jehr kirchlich 
| gefinnte Bevoͤlkerungen in dieſer Sache, wie leicht begreiflih, auf 
Seite des befreienden Staates ftanden. Nicht felten übernahm der 
lestere die Entſchädigung an die Kirchen felbft, unter Aneignung 
des bigherigen Rechtes, wobei denn freilich auch ziemlich willfürtich 
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verfahren wurde. — In Betreff der Privaten zuftehenden Forbes 
rungen wurbe gewoͤhnlich ein Unterfchteb gemacht zwifchen Leib⸗ 
eigenjchafts-Gefällen und vertragämäßigen oder ſonſtigen gutäherr- 
lichen Rechten. Für die erfteren wurde wenig, zuweilen auch bier 
gar nichts bewilligt, indem der fittliche Unwille gegen ein ſolches 
ungerechteß und unwürdiges Verhältniß über die Würbigung der 
geſchichtlichen und pofitiv geſetzlichen Verhältnifie den Sieg davon 
trug. Bet den anberweitigen Leiftungen dagegen wurde Entſchaͤ⸗ 
. bigung für den reinen Ertrag, alſo nad Abrechnung der für ben 
Bezug und für die Verwaltung zu machenden Ausgaben und mit 
Berůckſichtigung des geringeren wirklichen Werthes mancher Leiftungen, 
verroilligt. Die Bemühungen der Berechtigten giengen bauptfächlich 
dahin, möglichft günftige Bedingungen zu erlangen; und in ber 
Megel gelang es ihnen auch, einen Höheren Werth zu erhalten, ala 
er 3.2. dem Staate gegeben wurde. Daß aber auch jo rioch manche 
empfindliche Verluſte eintraten, namentlich wegen der durch Aufhören 
von Frohnarbeiten und von Naturallieferungen nothwendig wer- 
denden Umgeftaltung der Wirthichaft, läßt fich nicht in Abrede 
ftellen. Zum Theile wurden folche auch verfchuldet durch Wider 
Stand gegen frühere vortheilhaftere Anerbietungen, unter welche dann 

bei einer nochmaligen ftaatlichen Bewegung herunter gegangen wurde. | 
Das zur Anwendung gebrachte Verfahren war aber im Wefentlichen 
das folgende. Bor Allem wurden durch Gefeb biejenigen Leiftungen 
bezeichnet, deren fernerer Fortbauer entgegengewirft werben wollte, 
fowie der Zeitpunct, von welchem an bie neuen Beitimmungen zu 
gelten hatten. Auch wurden Behörben beftellt, welche landwirth⸗ 
Ihaftliche und rechtliche Kenntniſſe in fich vereinigten, um die Ver: 
wanblungen Namen? des Staates zu leiten, bie nöthigen Berech⸗ 
nungen und Tarationen vorzunehmen, Streitigkeiten zwilchen Be⸗ 
rechtigten und Pflichtigen endgültig und ohne unabſehbares gerichtliches 
Verfahren zu enticheiden. In der Sache felbft aber wurden einer 
Seit? Grundfäge aufgeftellt, zu welchem Geldwerthe die verjchiebenen 
Arten von Leiftungen für beide Theile anzufchlagen feien, aljo na⸗ 
mentlich die regelmäßigen Lieferungen von Getreide oder ſonſt üblicher. 
Erzeugniffe, die nur zu unbeftimmten Zelten wiederkehrenden Zah—⸗ 


183 


lungen, (Landemien, Tobfällen u. | w.) die Zwangsarbeiten jeder 
Art, ſodann aber auch, wo folche beitanden, die Gegenleiftungen und 
die Einzugäfoften der Beyerhtigten; anderer Seits wurde bejtimmt, 
in welcher Weife die Auflöfung des bisherigen Verhältnifies ftatt- 
zufinden babe, alfo ob durch Verwandlung unjtändiger Gefälle in 
(Natural: oder Gelb) Renten, und zwar entweder bleibende ober 
Zeitrenten, oder durch Abtretung von Land, endlich durch ein Gelb- 
fapital 7). Eine weitere Abtheilung von Beitimmungen ſetzte feft, 


2) Die Wahl ber Ablöfungsart if von der höchften Wichtigkeit für ben Er⸗ 
folg des ganzen Unternehmens und für bie fpäteren wirtbichaftlichen Verhältniffe 
ſanuntlicher Betheiligter. — Die Verwandlung unfländiger Lieferungen ober pers 
ſonlicher Dienfte in eine beſtimmie Rente hat allerdings den allgemeinen Vor⸗ 
theil, daß fie beider Seits einen geregelten Haushalt erleichtert; aber auch bie eben 
fo allgemeinen Rachtheile, daß das gutöherrliche Verhältniß doch nicht ganz auf: 
hört und fortwährende Streitigkeiten bei nicht plnctlicher Einhaltung befiehen. 
Ucberdieß hat jebe mögliche Art folder Renten noch ihre bebeutenben eigenen Bes 
beufen. Naturalrenten find in fchlechten Jahren für ben Pflichtigen höchſt Drüdend, 
bei wohlfeilen Preifen ungenügenb für ben Empfänger. Weberbieß erfparen fie 
dem Lebteren bie Verwaltungsloften nicht, müſſen alfo um biefe höher herechnet 
werben. Gelbrenten feben einen immer ficheren Abſatz ber Aerndten bei bes 
Pflichtigen voraus, und er kann bei unglüdlichen Jahren ober nachläfſiger Wirth: 
haft in Schulden und Verberbnig verfallen. Bei veränbertem Geldwerthe verliert 
der eine Theil bleibend, und zwar im Zweifel ber Berechtigte, weil Sinken ber 
Metallpreiſe wahrfheinlih if. Eine Zeitrente, mit deren einfligem Ablaufe 
alerbings bas ganze Verhältniß aufhört, hat neben ben eben bemexftea Bebenten 
jeber ber beiden Arten noch für ben Pflichtigen bie Schwierigkeit, bie Meinen Abs 
ſchlags zahlungen, in welchen ihm feine Zorderung allmählig abgetragen wirb, als 
bald und ficher anzulegen, fo daß er nur. bei zahlreichen Bezůgen ſolcher Art nicht in 
hechſt wahrſcheinlichen Verluſt geräth. — Abtretung von Örunbeigen- 
thum iſt allerdings unmittelbar Leicht durchzuführen ; aber body felten ohne große 
Bebelftänbe anwendbar. Für ben Pflichtigen ift fie nur daun wirthſchaftlich mög⸗ 
ih, wenn ber Ueberreſt noch groß genug zu einem genügenden Betriebe iR; fonft 
finft er in eine tiefere Stufe herab, wo nicht zum Proletariate. Der Berechtigte 
wird nur dann wirklich entichädigt, wenn ex entweder bie ihm zufallenden Stücke 
wieder gut verlaufen kann, ober er biefelben, namentlich in einer Zufammenlegung, 
kiner eigenen bisherigen Wirthſchaft beizufügen vermag. Hierzu gehört aber ent: 
ſprechendes weiteres Kapital und Möglichkeit zur Bervinnung ber nöthigen Arbeits⸗ 
kraft. Letzteres namentlih mag leicht fehlen bei Aufhören ber Frohnden. — 
Beitans das Beſte ift die Abldfung durch ein Kapital. Für ben Berechtigten 
unbedingt, da er entweber Schulden abbezahlen ober neue Erwerbungen machen 
unb für biefelben das nöthige Betriebölapital zurüdbehalten Tann. Für ben 
Pflichtigen entficht allerbings bie Schwierigkeit ber Aufnahme ber erforberlichen 
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ob die neuen Verhältniffe unmittelbar und zwangsweiſe durch das 
Geſetz eintreten, oder ob die Anrufung ber Verwandlungsgrundſätze 
dem freien Willen der Betheiligten überlaffen bleiben follten, und 
zwar ob der Pflichtigen ober der Berechtigten °), Auch wurbe in 


Summe und eine hypothekariſche Belaftung mit Zinszahlung. Allein erſteres 
fann durch Greditanftalten unb namentlich durch Eintreten des Staats fehr er: 
leichtert werben; bie Zinfen aber find, da der bei der Abldfung allein berechnete 
reine Werth; ber Leiftungen weit geringer ift als die für den Pflichtigen daraus 
bisher entftandene Laft, verbältnigmäßig leicht zu tragen; und e8 kann bei einer 
Zahlung bes Kapitales durch Zeitrenten, (wozu Grebitanftalten und Staat fich Teicht 
verftehen) das Ganze in nicht ferner Zeit bei angeftrengter Arbeit und Sparfams 
feit wieber befeitigt werben. Dieſes Ablöfungsmittel ift daher allen anderen vor: 
zuzieben. — Beifpiele biefer verfchiebenen Befeitigungsarten und zum Theile ihrer 
Folgen ſ. bei Roſcher, a. a. O., S. 349 fa. 

8) &8 if einleuchtend, daß eine Befeitigung der bäuerlichen Laſten die größten 
Schwierigkeiten finden, das Geſetz fo gut als ein todter Buchftabe bleiben würde, 
wenn bie Durchführung im einzelnen alle der beiberfeitigen freiwilligen Weber: 
einfunft überlaffen bliebe. Starres Feſthalten an ber bergebrachten Stellung, 
Widerwille gegen eine Aenberung ber Bewirthſchaftsart und, allerdings nicht immer 
unbegrünbete, Furcht vor Verluſt würden bei ben Gutsherrn; Scheue vor Neuem, 
Unfähigkeit zur Berechnung der Bortheile, Schwierigkeit in der Herbeifchaffung 
von Kapitalen, vielleicht Hoffnung auf noch nünftigere fünftige Bedingungen, bei 
ben Bauern in ber Regel obwalten, und ein Zufammentreffen beiberjeitigen Wils 
Iend außerordentlich felten fein. Ein Recht zu einem Zwange ift aber an fid 
nicht zweifelhaft. Hinfichtlich der Gutsherrn liegt e8 in dem Begriffe der Erpro: 
priation, welche aus allgemeinen Gründen gegen fie gefetlich feftgeftellt ift. Wei den 
PVflichtigen möchte zwar ber Grundſatz: »beneficia non obtrudunture« eingemwenbet 
werben wollen; allein e8 handelt fi} nicht von einem reinen Privatvortheile für 
fie, fondern von der Beſeitigung eineß allgemein ſchädlichen, vielleicht ſelbſt fehr 
gefährlichen Verhältnifies. Auch kann den Berechtigten nicht zugemuthet werben, 
daß fie unbeflimmte Zeit Hindurd im Ungemwiflen über ihre Vermögens: und 
Wirtbfchafts-Verhältniffe gehalten werden. Eine Nötbigung muß alfo eintreten, 
wenn überhaupt bie Sache zu Stande kommen fol; doch muß biefe allerdings 
mit Berüdfihtigung der Verhältniſſe ftattfinden, damit nicht muthwillig Unrecht 
geſchehe und Verderben geftiftet werde Es find alfo bie einzelnen Beſeiti⸗ 
gungßarten ins Auge zu faflen. — Wo fi das Geſetz zu einer umnentgeltlichen 
Aufhebung für befugt erachtet bat, tritt ſelbſtredend biefe von felbft mit ber Ver: 
öffentlihung ober bem etwa feftgefeßten beftimmten Zeitpuncte ein. Das ganze 
Verhältniß ift einfach von da an verboten und ein Zögern hätte gar feinen Sinn. 
— Ebenfo Tann eine Verwandlung bisheriger unftändiger Lieferungen in fefte 
Renten jeber Art alsbald eintreten, ba eine Veränderung in den Wirthſchafts⸗ 
betrieben auf beiden Seiten nicht erforderlich ift, und eben fo wenig bie Herbei⸗ 
ſchaffung eines Kapitales. Nur tft natürlich Zeit zu gewähren für bie Berechnung 
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dem letzteren alle bejtimmt, wie groß die Zahl der zu einer Ab⸗ 
Kung Willigen fein müffe, um bie übrigen Genoffen zum Wit 
gehen zu noͤthigen *%). Endlich traten noch manchfach die Staaten 
bei wichtigen Laften, namentlich bei den Zehenten, zum Vortheile 
jewohl der Berechtigten als ver Pflichtigen dadurch in dag Mittel, 
daß fie mittelft einer eigenen Schufdenaufnahme die ganze Summe an 
die Erfteren bezahlten und biefelbe dann in Tangjährigen Raten von 


—— 


nach ben neuen Grundſätzen. Damit jedoch bierin nicht ein Mittel zur Vereit⸗ 
hung gefunden werde, muß ein äußerfter Zeitpunct für die Feftitellung beſtimmt 
fein unter Anbrobung von Nachtbeilen für die Säumigen. — Gleiches findet 
fatt bei ber Verwandlung von Zmangsarbeit in eine Mente; boch ift bier bei 
Beftimmung des Eintrittes der neuen Einrichtung darauf Bebacht zu nehmen, baß 
bie Berechtigten die nöthige Zeit für bie ihnen itzt nothſvendig werdende Beſchaf⸗ 
fung von Arbeitern, Arbeitsvieh und vielleicht Stallungen u. f. mw. erhalten. — 
Eine zwangsmäßige Ablöfung gegen Kapital kann ftattfinden, ſobald die Berechnung 
feftgeftellt ifl, voraußgefeht, baß der Staat durch Vorſchüſſe ind Mittel tritt ober 
für Beihaffung ber nötbigen Summen auf andere Weife, 3. B. mittelft aus⸗ 
reichender Greditanftalten forgt. Wenn freilich dem einzelnen Pflicätigen die Aufz 
nahme des Kapitales auf eigenen Grebit obliegt, kann von einem unmittelbaren 
Zwange durd das Gefe ober von einer Befugniß ber Berechtigten zu einer Auf: 
forberung von ihrer Seite nicht die Rede fein. Eine ſolche augenblickliche Nöthi⸗ 
gung würde in vielen Fällen zum Ruine führen, unb überbieß bei vielen gleiche 
zitigen Güterverfäufen zu einem allgemeinen Sinfen ber Güterpreife, im Ganzen 
alfo zu einem Proletariat anftatt zu einem befreiten Bauernftande. Damit aber 
nicht durch ungerechtfertigtes Zögern ber Pflichtigen bie ganze Maaßregel in 
Stoden komme, erfcheint die Feſtſtellung höherer Bedingungen nad Ablauf einer 
gerrügenden Frift zwedimäßig. (Es ift nicht einzufehen, warum Roſcher bierin 
eine Erfchwerung finden will.) — Am wenigften ift eine augenblickliche Zwangs⸗ 
durchführung möglich bei einer Ablöfung durch Güterabtretung. Hier wäre, auch 
abgefehen von der nothwenbigerweife langfamen Taration und gar Zufammens 
legung der abzutretenden Stüde, fomit wohl einer Zufanmenlegung ber ganzen 
Felbmarf, eine die einzelnen Verhältniffe nicht berüdfichtigende Nötbhigung leicht 
ein Berberben ſowohl für bie Pflichtigen als für die Berechtigten. Gs muß da⸗ 
ber für bie Pflichtigen die Benützung des Ablöfungsrechtes in den freien Willen 
geftellt fein, ben Berechtigten aber ein Anſpruch auf eine genügenb lange Ankün⸗ 
digungsfriſt und. wohl auch auf Zufammenlegung der ihnen zufallenden Stüde 
gegeben werben. Freilich weitere Gründe gegen biefe ganze Ausführungsart. 

4) Den Berechtigten kann wenigftens in allen Fällen, in welchen fie in Folge 
einer Ablöfung Veränderungen in ihrer Wirthſchaft vorzunehmen haben, nicht zu: 
gemuthet werden, daß nur Einzelne ablöfen dürfen, indem hierbei die bisherigen 
wirtbfchaftlichen Einrichtungen beibehalten werben müßten, während ben Ablöfens 
den eim Theil bed Verwaltungsauftwandes an feiner Bezahlung abgezogen würde. 
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biefen wieber einzogen. Es erhöhte dieß freilich zunächft die Summe 
der Staaisſchuld, legte eine große und langdauernde Gejchäftzlaft 
auf, und fette der Gefahr von Berluften beim Eintreten ungün- 
fliger Zeiten aus; allein e8 war fait dad einzige Mittel einer 
jchleunigen Erledigung und einer "gerechten Behandlung der Be: 
rechtigten. Einen ferneren nicht zum Weſen der Sache gehörigen 
aber doch jehr wichtigen Anhang diefer Gefebgebung bildeten roch 
die Beitimmungen über bie fichere Wiederanlegung der Abloͤſungs⸗ 
gelder, wo die Leiſtungen mit beſonderen Rechtsverhaältniſſen verbunden 
geweſen waren, z. B. einem Fideicommiſſe angehört ober zur Do⸗ 
tation einer Kirche gedient hatten. 

Bon den einzelnen Arten der bäuerlichen Laſten verdienen aber 
noch nachftehende wegen ihrer früheren befonderen Bedeutung eine 
eigene Erwähnung. 


6: 138. 
b) Behnten und Theilgebũhren. 

In einem bedeutenden Theile von Europa beſtand die Ein: 
richtung, daß ein Nichteigenthümer von dem Rohertrage der Grund: 
ſtücke einen beftimmten Theil vollkommen unentgeltlich zu beziehen 
bag echt hatte. Meiſtens war ed der zehnte Theil; häufig aber 
auch ein anderes noch bedeutenderes Verhältniß ). Die Perſon 
des Berechtigten war verſchieden. Sehr oft war es eine Kirche oder 
ein Diener derſelben; aber auch der Staat, öffentliche Anftalten, end⸗ 
lich einzelne Laien befaßen Zehnten und Theilgebühren in großem 


1) Außer ben noch unten weiter anzuführenden Schriften handeln vom Zehnten 
hauptſächlich folgende Schriften: Sinclair, Grundſätze bes Ackerbau's, Seite 
63 fg.; Lips, Principien d. Adergefeßgebung. Nürnb., 1811, Bb. I, S. 109 fg.; 
Krönde, Ueber bie Nachtheile ber Zehnten. Darmft., 1819; Derf., Ueber 
Aufhebung b. Zehnten. Darmfl., 1831; Weindel, Meb. ben Zehnten, Heibelb., 
1828; Sensburg, Ueb. die Abſchaffung ber Zehnten. Heidelb., 18815 Babo 
und Rau, Ueber die Zehntablöfung; Verhandlung des Bab. landwirthſchaftl. 
Bereind. Heidelb., 1831; Mofer, Die bäuerlichen Laften ber Württemberger, 
©. 266 fg.; Elsner, Politik der Lanbwirtbichaft, Bd. I, S. 184 fa.; Vogel: 
mann, Die Zehntabldfung in Baden. Karlör., 1888; Rau, Volksw. Bolit., 
Bte Aufl., I, &. 180 fg. (wofelbft noch weitere Literatur); Roſcher, Volksw., 
3b. II, dte Aufl. S, 818 fg. 
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Umfenge. Ebenſo war der Urſprung dieſer Abgabe verfchteben. 
Theil? war freiwillige Frommigkeit, theils erzwungene Steuer für 
die Kirche, theils Privatvertrag bei Meberlaffung eined Gutes an 
einen Kolonen die Beranlaffung 2). 

Diele Naturalleiftung war eines der größten Hinberniffe einer 
intenftveren Berbefferung ber Landwirtbfchaft, ihre Aufhebung daher 
jehr zu wuͤnſchen; aber freilich diefe auch, wegen ihres ungeheuren 
Wertes für die Berechtigten ®), mit ben größten Schwierigleiten 
verbimben. 

Allerdings Hatte der Zehnte ala Abgabe auch ſeine vortheil⸗ 
haften Seiten. Er wurde von dem Eigenthümer gegeben, wenn er 
etwas hatte, und von dem, was er hatte; er ſtieg und fiel mit dem 
Ertrage (freilich Roh ertrage); das Einkommen für den Berech⸗ 
tigten war ſicher und einfach zu beziehen; namentlich aber hatte 
der itzige Eigenthümer das Grundſtück mit der Zehntlaſt er: 
worben, ſomit um einen Preis, der um den ganzen Betrag der Laſt 
geringer war, als der wahre Werth ſonſt geweſen wäre. Sn wenig 
benöfferten Ländern, wo die fchlechten Felder noch nicht bebaut 
wurben, bei einfacher, kunſtloſer und fich immer gleich bleibenber 
Eulturmweife, bei welcher die Naturkraft dag Meiſte, Kapitalaufwand 
und mühenolle Bearbeitung nur wenig that, enblich ala einzige Ab- 
gabe, To lange man noch keine anderen (Staats⸗ und Gemeinde-) 
Abgaben Fannte, war baher der Zehnte eine weniger fühlbare Laſt. 
Bar er aber gar bie Bebingung der Meberlaffung von Grundeigen- 
thum gewefen, fo konnte er nur ala ein billiger Vertrag in folchen 


2) Weber bie, von Partheimännern oft ganz entftellte, Geſchichte bes Zehnten, 
. Birnbaum, Ueber den Urfprung bed Zehnten. Karlsr., 1831; Derfelbe, 
Die rechtliche Natur des Zehnten aus ben Grunbeigenthums = Berhältnifien bed 
tim. und fränf. Reis. Bonn, 1831; AQühlenthal, Die Gefchichte bes deut: 
ſchen Zehnten. Hellör., 1837; Mittermaier, Priv.-Recht, Gte Aufl, Bd. I, 
S 488 fg. Hier und bei Bimbaum viele weitere Literatur. 

3) Der Betrag bed Zehnten in Baben wird in ben flänbifchen Verhandlungen 
zu 8 Millionen Gulden angenommen; dad Ablöfungs: Kapital alfo zu 60 Mil: 
fionen. In Württemberg rechnet Memminger (Beichreibung, Ste Auflage, 
©. 507) den Roh⸗Ertrag bes Felbbaues auf mehr als 70 Millionen. In Krank: 
reich wurde ber male: Zehnte allein auf 184 Millionen Livres im I. 1760 


angeſchlagen. 
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Zuftänden bezeichnet werden *). — Allein anders ftellte fich bie 
Sache in anderen Berhältniffen, und bier laſſen fich denn folgende 
Nachtheile der Zehnten leicht entdecken: 

1) Die Höhe der Abgabe. Wenn man bei Grundftücden im 
Durchſchnitte hoͤchſtens 30—40 vom Hundert bed Rohertrages als 
Reinertrag rechnen kann, fo nimmt der Zehnte den Zten oder 4ten Theil 
de letzteren weg. Bei minder einträglichen Felbern, in fchlechten Jah: 
ven, oder bei beveutendem Bauaufwande beträgt dieß aber noch weit 
mehr, jo daß der ganze Reinertrag von biefer Laft verjchlungen 
werben kann 5). Somit kann denn wohl der Zehnte von einem 
Acer höher verpachtet werben, als ver Ader ſelbſt, d. h. der übrig 
bleibende Theil des Reinertrages. 

2) Die Ungleichheit der Auflage geht fchon aus dem eben 
Bemerkten hervor. Kann nun auch eine Gleichheit von Privat: 
verbindlichfeiten keineswegs mit Recht verlangt werden, fo machen 
doch ftaatliche Gründe eine folche Verſchiedenheit der Belaſtung des 
Ackerbaues wenig wünfchenswerth °). 

3) Landiwirthfchaftliche Berbefferungen werden burch den 
Zehnten jehr erjchwert, wo nicht häufig ganz unmöglich gemacht, 
und zwar: 

a) Wegen ver Nothmwendigfeit, mit Mühe und Koſten die Er- 
laubniß zu einer Eultur-Veränderung von dem oder ben Zehntherrn 
einzuholen. 

b) Weil durch die Wegnahme des zehnten Theile des Mob: 
ertraged die Verwendung eine? Kapitales zur Verbeſſerung eines 
Gutes leicht nur für den Zehntberechtigten nicht aber für den 
Cigenthümer vorteilhaft gemacht wird; was namentlich bei Aus: 


4) Weber Beibehaltung des großen Zehnten wenigſtens fiehe Müller, 
Einige Worte über den Entwurf der Zehntablöfung. Freiburg, 18815 Derf., 
Sendfchreiben an Rotteck, aus Anlaß feiner Motion Über Zehntaufhebung. rei: 
burg, 1831. 

5) ©. Berechnungen hierüber bei Meyer, Ueb. Gemeindtheilungen, Bb. I, 
6. 128 fa. und bei Thär, Beiträge zur Kenntniß ber englifhen Landwirthſchaft, 
8b. III, ©. 91 fg.; in bem Correſpondenzblatte bed württemb. land⸗ 
wirthſchaftl. Vereins, Bb. XVII, ©. 234 fg. 

6) S. Eorrefponbenzblatt, ©. 283 fg. 
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gaben der Fall ift, welche nur auf kurze Zeit wirken. Dieß hat 
natürlich die Unterlaffung ber Verbefjerung, damit aber einen Nach: 
theil für das Volksvermögen zur Folge. Der Zehnte ift alfo eine 
Abgabe, welche hauptjächlih die Bemühung und Einficht, jo wie 

dad zu Berbefjerungen verwendete Kapital hifft ). 

c) Weil der Anbau eine? bisher unbenütten Bodens fchwierig 
gemacht wird, indem ber ganze Meinertrag, und mehr noch, in ben 
eriten Jahren vom Zehnten verjchlungen wird ®). 

4) Die zum Schuße des Zehntberechtigten nothmwendigen An- 
ftalten und Ueberwachungen bei ber Einziehung find für 
ben Landwirth verdrieglih und, namentlich bei einzelnen Eultur: 
arten, von dem fühlbarften materiellen Nachtheile, indem dadurch 
die Art und die Zeit der Einheimſung beengt wird. Bei Futter: 
Fräutern, Raps, Obft und namentlich dem Weine, ift dieß am fühl- 
barften °). 

5) Sehr ſchaͤdlich — und jogar fortſchreite nd-ſchädlich — 
für den Ackerbau iſt die Entziehung des Zehnt-Strohes, indem 
daſſelbe zu hinreichender Düngerbereitung häufig unentbehrlich iſt. 
Nur wenn der Pflichtige durch Abgabe von Waldſtreue, ſei es vom 
Zehntherrn fei es von einem andern Waldbeſitzer, entjchädigt wird, 
verwijchen fich die Folgen wieder theilweife ?°). 

6) Endlich Hat der Zehnte noch den vollöwirthjchaftlichen Nach- 
theil, daß er einen Theil des Feldertrages, nämlich eben die Zehnt⸗ 


7) Schr richtig fagt Thär, Beiträge zur Kenntniß der englifhen Land⸗ 
wirthichaft, Bd. III, Seite 89, im diefer Beziehung: „Die Aufgabe, welche ber 
Zehntpflichtige vernunftmäßig zu erfüllen hat, if, mit dem mög lichſt min: 
deften Aufwand einigen Ertrag aud bem Ader zu ziehen. Denn wenn ber 
Aufwand nur fehr gering ift, fo fällt der größere Theil der Zehntabgaben dem 
Boden zur Laft, bei mehrerem Aufwande aber hauptfächlich ber Beitellung.” Vgl. 
auch Bülau, Der Staat und ber Landbau, ©. 138. 

8) In biefer Beziehung find bie Geſetze, welche ben Neubruch⸗ Zehnten in 
den erſten 12—18 Jahren ganz erlaſſen, allerdings zwedmäßig; allein warum 
nicht ganz auf ihn verzichten? 

9) ©. Eorrefp.: Blatt, ©. 288 fg. Eine gute Weinbereitung ift mit 
Natural: Zehnnten (wegen ber mit bemfelden beinahe nothwendig verbundenen Bann⸗ 
keltern) ganz unvereinbar. 

10) Thär, a. a. O., ©. 96 fg. 
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jrüchte, mit einem unnöthigen Erzeugungs-Aufwande 
belaftet, jomit die Wirkung einer minderen Fruchtbarkeit des Bodens 
hat. Es macht nämlich die Einheimjung, Aufbewahrung und Ver⸗ 
waltung des Zehnten dem Berechtigten weit größere Koften, als 
der Eigenthümer des Bodens bei gelegentlicher Behandlung mit dem 
- übrigen Ertrage feines Feldes gehabt hätte. Außerdem ift der Auz- 
fall der Körner beim Zufammentragen der Zehntgarben ſehr be- 
trächtlich, was ebenfalls wieber einem erhöhten Erzeugungs-Aufwande 
gleichzuftellen ift ?'). 

Da nun überdieß zu diefen wirtbichaftlichen Nachtheilen noch 
andere Uebeljtände fommen, 3. B. bie vielfachen Betrügereien, vie 
falſche Stellung der zehntberechtigten Geiftlichen zu ihren Gemeinden, 
der Schaden einer Naturalwirtbichaft des Staates u. ſ. f.: fo if 
allerdings eine Aufhebung der Zehnteinrichtung bei fortichreitender 
Landwirthfchaft jehr wünfchenswerth. Die Frage ift mur, wie fie 
im Einflange mit der Gerechtigkeit zweckmäßig gejchehen kann? 

‘ Eine unentgeltliche Aufhebung des gefammten Zehnten ift 
zwar im Taumel ſtaatsumwälzender Rechtsverachtung auch fchon 
vorgenommen worden; allein eine ruhige Unterſuchung kann nimmer⸗ 
mehr hierfür fein 12). Gehört der Zehnte einer (phyſiſchen ober 
moralifchen) Privatperfon, jo liegt die Ungerechtigkeit auf flacher Hand. 
Es wird einfach dem bisher Zehntpflichtigen das Eigenthum des 
biöher Berechtigten geſchenkt 1°). Iſt aber der Staat oder eine von 
ihm zu unterhaltende Anftalt im Befite be Zehnten, jo Tann freilich 
die Aufhebung dieſer Einnahme an fich nicht getabelt werben: wohl 
aber ift zu bedenken, dab die Kaft, wenn (wie natürlich in faft 
allen Fällen) andere Auflagen deßhalb eingeführt werben müſſen, 
zum großen Theile auf andere Staatsbürger fällt. | 


11) Vgl. hierüber Blau, Der Staat unb ber Lanbbau, ©. 140 fg. Der 
Körmeraudfall bei der Zehntgabe wirb biß zu "es bed Zehnten gerechnet. 

12) ©. hierüber: Zahariä, Die Aufbebung, Ablöfung und Umwand⸗ 
lung des Zehnten, nach Rechtsgrundſätzen betrachtet. Heibelb., 1881, ©. 32 fg. 

18) Mit den Declamationen von Ruef (Ueber bie Aufhebung der Zehnten. 
Freibg., 1831) gegen die Heilighaltung wohlerworbener Privatredhte Tann fein 
Eigenthum, db. 5. Feine Gefittung, beftehen. Vergleiche Zahariä, a. aD, 
Seite 40 fg. a. 
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Daſſelbe ift der Fall, wenn die Aufhebung des Zehnten durch 
Entihädigung der Berechtigten aus der Staatskaſſe erfolgt 1%. 
Hier ſoll ebenfalls die Privatverbinblichfeit des Einen unter Alle 
vertheilt werben. Allerdings bat der Zehnte auch allgemeine nad} 
theilige Folgen, und es liegt fomit feine Wegräumung auch im 
Vortheile der ganzen Geſellſchaft; allein hieraus folgt doch hoͤchſtens 
nur, daß ein entfprechenber Theil ber Beleitigungsmittel auf oͤffent⸗ 
liche Koften übernommen werben kann. | 

Unter dieſen Umftänben bleibt denn zum Behufe ver Aufhebung 
der Zehentlaft, wo eine jolche noch befteht, nur die Ergreifung fol- 
genber Maaßregeln übrig: 

1) Bor Allem muß eim unbedingtes gefebticjep Verbot wider 
die Einführung aller und jeder neuer Zehnten und Theilge- 
bübren erlaffen werden. Namentlich hat alſo auch der Staat auf 
fein Neubruchzehntrecht, zu verzichten 1°). Durch biefe Maaßregel 
wirb fein beftehendes Recht gekraͤnkt und doch wenigften die Zus 
nahme bed Uebels verhindert. 

2) Sodann muß durch ein Geſetz jedem Zehntpflichtigen die . 
Befugniß eingeräumt werben, feine Zehntlaſt durch einfeitige Schritte 
und auch gegen ben Willen des Beiheiligten, jedoch ohne Verletzung 
der gegründeten Rechtsanſprüche deſſelben, zu befeitigen. Allerdings 
ift auch dieſes ein Eingriff in Privatrechte; allein er ift gerechtfertigt 
durch das allgemeine Intereſſe und durch die vollftändige Entjchä- 
digung ber Betheiligtn. Eine vollftändige Befeitigung ijt aber nur 
in völliger Ablöjung des Zehnten zu finden umb es genügt weber 


14) Diefen Vorſchlag machte Rotted in ſeinem bekannten fländifchen An: 
trage über Aufhebung der Zehnten in Baden. Mit dem, als unrichtig nachge: 
wiefenen, Grunde, nämli daß ber Zehnte eine Steuer fei, Fällt auch bie ganze 
verränftige unb rechtliche Grundlage bes Antrages. 

15) Es if völlig wiberfinnig, wenn einer Seits verjchiebene Mittel zu Er⸗ 
leichterung ber Zehntlaft getroffen find, anderer Seits ber Neubruchzehnte mit 
Etrenge in jedem vorkommenden Falle eingezogen wird. Hierdurch wird ja offen 
bar der endliche Erfolg der Beanühungen bed Staates von ihm ſelbſt erichwert 
unb in immer weitere Ferne geſchoben. Solches Verfahren läßt fi nur aus 
dem Nebeneinanderbeſtehen alter fiscaliſcher Gewohnheiten umb der allmähligen 
Herrſchaft richtiger ſtaatsMſſenſchaftlicher Argchten erklaͤren; rechtfertigen frei⸗ 
lich nicht. 
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eine Verpachtung im Ganzen 1°) noch eine Verwandlung in eine 
feftftehende Rente 17). 

3) Bei einer Ablöfung hört dad Verhaͤltniß zwiſchen Pflich- 
tigen und Berechtigten ganz auf. Die Lajt wird vom Gute völlig 
entfernt; der Berechtigte aber erhält ein freiverfügbared Kapital 
-anftatt feines Forderungsrechtes. Die zur Herbeiführung dieſer 
Löſung nothwendigen Maafregeln find aber in Kurzem folgende. — 
Der bigherige Rohertrag ded Zehntrechts ift mittelft Durchichnittes 
aus einer längeren Reihe von Jahren zu berechnen, unter Zugrunde- 


16) Eine mehrjährige Verpachtung ber Zehnten an die Pflichtigen felbft 
if nicht felten auch ſchon als Erleichterung betrachtet und im Großen burchgeführt 
worden. Allein fie iſt nur ein unvollflommener Nothbehelf und bat bedeutende 
Nachtheile im Vergleiche mit einer eigentlichen Verwandlung. Ihr immer mög: 
liches Wieberaufhören bringt den Feldbau wieder in bie alten Befchränkungen; 
bie Pächter ſchaden ſich nicht felten durch übertriebene Steigerung; bie Umlage 
bed Zehntjurrogates wird von ben Betheiligten (3. B. von ber Gemeinde) nicht 
jelten unzwedmäßig angeorbnet; namentlich aber können bie bei einer bleibenden 
Verwandlung möglichen Abzüge bier gar nicht oder nur in weit geringerem Maaße 
eintreten. Erfahrungen im Großen haben dieß Alles in Württemberg nachge 
wiefen. Wenn alſo auch eine Verpachtung dem Selbfteinzuge ber Berechtigten 
vorgezogen werben mag, fo if es doch nicht wünſchenswerth, daß der Staat bieje 
Maaßregel begünftige. Es behält leicht bei berjelben fein Bewenden, und bann 
ift in ber Hauptfache nichtö geleitet. Vergl. Correfp.: Blatt, Bb. XVIII, 
©. 85 fg. 

17) Eine Verwandlung in eine Mente bat allerdings entfchiebene Vortheile. 
Sie giebt dem Eigenthümer Freiheit des Gebahrens und die Möglichkeit von Ber: 
befjerungen zu eigenem Vortheile; auch geftattet fie ohne Ungerechtigkeit gegen 
ben Empfänger den Abzug bisheriger Verwaltungsfoften, namentlich wenn eine 
Geldrente beftimmt ift, welche einen Abzug für bie nun wegfallenden Zehnt⸗ 
ſcheunen, Magazine und des Kaftenabganges geflattet. Dagegen treten nun bie 
eigenthümlichen Schattenfelten von beftändigen Renten (f. dieſelben oben, S. 183, 
Anmerk. 2) ein, und es wird alſo doch fchliegli nur ein Zufland mit vieler 
Mühe neu gejchaffen, welcher auf bie Dauer nicht bleiben kann. Es ift fomit 
offenbar richtiger, glei das letzte und vollfländige Befeitigungsmittel, völlige Ab- 
löſung, zu wählen. Namentlich in folchen Ländern, welche ben Ablauf der fon: 
figen Gülten und Reichniffe anftreben, ift es eine erftaunliche Folgewidrigkeit, zu 
gleicher Zeit eine neue Laſt biefer Art von ungeheurer Größe zu fchaffen. Ru 
alfo wenn bie Abldfung feldft nicht möglich ift, fei es aus rechtlichen fei e8.aus 
wirtbfchaftlichen Gründen, ift eine Umwandlung bed Zchnten in eine ftehenbe - 
Rente zu unternehmen. — Ueber die zur Vornahme einer Umwandlung nöthigen 
Maagregeln ſ. Rau, Volkswirthſch. Polit., Öte Au, J,.S. 185 fg., (welcher 
ber Sache günftig if); bier auch weitere Literatur. 
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legung von Aufzeichnungen, Verpachtungen ober in beren Mangel 
von Schätzungen. — Ebenjo ift der jährliche Betrag ſämmilicher 
Verwaltungskoſten des Berechtigten von ber Auszehntung an biz 
zur Herijellung des Zehnten in verbrauch® = oder verkaufsfähigem 
Zuſtande feftzuftellen. — Der reine Jahres-Meberfchuß des Ertrages 
über die Koften ift in der Weile zu Lapitalifiven, daß der landes⸗ 
übliche Zins eined ficher angelegten Kapitales jenem Weberfchuffe 
völlig gleichkommt. — Das auf folche Weife aufgefundene Ablöfungs- 
Kapital wird dem Berechtigten mit einem Male, und zwar von 
jammtlichen Pflichtigen befjelben bisherigen Zehnteomplexes ausbe⸗ 
zahlt. Bis zur Abtragung dauert dag bisherige Verhältuik fort. — 
Fuͤr die Sicherftellung etwaiger, biäher auf dem Zehntrechte laften- 
ber Berpflichtungen (zu Kirchenbanten, Beſoldungen u. |. w.) ift 
gleichzeitig Vorkehrung zu treffen, fei es durch Mebergabe eines 
Theiles der Ablöfungsfumme, fei es auf andere bleibende Weife. — 
Durch ein Staatögejeh find die Behörben für bie Vornahme ber 
Berechnungen und für Schlichtung etwa entftehender Streitigkeiten 
zu beitellen und bie Grundfäße für fämmtliche nöthig werdende Be⸗ 
rechnungen, fowie überhaupt zur gerechten Neglung der einfchlagen- 
ben Berhältniffe feitzufeten. 

4) Zu einer fchnellen und für alle Betheiligte zufriedenftellen- 
den Bewerfftelligung des Gejchäftes ift es jehr förderlich, wenn eine 
öffentliche Behörde in die Mitte tritt, welche einer Seits ben Be⸗ 
rechtigten für die Ausbezahlung einfteht, anderer Seit? den Pflich⸗ 
tigen die Aufbringung der hierzu nöthigen Gelder erleichtert. Es 
ift dabei an ſich nicht nöthig, daß den Pflichligen ein Geſchenk ges 
macht wird; fie werben fchon bedeutend erleichtert, wenn nur ent- 
weber die fragliche öffentliche Kafje den Betrag der Ablöfung vor: 
ſchießt, ſich aber denſelben in verzinzlichen Naten allmählig zurüd- 
zahlen läßt, oder wenn fie durch Sicherheitäleiftung den Credit des 
Einzelnen erhöht. Gegen Verlufte kann fie ſich durch Einträge im 
Pfandbuche oder durch einftweilige Beziedang des Zehnten jchfigen. 
Für den Erfolg der Maafregel ift es ziemlich gleichgültig, ob bie 
Gemeinde oder ob der Staat diefe Vermittlung übernimmt; für 


erſteres Spricht die fchnellere und leichtere Durchführnug, dagegen 
d. Mohl, Polizeiwiſſ. LI. 3. Auflage. 
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freilich die Bedenklichkeit, die Staatsſchuld fehr bebeutend, wenn 
anch nur vorübergehend, zu erhöhen. Gaben die Gemeinven eim- 
zutreten, fo ift genaue Vorjchrift über das Verfahren und ſtrenge 
Aufſicht Über die Einhaltung nöthig 19). 

5) Bei einer nicht durch den Dazwijchentritt einer öffentlichen 
Kaffe vermittelten Ablöfung Tann dad Kündigungsrecht nur dem 
Pflichtigen, nicht aber auch dem Berechtigten zuftehen. Eine formelle 
Gleichheit wäre hier die größte materielle Ungleichheit. Der Pflich- 
. Age wolitde Hier zu einem Kaufe gezwungen, während der Berechtigte 
nur zum Verkaufe gendthigt wäre. Jenes ift nun aber weit be 
ſchwerlicher, unter Umftänden ganz unmöglich; während dieſes immer 
gefthehen Tann und won Rechtswegen jehr häufig auch fonft geſchieht. 
Mcherall Hat die Erfahrung die gänzliche Unausführbarkeit nachge- 
wiefen 19). 

6) Allenfalls vorhandene Agnaten= und lehensherrliche Rechte 


zur Einſprache gegen Veraͤnderungen in den Sefällen des Familien | 


oder Lehen⸗Gutes find vom Geſetze außer Wirkſamkeit zu ſetzen, da 
die Betheiligten, wegen der vollftändigen Entſchaͤdigung von Seiten 
der Pflichtigen, nicht? verlieren. Dagegen mag bafür gejorgt wer- 
den, daß der entjchäbigte Gutsbeſitzer die Entſchädigungsſummen 
nutzlich und ficher verwende ?9). 
$. 139. 
c) Der Grundgefäll. 

Außer den Zehenten und fonftigen Theilgebühren haben fehr 
viele Güter auch nioch andere, mehr ober minder drückende, Neich- 
niffe der verſchiebenſtin Art an Privatberechtigte abzutragen. Die— 
ſelben find in der Hegel Folgen des zwiſchen dem Berechtigten und 
dem Pflichtigen (theil? wegen Webertragung des Gute vom Erftern 


...r [© 2 ar. . 


18) Der Vorſchläge, wie die Dazwiſchenkunft der öffentlichen Gewalt und 


bed öffentlichen Credites am vortheilhafteften für alle Theile einzurichten fei, find 
fehr viele; auch die pofitive Gefeßgebung ber verfchiedenen Staaten giebt bier 
fehr abweichende Normen. 8 

19) ©. 3. B. in Darmfladt, in Weimar, in Preußen, ſiehe Stüve, Die 


Laften des Grundeigenthums, &. 91 fg. Anderer Meinung ift Goldmann, " 


Die Gefebgebung des Gr.:H. Heſſen, ©. 75 fo. 
20) 6. Stüve, ©. 87 fg. 
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an bes Letztern, theil3 wegen Unterwerfung bed biöher Freien unter 
den Schu des Mächtigen) getheilten Eigenthumsrechtes. Ein Theil 
tehrt nämlich jährlich wieder, zu einem anderen Theile ijt mır bei 
gewiſſen Gelegenheiten Verpflichtung 2). 

Bei der großen Verfchiedenheit diefer NReichnifje jowohl was 
Größe, als was Leiſtungsweiſe betrifft, läßt fich ein durchgreifendes 
Urtbeil über ihre wirthſchaftliche Bedeutung nicht fällen und 
faun nur Folgendes im Allgemeinen bemerkt werden. — Für bie 
Pflichtigen ift ein wefentliher Unterjchieb zwiſchen den jährlichen 
und den bei gewiflen Gelegenheiten wieberfehrenven Laften. Die 
erfteren find, in der Regel wenigſtens, nicht von großem Belange 
und daher in fo ferne auch nicht ftörend für den Wohlſtand und 
den Wirthſchaftsbetrieb; nur ift häufig (namentlich bei ben fog. 
Küchengefällen) die Art der Leitung bejchwerlih und zeitraubend. 
Weit nachtheiliger pflegen die in beitimmten Fällen eintreteuben 
Raften zu jein, ba die gewöhnlich jehr beträchtliche Höhe der Abgabe 
(häufig viele Procente vom Kapitalwerthe) dad Vermögen des Be⸗ 
ſitzers bedeutend ſchwaͤcht und ihn namentlich in der. Regel zu Schul- 
denaufnahmen nöthigt zu einer Zeit, wo er, nämlich bei Uebernahme 
der Wirthſchaft, ſein Kapital zu Einrichtungen, Verbeſſerungen, Vieh⸗ 
kãufen bedürfte, oder ſeinen Verwandten ihr Erbtheil zu bezahlen 
Hat. Häufig find daher diefe Laften die Veranlafjung eine? be- 
ſtändigen Siechthumes der von ihnen gebrüdten Wirthichaften. — 
Dieß aber ift um fo mehr zu: bebauern, dba beide Gattungen von 
Reichniſſen für die Berechtigten weit weniger vortheilhaft zu fein 
pflegen, als fie für die Pflichtigen empfindlich ab. Viele ver jähr- 
lichen Laften verlieren einen beveutenden HH. Ihres Werthes durch 
die im Verhältniſſe höchft bedeutenden Einzugs- und Verwaltungs: 
Koften. Die nicht regelmäßig eintretenden aber haben den Nachtheil, 


1) Neber bie Geſchichte und bie Arten ber bäuerlichen Laften, fiehe bie oben 
Seite 181, Note 1 angeführten Schriften von LAntzel und Moſer; ferner 
Scchwarz, Das Inftitut der Reallaften. Erl., 1827; namentlich aber die Sy: 
ſteme des bdeuffchen Privatrechtes, jo z3.®. von Philipps, Bd. J, ©. 616 fg.; 
Maurenbreher, ®b. I ©. 689 fg; Mittermaier (6te Aufl), Bd. I, 
©. 464% fg. 
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baß bie Einnahme nicht mit Beſtimmtheit und auf eine‘ gewiſſe Zeit 
zu erwarten tft, daher denn auch leicht unnützlich werwenbet wird. 

Offenbar Liegt bier ein Zuftand vor, welcher ala ein in mehr: 
fachen Beziehungen unvernünftiger und gemeinjchäblicher einer Ver⸗ 
beflerung bedarf 9). Glüdlicher Weife iſt die Durchführung ver 
hierzu nöthigen Maaßregeln auch bier wieber dadurch erleichtert, 
daß bet einer bejjern Einrichtung diejenigen Theile der bisherigen 
Leiftungen, welche dem Berechtigten gar nicht zu Gute Tommen, dem . 
Pflichtigen abgerechnet werden können ohne Beichädigung, und fomit 
ohne Rechtsverletzung bes Erfteren. — Im Mebrigen find verjchiebene 
Arten der Erleichterung moͤglich. Eine bedeutende Verbefjerung ift 
es jchon, wenn die ganz unzwechmäßige und ungleichartige Weile 
der Leiſtung vereinfacht und geregelt wird. Noch zuträglicher aber 
tft in der Negel eine völlige Entfernung des ganzen Verhältniffes. 
Zur Maren Einficht in dad Einzelne der erforderlichen Maaßregeln 
ift es jedoch nothwenbig, beide. Gattungen von Reichniffen abgejon- 
bert ind Auge zu faffen. 

Bei den jährlichen Laſten ift jeden Falles eine DVereinfa- 
Kung und zwedhmäßigere Ordnung namentlih in der Richtung 
wünfchenswerth, daß bie auf demfelben Grundſtücke liegenden Reich— 
nifje auf eine einzige Gattung von Werthen zurückgeführt werben. 
Sehr Häufig find die verjchiedenartigften Dinge je in ganz kleinen 
Mengen zu liefern, 3. B. mehrerlei Arten von Früchten, verfchiebene 
thierifche Erzeugniffe, mancherlei Geldpojten in wunderlichen Sum: 
men. Die Beſchaffung aller dieſer Gegenſtände iſt für die Pflichti- 
gen läftig und zeitraubend; ihre Einnahme, Verrechnung und Ver— 
wertbung für ben Berechtigten hoͤchſt unvortheilhaft. Es ift daher 
kein Grund einzuſehen, warum nicht eine Vereinfachung unbedingt 
und als Zwangsvorſchrift für Pflichtige und Berechtigte eingeführt 
werden ſollte. Eine geſetzliche Norm aber iſt auf die Grundlage 
hinlaͤnglich ausgedehnter Durchſchnittsberechnungen unſchwer zu 
geben, und erleichtert das Geſchäft. — Noch größere Vortheile hat 
natürlich eine gänzliche Ablöfung. Doch ift eine plößliche und all- 
gemeine Durchführung derfelben, wenn erft eine zweckmäßige Ver⸗ 

2) Ueber bie ganze Materie |. Rau, Volkswirthſch. Polit., I, S. 95 fp, 
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einfachung vorangegangen ift, weniger nothwenbig, und wäre ſelbſt 
nicht in allen Fällen nützlich. Je nad den wirthichaftlichen Vers 
baltniffen des Einzelnen kann ihm nämlich, wenigjtens vorläufig, 
eine geregelte Naturalleiftung zuträglicher fein, als die Aufbringung 
und Verzinjung eines Geldkapitales. Somit mag e8 denn genügen, 
wenn bad Recht zur Ablöfung der jährlichen Gefälle geſetzlich aus⸗ 
geſprochen und ein für beide Thelle gerechter Tarif für dieſelbe 
beftimmt if. Die Benükung des Rechtes bleibt alsdann Jedem 
überlaffen. Daß größere Abzüge von Verwaltungskoſten gewährt 
werden können, wenn fämmtliche zu Einer Verwaltung gehörige 
Pflichtige zufammen ablöfen, verfteht ſich von felbft. 

Weit fchwieriger, rechtlich und thatſächlich, ift die Befeitigung 
ber nur bei gewiſſen Gelegenheiten zu entrichtenden Reichs 
niffe, alfo 3.8. der Mortuarien, Handloͤhne, Weglöfinen. Es find 
an fich zweierlei Maaßregeln möglich, eine Verwandlung in eine 
regelmäßige jährliche Abgabe und eine gänzliche Ablöfung. Sene 
legt zwar dein Pflichtigen eine ftändige neue Laſt auf, allein fie bes 
keitigt die tiefgreifenden Störungen der Wirthſchaft; für den Berech⸗ 
tigten hat fie den Vortheil einer regelmäßigen Einnahme. Die Abs 
löfung befreit dag pflichtige Gut ganz und ftellt feinen ganzen 
natürlichen Werth ber, erfordert dagegen ein baares Kapital. Die 
Echmwierigfeiten der Befeitigung find aber doppelter Art. — Einmal 
erfordert fie, und zwar für beide Abänderungsweiſen gleichmäßig, 
weitausfehende und nicht eben leichte Vorarbeiten. Vor Allem ift 
aus langjährigen und bei vielen Gütern angeftellten Durchſchnitts⸗ 
berechnungen bie Zeit der Wieberfchr des Abgabegrundes zu erfor: 
ihen. Sodann muß aus denfelbigen Berecinungen der Durchſchnitts⸗ 
werth der einmaligen Leiftung beftimmt werden. Aus beiden An⸗ 
gaben ift aber bie hieraus fich ergebende jährliche Laſt des Gutes zu 
berechnen; für ben Zweck einer Ablöfung aber fommt noch die Kapi- 
talifirung dieſes jährlichen Werthed dazu ?). Eine gleiche Rechnung 

8) Zuweilen. begiebt es ſich, daß biefe Gegenleiftungen im Laufe der Zeit 
von größerem Werthe geworden find, als ber der Leiftungen if. Namentlich ift 
bies bei Holgabgaben der Fall. Daß alsdann nicht nur von einer weiteren Leis 
ſtung nicht bie Rede fein Tann, fonbern fogar ber Pflichtige itzi in die Stellung 
eines Berechtigten tritt, verftcht fih von ſelbſt. 


198 

iſt fodann auch noch bei efwaigen Gegenleiftungen des Gültherrn zu 
entwerfen, da deren Betrag an der jährlichen Leiftung oder am Ab- 
loſungs⸗Kapitale in Abzug zu bringen iſt. Es leuchtet ein, daß 
ohne genaue gefetliche Beftimmungen *) und ohne Beihilfe ſachver⸗ 
ſtaͤndiger Behörden dieſe ſchwierigen Arbeiten kaum je zu Stande 
fommen würden, und auch dann wird es an Streit und Beſchwerde 
nicht fehlen. — Sodann aber liegt darin ein großes Hinberniß, daß 
ſelbſt die billigfte Feſtſtellung det Verwandlungs- und Ablöſungs⸗ 
ſummen eine ſchnelle Wirkung nicht zur Folge haben kann. Der 
itzige Pflichtige hat bei Erbhandlohn ferne Schuld ſchon entrichtet; 
einen unmittelbaren Bortheil findet er aljo nur in ber Erhöhung dei 
Verlaufs⸗ und VBerpfänbungswerthes des Guted. Wenn er num nicht 
in dem Falle ift, hiervon für fich Gebrauch zu machen, jo bringt er 
durch die Abldfung lediglich für feinen Nachfolger im Gute ein Opfer, - 
wozu er in vielen Fällen nicht geneigt fein wird. Der Kaufhand⸗ 
Iohn dagegen tft von zu unficherem Eintritte, als daß feine Beſei⸗ 
tigung, in der Regel wenigſtens, der Uebernahme einer ftehenden Laft 
oder einem Abfaufe vorgezogen würde. Es ift aljo einleuchtend, daß 
nur durch ein geſetzliches Zwangsgebot, welches das Aufhören bes 
ganzen Verhältniſſes anorbnet, eine gründliche Hilfe gejchaffen wer: 
ben Tann. Ob nun aber entjcheivende Gründe vorhanden find, 
um ein jo tief einſchneidendes Eingreifen in Privatrechte zu forbern 
oder auch nur zu rechtfertigen, ift immerhin zweifelhaft. Bei einer 
Bejahung wird für die völlige Ablöfung eine Beihilfe duch Da: 
zwilchentreten ber Staatskaſſe nicht wohl zu vermeiden fein. 


$. 140. 
d) Der Srohnen. 
Beichränfungen des Landmannes binfichtlich der freien Verfü- 


4) Die Vorſchriften der Geſetze find Übrigens ziemlich abweichend von eins 
ander. Das württemb. 2te Edict v. 18ten Nov. 1817 rechnet auf alle 25 Jahre 
einen Handlohn-Fall; das preußifche Geſetz fchon auf 20 Jahre (nämlich auf 
100 Jahre 3 Sterb: und 2 Kauf-Fälle). Eben fo iſt bie Kapitalberechnung ber 
auf dag einzelne Jahr treffenden Laft fehr verſchieden beftimmt worben ; z. B. in 
Württemberg zum 20fachen Betrage, im Könige. Weftphalen und in Preußen zum 
2öfacden; in Baben zum 18fachen, wenn ber Grundholbe ablöst, 'Yaie 11—16- 
fachen wenn ber Berechtigte auffünbdigt. 
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gung über feine Berfon und feine Zeit waren keineswegs felz 
tem. Sie waren theils eine Folge von Leibeigenſchaft, teils freien 
Bürgern auß irgend einem Rechtstitel auferlegte Perfonalbienfte, d. h. 
Frohnen, (Herrenbienfte, Robothen, Scharrwerke), Ueber bie erfteren 
und ihre Aufhebung ſ. oben, Bd. IL, ©. 13; die letzteren erfordern 
bier eine nähere Betrachtung, indem doch immer noch, wenn auch nur 
ausnahmsweiſe, ſolche Verhaͤltniſſe beftehen. 

Je nach der Perſon des Berechtigten zerfallen die Frohnen in 
Staats-, in Gemeinde- und in Privat-Frohnen . Be 
manchfacher Verſchiedenheit unter ſich Haben dieſelben bie gemein 
ſchaftliche Eigenſchaft, daß ſie gezwungen geleiſtet werden, in der 
Regel ſogar unentgeltlich, jedenfalls gegen ein unverhaͤltnißmaͤßig ger 
ringes Entgelt. Sie find entweder Spann» ober Hand-Frohnen, 
gemeffene ober ungemefjene, orbentliche oder außerorbentliche 9). 

- Die wirthicaftlihen Nachtheile diefer gezwungenen Dienfte find 
beim Vorſchreiten der Landwirthſchaft zu intenfiverer Bewirthſchaf⸗ 
tung ?) fehr bedeutend, und zwar fowohl für den Pflichtigen als für 
den Berechtigten, dadurch aber für das gefammte Vollävermögen. — 
Dem Pflihtigen rauben fie nicht uur Zeit, deren er vielleicht fehr 
nothwendig in ber eigenen Wirthſchaft beburft Hätte; fonbern fie ver- 
urfachen ihm auch noch pofitive Koften, da er, bei Heiner oder gar 
keiner Bezahlung, fid) und fein Vieh, auch Schiff und Geſchirr zu 
erhalten hat. Außerdem gewöhnt er fi nur allzuleicht an eine 
ſchlechte Arbeitsweiſe, welche er denn auch in feinen eigenen Gefchäfe 


1) Ueber den Mrfprung ber Frohnen in Deutſchland f. Abhandlung von dem 
Natural⸗ Frohndienſt. Zranff., 1775; Mündhanfen, Bericht von ben auf 
dem Rittergute Steinberg aufgehobenen Frohndienſten. 2py, 1801, ©. 47 fg.; 
Hällmann, Hifor. Unterfuhung über die Raturaldienfte der Gutsunterthanen 
mach fraãntiſch⸗deutſcher Verfaſſung. Berlin, 1808; Ebel, Ueber ben Urfprung 
ber Frohnen. Gießen, 1823. 

2) Ueber bie Rechtöfäge, |. Hagemann’s Landwirthfchaftsredht. Haunov., 
1807, ©. 434 {g.; Gihhorn, Ginleitung in dag beutfche Privatreiht, Bte Auf, 
Seite 636 fg.; ausführliche Literatur bei Gefenius, Mayer-Meht, Ub I, 
E70 

8) Anders allerdings bei ertenfiver Wirthſchaft und Mangel an Gelegenheit 
jur Gelbwerwertfung von Arkeit. Siehe Roſcher, Vollswirthſch, Banb II, 
Seite 318 fg. 
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ten anmenbet. — Der Berechtigte erhält zwar wohlfelle ober ganz 
unentgeltliche Arbeit; allein dieſe wird bis zum Sprichworte nad- 
(äffig und träge verrichtet, fo daß ber Ertrag feiner Wirthfchaft dar⸗ 
unter Teibet 4). Von einer verbefjerten Arbeitseinrichtung ift ohnedem 
feine Rebe, weil die Fröhner zu folcher nicht verpflichtet find. — 
Für das gefammte Volksvermoͤgen aber find bie Frohnen ein Rad: 
teil, weil fie einen ganz unnöthigen Zeit- und Kraft-Aufwanb ver: 
urfachen, und der Schaben des Pflichtigen bei weitem größer ift als 
ber Nuten bed. Berechtigten °). 

Diefe Gründe find allerdings hinreichend, um bie gänzliche Ab⸗ 
ſtellung der Frohnen zu verlangen. 

Bei dem Staate und den Gemeinden hat die Aufhebung 
in keinem Falle eine rechtliche Schwierigkeit, denn warum ſollten die⸗ 
ſelben nicht auf dieſe Dienſtleiſtung ihrer Angehoͤrigen verzichten koͤn⸗ 
nen? Und auch in wirthſchaftlicher Beziehung iſt kein Bedenken 
dabei, da jeder andere Beitrag zu den Öffentlichen Bedürfniſſen zweck⸗ 
mäßiger erfcheint. Vor Allem aber ift e8 des Staates und feines 
Oberhauptes würdig, die bloß zu dem Vergnügen des Letztern die⸗ 
nenden Jagdfrohnen abzuftellen, und zwar ohne alle Entſchädigung. 
Sollte man fürchten, in gewiffen außerorbentlichen Fällen, nament- 
lich für Kriegsfuhren oder zu Hilfe bei öffentlichem Unglücke, dic 
nöthigen freiwilligen Leitungen gar nicht oder nur unter allzuſchwe⸗ 
ren Bedingungen gewinnen zu lönnen, fo mag ja noch immer hierzu 


dla 


eine Dienft : Verbindlichkeit der Bürger beibehalten werben; ebenfo ' 


für Unterhaltung der Vicinalſtraßen, falls die Landleute diefelben in 


den Zwifchenzeiten ihrer Gejchäfte Leichter übernehmen, ala eine ent- 
Iprechende Geldabgabe. 


Anders verhält es fich aber mit den Privat-Frohnen, als 
einem Theile des Eigenthums der Berechtigten. Zwar erleivet es 


4) Nah Eldner, Die deutſche Landwirthſchaft, Bd. I, S. 139, ift nicht 
felten ber wirflihe Ertrag eines durch Fröhner gebauten Grundſtückes nicht bie 
Hälfte des möglichen. 

5) Eine lebhafte Schilderung ber Nachtheile der Frohnen ſiehe bei Wich⸗ 
mann, in ber ſogleich anzuführenden Schrift, Seite 1 fg. Daſelbſt auch eine 
Geſchichte von Bauern-Aufftänben, bei welcher freilich zu bemerfen iM, baß Tange 
nicht alle gerade ber Frohnen wegen entftanden. 
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feinen Zweifel, daß hier bei der allgemeinen unb überwiegenden 
Schaͤdlichkeit der Einrichtungen ein Eingriff in das Privatrecht ges 
rechtfertigt tft; doch muß ber Berechtigte für den wirklichen Verluft 
entichädigt werden. Der geſchichtliche Urfprung der einzelnen Froh⸗ 
nen oder Frohnart Tann dabei Teinen Unterfchieb machen; auch aus 
ver Reibeigenfchaft einft entfprungene Dienfte find längft in gewoͤhnliches 
Privatrecht übergegangen und ala folches von ben itzigen Berech⸗ 
figten erworben worden. Nur Sagdfrohnen mögen eine Ausnahme 
machen, da das ganze Verlangen, Dritte gegen ihren Willen und 
mit VBerluft an Zeit und Arbeit zu Werkzeugen bet einem blofen 
Bergnügen zu benützen, ein unfittliche® und daher an unb für ſich 
nicht zu duldendes iſt. — Was nun aber bie Aufhebungsweiſe bes 
trifft, fo fragt es fich vor Allem, ob die Befeitigung als allgemeine . 
Zwangs⸗Maaßregel durchzuführen tft, ober ob es genügt, ven Pflich- 
tigen das Necht zur Ablöfung einzuräumen, ihnen dann aber. die bes 
fiebige Benützung biefer Befugniß zu überlaffen? Wären die Nach: 
theile der Frohnen nur für die unmittelbar Betheiligten fühlbar, ſo 
müßte ihnen allerding3 die Enticheidung, ob fie von denſelben unter 
gewiffen Bedingungen befreit fein wollen, anheim geftellt werben; 
allein dba auch das geſammte Volldvermögen empfindlich darunter 
leidet, fo tft eine Zwangsmaaßregel gerechtfertigt %). — Kommt es 
denn aber zur Ausführung, fo müffen zunächſt bie ungemefjenen 
Frohnen in gemeffene verwandelt werden. Dieß erfordert jchon an 
fih ihre befondere Schäblichkeit, fo daß felbft da, wo bie Frohnen 
feiner Zwangsablöfung unterworfen würden, diefe Maaßregel nicht 
zu umgehen wäre. Allein fie tft noch beſonders nothmendig wegen 
ber Nothwendigkeit einer fichern Grundlage zur Berechnung der Ent- 
fchäbigung. Ueber dag Maaß, auf welches fie feftzuftellen find, kann 
nicht wohl ein Zweifel fein; es ift nämlich das Ergebniß eines lang⸗ 
OGIA.M. if Hier Ebel, a. a OD, S. 189; und Rau, Volksw. Polit, 
©. 124, weil den Bauern nit felten eine Dienftleiftung leichter falle, als eine 
Geldabgabe. Allein einer Seits ift, namentlich wo ein Stantsbeitrag gegeben 
wird, bie Entſchädigungsſumme fo Fein gegen den Arbeitswerth; anberer Seite 
find bie allgemeinen Gründe für Befeitigung ber Frohnen fo bebeutend, daß bie 
Durchführung ber Maaßregel mit Billigfeit erzwungen, ohne Zwedhwibrigfeit aber 
nicht in bem Belieben des Einzelnen gelaflen werben kann. 
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jährigen Durchſchnittes aller wirklich vorgefommenen Leiftungen. 
Schwieriger ift die Frage, ob der Berechtigte für dieſe Feſtſtelluug 
eine Entihädigung verlangen lönne? Doc find wohl die Gründe 
der Verneinung überwiegend, da ja ber Berechtigte nach dem Maaß⸗ 
ftabe der eigenen Ausũbung feines Rechtes behandelt, ſomit ihn Fein 
thatſaͤchlicher Schaden zugefügt wird. — Iſt der rechtliche Umfang 
aller Frohndienfte bekannt, jo ift alsdann bie für das gänzliche Er⸗ 
loͤſchen berfelben den Berechtigten zus bezahlende Entſchädigung zu 
berechnen. Diele Entiehädigung kann glücflicherweife ohne Unge: 
vechtigkeit gegen ben Frohnheren fehr mäßig angefeßt werben. Zwar 
muß allerdingd der örtliche, zur Zeit der Ablöjung oder Verwand⸗ 
lung bejtehende Taglohn die Grundlage der Berechnung abgeben; 
allein nicht nur find die, wenigſtens zumeilen, von dem Herrn zu 
leiftenden Gegenreichungen abzuziehen, ſondern e8 darf auch in ber. 
Negel die volle Zahl der bisher ſchuldigen Arbeitätage nicht angeſetzt 
werden, da ein Fröhner ber unvermeidlich fchlechten und läffigen 
Arbeit. wegen keineswegs als ein voller Taglöhner gerechnet werden 
kann. Nur da, wo bie Arbeit nah Maaß und Erfolg genau be 
ſtimmt ift, und eine geringere Leiſtung nicht eintreten kann, (3.2. 
bei der Beifuhr gewiffer Gegenftände,) mag mit Recht Erſatz für ben 
gefammten Arbeitslohn verlangt werben. Im Uebrigen hindert nichts, 
daß die Entſchädigung entweder durch bie Entrichtung eine entipre- 
chenden Geldkapitales oder durch eine jährlich zu bezahlende Gelb: 
sder Natural:Rente geleiftet werde. Sobald die Entſchaädigung feftge- 
ftellt ift, Hört die Frohnpflicht auf; nur fordert die Gerechtigkeit, daß 
wenn dem Berechtigten durch die plößliche Aufhebung feines bisheri⸗ 
gen Rechtes ein erweizlicher Schaden zugienge, 3. B. durch augen⸗ 
blicklichen Mangel an Taglöhnern, er zunächſt noch mittelft einer 
entjprechenden Einrichtung ficher geftellt werden müßte, aljo etwa 
durch die Verpflichtung der bisherigen Fröhner noch eine gewiffe Zeit 
lang Dienfte auf Anforderung, aber gegen Bezahlung, zu Teiften ”). 


7) Ueber Frohnablöfungen |. unter andern Weſtfeld, Ueber die Abſchaf⸗ 
fung des Herrenbienfled. Lemgo, 17785 (Pauli und Wagner,) Surrogat 
ber Hand⸗ und Spamndienſte. Kafſel, 1775; Gedanken von Abftellung der Natural: 
bienfte. Göttingen, 1777; Münchhauſen, Bom Lehenherrn und Dienkmann, 
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Die Aufgabe des Staates bei einer ſolchen Frohnablöfung ift 
eine manchfache. Adgejehen von den Vorjchriften über bie Feſtſtel⸗ 
hg der ungemefjenen Frohnen und über die Berechnung des Wers 
thes der verichiedenen Arten von Dieniten, jo wie der Gegenleiftungen, 
ift die Niederſetzung leitender Behörden, die Beftellung unpartheiifcher 
Schätzer, die Feftitellung von Präclufivterminen und gejetlichen Mrs 
nahmen nötbig und wohlthätig. Sodann kann mit Recht verlangt 
werden, baß den Pflichtigen ein Beitrag zu der Abloͤſung aus ber 
Staatskaſſe gewährt werde. Allerdingd gewinnen fie ſelbſt zus 
naͤchſt. Allein theils ift auch aus allgemeinen Gründen das Auf: 
hören ber Frohnherrſchaft zu wünfjchen; theilö find viele ver Frohnen 
in früherer Zeit aus Gründen und Zuſtänden des Öffentlichen Rech: 
tes entftanden, jomit auch wieder vom Staate zu entfernen, wenn 
fie nicht Länger gebulbet werden wollen. Und noch ſtärker natürlich 
iR die Verpflichtung des Staated, wenn er die Ablöjung nicht in ben 
freien Willen der Pflichtigen ftellt, fondern fie zu einer allgemeinen 
Zwangsmaaßregel erklärt. _ 

Ein nothwenbiger Schlußftein aller auf Vefeitigung der Frohnen 
gerichteten Maaßregeln ift das unbedingte Verbot, neue Verhältuifie 
diefer Art durch irgend ein Nechtägefchäft zu begründen. 


§. 141. 
e) Der Weideferuituten. 

Am wenigften find bis itzt noch die Weideferpituten befeitigt 
worden. Sehr häufig hat daher ein Anderer als der Eigenthümer 
dad Recht, Grundſtücke abweiden zu laffen, bald mit Beſchränkung 
der Zahl und Urt der weidenden Thiere, bald ganz nach feiner Will- 
für. Dieſe Gerechtigkeit wird ausgeübt auf den Ackerfeldern theilz 
nach Einheimjung der Aerndte und jomit auf den Stoppeln, theils 
in den Brachjahren; auf den Wielen aber vom Herbfte bi ing Früh: 
jahr. Der Schaden fir die Wecker ift nicht bedeutend, wenn bei 
%;, 1793; Wich mann, Weber die natürlichften Mittel bie Frohndienſte aufs 
zußeben. £pz., 1795; Nicolai, Weber Hofdienfle und deren Abichaffung. Berl., 
1799; Mayer, Ueber Herrendienfte und deren Aufpebung. Gelle, 1808; Ebel, 
Meber den Urfprumg ber Frohnen. Gießen, 1828; Wan, Vollawirihſch. Politik, 
L, ©. 128 fg.; Roſſcher, Volkswirthſch, Sb. II, ©. 310. 
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allgemeiner Dreifelderwirthichaft reine Brache gehalten wirb und bie 
MWeldegerechtigkeit ſich blos auf die Brachoͤſch erſtreckt; wenn ferner 
bie Stoppelweide erft beginnt, nachdem der Eigenthümer das Feld 
‚nach feinem Nuben geräumt bat. Zwar wird auch bier durch Un⸗ 
achtſamkeit oder böfen Willen der Hirten manche Pflanzung beein- 
trächtigt; doch läßt ſich durch Strenge und Aufficht nachheffen. 
Wohl aber ift der Nachtheil empfindlich, wo Tünftliche Futterfräuter 
und Handelsgewächſe gebaut werben, wo die Brache eingebaut ift, 
oder wo ein anderer Fruchtwechfel, als die Dreifelderwirthichaft, noth⸗ 
wendig wäre. Ebenſo ift die Wiefenweide immer ſchädlich. Cie 
hindert die Vornahme von Verbefferungen, namentlich von Baum⸗ 
pflanzungen; ſchweres Vieh tritt bei nafjem Wetter oder Boden durch; 
und durch Abätzung des erſten Triebes im Frübjahre wird die Heu- 
aͤrndte hinausgeſchoben, durch Wiedereintreten ber Weide im Spät: 
- fommer ein zweiter ober dritter Schnitt verhindert. Eine Weidefer- 
vitut ift jomit ein unüberwindliches Hinderniß gegen eine Verbeſſe⸗ 
rung der gemeinen Gewöhnung 1). Diefer Schaden aber ift ein dop⸗ 
pelter, da auch hier, wie bei fo manchen andern Beläftigungen, der 
Gewinn ded Berechtigten weit Heiner ift, al3 der Schaben des Pflich- 
tigen. Das Vieh des Lebteren findet eime kärgliche und oft unge: 
funde Nahrung. Wo Ein weidended Stüd kaum ernährt werben 
kann, würden zehn veichliche Nahrung finden, wäre der Grund mit 
Yutterfräutern bebaut; anſteckende Krankheiten verbreiten fih unauf: 
haltfam; man verliert vielen Dünger; der dem Grundſtücke mitteljt 
Durchtretend verurfachte Nachtheil trägt dem Berechtigten gar nichts 
. ein; die Verhinderung des Graswuchſes nur wenig, während fie bag 
Zwangzigfache dem Eigenthümer fchabet; wo Feine gemeinjcaftlichen 
Hirten eingeführt find, nimmt die Hütung eine Menge von Men: 
fchenfräften ganz nutzlos in Anfpruch. Von eigentlichen Vorteile ift 
nur die Schaafweide auf Halvden, welche zu einer einträglichen Eul: 
fur zu arm find, doch aber ein gejundes Futter für Schaafe tragen 
und jo allein noch benütt werden ünnen, während bie Stallfütte- 


1) 9. M., wie zu erwarten, it Oberndorfer, Wirthſchafts-Pol. Seite 
326 fg. 
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tung der 'Schaafe zu theuer ift 7). Sodann find zur Erziehung 
der Pferde Fohlengärten wünſchenswerth. 

Nicht ſchwer iſt ed unter diefen Umftänden, bie richtige Forde⸗ 
rung an bie Geſetzgebung zu ftellen. Eine blofe Beſchränkung 
der Weide auf eine für die gemeine Mebung ber Landwirthichaft un- 
ſchädliche Weiſe ift allerdings Teicht möglich. Schon das Privatrecht 
verlangt, daß der Servitutberechtigte feine Befugniß nicht bis zur 
Verhinderung des Eigenthümers ausdehne. Kein Rechtstitel Tann 
alfo einer Verjchiebung der Stoppelweide bis nad) völliger Räumung 
bed Feldes, einem Aufhören berfelben, wenn der Eigenthümer feine 
Aecker ftürzen will, endlich einem Schuße ber noch nach der gewöhn⸗ 
lihen Aerndtezeit auf dem Felde befindlichen Handels- oder Futter⸗ 
kräuter entgegengeſetzt werden. Ebenſo laäßt ſich cine Beſchränkung 
der Wieſenweide auf trockenen Grund und auf die Herbſt⸗ und Win⸗ 
terzeit aus allgemeinen Rechtögründen wohl verlangen °). Allein 
dieß Alles find nur theilmeife Mittel. Soll dem verjtändigen Be⸗ 
triebe des Aderbaued wirklich geholfen werben, jo muß die für ihn 
fo fchäbliche Weide-Gerechtfame ganz entfernt werden; denn nun 
erit kann Bracheinbau, wohlveritandener Fruchtwechlel, künſtlicher 
Futterbau eingeführt werden und in Sicherheit gedeihen. 

Natürlich kann aber eine ſolche Wegräumung nur gegen volle 
Entfchädigung des Berechtigten geichehen, welche fich nach der Art 
der Berechtigung zu beftimmen hat. 

1) Iſt der Berechtigte ein größerer Gutsbeſitzer, dem 
auf die gefammten Markungen benachbarter Gemeinden eine Weide: 
gerechtigkeit zuftceht, fo mag bie Entſchädigung entweder durch bie 
Abtrelung eines Stüdes Weideland in völliged Eigenthum, ober 


2) Ueber die Nachtbeile ber Weide-Gerechtigkeiten |. Frank, Landwirthſch.⸗ 
Polizei, Bd. I, ©. 196 fg.; Rau, Volkswirthſch.⸗Polit. S. 112 fg., und bie 
von ihm angeführten Schriften; das Gorrefpondenz=Blatt bes württemb. 
Landw. Ber., Bd. XX, ©. 20 fg.; Karbe und Knaus, Üb. Schaafweideab⸗ 
Ifungen. Stuttg., 1840; Seelig, Die Ablöfung ber Weideberechtigungen. 
Bött., 1851; Rau, Vollksw. Pol. I, ©. 140fg.5 Roſcher, Volkswirthſch., 
Bd. II, S.236 fg. Ueber ben Gipfel alles Weibe⸗Unfuges, nämlich die fpanifche 
Meſta, ſ. Jovellanos, a. a. O., ©. 96 fg. | 

3) 6. Mittermaier, Priv.:R., 6te Aufl, 8b. I, ©. 453 fg. 
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aber durch ein dem wahren Nuten des Berechtigten entiprechenbes 
Geldkapital geleiftet werben. Schiedsgerichte von umparthelifchen 
Sachverftändigen haben die Entſchädigung auszumitten. Nothwendig 
{ft übrigens dabei, daß dem Berechtigten die beabfichtigte Abloͤfung 
zum Voraus (cin bis zwei Jahre früher) angezeigt werte, damit er 
bie baburch nothwendig werdenden Aenderungen in feinem Wirth: 
ſchaftsbetriebe rechtzeitig vorbereiten mag. Eben fo Tann ihm, wenn 
er auf einer ganzen Gütermaffe das Recht auszuüben hatte, nicht 
zugemuthet werben, von Einzelnen die Dienftbarkeit ablöfen zu laf 
fen, während Andere fie noch länger dulden wollen. Ein ſolches 
zerſtückeltes Weiderecht wäre ihm von faft gar feinem Nutzen. Die 
Eigenthüimer der ganzen pflichtigen Feldmark müfjen alſo gemein: 
fchaftlich ablöfen; ein Entichluß, welchen das Gefe durch Einräu- 
mung eined Zwangsrechtes der Mehrzahl zu begünftigen Hat. 

2) Belteht aber bie Weibebienftbarkeit darin, baß bie Ge- 
meinbe-Mitglieder gegenfeitiged Weiderecht ausüben, fo kann 
dieſes Necht, fobald der Beſchluß ber Mehrheit gefaßt ift, ohne wei⸗ 
teres aufgehoben werben, wenn es im Berhältniffe zum Güterbefige 
ſteht; überreicht aber bei Einzelnen das Recht dieſes Verhältniß, fo 
ſind ſie, wie oben erwähnt, für dieſen Ueberſchuß zu entſchädigen. 

3) War endlich eine Koppelweide zwiſchen benachbarten 
Gemeinden eingeführt, (die ſchaͤdlichſte aller Weidearten, wegen ber 
nie zu vermeidenden Mißbräuche, abſichtlichen Verwüftungen und 
daher rührenden Streitigkeiten,) fo ift vor Allem eine Trennung zu 
bewerfitelligen. Bei biöheriger materiell gleicher Berechtigung hebt 
fich natürlich das Mecht gegenfeitig auf; war aber eine Eemeinde 
mehr berechtigt, fo ift fie für den Ueberſchuß zu entſchädigen. Nach 
diefer Trennung ift e8 nun jeder Gemeinde möglich, fich nach den 
oben angeführten Grundſätzen von der Weideſervitut auf eigener 
Markung zu befreien %). | 


$. 142. 


3) Wegränmung ber gefeligen Beſchräukungen in Benützung der Güter. 


Beinahe in allen Eitsaken finden ſich Gefege, welche den Bürger 


4) ©. Krebbersborf, Landpolizei, ©. 149; Rau, a. a D., ©. 149 fg. 
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Kindern, feine Felder nach feinem Gutdunken zu benüten. Bald if 
bie Anpflanzung gewiſſer Gewächje ganz unterjagt oder durch Täftige 
Foͤrmlichkeiten erfchwert (3. B. häufig der Tabakhau, in manchen 
ſchlechteren Gegenden ber Weinbau). Bald barf ein Feld nicht auf 
andere Weiſe benübt werben, als es bisher bebaut wurde, ohne 
Erlaubniß zu einer Eultur-Veränderung vom Staate. In noch 
anderen Fällen jucht der Staat gewiſſe Wirthſchaftsarten, 3. 8. 
Viehzucht, Körnerbau u. |. w. durch mittelbaren oder unmittelbaren 
Zwang auch gegen den Willen ber Eigenthümer zu bewerkſtelligen. 
Diefen Beſchraͤnkungen unterliegt ein breifacher Grund. Einmal 
die Furcht vor Unordnungen in dem Steuerfatafter durch häufige 
Aenderungen ; zweiten? die Bejorgniß vor übermäßiger Erzeugung 
gewiſſer Stoffe; dritten? der Wunſch, alle nothwendigen Bebürfniffe 
in hinreichender Menge im Lande felbft zu erzeugen, bamit weber 
Thenrung noch Abhängigkeit von fremden Staaten eintrete. 

Läßt ſich nun beweiſen: erftens, daß dieſe Beweggründe nicht 
ſtichhaltig find, oder daß wenigſtens Zwang nicht das richtige Mittel 
zu Crreihung des Zweckes iſt; und zweitend, daß ſolche Befchrän- 
tungen dem Einzelnen und fomit dem Ganzen, in wirthichaftlicher 
Beziehung fchaden: fo folgt natürlich daraus die Nothwendigkeit, 
die fraglichen Geſetze aufzuheben, und dem Lanbmwirthe die volle 
Freiheit in Benützung feine Eigenthumes einzuräumen. Diefer 
Beweis aber ift unſchwer zu führen, denn was 

1) die Beweggründe zu den Beſchränkungen betrifft, jo 
iſt wohl 

-&) Var, daß die Ordnung in ben Stener-Rollen auch noch 
anf Kere, dem Betriche der Landwirthfchaft unſchädliche Weife ſich 
erreichen laͤßt. Entweder kann die einmal auf ein Grundſtück ge- 
fegte Steuer al bejtändig auf demfelben ruhend betrachtet werden, 
zu welchem Zwecke es auch benütt wird. Ober aber tritt, wer 
vollftändige materielle Gleichheit der Staatzlaften beabfichtigt wird, 
alle Jahre einmal eine neue Einihägung bleibend veränderter 
Grundſtücke ein, was ohne große MIR zu hewerkſtelligen ift. — 
Wäre es aber nicht fowohl die Grumbftewer ald ver Zehnte, 
welcher eine Veränderung der Benützungsweiſe unbequem machte, 
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fo tft dieß ein Grund weiter, bad ganze Zehntwejen zu befel- 
tigen. 

b) Allerdings tft e8 möglich, daß die Lanbwirthe, in falfcher 
Beurtheilung der Bebürfniffe, einen beftimmten Stoff in zu großer 
Menge erzeugen und dadurch in Schaden gerathen '). Allein ein 
folcher blos möglicher und jedenfall® durch die Schuld des Betrof- 
fenen herbeigeführter Schaden kann doch nicht in Vergleich gebracht 
werden mit dem gewiffen, allgemeinen und unverbienten Nachtbeile, 
welchen Alle leiden müfjen, wenn fie nicht nach ihren Kenntniffen, 
ihren Kapitalen und nach den Conjuncturen des Augenblides den- 
jenigen Zweig der Lanbwirthichaft ungehindert und fchnell ergreifen 
bürfen, welcher ihnen den größten Vortheil bringen würde. Soldye 
Gebote und Verbote find bei Gewerben und für den Handel aller: 
ſeits ala jchädlich anerkannt; warum follen fie für ben Feldbau 
nüßlich fein? Der eigene Vortheil wird fchon zur Wieberbejchrän: 
fung der unvortheilgaft gewordenen Bauart bewegen. 

c) Eben fo ift feine® Ortes bereit? ausgeführt, daß nur Frei: 
heit des Baues und des Handeld Mangel an den nöthigen Lebens⸗ 
mitteln verhindert, und vielmehr Zwang und Einmifchung von 
Seiten des Staated Mangel und Theurung herbeizuführen geeignet 
find. Nur bei Einem nothwendigen Artikel, dem Holze, ift eine 
Ausnahme zu machen ?). 

2) Noch leichter ift zu zeigen, daß gefetliche Eultur-Berbote 
dem Landwirthe pofitiven Schaden bringen. Im Allgemeinen be: 
treibt Jeder feine wirthichaftlichen Angelegenheiten auf die ihm am 


1) Bekannt find z. B. bie Klagen über unvernünftige Vermehrung der 
Weinberge in Frankreich, und ben — wenigflens zum Theile — daraus her: 
rührenden Unwerth bed Weined; ober ber Vorwurf gegen bie Plantagen:Befiger 
in Weftindien, daß fie fih durch ben hohen Preis bes Zuckers während der Re: 
volutionzfriege und nad der Zerftörung von St. Domingue zu einer ihnen in 
jeber Beziehung jchäblichen Ausdehnung der Zuderpflanzungen baben verführen 
laſſen. Wohl wird ein Gleiches bei dem Aufhören des Bürgerkriegs in ben 
Vereinigten Staaten von Norbamerifa in vielen Ländern hinſichtlich der Baum: 
wolle eintreten, welche igt allerwärts bei ben hoben Preifen gebaut wird, aber 
eine wieber eintretenbe Mitwerbung bes ameritanifchen Erzeugnifles nicht aus: 
balten Tann. 

2) Hierüber f. unten, FF. 147—158. 
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vortheilhafteften fcheinende Weife; und wäre biefe auch wielleicht 
nicht immer die unbedingt bejte, fo ift fie boch die für feine Ver: 
haͤltniſſe, 3. B. für fein Kapital, pafjende Ausnahmen kommen 
allerding3 vor; allein weniger bei ben Thätigen, welche eine her⸗ 
gebrachte Benuũtzungsweiſe zu ändern wünjchen, als gerade bei Denen, 
welche träge und dumpf das Gewöhnliche fortfegen. Cine Befchrän- 
kung kann aljo nur bewirken, daß eine dem jachfundigen Betheiligten 
vortheilhaft jcheinende Eultur unterlaffen wird; eine Un vor⸗ 
theilhafte Aenderung wäre jchon von felbft unterlaffen worden. 
Der hierdurch in der großen Mehrzahl der Fälle eintretende Schaden 
wird aber lange damit nicht auögeglichen, daß vielleicht in einzelnen 
Fällen ein Unternehmen gehindert wird, welches nachtheilig aus- 
gefallen wäre. Einleuchtend ift dabei noch, daß nicht bloß unbe⸗ 
dingted Verbot diefe Wirkungen bat, ſondern daß auch fehon eine 
Borfchrift zu bejonderer Erlaubniß-Einholung und Ähnliche Bes 
Ihränfungen hinreichend abſchreckend find. 


$. 143. 
4) Förderung der Einfidt. 
Eine mächtige Förderung des Lanbbaued ift ed, wenn ber 


Staat ben Landwirthen Gelegenheit verjchafft, fih in ihrem Gewerbe 


| 


auszubilden, fo daß fie nach Gründen handeln, Beſſeres an bie 
Etelle alter unzweckmäßiger Verfahrensarten fegen, neue Zeige 
der Landbwirthichaft kennen und einführen, mit Einem Worte ihre 
Geſchäfte mit Einficht betreiben lernen ). Die Mittel hierzu find 
aber folgende: 

3) Landwirthſchaftliche Lehranftalten, und zwar 
ſowohl für den Unterricht wiffenfchaftlicher Landwirthe, alfo Fünf- 
tiger Befiger, Pächter oder Beamter großer Güter, ala für bie 
Ausbildung kleinerer felbftarbeitender Gutsbeſitzer und Auffeher. 


Ueber ihre Einrichtung, f. oben, Bd. 1, ©. 586 fg. — Wünſchens⸗ 


werth wäre allerdings, daß die gefammte Maſſe der Landleute in 


1) ©. Jovellanos, Gutachten, ©. 282 fg.; Pabſt, Ueber die Bildung 
zum Landwirthe. Stuttg., 1829; Elsner, Die Bildung bed Landwirthes. 1838. 
A. M. it Oberndorfer, Wirtbfchaftspolizei, ©. 223 fg., da ber practifche 
Sandmann fon bie nöthigen Kenntnifle habe. 
v. Mohl, Polizeiwiſſ. II. 3. Auflage. 14 
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ben einem vernünftigen Betriebe zu Grunde liegenden erften Be⸗ 
griffen und Kenntniffen unterrichtet werden könnte; allein es fcheint 
eine Einrichtung dazu kaum möglih. Eigene Unftalten für bie 
erwachjene Jugend eine jeden Dorfes find natürlich außer Frage; 
woher das Geld und die Lehrer nehmen? Der von Vielen gewünfchte 
und auch wohl bei befonderem Eifer verfuchte, Unterricht in der 
Volksſchule aber erjcheint einer Seit? kaum ausführbar wegen Man⸗ 
geld an genügend unterrichteten Lehrern und an Zeit, anderer Seit? 
unwirkſam bei dem Alter der Schüler ?). 

2) Muſterwirthſchaften. Für die große Menge der 
ungebildeteren Landwirthe koͤnnen Lehranftalten nur mittelbar wirken. 
Einer foftematifchen, und überhaupt einer abfichtlichen. Belehrung 
find fie ſchwer zugänglich; daS Beiſpiel des Beſſeren und Cinträg- 
licheren wirkt auf fie weit überzeugender. Nun koͤnnte und follte 
zwar ber Anblic® der mit einer Kehranftalt verbundenen Gutäwirth- 
ſchaft als folches Beiſpiel dienen: allein es ift hierauf nicht viel zu 
‚rechnen. Den gewöhnlichen Lanbmann ftören bier theil® tie manch⸗ 
fachen, natürlich zuweilen auch mißglückenden, Verſuche; er ift geneigt 
felbft ihr Gelingen, jo wie überhaupt die Blüthe der ganzen Wirth: 
haft, in der Gelbunterftükung des Staate zu Juchen; in jedem 
alle ift e8 nur für bie nächite Umgegend ein Mittel zu augen: 


2) AM. iſt Rau, Vollkswirthſch. Pol., 5. Aufl, I, S. 304; doch giebt 
es zu, baß eine allgemeine Verbreitung des landwirthſchaftlichen Unterricht in 
ben Volksſchulen eine befondere Vorbereitung der Lehrer vorausfeken würde. 
Hierin liegt nun aber eben bie hauptfächliche, wenn auch keineswegs bie einzige, 
Schwierigfeit. Daß Halbwifferei der Lehrer nur fchaden Fünnte, wenn und fo 
lange fie Gehör fänden, ift eben fo gewiß, als daß bald bie Erfahrung ben Man: 
gel aufdeden würde und nun ber ganze Glauben an die „gelehrte” Landwirth⸗ 
ſchaft verloren gienge; nebenbei auch wohl noch bie Achtung für den Lehrer über: 
haupt und für jede Belehrung Bebilbeter in Tanbwirthfchaftlihen Dingen. Es 
müßten aljo fämmtliche Lehrer für die Volfsfchulen gründlich in ber Landwirtb: 
ſchaft gebildet werden, was dann eine bedeutende Verlängerung bed Aufenthalts 
in ben Seminarien und entfprechenden größeren Aufwand erforderte, überdieß 

ohne Zweifel den Nachtheil hätte, bie Anfprüche der in ihrer Bildung immer 
mehr gefteigerten Lehrer weiter zu erhöhen unb fie mit ihrer Stellung im Leben 
noch unzufriebener zu machen. Ob fie dabei gleich tauglich und willig für ihren 
Sauptberuf, für den Unterriht von Kindern in den Anfangsgründen, blieben, 
wäre überbieß die Frage. 
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fülliger Belehrung und Ueberzeugung. Bedeutendere Früchte wird 
allerdings das Beiſpiel der allmählig in das practifche Leben fiber: 
gehenden Zöglinge der Lehranftalten tragen, namentlich auch bag 
von den Echülern der niederen Aderbaufchulen gegebene. Doch 
kann auch dieſes nur almählig und langfam wirken. Zur Be: 
ihleunigung der bejjem Einficht wird es daher Vieles beitragen, 
wenn in den verjchiebenen Theilen ded Landes und mit Ber—uͤckſich⸗ 
tigung der verjchiedenen Dertlichkeiten und dadurch bevingten Wirth- 
ſchaftsarten, Mufterwirthichaften angelegt werben. Und zwar kann 
ver Staat fogar, wenn er im Befite von Domänen ift, dieſes nütz⸗ 
liche Unternehmen ohne weitere Koſten bewerkftelligen, theil® durch 
Eclbftverwaltung ſolcher Güter mittelft geeigneter Beamten; theils, 
und vielleicht befjer, durch zweckmäßige, d. h. langjährige und billige, 
Verpachtung an gejchickte Lanbwirthe, namentlich an Zöglinge- der 
Iandwirthichaftlichen Lehranftalten. Hat fich ſpäter ein hinreichender 
Etamm von wohlunterrichteten Landwirthen aller Art gebildet und 
im Staatögebiete verbreitet, fo mögen die, ißt überflüffigen, Muſter⸗ 
wirthfchaften de Staated wieder eingehen, wenn fie Koften machen 
oder jonjtige Mißſtände haben. 

3) Die Errichtung, oder wenn ſchon von Privaten errichtet 
die Begünftigung und Unterftügung, landwirthſchaftlicher 
Vereine kann mancherlei Gutes ftiften, ſei e& durch gemeinſame 
Förderung des mehr wifjenjchaftlichen und theoretiichen Theiles ber 
Landwirthſchaft und der allfeitigen Bildung der größeren Gute 
beſitzer; ſei es durch Hinwirkung auf Einführung erprobter Neues 
rungen unter den kleineren und minder gebildeten Ackerwirthen; 
ſei es durch Aufklärung der Behörden und des Publikums über die 
allgemeinen Beziehungen und Bebürfniffe der Landwirthſchaft. Durch 
Sammlung von Nachrichten über beftehende Zuftände, durch Unter: 
ſuchung neuer Vorfchläge, durch Begutachtungen und Anträge an 
höhere Etellen, durch Ertheilung von Prämien für ausgezeichnete 
Landwirthe, gelungene Verſuche oder gelöste Preisfragen, dur 
Verbreitung von neuen nütlichen Pflanzen, Werkzeugen und Ein- 
richtungen, endlich durch die Anlegung von Sammlungen aller Art, 
fowie durch gelegentliche Veranftaltung von Ausftellungen von Ma- 

- 14 o 
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ſchinen, Vieh oder Erzeugnifjen kann und wirb ein folcher Verein 
manchen Gebänten weden, entwideln, ind Leben einführen. Zweck⸗ 
mäßig läßt fi) die Herausgabe von Zeitjchriften mit diefen Arbeiten 
verbinden, und zwar ſowohl einer wiffenjchaftlichen ala einer’gemein- 
veritändlichen nur ber Verbreitung ficher erprobter Erfahrungen 
beftimmten. ine leitende Gentralbehörde muß den Bemühungen 
Anſtoß und Sleichförmigkeit geben, diejelben bei den Staatsbehörden 
bevorworten. Ihre Organe aber in den verſchiedenen Gegenden des 
Landes find wieder theild Kreiß- oder Bezirks-Vereine, theils einzelne 
Eorrefpondenten und bejondere Agenten. Beide find weniger nad) 
bem Raume gleihmäßig, als nad der Verſchiedenheit der Eultur: 
weilen und ber gejelljchaftlichen Ianbwirthichaftlichen Zuftände in 
den verjchiebenen Landesgegenden zu bejtellen. Nützlich können aud) 
Vereine, welche fi) nur einzelne Theile der Landwirthſchaft zum 
Gegenſtande ihrer Bemühungen ausgewählt haben, 3. B. Weinbef- 
ſerungs⸗, Schaafzüchter⸗, Gartenbau:Gefellfchaften, zum Ganzen 
mitwirken, mit oder ohne wejentliche Verbindung mit der großen 
Verbindung. Eine von Zeit zu Zeit zufammentretende Wander: 
geſellſchaft endlich erweckt Ideen durch mündlichen Austauſch, ver: 
breitet Erfahrungen und Verſuche, belebt bie regelmäßige amtliche 
Wirkſamkeit ®). 

4) Endlich verdient noch eine bejondere Erwähnung die Be: 
lehrung durh Schriften, ſei es daß fie mehr für den gebildeten 
größern Lanbwirth, fei es — was noch wichtiger, aber auch weit 
Ihwieriger in der Ausführung ift — daß fie für den gemeinen 
Mann nah Form und Inhalt bejtimmt find. Die Regierung kann 
entweder unmittelbar oder mitteljt eines landwirthſchaftlichen Vereines 


8) ©. Rau, a. a. D., ©. 307; Rofder, a. a. D., ©. 483. Ferner 
Kleinſchrod, Ueber die Beförberungsmittel der Agricultur und des Gewerb: 
weſens in Frankreich. Münden, 1829, ©. 18 fg.; Bronn, Ueber Zmwed und 
Einrihtung landwirthſchaftlicher Vereine. Heibelb., 18805 Hundeshagen, 
Ueber Gewerbölehranftalten und Vereine, in deſſen „Zeitbebürfniffen”, ©. 145 fg.; 
Knaus, Ueber Organifation und Wirkſamkeit landwirthſch. Vereine, in ber 
Deutfhen V. J. Schrift, 1848, H. 3, ©. 290 fg.; Zeller, Die Wirkfamfeit bed 
landw. Vereines im Großh. Heſſen. Darmſt. 1857. — Bei Rau eine Statiſtik 
folder Vereine. 
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durch Preife für die beiten Schriften diefer Art den Eifer erwecken 
und belohnen *). Durch Meine Gelbunterftäßungen koͤnnen die 
Preife fo ermäßigt werden, daß der Ankauf für ben Landmann 
erreichbar wird. 


$. 144. 
5) Gelb- und Ehrenbelohunngen. 

Wenige Verdienſte um Volk und Staat find fo rein, als bie, 
welche durch Förderung der Lanbwirthichaft, 3. B. durch Einführung 
neuer Pflanzen, Tchierarten, Werkzeuge ober Behanblungsweilen, 
bon einem Bürger erworben werden. Es ift ſomit nicht nur nicht 
unſchicklich, ſondern im Gegentheile Pflicht des Staates, ſolche Ver: 
dienfte aufzufuchen und durch öffentliche Belohnungen anzuerkennen. 
— Je nach der Art des Mannes und des Verbienftes kann diefe Bes 
Iohnung fein: 

1) Eine Ehrenbelohnung, alfo öffentliches Lob, Ehren⸗ 
zeichen u. dgl. Namentlich koͤnnten die Iandwirthfchaftlichen Feſte 
durch Ertbeilung von Ehrenpläßen an ber Seite bed Fürften und 
durch Öffentliche Verleihung der Belohnungen zweckmaͤßig benüßt 
(zu gleicher Zeit auch der Eindruck dieſer Feſte gehoben) werben. 

2) Eine Geldbelohnung tft an der Stelle, wenn mit ber 
zu lohnenden Entdeckung oder Einführung ein Aufwand verbunden 
war, oder wenn die Vermögengumftände des verdienten Mannes 
ihm eine Aufbefferung verfelben vor Anderem wünjchengwerth machen. 

3) Sehr viel wird endlich zur Aufmunterung beitragen, wenn 
in einer Monarchie der Fürft ſich perſönlich de Landbaues an⸗ 
nimmt, einficht3vollen Betrieb deſſelben auf feinen eigenen Gütern 
anerdnet, unter feinen Umgebungen die Luft dazu befördert, dem 
Yandmanne die öffentliche Anerkennung feiner Verbienfte und feiner 
müglichen Beichäftigung gewährt. Wenn auch manche Befolgung 
feine Beifpieled nur wertblofe Augendienerei fein mag, fo wird 
doch auch häufig wirklicher Nuben geftiftet. Und überhaupt iſt es 

4) Es ift wohl nicht zu läugnen, daß eine Schrift in ber Art bes Milde 
heimer Noth- und Hilfsbüchleins mehr unmittelbare Gutes ftiften Tann, als 
die beite im wiflenfchaftlichem Gewande erfcheinende Schrift eines Thär oder 
Schwerz. 
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fchon von bedeutendem Werthe, wenn währenb einer ganzen Re⸗ 
gierungszeit die öffentliche Aufmerkfamfeit auf die Lanbwirthichaft 
gelenkt wird; fie gewinnt dadurch an Achtung bei fich felbft und 
bei Anderen, und Tann fih dann auch in folcher leicht erhalten, 
wenn einſt die perjönliche Begünftigung von Oben wegfallen follte. 
Wenn in früherer Zeit ein mißverftehender Eifer anrieth, mit 
ben Aufmunterungen und Belohnungen thätiger Landleute aud) 
Strafen für Täffige Wirthe und Verbote einzelner für ſchädlich 
erachteter Handlungen zu verbinden 2): jo Lönnen wir itzt zu folchem 
Zwange dem Staate weber bad Recht, noch den Rath; geben. 


8. 145. 

6) Verhinderung allzuniebriger Preife ber landwirthſchaftlichen Erzengnifie. 

Zur Blüthe der Lanbwirtbichaft ift nothwendig, daß ihre Er⸗ 
zeugnifjfe zu angemeſſenen Preiſen abgejeht werben, d. h. zu 
jolchen, welche zwar nicht durch übermäßige Höhe die übeln Folgen 
einer Theurung erzeugen, aber doch nicht nur — außer den Steuern 
und Abgaben — die Srzeugungsfoften wieber erfegen, fondern auch 
dem Arbeiter, dem Grundeigenthümer und dem SKapitaliften (feien 
fie nun in einer Perſon vereinigt, oder getreunt) einen Gewinn 
abwerfen. Nur dann Fönnen die, doch nie ganz ausbleibenven, zu: 
fälligen Verluſte erfegt und Erweiterungen und Verbeſſerungen des 
Betriebes vorgenommen werben. Allerdings werben bei großer 
Mohlfeilheit einige Klaffen von Staatsbürgern gewinnen, namentlich 
bie von Renten Lebenden und ein Theil der Gemerbtreibenven ; 
allein jo wenig bei einer Theurung dem Vortheile der Landwirthe 
dad Schickſal der verzehrenden Klaffe aufgeopfert werben barf, fo 
wenig hier dem Vortheile der Städter dad wirthichaftliche Wohl der 
bei dem Landbau betheiligten Klaſſen. Eine bedeutende, namentlich 
lange fortwährende, Wohlfeilheit ift zwar nicht von den jchredlichen 
Folgen einer Hungerönoth begleitet, und ſomit an Schäblichkeit einer 
übermäßigen Theurung keineswegs gleichzuftellen; allein fie hat doch 
auch bie Verarmung einad beveutenden Theiles der Bevölkerung zur 


1) So z. 2. Hinze, Auswahl einzelner Abh. über Gegenſtände ber Land⸗ 
wirthſchaft. Helmfl., 1801, ©. 269 fg. 
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Folge, was weder für den allgemeinen Wohlftand erfprießlich, noch 
ver Ruhe und Kraft des Staates förderlich if. ‚Namentlich drücken 
in ſolchem alle ſämmtliche Ausgaben, welche in baarem Gelde zu 
leften find, 3. B. Steuern, Kapitalzinfe u. |. w., auf eine höchft 
empfinblfiche und unbillige Weife 7). 

Die Wirkfamkeit der vom Staate anzuwendenden Hilfsmittel 
hängt von richtiger Unterjcheidung der verjchiedenen Arten von 
Vohlfeilheit, fo wie von Erforjchung der Urfachen ab. 

So wie bei der Theurung, fo ift auch bei dem entgegengefeßten unre⸗ 
gelmäßigen Zuftande zwifchen der Wirklichkeit und dem Scheine 
zu unterfcheiden. Wirkliche Wohlfeilheit ift vorhanden, wenn der 
Erlös der landwirthfchaftlichen Erzeugniffe von der Art ift, daß 
— nad Abzug der Steuern und fonftigen Grundlaften — fein 
Gewinn für den Arbeiter, Grimbeigenthümer und Kapitaliften übrig 
bleibt, vielleicht jogar die Erzeugungskoſten nicht ganz gedeckt werben, 
und theils alfo aͤußerſte Genußbeſchränkung für ven Arbeiter, theils 
Berluft an Rente und Zinfen, wohl gar am Kapitale eintritt. Iſt 
biefer Zuftand eine Folge zufälliger, wenigftend nicht auf ein jolches 
Ergebniß berechneter Verbältniffe, fo iſt die wirkliche Wohlfeilheit 
eine natürliche; eine Tünftliche aber ift fie, wenn abfichtlih ein 
folcher nieberer Stand der Preife herbeigeführt wurde. — Dagegen 
aber ift die Wohlfeilheit blos jcheinbar, werın der Werth des Geldes 
aus irgend einem Grunde bebeutend ftieg, jo daß itzt wenigere 
Stücke deffelben um biefelbe Menge von Robftoffen gegeben werben. 
Hier ift im Allgemeinen von einem Schaden für den Lanbwirth 
feine Rede, da ja auch er feine Ausgaben in dem erhöhten Taujch- 
mittel leiftet,; und nur wo Geldausgaben von bejtimmter Größe 
früher feitgefegt wurden, leidet er unter der Veränderung des Me: 
tallwerthe2. 

Was nun aber die Urfachen diefer verjchievenen Arten von 
Wohlfeilheit betrifft, fo laſſen fich 

1) die Gründe der wirklichen natürlichen Wohifeiſheit 
in zwei verſchiedene Kategorieen theilen, welche übrigen? einander 


1) Bgl. über bie ganze Materie Rau, Vollsw. Politik; bafelbft auch eine 
reiche weitere Literatur. ©. 214 fg. 


keineswegs ausfchließen, ſondern vielmehr, wo fie vereinigt vor: 
fommen, nur um fo fühlbarer wirken. Entweder nämlich find bie 
BVerkaufgpreife ungewöhnlich niedrig, oder die Erzeugungskoſten un: 
verhältnigmäßig hoch. Beides aber kann ſich -wieber aus verjchie- 
- denen Veranlaſſungen ereignen. 

a) Urfachen allzu niederer Verkaufspreiſe: 

a) Eine große, mehrere Jahre anbauernde , wmeitverbreitete 
Fruchtbarkeit. Allerdings ruft ein Weberfluß auch neue Ber: 
zehrer hervor; allein dieß geht doch nur langſam. Indeſſen drüdt 
natürlich der im Verhältniffe zur itigen Nachfrage bebeutende Ueber: 
fluß von verkäuflichen Vorräthen die Preife; und zwar trägt leicht 
die Schwierigkeit der Aufbewahrung ungewöhnlich großer Maſſen 
zu noch tieferem Sinken bei. 

P) Eine unverhältnigmäßige Ausdehnung aller oder ein- 
zelner Zweige der Lanbwirtbichaft muß biefelben Folgen haben. 
Eine jolche tritt aber ein theilg nach Theurungen, welche fehr vor: 
theilhafte Preife gewährt hatten, theils in bünnbeväfferten Frucht: 
baren Ländern *). Sie tft um fo fühlbarer, wenn ſich 

y) damit etwa plöglih eine Verminderung der bishe— 
rigen Ausfuhr verbindet. Kriege, namentlich Seekriege, Ein- 
fuhr-Verbote oder hohe Zölle anderer Staaten, größere Eultur ober 
Verarmung berfelben, Mitwerbung wohlfeilerer Verkäufer ?), können 
daran Schuld fein. 

6) Eine bleibende, und fomit um fo verberblichere, allzu große 
Mohffeilheit kann entftehen durch bie freie Einfuhr aus abfolut 
fruchtbareren ober durch Staatzlaften weniger bedrückten Ländern *). 

e) Endlich find unzweckmäßige Staatdanftalten nicht 

2) Es unterliegt feinem Zweifel, daß ein Theil ber zwölfjährigen Wohl: 
feilheit nach 1816 in einer Zuviel-Erzeugung zu ſuchen war. Eben fo ift zu: 
gegeben, baß Frankreich feinen bdrüdenden Weberfluß an Wein zum Theile einer 
zu großen Ausdehnung dieſes Zweiges ber Landwirthſchaft zuzufchreiben bat. 
Bekannt iſt die Verlegenheit, in welche die Vereinigten Staaten von Nord-Amerika 
durch die ungeheure in den innern Provinzen erzeugte Menge von Mehl ſchon 
verſetzt wurden. 

3) Welchen Einfluß muß z. B. die Ausfuhr des ruſſiſchen Getreides aus 


Dbeffa auf die Kornpreife der übrigen kornausführenden Länder haben? 
4) ©. oben, ®b. I, 8. 50, ©. 888 fg. 
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u vergefien. Wenn ohne feſtſtehendes Syftem, jonbern nach bloſer 
&ume der Regierung bie Ausfuhr der Rohſtoffe bald verboten bald 
erlaubt ift, fo kann fowohl die Sperrung der Ausfuhr die Preiſe 
der aufgefpeicherten Vorräthe drücken, als auch die Erlaubnig einen 
übermäßigen Zubrang zum Verkaufe, und fomit Wohlfeilheit, ers 
zeugen. Letzteres damit man von ber feltenen und ungewiffen Ge- 
legenheit Gebrauch mache °). 

b) Die Urfahen allzuhoher Erzeugungsd-Roften 
koͤnnen je nach den verjchiebenen räumlichen oder zeitlichen Verhält⸗ 
niffen ſehr vwerfchteben jein. Namentlich gehören hierher bie jämmt- 
lihen privatrechtlichen Laften, welche auf ben Grundbeſitz drücken; 
beveutende Öffentliche Abgaben; ein hoher Preis der für den Landbau 
erforberlichen Geräthichaften, jei ed daß Mangel an Gemerbethätig- 
feit, fei e3 daß übermäßiger Preis der dazu zu verwenbenben Rob- 
ftoffe die Schuld hievon trage; ſchlechte Verbindungsmittel, welche 
einer Seitd die Beifuhr der Bebürfniffe, 3.3. der Düngungsmittel, 
erhöhen, anderer Seit? bie Fracht der gewonnenen Erzeugniſſe auf 
die Märkte vertheuern; Mangel an Sicherheit, welcher Koften zum 
Schutze gegen Menſchen oder Thiere nöthig macht; und ſo noch 
manches Andere. 

Es leuchtet ein, daß die unter beide Kategorieen fallenden Ur- 
fachen bejeitigt werden müflen, wenn ein für den Landwirth zuträg- 
liher Stand feiner Preife bewerfitelligt werben fol. Zwiſchen 
beiden befteht nur in jo ferne ein Unterjchieb, als zwar beide. dem 
Terfäufer gleich nachtheilig find, indem ihm in dem einen wie 
in dem anderen Falle Fein Hinreichender Ertrag für Berichtigung 
von Grunbrente, Arbeitälohn und Kapitalzinjen übrig bleibt; da⸗ 
gegen bie allzunieberen DVerkaufspreife dem VBerzehrer cine, 
wenigſtens unmittelbaren, Vortheil gewähren, während er unter all 
zuhohen Erzeugungs-Preifen ebenfalls leidet. 


5) Diefer Fehler, verbunden mit bem Verbote des Kornauffpeichernd und 
Kornhandels, wurde z. B. in Sardinien als ber Grund ber Werthlofigfeit ber 
Grzeugniffe des Bodens, und fomit der großen Armuth, Entoblkerung und Ber: 
wilderung des fruchtbaren Landes angegeben. S. Hörfhelmann, Geſchichte 
der Infel Sardinien. Berl., 1828, ©. 447. 
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Als Mittel zur Abwehr und zur Hetlung find aber fol 
gende Maaßregeln zu betrachten: Vor Allem freie Ausfuhr ber 
Rohftoffe und Begünftigung derſelben (fo wie überhaupt des Ber: 
kehres) durch Anlage guter Verbindungsmittel. Sodann Bemühungen 
bei fremden Regierungen zur Aufhebung der. eine Einfuhr in ihre 
Gebiete befchräntenden Hinderniffe; wo möglich alfo Abfchluß von 
günftigen Hanbelöverträgen. Ferner Aufmunterung zu Verände⸗ 
rungen im Anbau, weldhe an bie Stelle des einjeitigen Weberflufied 
eine gleichere DVertheilung und fomit einen leichteren Abſatz ver 
prechen. Häufig finden Handelsgewächſe willige Abnehmer, wäh: 
rend Getreide unverfäuflich iſt. Sehr mächtig wirb zur Berhin- 
derung ſchädlichen Weberfluffes an Robftoffen beitragen eine Erhöhung 
der Gewerbethätigleit und dadurch der Zahl der Verzehrer. Nie 
fann die Umgegenb einer Manufactur-Stabt in VBerlegenheit ſein 
wegen des Abſatzes von Nahrungsmitteln, Häufig auch von anderen 
Srzeugniffen 9. Endlich wirft natürlich die Verminderung der aul 
en Landbau drüdenden Laften in dem Verhältniffe der gewährten 
Srleichterung. Uebrigens darf man fich freilich allzu fanguinifchen 
Hoffnufigen hinſichtlich der Abhilfe-Maaßregeln nicht überlaffen 
Schnelle Wirkung ift nur in den wenigjten Fällen möglich; gänz: 
iche Hilfe aber um fo feltener zu erwarten, ald die Inſtandſetzung 
ver hierzu erforderlichen Mittel zum beveutenden Theile gar nich! 
om Staate abhängt. Ein Glück ift daher, daß mwenigften bie 
allzuniederen Preiſe ihre, freilich langjame, Beflerung durch Hervor: 
ufung einer ftärferen Bevoͤlkerung in fich tragen, und baß über: 
haupt der Zuftand des Weberfluffe nicht jehr lange dauern kann, 
veil früher oder fpäter Mißwachs im eigenen ober im fremden 
Lande, nicht felten auch ein Krieg, bie bisher unverläuflichen Vor: 
räthe raſch aufzehren und wieder angemefjene Preife herftellen wird ”). 

2) Eine fünftliche Herabbrüdung ber Preiſe ift im großen 
Ganzen nicht zu beforgen und in der That nur in zwei Yällen 


6) ©. eine ausführliche Auseinanderfegung dieſes Punctes bei Morig Mohl, 

Neber bie württ. Gewerbeinduſtrie. Stuttg. und Tübingen, 1828, Bd. J, ©. 1fg. 

7) Man vergleiche 3. B. bie ums Dreifache verfchiebenen Preife des Jahres 
1826 mit denen bes Jahres 1882. 
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denkbar. Einmal Tann fie die, wenn auch nicht eben beabfichtigte 
boch auch nicht vermievene, Folge des fchnellen Verkaufes großer 
aufgefpeicherter Vorräthe fein, z. B. von Kriegd: oder Noth⸗Maga⸗ 
zinen, welche igt nicht mehr gebraucht werben. Zweitens aber mag 
fie freilich nur -örtlih und ganz vorübergehend, durch wohlfeilen 
Verkauf abfichtlich erzeugt werben, wenn nämlich ein zu einer be= 
ftimmten Zeit und an einem bejtimmten Orte beftehender nieberer 
Preis einen Vortheil gewährt, welcher größer ift, ald das zu feiner 
Hervorbringung erforderliche Opfer; ein möglicher all, wenn bie 
Bedingungen eines Vertrages die Feſtſetzung eines wichtigen Tarifed 
oder die GSeftattung einer einträglichen Erlaubnig von der Höhe 
der Marktpreiſe an einem gegebenen Orte und während einer kurzen 
Jet abhängt. In allen anderen Fällen ift eine künſtliche Wohl⸗ 
feifheit undenkbar, weil gerade Diejenigen, welche fie allein bewerk⸗ 
felligen Fönnten, nämlich die Befiger großer Vorräthe, ihren eigenen 
Schaden dabei finden würden. Gegen jene möglichen Tünftlichen 
Verthlosmachungen find nun übrigens ausreichende Mittel Teicht 
zu finden. Die erfte Urfache läßt fich vermeiden burch einen all⸗ 
mähligen Verkauf, welcher überdieß der betreffenden äffentlichen Kaffe _ 
vortheilhaft fein wird. Mbfichtlichen örtlichen Preisdrückungen aber 
kann entgegengewirkt werden, wenn nie von dem Preife eines ein- 
jigen Ortes oder einer kurzen Zeit eine wichtige Einräumung ab» 
hängig gemacht, fondern der Berechnung eine jo breite Unterlage 
gegeben wird, daß Umtriebe auf fie feinen fühlbaren Einfluß ausüben 
mögen. 
3) Urfache einer blos ſcheinbaren Wohlfeilheit ift jeder 
Umftand, welcher dem im Umlaufe befindlichen Gelde einen größeren 
Werth giebt; alſo z.B. Verminderung der Ausbeute der Bergwerke, 
Gelegenheit zu einträglicher Anlegung großer Geldkapitale, ein ftaat- 
liches oder Handelöverhältniß, welches an einem Orte große Summen 
zufammenzieht, andere alfo zum Theile entblößt. — Gegen eine 
ſelche Steigerung des Geldwerthes hätte freilich der Staat ein ganz 
wirffames Mittel gleich bei der Hand, nämlich die Ausgabe von 
Papiergeld oder Erebitpapieren. Allein in der Negel Tann daran 
nicht gebacht werben, weil der, kaum zu vermeidende, Mißbrauch 
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bed Papiergeldes leicht fchlimmere Folgen haben würde, ala bie 
Wohlfeilheit (j. unten, $. 184). Tritt alfo bie, auf eine folde 
Ebbe in der Regel bald wieder eintretende, Fluth von Taufchmitteln 
längere Zeit nicht ein; und wird fomit die Theurung den Abgabe: 
und Zinzpflichtigen immer mehr fühlbar: fo mag eher durch eine 
Veränderung ober Erleichterung der ‚auf den Grunbbefit gelegten 
Abgaben, wenigſtens theilmeife, geholfen werben. Die erfchwerten 
Pflichtigkeiten gegen Privaten zu erleichtern, erlaubt auch freilid 
ist die Achtung vor dem Eigenthumgrechte nicht. Im Ganzen hat 
übrigen? die jcheinbare MWohlfeilheit nicht viel zu bebeuten, da der 
Werth der Münzmetalle keineswegs eine dauernde Neigung zum 
Steigen fondern im Gegentheile zum Fallen bat, und alfo ein Webel 
jolher Art ſich bald genug von jelbft wieder ausgleichen wird. 


D. Weſondere Magßregeln. 


§. 146. 
1) Beförderung des Anbanes von Wein, Obft und Futterkräutern. 

Durch Erfüllung der allgemeinen Forderungen binfichtlich der 
UÜnterftügung und Entlaftung der Landwirthſchaft dffnet der Staat 
dem Kunſtfleiße und dem Kapitale der Bürger alle Gelegenheit fich 
auf diefem weiten Felde menjchlicher Betriebfamteit thätig und nützlich 
zu bewegen. Dem Einzelnen ift nun überlaffen, diejenigen Theile 
ber Landwirthſchaft zu feinem Betriebe auszuwählen, welche ihm 
nah feinen Kenntniffen, feinen Verhältniſſen und nach den örtli 
hen Umftänden den größten Nuten veriprechen. in verhältniß: 
mäßiger Betrieb aller verjchiedenen Eulturzweige wirb jchon durch 
ben eigenen Vortheil vweranlaßt werben; es bedarf alſo hiezu in 
der Negel weder einer bejonderen Aufmunterung des Staates, nod) 
wäre ein Zwang irgend gerechtfertigt. Nur in einzelnen Fällen 
mag baher mit Recht auch noch eine befondere Nachhilfe, welche ſich 
ber Einzelne nicht geben könnte, verlangt werden. Dieſe beſonders 
zu beachtenden Zweige der Landwirthſchaft find aber folgende: 

1) Am haͤufigſten beridfichtigt die Gefeßgebung den Bau des 
Weinſtockes. Bald find gewifle, als fchlecht betrachtete, Arten 
befjelben verboten; bald iſt unterjagt in den MWeingärten Küchen- 





gwächfe u. |. w. zu pflanzen, damit dem Weine Bodenkraft und 
Eonne nicht entzogen werde; bald fteht bie Einheimfung ber Früchte 
nit in dem Willen des Eigenthümers, fondern muß er bie all- 
gmeine Erlaubnig zum Herbfte abwarten. Sowohl die Rechtmäßig: 
leit, als Zweckmäßigkeit diefer Verfügungen ift mun aber fehr zwei: 
felhaft, und es find vielmehr ganz andere Maafregeln zur Förderung 
des Weinbaues zu ergreifen. Guter Rath; unentgeltliche Vertheis 
fung ebler Rebforten; Prämien für Sole, welche Bauart und 
Herbſtbehandlung ins Beſſere änderten; Befreiung von Kelterzwang; 
namentlich aber daß Veifpiel von höherem Ertrage zweckmäßig bes 
panzter und behandelter Domanial- und Verſuchs-Weingärten, find 
unladelhafte und überbieß weit wirkſamere Mittel zu allmähliger 
Verbefjerung des Erzeugniſſes. 

2) Ein bedeutender Obftbau ift eine Quelle von reicher Ein: 
nahme, welche um fo beachtenäwerther ift, ald Kapital und Arbeit 
nur gering find, und eine gleichzeitige anderweitige Benügung des 
Bodens nur wenig durch den Baumfat gehindert ift. Die Regie 
rung Tann die Verbreitung defjelben durch manche Mittel unter: 
fügen, ohne einen, auch hier vechtlich nicht zu vertheibigenden, 
Zwang eintreten zu lafjen *). Sie forge nämlich für allgemeinen 
Unterricht in ber Baumzucht mittelft der Anlegung von Schulgärten; 
ftelle durch gelungene Baumpflanzungen auf Staatögütern ein Bei- 
fiel zur Nachahmung auf; emblich fteure fie durch Fräftige Strafen 
der eben fo rohen als ſchädlichen Unfitte des Baumverderbens. 

3) Manche Vorkehrungen find wünſchenswerth hinſichtlich der 
Futterkräuter; ſ. biefelben unten, $. 154. 


2) Polizeiliche Manfregeln hinfichtlih der Waldungen, 


$. 147. 
a) Eigenthämlikeit der Waldwirthfchaft. 
Eine ganz befondere Aufmerkfamfeit der Staatspolizei erfordert 


1) Der einzige Fall von rechtlich erlaubtem Zwange zum Obftbau iſt bie 
Bepflanzung ber Landſtraßen mit fruchtbaren Bäumen. Die Einfiumung der 
Straßen hat mehrere weſentliche Vortheile für ihre Inftandhaltung und ben 
Verkehr (f. unten, $. 174); nun wäre es aber unverantwortlid, unfruchtbaren 
Bäumen nuplos den Platz einzuräumen. 
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die Cultur der Waldbäume. Die Eigenthümlichkeit der hier ob: 
waltenden Verhaͤltniſſe hat nicht nur die Mehrzahl der Staaten zu 
einer abgejonderten, oft jehr ausführlichen Gejeßgebung und Ver: 
waltung bewogen; ſondern auch die Wiffenfchaft — jet fie im All 
gemeinen der Freiheit des Betriebed noch jo Hold — fann nicht 
umbin, eigene Grundſätze für die Beaufjichtigung und Leitung dieſes 
Zweiges der Landwirthichaft aufzuftellen ). 


1) Die Literatur über dieſen Gegenftand ift zahlreich unb zerfällt je nach 
ber Hauptibee ber Werfe in zwei Abtheilungen, in ſolche Schriften nämlich, welche 
für Beibehaltung ber Staatsforſtwirthſchaft und für polizeiliche Beſchränkung der 
Privatwaldbefiger find, und in folche, welche Beides aufgehoben wünſchen. Zur 
erfteren Abtheilung gehören folgende Monographien: Hatzel, Grundſätze ber 
Forftpolizei. Heilbr., 1802; Neubauer, Das Forſtwweſen in Beziehung auf 
ben Staat. München, 1805; Heerfeldt, Iſt bie Forftwirthichaft ver Privaten 
von allen Feſſeln ber Forftpoligei zu befreien? Negenzb., 1818; Rauch, R&- 
generation de la nature végétale. Par., 1818; Link, Die Gränze zwiſchen 
Feld- und Wald:Cultur. Bonn, 1821; berj., Vertheidigung bed höchſten nad: 
haltigen Forſt⸗Natural⸗Ertrags. Trier, 1824; Wedekind, Forft-Verfaffung im 
Beifte der Zeit. Leipzig, 1821; Papius, Weber Foritpolizei. Afchaffenburg, 
1825; Müller, Begründung eines allgemeinen Forſtpolizei-Geſetzes. Nürnb., 
1825; Die parlamentarifchen Berichte von Martignac, Favard be Lang: 
lade und Roy inChauveau, Code forestier. Par., 1827; Widenmann, 
in befien Forfiliden Blättern, H. 4; Hundeshagen, Lehrbuch ber Forftpolizei, 
Ate Aufl. von Klaupreht, Tüb., 1858; Roth, Theorie der Forftgefeggebung. 
Münden, 1841; Schulte, Die Forftpolizei in Verbindung mit der Yoriibe: 
nüßsung. Lünebg., 1841; Berg, Staatsforftwirthichaftslehre. Lpz., 1850. Außer: 
bem befennen fich noch zu diefer Anficht in ihren allgemeinen Werken: Sufti, 
Sonnenfeld, Behr, Weber, Fulda. — Zur entgegengefehten Bartbei 
gehören: Trunt, Neuer Plan der allgemeinen Revolution in der biöherigen 
Forft:Oefonomie-Verwaltung. Franff., 1802; Hazzi, Die ächten Anfichten ver 
Waldungen und Forſte. Münden, 1805; Pfeil, Ueber die Urfache des fchlechten 
Zuftandes der Forfte. Züllich, 1816; derf., Die Forftpolizeigefege Deutſchlands 
und Frankreichs. Berl. 1834; Seutter, Ueber ben Beftand und die Behaup: 
tung bed Forftregalg. Lpz., 1824 (war früher ber entgegengefeßten Anficht, ſ. 
deſſen Verſuch einer Darftelung ber Forſtwirthſch. Ulm, 1804; deffen Grunb: 
fäße ber Werthbeftimmung ber Walbungen. Ulm, 1814); Valois, Ueber bie 
forftpol. Beauffihtigung ber Privatwaldungen. Ulm, 1842; Grabe, Die Be: 
auffichtigung der Privatwalbungen von Seiten bed Staates. Eifen., 1845. Auch 
Soden, Murrbard, Krug, Schmalz, Jacob, Lok, Rotted, in ber 
Hauptfahe auh Rau, Volkswirthſch. Polit., 5te Aufl, I, ©. 326 fg. unb 
Roſcher, Volkswirth., Bd. IL, bte Aufl., S. 529 fg. gehören hierher. — Eine, 
freilich ziemlich oberflächliche, Sammlung ber einfchlagenden Geſetze f. bei Bfeil, 
Yorftpolizeigefeße, S. 25 fg. 
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Allerdings giebt es manches Land, in welchem eine unndthig 
große Menge von Holz erzeugt wird, und wo nicht nur eine Be⸗ 
förderung der Walbwirthichaft von Seiten des Staates keineswegs 
nöthig ift, fondern mo im Gegentheile bei fteigenver Bevölkerung 
und Bebauung ein bedeutender Theil der Waldungen wird ausge⸗ 
todet werden müſſen. Allein diefer Zuftand ift in altbebauten Län- 
dern längſt verſchwunden; die Waldungen find häufig bier fo jehr 
vermindert, daß eher Mangel an Holz zu fürchten fteht, jeden Falles 
die Holzpreife eine bedeutende und immer noch fteigende Höhe er: 
reiht haben. Keine ausführlichen Beweiſes bebarf nun aber bie 
Nothwendigkeit eines , hinreichenden und für die verjchiedenen Be— 
bürfniffe pafjenden Holzuorrathes für jedes Land, Schon die Er- 
haltung des menjchlichen Lebens erfordert zweierlei Gattungen von 
Holz, die eine zum Brennen, d. h. zum Schuße gegen bie Kälte 
und zur Speifebereitung, die andere für die Wohnungen. Sodann 
machen die Gewerbe jehr große Anfprüche, theild ebenfall3 an Brenn- 
ftoff, theild an Material zum Bau von Gebäuden, Schiffen, Mafcht- 
nen, theils endlich zur eigentlichen Verarbeitung, zur Verpadung 
u. |. w. Se nad der climatischen Beſchaffenheit des Landes, ber 
Menfchenzahl, der Volkzfitte, der Richtung und Außdehnung der 
Gewerbe und der Ausdehnung der Schifffahrt find dieſe Anfprüche 
dem Umfange, der Art und der Zeit nach fehr verfchieben )). Groß 
aber find fie immer bei jedem gefittigten und gewerbjfamen Volke. 
Dazu kommt fchließlich noch die Nothwendigfeit der Waldungen an 
beftimmten Orten zum Schutze gegen Lawinen und Erbrutichen, ' 
gegen Berfumpfung der XThäler durch herabgeſchwemmte Erde, oder 
Ueberfchüttung derjelben durch Gerölle in Folge der von den 
kahlen Höhen herabjtürzenden zeitweiligen Güffe, enblich gegen 


2) Dan bente 3. B. an die ungeheure Steigerung des Holzverbrauches in 
manchen Länbern jeit Einführung ber Dampffchifffahrt und der Eijenbahnen. 
Oder an das weit größere Holzbebürfniß, welches die allgemeine Verbreitung ber 
Kartoffelnahrung zur Folge hatte, weil dieſe täglich mehrmals Teuerung in jeder 
einzelnen Familie bedarf, während das Brod für Viele auf mehrere Tage bei 
Einem Feuer gebaden wurde. — Ueber bie großen Holzbebürfnifie einer Marine, 
und zwar an feltenem und koftfpieligem Holz, f. 3. B. Brommy, Tie Marine, 
1848; Revue des deux mondes, 1861, 15. Mai, ©. 459 fg. 


erfältende Winde oder zur Erhaltung und Vermehrung des nöthigen 
Waſſers °). 

Da dieſe verfchiedenen Anwendungen dem Holze einen Werth 
verschaffen, jo möchte es fcheinen, der Staat könne ruhig und ohne 
bejondere Einmiſchung deſſen Herbeifchaffung dem Gewerbefleige feiner 
Bürger überlaffen, wie dieß bei anderen nicht minder notwendigen 
Bebürfniffen gefchieht: allein bei näherer Betrachtung finden ſich 
bier folgende ganz eigenthümliche Verhältniffe, welche bei den übrigen 
Rohſtoffen nicht vorhanden find und daher auch eine gleichartige Ge⸗ 
ſetzgebung nicht erlauben: 

1) Das Holz wächst ſehr langſam zu einer für bie verſchie⸗ 
denen Zwecke tauglichen Größe heran. Schon das gewöhnliche 
Brennholz bedarf 30 und mehr Jahre zu feiner Ausbildung; Bau: 
und Nutz-Holz aber felbft mehrere Jahrhunderte: die Bebürfniffe 
aber wiederholen fich jährlich, täglich, vermehren ſich fogar noch 
bei fteigender Bevöllerung und Gewerbethätigfeit. Einen Mangel 
kann aljo durch Nachzucht erjt in ſehr langer Zeit abgeholfen wer: 
den; Sahre, vielleicht Menfchenalter, hindurch bleibt er fühlbar, und 
ein einmal gemachter Fehler in der Berechnung der nöthigen Holz: 
menge ift Außerit langjam wieder gut zu machen. Sollen wir nicht 
jelbjt in jpäteren Sahren, jeden Falles unfere Nachkommen, jchwer 
leiden, fo ift mit großer Umficht und auf eine lange Reihe von 
Jahren hinaus ein Plan zu entwerfen und ftrenge an bemfelben zu 
halten. Bei allen andern Pflanzen ift einem Mangel in wenigen 
Monaten, höchſtens in einigen Jahren, abzühelfen. 

2) Dieſes langſame Wachsthum ift ſodann aber auch Urfache, 
warum auf fünftliche Nachpflanzungen von Holz im Wege des Privat: 


3) ©. oben, $. 1325 Kafthofer, Bemerkungen auf einer Alpenreife auf 
den Euften. Aarau, 1822; derf., Bemerkungen auf einer Alpenreife über ben 
Brünig. Bern, 1825; Afan de Rivera, Considerazioni su i mezzi da 
restituire il regno delle Due Sicilie. I. II., Ed. 2., Nap., 1832; Mar: 
Hand, Ü. d. Entwaldung der Gebirge. Bern, 1849. — Ueber die Nachtheile 
ungenügender Waldausrodungen für ganze Länder, namentlich über Verminderung 
ber regelmäßigen Waflermafien in ben Flüſſen, über größere Ungleichheit des 
Clima, häufigere Frühlingäfröfte, zeitweife Ueberſcwemmungen ſ. Roſcher, 
a. a. D,, ©. 668 fg. 
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Unternehmen? nie viel zu vechnen ifl. Denn wenn auch aller - 


Ming die große Sicherheit und Gleichförmigfeit des Ertrag ihre 


Borzüge hat, und wenn etwa bei hohen Holzpreilen auf einen hin- 
reichenden reinen Ertrag gerechnet werden kann %): fo ift derjelbe 
doch erſt fehr ſpät nach Auslage der Anpflanzungzfoften zu beziehen. 
Nun aber haben nur Wenige Luft und genug ſonſtiges Einkommen, 
um bebveutende Kapitale jo anzulegen, daß fie erft nach vielen Jah⸗ 
ren anfangen Zinfen zu tragen, und felbft dann nur, mitteljt der 
QDurchforftungen, von Zeit zu Zeit, bis endlich die eigentliche Ernte 
eintritt. Andere, jährlich einen Ertrag abmwerfende Eulturen 
werden daher in der großen Mehrzahl der Fälle immer ben Holz- 
anpflanzungen vorgezogen werben 6). 

: 3) Diefer Umftand ift um fo beachtenswerther, als das Holz 
wegen feine? Umfanged und feiner Schwere doch nur zu Wafjer auf 
weite Entfernungen fortzufchaffen if. Fremde Zufuhr ift alfo nur 


‘ in dem, keineswegs überall vorhandenen, Falle möglich, wenn natür- 


liche oder kuͤnſtliche Waſſerſtraßen aus Holzreichen in eine holzbe- 
bürftige Gegend führen 9%); und wenn denn auch ist mitteljt der 


4) Dich fol z. B. in England ber Fall fein, ſ. Sinclair, Grundgefehe 
bes Aderbau’s. Wien, 1832, ©. 590; und Hundeshagen, Forftpolizei, ©. 58. 
Uebrigens ift einleuchtend, daß nur bei Hohen Holzpreifen von einem genügenden 
Reinertrage aus Holzpflanzungen die Rebe fein kann, weil berjelbe folgende Aus⸗ 
lagen deden muß: die angehäuften Grundzinſe, die Pflanzungsfoften, ben Echußs 
aufwand, bie Steuern und ſonſtigen Laften, und zwar von Allem biefem auch 
noch die Zinſes-Zinſen. ©. Noth, Forftgefeggebung, ©. 8 fg. 

5) Aus diefem Grunde können denn auch Prämien auf Waldanpflanzungen 
keinen bedeutenden Erfolg haben. Vgl. über biefen Punct Hundeshagen, 
Soritpolizei, S. 55. 

6) Ein Klafter Holz wiegt im Durchſchnitte 50 Eentner, |. Widenmann, 
a. a. D., ©. 77. Die Transportloften ftellen fih für die Fubre zu Lande, auf 
1—1?/s fl. von ber Stunde, |. HYundesbagen, Yorftvolizei, S. 290 fg. Brenns 
bel; erträgt felbft auf guten Wegen felten einen Transport durch Fuhre fiber 
5 Meilen, Bau: und Nutzholz über 10 M. ©. Berg, Staatsforſtwirthſch., 
©. 4759 Günftiger ftellt ſich allerdings die Verbringung auf Eifenbahnen;z 
allein in ber Regel muß das Holz wohl aus größerer Entfernung auf die Bahn 
geichafft werden. Bei der Virflößung, welche felbft bei Brennholz bis in große 
Entfernungen möglich ift, geht dagegen %s biß !/s ber Brennkraft verloren. — 
Tie großen Fortfchaffungskoften find um fo mehr zu beachten, als fie bei ben 
Holzfurrogaten ebenfalls eintreten. So ift 3. 3. ber Unterſchied im Preife der 

v. Mohl, Rolizeiwiil. II. 3. Auifage. 15 
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Eifenbahnen der Kreis möglicher Verfenbung erweitert worben if 
jo gilt dieß doch in fühlbarem Maaße nur für die werthvollere 
Holzarten und immer nur in ziemlich beichränktem Umfange. 

4) Nicht felten ift ein auf ungefchickte Weife gefchlagener Wal 
nicht wieder zum Nachwuchje zu bringen, ed wird alfo — at 
gefehen von anderen wenigftend möglichen Nachibeilen, 3. B. be 
Berfandung, — die Befriebigung des Holzbedürfniſſes burch ein 
folhe von Unwifjenheit oder Gewinnjucht veranlaßte Handlung fü 
immer beeinträchtigt ). 

5) Die Waldwirthichaft erlaubt die Anwendung von nur feh 
wenigem materiellem und intellectuellem Kapitale und von wenige 
Arbeit, und es geftaltet fich dieſes Verhältniß nur dann ander! 
wenn Verarbeitung des Holzes an Ort und Stelle dazu fommt ® 
Ein ſolches Vorwiegen der Naturkraft bei der Production hat nu 
allerdings feine Vortheile bei geringem Volksvermögen und bünne 
Bevölkerung; in vorgeichritteneren Zuftänden dagegen ift ein Gewert 
um fo erwünjchter, je mehr «3 an Kapital und Arbeit verwende 
läßt, da bei ihm Viele, welche an dem enblichen Reinertrage Feine: 
Antheil haben, wenigftend Arbeitslohn und Kapitalzinfe finden Fön 
nen. Mit andern Worten, ber Mald liefert, wie jede ertenfiv 
Wirthſchaft und von allen Arten derfelben wohl an auffallendften 
nur einen geringen Rohertrag. Aus diefem Grunde läßt fich den 


Steinfohlen zwifchen bem Fund⸗ und dem Verbrauchs-Orte nicht felten wie 1:t 
oder 1:6. 

7) ©. Bericht ü. d. fechste Verſamml. beutjcher dorſt⸗ und Landwirth 
Stuttg. 1843, ©. 491 fg. 

8) Die Arbeit Eines Menſchen ift nöthig für Y/s; Morgen Gartenland; fü 
1 M. Rebland; für 9 M. Aderlanb bei Mais-, Rüben-Bau u. |. w.; für I 
M. bei Fruchtwechſel; für 17 M. bei Dreifelderwirthichaft; für 151 M. Grasbau 
für 500 M. Walb (vom Förfter bis zum Holzhauer). S. Berg, Staatzjorfl 
wirthſch, ©. 429. — Was aber ben geringen Rohertrag betrifft, fo mögen ibı 
folgende Beifpiele beweifen: in Frankreich ift ber burchfchnittliche Rohertrag vor 
Wald 22°/4 Fr. auf die Hectare, vom fonftigen Eulturland 7714 Fr.; in Sadje 
betragen die Waldungen faft 31 Proc. in Bodenfläche, tragen aber nur 4 Proc 
zum Gefammtrohertrage des Landes bei; in Ofterreich trägt bei ungefähr gleiche 
Ausdehnung des Aderlandes und bes Waldes (37 und 32 Proc. der Bodenfläche 
das erftere 70 Proc., ber andere 4!/a Broc. bes Geſammtrohertrages. S. Roſcher 
Vollsw., Bb. II, 5te Aufl., S. 529. 
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kit erflären, warum, felbft einen völlig gleichen Meinertrag für | 
eine Holzwirthfchaft und für eine Feldwirthſchaft auf berjelben Fläche 
angenommen, die lettere bei zunchmender Sefittigung vorgezogen, 
d 5. alſo der Wald nicdergeichlagen wird 9). 

6) Kür manche Befiger ift es ferner ein ungünftiger Umftand, 
bag ein Wald nur zu geringem Werth verpfändet werden kann, 
denn fein Werth liegt viel weniger in feinem unbeweglichen Beſtand⸗ 
theile, als in dem beweglichen und ſomit zur Verpfändung nicht ges 
ägneten Werthe 1%). Es ift dieß aber ein um fo bevenflicherer 
Punkt, ala eine dräugende und auf Feine andere Weife zu bejei- 
figende Geltverlegenheit durch einen Eingriff in das vorhandene 
Holzlapital, wobei natürlich die Negeln der Forſtwirthſchaft nicht 
beachtet werden, erledigt werben kann 2%). 

7) Ferner ift nicht zu überjchen, daß Waldwirthichaft auf eine 
zweckmäßige Weife, und zum Theile überhaupt, nur auf größeren 
zulammenhängenden Flächen betrieben werden kann. Einmal aus 
dem Grunde, weil die Nachzucht ded Holzes aus dem Echuße ciner 
größeren ununterbrochenen Mafje von Bäumen fiher und gebeihlich 
erfolgt, während fleine Waldſtückchen durch Austrodnung, Diebitahl 
und fonftige Eingriffe immer ärmer und fchlechter werben. Zweitens 
aber, weil nur dann ein nachhaltiger Betrieb möglich oder wenig: 
ftend ohne übermäßige Schwierigkeiten durchführbar ift, wenn bie 
Waldfläche in eine der Zahl ber Betricbzjahre gleiche Anzahl von 
Adtheilungen gebracht werden Tann. ine fortichreitende Verthei⸗ 
“fung der Waldungen und eine Kleinwirthichaft bei ihnen ift daher 
je gut als unmöglich, jeden alles höchſt verberblich für fie. 

8) Die hauptjächlichite und einflußreichite Eigenthümlichkeit ift 
aber die, daß der bei nachhaltiger Bemirthichaftung von Hochwals 
dungen haubare Theil (alfo ver Zins) in einem nur Keinen Vers 
hältniffe zu der ganzen zu folchem Gewinne nothiwendigen Holz: 
maſſe (alfo zum Kapitale) ſteht, ſobald die Umtriebsperiode höher 
als 50 Sabre it, weil ſodann nach den natürlichen Geſetzen de 


9) Sehr Har ſetzt dieß auseinander Widenmann, a. a. D., ©. 50 fg. 
10) ©. Hundeshagen, Forſtpolizei, ©. 52. 
11) Bel. Roth, Forfigefeßgebung, ©. 18. 

15 * 
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Wachsthums der Bäume die Holzmaffe um fehr Wenige, 3. B. je 
nach der Umtriebsperiode nur um 1—2 vom Hundert, jährfid 
zunimmt 12), Allerdings gleicht fich die in jo ferne etwas aus, 
als der Verbrauchöwerth, aljo auch der Preis des Holzes in ben 
höheren Jahren bedeutend zunimmt; allein eine völlige Entſchädigung 
tritt doch Teinedwegd ein. Da nun der Ertrag eines Waldes auch 
noch die, von jedem andern Zweige ber Landwirthfchaft völlig ab- 
weichende, Eigenthümlichkeit barbietet, daß in jedem Augenblicte aud) 
ſchon die Ernte der künftigen Jahre (nämlich die Holzmaffe) eben fo 
gut bezogen und veräußert werben könnte, als ber dießjährige Ertrag: 
fo entftcht nothiwendig hieraus für dag allgemeine Wohl cine Gefahr 
aus dem ihm entgegenftehenden Privatoortheile de Eigenthümers. 
Erjteres verlangt nämlich, daß man die Bäume ihr volles Wachsſthum 
erlangen laffe und jährlich nur fo viel davon fchlage, als wieder 
nachwächst. ‚Der Privatuortheil des Eigenthiimerd aber rathet, ent- 
weder den Wald auf jehr niedere Umtriebsperioden herunterzufeßen, 
was zwar wegen der frühe und oft eintretenden Geldeinnahme von 
Nutzen für den Befiger 19), dabei aber von ven nachtheiligften Folgen 


12) Berehnungen über biefen jährlichen Zuwachs ber Holzmaffe (den Zins 
aus dem Helzfapitale) |. bei Cotta, Hilfätafeln für Forftwirthe und Taratoren, 
1821, Nr. 5; Hundeshagen, Forftabfhägung. Tüb., 1826, ©. 134, und 
nad biefen bei Widenmann, a. a. O., ©. 58 fg. Danach ftellt fi der 
jährliche reine Ertrag, in Procenten ber gefammten ben Wald bildenden Holz- 
maſſe eines Kiefernwaldes berechnet, folgenbermaaßen : 

nah Cotta: nach Hundeshagen: 


bei 5Ojährigem Umtriebe: auf . . 3,6 8, 2 
. 60 „ . vn 2,8 97 
, nn, . a 2,8 2, 3 
„80 „ ” ” 1, 9 2, 

.90, 1, 6 1,8 
‚10 „ . . 1,4 1, 6 
„110! , . . 1, 8 1,5 
„120 1,1. 1, 4 


— 4 » ° ® L 
Doch ift dabei zu bemerken, baß bierbei auf ben Ertrag ber Durdforftungen, 
welcher allerdings neuefter Zeit gefteigert wird, Feine Rückſicht genommen ift. Vgl 
Valois, a. a. O., ©. 46. 
13) Aus den Tabellen und Berechnungen von Arnd, Materielle Grund: 
lagen, ©. 102 fg., ergiebt fi, daß (felbft bei der unrichtigen Annahme gleichen 
jährlichen Zuwachſes) Niederwald im Verhältniffe von 9:7 mehr einträgt als 
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für die jährlich zu verwendende Holzmaffe ift und zu manchem 
Gebrauche das geeignete Holz gar nicht liefert; oder aber gar ben 
ganzen Wald niederzufchlagen und die aus dem Holze. gelöste Summe 
auf andere Weile nubentragend zu verwenden, wo denn ein bei weitem 
höherer Zind (nämlich mindeſtens 4 bis 5 vom Hundert, anftatt igt 
1 big 2) erhalten wird. Dazu kommt noch der Vortheil, der nach 
der Ausrodung von dem Boden felbjt gezogen werben kann. Nicht 
alfo nur der fchlechte Haughälter ift zur Walbverwüftung geneigt, 
jondern auch der gute; und nicht blos Derjenige, welcher blos felbfts 
jüchtig fein Vermögen während feiner Lebzeit aufzchren will, fondern 
auch der forgjame Familienvater, ber feinen Kindern ein möglichft 
große und einträgliches Vermögen zu binterlaffen ſucht. Nur wer 
reich genug ift, um ein zwar kleineres aber ganz ſicheres Einkommen 
einem einträglicheren aber leichter zerftörbaren Eigenthum vorzu- 
jichen, kann den Beſitz von nachhaltig bewirthichafteten Waldungen 
dem aus dem Holze zu löfenden Gelbvermögen vorziehen; und auch 
dann nur, wenn er Feine Luſt oder Gelegenheit hat, Ichtere in 
Ackerland umzutaufchen. Jeden Falles vermag nur Derjenige feine 
Baldungen unangetaftet zu laffen und blos planmäßig außzubeuten, 
welcher immer mit ben Zinſen ausreicht und nie in das Kapital 
einen Eingriff zu machen hat. Und begreiflich macht hier der Markt⸗ 
preis des Holzes keinen Unterjchied; denn ſteht er hoch für den 
nachhaltigen Ertrag, fo kann and) der ganze Wald hoch verkauft 
werden 1%). Eben jo wenig hindert daran ber, aus den biäher ans 


Hochwald, gleihe Holzpreife und 5 Procent Zinfen voraußgefebt; und daß erfl 
bei einem doppelten Wertbe bed flarfen Holzes auß dem Hochmwalde und einem 
Zinsfuße von 2"/s vom Hundert der Hochwalbbetrieb einträglicher wird. Wenn 
Grabe, aa. O., ©. 115 fg. bieß in ber Hauptſache Täugnet und nur bei 
weichem Holze ober fchlechten Preiſen des Nutzholzes einen größeren Geldertrag 
des Niederwaldes zugeben und bis zu 70—90jährigem Betriebe harter Hölzer 
dem Hochwalde ben Vorzug einräumen will: fo ändert biefe (im Webrigen mit 
allen anderen Berechnungen im Widerfpruche ftehende) Annahme body im Weſent⸗ 
lichen nichts an ber Nothwendigkeit einer Staatdaufficht, da jene Umtriebögeit für 
Eichen, Weißtannen u. f. w. lange nicht ausreicht. 

14) In dieſen Irrthum verfiel z. B. die Finanz:Commiffion ber württemb. 
Kammer ber Abgeorbneten, f. Verhandl. derſelben vom Jahr 1827, 2ted a. o. 
Beil⸗H., S. 347 fg. Auch fpuct wohl daſſelbe Mißverſtändniß in den felbft 
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gegchenen Verhaͤltniſſen nothwenbig hervorgehende, niebere Ankaufs⸗ 
preiß der MWaldungen. Denn nicht auß dem Ankaufskapitale 
wird niederer Zind gewonnen (wer würde fonft Maldungen kaufen ?), 
fondern gerade der richtige Zins aus biefem ift viel Kleiner als der 
Zins der gezogen würde aus der Verkaufsſumme ber ganzen Holz: 
maffe, dürfte biefe mit einemmale geichlagen werden. Darin Tieyt 
ja eben die Gefahr, daß ein nachhaltig zu bewirthichaftender Hoch— 
wald weit weniger werth ift, als die im Augenblicte des Kaufes 
bereits vorhandene und an fich verkäufliche Holzmaffe. — Die Er- 
fahrung aller Länder, welche das Waldeigenthum frei geben, beweist 
die Richtigkeit diefer aus der Natur der Sache hervorgehenden Saͤtze 
in abſchreckenden Beifpielen 2°). 


6. 148. 
b) Gegenfland der Staatsthätigkeit. 

Aus diefen eigenthümlichen, bei feinem andern Theile der Land: 
wirtbichaft wieder vorkommenden Verhaͤltniſſen der Holzzucht und 
des Waldeigenthumes ergeben fich denn für die Thätigfeit ver Etaats- 
polizei folgende Anhaltzpuntte: 


von großen Volkswirthen gerne gemachten Hinweifungen auf ben immer höher 
fleigenden Werth des Holzes, namentlich de Bau: und Nutzholzes. Diefer höhere 
Preis bat natürlich günftigen Einfluß auf das jährlige Einkommen ber Eigen» 
thümer, fo wie auf ben Kaufwerth ber Walbungen: allein ba bie ganze flehenbe 
Holzmaffe denfelben höheren Verkaufswerth hat und burch den Marktpreis des 
Holzes bie natürlichen Zuwachsverhältniſſe nicht geändert werden: fo bleibt der 
Vortheil eined Tahlen Abtriebes immer berfelbe. 

15) In England 5. 8. nimmt die Waldflähe nur den 26ſten Theil der 
Vobenfläche ein. Was wäre aus bem Lande geworden ohne feine Kolonieen, fei: 
nen Welthandel, feine Steinfohlen; lauter Hilfäquellen, bie anderen Staaten nicht 
ober wenigſtens nicht in gleichem Maaße zuftehen. Wer kennt nicht die Holznoth 
Frankreichs, hervorgegangen aus ber während ber Revolution vorgenommenen 
Verminderung ber Walbflähe um ein volles Drittiheil (um 1124 D Lieues)? In 
neuefter Zeit fol in manchen Gegenden biefes Landes mit Miſt gekocht und follen 
bie Säuglinge in ben Viehflällen, ber Wärme wegen, aufgezogen werben müffen. 
Selbſt Nordamerika hat, troß feiner Urwalbungen, ſchon in vielen Gegenden Holz: 
mangel, weil fein Geſetz bie Walbeigenthümer zu Nüdfichten nöthigt. Weber die 
Waldverwäftungen in Polen, Litthauen, Rußland, Schweden, Norwegen, lauter 
Ländern ohne Forftpolizei, fe Hundeshagen, Forſtpolizei, S. 100 fg. Eben: 
fo Haben bie italieniſchen Staaten, namentlich Neapel, ihre Waldungen zu ihrem 
größten und manchfachfien Nachtheile gänzlich zu Grunde gerichtet. 


> 
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1) Die für die Bebürfniffe eines Volfed, nach Maaßgabe feiner 
climatifchen und gewerblichen Verhältniffe, und mit Nüdficht auf 
die allenfall3 vorhandenen Erfagftoffe, jo wie bie Zufuhr aus dem 
Auslande, nothwendige Holzmenge muß erzeugt werden, fol 
nicht der manchfachſte Nachtheil ſich ergeben H. 


1) In neuerer Zeit wird von den Volkswirthen, fo namentlich auch von 
Rau. umd von Rofcher, ernſtlich darauf hingewieſen, daß bei den lauten Klagen 
über Holzmangel mehrfache Verwirrung ber Begriffe obwalte. Es werde, erſtens, 
über Mangel an Holz Beſchwerde geführt, während nur von gefliegenen 
Preiſen des Holzes die Rede fein follte, indem die nothiwendige Menge von 
Holz immerhin vorhanden fei und erworben werden Töne, wenn allerdings zu 
höheren Preifen, als früher. Diefe Preisfleigerung rühre nun aber baber, daß 
almählig ber Ertrag bes Waldbodens in ein richtigered Verhältniß zu dem fon= 
ſtigen aus dem Grundeigenthum zu ziebenden reinen Einkommen gebracht werbe, 
was naturgemäß, gerecht und billig ſei. Eine Einwirfung des Stanteß gegen 
biefe wünfchenswerthe Außgleihung des Bobenertraged wäre eben fo unvernünftig 
und unerlaubt, als wenn er fi) bemühen wollte, irgend ein anderes Bodenerzeugs 
niß, 3. B. Getraide ober Wein, Tünftlih auf einem niebrigen Marktpreife zu 
halten. Sodann werbe, zweitens, überfehen, baß ber geftiegene Holzwerth theils 
das Einfommen, theild das Kapitalvermögen ber Watbbefiber fleigere, beibes aber 
der Bollawirthichaft im Allgemeinen und bem Volksvermögen zu Bute komme. — 
Dieß ift unzweifelhaft richtig; allein es ift doch nicht die ganze Wahrheit. Wenn 
ed in ber That auch nicht am Holz an fich fehlt, fo bat doch das feit einer Generation 
eingetretene, und wohl noch nicht einmal zum Stillſtande gelommene, Steigen ber 
Holzpreife (um das 2- bis Sfache, in einzelnen Fällen wohl um das 10Ofadye) auch 
ſehr beflagenawerthe und für das ganze wirthſchaftliche Gedeihen nachtheilige Fol⸗ 
gen. Holz iſt nun einmal für Nahrung, Erwärmung, Wohnung und vielfachſt 
für Gewerb ein unbedingtes Bedürfniß, deſſen Befriedigung einen ſehr bedeutenden 
Theil der nothwendigen Ausgaben für bie Lebenserhaltung und für bie Herſtellung 
von Gebrauchäftoffen ausmacht. Eine fo bedeutende Steigerung biefeß Bebürfnifies 
iſt nun alfo nicht bloß für die fehr zahlreichen Volksklaſſen, welche ihr Geldein⸗ 
fommen nicht durch höhere Forderungen für Arbeit ober Erzeugniffe fleigern Tüns 
nen, eine Urſache großer Noth und Entbehrungen aller Art, ſondern fie fchabet 
auch bem Abſatze ber Kunfterzeugnifie und ber Verwerthung ber Arbeit empfinds 
fih, und zwar in boppelter Weife. Einmal, indem ber eben erwähnte Theil ber 
Bevölferung in dem Verhältniffe der größeren, mittelbaren unb unmittelbaren, 
Ausgaben für Holz wenigere andere Bebürfniffe befriedigen fann. Sodann aber, 
weil der Herftellungspreis vieler Gewerbeprobucte durch den höheren Holzpreis 
an fich bebeutenb gefteigert wird, was felbftverftänblich deren Verbrauch an ſich 
und namentlich deren Fähigkeit zur Mitwerbung im Auslande vermindert. Ob 
num biefe Nachtheile durdy das Steigen des Einfommens und bes Grundkapital⸗ 
vermögend ber Waldeigenthümer vollſtändig ausgeglichen werden, darf füglich in 
Frage geftellt werben, und zwar um fo mehr, ala bie Zahl berfelben verhältnißs 
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9) Dagegen iſt eine überflüffige Ausdehnung der Wal: 
dungen keineswegs wünſchenswerth, weil die Waldwirthſchaft ben 
übrigen Zweigen der Landwirtbichaft auf dem für legtere tauglichen 
Boden in vielfacher Beziehung nachſteht. Es darf und ſoll daher 
auf eine Verminderung der Walbfläche big zu Erfüllung des Be: 
dürfniſſes bingearbeitet werben. 

3) Bor Allem muß alfo mit Sicherheit erkundet werden, wie 
groß das Bedürfniß ift, und wie groß die verfchiebenen Mittel 
zu deren Befriedigung find. Danach ift denn von Seiten des 
Staates entweder auf Vermehrung oder auf Verminderung des 
Holz⸗Erzeugniſſes hinzuarbeiten *). 

4) Iſt Vermehrung nothwendig, ſo Kann dieſe auf brei- 
fache Weife erzielt werden, nämlich: 

a) durch Verminderung eined überflüffigen und übertriebenen 
Holz⸗Verbrauches; 

b) durch gute Bewirthſchaftung der Staatswaldungen; 

c) durch Bevormundung ber Waldwirthſchaft der Privaten. 

5) Sit aber Berminderung wünſchenswerth, jo muß dafür 
geforgt werden, dag num nicht zum andern Aeußerſten hinüber ge- 
ſchwankt werde; daß feine für allgemeine Zwecke ſchädlichen Wald: 
ausſtockungen vorfommen; endlich daß Privatrechte gejchont werben. 

6) Alles dieß aber muß ber Staat bejorgen und leiten, 


mäßig nicht groß ift und fogar ein bedeutender Theil der Waldungen bem Steate 
ſelbſt und öffentlichen Corporationen gehört, deren größerer Neichthum zwar immer: 
hin wünſchenswerth und nüglich ift, aber doch nicht auf Koften zahlreicher ein: 
zelner Bürger erworben werden follte. — Der aus diefen Erwägungen zu ziebenbe 
Schluß ift nun allerdings nicht, daß der Staat die Aufgabe habe, beim natürlichen 
Preiſe des Holzes durch Gebote oder Verbote entgegen zu treten; wohl aber er: 
ſcheint gerechtfertigt, wenn verlangt wird, daß bei der Berechnung ber für bie 
Bevölkerung nothwendigen Holzmenge reichliche Anfüte gemacht und ums 
fichtige Unterfuchungen angeftellt werben; ſodann, daß der Staat felbft als Walk: 
befiper feine Mittel ergreife, um bag Holz mehr und mehr zu fleinern. Es wäre 
bieß cine unbarmberzige und eine unwirthſchaftliche Erhöhung feines Einkommens. 

2) Es ift eine augenfällige Cinfeitigfeit, wenn gewöhnlich dem Staate nur 
Vermehrung oder mindeſtens Erhaltung bed Holzvorrathes abverlanat 
wird. Das itzige und künftige Bedürfniß fol gebedt werben; warum aber auch 


Meberfluß fördern zum Nachtheile anderer nüßlicher und noihwendiger Zweige der 
Volkswirthſchaft ? 
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indem \weber das Mecht noch die Kräfte ber einzelnen Verbraucher 
zur Herftellung eines ihren Bebürfniffen nachhaltig genügenden Zu- 
ſtandes binreichen würden, auf den freiwilligen guten Willen ber 
Kigenthümer aber lediglich nicht gerechnet werden mag. Hierzu 
fommt noch, daß nicht nur die Zuftände der Gegenwart, fonbern 
auch die wahrfcheinlichen Verhältniffe der Zukunft ins Auge gefaßt 
werben müffen, zu jolchen umfaffenden Planen aber der Einzelne 
weder geſchickt, noch irgend aufgerufen ift ®). 


8. 149. 
c) Berechnung der Holzbedürfniffe und der Vefriedigungsmittel. 

Um ber polizeilichen Thätigkeit eine fichere Nichtung zu geben, 
ift nothwendig, daß fich die Negierung über zweierlei ragen im 
Neinen befindet. Einmal, wie groß und welcherlei Art die wirffi- 
hen Holzbedürfniſſe des Volles find? Zweitens welche Befriebi- 
gungsmittel an Holz und Erſatzſtoffen hierzu vorliegen? Die Bes 
antwortung dieſer beiden Fragen ift nicht eben leicht. Namentlich 
gehört bie erite Frage zu den fchwierigeren Aufgaben der politiichen 
Arithmetik, weil auf gar mancherlei thatfächliche Verhältniffe Rück⸗ 
fiht zu nehmen ift, überdieß aber die Staatenfunde noch nicht in 
allen Beziehungen fichere Nachrichten an die Hand giebt. Von jelbft 
verfteht fich, daß die Unterfuchung, bei der Verfchiedenheit der Ber: 
Kiltniffe, in jedem Rande befonder3 unternommen werben muß ?). 

Eine richtige Beantivortung der erften Frage erforbert, daß fie 
aufgelögt werde in bie zwei verjchievenen in ihr enthaltenen Aufs 
gaben. Einmal.nämlih muß aufgefunden werben, wie groß ber 
thatſächliche Holzverbraud iſt? Sodann aber ift zu unter: 


3) Die erften Forſtpolizei-Ordnungen, welche nicht blos bie Bewirthfchaftung 
der Staatsforften regeln, fondern aus polizeilihen Gründen in das Privateigens 
thum eingreifen, find in Frankreich aus bem Anfange, in Sübbeutichland auß ber 
Mitte des 16ten Jahrhunderts. S. Pfeil, Forſtpolizeigeſetze, S. 18 fg. 

1) Nur als Vergleihungspuncte Mönnen daher bie etwaigen Nachrichten über 
den Verbrauch in fremden Ländern unb Orten bienen. ©. ein Verzeichniß biefer 
Art bei Hundeshagen, Forftpolizei, ©. 257 fg. Eben fo können bie von 
Roreau de Jonned verfuchten Beflimmungen als bloſe Durchſchnittszahlen 
von ganz verſchiedenen climatifchen und wirthfchaftlichen Verhältniſſen durchaus 
fine Regel bilden. - 
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fuchen, ob biefer Verbrauch dem wahren Bebürfniffe entſpricht, 
oder ob eine Vermehrung oder Verminderung beffelben wünſchens⸗ 
werth wäre? Die Wfung beider Aufgaben aber hängt wieder ah 
von ber Auffindung einer Reihe von Thatſachen, welche weder leicht, 
noch alle ficher zu erfunden find. Zur Beſtimmung ber wirklichen 
Größe des Verbrauches iſt es nämlich nöthig, nicht nur die Menge 
des aus den Waldungen bezogenen oder aus dem Auslande einge: 
führten Holzes zu wiſſen, fondern auch die der ſämmtlichen Erſatz⸗ 
ftoffe jo wie der Abfälle der Landwirthichaft. Auch gehört zu einer 
volftändigen Einficht in die Zuftände eine Kenntniß des Verhält- 
niſſes des Nutz- und bed Brennholzes, jo wie der Vertheilung des 
Verbrauches unter bie verfchtebenen Landestheile. Weber das wün- 
ſchenswerthe Maaß des Verbrauches aber ift ein Urtheil nur möglich, 
wenn dad Verhältnig der Holzpreife zu dem Gefammteinfommen ber 
Bürger, ferner die Preife des Holzes‘ für die Bauten und die Gewerbe, 
endlich wenn bie herrichenden Gewohnheiten in Beziehung auf Holz- 
verbrauch bekannt find. Nicht alle dieſe Fragen find nun aber mit 
ſcharfer Beſtimmtheit zu beantworten. Bei einigen laffen fich nur 
annähernde Schägungen geben; alle aber erfordern genaue Kenntnik 
ber Zuftände und wohlüberlegte Umfiht. So wird z. B. binfichtlich 
der Berechnung des thatfächlichen Verbrauches immer die Menge 
de3 in den Waldungen gefrevelten Holzes, des Leſe- und Raff-Holzes, 
ferner der Betrag der Abfälle ver Landwirthſchaft, alfo von Obſt— 
bäumen, Weinbergen, Heden u. f. w., nur eine unfichere Schäßung 
zulafien. Ebenſo ift die Ausſcheidung des Nutzholz-Verhältniſſes 
nicht eben leicht und zuverlaͤſſig. Bei der Beurtheilung. des wün— 
ſchenswerthen Verbrauches aber iſt das Verhältniß der Holzpreiſe zu 
ber Groͤße des Geſammteinkommens des Volkes, oder richtiger ge- 
ſagt der Mittelklaſſe, nur in annähernder Schätzung, nicht aber in 
einer mathematiſch ſcharfen Zahl, anzugeben, am wenigſten aber iu 
einer beftimmten, für alle Zeiten und Verhältniffe pafjenden Summe 
feftzuftelen; und noch jchwieriger ift eine foldıe Angabe in Betreff 
der Bauten und Gewerbe. Dennoch ift die Loͤſung der nöthigen 
Aufgabe keineswegs unmöglich, indem Fleiß und Scharffinn für 
jedeö Land und jede beliebige Zeit ein Ergebniß zu liefern im Stanbe 
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find, welche® der Wahrheit jo nahe fommt, als es zur Begründung 
praftifcher Maaßregeln irgend nothwendig ift ”). 

Iſt aber die erite Frage auf genügende Weile erörtert, fo Tann 
nun zu der Beantwortung der zweiten Hauptfrage, nämlich, welchers 
lei Deckungsmittel zur Befriedigung des aufgefundenen wünſchens⸗ 
wertben Bedürfniffes vorhanden find, mit verbältnigmäßig leichter 
Mühe geichritten werden. Es find hierbei natürlich ſowohl die vom 


2) In Beziehung auf biefen ſchwierigen Gegenſtand if vor Allem auf bie 
eben fo fcharffinnigen als von genauer Kenntniß zeugenben Ausführumgen im 
Hundeshagen’s Forſtpolizei, S. 284 fg., zu verweilen. — Wenn Grabe, 
Beauffihtigung der Privatwalbungen, Seite 35 fg., eine Berechnung bed Holz: . 
bebürfniffes für unmöglich Hält, fo find feine Gründe theils nicht ftichhaltig, theils 
if Verſchiedenartiges durcheinander geworfen. Er behauptet nämlich: es ſei bie 
noch mögliche Holzerjparniß nicht zu berechnen; eben fo wenig ber weitere Zu: 
ſchuß an Holzfurrogaten; enbli nicht bie Verbeſſerung ber Transportanftalten; 
ferner koͤnne bie Summe des, gefrevelten Holzes umb ber Abfälle ber Landwirth⸗ 
haft auch nicht annähernd beftimmt werben; nicht das durchſchnittliche Holz⸗ 
Wedürfniß einer Familie; nicht die Zunahme ber Benölferung, enblich nicht ber 
richtige Durchfchnittdertrag ber Waldungen eine Landes. Offenbar muß bier bie 
Berechnung bed wirklichen gegenwärtigen Bedarfes unb Ertrages von ber mehr 
oder weniger wahrfcheinlichen der Zufumft getrennt werben, und ift bie größere 
Unficherheit ber letzteren Berechnung fein Grund gegen eine Nichtigftellung des 
erſteren Punctes. Warum nun die Zuflände der Gegenwart, allerdings nicht 
mathematiſch genau allein ganz genügend für große practifhe Maaßregeln, nicht 
follten aufgefunden werben können, iſt fchwer einzuſehen. Der wirflihe Durchs 
ſchnittsertrag einer beftimmten Waldfläche kann nicht bloß gefhätt, ſondern fos 
gar ganz genau erfahren werben; bie Abfälle ber Landwirthſchaft find bei einiger 
Nachfrage und Berechnung hinreichend genau feflzuftellen; noch leichter bie Durch⸗ 
Initt3bebürfnifle einer Familie. Selbft bie VBebürfniffe an Bau: und Nubholz 
find, wenn auch nicht mit mathematifcher Schärfe, aus guten ftatiftifchen Webers 
fihten zu berechnen. Die Brunblagen für eine Berechnung der Bebürfnifie ber 
Gegenwart find alfo vorhanden. Allerdings ift dieß weniger ber Fall in Betreff 
der Zufunft, obgleich auch hier Manches mit genügendber Wahrſcheinlichkeit ange: 
nommen werben kann, fo namentlih bie Zunahme ber Bevölkerung nach bem 
bisgerigen Gange berfelben, fo wie der Fünftige Ertrag ber Waldungen nach ben 
beitehenden Cultur- und Wirthſchaftsplanen; allein diefe Unbefanntfchaft mit ber 
Zufunft kann nicht hindern, nach den vorliegenden Verhältniffen für die Gegen⸗ 
wart zu forgen, und ſelbſt nicht, auf Grund einer itigen vernünftigen Webers 
zeugung Vorkehrungen für pätere Zeiten zu.treffen. Erweiſen ſich bie Voraus: 
feßungen als irrig, fo mag dann eine Aufhebung der als unnöthig erfundenen 
Maafregeln eintreten. Indeſſen erfüllt man feine Pflicht befier durch ein gewiſſen⸗ 
haftes Handeln nach dem Stande ber vorliegenden Kenntniffe und Erfahrungen, 
ald durch ein unbejorgtes Treiben- auf gut Glück. 
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eigenen Lande zu Tiefernden Maſſen, als die durch den Handel aus 
dem Auslande beziehbaren Stoffe ind Auge zu faſſen. 

Was die erfteren betrifft, fo ift vor Allem bie Ausdehnung der 
fänmtlichen Waldungen des Landes entweber fchon bekannt, oder 
mag und muß fie (auch aus anderen Gründen) gemeſſen werben. 
Da nun nad weit ausgedehnten Erfahrungen bei gewöhnlichen 
Stande der Forften und der üblichen Benügung derjelben der Mor: 
gen nachhaltig 25 Kubikfuß gemischte Holzmafje trägt: jo ergiebt fich 
von feldft, ob und in wie weit das wünjchenswerthe Holzbedürfniß 
durch den nachhaltigen Ertrag der eigenen Waldungen gevedt ill, 
oder nicht? Wobei übrigens theild die Vertheilung der Wälder im 
Lande und deren Entfernung von den Haupt⸗Gebrauchsorten, theils 
das Verhältniß des zur Erzielung des Nutzholzes beftimmten Hoch- 
waldes nicht außer Rechnung gelafjen werben darf. Wie viel durch 
bie von ber Feldwirthſchaft bezogenen Brennftoffe von ben Bes 
bürfniffen gebecft werden kann, ergiebt fich ebenfalls aus ber ſchon 
früher angeftellten Berechnung der Menge und des Werthes biejer 
Materialien. Und es ift fomit bier nur noch zu unterfuchen, ob 
nicht vielleicht ein Mittel diefer Art bisher ganz ober theilweife un- 
benüßt blieb, welches denn zu ſchätzen und ebenfalls in Berechnung 
zu nehmen wäre. Was aber enblich die Erſatzſtoffe betrifft, fo 
ift freilich nicht jedes Land von der Natur mit dieſen werthoollen 
Geſchenken bedacht worden; hat man ſich aber durch bie gehörigen 
Unterfuhungen von' dem Vorhandenfein überzeugt, oder find fie bis— 
ber fchon benüßt worden: fo ift die Ausdehnung biefer Mittel zu 
erforichen. — In der Natur der Sache liegt, daß die Menge ber 
von dem Auslande zuverläffigerweife zu Tiefernden Brenn und 
Nutz-Materialien nicht mit demfelben Grade von Sicherheit berechnet 
werden kann, wie das im eigenen Lande Hervorzubringende. Zwar 
hat man an ber biöherigen Einfuhr einen Anhaltzpund. Auch ift 
e3 nicht unmöglich, die Bedürfniſſe und Befriedigungsmittel des cin- 
führenden Landes zu berechnen, und daraus einen Schluß auf bie 
wahrjcheinliche Dauer und Größe der Einfuhr zu machen. Allein 
nicht zu überjehen ift, daß dieſelbe nicht unmittelbar von ung ab- 
hängt, ober daß eine anderweitige Mitbewerbung eintreten kann. Sit 
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alſo ſchon, wie ſich von ſelbſt verfteht, die Zufuhr aus fremden Län- 
dern unter den Dedungsmitteln in Anfchlag zu bringen, fo muß 
dieß doch mit Vorficht geichehen. 

Die Gefammtheit dieſer Hilfsquellen, zufammengehaften mit der 
Größe des wünſchenswerthen Verbrauches, giebt denn endlich die 
Antwort auf die Frage: welches Ziel fi) der Staat bei feiner Tha- 
tigkeit in diefem Puncte zu fegen Hat? Bleibt ein Ausfall troß der 
jorgfältigften Berechnung und Herbeiziehung aller vorhandenen Mit 
tel, fo ift natürlich für Deckung. deſſelben fchleunigft zu jorgen; was 
denn gejchehen mag theils durch Verminderung des allenfalls vors 
Handenen unnöthigen Holzverbraudhes, theils, und in fo weit 
dieſes erſte Mittel nicht ausreicht, durch Vermehrung des jährlichen 
Ertrages der Waldungen und der Erjagmittel. Stellt fich aber durch 
bie obige Vergleichung ein Weberfchuß heraus, fo wird eine zweck⸗ 
mäßige Leitung des Volksvermögens auf eine Verminderung der Walb- 
fläche, als der minder nüßlichen Bodenbenützung, binarbeiten. 


d) Anflalten zur Deckung eines Holzmangels. 


6. 150. 
a) Verhinderung von Holzverfchwendungen. 

Nicht immer rührt der Mangel daher, weil für da wirkliche 
Bedürfniß die Mittel nicht vorhanden find, fordern entweder von 
nußlgfer Verfchwendung des an und für fid) zureichenden Stoffes, 
alfo unwirthſchaftlicher, weder Vortheil noch Annehmlichkeit gewäh- 
render Verwendung des Brenn⸗ oder Nutzholzes, oder von ber 
Vernachläſſigung der von der Natur gegebenen Erjaßmittel, 3. B. 
bed Torfes oder der Steinkohlen. Die biergegen anzumwendenden 
Maaßregeln find aber wieber theild allgemeine, theils follen fie be: 
fimmten einzelnen Mißbräuchen begegnen ?). 

1) Als allgemeines Mittel bieten fich namentlich zwei 
Maafregeln bar. 

a) Eine angemefjene Erhöhung der Holzpreife Die 
jelbe wirft unmittelbar auf Verminderung des unnöthigen Verbraus 


1) Dan ſehe die ſehr zahlreiche Literatur über bolzerſparung in Erſch'3 
Literatur ber Gewerbekunde. Lpz., 1828. 
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ches und bringt zu gleicher Zeit bie Erfabftoffe mehr in Anwen⸗ 
bung. Bewerkftelligt aber ann fie von dem Staate werden, wenn 
er den Ertrag feiner eigenen Waldungen nicht zu nieder angeſetzten 
Schäßungd: (Revier) Preiſen, ſondern im Wege der freien BVerfteige- 
rung abgiebt, dadurch aber auch den Marktpreis des Holzes aus 
PBrivatwaldungen in die Höhe treibt. Natürlich ift dabei auf die 
Bedürfniffe der ärmeren Klaſſe Rückſicht zu nehmen, jomit ein nie: 
briger Preis für Holzgaben an Arme beizubehalten. Die Bedingung 
gleich baarer Bezahlung des erjteigerten Holzes wird. ein verberb- 
liche? Spiel auf Wieververfauf verhindern ?). 

b) Beförderung de Gebrauches von Erfagmitteln für 
Holz. Eine ſolche Verwendung von anderen Etoffen ift aber in 
zweierlei Richtungen möglich. — Zunächſt durch Verdrängung ber 
Holzfeuerung überhaupt, fei ed in den Gewerben, jet es bei der Hei- 
gung und für die häuslichen Bebürfniffe. Allerdings wird ein nie- 
derer Preis von Surrogaten dad Hauptmittel zur Bewirkung einer 
Umänderung der Gewohnheiten und Einrichtungen fein, zu Herftel- 
fung eines folchen Preigverhältniffes der Staat aber in der Regel 
nur in der fo eben angeführten Weife unmittelbar beitragen können; 
doch find immerhin einige Forderungen an ihn zu ftellen. Bor 
Allen bat er in feinen eigenen Anftalten mit gutem Beifptele voran: 
zugehen. Sodann aber ift es feine Aufgabe, die Verfuche zur Auffin- 
bung und Verwendbarmahung von Erjaßmitteln anftellen zu laſſen, 
wenn ſolche die Mittel oder den Unternehmungsgeift von Privaten 
überfteigen. Endlich wird die wohlfeile Beifuhr manchfach von ihm 
abhängen, 3. B. durch Eifenbahntarife, Kanalanlagen, Befreiung von 
Zöllen. — Zweiten aber ift hinzumirfen auf Einführung von holz— 
erjparenden Bauarten. Hierher gehören z.B. der Pife- und 
Lehmpatzen-Bau; die wirthfchaftlichere Einrichtung des Gebälkes; vor 
Alleın aber der Bau mit Steinen und mit Eifen. Auch ohne Zwangs⸗ 
maaßregeln kann bier durch das vom Staate bei feinen eigenen 
Bauten gegebene Beispiel, ferner burch zeitlange Abgabe-Freiheiten, 

unentgeltliche Meberlaffung von Steinbrücen auf Staatsgütern, An: 


2), ©. die Verhandlungen ber Verfammlung beutfcher Land- und Forſtwirthe 
von 1842, ©. 466 fg. 
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Ihaffung der Gcräthichaften zum Piſéhau auf äffentliche Koften; 
vorzüglich auch durch beſſeren Unterricht. der Baugewerke mittelft ber 
Gewerbe⸗Schulen, gewirkt werben. 

2) Maaßregeln zur Abjtellung einzelner beftimmter Holz 
verjhwenbungs-Urfachen find aber: 

a) Die Befeitigung ſchlechter Feuerungs-Anſtalten in äffent- 
lichen und in Brivat-Gebäuden. Erftered kann unmittelbar gefchehen; 
Private aber werden aufgemuntert werben durch wohlfeile Preiſe 
der befjeren Einrichtungen, fei es mittelft billiger Ablaffung aus 
Staatsfabriken, ſei es durch Zollbegünftigungen oder anfängliche 
Herftellung?-PBrämien. | 

b) Die Abftellung großer Brennholz : Befoldungen, ald welche 
namentlih dann zu finnlofer Verſchwendung führen, wenn ber un- 
verbrauchte Weberreft nicht verkauft werden kann oder darf. 

c) Die allgemeine Einführung von Gemeinde: Badöfen und 
Bajchhäufern °). 

d) Die Abftellung minder nothiwendiger, viel Holz verzeb: 
render Gewerbe. Als folche erjcheinen diejenigen, deren Erzeug- 
nifje einer Seit? entweder an und für fich überflüffig oder leicht 
und wohlfeil aus dem Auslande zu beziehen find, und welche anterer 
Seit? Fein unentbehrliched Unterhaltungsmittel für die Umgebung 


3) Unzweifelhaft ift durch bie allgemeine Einführung der Gemeinde : Bad: 
häufer in den Dörfern unb Lanbftäbten eine höchſt bedeutende Erſparniß an Holz 
zu machen. Es wird angenommen, daß bie Herftellung bed Brobbebürfnifies für 
1 Million Menfchen bei der Anwenbung von Privatbadöfen gegen 150,000 Klafter 
Holzmaſſe verzehrt, während nad ausgedehnten Erfahrungen in Gemeinbebadöfen 
höchſtens bie Hälfte dieſer Mafje gebraucht wird. Da nun noch Überbieß bie 
Ginführung von Baddfen ber legtern Art die meiteren Vortheile einer bedeutenden 
Erframiß an Bau: und Unterhaltungstoften für Privatöfen, einer Verminderung 
der Brandgefahr und eines geſünderen Brobes hat; da ferner bie Einrichtung an 
fi Feine Schwierigkeit, für bie Gemeinden aber eher eine Einnahme (von Pacht: 
gelbern) als eine Ausgabe zur Folge hat: fo ift bie allgemeine Durchführung ber 
Maafregel nicht nur zu wünſchen, fondern von Staatswegen zu erzwingen. Siebe 
Shwarz, Prac. Anleitung zur Errichtung allgemeiner Badöfen. Karlarube, 
1831; Landwirthſch. Wochenblatt für Baden, 1881, Nr. 3, 6, 38, 5l; 1834, 
Rr. 1, 2, 12; Correfp.:Bl. des württemb. landwirthſch. Vereins, 1848, Bd. 1, 
©. 1 fg.; Renz, Anweifung zu Gemeindebadöfen. Gmünd, 1837; Valois, 
a. a. O., ©. 48 ig. 
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bilden. Unmittelbare Hilfe Tann der Staat freilich nur ba Teiften, 
wo er ſelbſt folche Gewerbe betreibt. Sind fie dagegen in ben Hän- 
ben von Privaten, jo iſt ihm nur in fo ferne eine Einwirkung er 
laubt, ala bisherige Begünftigungen, 3. B. im Holzanfaufe oder im 
Zolle, denſelben zu Statten famen. Eine Entzichung dieſer Vortheile 
wird vieleicht die Eigenthümer zur Aufgebung bewegen. 


A) Erhaltung und Vermehrung bed Holzoorrathes. 


$. 151. 
aa) Gute Bewirthieftung der Gtantöwalbungen. 

Hat die Bedürfniß-Berechnung gezeigt, daß eine forgfältige Er 
haltung, vielleicht eine möglichft ſchnelle Vermehrung der Holzbe⸗ 
ftände wünfchenswerth und nothwendig ift: jo muß natürlich der 
Staat vor Allem fich bemühen, aus eigenen Mitteln und ohne Be 
ſchränkung ber Privaten dem Bebürfniffe zu genügen. Die Forde⸗ 
rung ift an ihn zu ftellen, und er vermag fie zu befriedigen, weil 
er fih in der Regel aus gefchichtlichen Gründen im Befige mehr 
oder minder beträchtlicher Waldungen befindet; weil er eine größere 
Geldeinnahme, welche aber von allgemein ſchädlichen Yolgen wäre, 
zu miſſen eher im Stande ift; endlich weil er jeben alles den all- 
gemeinen Nuben zu wahren bat. Unzweifelhaft hat cine Staatsforſt⸗ 
wirthichaft, wie jede Wirthfchaft des Staates, Nachtheile, weldhe aus 
der Schwerfälligfeit de Behördenmechanigmug, ans der Gebunden: 
heit der Beamten an allgemeine, im einzelnen alle nicht immer 
nügliche Vorichriften, wohl auch aus mangelhaften Verhalten ber: 
ſelben entfpringen. Solche Nachteile treten jedoch zurücd gegenüber 
von der Nothwendigkeit, die Allgemeinheit vor großen und zum Xheile 
nicht wieder gut zu machenden Uebeln zu bewahren. — Zu einer 
Erfüllung der an den Staat zu ftellenden Forderung dienen aber 
folgende Maaßregeln: 

1) Der Staat hat fein Waldeigenthum nicht nur nicht zu 
vermindern durch Ausrodungen oder Verkäufe, fondern im Gegen: 
theile dafjelbe bei guter Gelegenheit durch Kauf oder Aulegung neuer 
MWaldungen an bisher öden Pläben möglichft zu vermehren, und 
zwar in allen Theilen des Staatsgebietes. Je größer fein Antheil 
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an der MWalpfläche ift, deſto ficherer kann das Bebürfniß gedeckt, und 
defto eher kann dem Privatbefiger Freiheit eingeräumt werben. Und 
wenn der aufgellärte Staatswirth auch nicht für den Beſitz außge- 
dehnter Staatögüter fein kann, jo findet eine Ausnahme zu Gunften 
ber Waldungen ftatt, die ſich überdieß bei ber Einfachheit der Be⸗ 
wirtbichaftung, bei dem Keinen Perfonale, welches fie erfordern, und 
bei dem Wegfallen der Aufbewahrungd=, Geſchirr-, Gefinde - Koften 
u. ſ. w., für den Staat ſchicken )). Nur in Ausnahmefällen, 3. 2. 
bei einer mit der vorhandenen Bevölkerung im Mißverhältniſſe 
jtehenden Ausdehnung ver Yelbgüter, oder bei Örtlichem Weberfluffe 
von Holz und Mangel an Abſatz deſſelben in die Ferne mag bie 
höhere Behörde eine Rodung geftatten. 

2) Die Staatöwaldungen find in den möglich beften 
Stand zu fegen, jo daß fie auf der gegebenen Fläche den höchiten 
Holzertrag liefern. Dadurch fteigt nicht mir die Summe des ver- 
wendbaren Stoffes, ſondern auch der reine Ertrag für die Staats⸗ 
faffe, auch mag dann leichter ein Theil der biäherigen Walbfläche 
zu anderen für dad Volldvermögen einträglicheren Benützungsarten 
abgegeben werden. Ein folder guter Stand wirb aber erreicht: 

a) Durch Anordnung einer eigenen und wohl organifirten 
Berwaltung von ſachkundigen Forftbeamten. Die Bewirth- 
ſchaftung von Waldungen erforbert befondere wiffenfchaftliche Kennt- 
niffe und ausgedehnte Erfahrung; außerdem Törperliche Rüſtigkeit 
und Liebe zu diefem Lebensberufe; fie kann baher ohne große Gefahr 
von Mißgriffen oder Vernachläffigung nicht mit anderen Staats⸗ 
geichäften und Aemtern verbunden werden; auch bat die Ausichei- 
dung bei der fcharfen Abgränzung des Gegenftandes Feine erheblichen 
Schwierigkeiten für den allgemeinen Behoͤrden-Organismus. Noth- 
wendig hierzu ift aber zunächlt eine eigene Bildung der fich dem 

1) Aus biefen Gründen ift die, Häufig ald Finanzmaafregel in Zeiten ber 
Roth veranftaltete Veräußerung ber Staatswalbungen ein fehr bedenklicher Schritt, 
durch welchen an bie Stelle einer vorübergehenden Verlegenheit gar leicht eine 
bleibende Noth gefet wird. Vortrefflich entwidelt Hundeshagen, Yorfts 
polizei, Seite 63 fg., die Gründe für Staatsforfte, und fomit die gegen ihren 
Berfauf. Daf. auch bie Literatur Über bie Frage. Vergl. ferner Grebe, Die 


Beauffichtigung ber Privatwalbungen, ©. 49 fg. 
v. Mohl, Polizeiwiſſ. II. 3. Auflage 16 
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Forſtfache widmenden jungen Männer; (am Beften in beſonders 
dazu beftimmten Anftalten, weniger zwedimäßig auf Univerfitäten 
oder polytechnifchen Schulen.) Sodann eine der Gefchäftdaufgabe 
entfprechende Eintheilung der Staatöwalbungen in Bezirke zur un- 
mittelbaren technischen Bewirthichaftung und in eine entfprechenbe 
Anzahl von höheren Aufſichtskreiſen, welche jchließlich einer leitenden 
forstlichen Behörde untergeoronet find. Sowohl bei der erften Bil- 
dung als bei der Organifation bed Dienfted muß dafür geforgt 
. werben, daß weder müſſige Jagdliebhaberei über ben eigentlichen 
Zweck, beite Bewirthichaftung der Waldungen, vorwalte, noch aber 
auch auf der andern Seite an die Stelle einer fteten Verbindung 
mit der frifhen Natur ein Actenregiment vom Zimmer aus trete. 

b) Durh die Entwerfung und richtige Ausführung zwed— 
mäßiger Cultur-Plane. 

c) Durch die Wahl der richtigen Betriebsart. Keine 
ber fünf möglichen Betrieb3arten (Fehmel-Wirthichaft, Hoch-, Mittel-, 
Nieder-Wald, Kopfholz-Betrieb) ift an fich die beſte. Theils ent- 
fcheidet die Art des Holzbebürfnifjes; theild die Natur des Bodens; 
theild die Art und Ausdehnung andberweitiger Forderungen an ben 
Waldboden, ala die ver Holzerzeugung... Dem Holzwuchfe am zu: 
träglichften find der Fehmel- und der Mittelmalo-Betrieb, weil bie 
Bäume bier in die außgebehntefte Berührung mit ber Luft fommen. 
Dennoch ift Hochwald räthlicher, wenn bei gutem Boden haupt: 
fächlich Nachfrage nach Bau⸗ oder Nußholz ift, oder der Boden zu 
Zeiten bemeidet werben joll; und es eignet fich derſelbe auch bei 
feinen langen Umtrieböperioden am beften für den Staat; Nieder: 
wald jedoch tft auch für ihn nöthig, wenn der Waldboden nicht 
tiefgründig genug für große Bäume tft ?). 

d) Durch Befreiung der Waldungen von ſchädlichen 
Dienftbarleiten Als in früheren Jahrhunderten die Be: 
nöfferung noch Mein, jomit Waldungen im Ueberfluffe vorhanden 
waren, wurden bdiejelben ald Gemeingut betrachtet und von Jedem 
nach Belieben und in aller Weife benüßt, zum SHolzbezuge, zur 


2) Arnd, Die materlellen Grundlagen und bie ſittlichen Yorberungen ber 
europ. Eultur, ©. 102 fg.; Berg, StastöforfanirihichBehre, S. 270 fg. 
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Weide, zum Laub: und Streufammeln u. |. w. Später giengen 
fie, theil3 aus allmählig eintretender Nothiwenbigkeit einer Schonung, 
theils aus habjüchtiger Gewaltthätigfeit in Einzelnbeſitz über, allein 
bie bisherigen freien Benützungsrechte erhielten ſich doch in bedeu⸗ 
tendem Umfange, und jo kommt es, daß auch ikt noch die Wal- 
dungen mit einer Menge von Verbinblichkeiten zum Vortheile Dritter, 
ſehr häufig ganzer Gemeinden belaftet ſind. Zum Theile beftehen 
fie in Holzberechtigungen, zum Theile in Nebennugungen. Ihre 
Bebeutung für den Wald und feinen Ertrag ift fehr verſchieden. 
Einige derjelben find nicht nur nicht jchädlich, ſondern dienen dazu, 
ein jonjt nutzlos verloren gehendes Erzeugniß zu verwenden, fo 
3. DB. dad Sammeln des Leſe- und Raff:Holzes, dad Benützen ab- 
gejtorbener Bäume. Bei andern ift zwar zunächſt und in forjtlicher 
Beziehung nur ein Uebermaak ober ein Mißbrauch in der Auß- 
übung bed Rechtes nachtheilig, jo bei den Beholzungsrechten, der 
Maft-, der Weide- und Gräferei-Gerechtigfeit; fie find jedoch deßhalb 
immerhin unwünjchendwerth, weil fie den Eigenthümer an freier 
Benügung und Bewirthichaftung hindern, vielfachen Hader erzeugen, 
und weil fie durch die gezwungene Zulafjung Fremder in die Wal 
dungen den Schuß derjelben erfchweren und verthenern. Dritte 
endlich, namentlich dad Harzreißen und (wenigſtens bei den meijten 
Holzgattungen) dad Streufammeln und Plaggenhauen, find immer 
und unter allen Umftänden ververblich, vernichten jogar nicht felten 
allmählig den ganzen Holzbeftand. — Zur Verminderung oder Ab- 
löfung dieſer Nechte dürfen allerdings, ohne volle Entſchädigung, 
wohlerworbene Privatrechte nicht gefränkt werben; eben fo ift ein 
Grund zu einer Zwangsbeſchränkung nicht ſchon deßhalb vorhanden, 
weil der Waldeigenthümer an feinem Einfommen verliert, denn dieß 
fiegt in der Natur der Berechtigung Dritter und ift am Ende nur 
eine andere Bertheilung des Ertrages der Naturfräfte. Allein wenn 
bie Art oder daß Uebermaaß des Nechtes eine richtige Bewirthichaftung 
verbietet ober gar ben Beftand des Waldes verfchlechtert, am Ende 
wirflichen Holzmangel zur Folge haben würde, fo muß Hilfe ge 
ihafft werben. Vor Allem ift es natürlich, daß die Berechtigungen 
auf ein Maaß und auf eine Ausubungs-Weiſe zurüdgebracht wers 
16 * 
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den, bei welchen die Subftanz des dienenden Gutes und deſſen wolle 
und geordnete Bewirthſchaftung nicht mehr Noth leiden. Und zwar 
haben ſich Solches die Berechtigten nach den allgemeinen Grunb- 
ſätzen über Servituten, ohne alles Entgelt gefallen zu laſſen. Bleiben 
aber auch dann noch Benübungen übrig, mit welchen die Verpflich- 
tung des Staates zur Herftellung eines möglichft hohen und babei 
nachhaltigen Holzertrages nicht vereinbar ift, jo muß zur Zwangs⸗ 
abtretung gegen Entjhädigung gefchritten werben. Lebtere mag 
denn auf verfchievene Weiſe erfolgen, 3. B. durch Aufgebung von 
Gegenforderungen, etwa auf Frohnen; ober durch unentgeltliche 
jährliche Abgebung einer beſtimmten Holzmenge; durch eine Gelb: 
vente 9); häufig endlich durch Abtretung eines Waloftriches in volles 
Eigenthum der Berechtigten %. — In einzelnen Fällen übrigens 
mag es fich ereignen, daß eine für den Wald allerdings ſchaͤdliche 
Servitut einen jehr bedeutenden Nutzen für die Landwirthſchaft der 
Umgegend hat, vielleicht ſelbſt die umerläßliche Bedingung ihrer 
Betreibung ift; dann muß natürlich derjenige Gebrauch des Waldes 
vorgezogen werben, welcher für das Volksvermögen den meiften 
Gewinn und für die nothwendigſten Lebensbedürfniſſe die meifte 
Befriedigung verſpricht. ben jo verfteht fich, daß man Feine Ser: 
vituten in ſolchen Gegenden ablö2t, in welchen örtlicher Holzüber: 
fluß und Mangel an entferntem Abſatz ift ®). 

3) Mit Recht macht bier freilich Roſcher, Seite 563, geltend, baß dem 
Heineren Berechtigten ein Ablöfungsfapital Leicht verloren geben Tann, während 
ein Anſpruch auf Holzbezug bleiben würde. Es folgt aber doch wohl nur fo viel 
baraus, baß fo Lange der Wald e8 erträgt, eine unbeftimmte Servitut nicht in 
Geld abgelöst, fondern in einen beſtimmten Anfprud an Holz verwanbelt werden 
muß. Wenn ber Wald einen folhen nicht nachhaltig Leiften Tann, fo muß das 
allgemeine Intereſſe über das beſondere vorwiegen und ift den Entſchädigten zu 
überlaffen, für eine ebenfall3 fichere Anlegung des erhaltenen Kapitales, etwa durch 
Ankauf von Grundftüden oder VBobenverbeflerungen, zu forgen. 

4) Segen diefe erklärt fih zwar Pfeil in feiner Schrift: Ueber die Be: 
freiung der Wälder von Servituten. Züllich, 1821, S. 40 fg.; allein er unter: 
ftellt dabei bie, allerdings ſchädliche, Einrichtung, daß jeber einzelne Berechtigte 
ein Stüdchen Land zur Abfindung erhalte. Richtigere Grundſätze Über die Fälle, 
in welchen bie Abtretung von Walbftüden möglih, und wie fie zu berechnen ift, 
Pe 20 erffmuige und überzeugende Weiſe Hundeshagen, Forſtpolizei, 


gende Schriften behandeln dieſen eben ſo wichtigen als ſchwierigen 
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3) Zur fortbauernden Befriedigung des Holzbebürfniffes tft 
nothwendig, daß die Walbungen des Staates auf ben Grund rich- 
tiger Nutzungsplane nachhaltig bewirthfchaftet werben, d. h. daß 
in jedem Jahre hoͤchſtens jo viel Holz geichlagen wird, als in dem⸗ 
jelben Jahre wieder nachwächst, wobei begreiflich nicht blos auf 
die Maſſe des zu fällenden Holzes, ſondern auch auf die beftändige 
Erhaltung der verſchiedenen Arten von Holz zu ſehen if. Nur in 
Nothfällen ift ein außerordentlicher Hieb, als allmählig wieber zu 
erftattender Vorempfang, erlaubt. 

4) Ein bedeutender Punct ift ber den Walbungen gegen Ele: 
mentarereignifje und gegen menjchliche Verlegungen zu gewährenbe 
Shut. Bon den in jener Beziehung nöthigen Einrichtungen find 
die wichtigften oben in $$. 128 und 130 bereit? angeführt. Die 
Wahrung des Waldeigenthumes gegen frevelhafte Angriffe von Men⸗ 
fchen aber iſt eine der ſchwerſten Aufgaben der Forſtpolizei. Theils 
wird bei hohen Holzpreifen die ärmere Volksklaſſe durch wirkliche 
Noth zu diefem Mittel, ihr Holzbebürfniß zu befriedigen, gedrängt; 
theil3 erfcheint nur allzuhäufig dem gemeinen Manne die Entwen⸗ 
dung eined Walderzeugniffes nicht als Diebftahl, ſondern nur als 
Benũtzung eined mit Unrecht in Privateigenthum genommenen ges 


Begenftand: Witzleben, Ueber einige — — Urfachen des Holzmangeld. Frankf., 
1800; Hazzi, Aechte Anfichten der Waldungen und Forſte. Münden, 1805; 
Pfeil, Ueber die Befreiung der Wälder von Servituten. Züllich., 1821; Derf., 
Anleitung zur Ablöfung ber Walbfervituten. Berlin, 18235 Derf., Forſtſchut 
und Forftpoligeilehre. Berl., 1830, S. 232-364; Hartig, Beitrag zur Lehre 
von ber Ablöfung ber Walbfervituten. Berl., 1829; Kraufe, Ueber Ablöfung 
der Serpituten in ben orften. Hof, 1833; Stuhr, Ueber bie Abfindung ber 
Hũtungsberechtigten in ben Forſten. Queblinb., 1834; namentlich aber Hunde s⸗ 
bagen, Ueber Waldwaide und Walbfireu. Tüb., 1830; und derf., Forſtpolizei, 
&.176 fg.; Berg, Staatsforſtwirthſch.⸗Lehre, S. 178 fg.; Roſcher, Volksw., 
Bd. II, ©. 562 fg.; Rau, Volkswirthſch. Polit, 2, S. 345 fg. — Mit großem 
Rechte mat Hundeshagen barauf aufmerffam, daß bei ber Berechnung des 
Werthes einer zu erpropriirenben Dienftbarfeit nicht blos ber Neinertrag berfelben, 
fondern auch die Gelegenheit zu Arbeitöverbienft ober die Erfparung einer Aus⸗ 
gabe in Betrachtung zu ziehen fei, indem erftere ſich nicht immer wieber fürfde, 
dad baare Geld aber häufig von dem ärmeren Landmann gar nicht zu beſchaffen 
fi. — Gegen Ablöfung, und höchſtens für Firirung und Unſchädlichmachung 
der Serpituien iſt Oberndorfer, Wirthſchaftspolizei, S 376 fg. 
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meinfchaftlichen Gutes; theild endlich tft ber Holzdiebſtahl Folge 
von Uebervolkerung und baraus rührender Entfittlihung Daher 
bie, in manchen Gegenden wirklich ungeheure, Menge ſolcher Eigen- 
thumsverletzungen ); daher auch bie Härte und zu gleicher Zeit 
Unwirkſamkeit blofer ftrenger Strafen. Um dem, allerbings be- 
deutenden, Uebel ein Ziel zu ſetzen, ift jeden Falles breierlei gleich: 
mäßig nothwenbig: 

a) Die moͤglichſt billige Befriedigung des Holzbebürfniffes der 
ärmeren Maffen, namentlich in den minder wohlhabenden Theilen 
bed Landes. Hierzu bient aber: die Einräumung einer georbneten 
Gerechtigkeit zu Raff⸗ und Leſe⸗Holz, Vertheilung von Bürgergaben, 
Erleichterung des Ankaufes von Holz, Errichtung von Holz - Ma- 
gazinen. 

b) Die Aufftellung einer hinreichenden und genügend bezahlten 
Schutzmannſchaft. 

c) Die Feſtſetzung eines paſſenden Strafſyſtemes, welches je 
nach der Schaͤdlichkeit und ber ſittlichen Tadelnswürdigkeit ber ein⸗ 
zelnen Arten von Waldfreveln fühlbare (d. h. den Werth des ent⸗ 
wendeten Holzes mehrmals überſteigende), jedoch nicht übermäßig 
harte Strafen anordnet, namentlich aber dieſelben zu moͤglichſt 
ſchnellem Vollzuge zu bringen fucht ). 


6) Nach Bfientligen Nachrichten Tommen im baierifchen Rheinkreiſe (bei 
400,000 Einwohnern) jährlich 120,000 Waldfrevel vor; in Württemberg werben 
jährlich meit über 70,000 abgerügt; in Baben 60,000; in Preußen (im %. 1887) 
229,708, u. |. w. Tazu die, mwenigftens da3 Doppelte betreffende, Menge 
ber nicht zur amtlichen Kenntniß kommenden Fälle! Nah Borharbt, (f. bie 
unten angef. Schrift, S. 92 fg.,) beträgt in Preußen ber Geldwerth bes jährlich 
neftohlenen Holzes 947,425 Thlr.; ber jährliche Verluft an Zuwachs in ben durch 
Diebftahl verderbten Waldungen Über 1 Mil. Thlr.; bie jährlih von den Dieben 
abgeholgte Fläͤche 18,800 Morgen. 

7) Bei Beftimmung der zur Beftrafung von Waldfreveln zuftändigen Bes 
börben bat man nur bie Wahl zwiſchen ben nicht felten gewaltihätigen und min: 
beftena formlos wenn nicht gar umgerecht enticheibenden Forftbehörden und ben 
Iangfamen, ſachunkundigen unb im Beweife überfchiwierigen Gerichten. Die zum 
politifgen Glaubensſatze gewordene Annahme, daß ber Bürger feinem orbent: 
lichen Richter niemals entzogen werben bürfe, nöthigt freilich faft unwiderſtehlich 
zur Webergebung an bie Berichte. — Sowohl in dem einen wie in bem andern 
Valle erfordert der ben Ausſagen von Privat: (und Gemeinbes) Forſtdienern zu 
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Außerdem ift ein, nicht felten anwendbares, Mittel zur Ver: 
minberung des Holzdiebftahleg die Abtretung des ber gefährlichen 
Ortſchaft zunächft gelegenen Walbftückes, fei e8 gegen Aufgebung 
fäftiger Dienftbarfeiten (j. oben), ſei ed gegen billigen Kaufpreis, 
Hierdurch wird der Staatöwald in eine für die Entwendung un⸗ 
bequemere Entfernung gerückt, während der neue Gemeindewald von 
den Plünderungen der OrtZeinwohner wiel weniger zu fürchten hat ®), 
— Uebrigens wird man fich allerdings Feine Hoffnung auf voll 
ftändigen Erfolg aller diefer Maaßregeln machen bürfen, wenn fi 
nicht mit denſelben die allgemeinen Maaßregeln zur Verhütung von 
Maſſenarmuth, namentlich auf dem flachen Lande, verbinden. 


$. 152. 
bb) Befdgräntungen des Privatwalbeigenthumes. 
Außer dem Staate find aber auch noch Privaten im Beſitze 
von Waldungen, und häufig ſogar — namentlich Gemeinden und 
Körperfchaften ) — in beträchtlichen Umfange. Die Gefebgebung 


gemährende Glauben, daß an biefelben perfönlich biefelben Forderungen von Bil⸗ 
dung und Ehrenhaftigfeit geftellt werben müflen, wie an die gleichen Beamten 
des Staates, und daß alſo auch der Staat einen genügenden Einfluß auf ihre 
Betellung und Entfernung vom Amte bat. Vol. Roſcher, a. a. O., ©. 567. 

8) ©. über das Ganze: Schilling, Der Waldſchutz. Lpz., 1826; Roth, 
Torfigefeßgebung, S. 95 fg.; Borchardt, Der Holzbiebftahl. Berlin, 1842; 
Hundeshagen, Forfipolizei, ©. 148 fg.; Berg, Staatsforftwirthich., Seite 
123 fa. Mit Recht eifert Hundeshagen gegen bie (3. B. auch von Wedekind, 
Forſwerfaſſung, ©. 24, geäußerte) Anficht, allein durch Verfchärfung ber Strafen 
bem Uebel entgegen wirken zu wollen. — Seutter, Die Forfiftrafgefeßgebung, 
wiffenfchaftlich begründet. Mannh., 1831, ftelt als einzig anwendbares Strafs 
mittel Zwangsarbeit auf. 

1) Die Gemeinde: und Stiftung3:Walbungen werben häufig, fo 3. B. von 
Wedekind, ©. 27 fg. unb Grebe, Beauffichtigung ber Privatwaldungen, 
&. 73 fg., binfichtlich ihrer Bewirtbichaftung zu denen des Staates gezählt und 
gleicher Geſetzgebung und Verwaltung unterworfen. Offenbar mit Unredt, denn 
fie find ba Eigenthum einer morallihen Privat: Perfon, und es ift nicht 
einzufehen, warum ber Staat mehr Rechte über fie haben follte, als über bie 
Waldungen anderer Privaten. Bedarf einer Seits daB Volt zur Befriedigung 
feines Holzbebürfnifles auch bed Ertrages ber Bemeindewaldungen nothwendig; 
und find anderer Seits auch bei dieſen Corporationen Gründe vorhanden, welche 
eine Verminderung des Walbbeftanded oder eine Herabfegung auf [häblich-niebrige 
Umtrieböperioden beforgen laffen: fo werben fie natürlich unter bie Beſchrankungk⸗ 
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in ihrem Betreffe ift eine boppelte. Der-eine Theil bezieht fich auf 
den Schub des Privatwald-Eigenthumes, der andere auf befien 
Benütung. - 

Schuß ift auch dem Walbeigenthume ber Bürger zu gewähren 
gegen unrechtliche Handlungen von Menfchen und gegen brohenbe 
Naturereigniffe. Im beiden Beziehungen tritt der Staat aber it 
dann ein, wo dem Einzelnen entweder die Macht oder dad Recht 
fehlt, fich felbft zu helfen. In der Regel ift es daher Iebiglich dem 
Eigenthümer zu überlaffen, das erforberliche Schugperfonal aufzu- 
ftellen und durch vertragsmäßige Strafen fich gegen Walbarbeiter 
und Empfänger der Waldnutzungen ficher zu ftelen. Allein nicht 
nur bat ber Staat jeden Falles bie für feine eigenen Waldungen 
ala nothwendig erfundene Forftftrafgefeßgebung auch auf die Wal: 
dungen der Privaten auszudehnen und ben Forftftrafgerichten ven 
Schub dieſer Tettern zu übertragen: fondern er muß auch bem 
Eigenthümer den Schuß der gewaffneten Macht zukommen laſſen, 
wenn bie Mittel deſſelben zur Bewerkſtelligung eined genügenben 
Schutzes nicht hinreichen. Auch iſt wünſchenswerth, daß er dem 
Privaten das Recht einräume, feine Waldungen zu verhängen, wenn 
dieß zum Schuße feiner forftwirtbichaftlichen Anordnungen noth- 
wendig ift. — Daß die Maafregeln gegen Walbbrand und gegen 
ſchädliche Thiere auch dem Bürger zu Nuten kommen müſſen, ver: 
fteht fich von ſelbſt, da deſſen Kräfte zu einer ähnlichen Beranital- 
tung nicht hinreichen würden. 

In Beziehung auf die Waldwirthſchaft des Bürger muß 
die Geſetzgebung des Staates wejentlich verſchieden fein, je nachdem 
das nothwendige itzige und künftige Holzbedürfniß des Volkes ſchon 
Geſetze geftellt, wie jeber Privatforft; ift dieſe Nothwendigkeit oder Beforgniß aber 
nicht vorhanden, fo ift auch fein Grund zu einer befondern Vormundſchaft vor: 
handen. No weniger Tann ein geſetzlicher Unterfchieb in dem Benutzungsrechte, 
welcher fih nad dem Stande des Eigenthümers richtet, Billigung finden. Ein 
folder Unterfchieb ift am fich ein wiberfinniges und dem allgemeinen Intereſſe 
höchſt nachtheilige Vorreht ber Vornehmen; und es kann fih nur davon han: 
bein, ob und wie weit bie verfchiedenen rechtlichen Verhältniffe bes Grundbeſitzes, 
jo wie deffen Ausdehnung, von Einfluß auf die Bewirthſchaftung der dazu ge: 


börigen Walbftüde find. Wo eine Gefahr für das allgemeine Intereffe vorhanden 
iſt, muß für Abwendung gelorgt werben, 


| 


249 


durch die richtig behandelten und ſparſam benübten Walbungen bes 
Staates gedeckt tft, ober man auch noch zu größerem ober geringerem 
Theile an den Ertrag der Privatwaldungen mit Nothwendigkeit ge⸗ 
wielen iſt. 

Iſt wenigſtens das hauptfächlichte Bedürfniß nachhaltig gebeckt, 
jo ift die Behandlung der Privatwaldungen völlig frei zu geben, 
denn es Tiegt Fein rechtliher Grund zu einer Eigenthumsbeſchrän⸗ 
fung vor. Der Eigenthümer mag alfo die Umtrieböperioden und 
überhaupt bie Benützungsart nach feiner Willfür feſtſetzen; ſelbſt 
Rodungen find ihm geftattet, die Fälle ausgenommen, in welchen 
eine Ausſtockung aus bejonberen Gründen unterfagt werben Tann 
und muß, weil fie noch andere Nachtheile ala bloje Holzvermin- 
berung nach fich ziehen würde, 3. B. Verfandungen, Austrocknungen 
der Quellen, Unglüd durch Lawinen u. |. w. Allerdings werben 
bei folcher Freiheit viele Waldſtrecken ganz ausgeſtockt ?), andere 
wenigftend auf Niedermalbbetrieb heruntergefegt werben: allein da 
das Bebürfniß, angenommenermaaßen, gedeckt ift, jo können ſolche 
Gultur-Veränderungen nur vortheilhaft für das Volkswohl fein. 

Ganz ander? aber verhält es fich, wenn trotz möglichft guter 
Bewirthichaftung der Staatforjten dennoch die Beiziehung des Er⸗ 
trages der Privatwaldungen zur Befriebigung des Holzbedürfniſſes 
unerläßlich ift. Hier bleibt nicht? übrig, als die Eigenthümer zu 
einer ſolchen Bewirthfchaftung ihres Waldeigenthumes anzubalten, 

23) Wenn Grebe, a. a D., S. 72, ber Anfiät if, daß unbedingter 
Walbboden au von Privaten immer werde als Wald erhalten werden, fo if 
diefe Hoffnung weder burch die Natur ber Sache noch durch die Erfahrung gerecht: 
fertigt. Wenn der Verkauf des ganzen ſtehenden Holzvorrathes einen höheren 
Geldzins verſpricht, als der reine Ertrag eines fortdauernden nachhaltigen Holz⸗ 
betriebes, fo ift fahler Abtrieb immer zu fürdten; und ob dann eine neue An- 
flanzung zu Wald ftattfindet oder gelingt, iſt fehr zweifelhaft. Außerdem find 
Berfchwender und überfchuldete Befiger in Ausficht zu nehmen, welche fih ohne 
alle Rüdficht auf Folgen und felbft auf fpäteren fortbauernben Ertrag durch einen 
Berkauf alles vorhandenen Holzes zu helfen fuchen. Die tägliche Erfahrung in 
den Gebirgögegenben, 3. B. in ben franzöfifchen und in ben ſchweizeriſchen Alpen, 
ſelbſt im Schwarzwalde, beweifen, daß der Wald fehr Häufig auch von unbebingtem 
Walbboden entfernt wirb und fein Nachwuchs von Holz mehr zu Stande kommt. 
Beit richtiger ift daher die Anfiht von Berg, Staatsforftwirthich., S. 333, ba 
Rodungen auf unbebingtem Walbboben unter allen Umfländen zu verbieten feien. 
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daß durch dieſes das fehlende Maaß ficher und nachhaltig gedeckt 
wird. Ueber die Befugniß des Staated zu einer ſolchen Beichrän- 
fung Tann Fein Zweifel fein, da hier die Erhaltung des Volkes mit 
einem Privatrechte zufammenftößt. Nicht einmal eine Entſchädigung 
mag in Anſpruch genommen werden, benn der Natur der Sache 
nah Tann dieſe Art von Eigenthum nur unter der Bedingung einer 
möglichen Beſchraänkung befeffen werden. Das Eintreten des Falles 
der Bedingung mag immerhin ein Nachtheil für ven Beſitzer fein; 
allein es ift dich fein Grund zu einer Entjchäbigungs- Verbindlichkeit 
für die Geſellſchaft ?). 

Webrigend geht natürlich die Beichränfung nur fo weit, ala 
bie Nothivendigfeit geht; was denn in zwei Richtungen ind Auge 
zu faffen ift. Einer Seit? find Beſchränkungen überhaupt nicht 


| 3) Selbft nicht einmal bie Billigkeit fpridt für eine Entſchädigung, 
indem bie itigen Waldeigentbümer ihre Waldungen bereit8 unter ber pofitiven 
Pflicht zu wenigſtens ähnlichen Beichränfungen erworben haben, und fie alſo 
natürlich einen in bdemfelben Verhältniſſe geringeren Preis um biefelben gaben. 
— Anderer Meinung find Wedekind, a. a. O., Seite 12 fg.; Grebe, 
a. a. O., S. 88 fg., 101 fg.; Berg, Staatsforfimirtbich., S. 333. Sie finden 
bie einzig mögliche Entihäbigung in dem Auflaufe aller Brivatwalbungen. Auch 
Roſcher, 3b. II, ©. 558, verlangt ba, wo aus allgemeinen Gründen eine 
Rodung nicht ftatifinden bürfe, Erpropriation gegen Entihäblgung, weil e8 ben 
Begriffen ber Gerechtigkeit mehr entfpreche, ein Opfer bes höchftmöglichen Ertrages 
eines Grundſtückes vom ganzen Staate als vom einzelnen Befiter tragen zu laſſen. 
Hiergegen ift aber zu bemerken, daß biefer Satz zwar da unzweifelhaft feine Gel- 
tung bat, wo es ſich von ber Auflegung einer neuen Laſt auf ein bisher freies 
Eigenthum handeln würde, daß es aber bem Staate geftattet iſt, die Rechte an 
die verfchiedenen Arten von Grundeigenthum, welche doch ſchließlich fämmtlich 
nur pofitiver Natur find, verfaffungsmäßig und von vorne herein nach den all: 
gemeinen Bebürfnifien zu ordnen. Won einem angeborenen Rechte bes Menſchen, 
ben Grund und Boden nicht nur mit Ausflug aller Webrigen fi anzueignen, 
fondern auch das in Befiß genommene auf eine jede Benützbarkeit für immer zer: 
flörende Weife und vielleicht mit bleibenden Nachtheilen für beſtimmte Dritte ober 
für die Geſammtheit zu benüsen, Tann nicht bie Rede fein. - Privateigenthum, 
auch an Grund und Boden, ift allerdings bie Grundlage des Wohlſtandes und 
ber @efittigung: allein die Gefellichaft, und in ihrem Namen der Staat, ift un: 
zweifelhaft berechtigt, Bedingungen ber Erwerbung ober ber Benützung feftzuftellen, 
wenn ſolche zur Sicherung ber Lebenszwecke Aller nothwendig fmd. Eine Ent: 
ſchädigung für die Unterfagung einer gemeinfhädlichen Handlung ift in Recht 
und Vernunft nicht begründet; es kann nur verlangt werden, daß Alle gleich: 
mäßig behandelt werben. 
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gerechtfertigt, wenn und fo weit auch ohne folche ver Bezug des nothwen⸗ 
bigen Holzes oder einer beitimmten Gattung befjelben durch die Aus⸗ 
dehnung und Art des Waldeigenthums genügend gefichert ift. Anderer 
Seits fällt der Grund zu Beichränfungen da weg, wo in den pers 
\önlichen Verhältnifien ded Eigenthümers eine gute Forftwirtbfchaft 
ſchon an ſich begründet erjcheint. — Befreiungdgründe der erfteren 
Art find da vorhanden, wo einzelne Arten von Holz, 3. B. Nutz⸗ 
und Bauholz, volftändig aus ben Staatsforiten bezogen werben 
fönnen. Hier darf der Private nicht zu beren Erziehung genöthigt 
werden. Sodann da, wo in einem bünnbevälferten Lande cine Be: 
ſchränkung des Waldbodens auf den möglichft geringen Umfang . 
noch nicht Bebürfnig if. Hier Tann, „fo weit von Brennholz bie 
Rede ift, dem Privatmanne der Betrieb von Nieberwald, obgleich 
er eine größere Fläche ald Hochwald zur Lieferung berfelben Holz: 
maſſe bedarf, nicht unterfagt werben *). Ferner haben, wenn in 
einzelnen Gegenden des Landes ein Ueberfluß an Holz ift, welcher 
ber Dertlichkeit wegen ben holzärmern Gegenden nicht zugeführt 
werben kann, auſsnahmsweiſe die Befchränktungs-Gefete Leine Wirk: 
famteit. — In den perjönlichen Verhältniffen eines Beſitzers liegt 
wenigftend dann eine Sicherung gegen Walbverwüftung und Holz⸗ 
mangel, wenn einer Seits deſſen Waldeigenthum fo außgebehnt iſt, 
daß es eine regelmäßige und nachhaltige Bewirthſchaftung, ſo wie 
die Beſorgung durch gebildete Sachverſtändige zuläßt, anderer Seits 
aber durch Normen, deren Beſeitigung nicht in dem Willen des 
Beſitzers liegt, Zerſtücklung und Verderbung der Subſtanz des Gutes 
verhindert iſt. Auch in ſolchem Falle wird zwar, da auf Liebhaberei 
im Großen und Ganzen wenig zu rechnen iſt, die Erziehung großer 
Bau⸗ und Nutzhölzer in der Regel nicht ſtattfinden, fo lange nicht 
der Preis derſelben fehr hoch geftiegen ift; allein eine verftändige 
Bewirthſchaftung tft doch überwiegend wahrjcheinlich und es mag 
baher dem wohlverftandenen eigenen Intereſſe die Befriedigung ber 
allgemeinen Bebürfniffe überlaffen werben; mit Ausnahme jedoch 
vdlliger Ausſtockungen, als bei welchen auch noch andere Rückſichten, 


4) S. Shüz, Nat.:Defon., &. 178, vergl. mit Riedel, Nat.⸗Oekon. 
Bd. M, ©. 48 fg. 
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al3 die der Befriedigung bes Holzbebürfniffes, in Frage Tommen. 
Walbeigenthüimer diefer Art Tönnen aber theils Gemeinden und 
fonftige Corporationen , theild große Grunbeigenthümer fein, beren 
Beſitz Fideicommiß iſt. Selbftverftändlich find bie Vorausſetzungen, 
unter welchen eine Freiheit der Bewirthſchaftung geſtattet ſein ſoll, 
geſetzlich feſtzuſtellen, und iſt ihr Vorhandenſein in jedem eingelnen 
Falle nachzuweiſen. 

Die im allgemeinen Intereſſe als Regel feſtzuſtellenden Be⸗ 
ſchränkungen find denn aber nachſtehende: 

1) Bor Allem find eigermmächtige Rodungen ganz zu unter 
fagen; nur nach gemauer Unterfuchung des einzelnen Falles mag 
bie Behörde eine Erlaubnig, geben. Größerer Nutzen bed Eigen- 
thümers kann allein Leinen Grund abgeben, denn bamit wäre die 
allmählige Yallung faft aller Hochwaldungen gerechtfertigt; jondern 
ed muß entweder überhaupt örtlicher Ueberfluß an Holz oder ein 
ſonſt nicht zu befeitigenber Mangel an Baufeld für eine bereit3 
vorhandene Bevölkerung nachgewiefen werben. Wenn eine Robung 
Gefahren für die Nachbarfchaft oder eine Verfchlechteruig des Clima's 
zur Folge hätte, oder eine Wieberbeholzung ebenfo wie eine fonftige 
landwirthſchaftliche Benũtzung vorausſichtlich unmöglich wäre, ſomit 
eine bleibende Verwüftung eines Theiles des Staatsgebietes eintraͤte, 
iſt ſie unter allen Umftänden zu unterſagen °). 

2) Unbedingt zu unterfagen iſt eine Theilung von Wal- 
dungen in fo Heine Stüde, daß eine gute forjtliche Bewirthfchaftung 
berjelben nicht mehr möglich wäre und fie ſomit einer Verwüſtung 
entgegengiengen ). Wenn die bürgerliche Gefebgebung in Erb: 
haften eine folche Theilung geftattet, fo ift wenigftend für eine 
fortdauernde einheitliche Bewirthfchaftung, unter Ausſchluß jebes 
einfeitigen Eingreifens des einzelnen Befiterd geſetzlich zu forgen. 

3) Sodann ift dafür zu forgen, daß die Privatwalbungen in 
ben möglichſt-guten Stand gebracht werben. Die Befiker 
find alfo anzuhalten, bie von der Aufficht3behörbe verlangten Eul- 
turplane auszuführen; (nöthigen Falles mag dabei auf die nur 


5) Dieß giebt ſelbſt Grebe, a. a. O., S. 100, zu. 
6) ©. Berg, a. a. O., ©. 384; Grebe, a. a. D., S. 110. 
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allmählige Ausführung Eoftfpicliger Arbeiten Bedacht genommen wer- 
den.) Bon felbft verfteht fih, daß ben Privaten biefelben Schutz⸗ 
rechte gegen jchädliche Dienftbarkeiten zuftehen, wie dem Staate bei 
feinen Forſten ”). | 

4) Eben fo nothwendig ift der Zwang zu nachhaltiger 
Bewirtbfhaftung, und zwar — wenn das Bedürfniß es er- 
fordert — auch mit Hochwalbbetrieb und mit Rückſicht auf gewiffe 
Holzbeflände, 3. B. auf Eichen. Die Entwerfung der erforderlichen 
Nutzungsplane mag der Private entweder durch eigene taugliche 
Forſtdiener beforgen laffen, ober find fie, in Ermanglung ſolcher, 
burch die Forjtbeamten des Staates anzufertigen. ebenfalls hat 
bie höhere Forftbehoͤrde fie zu ‚prüfen. Durch AuffichtSmaaßregeln 
ift für deren Einhaltung zu forgen; Abweichungen können nur in 
Nothfällen und gegen allmählige Wiedereinbringung geftattet werben. 

5) Endlich find noch über die Art des Holzbezuges, 3. 2. 
über die Fällungszeit, die Abführung aus dem Walde, Vorjchriften 
wünfchendwerth, weil durch unzweckmäßige Einrichtung defjelben dem 
Walde bedeutend gefchabet werben Tann ®). 


$. 153. 
e) Berminderung des Holzüberfiuffes. 

Wenn ſich aus der Vergleichung des Holzverbrauches mit den 
Mitteln zu einer nachhaltigen Befriedigung (namentlich auch mit 
den Erfabftoffen) unzweifelhaft ergiebt, daß die Ausdehnung ber 
Waldfläche entweder im Allgemeinen oder auch nur örtlich über: 
mäßig groß ift: fo muß bei den manchfach unvortheilhaften Eigen: 
haften des Malveigenthunes darauf Bedacht genommen werben, 
diefelbe in das richtige Verhältnig zum Bebürfniffe zu jegen. Aller- 
dings kann, wenigften® bei günftigen Abfuhrwegen, an ſich auch 
an Beibehaltung der überflüffigen Waldungen und an Ausfuhr bes 
Holzes gedacht werden; im Allgemeinen ift jedoch dieſe Art ber 
Benübung. des Bodens nicht wünfchenswerth. Zur Landwirthichaft 
verwendet wird er einen weit höhern Roh: und Neinertrag liefern, 


7) Bergl. Roth, Forſtgeſetzgebung, ©. 190 fg. 
8) ©. Hertel, Forftpoligei, S. 59 fg. 
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überbieß die Verwendung einer bebeutenb größeren Menge von 
törperlicher und geiftiger Arbeit gejtatten, ſomit eime ftärfere Be- 
völferung ernähren. Nur aljo wo unbebingter Waldboden in gröl: 
ferem Umfange vorhanden ift, als für den Gebrauch ber eigenen 
Bevölkerung erforderlich ift, oder jo lange es nod an Menſchen 
und an Kapital zur Ausdehnung der Landwirthfchaft fehlt, ift eine 
Holzzucht zum Zwecke der Ausfuhr an der Stelle ?). 

Bei der Beitimmung bed zu anderen Zwecken zu verwendenden 
Waldbodens ift theild auf eine mögliche oder wahrjcheinliche künftige 
Bermehrung der Bevölkerung und ber Gewerbe, theild auf die Er- 
haltung einer zwedmäßigen Bertheilung ber Waldungen unter bie 
verjchiedenen Landesgegenben zu fehen. Eben fo verfteht fih, daß 
die Rücfichten auf die Geſundheit, die Waffermenge u. |. w. bei 
Nodungen beachtet werben. — Die nah Erwägung aller Umſtände 
für überflüffig erachteten Theile der Waldfläche werben aber auf 
verſchiedene Weiſen nütlich verwendet werben können. 

Sind ed große zufammenhängenne Waldſtrecken, welche im 
Innern der Forjten als überflüffig außgefchteden werben, jo kommt 
ed darauf an, ob biefelben einen zum Feldbau oder zu Wieſen 
tauglichen Boden haben, oder nicht. Im erfteren Falle find jie 
zu neuen Anfievlungen anzulegen. Das durch die Robungen ge- 
wonnene Holz wird leicht die Koften der erjten Anlage bedien; und 
nicht leicht dürfte einem Staate die Gelegenheit mangeln, eine arme, 
heimathlofe, oder endlich ſelbſt verbrecherifche Bevölkerung in biefen 
Anfievlungen unterzubringen, und durdy billigen Verkauf bed noch 
übrigen Reſtes des neugewonnenen Bodens die übervölkerten Ge⸗ 
genden des übrigen Landes zu erleichtern. — Iſt die überflüſſige 
Waldfläche zur Landwirthſchaft weniger tauglich, und könnte fie 
auch nicht gegen eine tauglichere ausgetauſcht werben, jo können 
bolzverzehrende Gewerbe angelegt werden. Allerdings bleibt dann 
ber Boden mit Holz beitanden, und iſt fogar nachhaltig zu bewirth- 
haften; allein durch die Auffindung neuer Verbrauchs-Mittel 

1) Bgl. Log, Staatswirthſch.-Lehre, 2te Aufl., $. 53; Pfeil, Kritifche 


Blätter, Bd. XV, 2, ©. 68; Grebe, Beauffichtigung ber Privat⸗Walbdungen, 
Seite 38 fg. 
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it wenigftend der nutzloſe Ueberfluß möglichft wirtbichaftlich ver- 
werdet. | 

Kann die nöthige Verminderung des Holzüberfluffes dadurch 
bewerfftelligt werden, daß man Fleinere Waldftreden am Saume 
der großen Forſten oder abgejonderte Holzungen abtreibt, fo ift der 
dadurch gewonnene Boden dem Feldbau zuzumenben, fei es in ber 
Form gejchlofjener Höfe, ſei es als Vermehrung der Feldmarkungen. 
In beiden Faͤllen kann freilich unbedingter Waldboden nur in feinem 
ihigen Zuſtande belaſſen werben, denn jeden Falles iſt ein Ueber⸗ 
fluß an Holz beſſer, als eine veroͤdete, kaum zu elender Weide 
taugende Flaͤche. 

Wenn Reichthum an Erſaztzſtoffen zur Verminderung bed Holz⸗ 
Beſtandes auffordert, ſo muß natürlich auf die Erhaltung des, durch 
ſolche Erderzeugniſſe nicht zu erſetzenden, nothwendigen Bau⸗ und 
Werkholzes Rückſicht genommen werden, ſowohl was die Maſſe, 
als was die Vertheilung betrifft *). 


$. 154. 
3) Förderung der Viehzucht. 

Theils eine wejentliche Ergänzung und Bedingung der Land: _ 
wirthfchaft, theil3 einen bebeutenden Gewerbe: und Hanbeld-Gegen- 
ftand, theils endlich einen bedeutenden Bejtandtheil des Volkswohl⸗ 
ftandes bildet eine blühende Vichzucht. Dem Staate aber ftehen 
folgende Mittel zu, diefelbe zu fördern ?); 

1) Sorge für vorzüglihe Stämme der verjchiedenen 
Arten von Hausthieren. Die Gewinnung derjelben ift deßhalb von 
größter Bedeutung, weil bei ungefähr gleichen Erziehungs: und 
Ernährungs: Koften beſſere Thiere einen oft jehr viel größeren 
Tausch Werth haben, oder ihre Benüßung um vieles einträglicher 


2) gl. mit diefer Darftelung Hunbeshagen, ©. 291 fg.; Roſcher, 
Bolläwirtbic., 6te Aufl, Bb. II, ©. 547 fg. 

1) neber dieſen Gegenftand |. Haz zi, Ueb. die Veredlung d. Viehſtandes. 
Münden, 1824; Sturm, Ueber die Ragen und Veredlung ber Hausthiere. 
Eiberfeld, 1825; Frank, Sandwirtbfeh. Polizei, Bd. U; Rau, Volkawirthſch. 
Bol, dte Aufl., 2, ©. 358 fg.; Roſcher, Volkswirthſch., 5te Aufl., Bd. U, 
&. 503 fg. (vortrefflih in volkswirthſchaftlicher Beziehung). 
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ift. Nicht jedes Land erzeugt aber dieſe beiten Stämme immer von 
felbft, wenn es jchon eine Verpflanzung derſelben erträgt.. Hilfe 
des Staates ift dabei in der Regel nöthig, da die Anfchaffung der 
, Stammthiere die Kräfte des einzelnen Landwirthes leicht überfteigt, 
manchmal auch der Bezug mit folchen Schwierigkeiten aller Art 
(3. B. Ausfuhr-Verboten, Mangel an Verbindung mit entfernten 
Ländern) verbunden ift, daß nur eine Regierung fie wegzuräumen 
im Stande ift ). Soll aber dieſe Staatshilfe wirklich zum Guten 
gebeihen, jo ift die Beobachtung von mancherlei Grundſätzen notb: 
wendig: j | 

a) Was zuerit die rihtige Wahl des einzuführenden 
Schlages betrifft, fo iſt zunächſt darauf zu fehen, daß der relativ 
vorzüglichfte, d. h. der unter den gegebenen Umftänden braucdh- 
barfte und einträglichite Stamm, nicht aber immer ber ebelfte 
gewählt wird, indem hinſichtlich des Nuten? Alles auf die Oert⸗ 
lichteit, das Bedürfniß des Handels und der Gewerbe, oft felbft auf 
Sitte anfömmt ?). Zweitend muß, wenn einmal eine überlegte 
Wahl getroffen ift, der Stamm unmwanbelbar feftgehalten werben, 
damit ſich auch im Lande allmählig ein beftimmter Schlag bildet. 
Deßhalb können auch nicht leicht verfchiedene Stämme neben ein- 
ander mit Nutzen eingeführt werben, ba zu fürchten tft, daß dieß 
zu grunbfaßlofen Kreuzungen, dem Grunbververben der Viehzucht, 
Anlaß gebe. Um aber diefe Regeln mit Eicherheit handhaben zu 


2) Beifpiele ausgezeichneter Viehzucht blos auf Koften von Privaten find 
allerdings aufzufinden, 3. B. in manchen Geftüten in Ungarn, Siebenbürgen, 
Rußland; auch in England find Feine Staatsanftalten zur Pferdezucht. Siche 
Veltheim, Bemerkungen über bie englifche Pferdezucht. Braunfchw., 1820; 
Derf., Abhandl. über bie Pferdezucht Englands. Braunſchw., 18388; Knobels⸗ 
borf, Ueber die Pferbezudht in England. Berlin, 1820. Wo aber Feine reichen 
Gutsbeſitzer find, muß ber Staat ins Mittel treten. Ihm verdanken zum. Bei: 
ſpiel Sachſen und Württemberg ihre Schanfzucht, letzteres feine Pferde, ebenſo 
Hannover, Defterreih und Preußen ihre eblen Geftütspferbe, früher Anfpach feine 
vorzügliden Pferde. Lebteres Land beweist auch, daß fortwährende Staatshilfe 
nöthig fein fann, denn ſeitdem diefe aufgehört bat, ift bie ganze Race nach und 
nach wieber verfchwunden. 

8) ©. Hazzi, Ueber bie Vereblung bed landw. Viehſtandes. Drünchen, 
18245; Schmalz, Thierveredlungskunde. Königsb., 1832. 


257 4 
koͤnnen, iſt, drittens, durchaus nothwendig, die betreffenden Landes⸗ 
Auſtalten von der Hofverwaltung und dem perfönlichen Dienſte des 
Fürſten ganz getrennt zu halten, damit nicht Liebhabereien und wech 
jelude Launen ſchädliche Wahlen und Wechfel herbeiführen. | 

b) In Beziehung auf die Verbreitung ber neuerlangten 
Thiergattung ift aber Folgendes zu merken: Bor Allem tft nöthig, 
daß durch Inzucht, Ausmerzung der minder vorzägfichen Stüde - 
und namentlich Vermeidung aller Baftarbirung ein reiner, einger 
wöhnter Stamm auf einem tauglich-gelegenen Staatögute erzogen 
werde. Dieſer dient ſodann theils durch Verkauf der überflüffigen 
Stũcke, theild durch Benützung der männlihen Zuchtthiere von 
Seiten der Privaten zur immer weiteren Verbreitung. Zu lebterem 
Zwecke find entweder die Zuchtthiere an die HeerbensBefiger zu 
verleihen *), oder fie werben in Kleinen Abtheilungen jährlich im 
ganzen Lande zur Sprung⸗Zeit vertheill. Zweckmaͤßig macht der 
Staat in beiden Fällen Bebingungen, welche die Erreichung feiner 
Abficht vergewifiern, 3. B. aljo daß Feine weiblichen Thiere mit 
erblichen Fehlern, feine allzu jungen Thiere zugelaffen werben u. dgl. 
Wenn aber gewöhnlich mit dieſen Anftalten zur Verbreitung dei 
neuen Stammes zwei Beichräntungen verbunden werben, nänılid 
der Zwang, fich blos der zum Stamme gehörenden Zuchtthiere zur 
Rachzucht zu bedienen, und das Verbot, die werebelte Nachzucht an 
Augländer zu verkaufen: jo ift Beides zu mißbilligen. Der Zwang 
zur Nachzucht vwerebelter Thiere verleßt ſchon das Recht eined even, 
fein Vermögen nach eigener Einficht zu verwalten. Sodann kann 
er, je nad ber Art des gewählten Zucht:Stammes, für einzelne 
Dertlichleiten oder Zwecke höchft jchädlich fein; von der Möglichkeit 
gar nicht zu reden, daß fich auch der Staat in feiner Wahl vers 
greifen, und dann durch Zwang den ganzen Viehſtand zu Grunde 


4) Entweder werben bloß männlidhe Zuchtthiere den Privaten überlafien, 
und dann gewöhnlich blos für bie Sprungzeit eines Jahres; oder übergiebt man 
ihnen wohl auch weibliche Thiere unter der Bebingung, fie zur Nachzucht zu ges 
brauchen. Beifpiele |. bei Frank, a. a. O., Bd. II, S. 3 fg. Im lehteren 
Falle Hat der Staat freilich Feine Unterhaltungsfoften ; allein leicht geht der Stamm 
babei zu Grunde durch übermäßige Anftrengung zur Arbeit; und für eine folges 
rihtige Nachzucht kann auch nicht geſtanden werben. 

v. Nohl, Poligelwifl. IL 3. Auflage, 17 


P 268 


sichten Tan. Stumpfe Anhänglichleit an hergebrachtes Schlechtes 
wird bei Beharrlichleit des Staates ſchon nach unb nach bem Vor⸗ 
theile des befjeren Neuen weichen. Außfuhr-Berbote aber find zwar 
nicht vechtöwidrig (wenn der Staat diefe Bebingung beim Gebrauche 
feiner Stamm-Race machte), wohl aber gegen bie Grunbfäße ber 
Volkswirthſchaft. Ein ſolcher Verkauf wird nur ftattfinden, wenn 
ber Fremde höhere Preiſe bezahlt, oder fich im Inlande Bein Käufer 
findet. Verhinderung des Verkaufes in ſolchen Fällen muß aber 
entmuthigend auf bie Viehzucht wirken. Je mehr folche verebelte 
Thiere vom Auslande gefucht find, befto fchneller und allgemeiner 
wird ihre Nachzucht im Lande betrieben werben. 

. €) Ueber die Gattungen ber Haußthiere, beren Zucht 
auf ſolche Weile zu begünftigen ift, kann kaum ein Zweifel ob- 
walten. Bor Allem find in den meiften Ländern bie Pferbe zu 
berückſichtigen, ſowohl wegen ihres bebeutenden Gelb- und Nutzungs⸗ 
Werthes, als wegen bed hoben Preiſes guter Zuchtihiere. Wo 
eine bedeutende Ejel- und Maulthier-Zuht am Platze ift, ſchließt 
biefe fih an, Allein es kann auch, je nach dem Stande ber Bieh- 
zucht eines Landes, zwecfmäßig fein, für Verbefferung der Race 
des Rindviehes und der Schaafe von Staatäwegen zu forgen. Doch 
find hier weniger bleibende Anftalten nothwendig, ala Vorkehrungen 
zur erſten Beifchaffung ). Die Fortpflanzung bes einmal erhaf- 
tenen Stammes kann bier, bei dem geringeren Ankaufspreiſe ber 
männlichen Zuchtthiere, weit eher den Privaten, landwirthſchaftlichen 
Vereinen oder Gemeinden überlaffen werden; im lebteren Falle 
etwa unter Eriheilung von Vorſchriften über zweckmäßige Auswahl 
und Haltung. 

2) Beförderung einer zwedbienliden Nahrung und 
Pilege. — Einigen Viehgattungen ift es für ihren unmittelbaren 
Gebrauch und noch aus anderen Iandwirtbichaftlichen Gründen weit 
zuträglicher, wenn fie im Stalle erzogen und gehalten werben; 
andern taugt beſſer der Aufenthalt, wenigften® bie Erziehung, auf 


5) Ein ſchönes Beifpiel folder Sorge für Beifchaffung guter Rindviehſtämme 
(dir ein Private Geſchenk König Wilhelm's von Württenberg) fiehe in bem 
Correſp.⸗Blatt des württ. landw. Vereines, Bd. KV, ©. 83 fe. 
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freier Weide. Zu jenen gehört vor Allen das Rindvieh, zu biefen 
bie Pferde; Schaafe mögen an und für fich auf die beiden Weiſen 
behandelt werben, nur dürfte die Stallfütterung Toftfpieliger fein. 
Die Einführung einer bisher ungebräuchlidden Stallfütte- 
rung ift mit mancherlei Schwierigkeiten verbunden, zu deren Be⸗ 
kitigung der Staat Hilfe zu leiften hat. Vor Allem muß nämlich, 


wo eiwa noch zehntpflichtige Felder vorhanden fein follten, deren 


Bebauung mit Lünftlichen Yutterfräutern erleichtert fein burch die 
Erlaubnig der Zchut- Verwandlung ober - Abldfung. Sodann iſt 
die Abweibung ber mit Futterkräutern bepflanzten Grundſtücke ganz 
zu unterfagen. Ferner muß ein ausgedehnterer Wieſenbau durch 
Bertheilung ber bißherigen Gemeindeweiden moͤglich gemacht werten. 
Diefe Bertheilung aber ift mit Umficht vorzunehmen; theild muß 
nömlich fo viel Weide übrig gelaffen werben, als für die im Freien 
zu haltenden Thiere erforderlich iſt; theils aber darf nicht gleich im 
erſten Jahre die ganze übrige Weibefläche vertheilt werben, weil bie 
Thiere bis zu der Einheimfung des Ertragd ber neuvertheilten 
Stucke noch nothbürftigen Unterhalt auf einem Theile der bisherigen 
Weide finden müſſen ®). Biel kann der Staat zur Einführung der 
Stallfütterung endlich auch noch dadurch wirken, daß er Hinfichtlich 
ver Waldftreue, der Gräferei und des Laubrechens in feinen Wal⸗ 
bangen billige Rückſichten eintreten läßt. Allerdings find dieſe 
Rebennugungen ven Waldungen nicht zuträglich; allein die Frage 
it die, ob im einzelnen Falle die Foͤrderung der Viehzucht nicht 
nüglicher und nothwendiger ift, als ein tabellofer Stand der Wal⸗ 
dungen. Bei ihrer Beantwortung muß bie Dertlichleit, ber Holz⸗ 
preis, das Holzbebürfnig der Gewerbe auf der einen, bie Menge 
des auf fonjtige Weife zu gewinnenben Fuͤtterungs- und Streus 
materinled auf der andern Seite beachtet werben. — Was aber bie 
im Freien bleibenden Thiere betrifft, jo wirb für Pferbe die Ein» 
richtung eigener Fohlengärten und überhaupt gefchlofjener Weiden. 
um fo viel leichter fein, je mehr Stallfütterung bei den übrigen 
Thiergatiungen ftattfindet; nur muß natürlich gleich bei der Ver⸗ 
theilung der Allmanden bavauf Rüdficht genommen werben. Bet 
6) ©. Frank, Landwirthſch. Polizei, @b. I, S. 208 fg. 
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dem Rindvieh ift namentlich die Gebirgsweide von höchfter Beben: 
tung, theils der gelunden Nahrung für die Thiere wegen, theils 
weil die Alpenmatten kaum auf andere Weile ausgenützt werben 
tönnten. Eine richtige Reglung berjelben erfordert mancherlei, je 
nach den Dertfichfeiten bemefjene Beftimmungen 7). Da übrigens 
die Stallfütterung in einem Falle fchnell und überall eingeführt 
werben wird, und ba in manchen Gegenden, bei geringer Bevölke⸗ 
rung oder ſchwacher Ertragsfähigfeit der Felder, Weide ſogar wün⸗ 
ſchenswerth fein kann: fo hat der Staat den Gebrauch terfelben 
ebenfalls gejehlich zu orpnen. Dabei ift die Zeit de Weideganged 
und die Reihenfolge der verjchievdenen Thiergattungen im Weide 
rechte feitzufegen, auch eine geordnete Echlageintheilung ber Weiden 
zu veranftalten, damit die Gräfer wieder nachwachlen Tönnen und 
Nichts nutzlos zerireten wird. Durch Aufhebung der Koppelmweiden 
werben bie Felder gejchont und Mißbraäuche verhindert; bie Anftellung 
. von Gemeindbebirten aber eripart viele durch Einzelnhüten verfchwen- 
bete Zeit und mancherlei dabei vorfallenden Unfug. Dabei aber find 
die Rechte und Intereſſen der Grundeigenthümer, deren Feldbau 
ber Weide nicht nachgefeßt werben barf, wohl zu beachten. S. über 
Letzteres oben, 6 141, ©. 203 fg. 

3) Förderung des Verkehres mit Thieren und thieriſchen 
Erzeugniffen. — Die Einrichtung eigener Viehmärkte trägt, 
wenn ein paflender Ort und bie gehörige Zeit gewählt ift, weſent⸗ 
lich zur Belebung des Handel? mit Thieren, und ſomit zur Foͤrde⸗ 
rung der Viehzudyt bei; namentlich vermögen gut verfchene Märkte 
Käufer auch aus größerer Ferne anzuloden. Da ein Käufer felten 
Thiere verjchiedener Gattungen zu gleicher Zeit jucht, überbich ein 
Gemiſch aller Arten die Weberficht erfchwert: fo ift es zweckmäßig, 
jeden Markt nur je für eine einzelne Gattung zu beſtimmen. Daß, 
wie bei dem Marktverkehre überhaupt jo namentlih auch Hier, bie 
allzugroße Anzahl von Zufammenkünften zum Vortheile des Verkehres 
ſelbſt forgfältig zu vermeiden ift, bebarf keines Beweiſes. Doch 
mag noch bemerkt werben, daß allzuhäufige Viehmärkte einen fühl: 
bar nachtheiligen Einfluß auf die wirthichaftlihen und fittlichen 

7) Ueber Alpenwirthſchaft ſ. Rofher, a. a. O., ©. 519 fg. 
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Zuſtände ber gemeinen Landleute haben. — Unter den Anſtalten 
zum Berfehre mit thieriichen Erzeugniffen ift namentlich die Eins 
rihtung von Wollenmärkten, verbunden mit Wafch- und 
Auswahl-Anftalten, hervorzuheben. Nur auf diefe Weife Tönnen 
fih die Gewerbenden ihr Bedürfniß nach paſſender Bejchaffenheit, 
in der nöthigen Menge und ohne viele Mühe und Zeitzerfplitterung 
verfehaffen. Sie werben fidh daher ſelbſt aus beträchtlicher Ents 
fenung einfinden und annehmliche Preife geben, wenn die Güte 
des Erzeugniffes ihren Forderungen entipriht. Natürlih hat man 
fh auch Hier gar fehr vor einer allzu großen Zeriplitterung zu 
hüten; wenige große Märkte locken fowohl Käufer als Verkäufer 
an, während viele mittelmäßige fie verjcheuchen. — Endlich ift es 
noch als ein mächtige Mittel zur Förderung ber Viehzucht zu 
nennen, wenn Staat und Hof ihr Bebürfnik an Thieren, namentlich 
an Pferden, im Lande auflaufen. Die Größe des Bebürfniffes, 
bie gute und fichere Bezahlung muntern auf, erregen namentlich 
en Streben, eblere Racen nachzuziehen. 

4) Landwirthſchaftliche Feſte, bei welchen beſonders 
ſchoͤnes einheimifches Vieh aller Gattungen ausgeſtellt, dem Eigen⸗ 
tbümer aber eine öffentliche Belohnung zuerkannt wird, machen aufs 
merffam, erwecken Luft und Sorgfalt ®). 


Zweiter Abſchnitt. 
Sorge für den Bergben. 
6. 155. 


Die Förderung der Schäbe des Mineralefteiches ift, wie jedes 
andere Erzeugniß, in doppelter Bezichung ind Auge zu faflen. Ein 


8) Häufig find mit folhen Zeiten Wettrennen verbunden als Mittel 
zur Zörberung ber Pferdezucht. Der Nupen derſelben bürfte übrigens, felbft wenn 
fie durch große Preife gehoben unb zum Gegenftande ber Gewinn-Unternehmung 
gemacht werden, nicht fo bebeutend fein, ald von Manchen angenommen wird. 
Ginmal kann die ganze Einrichtung nur Anwendung finden bei bem leichten 
Reitſchlage; zweitens if eine ungemeine Schnelligfeit des Pferbes auch bei biefem 
Schlage keineswegs unbebingt eine Haupttugenb und ein Rennpferd nur nutz⸗ 
Iofer Lurusgegenfland. Sie Finnen alfo nur dadurch langſam und in ziemlid 
beihränftem Umfange wirken, baß fie eine forgfältige Erziehung und Schonung 


mal nämlich blos and dem Geſichtspunkte der Gewerbethätigkett im 
Innern bei Staates; dann aber auch im Berhältniffe zum mit 
werbenden Auslande. 

J. In erſterer Beziehung: find natürlich Ausgrabungen von 
Mineralen und Erzen nur dann von Werth, wenn bie Erzengungs⸗ 
Koſien geringer find, ala der Marktpreis derſelben, jo wie er ſich 
durch die Mitwerbung der Übrigen Bergwerke bed Landes ftellt 
Und mur in dem Einen Falle ift eine Ausnahme von diefer Regel 
zuzugeben, wenn bei Fortſetzung des ist ungänftigen Bergbaues 
eine veichere Ausbeute in naher Zukunft mit Wahrjcheinlichkeit er⸗ 
wartet werden kann. Es iſt ſomit gegen bie erften Grundſätze ber 
Volkswirthſchaftslehre, wenn Bergwerte, welche nur mit Schaden 
betrieben werben koͤnnen, doch fortgefeht werben. Der Nadhiheil ift 
ſogar ein boppelter; einmal nämlich der Minderwerth bed Gewonne⸗ 
nen; dann aber die Nichterlangung deſſen, was durch eine zweck⸗ 
mäßiger verwendete Arbeit hätie gewonnen werben Binnen. — Ra: 
türlich finden biefe Säte auch ihre Anwendung anf bie Unterftühung 
von Seiten des Staated. Geld» Beginfligungen von feiner Seite 
find nur gerechtfertigt, wenn Die verwenbeten Summen minbeitend die 
gewöhnlichen Zinfen ertragen; und auch jelbft in dieſem Falle treten 
alle Bedenklichfeiten gegen unmittelbaren Gewerbebetrieb auf Rech⸗ 
nung ober mit Unterftüßung der Staatskaſſe volllommen ein '). 
Mit richtigen allgemeinen Grundſaͤtzen And fomit nur folgende 
Staatömaaßregeln vereinbar: 

1) Sorge für zureichenden Unterrigt in Bergbaue; und 
zwar jowohl für wiſſenſchaftliche Lehranſtalten als für Schulen zum 
der Pferde veranlaſſen, und dadurch auf deren Nachzucht günftig wirken. Siehe 
übrigens Hazzt, Ueber das Pferberennen. Münden, 1826; Bally, Ueber 
Pferdezucht. Stuttg., 1836, &. 110 fg. _ 

1) S. Rau, Volksw. Pol., dte Aufl., 2, S. 72 fg. Bei ber abergläubi- 
fen Achtung vor allem Bergbau, namentlich bem Bau auf eble Metalle, ift es 
fein Wunder, ‘wenn In ben älteren polizeilichen Werfen ohne alle Rüdfiht auf 
bie wahren Grundfähe über Volksvermögen unb über polizeiliche Hilfe des Staates 
jede Art von öffentlicher Unterftügung gefordert wirb. So 3. 8. Carthäufer, 
Grundfäge ber Bergbau: Polizei. Gießen, 1786; Ju gel, Vorſchläge zur Beför- 
berung bed Bergbaues. Regensburg, 1784; Eancrin, Berg⸗Polizeiwiſſenſchaft. 
Tranff., 1791; Frank, Landwirthſch. Polizel, 8b. IL, S. 329 fg. 


Unterrichte der Bergfnappen und Steiger. Staaten mit Pleindrem 
Betriebe werben freilich befjer daran thun, anflatt eigene Schulen 
zu diefem Zwecke zu errichten, ten Lufttragenden Reife: und Stu⸗ 
dien⸗Gelder zum Beſuche auswärtiger Anftalten zu bewilligen. 

2) Eine mäßige Befteuerung bes Bergbaues, welde am 
beiten in einem beftimmten Theile des Rein-Ertrages beftebt. Ein 
Verlauferecht des Staats an bie Erzeugnifie tft durchaus ungerecht» 
fertigt und ſchädlich ). Ebenfo ift es eine irrationelle Beftenerung, 
wenn mitwerbenden Staatsbergwerken Begünftigungen im Ankaufe 
von Arbeitömitteln (Holz, Koblen u. |. w.) oder bei der Verſendung 
auf Eifenbahnen, Kanälen und Landſtraßen, aljo auf Koſten der 
Staatskaſſe überhaupt, verwilligt werben. 

8) Der Bergbau kann gewöhnlich im Kleinen entweber gar nicht 
er nicht mit Vortheil betrieben werben. Somit käme dad Doll in 
fahr, feine, wielleicht bedeutenden, mineralifchen Meicgthümer ganz 
undenupt Liegen lafſen? zu müffen, wenn jeber Grumbeigenthümer 
das ansſchließende Recht Hätte, auf die unter feinem Grunbftüde 
liegenden Minerale zu bauen. Ferner kann durch einen ungeſchick⸗ 
en oder nur auf den unmittelbarften Vortheil berechneten Bergbau 
eine Tünftige befjere Auzbringung- gang unmöglich gemacht oder 
wenigftend ſehr erjchwert werben. Es iſt alfo bier einer der Zälle, 
im welchen eine Verlegung bed Privatrechted einzutreten hat wegen 
bed allgemeinen Beſien; und es kann und muß die Regel aufge 
ftellt werben: daß “jeder ſchuldig iſt, einen dritten dazu Befähigten 
in feinem Eigenthume auf die bergmännifch zu fördernden Minerale 
bauen zu lafjen, und diefe fogar, wenn er jet nicht ohne Weiteres 
biefe Erlaubniß hat. 

4) Die Trage: wer benn nun aber das Recht habe, beant- 
wortet die Gefebgebung der meilten Länder dahin, daß es dem 
Staate als Regal zuſtehe. Namentlich gilt.diefer Sat für den Yan 


2) Bol. Ran, Finanzwiflenichaft, 4te Aufl. I, Seite 289 fg. — Daſelbſt 
auch Beifpiele von gefeglichen Beſtimmungen. In ber Regel werden 5 Procent 
vom Reinertrage erhoben; doch beftchen auch weit höhere Abgaben; fo 3. ©. im 
Deſterreich unb Preußen 5 Proc. vom Rohertrage; in Rußland bis zu 20 Pret 
in ben fibirifchen Goldwaſchereien. 
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auf edle Metalle. Fuͤr ein foldhes Recht fpricht allerbings, daß 
dem Staate die, oft jehr bedeutenden, nothwendigen Kapitafe zu 
Gebote ftchen und daß er ſich leicht die Männer von ben erforber: 
lichen Kenntniſſen verfhaffen mag. In früheren Jahrhunderten 
war daher auch fein Recht ohne Zweifel begründet. Allein in einem 
vorgerückteren Zuftande der bürgerlichen Geſellſchaft find auch Pri- 
vat-Perfonen, namentlich Privat: Gefellfchaften, wohl im Stande, 
über die nötbigen Summen und Kenntniffe zu verfügen; es 
fällt aljo der frühere Grund bes außfchließlichen Rechtes um fo 
mehr weg, als fich gegen jedes Gewerbe auf Rechnung der Staats- 
kaſſe manches Gewichtige einwenden läßt. Mit anderen Worten, es 
muß der Bergbau in gefittigten Ländern frei erklärt werben ®). — 
Wenn nun aber auch Privatperfonen zu folchen Unternehmungen 
grunbfäglich zugulafien find, fo ſpricht doch wenigftend feine unbe 
bingte Vermuthung für ihre Fähigkeit. Kann daher auch einem 
jeden das Recht eingeräumt werben, nach Mineralien zu fuchen 
(zu ſchurfen), wenn er fich mit dem Grumbeigenthümer abgefunden 
hat, und tft ein Erlaubnißfchein hierüber Niemand zu verweigern; 
fo bedarf e& doch zur Erwerbung des jchließlichen Rechtes zum 
Betriebe einer Meldung (Muthung) bei der dazu bezeichneten Stelle 
und einer Nachweifung über bie Fähigkeit zu georhnetem Yau. Im 
Falle Verjchiedene Luſt tragen, muß bei gleicher Tauglichkeit die Zeit 
der Meldung entfcheiden *). Der Staat kann allenfalls noch durch 
Ertheilung von Prämien für die Auffindung beſonders reicher Adern 
die Luft zu Nachforichungen fördern 2). 


3) Zeuge von ber Mägfichkeit des Bergbaues durch Privaten find unzählige 
Werke in Europa und Amerifa. 

4) Die Beſtimmung der beutfchen Verorbnungen, daß immer bem erften 
Bewerber, Muthenden, bie Erlaubniß zu ertheilen ift, dürfte nicht fo zweck⸗ 
mäßig fein, als das franzöfifche Geſetz, welches ber technifchen Behörde die Aus: 
wahl zwifchen den Bewerbern geftattet, je nach dem Vorhandenſein des erforder: 
‘Tihen Vermögens. 

5). Mit diefen in den europäifchen Ländern durch Jahrhunderte lange Er: 
fahrung ausgebildeten und erprobten Einrichtungen flieht allerding® das in ben 
amerifanifchen und auftraliihen Golbfeldern beobachtete Verfahren in großem 
Wibderſpruche. Hat fich bier auch unter ben Boldgräbern felbf eine Art von 
Gewohnheitsrecht Über die Ausdehnung einer Verechtigung zum Graben unb 
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5) Die Erlaubniß zum Bau wird für einen beftimmten Raum 
(Zeche) gegeben, welcher zur Vermeidung von Willfür und Haber 
geſetzlich feftftehen muß, aber nicht zu Mein bemefien fein darf, da 
Heine Bergwerke häufig nicht gedeihen %). Der Eigenthümer von 
Grund und Boden hat zu dulden, daß innerhalb der Zeche die dien⸗ 
lichen Arbeiten vorgenommen, namentlich nöthige Gebäude errichtet 
und bie Halden geftürzt werben. Dafür erhält er aber natürlich 
Entſchädigung; namentlich erjcheint es als zweckmäßig und billig 
gegen ihn, wenn er außer dem unmittelbaren Werthe feines Bodens 
auch noch einigen Antheil an dem zu hoffenden Gewinne erhält 
(nach deutichem Gebrauche cine Freikuxe). 

6) Ta, wie oben bemerkt, ein fchlechter Grubenbau dem all 
gemeinen Intereſſe zumiber iſt; ba ferner der Eigenthümer bes 
Bergwerked nur durch Erlaubniß der Regierung fein Gefchäfte 
betreibt: fo tft wohl zu rechtfertigen, wenn ihm beftimmte Bebinguns 
gen über die Art und Weile feined Baues gemacht und ihm in ber 
Berfon ber techniichen Bergbaubeamten bed Staates Aufjeher in 
diefer Beziehung gegeben werben. Nur baben fich dieje bei ihren 
Einfchreitungen auf folche Punkte zu bejchränten, welche von alls 
gemeinem Nuten find ober zur Bejeitigung von Gefahren für bie 
Arbeiter fo wie für Dritte dienen. Der mehr oder minder vor- 
theilhafte Wirthſchaftsbetrieb dagegen ift lediglich Sache der Eigen» 
tbümer 7). 

7) Ausnahmen von diefem blos negativen Verhalten des Staates 
innen nur in wenigen ällen eintreten, wo bie Erreichung eines 


Waſchen gebildet, fo ift doch von einer Staatserfapiieiß und einem geregelten 
Verfahren bei ber Beſitznahme Feine Mebe; böchftens wirb eine Steuer von ben 
Unternehmern erhoben. Allein, wenn auch die Ergebnifle der bortigen Bergarbeiten 
jehr groß find, fo kann doch in anderen Berhältnifien, namentlich wo ein be= 
fimmtes und mehr ober weniger werthvolles Grundeigenthum, überdieß eine ges 
ordnete mit ber nötbigen Macht ausgerüftete Staatsgewalt vorhanden ift, ein 
folder wilder Raubbau und ein gleiches ſchrankenloſes Zugreifen bed Einzelnen 
unmöglich ftattfinden. Bei weiter vorgefchrittener @efittigung und bichterer Bevöl- 
ferung wirb mit ber Zeit in bdiefen neuen Ländern ebenfalls eine bie Interefien 
der Geſammtheit wahrende Ordnung eintreten. 

6) S. Rau, a. a. D., ©. 77. 

7) ©. über diefen Punct Rau, a. a. D., ©. 78 fg. 
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nothwendigen Zweckes wirklich die Kräfte der Privatbergwerläbefiger 
überfteigt. Dem ift denn aber namentlich fo: 

a) Wenn die fämmtlichen Bergwerke eine? Revieres allmählig 
zu arm ober von fo theuerem Betriebe geworben find, daß fie nur 
noch bei höchiter Sparſamkeit und Einfiht und mittelſt großer ge 
meinschaftlicher Anlagen bauwürbig bleiben. Hier mag der Staat 
entweder diefelben dem Eigenthümer ablaufen unb fie unter eine 
Sefammtverwaltung ſtellen; oder reicht auch vielleicht die Veran⸗ 
ſtaltung von Einrichtungen zu, welche von den Einzelnen gegen 
entſprechende Vergütung benuͤtzt werden dürfen ®). Natürlich müſſen 
aber auch hier die Koſten der Ausbeute entſprechen. 

b) Wenn die Führung eines Erbſtollens für Wetter⸗ oder 
Waſſer⸗Loͤſung für mehrere Bergwerke nothwendig iſt, dieſelbe aber 
entweder bie Vorlage zu leiſten nicht vermögen ober ſich über das 
- Merk nicht einigen Tünnen. Die Entichäbigung bes Staates befteht 
zweckmäßig in ſolchem Yale in dem Stollenneuntel ?). 

c) Wenn Bergwerfe auf Berluftbetrieb herunter geſunken fine 
aber gegründete Hoffnung ift, bei weiterer Fortſetzung wieber reiche 
Erzadern aufzufinden, ohne daß doch die Befiter den Verſuch auf 
eigene Rechnung zu machen Luft oder Mittel haben. 

8 Ganz unzuläfjig find dagegen folche Begünftigungen, welche 
auf Koften der übrigen Staatsbürger und mit Verlegung ber Rechts⸗ 
gleichheit verwilligt würden, z. B. Steuer- und Militär-zreiheit ber 
Bergleute, Abgabe von wohlfeilem Korne aus den Staatsmagazinen. 
Jedes Gewerbe muß in den Augen der Regierung an unb für fich 
von gleichem Werthe fein, feines verdient alfo eine Unterftütung, 
welche andere verleten Hürde. 

I. Faßt man aber ven Bergbau in feinem Berhältnifje zum 
Auglande auf, fo entftcht die Frage, ob berfelbe gegen eine über- 
mächtige Mitwerbung fremder, etwa reicherer ober fonft aus einem 


8) ©. Bülau, Der Gtaat und bie Induſtrie, S. 88 fa. So kauft 3.2. 
in Sachſen ber Staat ben Privaten bie von ihnen gefärkerten Silbererze ab und 
ſchmelzt fie gemeinfhaftlih, während fich biefes für ben Eingelnen nicht mehr 
außtragen würbe. 

9) S. Oberndorfer, Wirthſchaftspolizei, S. 899. 
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Grunde wohlfeiler zu bebauenver Gruben zu fohäken ſei mittelft 
eined Syſtemes von Ausgleichungs⸗Zoͤllen? — Bor Allem ift bier 
zu unterfcheiven zwifchen den edlen (Münz)Metallen unb ben 
unedlen oder fonjtigen Minerale. 

Was die erſteren betrifft, jo kann unter feinen Umftänden von 
einer Steigerung ihres Preifes bis zu ben eigenen Schaffungss 
Koften bie Rebe fein, weil baburch alle Gelbverhältnifie des ganzen 
Volkes zerrüttet und namentlich in nicht zu hinderndem Schleich- 
handel fremde Münzen. mit größtem Gewinne eingeführt würden. 
Diefe Metalle haben einen allgemeinen Weltpreiß, ber. von bem 
einzelnen Staate nicht willfürlich geändert werben kann. Ertragen 
alſo wie eigenen Bergwerke biefen Weltpreis nicht, auch wenn fie 
vom Staate alle erlaubte Unterftübung erhalten haben, fo bleibt 
nichts übrig, als fie ganz aufzugeben. 

Dei den unedlen Metallen und fonfligen Mineralen bagegen 
iſt ein ſolcher allgemeiner Preis nicht vorhanden, eine geſetzwidrige 
Cinfuhr weit eher zu hindern, fomit eine Fünftliche Spannung ber 
Preiſe bis zu ben eigenen. Erzengungskoften an und für fich denkbar. 
Ser iſt alſo bloß die Frage zu erörtern, ob es zweckmäßiger ift, 
bed won dem Auslande zu wohlfeileren Preifen Angebotene vom dem⸗ 
ſelben zu kaufen, umb dadurch die Erzeugung Im eigenen Lande 
unmöglich zu machen, ober aber die Möglichkeit des wohlfeiliten 
Einkaufes aufzugeben und die Kräfte de eigenen Landes zu enb 
wideln, in der Hoffmmg, daß der Geſammwortheil diefer Entwicklung 
den Nachtheil der theuren ‘Preife überwiegen werde? Diejenigen, 
welche Tebiglich in dem möglichft wohlfeilen Einfaufe vernünftiges 
Verfahren erkennen und alle andere Rüͤckfichten darüber vernach- 
lälfigen, find freilich mit ihrer Antwort bald gefaßt. Ebenſo unter 
liegi es Teinem Zweifel, daß biefenigen Verzehrer, welche dieſe Mine: 
rale wiebererzeugenb verwenben, in ihrem unmittelbaren Bortheile 
eine Erhöhung der Preife zurücdzumweiien fuchen werben. Und zwar 
allerdings in vielen Fällen mit großem Rechte, ſowohl wenn fie 
ſolche Minerale als Rohftoffe oder Halbfabrifate für ihre Gewerbe 
bebürfen, wie 3.8. Eifen, Steinfohlen u. ſ. w., als wenn burch bie 
Zölle die aus ſolchen Stoffen gearbeiieten Maſchinen zu hoch für 
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fie zu ftehen kommen, wie 3. B. bei theuren Eifen- und Steinfohlen- 
Preifen die Dampfmafchinen, Spinnmafchinen,, felbft Ackerbauwerk⸗ 
zeuge. Die Steigerung ber reife biefer Urfloffe‘ und Werkzeuge 
muß nothwendig den Koftenpreiß ihrer eigenen Erzeugniffe erhöhen, 
fomit theild im Inlande eine Tleinere Nachfrage veranlaffen, theil® 
bie Mitwerbung mit fremden Erzeugniffen im In⸗ und Anslande er: 
ſchweren. Ein je bebeutenperer Beitanbtheil ihrer Erzeugniffe jene 
Minerale find, deſto nachtheiliger werben auch dieſe Fölgen ſein. 
Beſonders kann dieß bei dem gegenwärtigen Zuftande ver Maſchinen⸗ 
Funde hinfichtlich der Steinfohlen eintreten 7%). — Auf der andern 
Seite ift ebenfall3 außer Zweifel, daß manchfache Nachteile aus 
einem Mangel an Schuß gegen Tibermächtige frembe Mitwerbung 
ſich ergeben. Vorerſt ift es für das Volksvermoͤgen ein ſehr empfind- 
licher Nachtheil, wenn Schätze im Innern der Erde unbenützt liegen 
bleiben müſſen, blos weil es einem fremden Volke möglich iſt, Aehn⸗ 
liches mit noch geringeren Koſten zu liefern. Und häufig Tann 
nicht einmal ber Troft gehegt werden, daß durch eine anbere Ver⸗ 
wendung von Arbeit und Kapital ebenfalls Werthe zu gewinnen 
ſeien; denn nicht felten tft ein Bergbau bie einzige mögliche Bes 
Ihäftigung in einer gebirgigen, rauhen Gegend, bei bereit3 beftchen- 
den Anlagen aber eine Auswanderung ber Menjchen und eine Weg- 
ziehung der Kapitale hoͤchſt fchwierig und verluftreich. Zweitens 
hängt das Voll und der Staat in der Befriedigung nothwendiger 
Bebürfniffe von dem Auslande ab, ift ſomit nicht nur einer gänz- 
lichen Entziehung berjelben im alle von Kriegen u. ſ. w. aus 


10) ©. über biefes wichtige Mineral bie Enquôête sur les houilles. 1832. 
Par., 1833, 4. — Wenn in biefer Unterfuchung bie Beſitzer der franzöfifchen 
Steinfohlengruben ſich wiederholt Mühe geben, nachzuweiſen, baß der durch 
Schubzölle erhöhte Preis des Brennmateriales nur von einem höchſt unbebeutens 
den Einfluffe auf ben Preis ber verfchiedenen Arten von Kunfterzeugniften fet: 
fo ift, auch die Richtigkeit biefer Angaben angenommen, wohl zu bemerken, bat 
burch die Preiserhöhung nicht blos das Feuer unter der Dampfmafchine, bem 
Farbkeſſel, ber Deftilliv:Blafe vertheuert wird; fonbern auch ber Preiß ber Dampf⸗ 
mafchine felbft, fo wie aller Werkzeuge und Maſchinen, ferner bie Fracht aller 
Rohſtoffe (wegen theurer Eifenbahnen und Dampfſchifffahrt,) felbft ber Fabrik⸗ 
gebäude; und daß fomit die Vertheurung ber Fabrikate eine weit bebeutenbere if, 
als fie nach den eingegebenen Rechnungen erjcheint. 
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gefeßt, jondern überhaupt einem Monopole derſelben, welches viel- 
leicht die Preife eben fo hoch fteigert, als fie im Inlande fich ges 
ftellt hätten, wenn ein Bergbau hätte ftattfinden Tünnen. Endlich 
iſt gewiß, daß die inlänbifchen Bergwerke ihre Erzeugniffe um fo 
wehlfeiler geben Tönnen, je geringer die Mitwerbung von Außen, 
d. 5. je größer ihr Abſatz ‘ilt, indem fich bei einem ftarken Betriebe 
die allgemeinen Koften keineswegs in dem Verhältniffe mit der Aus» 
beute vermehren. 

Es ift wohl nicht möglich unter diefen Umständen einen durch» 
greifenden Grundſatz aufzujtellen, indem fich jo bebeutende Vortheile 
und Nachtheile auf beiden Seiten zeigen. Darüber kann allerdings 
fein Zweifel fein, daß vor Allem der Staat die jämmtlichen im 
feinen Kräften ftehenden erlaubten Mittel zur Förderung des Berg⸗ 
baues anzumenden hat, namentlich gute und wohlfeile Verbindungs⸗ 
mittel, damit Alles gethan werde, um ben inländifchen Bergwerken 
die freie Mitwerbung mit dem Auslande möglich zu machen; und 
daß fodann, wenn ed irgend möglich ift, dieſe Mitwerbung zuges 
laffen wird. Allein wenn diefe Mittel den gewünſchten Erfolg nicht 
haben, noch haben koͤnnen, fo Tehrt immer wieder die Frage nach 
Schußzöllen zurüd. Hier wird ed denn barauf anfommen, ob der 
niederſte den inländifchen Bergbau noch gejtattende Echuß nicht 
ihon fo hoch gegriffen werden müßte, daß bie durch denfelben be- 
troffenen Ermwerbözweige, Landbau jowohl ala Gewerbe, die Mit—⸗ 
werbung bed Auslandes nicht mehr beftehen Lönnten. Wenn bem 
jo ift, fo ift deren Augfchliegung vom Weltmarkte und ihre, doch 
faum ganz durch Schußzölle auch auf ihre Erzeugniffe zu vermei⸗ 
dende, Verkümmerung im Inlande ohne Zweifel der größere 
Nachtheil. Dieß aber um fo gewiſſer, als auch die Bergwerke bei 
mp Verminderung der inländifchen Gewerbethaͤtigkeit nur einen 
| Abſatz für ihre Rohftoffe finden, fomit zu Gunften eines 






verfättnigmäßig Heinen Erzeugniſſes die Möglichkeit einer ausge⸗ 


dehnten und vielleicht ſehr gewinnreichen Thätigkeit geopfert würde. 
Kann dagegen die Gewerbethätigfeit und die Lanbwirthichaft ben 
Auffchlag ertragen, jo ift ed den allgemeinen Interefſen zutraͤglicher, 
auch noch Bergbau daneben zu haben. 
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fie zu ftehen kommen, wie z. B. bei theuren Eifen- und Steinkohlen⸗ 
Preifen die Dampfmafchinen, Spinnmafchinen,, ſelbſt Ackerbauwerk⸗ 
zeuge. Die Steigerung der Preife diefer Urfloffe‘ und Werkzeuge 
muß nothwendig den Koftenpreis ihrer eigenen Erzeugniſſe erhöhen, 
fomit theil3 im Inlande eine Tleinere Nachfrage veranlaſſen, theils 
bie Mitwerbung mit fremden Erzeugnifjen im In⸗ und Auslande er: 
fchweren. Ein je bebeutenberer Beſtandtheil ihrer Erzeugniffe jene 
Minerale find, deſto nachtheiliger werben auch dieſe Fölgen fein. 
Beſonders kann dieß bei dem gegenwärtigen Zuftanbe ber Mafchinen: 
Funde hinfichtlich der Steinkohlen eintreten 7%). — Auf der andern 
"Seite ift ebenfall3 außer Zweifel, daß mandhfache Nachtheile aus 
einem Mangel an Schuß gegen übermächtige fremde Mitwerbung 
fi) ergeben. Vorerſt ift e8 für das Vollövermögen ein fehr enpfinb- 
licher Nachtheil, wenn Schäße im Innern der Erbe. unbenützt Liegen 
bleiben müflen, blos weil es einem fremden Volke möglich if, Achn- 
liches mit noch geringeren Koften zu liefern. Und häufig Tann 
nicht einmal ber Troft gehegt werben, baß durch eine andere Ver: 
wendung von Arbeit und Kapital ebenfalld Werthe zu gewinnen 
feien; denn nicht felten tft ein Bergbau die einzige mögliche Bes 
Ihäftigung in einer gebirgigen, rauhen Gegend, bei bereit3 beftchen- 
den Anlagen aber eine Auswanderung der Menjchen und eine Weg⸗ 
ziehung der Kapitale Höchit ſchwierig und verluftreich. Zweitens 
hängt das Vol und der Staat in der Befriedigung nothwendiger 
Bebürfniffe von dem Auslande ab, ift jomit nicht nur einer gänz- 
fihen Entziehung derſelben im Falle von Kriegen u. |. w. aus⸗ 


10) ©. über biefes wichtige Mineral bie Enqu&te sur les houilles. 1832. 
Par., 1833, 4. — Denn in biefer Unterſuchung bie Beſitzer ber franzöſiſchen 
Steinfohlengruben fi) wiederholt Mühe geben, nachzuweifen, daß ber durch 
Schubzölle erhöhte Preis bed Brennmateriales nur von einem hochſt unbebeutens 
den Einfluffe auf ben Preis ber verfchiedenen Arten von Kunfterzeugniffen fei: 
fo ift, auch die Richtigkeit biefer Angaben angenommen, wohl zu bemerfen, baf 
durch bie Preiserhöhung nicht blos das Feuer unter der Dampfmafchine, bem 
Farbkeſſel, der Deſtillir-Blaſe vertheuert wird; fonbern auch ber Preis ber Dampf: 
maſchine felbft, fo wie aller Werkzeuge und Maſchinen, ferner bie Fracht aller 
Rohſtoffe (wegen theurer Eifenbahnen und Dampffchifffahrt,) ſelbſt der Fabrik: 
gebäude; und daß fomit die Vertheurung ber Fabrikate eine weit bebeutenbere ift, 
als fie nach ben eingegebenen Rechnungen erſcheint. 
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gefeßt, fondern überhaupt einem Monopole berfelben, welches viel» 
leicht die Preife eben fo hoch fteigert, als fie im Inlande fich ge 
ftellt hätten, wenn ein Bergbau hätte ftattfinden können. Endlich 
ift gewiß, daß die inlänbifchen Bergwerke ihre Erzeugniffe um jo 
wehlfeiler geben Fünnen, je geringer die Mitwerbung von Außen, 
d. 5. je größer ihr Abſatz 'ift, indem fich bei einem ſtarken Betriebe 
die allgemeinen Koften keineswegs in dem Verhältniffe mit der Aus⸗ 
beute vermehren. 

Es ift wohl nicht möglich unter diefen Umftänden einen durch⸗ 
greifenden Grundſatz aufzuſtellen, indem ſich ſo bedeutende Vortheile 
und Nachtheile auf beiden Seiten zeigen. Darüber kann allerdings 
fein Zweifel fein, daß vor Allem der Staat bie ſämmtlichen in 
feinen Kräften ftehenden erlaubten Mittel zur Förderung de Berg⸗ 
baues anzumwenben bat, namentlich gute und wohlfeile Verbindungs⸗ 
mittel, bamit Alles gethan werde, um ben inländifchen Bergwerken 
die freie Mitwerbung mit dem Außlande möglich zu machen; und 
daß fodann, wenn es irgend möglich ift, dieſe Mitwerbung zuge 
laſſen wird. Allein wenn dieſe Mittel den gewünjchten Erfolg nicht 
haben, noch haben tönen, fo kehrt immer wieder die Trage nad) 
Schußzöllen zurüd. Hier wird ed denn darauf anfommen, ob ber 
nieberfte den inländifchen Bergbau noch geftattende Schutz nicht 
ſchon fo Hoch gegriffen werben müßte, daß die durch benfelben bes 
troffenen Erwerbszweige, Landbau ſowohl ala Gewerbe, die Mit⸗ 
werbung des Auslandes nicht mehr beftehen Fönnten. Wenn dem 
jo ift, fo ift deren Ausfchliegung vom Weltmarkte und ihre, boch 
faum ganz dur Schußzölle auch auf ihre Erzeugnifje zu vermei⸗ 
dende, Verfümmerung im Inlande ohne Zweifel der größere 
Nachtheil. Dieß aber um fo gewiffer, als auch die Bergwerke bei 
einer Verminderung der inländifchen Gewerbethätigfeit nur einen 
ſhwachen Abſatz für ihre Rohftoffe finden, fomit zu Gunften eines 
verhältnißmäßig Kleinen Erzeugniffes die Möglichkeit einer ausge⸗ 
dehnten und vielleicht jehr gemwinnreichen Thätigkeit geopfert würde. 
Kann dagegen die Gewerbethätigfeit und die Landwirthſchaft ben 
Auffchlag ertragen, fo ift eg den allgemeinen Interefſen zuträglicher, 
auch noch Bergbau daneben zu haben. 
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fie zu ſtehen kommen, wie 3. B. bei theuren Eifen- und Steinkohlen⸗ 
Preifen die Dampfmaſchinen, Spinnmaſchinen, felbft Ackerbauwerk⸗ 
zeuge. Die Steigerung der Preife biefer Urſtoffe und Werkzeuge 
muß nothwenbig den Koftenpreiß ihrer eigenen Erzeugniffe erhöhen, 
fomit theils im Inlande eine kleinere Nachfrage veranlafien, theils 
die Mitwerbung mit fremden Erzeugniffen im In⸗ und Auslande er 
ſchweren. Ein je beventenberer Beſtandtheil ihrer Erzeugniſſe jene 
Minerale find, deſto nachtheiliger werben auch dieſe Fölgen fein. 
Beſonders kann dieß bei dem gegenwärtigen Zuftande ber Mafchinen- 
kunde hinfichtlich der Steinkohlen eintreten *%. — Auf der andern 
Seite ift ebenfalls außer Zweifel, daß manchfache Nachtheile aus 
einem Mangel an Schuß gegen übermächtige fremde Mitwerbung 
fi ergeben. Vorerſt ift es für das Vollsvermögen ein fehr empfinb- 
licher Nachtheil, wenn Schäge im Innern der Erbe, unbenügt Liegen 
bleiben müffen, blos weil es einem fremden Volke möglich ift, Achn- 
liches mit noch geringeren Koften zu liefern. Und Häufig Tann 
nicht einmal der Troft gehegt werden, daß durch eine andere Vers 
wenbung von Arbeit und Kapital ebenfalls Werthe zu gewinnen 
feien; denn nicht felten ift cin Bergbau die einzige mögliche Be— 
Thäftigung in einer gebirgigen, rauhen Gegend, bei bereitö beftchen- 
den Anlagen aber eine Auswanderung ber Menfchen und eine Weg⸗ 
ziehung der Kapitale höchft fehwierig und verluftreih. Zweitens 
hängt dad Volt und ber Staat in der Befriedigung nothwendiger 
Bebürfniffe von dem Außlande ab, ift fomit nicht nur einer gänz« 
lichen Entziehung derſelben im Falle von Kriegen u. ſ. w. aus— 






10) S. über dieſes wichtige Mineral bie Enquöte sur les honilles. 1882. 
Par., 1833, 4. — Wenn in biefer Unterfuhung bie Befiger ber franzdſiſchen 
Steintohlengruben fi wieberholt Mühe geben, nachzuweiſen, baß ber durch 
Shupzölle erhöhte Preis des Brennmateriale nur von einem hoͤchſt unbedenten⸗ 
ben Einfluſſe auf ben Preiß der verfcjiebenen Arten von Kunfterzeugniffen.fel: 
fo if, auch bie Richtigkeit blefer Angaben angenommen, wohl zu bemerfen, | 
durch bie Pı mühe Eur dee deuct unter ber Dampfmaſchine, dem 
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geſetzt, ſondern überhaupt einem Monopole berfelben, welches viel⸗ 
leicht die Preife eben fo Hoch fteigert, als fie im Inlande fi ge 
ftelt Hätten, wenn ein Bergbau hätte ftattfinden können. Endlich 
iſt gewiß, daß bie inländifchen Bergwerke ihre Erzeugniffe um fo 
wohlfeiler geben Können, je geringer die Mitwerbung von Außen, 
d. 5. je größer ihr Abſatz ‘ift, indem ſich bei einem ftarken Betriebe 
die allgemeinen Koften keineswegs in dem Verhäftniffe mit der Aus⸗ 

beute vermehren. B 
Es ift wohl nicht möglich unter biefen Umftänden einen durch⸗ 
greifenden Grundſatz aufzuftelen, indem fich fo bedeutende Vortheile 
und Nachteile auf beiden Seiten zeigen. Darüber kann allerdings 
fein Zweifel fein, daß vor Allem der Staat die ſämmtlichen in 
feinen Kräften ſtehenden erlaubten Mittel zur Förderung des Berg⸗ 
baueß anzuwenden hat, namentlich gute und wohlfeile Verbindungs⸗ 
mittel, damit Alles gethan werde, um ben infändifchen Bergwerken 
bie freie Mitwerbung mit dem Außlande möglich zu machen; und 
daß fodann, wenn es irgend möglich ift, biefe Mitwerbung zuges 
laſſen wird. Allein wenn dieſe Mittel den gewünfchten Erfolg nicht 
haben, noch haben fönnen, fo kehrt immer wieder die Frage nach 
Schußzöllen zurüd Hier wird ed denn darauf ankommen, ob ber 
nieberfte ben inländischen Bergbau noch geftattende Schutz nicht 
ſchon fo Hoch gegriffen werben müßte, daß bie durch benfelben bes 
troffenen Erwerbözweige, Landbau ſowohl als Gewerbe, die Mit⸗ 
werbung bed Auslandes nicht mehr beftehen Tönnten. Wenn bem 
fo ift, fo ift deren Ausfhliefung vom Weltmarkte und ihre, doch 
kaum ganz durch Schußzölle auch auf ihre Erzeugnifje zu vermei- 
dende, Verkümmerung im Inlande ohne Zweifel der größere 
Die aber um fo gewiffer, als auch die Bergwerke bei 
inberung der inlänbifchen Gemwerbethätigkeit nur einen 
Abſatz für ihre Mobftoffe finden, fomit zu Gunften eines 
mäßig Kleinen Erzeugniffes die Möglichkeit einer ausge⸗ 
und vielleicht ſehr gewinnreichen Thätigfeit geopfert wuͤrde. 
ir bagegen bie, Gewerbeihätigfeit und bie Landwirthſchaft den 
‚ertragen, fo ift e8 den allgemeinen Intereffen zutraͤglicher, 

daneben zu haben. 
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Bweite Abtheilung. 
Sörderung der Gewerbe. 


8.156 
1) Wiätigteit ber Gewerbe für ben Gtast. 

Die dur Aderbau, Viehzucht und Bergbau erzeugten Noh— 
‚ ftoffe find nur in wenigen ällen unmittelbar zur Befriebigung 
menschlicher Bebürfniffe tauglich. Aufgabe der Gewerbe ift es, 
durch Einwirfung menfchlicher Kraft und Einficht, fo wie burch 
Anwendung von Kapital dieſe Stoffe vielfeitiger brauchbar zu machen. 
Ein nad Menge und Güte bebeutenber Gewerbebetrieb ift fomit 
von ber hoͤchſten Bebeutung für das Wohlbefinden eined Volles. 
Die Wirkungen find aber fehr mandhfach. 

ı Vor Allem wird die Summe bed Genuffes durd jedes 
Erzeugniß des Gewerbefleißes erhoͤht. Ein geſittigtes Leben iſt nur 
im Befite einer gehörigen Menge und Verſchiedenheit ſolcher ver⸗ 
ebelter Stoffe möglich. 

Sobann aber wird der Wohlftand des Volle, damit aber 
feine Kraft und Hanblungsfähigkeit, durch bie Gewerbe fehr ge 
fteigert. Unb zwar in mehr als Einer Beziehung. — Vorerſt er: 
halten die Noherzeugnifie durch die Bearbeitung einen bedeutend 
größeren Werth, weil fie jo beſſer zur Befriedigung von Bebürf- 
niffen dienen. Selbſt ohne Vermehrung der Maffe des Vorhandenen 
fteigt alfo der Reichthum. — Sodann rufen die Gewerbe jelbit ein 
weiteres Erzeugniß von NRobftoffen hervor. Theils macht nämlich 
bie Bearbeitung eine leichtere Verfenbung der Waaren, damit aber 
einen Abjag in bie Ferne, möglih. Theils haben die Gewerbe- 
genofjen jelbft zahlreiche Bebürfniffe an Noherzeugniffen, zu deren 
Beitreitung fie durch Austaufch ihrer Arbeiten im Stande find. 
Auch darf nicht vergeffen werden, daß es bie Gewerbe find, weldhe 
ber Robftoffergeugung bie Werkzeuge liefern, durch deren Anwendung 
diefe vortheilhafter und häufig auch mehr erzeugen. — Endlich 
bringen die Gewerbe mit einem Meineren Slapitale als bie Land- 
wirthichaft gleichen Reingewinn zu Stande, weil ihre Ergebuiſſe 
in weit kürzerer Zeit vollendet find, ſich alfo weit häufiger wieder: 
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holen koͤnnen; weil fie feine tobten Jahreszeiten kernen, daB ans 
gelegte Kapital jomit immer arbeitet; enblich weil geiftige Kräfte 
und perfönliche Gejchicklichkeit, welche Teine unmittelbaren Auslagen 
verurfachen, einen weit größeren Einfluß auf die Güte, alfo den 
Werth, des Erzeugniſſes ausüben. Sie fördern alfo bei gleichem 
Kapitale den Volksreichthum weit beträchtlicher. 

Drittend ift eine blühende Gewerbethätigkeit eine mächtige Be: 
förberin der Bevölkerung und damit manchfacher geiftiger und 
materieller Vorteile. Die Erfahrung zeigt, daß felbjt im großen 
Gebieten die ganze eine Hälfte der Einmwohnerfchaft von Gewerben 
leben kann; alle dieſe werben durch die Gewerbe herworgerufen oder 
boch durch fie erhalten. Zahlreiche Menfchen, welche Teine Ver⸗ 
wendung bei ber Lanbwirihichaft finden 'würben, koͤnnen bei ven 
Gewerben Zeit und Kraft zu ihrem und ber Gefammtheit Nuten 
verwenden. 

Vierten? baden bie Gewerbe einen höchft wohlthätigen Einfluß 
auf das geiftige Lehen des Volles. Ahr Betrieb erfordert 
vielfache mechanifche und chemifche Einrichtungen; er kann burch 
Berbefferungen bverjelben und durch neue Gedanken mächtig gefdrbert 
werben. So entſteht eine große Wechſelwirkung zwiſchen Gewerbe 
und Wiſſenſchaft. Erſteres ftellt Forberungen an zahlreiche Zweige 
des Wiſſens und regt fie zu Forfehungen nnd Entdeckungen an, zu 
weichen fie ohne folche Aufforderung wohl nie gekommen wären; 
bie Wiſſenſchaft erhält ein belohnendes Feld für ihre Leiftungen. 
Ebenſo bedingt fich vielfeitig die Blüthe der Gewerbe und bie ber 
Kunſt. Das durch Arbeitätheilung nöthig werdende und zur Bil 
dung eines vortheilhaften Marktes erforberliche räumliche Zuſammen⸗ 
brängen der Gewerbenden an beftimmten Sammlungzpuncten, nar 
mentlich in Stäbten, beförbert überbieß im Allgemeinen ven Aus⸗ 
tauſch der Gedanken und der Kenntniffe, bewahrt vor Verdumpfen 
und engſtem Gefichtöfreife. 

Mit Einem Worte, bei einer reichlichen Erzeugung von Roh⸗ 
ftoffen kann ein Volk zwar wohlhabend, Träftig unb zufrieden werben, 
aber ohne Gewerbe niemals reich ‚ gebildet, behaglich, und felten 
wohl mächtig. 
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Diefe Sigenfchaften der Gewerbearbeit find aber um fo fchä- 
tzenswerther, weil eine faft beliebige Steigerung biefer Art von 
Thätigkeit in die Hände der Menfchen gegeben if. Die durch 
Gewerbe erzeugte Werthvermehrung ift nämlich weſentlich bag Er- 
gebnig menjchlicher Einwirkung und es bedarf dazu ber Beihilfe 
ſelbſtſchaffender Naturkräfte gar nicht ober nur in untergeorbnetem 
Maaße. Wenn nun auch allerbingd dieſe Beſchränkung auf. die 
eigenen Kräfte ben Gewerbetreibenden zu größerer eigener Anftrengung 
zwingt, fo macht fie ihn auch weit unabhängiger von äußern, zu- 
fälligen Umſtänden. Die höchfte mögliche Mohjtoff-Erzeugung iſt 
in jedem einzelnen Falle gegeben und durch menſchlichen Willen, 
wenn ber Befiber einmal feine ganze Kraft auf den vorhandenen 
Boden angewenbet bat, nicht weiter vermehrbar; die Art und Aus: 
behnung der Gewerbe dagegen hängt, wo nicht ganz, boch bei weitem 
mehr, vom Willen und der zweckmäßigen Verwendung der menfch- 
lichen Kräfte ab. Somit hat der durch Gewinnung von Robftoffen 
erreichbare hoͤchſte Neichthum in jebem gegebenen Falle ein Maaß; 
der durch Gewerbe zu erreichende aber niemald. Dabei ift es denn 
auch noch ein fehr wejentlicher Vortheil, daß auch die Gefellichaft 
und.der Staat auf die Förderung menfchlicher Kraft weit fühlbarer 
und nach unbejchränkterem Belieben einwirken Tann, als auf eine 
zur größeren Hälfte aus Naturkräften rührende Erzeugung. 

Allerdings Fönnen bei dem Gewerbebetriebe auch Mißſtände 
eintreten. Wenn nämlich von einem Gemerbeerzeugnifje größere 
Mengen verfertigt werben, als im In⸗ oder Auslande Verwendung 
finden; oder wenn ber zu verarbeitende Rohſtoff ſei es in Folge 
eine? natürlichen Mangels jei es durch ein Hinderniß in ber Zu: 
fuhr nicht zu erlangen iſt; endlich wenn durch eine neu entjtehende 
auswärtige Mitwerbung befjere oder wohlfeilere Waaren auf ben 
Markt kommen: fo muß eine Stodung in dem Abſatze, alfo in 
dem LebenZunterhalte der Arbeiter, in dem erſten und dem lebten 
Falle auch noch ein Verluſt an aufgewendetem Stoffe und an Ar 
beit entftehen, und vielfache Erfahrungen zeigen, daß folche üble 
Berhältniffe in großer Ausdehnung und. während langer Zeitdauer 
vorfommen können. Sodann ijt nicht in Abrede zu ziehen, daß 
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die nicht felten durch Gewerbebetrieb entftehende örtliche Zufammen- 
drangung großer Arbeitermengen, ferner die unvermeibliche perfän- 
liche Abhängigkeit und Unfelbftftändigkeit ver Mehrzahl derſelben, 
manchfache wirthichaftliche, fittliche und ſelbſt ſtaatliche Unzuträglich- 
feiten und Gefahren bat. Kurz, die Loslöfung des menjchlichen 
Lebens von der Natur erzeugt künſtliche und unficherere Verhält- 
niſſe; es muß der Vortheil der Gewerbethätigfeit auch durch Nach: 
theile erlauft werben. Dennoch kann kein Zweifel fein, daß fie auch 
um biejen Preis erftrebt werden muß. Einer Seits überwiegen 
die nüßlichen Folgen für Gefittigung und Wohlftand bei weiten, 
Ihon weil fie immer vorhanden, regelmäßig und naturnothwenbig 
find, während bie Nachtheile zum großen Theile nur als Möglich: 
keiten und höchitens als Ausnahmen ericheinen; anderer Seit? koͤnnen 
durch Anftrengung des Berftandes und Willend Mittel zur mehr 
oder weniger vollftändigen Abwendung, Abkürzung und Wiederheilung 
vieler Mebelitände erlangt werden. Es handelt fich alfo nur davon, 
den ganzen Zuftand richtig zu begreifen, für die nothwendige und 
zugleich mögliche Abhilfe von Webeljtänden mit Willen, Kraft und 
Einficht rechtzeitige und nachhaltige Vorforge zu treffen, den nicht 
befeitigbaven Reſt aber als eine der menfchlichen Unvolllommenbeiten 
verftändig zuͤ tragen. 

Mit Ausnahme einiger halbbarbariſcher Soldaten-Völfer find 
denn auch dieſe Wahrheiten zu allen Zeiten anerkannt worden; 
und namentlich in der Wiſſenſchaft hat die auf offenbare Unrichtig- 
feiten geftübte entgegenftehende Lehre der Phyſiokraten nur ehr 
kurzen und getheilten Beifall gefunden. Daher bat fi denn die 
polizeiliche Thätigfeit ebenfall3 immer ber Pflege der Gewerbe mit 
Vorliebe zugewenvet. Und wenn dabei allerbingd® manche gutge⸗ 
meinte Anftalt und Verordnung von unrichtigen vollswirthſchaftlichen 
Anfichten ausgieng, und daher nicht felten mehr geſchadet ala ge: 
rügt wurde; ober wenn nicht felten nöthige Abhilfemaaßregelu 
aus Mangel an Einficht oder Willen unterblieben fein mögen: jo 
find dieß verbefferliche Fehler. 

Uebrigens fol mit diefen Bemerkungen nicht etwa gejagt fein, 
daß die vom Staate zu forbernde Einwirkung auf die Gewerbe 

v. Mohl, PVoligeiwifi. II. 3. Auflage. 18 
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leicht und mühelos fei. Im Gegentheile, Hat nämlich auch bie 
bier nöthige Stamsthätigleit einer Seits die vortheilfafte Eigen: 
thümlichkeit, daß nicht jeder einzelnen Art von Stoffvereblung eine 
befondere Hilfe zu gewähren ift, indem fie durch zweckmaßige all: 
gemeine Maaßregeln fämmtlich gefördert werben: fo ift anderer 
Seits der Umfang des zu Keiftenden nicht gering und die Löfung 
mancher Aufgabe jchwierig genng. Die Blüthe des Gewerbebetriebe 
hängt nämlih in jedem Lande von der Erfüllung von fünf 
Bedingungen ab: von ber rechtlichen Orbnung ber Arbeit, alfo 
namentlih auch won der Entfernung fehlerhafter Befchränfungen; 
von der nöthigen Einficht; von ber erforberlichen Größe bed Ka- 
pitaled; von der Möglichkeit der Erwerbung der Rohftoffe; endlich 
bis zu einem gewiſſen Grade vom Schuße gegen erdrückende Mit: 
bewerbung. Nicht in Einem diefer Puncte darf Wefentliches ver: 
mißt werben ober falfch eingerichtet fein, follen nicht empfinpliche 
Folgen fich zeigen; bie Gerftellung eines ‚befriebigenden Zuſtandes 
erfordert aber bei mehr als Einem diefer Puncte ein ganzes Syſtem 
von Gefeßen und Einrichtungen ?). 


2) Die rechtliche Ordnung bed Gewerbebetriebes, 


$. 157. 
a) .Sehfielung des Srundfages. 

Gleich die Feititellung der Gefehgebung über das Recht 
ber Bürger in Betreff des Gcwerbäbetriebes it eine 
eben jo wichtige als ſchwierige Aufgabe. Wichtig, weil eine falfche 
Ordnung der menjchlichen Arbeit auf das tiefjte eingreift in die 
Nechte und ganze Lebensſtellung unzähliger Menjchen, und weil fie 
überdieß die nachtheiligjten Folgen für die Güte und bie Menge 
der Erzeugniffe, damit aber rückwirkend für daß ganze Volksver— 
mögen, haben muß. Schwierig aber, weil bier mehr ald irgendwo 


1) ©. über die ganze Materie, außer den betreffenden Abfchnitten ber 
Schriften über politiihe Defononie, Bülau, Der Staat und bie Induſtrie. 
Lpz., 1834; Steinbeis, Die Elemente ber Gewerbebeförberung, nachgewieſen 
an der belgiſchen Induſtrie. Stuttg. u. Tüb., 1851. Weitere Schriften über 
die Gewerbegefeßgebung einzelner Länder |. bei Rau, Volksw. Pol, 5. Aufl., 
2, ©. 2. 
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dad Verlangen nach Freiheit und dad Verlangen nach einem Echuße 
gegen Mitwerbung einander entgegenftehen. 

An Verſuchen zur Löſung der Aufgabe Hat es allerdings zu 
feiner Zeit gefehlt. Sowohl die Geſetzgebung, ald die Wiffenfchaft 
haben ſich vielfach und in fehr verjchiedener Richtung mit dem 
Gegenſtande bejhäftigt. Allein der Erfolg hat jo vielen Bemühungen 
nicht gehörig entjprodhen. Sowohl den pofitiven Geſetzen als ven 
theoretifchen Lehren ftchen entfchievene Einwendungen entgegen. 
Theils find fie im Widerſpruche mit anerkannten Grundfäßen ber 
Volkswirthſchaft; theils find fie rechtlich nicht in alfen Staatögat- 
tungen, namentlich nicht im Rechtsſtaaie, anwendbar; theil3 haben 
fie den Fehler, Einen Grundjag, troß der wejentlichen Verſchie⸗ 
venheit der Zuſtände und trotz entgegenftehender Erfahrungen, 
rückſichtslos durchzuführen ?). 


1) Einige kurze Bemerkungen werben binreihen zur Rechtfertigung biefes 
Urtheiles. — Im Gebiete der pofitiven Gefeggebung maden brei Ein- 
richtungen Anſpruch auf Beachtung wegen ihrer Verbreitung und Durchbildung. 
Es if dieß das Syſtem ber erblichen Kaften; das germanifche Zunftſyſtem; endlich 
die völlige Gewerbefreiheit gewiller neuerer Staaten. — Bon biefen verdient nun 
das Syſtem ber erblihen Kaften allerdings bad Lob, daß es fowohl die Her: 
Rellung. einer guten Technik, ald die Vermeidung übergroßer Waarenerzeugung 
beabfichtigt; jene durch die Tradition in ber Familie, diefe durch Beſchränkung 
der Arbeiterzapl. Allein es ift einleuchtend, daß biefer Doppelzwed auf ſolche 
Reife nicht erreicht werben kann. Eine gute Technik ift nicht möglich, weil ein 
flarreg Beharren beim Hergebradhten eine notbwenbige Folge der ganzen Ein: 
richtung iſt, dieſes aber zu Feiner Zeit durch ſtachelnde Mitwerbung oder durch 
frifche Kräfte aus anderen Lebenäfreifen durchbrochen werden kann. Eine Eicher: 
fellung der Arbeiter ift wenigftend nicht zu verbürgen, weil in ber Kaſte 
ſelbſt Weberfüllung eintreten Tann, dann aber den Weberfchüffigen gar fein Aug: 
weg offen ſteht. Daß das ganze Spften fon mit dem Grundgedanken des 
Rechtsſtaates unvereinbar ift, bedarf ohnebem nicht erft der Bemerkung. — Nicht 
glüdlicher im Ganzen ift ber Gebanfe bed germanifchen Mittelalters. Hier will 
durch Beſchränkung ber Gewerbe auf gewiſſe Dertlichfeiten, auf die Städte 
nämlich, und wieder durch ausſchließliche Weberlaffung ber einzelnen Beſchäfti⸗ 
gungen an geichlofiene Gefellfchaften aus ber Zahl ber Stabtbürger, an bie Zünfte, 
Geſchicllichkeit und ausreichender Unterhalt gefichert werben. Iſt nun auch wohl 
Eine Begränzung des Gewerberechtes in gewiffen Fällen nützlich und nothwendig, 
(f. hierüber dag Nähere unten, 8. 159,) fo ift doch das bier gewählte Mittel 
ungerecht und ſchädlich. Gar fein Zweifel kann fein hinſichtlich der Beſchränkung 
ber Gewerbe auf die Städte, ala wodurch nicht nur bie Bewohner bed flachen 
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Wenn irgendwo, fo tft es hier nothwendig, Gegenfäe zu ver: 
jöhnen und der thatfächlichen Wahrheit Rechnung zu tragen. Die 


Landes vielfach beeinträchtigt werden im Rechte unb in ber Bequemlichkeit, fon 
bern auch die Gewerbe jelbft manchfache Vortheile entbehren müflen. Aber aud 
bie Begränzung ber Gewerbe auf bie Zünfte ift tabelnswerth, indem in unzäh: 
ligen Fällen auch dann, wern weder Bebürfniß nod Nuten für irgenb Jemand 
vorlient, Beichränfungen, oft der finnlofeften Art, eintreten, Taufenden und aber 
Taufenden das Recht ber freien Lebensbeſtimmung verfümmert, weit und breit 
Nacheiferung und freier Aufſchwung unterbrüdt wird. Aus Bejorgniß vor Mif- 
brauch ift ber Gebrauch der Yreiheit unterfagt. — Andern Vorwürfen verfällt 
bad Syſtem gänzliher Gewerbefreiheit, wie es 3. B. in Frankreich, 
Oſterreich, Preußen, vielen andern beutfhen Staaten, Belgien, ben Verein. Et. 
von Norbamerifa u. |. w. eingeführt if. Unläugbar wirkt biefer Zuftand auf 
die Gewerbe höchſt günftig ein; ebenfo leuchtet ein, daß er ben Lebensanforderungen 
Unzähliger entſpricht unb ihnen geftattet, Kräfte und @elegenheiten beftens zu 
benügen; allein deſto ſchlimmer find anderweitige Folgen beffelben. Hier wird 
nämlich nicht nur jeder Schuß verweigert, fonbern auch ba, wo eine völlig un: 
beſchränkte Mitwerbung nur Schaden bringen kann, bdiefelbe zugelaſſen. Nun 
ift aber die Anfiht, daB der Bürger auf eine ganz fchrankenlofe Willkür ein 
Recht habe und deßhalb auch alle Nachtheile eine ſolchen Zuftanbes getragen 
werben müflen, offenbar unrichtig. Freiheit ift allerdings die Regel und bie 
Grundlage; allein fie kann im Staate nur innerhalb ber Öränzen eines vernunft- 
gemäßen Zufammenlebens befiehen. Unb wenn und foweit fich alfo in Folge 
völliger Gewerbefreiheit ein Zuſtand entwideln würde, welcher allgemeinen Nach⸗ 
theil brächte, fo ift ber Grundſatz jelbit in feiner rüdfichtölofen Allgemeinheit zu 
drehen. Die Auffindung folder Ausnahmgfälle it nun aber nicht Sache 
apriorifhen Scharffinnes, fondern fie können fi nur aus ber Erfahrung ergeben; 
diefe aber entwidelt fi) nicht nur langfam, fonbern fie kann aud unmöglich in 
verſchiedenen gefellfchaftlihen Ordnungen und unter abweichenden allgemeinen 
wirthichaftlichen Zuftänden diefelbe fein. Die Folge hiervon ift, daß das Syſtem 
ber Gewerbefreiheit nicht nur in verfchiedenen Ländern je andere Mobificationen 
erfordert, fordern auch, daß leicht mit ber Zeit weitere eintreten Fönnen. Der 
practifch richtige Gang ber Geſetzgebung ift baher, mit der vollen Freiheit zu be⸗ 
ginnen, für bie durch unzweifelhafte Erfahrung fi almählig Fund gebenden 
Nachtheile aber bie entfprechenden Heilmittel nachfolgen zu laſſen. — Bon bei 
thbeoretifhen Lehren über bad Recht zum Gewerbebetriebe verdienen, (da 
die ſämmtlichen volkswirthſchaftlichen Schulen ſich für bie unbedingte Gewerbe⸗ 
freiheit erflären und alfo mit diefer bereits beurtheilt find,) hauptſächlich die Sy: 
fieme der verfchiedenen focialiftiihen Secten Berüdfihtigung. Im lebhaften 
Gefühle des Leidens, welches die unbedingte Gewerbefreiheit über bie Mehrzahl 
ber Arbeiter bringen Tann, fuchen diefelben nach Schranken für bie Willfür und 
nach Ordnung der Arbeit; allein Mißachtung der Geſetze der Güterwelt und ber 
des menfchlichen Handelns führt fie zu unausführbaren Träumereien, und ber 
Daß gegen Willfür zur Verwerfung auch bes Rechtes. Bei ber fourieriſtiſchen 
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ift aber offenbar nur auf die Weife möglich, wenn zivar allerdings 
eine Regel aufgeftellt wird, dagegen für die durch Erfahrung nad) 


gemeinfhaftlihen Arbeit im Phalanftere wiberfpriht ber häufige Wechſel ber 
Belhäftigung den, doch wahrlich unläugbaren, Grundfägen über Theilung und 
Stättigfeit ber Arbeit; ber aus ber geringen Benützung ber Werkzeuge und Ka⸗ 
pitale erwachſende Zinsverluſt ift höchft bedeutend; bauptfächli aber iſt weder 
gute noch viele Arbeit zu erwarten, ba ben Einzelnen bier nur rein fittliche Gründe 
antreiben Fünnen, nicht aber die Beforgnig vor Mitwerbung, noch ber Reiz bes 
Gewinnes bei befonderem Fleiße, Talente und Erſparnißgeiſte. — Und nod 
weniger vermag die faint=fimoniftifche Zutbeilung ber erforberlichen Kapi- 
tale je an die tüchtigften Arbeiter als wirthſchaftlich ausführbar und rechtlich 
zuläffig erfannt zu werben. Der Mangel an freier Selbſtbeſtimmung widerſpricht 
den erflen Begriffen von Menſchen⸗ und Bürgerreht und feßt jeden Einzelnen 
einer gänzligen Vernichtung feines natürlichen Lebenszweckes aus durch Irrthum 
oder Willfür der Staatzobern. An ein günftiged wirtbfchaftliches Ergebniß aber 
M gar nicht zu denfen bei einem Syſteme, welches die Erwerbung von Eigen- 
thum für bie Familie und zur freien Verfügung unmöglich macht, fomit an große 
Anfrengungen, Tühne Verfuche, dauernde Sparfamfeit nicht denken läßt. Die 
Unmöglichfeit einer fo verwidelten Verwaltung des gefammten Volfsvermögens 
bedarf unter diefen Umftänden nicht einmal einer Erwähnung. — Die Literatur 
über dieſe Fragen ift Außerft zahlreich, und die Meinungen durchkreuzen ſich auf 
die manchfachfte Weile. Ein bejonberer Webelftand ift dabei, daß, namentlich in 
den älteren Schriften, der Gegenftand in ber Regel unter dem einfeitigen und 
engen Geſichtspuncte ber Beibehaltung, Verbefferung oder Aufhebung der Zunft: 
verfaffung aufgefaßt if. Für die Gewerbefreibeit, und fomit in der Regel gegen 
bie Zünfte, find nachzufehen: Majer, Entwidlung der Anfichten bes Zunft: 
weiend. Augsburg, 1814; Niebler, Ueber das Zunftwefen und die Gewerbes 
freiheit. Erl. 1816; Bernoulli, Weber ben nachtheiligen Einfluß der Zünfte 
auf die Induſtrie. Bafel, 1822; Ebers, Ueber Gewerbe. Bresl., 1826; Pe⸗ 
ſtalutz, Bericht Über das Zunft: und Innungs⸗-Weſen in ber Schweiz. Züri, 
1829; M. Mohl, Gewerbswiſſenſchaftliche Ergebniffe einer Reife nah Frank: 
rich. Stuttg. u. Tüb., 1845; Friebmann, Die Gemwerbefreiheit. 4. Aufl., 
2p5.,1856; Pickfor d, Zunftweien, Gewerbeorbnnung und Gewerbefreiheit. Mannh., 
1860. Für die Zunfteinrichtung haben fi) dagegen ausgeſprochen: Stein: 
gruber, Ueber bie Natur ber Gewerbe. Landsh., 1815; Ziegler, Ueber Ge: 
werbefreiheit und beren Folgen. Berl., 1819; Schulz, Ueber die Bedeutung 
der Gewerbe im Staate. Hamm, 1821; Stuhlmüller, Verſuch einer bedingten 
Gewerbefreibeit. Kulmb., 1825; Albrecht, Unfere ehemalige Zunft: und Innungs⸗ 
Berfafl. Danzig, 1825; Gyſi-Schinz, Das Zunft: und Innungsweſen gegen: 
über der Gewerbefreiheit. Zürich, 1881; Beisler, Betracht. über GemeinbeVerf. 
und Gewerbemweien. Augsb. 1831; La Farelle, Progrös social, Par., 1847 
(mit bedeutenden Mobificationen;) Röſch, Zünfte, Gewerbefreiheit und gewerb⸗ 
lie Vereine. Berl., 1863; Steinbeis, Die Elemente der Gewerbebeförberung, 
©. 248 fg. — Mehrere Schriftfteller haben auch ihre Anfiht im Laufe ber Zeit 
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gewieſenen befonberen WVerhältniffe und Bebürfniffe Ausnahmen 
ftattfinden. Die rückſichtsloſe Durchführung eined Grundfaßes tft 
ſchon logisch nur dann richtig, wenn auch die zu regelnden That- 
ſachen wefentlich gleichartig find; eine ſchuldhaft-pedantiſche Ver⸗ 
fennung der Nechte des Lebens iſt e8 aber, wenn man befien ver- 
ſchiedenartige Ausbildungen unter Eine woiffenjchaftlihe Formel 
zwingen will. 

Was mun aber zunächft die Regel betrifft, fo Tann über 
deren Inhalt Fein Zweifel fein. Mit großer Beftimmthelt verlangen 
ſowohl die Grundfäße der Volkswirthſchaft, als die des Rechtsſtaates 
die Anerkennung ber individuellen Freiheit des Gewerbe 
betriebes, alſo das Recht des Bürgers, jedes any fich erlaubte 
Gewerbe nach Belieben zu ergreifen, es in der von ihm für paflend 
erachteten Art und Ausdehnung zu betreiben, endlich bie Erzeugnifie 
auf die am amgemefjenften fcheinenve Weife zu veräußern. ine 
folche Freiheit verfchafft in breifacher Beziehung entfchiedene Vor- 
theile. — Vorerſt entipricht fie dem Grundgedanken des Rechts: 
ſtaates, nämlich der möglichft allfeitigen Entwicklung und Benäßung 
ber menfchlichen Kräfte. — Sodann entipringen ihr im Allgemeinen 
große Förderungen des Vollövermögend. In diefem Zuftande kann 
nämlidy jede natürliche Anlage und jede erworbene Gefchidlichfeit 
eine richtige Benützung erhalten; Leine Arbeitskraft bleibt, wegen 
mangelnden Rechtes zur Anwendung, müßig und unfruchtbar. Be: 
ſonders wird auch dem weiblichen Gefchlechte feine richtige Stellung 
zur Gütererzeugung, damit aber eine große Verbefferung ſeines 


und der Erfahrung geändert. So namentlih: I. G. Hoffmann, welder in 
einer früheren (anonymen) Echrift: Die Intereffen des Menſchen und Bürgers 
bei der Zunft-Verf. Königsb., 1803, entſchieden gegen, in feiner Schrift: Die 
Befugniffe zum Gewerbebetriebe. VBerl., 1841, mehr für die Zünfte ſpricht; ferner 
Rau, welcher fi), umgekehrt, in feiner Schrift: Ueber dad Zunftwefen, Leipzig, 
1816, für die Zünfte, igt in feiner Volkswirthſch. Pol., 2, ©. 2 fg. gegen bie: 
felden erflärt. — Eine leichte Weberficht über die focialiftiihen Syfteme gewähren: 
Blanqui, Histoire de l’&conomie polit., ®b. II, &. 303 fg., und Rey- 
baud, Etudes sur les reformateurs contemporains. I. II. Ed. 6, Par,, 
1849; Sudre, Histoire du Communisme. Ed. 4, Par., 1850. Weitere 
Schriften f. in meiner Gefchichte der Staatswifſ. Bd. III, &. 325 fg. 
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geſellſchaftlichen Verhältniffes, eingeräumt ). Einer Beränderung 
ber Bebürfniffe oder der Erzeugungsbedingungen mag alsbald auch 
ein entiprechender Wechjel nach Gegenftand oder. Art der Arbeit 
folgen. Hier findet das Kapital die itzt gerabe vortheilhaftefte oder 
wenigſtens die den Verhältniffen des Eigenthümers entfprechenbfte 
Benübung. Es kann auf bie Forderungen ber Zeit, die Launen 
der Abnehmer und Beſchäftiger, auf die Conjuncturen des Handels 
gebührende Mücficht genommen werden. Hauptſächlich aber zeigt 
ver Stachel der Mitwerbung feine volle Wirkſamkeit auf die Güte 
und auf die Menge ber Waaren. — Drittens endlich befeitigt bie 
Gewerbefreiheit die manchfachen pofitiven Nachtheile des jo lange 
an ber Herrichaft gemwejenen und deßhalb tief eingewurzelten Sy⸗ 
ftemes der Zünfte. Als folche find aber, jelbjt wenn man von 
allen blojen Mißbräuchen abjchen will, anzuerkennen: die durch bie 
geſetzliche, häufig überdieg ganz verkehrte und veraltete, Arbeits: 
iheidung entſtehenden Unzweckmäßigkeiten; die Ausſchließung Mancher 
von einem in jeder Beziehung für fie pafjenden, allein nicht fchon 
in ber Jugend ergriffenen Gewerbe; der Zeit: und Gelvverluft 
vieler Lehrlinge und Gehilfen, welche durch den Zunftbann an freier 
Verfügung über ihre Perjon gehindert werben; die durch den bes 
ſchränkten Korporationzgeift nicht felten -erzeugte Hintertreibung 
befferer Einrichtungen ; endlich die Vertheurung ber Waaren für 
bie Verzehrer °). 

Nicht? wäre nun aber freilich enifernter von der Wahrheit, 
ala die Annahme, daR das Syſtem ber Gewerbefreiheit blog Vor⸗ 
theife mit jich bringe. Das Vorhandenjein und die lange Dauer 
ganz verjchiedener Einrichtungen, fo wie die vielfachen Meinungs: 
änderungen und Etreitigfeiten der Theoretifer beweifen, daß ben 
nicht fo fein Fann. Und fo findet fi denn auch in der That, baß 
fih von zwei Eeiten gewichtige Ausftellungen machen laffen. Schon 
im Allgemeinen und ganz abgejehen von den efmaigen Vortheilen 
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2) ©. hierüber Bülau, Der Staat und die Induſtrie, S. 120 fg. 

3) Ueber die Vortheile und Nachtheile ber Zunfteinrichtung, fo wie über 
die Folgen ihrer Aufhebung f. fehr umfaffenbe und umfichtige Srörterungen, fo 
wie geſchichtliche und flatiftifche Nachweifungen bei Rau, a. a. D., ©. ö fg. 
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anderer Syſteme, laſſen fich gewiſſe Nachtheile theils wirthfchaftlicher, 
hauptjächlich aber, gefellichaftlicher Art nicht verfennen. Dann aber 
barf nicht überfehen werben, daß namentlich der Zunftverfaffung, 
neben ihren unzweifelhaften Nachtheilen, auch ganz unläugbare 
eigenthütmliche Vorzüge zur Seite ftehen. 

Als allgemeine Nachtheile erfcheinen folgende Umſtände: Die 
Mitwerbung bringt Manchem, welcher an Umfiht, Gewanbtheit 
oder Kapital nachfteht, fittlic unverbienten Untergang. Andere 
laſſen fih in unüberlegte und unausführbare Unternehmungen ein. 
Die Möglichkeit des Arbeitswechſels verführt veränderliche und leicht: 
finnige Naturen zu einer für fie und für dad Volksvermögen ver- 
berblichen Unftättigkeit. Die Begründung allzufrüher und wirth— 
Ihaftlich nicht geficherter Gewerbenieberlaffungen bringt Elend über 
Einzelne, Berlegenheiten und Laften über Gemeinden und Staat. 
Durch den Beſitz großer Kapitale Tann ein drückendes Uebergewicht 
von Unternehmern über zahlreiche Arbeiter und eine Aufbäufung 
Immer größerer Reichthümer in den Händen Einzelner erlangt werden, 
damit aber Mafjenarmuth und Proletariat im Staate fi) außbreiten. 

Was aber die Zunftverfaffung insbeſondere betrifft, jo geben 
mit ihr folgende, ficherlich nicht gering anzufchlagende, Vortheile zu 
Grabe: die Erleichterung des, im Ganzen fo nüblichen, Wanderns 
ber jungen Hanbwerker %); die Xeichtigkeit einer fchnellen örtlichen 
Vermehrung oder Verminderung ber Arbeiter, je nach den wech— 
ſelnden Bebürfniffen, mitteljft Annahme oder Entlaffung unjelbft- 
ftändiger und noch nicht angejeffener Gehilfen; das Näherftehen 
der Lohnarbeiter und der Dienftherren; endlich und hauptfächlich 
bie größere (wenn ſchon natürlich nicht unbedingte) Sicherftellung 

4) Ueber dieſen Punct find die Meinungen freilich fehr getheilt. Bol. K. 
F. Mohl und Ortloff, Weber das Wandern ber Handwerksgeſellen. Erl. 1798; 
Vom Wandern der 9. G. Nürnbg., 1800; Bernoulli, Ueber ben nachtbeiligen 
Einfluß der Zünfte, S. 79 g.; Gyſi-Schinz, Tas Zunft: und Innungsweſen, 
©. 48 fg.; Benebict, Der Zunftzwang, S. 71fg.; Bülau, Staat unb In: 
duſtrie, S. 114. Ueber bie, allerdings mit ſchweren Gebrechen vermifchte, fran- 
zöſiſche Einrihtung des oompagnonage f. Villeneuve-Bargemont, 
Econ. polit. chret., 8. II, &.88 fg., Lafarelle, Progrès social, ©. 482 fg.; 


namentlih aber Perdiguier, La livre du compagnonage. Par., 1840, 
und Laurent, Associations de pr&övoyance, 6d. 2, Bd. I, S. 222 fg. 
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des Familienvaters gegen Nahrungslofigkeit. Auch darf nicht ver: 
geffen werben, daß durch das jahrhundertelange Beftehen ver Zünfte 
fih nicht nur in den Gewerben, fondern auch in dem Leben über: 
haupt die manchfachiten Gewohnheiten und Intereſſen an fie gefnüpft 
haben, deren Abreißung jeden Falles fchmerzlich, nicht felten auch 
nachtheilig. ift. 

Nur blinde Partheinahme vermöchte in Abrebe zu ziehen, daß 
diefe Nachtheile der Gewerbefreiheit keineswegs unbedeutend find, 
und fomit ihren Werth entjchteven vermindern. Doch folgt feines» 
weg3 daraus, daß diefelbe zu verwerfen fei. Nicht nur ftchen allen 
anderen bisher angewenbeten ober wenigftend vorgefchlagenen Sy: 
ftemen noch weit entfchiedenere Einwendungen, zum Theile völlige 
Unmdglichkeiten entgegen, jo baß fe jeden Falles das vergleichungs- 
weile Beſte bleibt; ſondern es fällt auch in der That, an und für 
fih, eine Gegeneinanderhaltung der Vortheile und Nachtheile ber 
greiheit entfchieden zu Gunſten ber erfteren aus. Schon die nur 
von ihr gehörig gewahrte Rechtsachtung befugt zu diefem Urtbeile; 
und in rein wirthfchaftlicher Beziehung Tann ohnedem gar fein 
Zweifel fein. Wenn aber etwa in den gejellfchaftlichen Beziehungen 
die Nachtheile überwiegen follten, fo verdient biefe, an fich allerdings 
jehr wichtige, Rückſicht deßhalb eine verhäftnigmäßig nur geringe 
Beachtung, weil burch zwedmäßiged Verhalten der durch eigenen 
Bortheil dazu getriebenen Einzelnen, fo wie durch StaatZeinrichtungen 
einige der ſchädlichſten Folgen befeitigt ober wenigftend gemilbert 
werben Können. Ä 

Im Uebrigen genügt natürlich zur Bewerkftelligung eine? zu⸗ 
frieben ſtellenden Zuftandes die einfache Anerkennung bed Grund: 
fabes der Freiheit nicht. Vielmehr Liegt dem Staate eine manch⸗ 
fache und theilweife ſchwierige Thätigkfeit in doppelter Richtung ob. 
Einmal bat er, wenigftend in den meiften Fällen, Einrichtungen 
und Zuftände in gerechter und möglichjt fchonender Weife zu ent 
fernen, welche aus früheren abweichenden Syjtemen entfprungen 
find. Zweitens aber muß er diejenigen Vorkehrungen treffen, welche 
zur wohlthätigen Wirkfamfeit des neuen Grunbfages nöthig er- 
ſcheinen, von den Einzelnen aber nicht getroffen werben koͤnnen ober 
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wenigſtens, weil fie zunächft der Geſammtheit nuͤtzen, von ihnen 
nicht zu erwarten ftehen. 


$. 158. 
b) geſeitigung früherer igt ungerigneter Einrichtungen. | 

Zur Herftellung einer genügenden Gemwerbefreiheit ift bloſe 
Reinigung der Zünfte von allmählig eingefchlichenen Mißbräuchen 
oder die Erweiterung einzelner Beichränkungen keineswegs binrei: 
hend. Beide Syſteme find im Grundgebanfen wiberfprechend. Es 
muß alfo unbedingt zur Beleitigung der Zünfte und Innungen 
gefchritten werben, wo Gewerbefreiheit eingeführt werden will. An 
und für fih ift num auch die Maaßregel ber Aufhebung mit feinen 
großen Schwierigkeiten verbunden, nur dürfen zweierlei Rückfichten 
nicht außer Augen geſetzt werben: 

a) Diejenigen Bürger, welche unter dem Schuße der Zunft- 
gejeßgebung ihr Gewerbe erlernt und betrieben haben, und nun 
der völlig freien Mitwerbung, häufig alſo einem ganz neuen Um: 
jchwunge des Betriebes, ausgeſetzt werden jollen, koͤnnen billig ver⸗ 
langen, daß der neue Zuſtand mit möglichfter Schonung eingeführt 
werde. Auch der allgemeine Vortheil verlangt, daß fie nicht m: 
nöthigerweife dem Verderben blosgegeben werben mögen. Da nun 
bie Einführung des neuen Grundſatzes wohl felten bringende Eile 
hat, fo erjcheint es als eine empfehlenswerthe Maaßregel, wenn 
bie bejchloffene Aenderung in der Gefebgebung zum vorauß ange: 
kündigt und für ihren Eintritt ein beftimmter Zeitpunct feſtgeſtellt 
wird, damit Jeder fich auf die neuen Verhältniffe vorbereiten, ba- 
durch aber wenigſtens den Nachtheilen eines plößlichen Ueberganges 
fich entziehen farın. Einer langen Warnungzfrift bedarf es übrigen? 
nicht, da auch die neuen Geftaltungen der Dinge nicht unmittelbar 
eintreten können und namentlich die jelbftjtändigen Niederlaſſungen 
biöher zurücigehaltener Mitwerber nicht blos vom einfachen Willen 
berfelben abhängen, ſondern manchfache fachliche Vorbedingungen 
erfordern, fomit nur allmählig ſich fühlbar machen. 

b) Eine noch unbebdingter zu ftellende Forderung iſt es, daß 
Niemand bei ber Aenderung der Gejebgebung in wohlerwor: 
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benen Rechten gefränkt werben barf ohne genügende Entſchä⸗ 
digung. Ein folder Verluft darf nun aber theild Solchen, welche 
begründete Yorderungen an eine aufzulöfende Zunft zu machen 
haben; theild den Befitern von fog. Realberechtigungen, d. h. von 
Häufern, durch deren Beſitz bie Befugniß zu einem beftimmten 
Gewerbe bedingt war, und welche daher nur um einen weit höheren 
Werth erworben werben konnten, ber nun bei Aufhebung ber 
räumlichen Gebundenheit ganz verſchwindet 7). Auch find die Rechte 
ber Hypothefargläubiger zu beachten. In beiden Fällen tft billige 
Entſchädigung bei dem Eintritte der Gewerbefreiheit zu gewähren ?). 


1) Die in Frage ftehenden Summen Tünnen fehr bedeutend fein. So wurbe 
3. 8. ber einzigen Stabt Breslau eine verzinzliche Schufb von mehr als 1 Million 
Thaler zugeriefen; in Baiern aber wurben gar die 74,619 realen und rabdieirten 
Gewerbe im %. 1855 auf mehr als 68 Millionen Gulden gefhägt. In Frank 
ht erforderte im 3. 1864 die Ablöfung der Rechte ber Fleiſcher, Barbiere und 
Fuhrleute über 1 Million Gulden. 

2) Die Neglung der Zunftſchulden macht weder rechtlich noch thatfächlich 
Schwierigkeiten, ba einer Seits bie Verpflichtung zur Webernahme ganz unzweifel⸗ 
haft if, anderer Seits in ber Regel bie Innungen eher Vermögen als ungededte 
Berbinbfichkeiten haben. 

Anders verhält es fih mit dem Mehrwerthe ber Häuſer oder fonftigen Oert⸗ 
fihfeiten, auf welchen Real⸗Gewerberechte rubten. Die Ordße der Bier in Frage 
Rehenden Summen hat vielfach zur Auffuchung von Gründen veranlaßt, welche 
eine Verminderung oder gänzliche Befeitigung der Abldfungsverbindlichkeit recht: 
fertigen jellten. Diele berfelben können jeboch mehr Anfpruh auf Scharffinm 
als auf Rechtsachtung machen. Wenn nämlich 3. 8. gefagt wird, daß gar nichts 
entzogen werde, indem ja auch nach ausgefprocdhener Freiheit das biöherige &e- 
werbe in dem fraglichen Haufe wie bisher fortgeführt werden Fünne: fo ift Thon 
biefeß Teßtere unter Umſtänden thatfächlich unrichtig, wern nämlich ist eine biß- 
ber nicht mögliche Mitwerbung entſteht; allein hauptſächlich kommt in Betracht, 
daß der bisher für dag Privilegium gegebene Mehrwerth bei einer fpäteren Ver: 
äugerung nicht mehr erlangt werben fann, gleichgültig was weiterhin Bewohner 
des Hauſes in dbemfelben treiben, und daß biefer Werth einfach durch eine Hand⸗ 
lung der Staatögewalt zerftört wird. Wenn fobann geltend gemacht werden 
will, daß viele folder Häufer an Werth für ben Gewerbebetrieb wegen ihrer be 
ſonders tauglichen Lage auch nach eingeführter Bewerbefreiheit nicht3 verlieren: 
fo findet eine ſolche vorzugsweiſe taugliche Lage bei vielen Gewerben nicht nur 
überhaupt nicht flatt; fondern auch in folgen Fällen Hatte bad mit bem 
Haufe erworbene bevorzugte Gewerberecht immer noch einen bejonderen Werth, 
welcher den Kaufpreis erhöhte. Und wenn endlich darauf hingewieſen wird, daß 
ed ber Regierung inımer freigeftanden habe, neben ben Realberechtigungen auch 
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noch perſönliche Rechte zum Gewerbebetrieb zu verleihen, ohne daß daraus ein 
Entſchãdigungsrecht für die Beſitzer ber erſteren entflanden wäre, unb baß bie 
Einführung ber Bewerbefreiheit nichts Anderes fei, ald eine allgemeine Benützung 
biefer Regierungsbefugniß: fo ift zu erwibern, baf ein ſolches Recht Teinediwegs 
überall befland, und daß es, wo es vorbanben war, in ber Regel fo wenig aus⸗ 
geübt wurde, daß bie Möglichkeit einer dadurch entſtehenden Gewinnſchmälerung 
kei den Raufpreifen der Realgerechtigkeiten füglih ganz außer Berechnung blieb. 
— Stichhaltiger wäre es allerdings, wenn geltenb gemacht werben wollte, daß die 
Zunfteinrichtung mit allen ihren einzelnen Folgen, alfo auch den Realgereditig: 
feiten, eine ſtaatliche Beſtimmung geweſen fei, errichtet aus Grunden bes allge 
meinen Nutzens, ein Recht auf ewige Unveränberlichkeit berfelben aber nicht ge 
geben worden fei, auch nicht aus der Natur der Sache abgeleitet werben Tünne; 
daß alfo, wenn veränderte Umflänbe ober Anfichten eine Veränderung in dieſem 
Theile der Gefeßgebung, ebenfalls wieder im allgemeinen Interefle, als nothwen⸗ 
big erfcheinen laſſen, ſolche Recht und Pflicht des Staates feien, ſich al 
alle Betheiligten, Gewerbende ſowohl als Verzehrende, ber neuen Orbnung zi 
fügen haben, fo wie früher der Zunftordnung. So lange biefe letztere gedauert, 
babe allerdings Jeder ben ihm möglichen Vortheil daraus ziehen können; nad 
ihrer Befeitigung aber mögen ebenfo alle Betheiligten bie aus ber itigen Gele: 
nebung ſich ergebenden Folgen ſich aneignen, unb zwar ganz frei und ohne Ber 
gütung dafür. Was insbeſondere bie Beſitzer von Realrechten betreffe, fo habar 
diefe die grundfägliche Veränderlichkeit der Zunftgefeßgebung kennen müſſen, un 
wenn fie dennoch in Hoffnung einer Dauer derfelben eine Ausgabe zur Benühung 
eines durch biefelben angeorbneten Verhältniffes gemacht haben, fo fei dieß ledig 
lich auf ihre eigene Verantwortlichkeit geſchehen. Sie haben eine Hoffnung umd 
fein unveränderliches Privatrecht gefauft, und feien in feiner anberen Lage, ald 
ſolche Gewerbende, welche auf Grund eines Zollfuftemes und in ber Hefum 
einer Dauer beffelben Einrichtungen getroffen haben, unb welche bei einer früheren 
oder fpäteren Abänderung von Zollfägen eine Entfchäbigung weder verlangen ud 
erhalten. Zweitens möchte nicht ohne Schein gegen einen Anfpruch auf Enti6& 
digung geltend gemacht werben, daß die Gewerbefreiheit allen Gewerbenden, font 
auch den Vefigern von Realcchhten, eine große Anzahl bedeutender Vortheile ge 
wende, welche fie bisher nicht befeflen haben, 3. B. bie beliebige Ausdehnung ihrer 
Geſchäüfte, die Verwendung jeder Art von Arbeitern, bie Freiheit in ber Art des 


Gewerdebetriebes. Wenn nun für den Berluft bisheriger Vortheile eine Entih& _ 


digung verlangt werde, fo fei es chen fo begründet, den Werth ber, ebenſalls 
tur cine Handlung des Staates zugefloſſenen, neuen Begünftigungen bagegen ab⸗ 
zuvechnen. Auf welder Seite dann aber die größere Forderung entflünde, fe 
ſedr ameitelbaft, und es fomit weit beffer, einfach eine Compenſation eintreten z4 
laſſen. Dennoch if aud durch diefe Beweisgründe ber Anſpruch auf eine Ent 
ſedadiaung für Realgerechtigkeiten wedl nicht ganz zu befeitigen. Die Hinweilumg 
auf die Veränderlichkeit jeder Gefehgehung wäre, einmal, burdhgreifeuder, wen 
die Junftertnung er in ſpäterer Zeit und aus freiem Gntfchluffe der Geh 
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r- einzelnen Gemeinde ®) oder gar ben bei dem Wechſel der Geſetz⸗ 
bung etwa gewinnenden einzelnen Gewerbenben *), bie Verbind⸗ 


bung, ober gar ausdrüdlidh als nur etwas Zeitweiſes eingeführt worben wäre. 
Mein fie iR lange vor dem Beſtande der itzigen Staaten vorhanden geweſen, hat 
h naturgemäß aus ben früheren geſellſchaftlichen und ſtaatlichen Zuflänben ent: 
idelt, und if niemals als etwas Vorũbergehendes betrachtet worden. Ungählige 
jeſetze und einzelne Verwaltungs⸗ und Gerichts » Entfcheibungen haben fie aner⸗ 
amt und aufrecht erhalten, namentlich auch bie Realgerechtigkeiten. Die einzel: 
em Gewerbenden wurden durch bie Staatsgewalt gendthigt, eine Realgerechtigkeit 
s erwerben, wenn fie überhaupt ihr Gewerbe ausüben wollten, und fie fonnten 
nd mußten eine ſolche nicht bloß als eine Hoffnung und als eine fchnell aus: 
mũhende Gelegenheit zur Ausnütung eines weſentlich vorübergehenden Vortheils 
etrachten, ſondern als ein mohlerworbened Prwatrecht. Als ein folches fanden 
e denn auch ihre Stelle im Privatrechtoſyſteme; fle wurben gelauft, vererbt, 

erpfündet. Sie fiehen fomit nicht in einer Linie mit Zolltarifsfähen, fonbern 
it Zehnten und ähnlichen Realrechten, bei welchen ein Anfpruch auf Entſchäbi⸗ 
ung im Falle einer Aufgebung burch bie Gefehgebung niemals beanftanbet wors 
m if. Und was bie Abrechnung gegen bie Vortheile der neuen Gefehgebung 
erifft, fo find biefe theils ein zweiſchneidiges Sqwert, welches fi auch gegen 
je bisher bevorzugten Befiger von Realgerechtigkeiten wenden kann, theild in 
wen Gelbwesthe überhaupt und namentlich für den einzelnen Realberechtigten 
num zu onen, während deſſen Verluſt ein in beſtimmter Summe nachzu⸗ 


Das Ergebnig ift demgemäß, daß eine billige Entichäbigung für aufge: 
obene Realrechte nicht verweigert werden kann. Das Maaß des zu Berwilligen- 
em iſt freilich nicht ein= für allemal anzugeben; bie Geſeßgebung bes einzelnen 
andes muß bier nach ben befonberen Umſtänden das Richtige zu finden fuchen. 
Bährenb hierzu auf der einen Seite ber, örtlich wohl zu findende, bisherige Kauf: 
wrib einer Nealgerechtigfeit einen Anbaltspunct giebt, Tommt auf’ der anderen 
Beite die wirtbfchaftliche Bedeutung ber neuen Freiheltsrechte in Betracht, nament- 
ich aber ob und wie weit die Befugniß zu perſonlichem Gewerbebetriebe that: 
Ahlich von der Negierung benüßt worden if. Daß verfchlebene Unfäbe für bie 
irichiebenen Arten von Bewerben gerechtfertigt fein Tnnen, bebarf keines Be⸗ 
wifes. — Kann die Staatskaſſe eine Entſchädigung nicht Übernehmen, fo ift es 
hen Falles ehrlicher, es geradezu außzufprechen, baß bie Noth dazu zwinge, Eins 
Kinn ein Opfer für bie Geſammtheit aufzulegen und ein beflebendeß Recht zu 


8) Eine Verpflichtung ber Gemeinden iR übrigens nicht felten anerkannt 
werben, unb zwar fowohl von pofitiven Gefegen, wie 3. 8. vom preußifchen 
Dicte von 1811, dem fächfifchen von 1861, bem württembergifchen von 1849 
(mr Hälfte der Staat, zur Hälfte die Gemeinde) als von Theoretifern, fo von 
Rau, a. a. D., ©. 34, wenigftend für bie feg. Örtlichen Gewerbe. 

4) Lediglich auf diefe wid Hoffmann, VBefugniß zum Gewerbebetriebe, 
6. 80 fg., und Wirth, Nation.sDelon., 2te Aufl., Vd. II, ©, 206 fg. bie 
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noch perfönliche Nechte zum Gewerbebetrieb zu verleihen, ohne daß daraus ei 
Entſchädigungsrecht für die Beſitzer der erfleren entflanben wäre, unb daß d 
Einführung ber Gewerbefreiheit nichts Anderes fei, als eine allgemeine Benügur 
dieſer Regierungsbefugniß: fo ift zu erwibern, daß cin foldhes Recht keineswe— 
überall befand, und daß es, wo es vorhanden war, in ber Regel fo wenig au: 
geübt wurde, daß bie Möglichkeit einer baburch entſtehenden Gewinnfchmälerur 
bei den Kaufpreiſen ber Realgerechtigkeiten füglich ganz außer Berechnung blie 
— Stihhaltiger wäre es allerdings, wern geltend gemacht werben wollte, daß d 
Zunfteinrichtung mit allen ihren einzelnen folgen, alfo auch den Realgerechti 
feiten, eine flaatliche Beſtimmung gewefen fei, errichtet aus Gründen des allg 
meinen Nutzens, ein Recht auf ewige Unveränberlichkeit derfelben aber nicht q 
geben worben fei, auch nicht aus der Natur ber Sache abgeleitet werden Fünn 
baß aljo, wenn veränderte Umftände ober Anfichten eine Beränderung in biefe 
Theile der Geſetzgebung, ebenfalls wieder Im allgemeinen Intereſſe, als nothwe 
dig erfcheinen Iaffen, ſolche Recht und Pflicht des Staates feien, fi al 
alle Betheiligten, Gewerbende fowohl als Verzehrende, der neuen Ordnung | 
fügen haben, fo wie früher ber Zunftordbnung. So lange bdiefe letztere gebaute: 
babe allerdings Jeder ben ihm möglichen Vortheil daraus ziehen können; na 
ihrer Befeitigung aber mögen .ebenfo alle Betheiligten die aus ber itigen Geſe 
gebung fich ergebenden Folgen fi aneignen, und zwar ganz frei und ohne Be 
gütung dafür. Was insbefonbere die Befiger von Realrechten betreffe, fo hab 
diefe die grunbfäßliche Veränderlichkeit ber Zunftgefeßgebung Fennen müſſen, u: 
wenn fle dennoch in Hoffnung einer Dauer berfelben eine Ausgabe zur Benükuı 
eines durch biefelben angeorbneten Verbältniffes gemacht haben, fo fei dieß ledi 
lich auf ihre eigene Verantwortlichfeit gefchehen. Sie haben eine Hoffnung ur 
fein unveränderliches Privatrecht gefauft, und feien in Feiner anberen Lage, a 
ſolche Gewerbende, welche auf Grund eines Zollfgftemes und in der Hoffnui 
einer Dauer defjelben Einrichtungen getroffen haben, und welche bei einer früher 
oder |päteren Abänderung von Zollſätzen eine Entſchädigung weder verlangen nı 
erhalten. Zweitend möchte nicht ohne Schein gegen einen Anſpruch auf Entid 
bigung geltend gemacht werben, daß die Gewerbefreibeit allen Gewerbenben, fon 
auch den Beſitzern von Realrechten, eine große Anzahl bedeutender Vortheile 3 
wende, welche fie bisher nicht befeflen haben, 3. B. bie beliebige Ausdehnung ih 
Geſchäfte, die Verwendung jeder Art von Arbeitern, die Freiheit in ber Art b 
Gewerbebetriebe. Wenn nun für ben Verluft bisheriger Vortheile eine Entſch 
digung verlangt werbe, fo ſei es eben fo begründet, den Werth ber, ebenfa 
durch eine Handlung bes Staates zugefloffenen, neuen Begünftigungen dagegen a 
zurechnen. Auf welcher Seite dann aber die größere Forderung entftünbe, 

jehr zweifelhaft, und es fomit weit beffer, einfach eine Sompenfation eintreten 

loffen. Dennoch ift auch durch dieſe Beweisgründe ber Anſpruch auf eine Eı 
ſchädigung für Realgerechtigkeiten wohl nicht ganz zu befeitigen. Die Hinweifu 
auf die Veränberlichkeit jeber Geſetzgebung wäre, einmal, durchgräifender, we: 
bie Zunftordnung erft in fpäterer Zeit und auß freiem Entichluffe der Gef 
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der -einzelnen Gemeinde ?) ober gar den bei bem Wechjel ver Gefep- 
gebung etwa gewinnenden einzelnen Gewerbenden *), bie Verbind⸗ 


gebung, oder gar ausdrücklich als nur etwas Zeitweifes eingeführt worben wäre. 
Allein fie ift ange vor dem Beſtande der igigen Staaten vorhanden gemwefen, bat 
ih naturgemäß aus den früheren geſellſchaftlichen und flaatlihen Zuftänden ent: 
widelt, unb ift niemals als etwas Vorübergehendes betrachtet worden. Unzählige 
Geſetze und einzelne Verwaltungs» und Gerichtd : Entfcheidungen haben fie aner: 
fannt und aufrecht erhalten, namentlich aud bie Realgerechtigkeiten. Die einzel: 
nen Gewerbenden wurden durch die Staatögewalt gendthigt, eine Nealgerechtigkeit 
zu erwerben, wenn fie überhaupt ihr Gewerbe augüben wollten, und fie fonnten 
und mußten eine folche nicht bloß als eine Hoffnung und als eine fchnell aus: 
zunüßenbe Gelegenheit zur Ausnützung eines weſentlich vorübergehenben Vortheils 
betrachten, fondern ala ein wohlerworbenes Privatredht. Als ein folches fanden 
fie denn auch ihre Stelle im Privatrechtöfgfteme; fie wurben gelauft, vererbt, 
verpfändet. Sie ftehen fomit nicht in einer Linie mit Zolltarifsfägen,, fondern 
mit Zehnten unb ähnlichen Realrechten, bei welchen ein Anſpruch auf Entſchädi⸗ 
gung im Falle einer Aufhebung burch bie Gefeßgebung niemals beanflanbet wor: 
den ifl. Und was bie Abrechnung gegen bie Vortheile der neuen Geſetzgebung 
betrifft, fo find dieſe theild ein zweiſchneidiges Schwert, welches ſich auch gegen 
die bisher bevorzugten Befiger von Realgerechtigkeiten wenden Tann, theils in 
ihrem Geldwerthe Überhaupt und namentlid für ben einzelnen Realberechtigten 
faum zu berechnen, während befien Berluft ein in beflimmter Summe nachzu⸗ 
weifenber if. 

Das Ergebniß ift bemgemäß, daß eine billige Entfhäbigung für aufge 

hobene Realrechte nicht verweigert werben Tann. Das Maaß des zu Verwilligen: 
den ift freilich nicht ein für allemal anzugeben; bie Geſetzgebung bes einzelnen 
Landes muß bier nach den befonderen Umfländen das Richtige zu finden fuchen. 
Während hierzu auf der einen Seite der, örtlich wohl zu findende, bisherige Kauf: 
werth einer Nealgerechtigfeit einen Anhaltspunct giebt, kommt auf’ ber anderen 
Seite die wirthſchaftliche Bedeutung ber neuen Freiheitärechte in Betracht, nament: 
(ih aber ob und wie weit bie Befugniß zu perſoönlichem Gewerbebetriebe that: 
fählich von ber Regierung benüßt worden ift. Daß verſchiedene Anſätze für bie 
verichiedenen Arten von Bewerben gerechtfertigt fein Tönnen, bebarf keines Be- 
weiſes. — Kann bie Staatzfaffe eine Entfhädigung nicht Übernehmen, fo ift es 
ieden Falles ehrlicher, e3 geradezu auszuſprechen, daß bie Noth dazu zwinge, Ein: 
zelnen ein Opfer für bie Geſammtheit aufzulegen und ein beflebendes Recht zu 
brechen. 
3) Eine Berpflihtung der Gemeinden ift übrigens nicht felten anerfannt 
worden, und zwar fowohl von pofitiven Belegen, wie 3. B. vom preußifchen 
Edicte von 1811, dem fähfifchen von 1861, dem württembergifhen von 1849 
(jur Hälfte ber Staat, zur Hälfte die Gemeinde) ald von Theoretifern, fo von 
Rau, a. a. O., ©. 34, wenigftens für bie fog. örtlichen Gewerbe. 

4) Lebiglih auf dieſe wild Hoffmann, Befugniß zum Gewerbebetriebe, 
©. 80 fg., und Wirth, Nation. Delon., 2te Aufl., Ob. II, S. 204 fg. bie 
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fichleit dazu ob, indem bie neue Orbnung der Arbeit aus Gründen 
des allgemeinen Wohles getroffen wird, auch dieſelbe weit über die 
zunächit .betheiligten Dertlichleiten und Perfonen hinaus wirkt. Da: 
von nicht zu reden, daß durch die Meberwälzung auf einzelne Ge: 
meinben ober Perjonen cine große Ungleichheit in den öffentlichen 
Laften, fomit auch in den Erzeugungskoften ver Wäaren gefchaffen 
würbe °). 

2) Die Unverträglichkeit der AZunfteinrichtungen mit einem 
großartigen, jei es auf weitgehende Arbeitstheilung, fei es auf Be: 
nügung von Mafchinen und Naturfräften gegründeten Gewerbe: 
betriebe hat ſchon frühe eine Ausnahme von Zunftzwang für Fa: 
briten veranlaßt. Dieſes Verhältnig ift denn in den meilten 
Ländern durch eine cigene Gefeßgebung weiter ausgebildet worden, 
indem bie Bedingungen ber Verleihung einer Fabrifconcefjion, dic 


. Berhältniffe der Fabrifen zu ben zünftigen Gewerben und zum 


) 


Handelsſtande, endlich die Nechtöverhältniffe der in den Fabrifer 
beihäftigten Perfonen feftgeftellt wurden. Mit der Freierklärung 
ber Gewerbe haben natürlich diefe itzt zwecklos gewordenen Orb: 
nungen vwegzufallen; denn darin beftcht ja eben bie Gemerbefreibeit 
daß Jeder ein an fich erlaubtes Gewerbe in ber ihm beliebiger 
Meife und Ausdehnung betreiben darf. Und jollte auch eine Ein: 
miſchung des Staates in bie Verhältniffe ver Arbeiter und bei 
Unternehmer zum Schuße ber erfteren für nöthig erachtet werden, 
(ſ. hierüber oben, Bd. I, ©. 490 fg.,) jo würde dieſelbe ſich nich 
blos auf Fabriken beziehen, fomit einen Grund zur Fortdauer eincı 
eigenen Gejetgebung für biefelben nicht abgeben. — Allerdingẽ 
wird bei diefer größeren Freiheit bes Großbetriebe3 die Zahl unt 
Entihäbigung wälzen, indem fie aus einer benfelben aufzulegenden Abgabe einer 
Tilgungsfonds zu bilden vorfchlagen. Allein nicht nur die, wenigftens in vieler 
Fällen, enblofe Hinaußziehung der Sache, ſondern auch die große Unbilligkei 
gegen bie zunächſt nach Aenderung ber Geſetzgebung Neueintretenden gegemübe 
von den nach beendigter Abldfung fih Segenden, muß bdiefe Gedanken ala un 
richtig verwerfen laſſen. Weberbieß erfcheint es nicht gerechtfertigt, denjenigen Ge 
werben, bei welchen zufällig Leine Mealgerechtigfeiten beſtanden, bie Wohlthater 
ber Freiheit unentgeltlich zuzuweiſen, die bisher mit ſolchen Belaſteten aber ſi 


bezahlen zu laſſen. 
5) Vgl. Beis ler, Betrachtungen, S. 100 fg. 
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bie Ausdehnung ber Fabriken wachſen, und gerne mag zugegeben 
werben, daß bie Folgen hiervon, ſelbſt bei ber möglichiten Sorgfalt 
für die Zuftände der Arbeiter und für die Abwendung fonftiger 
Uebel, nicht blos nüßlich find 9%; allein da doch eine gewaltſame 
Zurüdhallung ber Gewerbe auf der niedern Stufe des handiwerfö- 
mäßigen Betriebed jowohl aus Rechts: ald aus Vortheils-⸗Gründen 
außer Frage ſteht: fo iſt Feine Veranlaffung zu Staatzanftalten 
vorhanden. 

3) Als ein Reft veralteter Standesvorurtheile und Korpora- 
tiongeinrichtungen find zuweilen noch gejeßliche Einrichtungen vor: 
handen, welche bejtimmten Perſonen wegen ihrer Abftammung 
einen Gewerbe-Betrieb überhaupt ober wenigften® gewiffe Arten 
defielben unterfagen. Bald foll fich eine vornehmere Herkunft damit 
nicht vertragen; bald ſchließt uneheliche Geburt oder eine veradhtete 
und gehaßte Eigenſchaft des Water aus; bald endlich das religiöfe 
Befenntniß. Alle dieſe Gründe find gleich ungerecht und unver: 
nünftig. ine nüßliche Beichäftigung kann nimmermehr als un⸗ 
ehrenhaft betrachtet werden; die Werhältniffe und Handlungen bes 
Baterd dürfen dem daran unfchuldigen Sohne nicht zum Nachtheile 
gereichen und ihn zu einem müßigen Leben verurtheilen; der -re- 
figiöfe Glauben fteht mit der Fähigkeit zu einem Gewerbe-Betriebe 
in gar feinem begreiflichen Zuſammenhange. Die möglicht Ichleu- 
nige Entfernung folcher Geſetze iſt folglich Ehrenſache für ben 
Staat; außerdem aber ift er durch feinen eigenen Vortheil dazu 
aufgefordert, indem Bürger, welche von ehrenhafter und nüßlicher 
Beſchäftigung ausgefchloffen find, leicht gefährliche und ſchädliche 
Mitglieder der Gefellfchaft werden können. Das Beifpiel der Juden 
muß bier zur bleibenden Warnung dienen. | 

4) Schr häufig haben in früherer Zeit die Staaten Zwangs⸗ 
vorfchriften über die Art und Weife erlaffen, wie gewiffe Ges 
werbegegenftände zu werfertigen feien, und eigene Ucberwachhung 
und Schauanftalten zu deren Aufrechterhaltung aufgeftellt. 
63 wurden alfo einer Seit? theils äußere Formen, 3. B. Länge, 


6) ©. oben, ®b. I, $. 68, ©. 473 fg. 
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Breite, theils innere Eigenjchaften, 3. B. Wahl ber Farbeftoffe, 
Verhältniß der Beichiedungen u. |. w., beftimmt; anderer Geits 
mußten zur Verfiherung des Gehorjames die Waaren oder, nad) 
Umftänden, auh die Werkzeuge und Maſchinen vorgelegt wer: 
ven 7). Die Strafen waren oft barbariih ). Die Abficht 
bei diefen Befehlen war eine löblihe: denn fie follten entweder 
Betrligereien verhindern, welche Einzelnen, und rückwirkend dem 
Credite des ganzen Landes, geſchadet hätten; ober follten fie bie im 
Handel beliebten Eigenfchaften gewifjer Artikel bewahren; ober 
endlich wollte der Staat gewifje nenerfundene ober vorzügliche Ver: 
fahrenzarten alsbald und allgemein zur Anwendung bringen. Kei- 
neswegs aber war dad Mittel in jeber Beziehung gut gewählt. 
Allerdings laͤßt es ſich, ſowohl aus Gründen der Nechtd- als 
ber Gewerbe-Polizet, vollfommen rechtfertigen und fogar verlangen, 
daß Betrügereien vorgebeugt werde; namentlich da, wo in ber Negel 
dem Käufer die Unterſuchung entweber aus Mangel an den erfor- 
berlichen, jeltener verbreiteten Kenntniffen ®), ober auch aus Äußeren 
Gründen, 3. B. wegen ber eingeführten Verpadungsart 19), unmög- 
lich if. Demgemäß iſt es geftattet und nothwendig, daß der Staat 
bei einzelnen dem Betruge beſonders ausgeſetzten, von ihm aber mit 
Sicherheit unterfuhhbaren Waaren einen amtlichen, die innere Be: 
Ihaffenheit derfelben beurfundenden Stempel als Zwangsmaaßregel 
vorjchreibt; allein hieran Hat er fich auch zu begnügen, und na- 
mentlich wäre eine Zwangsvorſchrift über die unveränderliche Felt: 

7) ©. unter andern ein Verzeichniß franzdfifcher Gewerbe⸗Reglements bei 
Leuch s, Gewerbefreibeit, S. 172 fg. 

8) So führt z. B. Leuch s, a. a. O., ©. 177 fg. mehrere Beifpiele aus 
bem 15ten Jahrhundert an, daß Verfälſcher von Safran lebendig verbrannt ober 
begraben mwurben | 

9) Diefes tritt ein bei Gold: und Silber: Waaren, fo wie bei Arbeiten 
von Zinn. 

10) Fälle biefer Art fommen im überfeeifchen Handel nicht felten vor, fo 3. 2. 
bei Leinwand, Tüchern, feinen Weinen in Flaſchen, und dgl. Solche Betrügereien 
von Einzelnen koͤnnen aber bem Hanbel eines ganzen Landes empfindlichen Scha⸗ 
ben thun durch Zerftörung des Vertrauens. Bekannt ift 3. B., wie nach Eröff: 
nung der ehemaligen ſpaniſchen Kolonieen in Sübamerifa einzelne Franzoſen durch 
Täufchungen der Käufer bem Abſatze ber Waaren ihres Vaterlandes ſchnell und 
nachhaltig gefchabet haben. 








PT: 


haltung gewifjer fichtbarer Eigenichaften oder über die Einführung 
und Beibehaltung beftimmter Verfertigungsarten nicht? weniger als 
zweckmäßig. — Was nämlich ven erfteren Zweck betrifft, jo kommt 
es darauf an, ob die Abnehmer nach wie vor auf. dem Vorhanden⸗ 
fein folcher Eigenfchaften beftehen, oder nicht. In jenem Falle ift 
es jo ſehr der eigene Vortheil des Verfertigers, dad Verlangen ber. 
Käufer, welche fih ſonſt an feine nachgiebigeren Mitwerber wenden 
würden, zu erfüllen, daß es Feines Geſetzes bedarf. Unnöthige 
Geſetze aber find aus mehr denn Einem Grunde immer verwerflich. 
Oder aber es hat fich die Anficht der Käufer und die Sitte, viel- 
leicht ſelbſt das materielle Bedürfniß geändert, und man verlangt 
bie bisher geforkerte Eigenjchaft nicht mehr, vielleicht fogar völlig 
entgegenftchende an deren Stelle. Hier kann denn ein Gefeb, wel- 
che verbietet den wechjelnden Forderungen ber Käufer zu folgen, 
nur Schaben, vielleicht den gänzlichen Untergang bed Gewerbes, 
oder offenbaren Ungehorfam erzeugen. — Nicht minder fchäblich 
und unzwedmäßig find Vorjchriften über bie Fabrikationsweiſe. Ein 
ſolches Geſetz mag vielleicht zuweilen dazu beitragen, daß ein neues 
oder das zwedmäßigite Verfahren ſchneller allgemein eingeführt 
wird; allein weit überwiegend find die Nachtheile. Vor allem wirb 
eine offenbare Nechtöverlegung begangen, inbem jeber Bürger bie 
Befugniß haben muß, feine Kräfte nach Belieben anzuwenden, ſo 
lange er Feine unrechtliche Handlung begeht. Sodann ift der Fall 
ſehr Leicht möglich, daß bie gejegliche Vorichrift eine minder gute, 
wenigſtens nicht in allen Yällen mit gleichem Vortheile anzuwendende 
Verfahrendart vorjchreibt. Dann aber ift der große Nachtheil für 
den Einzelnen und für das Volksvermögen offenbar. Endlich müffen 
jden Falles Gewerbevorfchriften, auch wenn fie anfänglih ganz 
tihlig waren, früher ober fpäter veralten, da die Gejeßgebung mit 
der Unzahl neuer Erfindungen in allen Theilen ber Technik un- 
möglich Schritt halten kann; in ſolchem Falle wirken fie aber ihrem 
Zwecke geradezu entgegen. Nur aljo wo weitere, nicht in dem ver: 
meintlichen Vortheile der Gewerbe liegende Gründe dazu kommen, 
erfcheinen Vorſchriften über die Bereitungsweife von Waaren ges 
reötfertigt. Dieß tritt aber hauptjächlich in zwei Fällen ein. Einmal 
v. Mohl, Polizeiwiſſ. IL 3. Auflage. 19 
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Breite, theils innere Cigenfchaften, 3. B. Wahl ber Farbeſtoffe, 
Verhaͤltniß der Beſchickungen u. f. w., beftimmt; anderer Seits 
mußten zur Verfiherung de Gehorſames die Waaren oder, nad 
Umftänden, auch die Werkzeuge und Mafchinen vorgelegt wer- 
den ?). Die Strafen waren oft barbariſch?). Die Abſicht 
bei diefen Befehlen war eine löbliche: denn fie follten entweder 
Betrügereien verhindern, welche Einzelnen, und rückwirkend dem 
Credite ded ganzen Landes, geſchadet Hätten; ober follten fie bie im 
Handel beliebten Eigenfchaften gewifjer Artikel bewahren; ober 
endlich wollte ber Staat gewiffe neuerfunbene oder vorzügliche Ber 
fahrensarten alsbald und allgemein zur Anwendung bringen. Kei— 
neswegs aber war dad Mittel in jeder Beziehung gut gewählt. 
Allerdings läßt es ſich, ſowohl aus Gründen ber Rechts- als 
der Gewerbe-Poligei, volllommen rechtfertigen und fogar verlangen, 
daß Betrügereien vorgebeugt werbe; namentlich da, wo in ber Regel 
dem Käufer die Unterfuchung entweder aus Mangel an ben erfor- 
derlichen, feltener verbreiteten Kenntniffen ), ober auch aus äußeren 
Gründen, 3. B. wegen ber eingeführten Verpackungsart 1%), unmög- 
lich if. Demgemäß ift es geftattet und nothwendig, daß ber Staat 
bei einzelnen dem Betruge beſonders außgefeßten, von ihm aber mit 
Sicherheit unterfuchbaren Waaren einen amtlichen, bie innere Bes 
ſchaffenheit berfelden beurfundenden Stempel als Zwangsmaafregel 
vorfchreibt; allein hieran Hat er fich auch zu begnügen, und nas 
mentlich wäre eine Zwangsvorſchrift über bie unveränberfiche Feſt- 
7) ©. unter andern ein Verzeichniß franzdfifcher Gewerbe» Reglements bei 
Leuds, Gewerbefreiheit, ©. 172 fg. 
8) &o führt z 8. Leuchs, a a. D,, ©, 177 fg. mehrere Beifpiele aus | 
dem Idten Jahrhundert an, daß Verſälſcher von Safran lebendig v 
begraben wurben I } 
9) Diefes tritt ein bei Golb: und Gilber-M 
von Zinn. 
10) Fälle diefer Art kommen im ib 
bei Beinwand, Tücern, feinen Weinen in 
von Einzelnen Können aber dem Handel 
den tum durch Berflßrung beb. Wert 
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haltung gewiffer fichtbarer Eigenſchaften oder Über die Einführung 
und Beibehaltung beftimmter Verfertigungsarten nicht? weniger als 
zwedmäßig. — Was nämlich den erfteren Zweck betrifft, fo kommt 
& barauf an, ob die Abnehmer nach wie vor auf dem Vorhanden- 
fein folder Eigenfchaften beftehen, ober nicht. In jenem Falle ift 
& fo fehr der eigene Vortheil des Verfertigerd, da Verlangen der 
Käufer, welche ſich fonft an feine nachgiebigeren Mitwerber wenden 
würben, zu erfüllen, daß es feines Geſetzes bebarf. Unndthige 
Geſetze aber find aus mehr denn Einem Grunde immer verwerflich. 
Oder aber es hat fich die Anficht der Käufer und die Eitte, viel: 
leicht ſelbſt das materielle Bebürfniß geändert, und man verlangt 
die bisher geforderte Eigenſchaft nicht mehr, vieleicht fogar völlig 
entgegenftchende an deren Stelle. Hier kann denn ein Geſetz, wels 
ches verbietet den wechlelnden Forderungen der Käufer zu folgen, 
nur Schaden, vielleicht ben gänzlichen Untergang des Gewerbes, 
ober offenbaren Ungehorfam erzeugen. — Nicht minder fchädlich 
und unzweckmaͤßig find Vorſchriften über die Fabrikationsweiſe. Ein 
ſolches Geſetz mag vielleicht zuweilen bazu beitragen, daß ein neues 
oder daB zweckmaͤßigſte Verfahren fchneller allgemein eingeführt 
wirb; allein weit überwiegend find die Nachtheile. Vor allem wirb 
eine offenbare Rechtöverlegung begangen, indem jeder Bürger bie 
Befugniß haben muß, feine Kräfte nach Belieben anzumenden, fo 
lange er Feine unrechtliche Handlung begeht. Sodann ift der Fall 
ſchr Teicht möglich, daß die gejegliche Vorfchrift eine minder gute, 
wenigftens nicht in allen Fällen mit gleichem Vortheile anzumendende 
Verfahrengart vorfchreibt. Dann aber ift ber große Nachtheil für 
jelnen und für das Volfsvermögen offenbar. Endlich müffen 
orfchriften, auch wenn fie anfänglich ganz 
* veralten, da die Geſetzgebung mit 

allen Theilen ber Technik un 
wirken fie aber ihrem 
eve, nicht in dem ders 
je dazu Fommen, 
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koͤnnen aus Rückſicht auf die Gefundheit des Bürger beftinmte 
Berfertigungsarten unterjagt und unfchäbliche worgefchrieben werben, 
wie dieß bei der Bereitung von Arzneiftoffen, ünftlichen Getränken, 
Töpferwaaren, Kinderſpielzeug vorkommt. Zweitens aber erforbert 
zuweilen die allgemeine Sicherheit die Beobachtung gewifler Bor: 
fichtgmaaßregeln, fo 3. B. bei Bulvermühlen, in Yabrifen von 
Knallſilber, Zündhoͤlzchen u. ſ. w. 

Mit den materiellen Vorſchriften fallen aber natürlich auch 
die Behörden und Einrichtungen zu ihrer Vollziehung, alle Schau: 
und ſonſtige Aufficht2:Anftalten. Und nur in den wenigen oben 
gerechtfertigten Ausnahmefällen, jo wie etwa dann, werin ein Ge: 
werbender, etwa um einer längft bejtehenden Sitte zu folgen ober 
zur Erwirkung eined amtlichen Stempelö zur Beruhigung ber Käufer, 
jeine Waare freiwillig vorlegt, mag noch eine Unterfuchung und 
die Auzftelung eine Zeugnifjes über den Erfund ftattfinden 5). 

5) Wo möglich noch ſchädlicher und verkehrter find Mono: 
pole, d. 5. vom Staate einem Einzelnen oder Wenigen außfchlich- 
lich, alfo mit Beſchränkung der Befugniß und ber Fähigkeit ber 
Uebrigen, verliehene Rechte auf die Verfertigung und den Verkauf 
von Gewerbegegenftänden ®) oder auf bie Leiftung eines Lohndienſtes. 
- Bon welchem Umfange ſolche Berechtigungen fein mögen, fei e3 
hinſichtlich ihres Gegenſtandes, ſei es in Betreff der Zeit, theils 
endlich hinſichtlich der pflichtigen Perſonen, (alſo ob den ganzen 
Staat oder nur einzelne Gemeinden, Bezirke umfaſſend )): immer 


5) Vergl. über dieſe ganze Materie: Kraus, Staatswirihſchaft, Bd. V, 
Seite 202 fg.; Lotz, Staatswirthſchaftslehre, Bb. II, Seite 204 fg.; Leuchs, 
Gewerbe⸗Freiheit, S. 172 fg.; Rau, Volkswirthſch. Pol., 2, S. 123 fg. 

6) gl. Poulet Scrope, Princ. of polit. econ., ©. 176°fg. Un= 
richtig ift e, den Alleinverfauf eines Einzelnen, welcher nicht durch ein Staats: 
vorrecht, ſondern burch befondere Geihhidlichkeit, Gelegenheit u. ſ. w. feinen Vor— 
rang vor etwaigen Mitwerbern erringt, ebenfall® Monopol zu nennen. In feis 
nem alle kann von einem Xabel ober gar Verbote eines ſolchen Vorzuges bie 
Rebe fein. 

7) Auf einen Eleineren räumlichen Umfang beſchränkt werben die ausſchließen⸗ 
den Gewerbebefugniffe gewöhnlich Bannrechte genannt. Solche betreffen in 
ber Regel das ausſchließende Recht der Verfertigung oder bed Verlaufe von Bier, 
Branntwein, Brob, Weinmoft u. ſ. w. Ihre geſchichtliche Entflehung bat man: 


hd .. -. au. 1} . - . 
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ſind ſie aus dem Standpuncte des natürlichen Rechtes, und dem 
ber Volkswirthſchaftslehre ungerecht, ſchädlich, und ſomit verwerflich. 
Einleuchtend iſt nämlich: 

a) daß eine ſolche außfchliegende Berechtigung einen vielfachen 
und bedeutenden Berluft für das Volksvermögen zur Folge 
hat. — Einmal nämlich giebt fich der jeineß hinreichenden Gewinnes, 
auch ohne befondere Anftrengung, fichere Alleinberechtigte, wenigſtens 
weitaus in ber Regel, nicht die Mühe, feine Erzeugniffe fo zu ver- 
vollfommnen, wie er lönnte und wie er ed, von Mitwerbern ge- 
ftachelt, thun würde. Diefe Mittelmäßigleit aber vermindert ben 
Werth feiner Erzeugnifie, fomit auch bes Geſammt⸗Vermoͤgens, und 
bat überdieß den Nachtheil, daß ſolche Waaren auf dem großen 
Weltmarkte bie Mitwerbung ungehinberter Völker nicht ertragen, 
ſomit auch nicht in der an ich möglichen Menge verfertigt werben 
konnen. — Zweiten? aber verlangt ber Alleinberechtigte um fo mehr 
einen hohen Preis für feine Waare, als er nur um dieſes Gewinne 
willen überall dad Recht hat. Dieſe Höhe des Preiſes aber wirb 
in Manchem die Luſt erftiden, ben Gegenftand gu erwerben, und 
oft wird daher bie Erzeugung anderer Werthe, welche dagegen auß- 
getaufcht worden wären, unterlaffen werben, fo daß bad Volksver⸗ 
mögen zwei Werthe verliert. * 

b) Sodann wird die Summe bed materiellen, zuweilen auch 
des geiftigen Genuſſes eines Volkes durch ein Monopol ver- 
mindert, indem baburch bie allgemeine Verbreitung eined nüß- 
fihen oder angenehmen Gegenſtandes vielfach verhindert wird. — 
Endlich ift 

ec) unzweifelhaft, daß Monopole ein Unrecht enthalten, indem 


ches Eigenthümliche, was bei den über ein ganzes Land gelegten Maaßregeln nicht 
vorlommen kann (f. Mittermaier, Priv.®R., Bd. II, ©. 667 fg.); allein 
in ſtaatswirthſchaftlicher und polizeilicher Hinſicht ift Feinerlei Unterfchieb zwifchen 
ihnen. Bon den Zunftrehten find fie in fo ferne weientlich verſchieden, als 
leztere nicht bIo8 Einem zuftehen, fondern von Jedem unter Erfüllung gewiſſer 
Bedingungen erworben werben können, woburd alfo für die Gewerbeluſtigen eine 
geringere Beſchränkung, für die Verzehrer und Beſchäftigenden aber ber Vortheil 
einer möglichen Auswahl und ber Mitwerbung endfteht. Vergl. Benebdict, 
Der Zunftzwang und die Bannrechte, S. 1735 Rau, a. a. O., ©. 78 fg. 
19 ® 
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Tonnen aus Rüͤckſicht auf bie Gefunbheit des Bürgers beftinmte 
Verfertigungsarten unterfagt und unſchädliche vorgefchrieben werben, 
wie dieß bei der Bereitung von Arzneiftoffen, Fünftlichen Getränten, 
Töpferwaaren, Kinberfpielzeug vorkommt. Zweitens aber erforbert 
zuweilen die allgemeine Sicherheit die Beobachtung gewiſſer Vor⸗ 
ſichtsmaaßregeln, fo 3. B. bei Pulvermühlen, in Fabriken von 
Kuallfilber, Zünbhölzcgen u. f. w. 

Mit den materiellen Vorſchriften fallen aber natũrlich auch 
die Behörden und Einrichtungen zu ihrer Vollziehung, alle Schau: 
und fonftige Auffichtö-Anftalten. Und nur in ben wenigen oben 
gereitfertigten Ausnahmefällen, fo wie etwa dann, mwerin ein Ges 
werbenver, etwa um einer längft beftehenden Sitte zu folgen oder 
zur Erwirkung eines amtlichen Stempels zur Beruhigung ber Käufer, 
feine Waare freiwillig vorlegt, mag noch eine Unterfuhung und 
die Ausſtellung eines Zeugniffes über den Erfund ftattfinden 5). 

5) Wo möglich noch ſchädlicher und verkehrter find Mono: 
pole, d. 5. vom Staate einem Einzelnen ober Wenigen ausfchlich- 
lich, alſo mit Beſchränkung der Befugniß und ber Fähigkeit der 
Uebrigen, verliehene Rechte auf die Verfertigung und ben Verkauf 
von Gewerbegegenftänden ©) oder auf die Leiftung eines Lohndienſtes. 
Bon welchem Umfange folche Berechtigungen fein mögen, fei es 
hinſichtlich ihres Gegenſtandes, fei ed in Betreff der Zeit, theils 
endlich hinſichtlich der pflichtigen Perfonen, (aljo ob den ganzen 
Staat oder nur einzelne Gemeinden, Bezirke umfaijend )): immer 


5) Bergl. über biefe ganze Materie: Kraus, Staatswirthſchaft, Bd. V, 
Seite 202 fa; Lof, Stantswirthf paftälehte, Bb. IE, Seite 204 fg; Leu, 
Gewerbesreifeit, ©. 172 fg.; Rau, Voitawirihſch. Pol, 2, ©. 123 fg 

6) Bel. Poulet Scrope, Princ. of polit. econ., ©. 176'fg. re 
richtia iſt ed, den Alleinverfouf eines Eiigelnen, welcher, nicht bil kin Eines] 
vorrecht, fenbern durch befondere Gejcidlichkeit, Gelegenheit 
rang ver etwaigen Mitwerbern ertingt, ebenfalls 
nem {ale kann von einem Zabel oder gar 
Rede fein. 

7) Auf einen Heineren räumlichen 
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find fle aus dem Standpuncte des natürlichen Rechtes, und dem 
ber Vollswirthſchaftslehre ungerecht, ſchaͤdlich, und fomit verwerflich. 
Einleuchtend ift nämlich: 

8) daß eine ſolche ausſchließende Berechtigung einen vielfachen 
unb bebeutenven Berluft für das Volksvermögen zur Folge 
hat. — Einmal nämlich giebt ſich der feines Hinreichenden Gewinnes, 
auch ohne befondere Anftrengung, fichere Alleinberechtigte, wenigſtens 
weitaus in ber Megel, nicht die Mühe, feine Erzeugniffe fo zu ver- 
volltommnen, wie er könnte und wie er ed, von Mitwerbern ges 
ſtachelt, thun würde. Dieſe Mittelmäßigfeit aber vermindert den 
Werth feiner Erzeugniſſe, jomit auch bed Gefammt-Vermögend, und 
hat überbich ben Nachtheil, daß folde Waaren auf dem großen 
Weltmarkte die Mitwerbung ungehinderter Voͤlker nicht ertragen, 
fomit auch nicht in der an ſich möglichen Menge verfertigt werben 
können. — Zweitend aber verlangt ber Alleinberechtigte um fo mehr 
einen hohen Preis für feine Waare, als er nur um dieſes Gewinne 
willen überall das Mecht hat. Diefe Höhe bes Preiſes aber wirb 
in Manchem die Luft erftiden, ben Gegenftand zu erwerben, und 
oft wird daher die Erzeugung anderer Werthe, welche dagegen aus⸗ 
getauft worden wären, unterloffen werben, fo daß dad Volksver⸗ 
mögen zwei Werthe verliert. 

b) Sobann wird die Summe bes materiellen, zuweilen auch 
des geiſtigen Genufjes eines Volles durch ein Monopol ver: 
mindert, indem dadurch bie allgemeine Verbreitung eines nüte 
fihen ober angenehmen Gegenftandes vielfach verhindert wird. — 
Gnlich. ift 

©) unzweifelhaft, daß Monopole ein Unrecht enthalten, indem 


Mb Gigentbiimlicie, was bei den über ein ganzes Land gelegten Maafregein nicht 
iitermaier, Priv.R., Bb. II, ©. 667 fn.); allein 
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fie die moͤglichſt allfeitige Thätigfeit und Kräftehbung der Bürger 
nicht nur nicht fördern, (was Pflicht des Rechtsſtaates wäre,) fon- 
bern fie ſogar unterbrüden. Nun kann aber eine ſolche Beſchrän⸗ 
fung ber Staatsbürger nur dann erlaubt fein, wenn fie als noth— 
wendiges Mittel zu Erreichung eined Staatszweckes dient; nicht 
aber zum wirthichaftlichen Nuten Einzelner und wenn fie gar an 
und für fich ſchaͤdlich find. 

Bon doppeltem Gewichte find alle diefe Einwände, wenn ber 
Staat felbft zu feinem Gewinne das Monopol betreibt. Zu dem 
allgemeinen Schaden kommen bier noch die Nachtheile der oft eben 
jo theuern als nachläffigen Verwaltung von Staatö-Gewerben ®). 

Demnach hat der Staat vor Allem feine eigenen Monopole 
aufzugeben. Sodann muß bie Verleihung neuer ausfchließlicher 
Berechtigungen an WPrivatperfonen unbebingt unterbleiben. Was 
aber bie bereit verliehenen Monopole betrifft, fo ift zwar natür- 
lich deren Aufhebung aus dem Gefichtspuncte bed überwiegenden 
öffentlichen Nuten? nothwendig und gerechtfertigt; allein fie dürfen, 
wenn fih aus dem Aufbören wirklich ein erweisbarer Schaden 
für den Berechtigten ergiebt, nicht ohne Entſchädigung aufgehoben 
werden. Schwierig wird freilich in manchen Fällen die Berechnung 

des Schadens fein, der dem bisher allein Berechtigten durch die 
Aufhebung feined Vorrechtes (aber nicht ſeines Gewerbes) zugeht. 
In folchen Fällen erfcheint denn eine, durch unpartheiiiche Schäber 
gefundene runde Summe das zwedmäßigjte Auskunftsmittel. Billig 


8) Selbft ber gewöhnlich von der Verwerfung der Monopole ausgenommene 
Fall, wenn ein Gewerbe für bie Sicherheit des Staates notbwendig, und auf 
feine andere Weife in voller Ausdehnung innerhalb der Gränzen zu er: 
richten und zu erhalten fei, muß als etwas Undenfbarez betrachtet und verworfen 
werden. Denn, wenn der Staat bie Erzeugnifie eines foldhen Gewerbes fo drin: 
gend nötbig hat, fo Fauft er fie auch; nun ift aber nicht einzufehen, warum bei 
einem ſicheren Abfate nicht auch Privatperfonen, und zwar ohne alles ausſchließende 
Recht, die Unternehmung machen follten? — Ueber Monopole fiehe übrigens 
A. Smitb, 8b. I, ©. 53; Bb. IV, ©. 239; Storch, Cours d’econ. polit., 
3b. IL ©. 177 fg.; Lotz, Staatswirthſchaftslehre, Bd. II, ©. 116 fa.; ferner: 
Quirl und Klippftein, Zwei Preisfchriften über ben Nuten und Schaden 
ber Monopolien. Kaſſel, 1778; Weber die Monopolien, nebit Bemerkungen über 
bie in biefer Diaterie berausgelommenen Schriften. Hannov., 1779. 


ericheint auch hier, daß der Staat bie Entſchädigungsſumme über: 
nimmt, indem doch nur entweder Gewaltnißbrauch von feiner Seite 
ober ſchlechtes Verftändnig der gejellfchaftlichen Verhältniffe die Ente 
ftehung folder Vorrechte zur Folge Hatte. 


$. 159. 
c) Ordnung des freien Gewerbes. 

Dhne Zweifel bat die Gcwerbefreiheit, wie jede Freiheit, auch 
ihre Nachtheile. Sie kann Einzelne zu Unternehmungen verführen, 
welche wegen ungenügenber Berechnung ber eigenen Kräfte oder ber 
äußeren VBerhältniffe nicht gelingen und nicht gelingen koͤnnen; dann 
aber zum Ruine führen. Es iſt möglich, daß das Recht der freien 
Berfügung über Zeit und Berfon entweder zu unbilligen Verträgen 
mit Arbeitjuchenden oder zur Erzwingung übertriebener Forderungen 
von Seiten der Arbeiter mittelft Verabredungen unter ihnen miß- 
braucht wird. Durch die Auflöfung der althergebrachten Genoſſen⸗ 
ihaften mögen audy nützliche gemeinfchaftliche Einrichtungen zu. 
Grunde geben oder die vereinzelt Stehenden die Luft oder bie Mittel 
zu Erreichung von Zwecken nicht befiten, bei welchen fie zwar auch 
betheiligt find, aber doch keineswegs allein. Und fo noch Andere. 
— Hieraus kann und joll nun allerdings nicht ver Schluß gezogen 
werben, daß der Grundſatz aufzugeben ober zu verjtümmeln fei; ber 
Nutzen einer unverfümmerten Aufrechterhaltung befjelben ift unend⸗ 
lich größer, und das Recht verlangt fi. Allein geboten iſt doch, 
theild im Allgemeinen zu unterfuchen, ob nicht allgemeine Maaß⸗ 
regeln gefunden werben können, welche, ohne der berechtigten Freiheit 
zu nahe zu treten, eine gemeinfchaftlihe Ordnung in dieſes große 
Tel der menjchlichen Thätigfeit bringen, Ueberficht gewähren über 
bad, was vorgeht, endlich den Einzelnen Anhaltspunkte für ein 
richtiges Verhalten geben; theils ift e8 Recht und Pflicht de Staa- 
tes, Beichränkungen der Freiheit in folchen beftimmten einzelnen 
Punkten eintreten zu laffen, in welchen entwebeg ein gemeinjchäb- 
licher Mißbrauch mit überwiegender Wahrjcheinlichfeit immer zu be 
forgen ift, oder aber ein allgemeiner pofitiver Vortheil nur durch 
eine beftimmte Beichränkung der Willfür der Einzelnen erreicht 
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Breite, theild innere Eigenfchaften, 3. B. Wahl der Farbeftoffe, 
Verhältniß der Beichiedungen u. |. w., beftimmt; anderer Seit? 
mußten zur Berfiherung des Gehorſames die Waaren ober, nad 
Umftänden, auch die Werkzeuge und Meafchinen vorgelegt wer: 
den 7). Die Strafen waren oft barbariih ). Die Abſicht 
bei dieſen Befehlen war eine löbliche: denn fie follten entweder 
Betrügereien verhindern, welche Einzelnen, und rückwirkend dem 
Credite des ganzen Landes, gejchabet hätten; ober follten fie die im 
Handel beliebten Eigenfchaften gewiſſer Artikel bewahren; ober 
endlich wollte der Staat gewiſſe neuerfundene oder vorzügliche Ber- 
fahrensarten alsbald und allgemein zur Anwendung bringen. Kei⸗ 
neswegs aber war bad Mittel in jeber Beziehung gut gewählt. 
Allerdings läßt es fich, jowohl aus Gründen ber Rechts⸗ ala 
der Gewerbe-Polizei, vollkommen rechtfertigen und fogar verlangen, 
daß Betrügereien vorgebeugt werde; namentlich da, wo in ber Regel 
bem Käufer die Unterfuchung entweber aus Mangel an den erfor- 
derlichen, jeltener verbreiteten Kenntniffen 9), oder auch aus Äußeren 
Gründen, 3. B. wegen der eingeführten Verpadungsart 1%), unmög- 
lich if. Demgemäß tft es geftattet und nothwenbig, daß der Staat 
bei einzelnen dem Betruge beſonders ausgeſetzten, von ihm aber mit 
Sicherheit unterfuchbaren Waaren einen amtlichen, die innere Be- 
Ihaffenheit derfelden beurfundenden Stempel als Zwangsmagaßregel 
vorjchreibt; allein hieran bat er fich auch zu begrrügen, und na- 
mentlich wäre eine Zwangsvorſchrift über bie unveränderliche Seft: 


7) S. unter andern ein Verzeihniß franzoͤfiſcher Gewerbe⸗Reglements bei 
Leuch s, Gewerbefreiheit, S. 172 fg. 

8) So führt z. B. Leuch 8, a. a. O., ©. 177 fg. mehrere Beiſpiele aus 
dem I5ten Jahrhundert an, daß Verfälſcher von Safran lebendig verbrannt oder 
begraben wurben | 

9) Diefes tritt ein bei Gold⸗ und Gier: Waaren, fo wie bei Arbeiten 
von Zinn. 

10) ZAlle diefer Art kommen im überfeeifchen Handel nicht felten vor, fo 3. B. 
bei Leinwand, Tüchern, feinen Weinen in Flaſchen, und dgl. Solche Betrügereien 
von Einzelnen Fönnen aber dem Handel eines ganzen Landes empfindlichen Scha⸗ 
den thun durch Zerftörung ded Vertrauens. Belannt ift 5. B., wie nach Eröff⸗ 
nung ber ehemaligen fpanifchen Kolonieen in Südamerika einzelne Franzoſen dur 
Tauſchungen ber Käufer dem Abfage der Waaren ihres Baterlandes ſchnell und 
nachhaltig gefchabet haben. 
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haltung gewiſſer ſichtbarer Eigenſchaften ober über die Einführung 
und Beibehaltung beſtimmter Verfertigungsarten nichts weniger als 
zweckmäßig. — Was nämlich den erſteren Zweck betrifft, jo kommt 
es darauf an, ob die Abnehmer nach wie vor auf dem Vorhanden⸗ 
ſein ſolcher Eigenſchaften beſtehen, oder nicht. In jenem Falle iſt 
es ſo ſehr der eigene Vortheil des Verfertigers, das Verlangen der 
Käufer, welche ſich ſonſt an feine nachgiebigeren Mitwerber wenden 
würden, zu erfüllen, daß es keines Geſetzes bedarf. Unnoͤthige 
Geſetze aber ſind aus mehr denn Einem Grunde immer verwerflich. 
Oder aber es hat ſich die Anſicht der Käufer und die Sitte, vicl- 
leicht ſelbſt das materielle Bedürfniß geändert, und man verlangt 
die biöher geforterte Eigenjchaft nicht mehr, vielleicht jogar völlig 
entgegenftchende an beren Stelle. Hier kann denn ein Gefek, wel- 
ches verbietet den wechjelnden Forderungen der Käufer zu folgen, 
nur Schaden, vielleicht den gänzlichen Untergang des Gewerbes, 
ober offenbaren Ungehorfam erzeugen. — Nicht minder ſchädlich 
und unzwecmäßig find Vorjchriften über die Fabrikationsweiſe. Ein 
ſolches Geſetz mag vielleicht zuweilen dazu beitragen, daß ein neues 
oder das zwedmäßigite Verfahren ſchneller allgemein eingeführt 
wird; allein weit überwiegend find die Nachtheile. Vor allem wird 
eine offenbare Mechtsverlegung begangen, indem jeder Bürger bie 
Befugniß haben muß, feine Kräfte nach Belieben anzumenben, fo 
lange er feine unrechtliche Handlung begeht. Sodann ift der Fall 
jehr leicht möglih, daß die geſetzliche Vorjchrift eine minder gute, 
wenigſtens nicht in allen Fällen mit gleichem Vortheile anzuwendende 
Verfahrensart vorjchreibt. Dann aber ift der große Nachtheil für 
den Einzelnen und für das Volksvermögen offenbar. Endlich müfjen 
jeven Falles Gewerbevorfchriften, auch wenn fte anfänglich ganz 
richtig waren, früher oder fpäter veralten, da die Gejeßgebung mit 
ber Unzahl neuer Erfindungen in allen Theilen ber Technik un: 
möglich Schritt halten kann; in ſolchem Falle wirken fie aber ihrem 
Zwecke geradezu entgegen. Nur aljo wo weitere, nicht in dem ver⸗ 
meintlichen Vortheile der Gewerbe Tiegende Gründe dazu Tommen, 
ericheinen Vorjchriften über die Bereitungdweife von Waaren ges 
rechtfertigt. Dieß tritt aber hauptjächlich in zwei Fällen ein. Einmal 
v. Mohl, Poligeiwifl. IL 8. Auflage. 19 
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tönnen aus Rückſicht auf die Gefundheit des Bürgers bejtimmte 
Verfertigungsarten unterjagt und unfchäbliche vorgefchrieben werben, 
wie dieß bei der Bereitung von Arzneiftoffen, Eünftlichen Getränfen, 
Töpferwaaren, Kinderſpielzeug vorkommt. Zweitens aber erforbert 
zuweilen die allgemeine Sicherheit die Beobachtung gewifler Vor- 
fichtmaaßregeln, jo 3. B. bet Pulvermühlen, in Kabrifen von 
Knallſilber, Zündhölzchen u. |. w. - 

Mit den materiellen Vorſchriften fallen aber natürlich auch 
die Behörden und Einrichtungen zu ihrer Vollziehung, alle Schau: 
und jonftige Aufficht3-Anftalten. Und nur in ben wenigen oben 
gerechtfertigten Ausnahmefällen, jo wie etwa bann, werin ein Ge- 
werbender, etwa um .einer längſt beftehenden Sitte zu folgen oder 
zur Erwirfung eined amtlichen Stempels zur Beruhigung ber Käufer, 
jeine Waare freiwillig vorlegt, mag noch eine Unterfuchung und 
die Ausſtellung eined Zeugniffe® über den Erfund ftattfinden °). 

5) Wo möglich noch fchädlicher und verfehrter find Mono: 
pole, d. 5. vom Staate einem Einzelnen oder Wenigen ausfchließ- 
lich, alfo mit Beichränfung ver Befugniß und ber Fähigkeit ber 
Uebrigen, verliehene Rechte auf die Verfertigung und den Verkauf 
von Gewerbegegenftänben ®) oder auf bie Leiftung eines Lohndienſtes. 


» Bon welchen Umfange ſolche Berechtigungen fein mögen, fei e3 


binfichtlich ihres Gegenftandes, fei es in Betreff der Zeit, theils 
endlich Hinfichtfich der pflichtigen Perjonen, (alſo ob den ganzen 
Staat oder nur einzelne Gemeinden, Bezirke umfaſſend I): immer 


5) Vergl. über biefe ganze Materie: Kraus, Staatswirthſchaft, Bd. V, 
Seite 202 fg.; Lok, Staatswirthſchaftslehre, Bb. II, Seite 204 fg.; Leuchs, 
Gewerbe⸗Freiheit, S. 172 fg.; Rau, Volkswirthſch. Vol., 2, S. 123 fg. 

6) gl. Poulet Scrope, Princ. of polit. econ., ©. 176'fg. Un: 
richtig if e8, den Alleinverfauf eines Einzelnen, welcher nicht durch ein Staats⸗ 
vorrecht, ſondern durch befondere Geſchicklichkeit, Gelegenheit u. f. mw. feinen Tor: 
rang vor etwaigen Mitwerbern erringt, ebenfalls Monopol zu nennen. In kei— 
nem alle kann von einem Xabel oder gar Verbote eines folden Vorzuges bie 
Rebe fein. 

7) Auf einen Heineren räumlichen Umfang beſchränkt werden die ausfchließen: 
den Gewerbebefugniffe gewöhnlich Bannrechte genannt. Solde betreffen in 
ber Regel das ausſchließende Recht der Verfertigung oder bes Verkaufes von Bier, 
Branntwein, Brod, Weinmoft u. |. w. Ihre geſchichtliche Entflehung bat man- 
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find fie aus dem Standpuncte bed natürlichen Rechtes, und dem 
der Volkswirthſchaftslehre ungerecht, ſchädlich, und ſomit verwerflich. 
Einleuchtend iſt nämlich: 

a) daß eine folche ausſchließende Berechtigung einen vielfachen 
und bedeutenden Berluft für dag Volksvermögen zur Folge 
hat. — Einmal nämlich giebt ich der feines hinreichenden Gewinnes, 
auch ohne beſondere Anftrengung, fichere Alleinberechtigte, wenigſtens 
weitaus In der Megel, nicht bie Mühe, feine Erzeugniffe fo zu ver- 
vollfommnen, wie er könnte und wie er ed, von Mitwerbern ge- 
ftachelt, thun würde. Diefe Mittelmäßigleit aber vermindert den 
Werth feiner Erzeugniffe, fomit auch bed Gefammt-Vermögend, und 
hat überbieß den Nachteil, daß ſolche Waaren auf dem großen 
Weltmarkte die Mitwerbung ungehinverter Völker nicht ertragen, 
jomit auch nicht in der an fich möglichen Menge verfertigt werben 
Lönnen. — Zweiten? aber verlangt ber Alleinberechtigte um fo mehr 
einen hohen Preis für ferne Waare, ald er nur um dieſes Gewinned 
willen überall dad Mecht hat. Diefe Höhe des Preije aber wird 
in Manchem die Luſt erſticken, ben Gegenftand gu erwerben, und 
oft wird daher die Erzeugung anderer Werthe, welche dagegen aus⸗ 
getaufcht worden wären, unterlaffen werben, fo daß dad Volksver 
mögen zwei Werthe verliert. A 

b) Sodann wirb die Summe bed materiellen, zuweilen auch 
des geiftigen Genuſſes eines Volkes durch ein Monopol ver: 
mindert, indem baburch die allgemeine Merbreitung eines nüß- 
fichen oder angenehmen Gegenftandes vielfach verhindert wird. — 
Endlich ift 

ec) unzweifelhaft, daß Monopole ein Unrecht enthalten, indem 


ed Eigenthũmliche, was bei ben über ein ganzes Land gelegten Maaßregeln nicht 
vortommen famı (f. Mittermaier, Priv.:R., Bd. II, ©. 667 fg.); allein 
in ſtaatswirthſchaftlicher und polizeiliche Hinſicht ift Teinerlei Unterſchied zwiſchen 
ihnen. Bon den Zunftrehten find fie in fo ferne weientlich verſchieden, als 
Iegtere nicht blos Einem zuftehen, fondern von Jedem unter Erfüllung gewiſſer 
Bedingungen erworben werben können, woburd alfo für bie Gewerbeluftigen eine - 
geringere Beichränkung, für die Verzehrer und Beiäftigenden aber ber Vortheil 
einer möglichen Auswahl und ber Mitwerbung entſteht. Vergl. Benedict, 
Der Zunftzwang und die Bannrechte, S. 1785 Rau, a. a. D., ©. 78 fg. 
19 
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fie die moͤglichſt allfeitige Thätigkeit und Kräftehbung der Bürger 
nicht nur nicht fördern, (mas Pflicht des Nechtzftantes wäre,) ſon⸗ 
bern fie fogar unterbrüden. Nun kann aber eine ſolche Beſchraͤn⸗ 
fung der Staatöbürger nur dann erlaubt jein, wenn fie als noth- 
wendige® Mittel zu Erreihung eines Staatszweckes bient; nicht 
aber zum wirthichaftlichen Nuten Einzelner und wenn fte gar an 
und für fich fchädfich find. 

Bon doppeltem Gewichte find alle biefe Einwände, wenn ber 
Staat jelbft zu feinem Gewinne das Monopol betreibt. Zu dem 
allgemeinen Schaden kommen hier noch die Nachtheile ber oft eben 
jo theuern als nachläffigen Verwaltung von Staats⸗-Gewerben °). 

Demnach Hat der Staat vor Allem feine eigenen Monopole 
aufzugeben. "Sodann muß die Verleihung neuer ausſchließlicher 
Berechtigungen an Privatperfonen unbedingt unterbleiben. Was 
aber bie bereit? verliehenen Monopole betrifft, fo ift zwar natür- 
lich deren Aufhebung aus dem Gefichtöpuncte des überwiegenden 
öffentlichen Nuten? nothwendig und gerechtfertigt; allein fie dürfen, 
wenn ih aus dem Aufhören wirklich ein erweisbarer Schaden 
für den Berechtigten ergiebt, nicht ohne Entjchäbigung aufgehoben 
werden. Schwierig wird freilich in manchen Fällen die Berechnung 

des Schaben? fein, der dem bisher allein Berechtigten durch bie 
Aufhebung feines Vorrechtes (aber nicht feine® Gewerbes) zugeht. 
In ſolchen Fällen erjcheint denn eine, durch unparthetiiche Schäßer 
gefundene runde Summe das zweckmäßigſte Ausfunftsmittel. Billig 


8) Selbft ber gewöhnlich von ber Verwerfung der Monopole außgenommene 
Fall, wenn ein Gewerbe für die Sicherheit bed Staates nothwendig, und auf 
feine andere Weife in voller Ausdehnung innerhalb der Gränzen zu er: 
richten und zu erhalten fei, muß als etwas Undenkbares betrachtet und verworfen 
werben. Denn, wenn ber Staat die Erzeugnifie eines folchen Gewerbes fo drin⸗ 
gend nöthig hat, fo Fauft er fie auch; num ift aber nicht einzufehen, warum bei 
einem ficheren Abfate nicht auch Privatperfonen, und zwar ohne alles ausfchließende 
Recht, die Unternehmung machen follten? — Ueber Monopole ſiehe übrigens 
A. Smith, 3b. I, ©. 53; Bb. IV, ©. 239; Storch, Cours d’econ. polit., 
3b. II, ©. 177 fg.; Lok, Staatswirthichaftslehre, Bd. II, ©. 116 fg.; ferner: 
Quirl und Klippftein, Zwei Preisfchriften Über ben Nuben und Schaden 
ber Monopolien. Kaſſel, 1778; Ueber bie Monopolien, nebjt Bemerkungen über 
bie in diefer Materie herausgekommenen Schriften. Hannov., 1779. 


erjcheint auch hier, daß ber Staat die Entſchädigungsſumme über- 
nimmt, indem doch nur entweber Gewaltmißbrauch von feiner Seite 
oder fchlechtes Verftändniß der gejellichaftlichen Verhältniffe die Ente 
ftehung folcher Vorrechte zur Folge hatte. 


$. 159. 
c) Ordnung des freien Gewerbes. 

Dhne Zweifel bat die Gewerbefreiheit, wie jede Freiheit, auch 
ihre Nachteile. Sie kann Einzelne zu Unternehmungen verführen, 
welche wegen ungenügender Berechnung der eigenen Kräfte oder der 
äußeren Verhältniffe nicht gelingen und nicht gelingen können; dann 
aber zum Ruine führen. Es ift möglich, daß das Recht der freien 
Verfügung über Zeit und Perſon entweder zu unbilligen Verträgen 
mit Arbeitjuchenden oder zur Erzwingung übertriebener Forderungen 
von Seiten der Arbeiter mittelft Verabredungen unter ihnen miß⸗ 
braucht wird. Durch die Auflöfung der althergebrachten Genoſſen⸗ 
ichaften mögen auch nützliche gemeinfchaftliche Einrichtungen zu. 
Grunde gehen oder die vereinzelt Stehenden die Luft oder die Mittel 
zu Erreichung von Zwecken nicht befigen, bei welchen fie zwar auch 
betheiligt find, aber doch keineswegs allein. Und fo noch Andere?. 
— Hieraus kann und fol nun allerdings nicht der Schluß gezogen 
werben, daß der Grundjag aufzugeben oder zu verſtümmeln ſei; der 
Nuten einer unverfümmerten Aufrechterhaltung vefjelben ift unend- 
lich größer, und das Recht verlangt fie. Allein geboten ift doch, 
theil3 im Allgemeinen zu unterſuchen, ob nicht allgemeine Maaß—⸗ 
regeln gefunden werden Fönnen, welche, ohne ber berechtigten Freiheit 
zu nahe zu treten, eine gemeinfchaftliche Ordnung in dieſes große 
Feld ber menjchlichen Thätigkeit bringen, Weberficht gewähren über 
das, was vorgeht, enblih den Einzelnen Anhaltspunkte für ein 
richtiges Verhalten geben; theils ift e8 Recht und Pflicht des Staa⸗ 
tes, Bejchränfungen der Freiheit in folchen beftimmten einzelnen 
Punkten eintreten zu laſſen, in welchen entwebeg ein gemeinjchäb- 
licher Mißbrauch mit überwiegender Wahrjcheinlichkeit immer zu bes 
jorgen ift, ober aber ein allgemeiner pofitiver Vortheil nur durch 
eine beftimmte Beichränfung ber Willfür der Einzelnen erreicht 
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werben kanu. Es ſoll nicht ſtückweiſe und mittelbar zurückgenom⸗ 
men werden, was aus guten Gründen im Großen gegeben werden 
wollte und mußte; ſondern nur, fo weit es möglich und nützlich 
ift, die Freiheit auch hier vernünftig geordnet, und beftimmter' ver- 
nieidbarer Schaden abgewendet werben. 

Was num zuerft die Maakregeln zu einer allgemeinen Ordnung 
bes freien Gewerbes betrifft, fo tt fehr möglich und felbft wahr: 
Iheinlih, daß eine längere Erfahrung auf Bebürfniffe aufmerkſam 
macht, welche itzt noch nicht zu vollem Bewußtfein gekommen find; 
und es läßt fich hoffen, daß weiteres Nachdenken auf glückliche Ge- 
banken zur Befriedigung gegrändeter Verlangen fet e3 ber Arbeiten- 
ben ſei es ber Gefammtbeit führen wird, welche bis itt noch ver: 
geblich gefucht worden find. Zunächſt find denn num folgende Ein- 
richtungen anzuraiben. _ 

1) or Allen bat unzweifelhaft der Staat ein vielfaches Inter⸗ 
efle, die Zahl und Arten der von feinen Bürgern betriebenen Gewerbe 
zu wiſſen. Es iſt daher noͤthig, daß der zu einem Gewerbebetriebe 
mit jelbitftändiger Niederlaffung Entſchloſſene hiervon Anzeige 
macht und ben Beſitz der erforderlichen Eigenschaften ?) 
nahweist. Deßhalb hat denn dem Beginne jedes Gewerbes auf 
eigene Mechnung, ſomit auch jeder wejentlichen Aenberung ber biö- 
berigen Beichäftigung, eine Anmeldung bei einer gejeglich dazu be= 
ftimmten Poltzeibehörde, von Seiten diefer aber die Auzitellung 
eined Gewerbeſcheines voranzugehen. Eine bei diefer Gelegenheit 
zu bezahlenve Heine Abgabe wird dazu beitragen, allzu unüberdach— 
ten Planen und Aenderungen vorzubeugen ?). 

2) Eine Genoſſenſchaft ald Zwangsanſtalt ift mit dem freien 
Gewerbe unvereinbar; nicht aber auch die Bildung freiwilliger 


. 1) ©. hierüber weiter unten und in den beiben nachfolgenben $$. 

2) Diefe einmal zu bezahlende kleine Gebühr ift nicht zu vermechfeln mit 
ber Erhebung einer jährlihen Patentſteuer, melde jedem Gewerbenden all: 
jährlich, und zwarggpne Rüdficht auf bie Geſchäftsausdehnung oder ben Rein: 
gewinn bed Einzelnen, angefegt wird. Eine ſolche Kopffteuer widerſpricht den 
eriten Grunbfägen einer richtigen Steuergefeßgebung und hat überdieß die Unter: 
drüdtung ber kleineren Gewerbe zu Folge. S. Rau, Finanzwiſſenſch., Ate Aufl, 
2, S. 14. UM it Malchus, Finanzwiſſ., 8b. I, S. 250. 
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Vereine der Mitgliever veffelben ober mehrerer Gewerbe, went 
fie es zuträglich finden, gemeinfame Angelegenheiten nicht blos durch 
vereinzelte Uebereinfünfte zu oronen, jondern dazu ftehende und um» 
faſſende Einrichtungen zu treffen. Nur auf diefe Weiſe kann fogar 
manches durchaus Wünfchenswerthe zu Stande fommen und deſſen 
Beftand gefichert werben. Allerdings wird gerade in diefer Beziehung 
eine längere Erfahrung wohl noch manche Gefichtäpunkte an bie 
Hand geben und vieleicht auch ftaatliche Beftimmungen als noth- 
wendig ericheinen laffen; aber auch fchon ist läßt fich eine Reihe 
von Grundſätzen als richtig bezeichnen ?). — Es ift dabei aber zu 
unterfcheiden zwilchen ben Vereinen ber Meifter, d. b. der felbft- 
ftändigen Gewerbeunternehmer, und denen ber unfeldftftändigen 
Lohnarbeiter, endlich den von beiden gemeinfchaftlich gebilveten. 


3) Manchfach will man allerdings hier weiter gehen, als nur zur Beftaltung 
und etwa Unterflügung freiwilliger Vereine; es fcheint dieß aber fehr bedenflich. 
— Benn 3. B. Steinbeis, Elemente ber Gewerbebeförderung, ©. 243 fg. 
zwar den Junftzwang mit feiner Beſchränkung auf beftimmte Arbeitsfreife und 
Arbeiterarten befeitigen, dagegen geſetzlich vorgefchriebene Innungen einführen will, 
welche je die mit denfelben Werkzeugen Arbeitenden (9) umfaſſen, Meifterprüfungen 
mit zwei Abftufungen vornehmen, Gerichtsbarkeit ausüben follen u. |. w.: fo fällt 
in die Augen, daß bier von Gewerbefreibeit fehr wenig übrig bliebe und wohl in 
fürzefter Zeit das Zunftwefen in voller Blithe ſtünde. — Weit weniger ift aller 
dings einzumenden gegen ben von Geßler (Tüb. Zeitfchr. f. St.:W., 1862, 
©. 430 fg.) gemachten Vorſchlag, die ſämmtlichen felbftftändigen Gewerbenden 
eined Verwaltungs-Bezirfeg — Amtes oder dgl. — gefetlich zu einer Korporation 
zu vereinigen, fle aus ihrer Mitte einen engeren und einen weiteren Ausſchuß 
wählen zu laſſen, diefen Ausſchüſſen aber die Vertretung der allgemeinen Gewerbe 
angelegenbeit gegen bie Regierung, zur Gewinnung flatiftifcher Kenntniffe von ben 
Gewerben, Eorge für die Unterftügung armer und kranker Genoffen, Entſcheidung 
von Streitigkeiten zit übertragen, ihnen zu ben Ende ein Beſteuerungsrecht ein— 
juräumen u. f. w. Hier wäre allerdings eine Beſchränkung ber Freiheit nicht zu 
befürchten; wohl aber fragt e8 fi, ob nicht Bei einer fo ganz allgemeinen Be: 
theiligung an einer einzigen Körperfchaft bie Anterefien ber einzelnen Gewerbe 
gewahrt wären, nicht alfo doch wieber innerhalb ber gefeßlichen Ordnung 
freiwillige kleinere Vereine nötbig würden; ob nicht ein fehr ſchwerfälliger und 
zeitraubenbder Geſchäftsmechanismus entftünde; und ob nicht dad Beſteuerungsrecht 
zu Mifbräuchen und Klagen Veranlaflung gäbe? eben Falles ſcheint es geras 
tben, erft die volle Wirkung der Freiheit durch die Erfahrung in ihren guten und 
ibren ſchlechten Seiten thatfächlich Tennen zn lernen, ehe aus Furcht vor Unzu⸗ 
länglichkeit der ungezwungenen Einficht ſtaatlich eingefchritten wird. 


a) Die freiwilligen Vereine der Meifter koͤnnen mit Nuben 
zum Gegenftande haben: bie Verabredung und Aufrechterhaltung 
gemeinjchaftlicher Arbeitregeln, eine gleichmäßige Stellung und Be: 
handlung der verſchiedenen Gattungen von Gehilfen, die Beförderung 
ber Reifen jüngerer Gewerbegenoffen, die Unterbringung frember 
Arbeiter, Ferner die Feitftellung gleichförmigen Verhalten? zu ven 
Abnehmern, 3. B. Hinfichtlich des Borgens, der Oeffnungszeit ber 
Verkaufslokale; die gemeinfame Anschaffung von Rohſtoffen; die Er- 
Öffnung gemeinfchaftlicher großer Verkaufshallen; bie Aufftellung 
und Benübungsweife gemeinfchaftlicher Arbeitdeinrichtungen, 3. 2. 
von Mafchinen, Mühlen, Wafchanftalten. — Vereine diefer Art find 
nicht nur nicht bedenklich, fondern es wirb im Gegentheile aus 
folchen Verbindungen nicht nur für bie Mitglieder derſelben, fonbern 
. auch für den Staat felbit, dem mancherlei Sorge dadurch abgenom- 
men wirb, entjchtedener Vortheil entjtehen. Demnach ift bie Bildung 
berjelben nicht nur nicht zu verbieten, ſondern felbft zu begünftigen, 
namentlich durch Verleihung des Rechts einer juriftiichen Perjönlich- 
feit. Nur freilich muß durch genaue Feitftellung der erlaubten Ver⸗ 
abrebungen und burch Weberwachung ber Thatfachen bafür geforgt 
werden, daß nicht wieder ein Zwang gegen Solche, welche Teinen 
Antheil zu nehmen beabfichtigen, eingeführt wird. Deßhalb find 
denn folgende Beftimmungen gefetlich feſtzuſtellen: die Statuten find 
zur Prüfung vorzulegen, ob fie nichts dem Geſetze und echte 
Widerſprechendes enthalten. Niemand barf zum Beitritte genöthigt, 
oder vom Wiederaustritte abgehalten werben %). Die Vorſteher 
eined Vereines können gegenüber von Dritten in Feiner andern 
Eigenfchaft, denn als bevollmächtigte Stellvertreter ihrer Genoſſen 


4) Beſonders hinfichtlich der Gehilfen ift in dieſer Beziehung beitimmtes 
Verbot und firenge Strafdrobung nothwendig. Daß eine Verbindung nur ihre 
Mitglieber an ihren pofitiven Vortheilen Antheil nehmen läßt, verfteht fih von 
ſelbſt. Nur folhen mag alfo immerhin Unterflüßung auf Reifen, bei Kranf: 
beiten, im Alter u. ſ. w. zufommen. Allein nimmermebr darf geftattet werden, 
daß ftatutenmäßig ein Bann gegen unabhängig Gebliebene ausgefprochen ober 


thatſächlich aufrecht erhalten werbe, fo daß z. B. Gehilfen, welche nicht Mitglieder 


find oder bei einem Nichtmitgliede arbeiteten, aud den Werkſtätten ausgeſchloſſen 
wären, u. |. w. 
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auftreten; und auch gegenüber von ihren Genoffen fteht ihnen Feine 
Gerichtsbarkeit zu, außer wenn vertragsmäßige Strafen für gewiffe 
Falle ‚oder ein ſchiedsrichterliches Verfahren verabrebet worben ift. 
Eine Prüfung der Gemerbegenofjen Tann nicht ala Pflicht auferlegt 
werben; boch mag ber Verein Solchen, welche es wünjchen, ein 
Zeugniß ausſtellen. Das Verbot einer bejtimmten Ausbehnung bed 
Gewerbebetriebed oder einer Verbindung mit einem andern Gewerbe, 
jo wie einer Anwendung von gewifjen Werkzeugen fteht dem Vereine 
unter keinen Umftänven zu ®). 

b) Vereine der Kohnarbeiter koͤnnen vor Allem die Auf: 
gabe haben, die verjchiedenen Arten von Verficherungsanftalten gegen 
Unglüdgfälle und Noth, aljo Kranken: und Sterbe-Kaffen, Lebens: 
verficherungen, Alterverjorgung, Sparlaffen, Erfparungsgefellichaf: 
ten, cooperative Unternehmungen u. ſ. w. 9), ſodann Vorkehrungen 
zur Belehrung oder zur Erholung einzurichten oder zu unterhalten; 
und es ift der große Nuten ſolcher Beftrebungen einleuchtenn. Es 
kann fomit die Errichtung nur gewünfcht und, wo es nöthig ift, 
auch von Seiten des Staates unterftüßt werben, wobei zwar einer 
Seit? die Prüfung der Statuten vom Rechtsſtandpunkte aus ſelbſt⸗ 
verftändlich ift; anderer Seits aber jede nicht unbebingt notwendige 
oder von ben Genoſſen jelbjt erbetene Einmifchung von Behörden 
vermieden werben muß, und zwar jowohl aus Nechtögründen, als 
um bie Freude an dem eigenen Werke umd die fortgejehte Bemühung 
um daſſelbe nicht zu fchmälern. — Ein zwar ebenfalls in den Ver: 
hältniffen liegender, darum aber doch nicht weniger bebenflicher 
Gegenftand der Arbeitervereine ift gemeinfame Hinwirkung auf ge 
nügenden Lohn und billige Behandlung binfichtlich der Arbeitsdauer 
n. dgl. Die Sache hat zwei fehr verfchiedene Seiten. Einen Theils 


5) Val. Rau, Staatsw. Pol., 2, ©. 44 fg. und bie daſelbſt angeführte 
weitere Literatur. — Wenn Kleinfhrod, Beiträge zu einer deutſchen Gewerbe⸗ 
orbnung, ©. 118 fg., hinſichtlich der Vereine ber freien Gewerbe noch weiter, al? 
oben geſchehen, geht und einen Theil derfelben zwangsweiſe mit einer den 
Zünften analogen Einrichtung verfehen, dagegen nur bem anberen Theile völlige 
Freiheit geben will: fo ift hierzu fein genügenber Grund. Wo Fein Ehub notb: 
wendig ift, bleibt auch jede Zwangsmaaßregel ungerechtfertigt. 

6) ©. oben, Bd. I, $. 57 fg. 
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iſt, da Verabredungen über dieſe Gegenſtände dem Unternehmer 
nicht unterſagt ſein ſollen, (ſ. oben), ſie jedenfalls thatſächlich nicht 
verhindert werden können, unläugbar die Geſtattung einer gemein⸗ 
ſchaftlichen Gegenwirkung und Vertheidigung der Arbeiter gegen 
unbillige Anmuthungen nur Sache der Gerechtigkeit und ſelbſt Noth⸗ 
wendigkeit. Auch iſt einleuchtend, daß wenn jeder Seits der Arbeit⸗ 
geber nicht gezwungen ſein kann, einen höhern Lohn zu gewähren, 
als er will und wirthſchaftlich kann, und daß es ihm freiſteht nur 
Solche zu beſchäftigen, welche ſich ſeinen Bedingungen fügen; die 
Arbeiter ihrer Seits mindeſtens eben ſo wenig verpflichtet ſind, ihre 
Geſchicklichkeit, Zeit und Kraft, kurz ihre ganze Perfönlichkeit, um 
einen Preis zu vermiethen, welcher ihnen nicht zufagt. Anderen 
Theil laſſen fich aber auch bebeutende Nachtheile und Gefahren 
jolcher Arbeitervereine zur Erzwingung von Lohn- und Arbeits: 
verhältnifjien nicht verfennen, und find die übeln Folgen nicht felten 
ſchon in der Erfahrung zu Tage getreten. Zunächſt können die 
. gemeinfam feftgehaltenen Forderungen in ber That übertrieben und 
unvereinbar mit ber Fortſetzung des Gewerbes fein, Belehrungen 
darüber aber an Unwiſſenheit, Aufhebung, Uebermuth der Arbei- 
ter fcheitern. Sodann entftehen aus hartnäckiger Feſthaltung der 
beider Seit? genoffenjchaftlich aufgeftellten Forderungen und aus den 
immer mehr fich fteigernden Leidenschaften leicht allgemeine Arbeits⸗ 
einftellungen, welche für die Unternehmer ein großer Schaden, für 
die Abnehmer eine oft unermeßliche Verlegenheit, chließlich in ber 
Negel für die Arbeiter cin bleibendes Verderben find. Nicht felten 
entwiceln fich denn aber aus diefen Zuſtänden bebeutende Gefahren 
für vie öffentliche Ruhe und ftaatliche Sicherheit, namentlich wenn 
fih politifche Partheien oder communiftische Plane der burch die 
Lohnftreitigkeiten aufgeregten Menge zu bemächtigen wiſſen. End: 
ich läßt fi nicht verfennen, daß die geordnete Abfonderung ber 
Arbeiter und die gemeinjame Verfolgung ihrer Sntereflen immer 
mehr den Gedanken und dad GSelbftgefühl einer eigenen Klafje der 
Geſellſchaft, eined vierten Standes, ausbildet, deſſen mit Vernunft 
und menfchlicher Natur vereinbare und ihn ſelbſt Qıfricdenftellende 
Einfügung in das Rechts- und das Staatsgebäude zu eine immer 
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dringenderen und doch kaum losbaren Aufgabe wird. Dieſer ſicherlich 
nicht leicht zu nehmenden Erwägungen unerachtet iſt doch kein zu⸗ 
reichender Grund und fein Recht, eine Vereinbarung der unſelbſt⸗ 
fänbigen Arbeiter zu gemeinfchaftlicher Behandlung ber Lohnver⸗ 
bältniffe grundfäglich zu verbieten, fondern es iſt nur möglichfte 
Sorge zu tragen für Verhinderung von Unrecht gegen Dritte und 
für Wahrung des öffentlichen Friedens. So weit die biäherigen 
Erfahrungen gehen, jomit vorbehaltlich fonftiger durch weitere Vor: 
fommmiffe fih etwa als nothwendig herausſtellender Maaßregeln, 
muß ſomit verlangt und mit aller Kraft der Staatsgewalt durch⸗ 
geführt werden: Verbot jedes weiteren Zwanges gegen bie Arbeit- 
geber, ala einfacher Austritt aus der Beichäftigung unter Einhaltung 
ber zu Recht beftehenven bisherigen Verträge; völlige Freiheit der 
Anfchliegung oder Weigerung für jeden einzelnen Arbeiter und 
frenge Beitrafung aller Zwangs- ober Vergewaltigungsverfuche; 
Unterlaffung aller Störung der „Öffentlichen Orbnung und Ruhe; 
Unterorbuung der Verfammlungen unter das allgemeine Geſetz über 
dieſen Gegenftand. Bon felbft verftcht fi, daß bie Beitimmungen 
gegen beichäftigungslofes Herumziehen Nahrungslofer und über bie 
Wegweiſung derfelben in ihre Heimath in Gültigkeit bleiben ”). 





7). Höchſt beachtenswerthe Mittheilimgen über bie England mehr und mehr 
mit einem dichten Netze von widerftandsfähigen und wiberftandäbereiten Arbeiter 
Verbindungen Überziehende Einrichtung der »trade unions«e und über ihre Yol- 
gen giebt ein Bericht, welcher an die Association for promotion of social 
science erflattet wurde: Trades societies And strikes. London, 1860. (Ein 
Auszug daraus von Mangold, in ber TAb. Zeitichr. f. St.:W., 1862, Seite 
609 fg.) Bon welcher Bedemung die Sache iſt, beweifen nicht nur bie in Eng: 
land vorkommenden, fih hauptſächlich buch Zähigfeit und Opferentichlofienheit 
auszeichnenden Fälle von Arbeitseinftellungen, ſondern auch bie in Frankreich und 
in Deutſchland feit 1864 immer Häufiger auftretenden und größere Berhältnifie 
annehmenben Beiſpiele ſolcher Verabrebungen. Niemand kann die Augen vers 
fließen vor der unberechenbaren Wichtigfeit diefer Erfcheinung. Ihre ſtaatlichen 
Folgen liegen noch in unklarer und vielleicht weiterer Ferne; allein bie witth⸗ 
ſchaftlichen Ergebniffe fangen bereits an einzutreten. Sie beftehen in ber Steigerung 
ber Arbeitalbhne und baburdh in ber Vertheuerung einzelner Gebrauchsgegenftände. 
Zunächſt it nun allerdings für bie einen höheren Lohn erzwingenben Klafien von 
Arbeitern ein Gewinn vorbanben; allen ebenfo naturgemäß wird biefer balb ges 
nug wieder verjchwinden burch ein theils zur Ausgleichung für ben höheren Preis 
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e) Gemeinſchaftliche Vereine von Unternehmern und Lohn⸗ 
arbeitern Tönen nicht blos zur Berfolgung einiger ber bereitö er: 
wähnten Zwede, 3.8. Vorſichts- und Verforgungd-Anftalten, Unter: 
richt u. |. w. ftattfinden, und find fogar ſehr wünfchenswerth, weil 
burch den Beitritt ber Arbeitsherrn höhere Einficht, größere Stättig- 
feit und äußere Haltung beigefügt wird, überbieß eine in der Regel 
jehr wünjchenzwerthe Vermehrung ber Gelbmittel eintritt; ſondern 
fie find auch zu Erreichung einer weiteren nüßlichen Einvichtung 
unentbehrlich, nämlich zu einer frievensrichterlichen Entjcheidung von 
Streitigkeiten zwifchen Unternehmern "und Wrbeitern. Allerdings 
fönnen ſolche Streitigkeiten auch nach den Grunbjägen des ftrengen 
Rechtes und fomit von ben bürgerlichen Gerichten des Staates ent- 
fchieden werden; allein ein ſolches Verfahren hat nothwendig Zeit: 
verfuft und höhere Koften zur Folge, und keineswegs \werben bie 
vechtögelehrten Richter immer eine genügende Einficht in bie Ber- 
hältniffe haben. Ein von ben Befheiligten aus ihrer eigenen Mitte 
gewählter Ausſchuß, in welchem Abgeordvete beider Theile figen, ift 
unzweifelhaft zu einer entfprechenden Beilegung geeigneter; ber Staat 
aber mag die Einrichtung fördern, indem er den Sprüchen folcher 
Gewerberichter Vollziehungsfraft verleiht, feinen Gerichten aber eine 
Annahme von Klagen der fraglichen Art gefetlich unterjagt, ehe fie 
vor die Schiebögerichte der Genofjen gebracht find °). 


ber eigenen Bebürfniffe nothwendige, theils durch Nachahmungsfucht bervorgerufene 
almählige Steigerung aller Arbeitölöhne. Dann bleibt, wirthfchaftlich, nur ein 
höherer Preig der Gewerbeerzeugnifle, welcher nicht nur für die auf ein beſtimmtes 
Geldeinkommen angewiefenen Klafien der Gefellfchaft verderblich ift, fondern auch 
bem Abſatze der europäiſchen Waaren in folhen Welttheilen, welche nicht unter 
den gleichen Preisſteigerungsgeſetzen ftehen, mit der Zeit empfindlich ſchaden muß, 
dann aber fchließlich wieber auf die Arbeiter zurüdfält. 

8) Vergl. hierüber vorzugäweile: Meißner, Die Fabrifgerichte in Frank: 
reich. Lpz., 18465 Derf., Specialgerichte für unfere Fabrifgerichte. Lpz., 1846; 
Derf., Vier Geſetze für das d. Gewerbeweſen. Lpz., 1848, ©. 11 fa.; Rau, 
Volkswirthſch. Pol, 2, S. 47, Anmerk. f; und die weitere bier angeführte Lite: 
ratur. Einrichtungen folcher Art beftehen u. .a. in Frankreich, Belgien, Preußen, 
u. f. w. — Zweifelhaft erfcheint, ob auch die Aburtheilung Pleinerer Straffachen, 
3: B. von Injurien, Unterfchlagungen u. bal., welche in Arbeitslocalen und unter 
Bewerbegenofien vorkommen, ſolchen Gewerberichtern zu überlafien find. An ber 
Zwedmaßigleit ber Entfcheibungen iſt allerbingd kaum zu zweifeln; allein eine 
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3) Auch bei vollftänbiger Gewerbefreiheit bleibt bei dem? hand⸗ 
werksmäßig betriebenen Theile der Gewerbe bie in ber Natur der 
Dinge begründete Abftufung der auf eigene Rechnung arbeitenden 
anfäßigen Unternehmer (Meifter); der um Lohn arbeitenden, jeden 
Falle? nicht nothmwendigerweile angeſeſſenen Lohnarbeiter (Gefellen, 
Sehilfen); endlich der Lehrlinge, welche in dem Gewerbe erft unter: 
wiejen werben und nur untergeorbnete Dienfte leiften, in ber Regel 
alſo nicht nur feinen Lohn felbft erhalten, ſondern fogar oft noch 
bezahlen müfjen. Ein großer Theil der rechtlichen Verhältniffe und 
namentlich der gegenfeitigen Beziehungen diefer drei Klaffen von 
Sewerbegenofien Tann allerdings der Gewohnheit oder einzelnen 
Verträgen überlaſſen werden; boch erfordert ſowohl das Intereſſe 
der Geſammtheit als dad der Betreffenden ſelbſt in mehreren Be⸗ 
ziehungen eine fefte ftaatliche Ordnung. 

a) Das Weſen ber Gewerbefreiheit bringt zwar mit fich, daß 
es Feiner befondern Erlaubnig noch der Erfüllung fünftlicher Be- 
dingungen bebarf, um ein Gewerbe ala ſelbſtſtändiger Unter: 
nehmer zu eröffnen; allein damit ift doch nicht gejagt, daß jeber 
Menſch ohne alle Rückſicht anf feine rechtliche Befähigung zur Ver⸗ 
mögensverwaltung und auf jein Recht zum Aufenthalte an einem 
beftimmten Orte ein Gejchäft eröffnen darf. Vielmehr hat ever vor 
dem Beginne fich in biefen beiden Beziehungen auszuweiſen, der 
Staat aber die entfprechenden Vorjchriften darüber zu geben. — 
In Betreff ver Diſpoſitionsfähigkeit verfteht. fich von felbft, 
daß Solche, welche aus allgemeinen ober aus beſonderen Gründen 


ſolche Zuſtändigkeit erfordert eine boch nicht unbedenkliche wefentliche Umänderung 
der ganzen Anftalt, indem dann förmliche richterlihe Gewalt übertragen werben 
muß; und es wird außerdem bie ganze Organifation ber Staatögerichte dadurch 
durchbrochen. Mit demfelben Rechte können dann auch für andere Klaffen ber 
Bevölkerung und für andere Intereſſen Ausnahmsgerichte verlangt werben, wähs 
end Gleichheit vor bem Geſetze, daher aber auch Gleichförmigkeit ber Gerichts: 
barkeit, eine ſehr wichtige Verfafiungsforderung des Rechtsſtaates iſt. — Dagegen 
Reht nichts im Wege, die Gewerberichter mit polizeilichen Aufträgen zu betranen, 
; ®. mit Beauffihtigung und Eintragung ber Lehrlingsverträge, ber Empfang- 
nahme und Eintragung der Fabrikzeihen u. dgl. Nur müſſen fie dann überall 
eingeführt fein, alſo Vereinigungen ber Gewerbenden wenigftens zu dieſem Zwece 
beftehen. 
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feine freie Verfügung über ihr Eigenthum befiten und fich nicht 
rechtlich Haftbar machen können, ein felbitftändiges Gewerbe nicht zu 
übernehmen vermögen. Es find alſo nothwendig Minderjährige, 
Entmündigte und Ehefrauen, beren Ehemänner bie VBermögensver- 
waltung haben, außgefchlojfen. Zur Feſtſtellung eines höheren Alter? 
als des der landesrechtlichen Volljährigkeit ift dagegen Fein zureichen- 
ber Grund °); und daß felbitjtändige Frauensperfonen jedes Gewerbe 
unternehmen dürfen, kann feinem Zweifel unterliegen. — Hinfichtlich 
der Aufenthalt3erlaubniß fit zuzugeben, daß das Recht be 
liebiger Ortsveränderung und des Gewerbebetriebe in jeber Gegend 
und Gemeinde ded Staates im Allgemeinen ein nothwendiges Cor: 
relat der Gewerbefreiheit ift, theils weil fie felbft in vielen Fällen 
nur ein leered Wort ohne thatfächliche Anmeldungsmoͤglichkeit wäre, 
theils um den durch eine etwaige örtliche Ueberfüllung von Mit- 
werbenden beengten Thätigleitsraum zu verfchaffen; allein damit 
find die geſetzlichen Vorjchriften über ein gebotenes Heimathsrecht 
(wegen Armenverforgung u. |. w.) keineswegs aufgehoben oder auf- 
bebbar, und können die, allerdings feltenen, Ausnahmen einer rvecht- 
fihen Unfähigkeit zur Ortsveränderung (zur Strafe oder Aufficht) 
immerhin noch zur Anwendung fommen. Der zu einer felbitftän- 
digen Gewerbenieberlafjung Entjchlofjene muß aljo in dieſer Bezie- 
bung fich über die Erfüllung der geſetzlichen Vorſchriften aus⸗ 
weijen 19). 

9)y) Es iſt offenbar ein Reſt alter Meberwachungsluft und gutgemeinter aber 
falſcher Bevormundung, wenn in einigen Staaten, 3. ®. in Sachſen, bad Recht 
zu einem felbfifländigen Betriebe einige Jahre fpäter eintritt, als bie Mündigkeit. 
Warum diefe eine Berechtigung zum Vermögens und Freiheitägebrauche verfagen ? 
Darum dag Recht einräumen zu verfchleudern, nicht aber auch zu erwerben ? 
Entweder ift die Münbigfeit im Allgemeinen zu frühe angefeßt, dann werbe fie 
überhaupt hinausgeſchoben; oder fie ift im Allgemeinen richtig beftimmt, dann ifl 
fie e8 auch für vernünftigen Gebrauch des Gewerberechtes. 

10) Die Freizügigkeit befriedigend zu ordnen, ift in der Regel eine fchwierigere 
Aufgabe, als die Einführung der Gewerbefreibeit an fi, weil eine Reihe von 
Rechtsverhältniſſen fowohl in der Gemeinde des Aufenthaltes als in der ber Hei- 
math gerecht und billig zu beftimmen if. Namentlich fragt es fi, ob bie Ver: 
pflihtung einen in Armuth verfallenen Angehörigen zu unterflüßen, auf ber 
Heimathgemeinde Tiegen bleiben fol, auch wenn ein Bürger viele Zahre lang ab- 
weiend und feine Arbeit anderen Gemeinden zu gut gelommen war? Dieß er- 


303 


b) In Betreff der Rohnarbeiter, Gejellen, ift der Grundſatz 
der volllommenjten Freiheit in der activen und paſſiven Verwendung 
jever Art von Arbeitäfraft aufrecht zu erhalten, jo daß alſo einer 
Seit jeder Arbeiter überall, fei das Gejchäft welches es wolle, ein- 
treten, anderer Seit? der Unternehmer Arbeiter jeder Gattung und 
jeden Geſchlechtes, allein oder neben einander verwenden kann. In 
Ermanglung bejonderer Statuten oder Rechtsgewohnheiten, welchen 
ih etwa die Betreffenden freiwillig unterworfen haben, ift das Ber: 
haltniß zwiſchen Arbeitgebern und Lohnarbeitern lediglich ein Vertrag 
des gemeinen bürgerlichen Rechtes und danach zu. behandeln. Ebenſo 
it keinerlei Grund, in Betreff der allgemeinen Gejebe über Aufent- 
haltsrecht, Niederlaffung und Berehelihung Ausnahmen für dieſe 
Klaſſe von Bürgern zu machen; fie ftehen itt in Rechten und Pflichten 
einfach unter dem gemeinen Rechte. — Nur in Einer Beziehung 
jcheint eine bejondere Einrichtung nothiwendig. Da es nämlich für 
jeden Arbeitgeber offenbar von großer Wichtigleit ift, über bie 
Berfönlichkeit der ih ihm anbietenden Lohnarbeiter zuverläßige 


ſcheint allerdings nicht als billig; allein die Reglung des Weberganges der Ver: 
pflichtung bedarf manchfacher und genauer Beflimmungen. — Die Zulaffung von 
Ausländern zum Gewerbebetriebe war unter der Zunftordnung unbedingt unters 
fagt, wie fie denn auch ohne Zweifel mit bem flantlichen Gedanken der Zünfte, 
als einer Gliederung bed Bürgerthums zu verfchtedenen Öffentlichen Zwecken, nicht 
vereinbar geweſen wäre, ganz abgefehen von bit herrſchenden Wunſche, bie Wilke 
werbung auf die möglich engften Gränzen zu beſchränken. Nach eingeführter 
Gewerbefreiheit kann nur noch die legtere Rüdficht in Betracht fommen, und etwa 
noch bie Frage, 'ob nicht wenigſtens Gegenfeitigfeit von anderen Staaten gefordert 
werben, bei deren Verweigerung aber bie Erlaubniß verfagt werden müfle? Beide 
Rüdfihten verdienen wohl feine Beachtung. in biefleitö gewerbender Ausländer 
erwirbt freilich zunächft für fih und nimmt vielleicht auch feiner Zeit dad Erwor⸗ 
bene in fein Vaterland zurück; allein fo lange er anweſend iſt und arbeitet, bringt 
er, und zwar wohlbemerft obne Erziehungsfoften verurfacht zu haben, Kraft, Ge: 
ſchicklichkeit und vielleicht Kapital in das Land, nütt alſo dadurch offenbar. Se 
tüchtiger und thätiger er ift, um fo beffer wird e8 fein. Ueberdieß werden Aus: 
länder häufig neue Gewerbezweige ober wenigftend Arbeitöweifen einführen und 
Berbindungen für den Abſatz überhaupt eröffnen. ft dieß aber ber richtige Ge: 
ſichtspunct, fo kann die Erwerbung foldher Bortheile nicht abhängig gemacht wer⸗ 
ben von ber gleihen Einficht anderer Regierungen, alfo von der Gegenfeitigfeit 
der Zulaffung. Wenn Anbere auf etwas Nüpliches verzichten wollen, ift dieß ihre 
Sache. Mit einem Verbote als Retorfiongmanßregel beftraft man aber fic felbft, 
und ift die Wirkung immer eine zweifelhafte. 
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Nachrichten zu erhalten, die Erlangung folcher bei den freien Ge⸗ 
werben aber mit beſondern Schwierigfeiten verbunden ift.: fo tft bie 
allgemeine Einführung von Zeugniß-Büchern, in welche das 
Verhalten des Inhabers obrigkeitlich eingetragen wird, in Betreff 
fümmtlicher unfelbfftändiger Arbeiter, eine zweckmäßige Borfchrift. 
Bon einer Unbilligkeit oder gar einer Nechtöverlekung Tann bei 
einer Aufzeichnung von Thatfahen und einer Eröffnung berfelben 
an weſentlich Betheiligte Leine Rebe fein. Die für die Polizeibe: 
hörde entftehende Unbequemlichkeit aber kommt nicht in Betracht im 
Verhältniffe zum Nuten der Maaßregel. 

c) Schon unter der Zunftordnung wurde vielfach über ſchlechte 
Behandlung der Lehrlinge geklagt, und zwar nicht blos über 
unnöthige Verlängerung ber unentgeltlich zu leiftenden Arbeit, fon- 
dern namentlich auch über mangelhafte Unterweifung im Gewerbe, 
mißbräuchliche Verwendung zu häuslichen Dienften uno nicht jelten 
Mißhandlungen von Seiten der Meifter und Gejellen. Bei voller 
Gewerbefreiheit ift nicht nur Fortſetzung, fondern ſelbſt Steigerung 
dieſes Unfuges zu befürdhten, und da unmünbige, häufig jedes 
Schutzes entbehrende Knaben fih nur fehr unvolllommen Recht zu 
verjchaffen im Stande wären, fo ift ſchon aus Gründen des Necht3- 
ſchutzes, dann aber auch im Intereſſe der Gewerbe, durch eine all- 
"gemeine ftaatfiche Beftimmilig. über dieſes beſondere Vertragäver- 
hältniß Vorſorge zu treffen. Es muß alſo auf der einen Seite 
feftgeftelt fein, daß der Lehrling wirklich im Gewerbe unterrichtet 
werde, jo wie bad, was er an Lebendunterhalt in Anſpruch zu 
nehmen hat; auf der andern Seite ift aber, da Erziehung in folchem 
Alter noch nothwendig und Verwilberung und Unbotmäßigkeit zu 
vermeiden ift, eine entjprechende Difciplinargewalt zu geftatten. Die 
Ausführung im einzelnen Falle wirb erleichtert durch Entiwer: 
fung eined allgemeinen Vertragsformulares, von welchem nur in 
bejtimmten Ausnahmzfällen und unter genauer Bezeichnung ber 
befondern Uebereinkunft abgewichen werben darf; fichergeftellt aber 
wird die Befolgung dadurch, daß eine Eintragung jedes folchen 
Vertrages bei einer dazu beftimmten Behörde (etwa dem Gewerbe: 
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gerichte) angeoronet und die Annahme eines Lehrling ohne Bes 
folgung der gefeglichen Vorſchriften mit Strafe bedroht ift 12). 

4) In Betreff ver Fabriken, d. 5. ſolcher Gewerbeunter- 
nehmungen, welche mit zahlreichen Arbeitern und unter Anwendung 
von weitgehender Arbeitätheilung und von Maſthinen, daher mit 
größerem, oft höchjt beträchtlichen, Kapitale betrieben werben, fällt 
dad frühere Conceſſionsſyſtem bei der Gewerbefreiheit gänzlich weg, 
und Jeder bat dag Recht in der ihm beliebigen Ausdehnung und 
mit den ihm tauglich ſcheinenden Mitteln alle Arten von Waaren 
zu verfertigen. Doch kommen bei diefer Art von Gewerbebetrieb 
vieffache Zwangsvorjchriften zur Anwendung, welche theils durch 
die Eigenthümlichkeiten der in ſolchen Anlagen ftattfindenden Arbeit, 
theil3 in der Anhäufung zahlreicher, immer nur mäßig bezahlter, 
mit jeltenen Ausnahmen lebenslang unfelbftftändig bleibender Ar- 
beiter ihre Berechtigung und Nothwendigkeit finden. Die, nad 
den biöherigen Erfahrungen, wefentlichiten Vorkehrungen dieſer Art 
find aber folgende: 

3) Die Vorſchriften über Kinderarbeit 1?), welche vor: 
zugsweiſe in ben Fabriken vorkommt, theil der Arbeitstheilung, 
theils der Verwendbarkeit auch fchwacher Kräfte bei den Majchinen 
wegen. ' 
b) Die Beftimmungen über bie Benügung gefährlicher 
oder für die Nachbarjchaft beläftigender Einrichtungen ??). 

c) Das Verbot einer Bezahlung der Arbeiter mit Waaren 
anftatt mit Geld (de ſog. Trud-Syftemd), indem bierin eine 
Verkürzung ded bebungenen Lohnes und ein faſt unvermeiblicher 
wirthfchaftlicher Verderb der Arbeiter erfannt werden muß 1). 

11) Bol. Rau, a. a. O., ©. 49 fg. 

12) ©. oben, Bd. I, ©. 194 fg. 

13) ©. oben, Bd. I, ©. 308. 

14) Allerdings Tiegt bier ber Mißbrauch fo nahe bei großem Nuten und 
höchſt wünfchenswertben Einrichtungen, daß eine Trennung des erfteren nicht immer 
möglich fein ober cine ftrenge Durchführung des Grundſatzes fehr Nützliches zer⸗ 
Hören wird. Die Lieferung einer gefunden und wohlfeilen Nahrung an die Ars 
beiter auf Rechnung des Unternehmers und gegen Abzug am Lohn ift eine große 
Wohlthat, und doch eine Bezahlung in Waare anftatt in Geld; ebenſo bie Ver: 


miethung von Wohnungen, weldhe den Lohnheren gehören; vieleicht bie Lieferung 
v. Mohl, Polizeiwiſſ. II. 3. Auflage, 20 
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Außerdem verſteht ich von ſelbſt, daß bie große Anzahl der 
an bemfelben "Orte gufümmengebrängten Menſchen in Fabrikorten 
eine beſonders ftrenge Durchführung ber allgemeinen Maaßregeln 
über die Gefundeghaltung der Wohnpläte nöthig macht; daß der 
mäßige Arbeitae@flenft der Fabrifarbeiter und die völlige Abhängig- 
Zeit ihrer jelbft und ihrer Familien von der Fortdauer der Arbeit 
und ihrer Arbeitsfähtgkeit gerabe in Beziehung auf fie das Beſtehen 
der verjchtedenen Arten von Vorfichts-, Spar: und Hilfzanftalten 
zur dringendften Notwendigkeit fteigert; endlich daß Alles, mas 
die Belehrung und Sittlichfeit der unteren Schichten der Gefellichaft 
fördert, bier nicht nur ein reiches Feld der Anwendung findet, fon: 
bern auch für die allgemeine Sicherheit von hohem Werthe  ift. 
Vielfaches und vielleicht das Beſte kann der Staat allerdings hier 
nicht befehlen noch mit Zwang burchjeßen; ſondern es hängt das 
Gelingen ab theild von reichlichen und richtigen Anerbietungen von 
Unterftügungen zu freiwilligem Gebrauche, theils von ber Einficht 
und dem opferbereiten Willen der höher Geftellten, namentlich ber 
Fabrikeigenthümer, enbli von der Gefinnung und dem Verſtande 
ber Arbeiter ſelbſt: allein um fo einleuchtendber tft, daß wenn bie 
Gemwerbefreiheit nothwendigerweiſe eine Vetminderung de3 handwerk: 

"mäßigen Betriebe und gine Vermehrung ber Fabrifen zur Folge 
“ bat; wenn ferner unlängbar diefe Form der Arbeit ſchwere Nach: 
theile für die dabei Betheiligten und ſelbſt Gefahren für die Ge: 
fammtheit hat, un jo eifriger und umfichtiger Alles gefchehen muß, 
was irgend mildern und berichtigen kann. Wenn die Einrichtung 
ber Fabriken der Triumph des technifchen Wiſſens und Können, 
fo wie ihr wirthfchaftlicher Erfolg eine Quelle von Reichthum und 
von Genüffen ift: fo würde eine alle Betheiligten zufriebenftellende 
Einordnung der durch fie erzeugten gefellfchaftlichen Zuftände in das 
Syſtem der Gefittigung und des Rechtes ein unnennbares Verbienft 
der Staatswiſſenſchaften und der Sittenichre fein. Leider fehlt nod 
viel zu einer vollftändigen Erreichung. 





von Kleidung u. |. w. Hier muß denn das Geſetz verfländig angewendet, zu 
Verhinderung von Mißbrauch aber Hauptfächlich auf die öffentliche Dreinung ge: 
sechnet werben. 
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d) Ausnahmen von der Gewerbefreiheit. 


$. 160. 
e) Allgemeines. 


Soweit die Negel und ihre Rechtfertigig. Dieſelbe Tann 
jedoch nicht unbedingt und ohne alle Ausnahme durchgeführt werben, 
ohne daß überwiegende und fomit nicht zu duldende Webelitände 
entftänden. Es zeigt nämlich eine unbefangene Prüfung, daß in 
einer Neihe von Fällen die rückſichtsloſe Durchführung des Grund: 
ſatzes der Gewerbefreiheit mit empfindlichen Nachtheilen für bie 
Sefammtheit ber Bürger verbunden, ja fogar zuweilen mit der Er- 
reihung unläugbarer Staatszwecke unvereinbar wäre. Hier würde 
benn die Feſthaltung des Grundſatzes zum Widerfinne und zum 
Unrechte. Vielmehr müffen, je nach ver Beichaffenheit des Falles, 
ſowohl qualitative als quantitative Ausnahmen gemacht werden, 
d. h. es iſt die Freiheit bald zu beſchränken Hinfichtlich der Aus⸗ 
übung ganzer Gewerbe, bald binfichtlich der Willfür innerhalb eines 
im Ganzen freiftehenden Betriebe. ine richtige Auffindung ber 
pafjenden Falle und eine geſchickte Auswahl der jeweil anzumenbenden 

Mittel Tann nicht anders, als zum allgemeinen Wohle fühlbar bei- 
tragen. Kräftige Thätigfeit der Gefehgebung und ber ‚Verwaltung 
ift daher fehr wünfchenzwertd. Nur freilich darf auch Feine Ueber⸗ 
treibung ftattfinden; und es verfteht fich von ſelbſt, daß die Freiheit 
nur in Notbfällen zu beeinträchtigen, die Ausnahme alſo bei jeder 
irgend zweifelhaften Frage zu unterlafjen ift, die Regel aber alsbald 
wieder Plab greift, wenn eine Beſchraͤnkungs⸗Urſache ganz oder 
theilweije aufhört. 

Die Verſchiedenheit der gejelligen Zuftände geftattet Feine Auf: 
zählung der Augsnahmefälle, welche auf unbedingte Vollſtändigkeit 
Anſpruch hätte. Doch laffen fie fi) wohl unter drei Geſichtspuncte 
ordnen: unter die Unvereinbarkeit eines freien Betriebed mit Staats⸗ 
zwecken; einen gemeinfchäblichen Mangel an perfönlichen Eigen: 
ſchaften des Gewerbeluftigen; endlich den überwiegenden Nutzen 
geroiffer Alleinberechtigungen. Eine nähere Unterfuhung kann jede 
diefer einzelnen Rückſichten Leicht vechtfertigen, beziehungsweiſe fie 

20* 
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auf dag geringfte erforderliche Maaß beſchränken, (ſ. die $$. 161— 
162;) und nur in Beziehung auf Eine Frage bleiben ſchwer zı 
loͤſende Zweifel. 

Es iſt dieß die Trage, ob nicht auch gegen eine übermäf 
fige und bad Ichäplich werdende Mitwerbung Hilfe zı 
fchaffen ſe? — Niemand kann den Nuten und bie Nothwendigkei 
einer Mitwerbung in den Gewerben läugnen wollen. Allein ebeı 
ſo ungmweifelhaft tft, daß dieſelbe das richtige Maaß auch überjteigen 
kann, und daß fie alsdann empfinhliche Nachtheile zur Folge Hat 
Zunächſt für die Gewerbenden, welche nur ungenügende Bejchäfti 
gung finden, und auch diefe nur zu gebrücken Preifen; dann abe 
auch für bie Verzehrer, welche, häufig wenigſtens, fchlechte Waaren 
von den zu allen Auskunftsmitteln gebrängten Verfertigern erhalten 
endlich für die Gemeinde und für den Staat, welchen vürftige, um 
zufriedene und ungebilbete, anftatt wohlhabenver und zuverläffige: 
Bürger zu Theile werben ). Deßhalb wäre denn unbeftreitbar 
ein richtiges Verbältnig der Mitwerbung, welches Anjtrengun; 
und billige Preife erzwingt ohne aber die Gewerbenden zu Grund 
zu richten, immer ſehr wünſchenswerth. Hieraus folgt aber nod 
keineswegs unmittelbar, daß der Staat zur Herjtellung des zuträg: 
lichen Zuftandes einzufchreiten hat ober einjchreiten kann. Bielmch 
kann er dieſes nur dann thun, wenn bie Gewerbenben nicht felbft 
im Stande find, fih zu helfen, und wenn ihm felbft ein genügenbeg 
Mittel zur Erreichung des Ziele zu Gebote fteht. Beides ift nun 
aber in der vorliegenten Frage ſehr zmeifckhaft. 

Was die Selbithilfe der Gewerbenden betrifft, fo ift eine folche 


1) Nicht mit Unrecht ift vielen Bearbeitungen ber Volfswirthichaft der Vor: 
wurf gemacht worden, baß fie über dem zunächſt liegenden wirtbichaftlichen Nutzen 
nicht nur in wefentlicyer Verbindung ſtehende ftaatliche und gefellfchaftliche Uebel, 
fondern ſelbſt entferntere aber eben fo fichere und bedeutende ökonomiſche Nach- 
theile überfchen, oder ſolche mit einem leichtſinnigen Worte befeitigen zu können 
glauben. Iſt nun bier ſchon auf dem Gebiete ber Volkswirthſchaft cine Verbeſ⸗ 
ferung nöthig, jo find vollends andere Wiflenfchaften ganz unentihuldbar, wenn 
fie die auf dem befchränften Standpuncte des wirtbfchaftlihen Werthes ſchon un: 
richtigen Sätze num ohne weiteres auch als maaßgebend für das gefammte geſell⸗ 
[Haftlihe und finatliche Leben annehmen. 
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vorweg bei zweierlei Gattungen von Gewerben offenbar möglich. 
Einmal bei allen jenen einfachen Beſchäftigungen, welche ohne längere 
Vorbereitung betrieben und ohne empfindlichen Verluft gemechjelt 
werben koͤnnen. Hier vermag ber von übermäßiger Mitwerbung 
Gedrückte durch eigenen Entſchluß und paffende Wahl eines anderen 
ähnlichen Gewerbezweiges fih zu helfen; und ſomit ift er auch 
bazu jchuldig. Zweitens bedarf es feiner StaatZhilfe bei den, zum 
Theile ſehr Tünftlihen und auögebehnten, Arbeiten, welche einen 
Abſatz ihrer Erzeugniffe auch in größerer Entfernung finden koͤnnen. 
Hierzu gehören denn aber namentlich alle fabritmäßig betriebenen, 
indem bie Thatjache eines folchen großartigen Betriebes fchon an 
fi den Beweis Tiefert, daß die Erzeugniffe nicht auf die unmittel⸗ 
bare Umgebung beſchränkt find. So meit Tann alfo von einem 
Anfpruche auf eine polizeiliche Hilfe in keinem Falle die Rede fein. 
— Nun bleibt aber allerdings noch eine zahlreiche Gattung von 
Gewerben übrig, welche einer Seit? einer Tängeren Vorbereitung 
und Webung ober wenigitend eigenthümlicher Geräthichaften und 
Vorrichtungen bedürfen, anderer Seit? in der Regel nur in der. 
nächften Umgebung einen Abjab für ihre Waaren und Dienftleis 
ſtungen finden können. €3. ift bieß ein großer Theil der Hand— 
werke i. e. ©. -Hier ift eine Veränderung bed Arbeitsgegenſtandes 
offenbar fchwierig und beten Falles mit Koften verfnüpft, welche 
tie Meiften nicht aufzuwenden vermögen, ein Abſatz in die Ferne 
aber der Natur der Sache nach für Viele nicht möglich; eine Hilfe 
it ſomit an fich gerechtfertigt. 

Allein nun fragt ſich, ob der Staat ein ausreichendes und 
zu gleicher Zeit nicht anderweitige empfindliche Nachtheile mit ſich 
führendes Mittel befigt ? — Zunächſt fällt in die Augen, daß eine 
Reihe von Borjchlägen, welche zur Beſchränkung der Mitwerbung 
in folchen Fallen fchon gemacht worden find, eine Prüfing nicht 
aushalten. Hierher gehört vor Allem bie Feſtſetzung einer beftimmten 
Anzahl von feldftftändigen Gewerbenden je für einen gewiſſen räum- 
lichen Umfang oder für eine gewiffe Menfchenmenge. So nahe: 
liegend dieſer Gedanfe fein mag und fo unmittelbar außreichend 
er erjcheint, fo ift er doch ganz unzuläffig. Er beruht ſchon auf 
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einer doppelten falfchen Annahme: einmal, daß der Umfang des 
 Bebürfniffes der Verzehrer nicht nur für die Gegenwart, ſondern 
auch, je wenigften für einige Zeit, zum Voraus genau zu ermitteln 
fet; zweitens, daß ein Durchjchnittöbetrag der Leiftungen eines Ge: 
werbenden aufgefunben werben Fönne Sodann und hauptiächlich 
aber entfernt diefe Maaßregel nicht nur die Nachtheile einer über: 
mäßigen, fondern auch, wenigftend in der Hauptfache, die Vortheile 
einer richtigen und nothmwendigen Mitwerbung 7). Nicht minder 
unzuläſſig ift die Anheimftellung der Gewerberechte in die Willkür 
ber Behörben, fei ed num örtlicher, fei es höherer *). Nicht nur 
fehlt es auch bier an einer zuverläffigen objectiven Grundlage einer 
‚richtigen Beurtheilung; fondern noch mehr ift ein abfichtlicher Miß- 
Brauch dieſes Nechtes bei ven Gemeindebehoͤrden und eine kenntniß⸗ 
Iofe Anwendung deſſelben bei ven höheren, den örtlichen Bebürfnifien 
und den Einzelheiten der Gewerbeverhäftnifie ferne ftehenden hoͤhern 
Stellen zu befürdten. Außerdem aber kann ver Bürger wohl mit 
Fug fordern, hinfichtlich einer Lebensbeſtimmung vom Geſetze, deſſen 
Gebot er zum Voraus kennen und zu rechter Zeit beachten Tann, 
nicht aber von unvermuthet einbrechender Willfür abzuhängen. Am 
wenigften kann endlich gebilligt werden, wenn freiwilligen Verein: 
barungen ber Gewerbenden die Abhilfe überlaffen werben will 9). 
Solche find entmweber nicht genügend zu dem vorliegenden Zwecke; 
oder, wenn fie mit Zwangsrecht gegen Dritte ausgeftattet werben 
iollen, wegen des der Eigenfucht unbefchränft eingeräumten Ein- 
fluſſes durchaus unrechtlich und bedenklich. — Es bleibt jomit, ſo 
weit bisher Erfahrung und Nachbenfen reichen, nur übrig zu prüfen, 

2) Diefe Einrichtung ift im Wefentlichen bie ber gefhloffenen Zünfte, 


über beren Nachtheile nur Eine Stimme if. Vergl. Hoffmann, Befugniß, 
S. 52 fg. 

3) Wie früher Rau, Volksw. Pol., 2te Aufl., ©. 302, bei ben blog ört⸗ 
lichen Gewerben vorfhlug. Später hat er fi mit lobenswertheſter Unbefangen: 
heit von ber Unzureichenheit der von ihm gegen übermäßige Mitwerbung vorge: 
ſchlagenen Mittel überzeugt. 

4) Diefer Gedanke wird vielfach gehegt, fo 3.3. von Peterſen, Beant: 
wortung ber Frage, ob ben — — Gewerben mehr Freiheit zu geben fei? Gött., 
1831, ©. 137, Neumann, Ueber Gewerbefreibeit, ©. 28; Bülau, Ter 
Staat und die Induſtrie, S. 170, 
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ob etwa bei den in Frage ſtehenden auf rein oͤrtlichen Abfak, an- 
gerviefenen Gewerben, die Zunftverfaffung beibehalten werden könnte, 
natürlich jo viel als möglich gereinigt von blofen Mißbräuchen und 
unweſentlichen Zuthaten? Unzweifelhaft würbe der Zweck dadurch 
großen Theile erreicht werden, da zünftige Gewerbe nur von folchen 
betrieben werben können, welche fich denfelben regelmäßig gewidmet 
haben, und weil die nothwendige Durchlaufung der verfchievenen Abſtu⸗ 
fungen bis zum Meifter die Generationen ber Gewerbenden etwas 
auseinander hält, Auch könnte die für beftunmte. Nahrungszweige 
gemachte Ausnahme nicht ohne weitered. ala eine Folgewidrigkeit 
verurtheilt werben; es würde fich hier, wie in einigen andern unter 
allen Umftänden zu machenden Ausnahmen, lediglich fragen, ob fie 
durch zwingende Gründe gefordert, alfo gerechtfertigt wäre. Dennoch 
ift der Gedanke als nicht ausführbar zu verwerfen. Zunächſt ift 
eine Bezeichnung derjenigen Gewerbe, welchen Einficht und That⸗ 
fraft nicht auch eine Beichäftigung auswärts verichaffen oder ein 
weiteres verwandtes Gefchäft beifügen kann, ſehr ſchwer durch Geſetz 
feſtzuſtellen °); damit fehlt denn aber die thatſächliche Grundlage 
für eine Berechtigung zur Beſchränkung. Sodann läßt ſich kaum 
ein Gewerbe denken, welches nicht auch fabrifmäßig, d. h. im Großen, 
mit Arbeitätheilung und Mafchinen, betrieben werben könnte. Wo 
it nun das Recht, durch Teithaltung des handwerkämäßigen Ver⸗ 
fahren? die Abnehmer der Vortheile jener Bereitungsart zu berauben ? 
Ferner würde die Gerechtigkeit erfordern, den zunftmäßigen Gewer⸗ 
benden ebenfo ben Webergang zu ben freien Bejchäftigungen zu 


5) Ein Abſatz in die Ferne iſt felbftrebenb bei allen in einzelnen, dem Ber: 
berben nicht ausgeſetzten und verfenbbaren Stüden beftehenben Bewerbeerzeugniffen 
immer möglih. Allein felbft bei den mit der Verfertigung von Nahrungsmitteln 
beihäftigten Gewerben ift eine Verſendung, wie viele Beiſpiele zeigen, keineswegs 
unausführbar; und dann mögen biefelben leicht mit einem Handel von Rohftoffen 
verbunden werben. Baugewerben ift wenigſtens bie Unternehmung von auß: 
wärtigen Bauten, zum Theile fogar bei günftigen Berführungsmwegen bie Verſen⸗ 
bung von bearbeiteten Stüden, thunlich. Vorzüglich aber ift zu bemerken, baß 
die im kleineren Städten und in Dörfern betriebenen Handwerke, alfo eine jehr 
große Zahl ber fogenannten örtlichen Gewerbe, mit Feldbau verbunden zu fein 
pflegen, welchem dann bie durch Verminderung ber Belchäftigung im Handwerke 
frei werbende Zeit nützlich zugewendet werden Tann. 
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unterfagen, wie biefen ein Eingreifen in bie Arbeitskreiſe ber Er: 
fteren. Diefe würden alſo durch ihr Vorrecht zu einer Art von 
Leibeigenen einer vielleicht unglücklich gewählten Beichäftigung, wäh- 
rend Alles um fie her frei wäre. nblich würden, zum offenbaren 
Schaden ber allgemeinen wirthichaftlichen Zuſtände, bei ben zünftig 
bleibenden Beichäftigungen die Nöthigungen und taujend Gelegen- 
beiten zu Verbefferungen und neuen Gedanken, welche fich bei ven 
freien Gewerben geltenb machen, mindeſtens jehr abgefchwächt werben. 

Es ift fomit bie Frage, ob gegen übermäßige Mitwerbung 
ftantliche Hilfe anzuwenden ſei und angewendet werden koͤnne, fchließ: 
lich nach allen Richtungen zu verneinen und muß ber Erfahrung 
und Einficht der Gewerbetreibenden überlaſſen bleiben, fich von 
Beichäftigungen ferne zu Halten, welche bereit3 genügend vertreten 
find; oder im Falle einer falſchen Wahl ſich durch eine Aenderung 
ihrer Arbeit, beziehungsweiſe durch einen beſonders einfichtövollen 
Betrieb ſelbſt zu helfen. Bernachtheiligungen Einzelner werben aller: 
dings nicht außbleiben; die möglichen Ahwenbungsmittel wären aber 
noch weit unbeilvoller %. Hierdurch wird benn der Kreis ber 
wirklichen nothwenbigen und möglichen Ausnahmen von der Ge: 
werbefreiheit jehr bejchränft. 


6. 161. 
A Beſchraͤnkungen wegen Unvereinbarteit mit Staatszwecken. 


Daß der Anfpruch des Einzelnen auf einen Gewerbebetrieb 
ber Durchführung von nothwendigen Staatsanftalten unter 
allen Umftänden zu weichen hat, bebarf Feiner Auseinanderſetzung. 
Uber auch bei gemeinnützigen Einridtungen ift dieß unzwei— 
felhaft der Fall, wenn die Bedeutung derfelben für dad Geſammt⸗ 
leben jo groß ift, daß eine Rechts-Beſchränkung als das Eleinere 
Uebel gegenüber von einer Unterlaffung ober Beeinträchtigung er: 


6) In ber früheren Bearbeitung bes gegenwärtigen Werkes war bie Erhal⸗ 
tung der Zünftigfeit blos örtlicher Gewerbe vertheibigt. ©. 2te Aufl., Bd. II, 
©. 805 fg. Wieberholtes Ueberdenken ber Frage bat zu einer Aufgebung biefer 
Anficht geführt, wenn aud nicht zur Verkennung ber nachtheiligen Seiten einer 
übermäßigen Ditwerbung. 
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ſcheint. — Aus biefen Gründen find denn folgende Ausnahmen 
von der vollen Gewerbefreiheit gerechtfertigt: 

1) Nicht felten find Gewerbe für die Geſundheit der Um: 
wohner ſchädlich, fei es durch Entwicklung gefährlicher Gasarten, 
fei es durch Verberbung des Wafſers, fei es enblich durch üble 
Gerüche, großen Staub, Rauch u. ſ. w. Solche find benn nun 
zwar nicht unbedingt zu unterjagen; allein fie bürfen nur in ge- 
höriger Entfernung von Wohnpläßen betrieben werden. Näheres 
ſ. oben, ®b. I, ©. 214. 

2) Im anderen Fällen find Gewerbe gefährlich, weil fich leicht 
Unglüdsfälle ereignen können, entweder ebenfalls für die Um- 
wohner in Folge von Erplofionen, oder für die Arbeiter durch den 
Gebrauch gewiſſer nothmwenbiger Werkzeuge. Im erften Falle ift 
ebenfall3 Entfernung aud der Nähe von Wohnplägen anzuorbnen; 
in ber zweiten Rückſicht aber haben fich die Unternehmer ven Vor⸗ 
fhriften zu unterwerfen, welche zur Befeitigung der Gefahr von 
den ſachverſtändigen Behörden für zweckvienlich erachtet werben. 
Auch hierüber ſ. oben, Bd. L, ©. 305 fg. 

3) Wenn ein Gewerbe-Erzeugniß einer Seit? zu großen und 
nicht wohl zu befeitigenden Mißbräuchen und Rechts-Be— 
drohungen dienen fann, anderer Seit ber unfchäbfiche Gebrauch 
von Meiner Bedeutung oder leicht durch minder gefährliche Mittel 
ebenfalla erreichbar ift: jo erfcheint es als das Gerathenfte, bie 
Verfertigung folcher Gegenftände gänzlich zu unterfagen. Hierher 
gehört 3. B. die Bereitung von Giften, in fo ferne fie nicht für 
die Heilkunde oder für die Gewerbe unentbehrlich find; die Yabri- 
fation von geheimen Waffen, welche, zur rechtmäßigen Vertheibigung 
wenig tauglich, hauptfächlich zu rechtöwibrigen Angriffen brauchbar 
wären; die Verfertigung von Spielfachen und dgl., welche zu Be: 
trügereien im Gelpverfehre dienen könnten. Iſt der Mißbrauch 
nicht in folchem Kalle zu fürchten oder der Gebrauch gar nicht zu 
entbehren, fo mag an die Stelle des Verbote eine genane Weber: 
wachung ber Verfertigung durch die Polizei-Behörden treten. Dieß 
etwa bei der Verfertigung amtlicher Siegel und Stempel. Ä 

4) Sewiffe Mafchinen können neben ihrem vechtmäßigen Ges 
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eine gefebliche Beſchränkung ver Arbeitswillkür in folgenden Fällen 
begründet: 

1) Wegen entjchiedener rechtlicher Beſcholtenheit. We 
eine gröbere Eigenthumsverlegung oder gar eine fortgefeite Reihe 
ſolcher Verbrechen begangen hat, von Dem ift überwiegend wahr: 
ſcheinlich, daß er auch fein Gewerbe zu Ähnlichen Verbrechen miß 
brauchen wird. Doppelt fo, wenn ſchon dad begangene Verbrechen 
in einem folchen Mißbrauche beftand. Nun aber kann theils ber 
Einzelne nicht mit den Lebendereignifien Aller vertraut fein, mit 
welchen er in Gejchäftsberührung kommt; theils iſt es richtige 
Strafpolitif, mit dem Verbrechen empfinbliche und angemefjene 
Folgen zu verbinden. Daher ift in ſolchem alle ein Verbot dei 
ſelbſtftaͤndigen Gewerbebetriebe völlig gerechtfertigt. Die Einwen- 
dung, daß ber Ausgeſchloſſene nun erft zu Verbrechen gendthigt 
werde, trifftnicht, indem Arbeit als Gehilfe nicht unterjagt if. 
Bon felbft verfteht ſich auch, daß das Recht durch Länger er: 
probte Befferung muß wieder zurüdermorben werben koͤnnen. 

2) Wenn durch Ungeſchicklichkeit in einem Gewerbe eine 
Gefahr für Leben und Gefundheit ober für dag Vermögen Dritter 
entftehen Tann, fo hat der Staat fich vor der Geftattung der Auf 
übung auf eine pafiende Weife von dem Vorhandenfein des erfor: 
berlichen Grabes von Kenntniß und Geſchick zu vergewiſſern. Je 
nad ber Bejchaffenheit der fraglichen Gewerbe mag bieje Unter 
ſuchung mittelft einer theoretifchen Prüfung oder durch Probearbeiten 
geichehen. Doppelt nöthig ift hier eine Staatsfürſorge, wenn auf 
Sole, welche mit den fraglichen Gewerbenven in feiner unmittl 
baren Beziehung ftehen, fomit zu eigener Beobachtung weder Ver 
anlaffung noch Mittel haben, durch die Folgen feiner Ungeſchid⸗ 
Tichfeit in Schaden kommen können. Beifpiele diefer Art find: 
Baugewerke, Schiffleute, Huffchmiede, Pulvermacher. 

3) Bei einzelnen Gewerben ift eine außergewöhnliche per 
ſönliche Zuverläffigkett hinſichtlich des Charakter not 
wendig, indem ihnen Gegenftände von Werth anvertraut werden 
müffen, von ihnen ausgehende Beeinträchtigungen aber erſt, wenn 
fie begangen find, in der Regel alfo zu fpät, zur Kenntniß de 
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eichäftiger? kommen können. So bei Frachtfahrern, Güterbeftät- 
m, Padern, u. f. w. Hier muß eine genaue amtliche Unter: 
Kung über die Perlönlichkeit dem Beginne be Gewerbes voran: 
hen. Bei Einzelnen wird auch der Nachweis eine zu etwaigen 
chadenserſätzen genügenden Vermögen ober die Beitellung einer 
icherheitzleiftung zweckmäßig fein ?). 


I) Ausnahmsweife zu geftattende Monopole. 


‘©. 163. 
an) Berbot bed Rachbruces. 

So gewiß in der Regel auzjchließende Gewerbe-Vorrechte ver- 
erflih find, fo giebt e3 doch einige Ausnahme⸗-Faͤlle, in welchen 
e nicht nur allgemeinen Nugen gewähren, fondern wo aus Gründen 
er Billigfeit eine Beſchränkung der übrigen Staatbürger zu for: 
ren iſt. 

Einer diefer Fälle ift die Sicherftelung der Schriftfteller und 
terleger gegen Nach druck, d. 5. gegen die im Wejentlichen un- 
eränderte Vervielfältigung einer Schrift, veranftaltet von Jemand, 
elcher vom Verfaſſer weder mittelbar noch unmittelbar dad Recht 
jerzu erhalten bat ?). 


1) ©. Hoffmann, Befugniß zum ®ewerbebetriebe, S. 8 fg. 

1) Bon ben fehr zahlreihen Dionographieen Über ben Nachbrud mögen fol: 
nde Schriften die außgezeichneteren fein: Gegen ben Nachdruck: Pütter, Der 
ũchernachdruck, nach ächten Grundſätzen des Rechts. Bött., 1774; Kant, Von 
r Unredhtmäßigfeit des Büchernachdruckes, (Berliner Monatsihrift, von 1785, 
it 55) Schmidt, Der Büchernachdruck aus dem Geſichtspuncte bed Mechts, 
e Moral und der Politif. Jena, 1822; Neuftetel, Der Büchernachdruck nad 
miſchem Recht betrachtet. Heidelb., 1824; Paulus, Rechtsforſchungen. Heibelb., 
24, Heft 1; Kramer, Die Rechte der Schriftfteller und Verleger. Heibelb., 
27; Elmwers, Weber bie — — Bunbesgefeßgebung — — gegen ben Rad: 
ud (in bejfen Themis, Bd. 1, 9.2, S. 209 fg.;) Renouard, Traite des 
‘oits d’auteurs dans la lit&rature, les sciences et les beaux arts. I. II. 
ar., 1838; Schlatter, Hanbbud ber b. Preßgeſetzgebung. Lpz., 1846; Mu⸗ 
uardt, Das literarifche Eigenthumsrecht. Brüſſ., 1851; Joly, Die Lehre vom 
achdruck. Heibelb., 18525 Eiſenlohr, Das literarifch = artift. Eigenthum. 
qhwer., 1855; O. Wächter, Tas Verlansrecht. I. II. Stuttg. u. Züb. 1857; 
‚arum, Die öfter. Preßgefehgebung. Wien, 1857; Romberg, Compte 
endu du Congres d. ]. propriete literaire. I. II. Brux., 1859; Cham- 
‚agnac, Etude s. 1. propriete litteraire. Par., 1860; Besque von Pütf- 
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Unſchwer ift & bier, die Billigkeit eine Schutzes zu 
beweifen, und zwar fowohl in Beziehung auf den Verfaffer ala auf 
den Verleger einer Schrift. Der Berfaffer eine? Buches hat auf 
bie Abfaffung defjelben Zeit und Mühe, Häufig auch mehr ober 
minder. bebeutende Koften verwendet. Der Verleger wagt durch dic 
Uebernahme der Hanbjehrift zum Behufe ihrer Herausgabe bag für 
Schriftſtellerſold und often auszulegende Kapital, feine Neben: 
unfoften und feine Arbeit. Beide können zum Wiedererſatze ihrer 
Auslagen und zu einem verhälnigmäßigen Gewinne nur bann ge: 
langen, wenn die gehörige Anzahl von Eremplaren des gemein: 
Ichaftlihen Werkes verkauft wird. Dieſem hinreichenden Verkaufe 
tritt num aber ber Nachdrucker übermächtig entgegen, inbem er, ber 
außer ben Druckkoſten gar Feine Auslagen hat, einen viel nieberern 
Preis für das einzelne Eremplar feftfeken kann, bamit aber einen 
großen Theil ber Käufer dem VBerfaffer und bem urſprünglichen 
Verleger entzieht. Rechnet man hierzu noch, daß der Nachdrucker, 
welcher natürlich nur ſolche Schriften druckt, deren Verkäuflichfeit 
bereitö durch die Erfahrung entfchieden ift, feinen Ausfall von un 


lingen, Das mufilalifche Autorrecht. Wien, 1864; Protocolle ber — — — 
Gommiffion zur Ausarbeitung des Entwurfes eines — — Geſetzes zum Schutze 
bes Urheberrechtes an Werken ber Literatur und Kunft. ... Frankf. (1864) ol. 
Für den Nahbrud find aber: Reimarus, Der Bücerverlag, in Betrachtung 
ber Schriftfteller u. |. w. Hamb., 1773; Derfelbe, Erwägung ded Verlags: 
rechts in Anſehung bed Rachdrucks. Hamb., 1792; Knigge, Ueber Büchernad; 
drud. Hamb., 17925 Krauſe, Ueber Bühernadbrud. Stuttg., 1817; Grie— 
finger, Der Büchernuchdruck aus dem Gefichtspuncte des Rechts, der Moral 
und ber Politik. Stuttg., 1822; Höpfner, Der Nahdrud ift nicht rechts: 
widrig. Grimma, 1843. — Einen literargefchichtlichen Verfuch über diefen Streit 
f. bei Elwers, a. a. D.; ferner bei Wächter und Harum. Eine große 
Anzahl weiterer Schriften über Nachdruck auch bei Erfch, Literatur der Jurispr. 
und Politik. Die Geſetze und Staatöverträge gegen Nachdruck find gefammelt 
bon Blanc et Baume, Code général d. l. propriet& industrielle, litte- 
raire et artistique. Par., 1854; Eiſenlohr, Sammlung ber Gefeße und 
internationalen Verträge 3. Schube des Titeran.sartifl. Eigenthums. Heibelb., 13586. 
Geſchichtliche und flatiftifche Nachweiſungen über ben Stand ber Gefeßgebung find 
zu finden bei: P. Laboulaye, Etude s.1. droit de propriete literaire en Alle- 
magne. Par., 1855; E. Laboulaye, Etude s. 1. propriete literaire en 
France et en Angleterre; E. Laboulaye et Guiffrey, La propr. litter, 
au XVIII siöcle. Par., 1869, 
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verkäuflichen Büchern auf feine verfäuflichen zu fchlagen hat, wie 
ein Original= Verleger immer zu thun genöthigt iſt 9): fo erhellt 
auf das beutlichite, daß nie und unter feinen Umftänden bie Ori— 
ginalauggabe die Mitwerbung gegen einen Nachdruck auszuhalten 
im Stande ift. Lebiglich durch einen Schuß gegen Nachdruck, fomit 
durch eine Art von Monopol, vermag der DVerfaffer und Verleger 
den urjprünglich berechneten, in Beziehungllir ihre Perſon billigen 
Schadenserſatz und Gewinn zu erlangen. 

Außerdem ift aber auch leicht zu erweilen, daß ein Verbot des 
Nachbrudes zum Belten ver allgemeinen Volksbildung 
dient und zu beren Vortheil gefordert werden muß. Die Furcht 
vor Nachdruck kann leicht die Herausgabe von koſtbaren Merken 
verhindern; damit aber wird die Frucht vieljährigen Fleißes ober 
ausgezeichneten Talentes verloren gehen und bie Möglichkeit eines 
Fortfchrittes in der Volksbildung nicht verwirklicht werden. Noch 
ficherer ift, daß jeden Falles Nachdrücke den Verkauf der Original: 
Ausgabe verzögern, jomit aber erſt jpät, wenn überhaupt, bem 
Schriftiteller Gelegenheit zu verbefjerten und vermehrten Auflagen 
geben. Gegen dieſe Nachtheile kommt der von ben Vertheibigern 
be3 Nachdruckes gerühmte Nutzen defjelben, nämlich die allgemeine 
Verbreitung nüßlicher Werke mittelft der wohlfeilern Ausgabe, nicht 
auf entjcheivende Weife in Betracht; und zwar um fo weniger, al? 
bie Beſorgniß vor Nachdruck nicht jelten einen Verleger vweranlaßt, 
den Preis eines fpäter nun doch nicht nachgedruckten Buches höher 
zu ftellen, damit er wenigftend durch ben Verkauf ber bis zum 
Erſcheinen des Nachdruckes abgejebten Eremplare möglichit gedeckt 
werde. 





2) Bon einem Drittheile der Verlagsartikel Haben die Buchhändler poſitiven 
Schäden, ein Drittbeil bedt feine Koften, und vom letzten Drittheile allein ift 
Gewinn zu erwarten. Daß ſelbſt größere Sachkenntniß, ald man bem Gewerbs⸗ 
manne zumuthen kann, und alle Vorſicht dieſes ungünſtige Ergebniß des Origi⸗ 
nalverlages nie ganz ändern Bnnen, fällt in bie Augen. Habent sua fata 
Hibelli. Nicht jedes gute Buch findet viele Lefer und Käufer. Auch im literari⸗ 
fen Gebiete findet ſchneller Mechfel der Laune und ber Meinungen ftatt. Es 
kann ein bißher viel gebrauchtes Werk burch eine Veränderung ber äußeren Um: 
fände, oder burch eine noch beſſere andere Schrift mit einemmale den Werth ver⸗ 
lieren, u. |. f. 
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Es hätte ohne Zweifel vollfommen genügt, die Verwerflichkeit 
des Nachdruckes mit ben bisher erörterten Gründen zu erweiſen 
und, auf fie geftüßt, vom Staate zur Abhilfe ein Verbot des Nach—⸗ 
druckes zu verlangen, bamit aber durch bie Gefeßgebung ein Ur: 
heberrecht, d. h. ein Recht auf eine auzfchliegliche Benuͤtzung eines 
literariichen Erzeugniffes, zu ſchaffen. Man Hat aber vielfältig 
geglaubt, noch ficheretugchen zu follen, und deßhalb verfucht, auch 
fchon aus allgemeinen Gründen eine Unrechtmäßigkeit de 
Nachdruckes nachzumeifen. Damit hat man jeboch, eine Hare Sache 
verwirrend und mit fchlechten Gründen vertheidigend, mehr gejchabet 
als genügt. Denn fo ſehr verfchieden und zum Xheile finnreich 
auch die gemachten Verfuche find: noch Keinem ift die Führung 
eine überzeugenden Beweiſes gelungen; und nimmermehr kann fie 
auch wohl, der Natur der Sache nach, gelingen *). Der Nachtheil 
für Schriftfteller und Verleger ift an ſich noch fein Grund für die 
Unerlaubtheit ber Handlung. Diele durchaus rechtlich nicht an- 
greifbare Handlungen ſchaden Dritten %. Es iſt ſodann eine offenbar 


3) S. bie überfichtlihe Darftellung über biefe verfhiebenen Bemühungen 
und bie gegen biefelben geltend zu machenden Gründe bei Wächter, Verlags: 
reht, S. 97 fe. 

4) Wenn Kolly, Lehre vom Nachdruck, S. 6 fg., ben einzigen rechtlich nach: 
weisbaren Grund ber Unrechtmäßigfeit des Nachdruckes darin findet, daß ber ein- 
gebürgerte und unentbehrliche Handelszweig des Buchhandels durch benfelben zer: 
flört werde, unb Niemand auf Koften eine Andern ſich bereichern bürfe: fo find 
nit nur zwei weſentlich verſchiedene Dinge zufammengefaßt, fondern es find 
auch beide Gründe nicht ſtichhaltig. — Der Schaden für den Buchhandel iſt un: 
zweifelhaft; allein darin liegt noch keineswegs ein Unrecht. Jede Mitwerbung, 
jebe neue Anlockung von Käufern bringt Schaben und kann ein beftehenbes Ge: 
ſchäft zu Grunde richten. Um ben Staat zu einem Verbot zu berechtigen, muß 
ein dringender weiterer Grund dazu kommen. Ein folder ift nun allerdings in 
dem aus ber Beſchädigung bed Originalverlegerd entſtehenden Nachtheil für bie 
allgemeine Gefittigung zu finden; allein dieß beweist nicht bie Unrechtmäßigkeit 
des Nachdruckes ſchon an fi. — Der Sa aber, daß Niemand durch den Scha⸗ 
ben eined Andern gewinnen bürfe, ift in feines Allgemeinheit überhaupt nicht 
richtig, wie taufend Fälle im täglichen Leben beweifen; er kann aber namentlich 
auf Gewerbe und Handel gar nicht angewendet werben, ohne biefe ganz unnög- 
Tih zu maden. Sol etwa ein neues, wohlfeileres Erzeugnig nirgends bergeftellt 
und verfauft werden dürfen, weil Verfertiger und Verkäufer eines ältern theureren 
den Abfaß verlieren 3 
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grundloſe Annahme, daß ber Nachbruder dad von ihm verviel- 
fältigte Eremplar nur unter der ſtillſchweigenden oder ausdrücklichen 
Bedingung, nicht nachzudruden, habe erwerben können 6). Es iſt 
ferner der Begriff eines geiftigen Eigenthumes des Verfaffers an 
öffentlich bereit? mitgetheilten Gebanken und deren Form eine ganz 
unjuriftifche Vorftellung, welche zu den wiberfinnigften Folgen und 
dem wunberlichiten Rechtszuſtande führen würbe %). Alſo kann auch 
nicht von geiftigem Diebftahle die Rede fein”), noch weniger 
von Diebftahl im gemwöhnlihen Sinn. Keineswegs fucht ber 
Nachdruder den Verleger aus feinem Vertragsverhältnifie zum 
Verfaffer zu verbrängen 8); fondern er behauptet nur, über ihm 
befannt gewordene Gedanken nach Belieben verfügen zu bürfen. 
Er iſt Fein unbefugter Gefchäftzführer, denn er handelt gar nicht 
für den Berfafjer oder Verleger, fondern lediglich für fih. Weiters 


5) Bütter bat fa. a. O., ©. 46 fg.) zuerft ben Gedanken, baß der Nach: 
druder eine ftillfchweigende Bedingung verlege, ausgeführt; und er ift ihm 
denn, troß feiner offenbaren Unhaltbarkeit, von Vielen — 3.8. von ben Grimis 
naliften Klein und Grolman — nachgeſagt worden. Um nicht viel verbefs 
fert wird ber Verſuch, ben Nachdruck rechtlich unmöglich zu machen, dadurch, daß 
bie Bedingung, nicht nachbruden zu wollen, itgenbwo im Bude ausdrüclich 
abgedrudt iſt. Nur in ben wenigften Fällen wird der Sortimentshändler ben 
Käufer darauf aufmerffam machen, fondern biefer ganz ohne Bebingung Taufen. 
Und auch bann bleibt immer noch eine ganze Reihe von Möglichkeiten, ein nicht 
gefauftes Sremplar nachzudrucken. Vgl. Neuſtetel, a. a. O., ©. 18 in 
der Note; Wächter, Verlagsrecht, ©. 97 fg. 

6) Ten Verſuch, durch ein Gedanken: Eigentfum ben Nachdruck abzumeifen, 
hat namentlih Ehlers gemadt; und Biele Haben ihm nachgefchrieben. Zulegt 
vertbeibdigt noch Eifenlohr, Das literarifch sartiftifche Eigenthum, biefen Ge⸗ 
danken. Neuftetel, ©. 4 fg., zeigt auf eine höchſt ſchlagende und witzige 
Weife das juriſtiſch völlig Verkehrte bes Gedankens felbit, fo wie feiner Folgefäke. 
Bl. auh Renouard, Trait& des droits d’auteurs, Bd. I, ©. 441 fg.; 
WVaächter, a. a. O., S. 99 fg. 

7) Wie dieß in Wagener’3 Staatslexicon, Art. Nachdruck, geſchieht. Ein 
geiſtiger Diebftahl wäre etwa, wenn man biefen Augbrud überhaupt gebrauchen 
kann, dann vorhanden, wenn Jemand fidh unberechtigt in den Beſitz eines noqh 
nicht veröffentlichten Gedankens eines Andern ſetzte, und benfelben nun als feinen 
eigenen verwertbete. 

8) Hierauf legt namentlih Kant das Gewicht; aber auch Fichte (Beweis 
der Unrechtmäßigfeit bes Büchernahbruds. Berl. Monatsſchrift, 1793, Heft 6) 
und Hegel, Naturreht, 1821, ©. 71, folgten ihm. 

v. Mohl, Polizeiwiff. II. 3. Kufloge. 2] 
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ift von keiner Fälſchung die Rese, denn ber Nachdrucker täufcht 

> weder über ben DVerfaffer 9), noch über den Inhalt des Werkes, 
ned; über den urfprünglichen Verleger. Sodann iſt der Dienft, 
welchen der Schriftiteller dem Publikum geleiftet bat und für den 
er zu einer Belohnung berechtigt fein ſoll 2%), ein von ihm frei 
willig und ohne vinen vorgängigen Vertrag geleifteter, und jeden 
Falles hängt ein Anſpruch auf den alleinigen Verkauf des Buches 
in keiner Weife mit biefem Verdienſte nothwendig und rechtlich zu- 
ſammen. Endlich ift e8 zwar ganz richtig, daß eine Vergewaltigung 
(Sujurie) wäre, den Urheber eined Geiſteswerkes zu nöthigen, daſ⸗ 
felbe auders, als wie und wann er felbjt will, befannt zu machen; 
alfein die Frage ift gerade, ob ed als ein dem Verfaffer angetbaner 
Zwang und al ein Eingriff in feine Perjönlichkeit bezeichnet werden 
fonn, wenn eine von ihm bereit der Deffentlichfeit übergebene 
Schrift unverändert noch weiter verbreitet wird? Und dieſe Frage 
iſt doch ohne Zweifel zu verneinen 12). 

Allein damit ift in ber That gar nichts verloren. Für einen 
geſittigten Staat reichen Gründe ber Billigfeit und des allgemeinen 
Nutzens volllommen aus, wie bieß ja auch die außgebehntefte Er- 
fahrung zeigt 19). 

Die Modalitäten eined Schußgefeßes können allerdings ver- 

ſchieden fein; doch, fcheinen nachftehende Grundfäge die zweckmaͤßig⸗ 
ften Anhaltspunkte zu geben: 

Vor Allem darf nicht aus den Augen gelaffen werben, baß 
ber Zwed des ganzen Geſetzes nur ber fein kann, dem Berfaffer 
und dem Verleger eined Werkes fo vielen Schuß zu gewähren, ala 

. Re bebürfen, um volle Entſchädigung und billigen Gewinn zu ziehen; 
daß aber keineswegs ein völliges Eigenthumsrecht an Gedanken, fo: 

9) Wie die z. B. Duiftorp, Grunbfäge bes peinl. Rechtes, F. 414, behauptet. 

10) Tiefen Verſuch macht Renouard, a. a. D., ©. 457 fg., nachdem 
er bie an ſich meit baltbareren Anfichten feiner Vorgänger mit Glück wiber: 
legt bat] 

— 11 Den Begriff der Injurie hat zuerſt Neuftetel, ©. 44 fa. anzumenden 
gejucht ; fpäter ift ihm auch Heffter, Strafrecht, beigetreten. 

12) Hierüber |. ausführliche Nachrichten bei Renouard, a. a. O. Bd. 1, 


©. 5— 432, und bie oben angeführten Sammlungen von Geſetzen und Staats: 
verträgen. 
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mit eine Befugniß, die Bildung des Volkes nach Belieben zu leltett 
und aufzubalten, ihnen eingeräumt werben will und faın. So welt 
giengen die Befugniffe des Staates nicht; und noch viel weniger 
könnte der allgemeine Vortheil einen jolhen außfchweifenden Anſpruch 
gut heißen. Bon einem unbebingten Verbote des Nachdruckes ohne 
Rückficht auf Zeit und Perfonalverhältniffe, von einem ewig bauerns 
den ausſchließenden Rechte auf beftinmte Werke kann alfo Teine 
Rede fein. Ein ſolches Recht würde verhindern, daß die klaſſiſchen 
Schriften eined Volles in genügender Weiſe Gemeingut aller Etände 
werden; der Grab feiner Ausbildung würde von der eigenfüchtigch 
Berechnung eined Buchhändler? ober dem Eigenfinn eines Echrifte 
fteller3 und feiner Nachfommen abhängen. Jeden Falles kann alſo 
nur ein zeitweijes Verbot bes Nachdruckes gegeben werben, nach 
deſſen Ablauf Jedem erlaubt ift, dad Werk wieder zu drucken. 
Hinfichtlich der zweckmaäͤßigen Dauer des vorübergehenben 
Alleinrechtes können verſchiedene Anfichten ftattfinden. Würde mei 
blos den Verleger und feine Vortheile ind Auge faffen, fo möchte 
eine Zeit von 10—15 Jahren wohl völlig hinreichen, indem ein 
Buch, welches ſich gut verkauft, in diefem Zeitraune Tängft bie 
Koften gedeckt haben wird, für ein andere? aber auch ein weit 
längerer Zeitraum keine Sicherheit gewährt, und ohnebem ein Nach» 
druck eines ſolchen Werkes kaum zu befürchten ift. Sieht man de⸗ 
gegen auf den Verfaſſer des Werkes, jo jcheint billig zu fein, ihn 
fein ganzes Leben hindurch art dem durch fein Talent ober feinen 
Fleiß gefchaffenen Gewinn Antheil nehmen zu laſſen und ſelbſt 
feiner Binterlaffenen Familie ein Erbtheil zu verfichern, wenn der 
Genuß des Gatten und Vakers nur kurze Zeit dauerte. Am billig⸗ 
ken werben alfo wohl alte Ansprüche beridfichtigt, wenn als Regel 
des Nachdruck-Verbotes die Lebenszeit bes Schriftitellerd angenom⸗ 
men, dabei aber beftimmt wird, daß wenn berfelbe ftirbt, ehe er 
jein Recht eine beftimmte Anzahl Jahre hindurch (allenfalls 15—20) 
genoffen hat, feine Wittwe und Kinder bis zum Ablaufe dieſes 
Termines eintreten 1%). Andere Erben find auszuſchließen, als für 


18) In der englifchen Geſetzgebung iſt der Satz umgekehrt. Hter ift näms 
21* 
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welche keinerlei Billigkeit fpricht; und nur dem Buchhändler ift im 
Falle eines frühen Todes des Verfafferd ohne Familie ein Zeitraum 
von 10—12 Sahren einzuräumen. Daß bei Schriften, welche in 
mehreren Abtheilungen erjcheinen, alle diefe Friften erft von ber 
Zeit der Herausgabe der Ichten Bekanntmachung an laufen, verjteht 
fich von ſelbſt, da ſonſt der beabfichtigte Schuß ein ſehr unvoll: 
tommener wäre. Bei ganz unveränderten neuen Auflagen dagegen 
jcheint c8 zu genügen, wenn nur der Termin des erften Abdruckes Läuft. 

Nicht ohne Schwierigkeit ift die Beantwortung ber Frage, wel: 
herlei Schriften der gejeglihe Schuß zukommen fol? Im 
Allgemeinen muß freilich feftftehen, daß jede Drudjchrift ohne wei- 
tere Unterfcheibung jei es des Inhaltes ſei es der Form, zu fchügen 
ift. Allein ganz ohne Ausnahmen und nähere Beſtimmungen kann 
biefe Negel nicht bleiben, wenn nicht Unzweckmäßiges, zum Theile 
fogar des Staates Unwürdiges erfolgen fol. — So ijt denn, ein- 
mal, da Verhältnig der nicht völlig jelbftjtändigen Schriften zu 
beitimmen, alſo der Nachahmungen, Auszüge und Commentare. Im 
Sinne des Geſetzes Liegt wohl nur, daß Schriften biefer Art nicht 
erlaubt find, wenn fie dad Weſen der uriprünglichen Schrift nach 
Form und Inhalt jo ganz wiedergeben, daß eine Bekanntſchaft mit 
verfelben überflüffig wird. Demnach find allerdings ausführliche 
foftematifche Auszüge, Commentare, weldye den ganzen Text wieder 
geben, keineswegs aber fürzere kritiſche oder gejchichtliche Ueber— 
fichten, Sammlungen von Auszügen einzelner Stellen deſſelben Ver— 
fafjer3 oder Mehrerer u. dgl. zu beanftanden. — Eine zweite Be: 
rüdfichtigung erfordern umfittliche Schriften. Einer Seits find bie- 
jelben ficherlich Teined Staatsſchutzes würdig. Anderer Seits ift 
aber zu bejorgen, daß fie durch Nachdrücke um jo mehr verbreitet 
werben möchten. Da jedoch das Letztere durch Strafen und Weg: 
nahmen befeitigt werden kann, jo darf bie erjte Rückſicht überwiegen, 
jomit der Schuß verweigert werben 1%). Uebrigens verfteht es fich, 


lih der Schuß jeden Falles auf 28 Jahre beflimmt; Iebt aber ber Schriftfteller 
länger, fo ift ex auch noch während des Reſtes feines Lebens geſchützt. 

14) Auch die englifche Geſetzgebung ift biefer Anfiht. ©. Kleinſchrod, 
Großbritanniens Geſetzggebung, ©. 74. 
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daß nur ſolche Schriften fo behandelt werben bürfen, welche burdh 
ein zuftändiged Urtheil vechtäfräftig für unfittlich erflärt find. — 
Drittens ift die Frage zu entfcheiven, wie es zu halten ift mit Schrif 
ten, deren Verfaſſer geftorben ift. Hier tft unzweifelhaft zu unter: 
ſcheiden. Waren folche Schriften im Befite rechtlicher Erben und 
find fie von diefen oder in ihrem Auftrage heraußgegeben, fo haben 
biefe unzweifelhaft während der gejeßlichen vom Tode des Verfafferd 
an gerechneten Friſt Schuß gegen Nachdruck in Anſpruch zu nehmen. 
Der Umftand, daß der Verfaffer felbft die Veröffentlichung nicht 
mehr bejorgte, Tann die billige Rückſicht auf feine Hinterlaffenen 
nicht bejeitigen. Wenn dagegen die Schriften in den fremden Beſitz 
übergegangen waren und von Dritten herausgegeben wurden, jo fällt 
ver Hauptgrund für das Verbot des Nachdruckes weg. Die Rüde: 
ficht auf das Wagniß bes Verlegerd muß zurücdtehen gegen bie 
Beforgniß, daß eine Belehrung, deren Werth fchon durch bie Tpäte 
Veröffentlichung bewiefen ift, unter einer erjten ungenügenden Her⸗ 
ausgabe leide 2°), Nur wenn ber Herausgeber eine felbftftändige 
Arbeit damit verbunden hat, ift biefe zu ſchützen. — Wichtig ift 
ſodann die Frage binfichtlich des Nachdruckes von Werken, welche 
im Auslande, namentlid) in fremden Sprachen, erjchienen find. 
Unläugbar ift bier freilich, daß der Nachdruck auch folcher Schriften 
ben Verfaffern und Verlegern ſchädlich fein kann 1%. Ebenſo ift 
natürlich die Unfittlichkeit der Handlung dieſelbe, ob fie gegen einen 
fremden begangen wird, ober ob fie einem Mitbürger fchabet. 
Dennoch bat die Sache auch eine andere Seite. Cinmal ift doch 
oft der Nachtheil, und fomit die Unbilligfeit, weit Meiner. Sodann 
Tann die Herbeifchaffung außwärtiger Werke mit Schwierigkeiten 
und mit Zeitverluft verbunden fein, dann aber alfo ganz unterbleiben. 


15) Könnte 3. B. dem Entdeder eines neuen griechifchen oder Iateinifchen 
Schriftfiellerd, oder eines biöher unbelfannten Stüdes von Shaffpeare vernünfs 
tigerweife dag Recht eingeräumt fein, allen andern Sachverſtändigen eine Bear⸗ 
beitung während feines ganzen Lebens und noch viele Jahre nach feinem Tobe 
zu unterfagen? 

16) Dean erinnere fih z. B. an ben Nachdruck ber englifchen Schriften in 
ben 3. St. von Nordamerika, der franzöfifchen in Belgien, ber beutfhen unb 
italiänifchen in anderen Staaten Deutſchlands und Italiens. 
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Ferner ift die Anfchaffung fremter Bücher, damit aber auch vie 
Berbreitung der in ihnen enthaltenen Bildungsmittel ſehr erfchwert, 
wenn der Drud in einem gelbreichen und wijo ſcheinbar theueren 
Lande gefhah, die Einfuhr aber zu einem Volke geſchehen fol, bei 
welchem das Geld höher im Preife fteht 1). Endlich kann dem 
Etgate kaum eine Verbindlichkeit nachgewiefen werben, die Ange 
hörigen eine fremden Etaated wegen einer in deſſen Gränzen vor: 
genommenen und jeden Falles zunächſt für feine Bürger bezweckten 
Handlung zu belohnen, und zwar auf Koften ber bieffeitigen An- 
gehörigen. Sind nun auch diefe Gründe nicht fo ſchlagend, daß 
fie für durchgängige Freigebung des Nachdruckes fremder Werke ent 
ſcheiden, jo erlauben fie doch wenigſtens, bie fremden Schriftfteller 
und Verleger weniger günftig zu behandeln, ala bie einheimifchen. 
Es ift Hier wohl zu unterjcheiden zwifchen Bevölkerungen, welche 
verſchiedene Sprachen reden, und von gleichiprechenden. Im erften - 
Falle fonn überhaupt von Nachdruck nur dann die Rede fein, wenn 
die fremde Sprache auch dieſſeits fehr bekannt iſt, und auch dann 
nur bei Schriften von fehr allgemeinem Intereffe. Zu einem grund 
fäglichen Verbote ift fomit kaum ein Grund vorhanden; und es if 
jeder billigen Rückſicht Rechnung getragen, wenn in Ausnahms⸗ 
Fällen einem außwärtigen Schriftfteller geftattet iſt, Schuß zu ver: 
langen. Ob diefer ſodann in ber Form eined bejondern Privi- 
legiums verwilligt wird, oder ob er durch Benüßung einer dazu 
beſtimmten ftehenden Einrichtung, etwa Eintragung in ein amtliches 
Verzeichniß, erworben werben kann, ift ziemlich gleichgültig. We 
fentlich anders ftellt fich natürlich die Sache bei zwei Staaten, welche 
diefelbe Sprache und ſomit auch, in der Hauptſache wenigitens, eine 
gleiche Literatur haben. Hier ift ein auch in dem fremben Lande 
unternommener Nachdrud jeden Falles ein unmittelbarer Schaden 
für Schriftiteler und Verleger, indem er ihnen einen Theil des 
Ahſatzes, auf welchen fte rechnen konnten, entzieht; und überbieß 
wird ihnen Leicht ſelbſt im eigenen Vaterlande ein entſchiedener Nach⸗ 
theil zugefügt, da eine Einführung des Nachdrucks fchwerlich ganz 


17) Ber weiß nicht, wie fehr diefer Umſtand den Abjap engliſcher Schriften 
im Außlande vermindert? 
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verhindert werben kann. Offenbar Tiegt alfo eine Uebereinkunft 
über gegenfeitigen Schuß der Angehörigen im wohlverftanbenen eige⸗ 
nen Intereſſe 28). — Vebeajegungen haben, als eine eigene geiftige 
Arbeit und als eine verjchiebene Form der urfprünglichen Gedanken, 
denjelben Schutz in Anſpruch zu nehmen, welcher Urfchriften ge 
bührt, gleichgültig von wem ſie unternommen worden find. Es ift 
Sache des Anſtandes, aber nicht Nechtzpflicht, fih mit dem Ver 
faffer der Urſchrift Hinfichtlich ihrer Mebertragung in eine fremde 
Sprache zu verftänbigen 1%). — Daß, weiterhin, mufilalifche Arbeiten 


18) Wohl in Erinnerung iſt noch der traurige Zuftand, in welchem fidh bie 
Literatur und ber Buchhandel in Deutfthland befanden, als Nachdruck von einem 
beutichen Lande gegen das andere möglich war. Das gleiche fand in Ztalien flatt 
vor deſſen itiger Geftaltung. Und wer kennt nicht den Schaden, welchen ber 
franzöfifche Buchhandel durch ben belgiſchen Nachbrud erlitt? — Um jedoch ge: 
recht zu fein, muß allerdingß zugegeben werben, daß es Fälle giebt, in welchen 
bie Unterlaffung des Nachdruckes einer fremden gleichſprachlichen Literatur von fo 
überwiegenden Nachtheile wäre, daß «ein benfelben verbinbernder Vertrag nicht 
abgeichloffen werden kann, und zwar aus höheren, als aus Gelbrüdfichten. Dich 
ift nämlich ba ber Fall, wo eined ber beiben Voller weit hinter dem andern an 
Bildung zurüd ift, fomit von diefem hauptſächlich geiftige Körberung erhält; und 
wern zu gleicher Zeit die Bücher des vorgefchrittenen Landes fo theuer find, daß 
eine entfprechende Verbreitung auch des Nützlichſten und Nothwendigſten nicht 
Rattfände. Hier wäre offenbar ein Schub der fremden Snterefien eine fchwere 
Bernachläffigung ber eigenen, und zwar weit größerer. Gin fchlagenbes Beiſpiel 
diefer Art ift das Verhältniß der Vereinigten Staaten von Norbamerifa zu Eng⸗ 
lond. Es ift zuzugeben, baß ber in maflenhaftefler Weiſe betriebene transetiants 
liche Nachdruck engliſcher Werke ein empfindlicher Schaben für Schriftfieller und 
Buchhändler in England if; allein ein Nachbrudverbot wäre in ber That em 
geiftiger Selbfimord von Seiten Amerika's. Auch denkt benn Niemand an einen 
Vertrag diefes Inhaltes. Ohne Zweifel werden, wenn die itzigen englifchen Kolo⸗ 
nieen in Auftralien u. ſ. w. fi werden ganz vom Mutterlande getrennt haben, 
auch in biefem gleiche Verhältniffe zu gleichem Ergebniſſe führen. 

19) In neuerer Zeit hat in Geſetzen und Staatöverträgen ber Gebanfe Bei: 
fall gefunden, den Berfafler das alleinige Necht zur Anfertigung ober Geſtattung 
tiner Ueberſetzung wenigſtens bann zu gewähren, wenn er fi auf bem Titel feis 
ner Schrift ein folches Necht ausdrücklich vorbehalte und die Ueberſetzung wirk⸗ 
ich innerhalb beſtimmter kurzer Zeit veröffentlicht werde. Allein auch in dieſer 
Beſchränkung muß die Anwendung des Urheberrechtes auf Ueberſetzungen beftritten 
werben. Abgeſehen davon, daß es fi, mit kaum nennendwerthen Ausnahmen, 
von dem Schutze auswärtiger Urheber und Verleger Handelt umb bie biergegen 
überhaupt anregbaren Zweifel alfo auch bier Platz greifen, fo findet ber weſent⸗ 
ich beflimmende Grund für Verbote, nämlich die Sicherſtellung billigen Gewinneßs 
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ganz denfelben Echub gegen unbefugte Vervielfältigung in Anſpruch 
zu nehmen haben, bebarf nicht erft eines Beweiſes. Bei ihnen 
(wie freilich auch bei Schaufpielen) kommt aber überbieß noch ein 
Recht der Verfügung über Hffentliche Aufführung in Trage. Der 
leitende Grundſatz muß hier ohne Zweifel fein, daß es zwar, wegen 
ber bis zur Unntöglichkeit gehenden Schwierigkeit und Verzögerung, 
nicht der Einholung einer befondern Erlaubniß für jede Aufführung 
eined bereit? durch mechanische Vervielfältigung bekannt gemachten 
Tonſtückes bebarf, wohl aber dem Verfaffer fo wie feinen Erben ein 
Recht auf einen billigen Antheil an einer dadurch erzielten Gelb: 
einnahme zufteht 20). — Endlich tft noch des Abdruckes einer von 
dem Berfaffer ſelbſt für die Preffe gar nicht beftimmten Schrift 
ober mündlichen Rede Erwähnung zu thun. Ein Nachdruck if 


für Schriftfteller umd Buchhändler, Yaum Anwendung. Einen pofitiven Verl 
leiden beide durch eine Weberfegung ficherli nicht. Im Heimathlande, für wei 
ches fle zunächſt beftimmt ift, ſelbſtredend in feiner Weife; in dem Lande ber 
Ueberſetzungsſprache aber eben fo wenig, da bie ber Urſprache mächtigen Leſer 
nicht leicht eine Weberfegung wählen, die berfelben Unkundigen aber die Urfcrift 
boch nicht gefauft hätten; und überdieß der etwaige geringe Minderverkauf reif 
lich dadurch wieder durch anberweitigen Mehrabſatz in ber Urfprache ausgeglichen 
wird, daß eine Ueberfeßung ein gutes Vorurtheil für ben Werth bes Buche 
begründet und Manchen erſt aufmerkſam auf daſſelbe macht. Ein Aufpruh 
auf ausſchließliches Weberfepungsrecht kann unter bdiefen Umftänden nur barin 
gefucht werben, daß bem Verfaſſer auch in dem fremden Lande eine Be 
lohnung für die demfelben durch feine Schrift zufallende Belehrung ober In: 
terhaltung gebühre Dieb if nun zwar unbeftreitbar, wenn er felbft ein 
Ueberſetzung veranftaltet, und ein Schugreht an biefer wird ihm Niemand 
beftreiten; allein eine ganz anbere Frage ift ed, ob er befugt fein foll, jeden 
Dritten von der Geifteßarbeit einer Ueberſetzung auszuſchließen, und ob er ba 
Recht befigen kann, die von ihm veranftaltete Weberfebung, welche möglicherweilt 
auch fchlecht fein kann, jeden Falles ber Berichtigungen und Erflärungen ent: 
behren wird, welche ein Dritter beifügen würde, augfchließlich dem fremden Lande 
aufzundthigen? Hierzu feheint nun aber ein zureichender Billigkeitsgrund nicht 
vorzuliegen; von einem felbftverftändlichen Rechte ift ohnedem nicht bie Rebe. — 
AM. it Wächter, Verlagsrecht, Bd. II, ©. 557 fg.; er ſtützt fich aber babei 
anf das nicht zuzugebende ausfchließliche Nutzungsrecht bed Verfaflers an fein 
Verl. 

20) Weber bie vielfachen und zum Theile höchſt ſchwierigen und zmeifelbaften 
Rechtsfragen, welche in Betreff der unbefugten Benützung mufifafifcher Werke auf: 
foßen, f. die oben, Anmerk. 1, angeführte, geiftreihe und fachkundige Schrift von 

. Beßque von Püttlingen. 
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llerdings eine folche unbefugte Veröffentlichung durch einen Dritten 
ttcht, ſondern vielmehr, je nach ben Umftänben, entweder ein ge- 
vöhnlicher Diebftahl ober eine Verlegung der Perfönlichkeit, und als 
olche ſtrafbar; allein außerdem gleicht fie auch dem Nachbrude an 
Anbilligkeit und in gewiflen Fällen (wenn fie nämlich eine beffere 
Bearbeitung des Verfaflerd hindert) an Gemenſchadlichkeit. Es kann 
omit feinem Anftande unterliegen, daß diefe Hanblungsweife, ab- 
jefehen von etwaiger Beltrafung wegen des perfönlich zugefügten 
Anrechts, in buchhänbdlerifcher Beziehung wie Nachdruck behandelt 
virb ?2), 

Zu einem Verbote der Nachbildung von Werken der zeich— 
renden und bildenden Künſte ift feine Veranlaſſung und fein 
Recht. Daß ein Kunſtwerk, welches fich in Privateigenthum, ſei es 
iun des Künſtlers ſelbſt ſei es eines Erwerbers (wozu benn ohne 
Zweifel auch Kunſtſammlungen gehören), befindet, nicht gegen ven 
Billen des Befigers in irgend einer Weiſe nachgebilbet werden barf, 
ft freilich ſelbſtverſtändlich; dieß ift eine Beeinträchtigung der per: 
Önlichen Freiheit und des Rechts ber freien Verfügung über Eigen- 
hum, und als folche je nad) den Umſtänden zu beitrafen. - Ebenfo 
t ar, daß fich ein Dritter die Urheberichaft eines fremden Kunft- 
yerfes nicht fälfchlich aneignen darf. Allein aus welchem Grunde 
ie Nachbildung eines öffentlich zugänglichen Kunſtwerkes verhindert 
erden koͤnnte und follte, ift durchaus unerfindlih. Dem Künftler 
fbft geht durch eine Verbreitung von Copieen oder von ander: 
rtigen Abbildungen feines Werkes Teinerlei Schaben zu, ba ſolche 
a3 Urbild nicht erfegeır und nicht minder werthvoll machen; im 
Begentheife kann fein Ruf, und damit im Zweifel auch fein Erwerb, 
uch eine Bekanntmachung einer feiner Leiftungen in weiteren 
reifen nur gewinnen. Ebenſo wird feine Fähigkeit zu neuen 
Schöpfungen, jelbjt zu augenblicklich zu beginnenden verbefjerten 
Reubearbeitungen deſſelben Werkes, nicht vermindert. Endlich wird 
jeloft eine von ihm felbft ausgehende bloſe Nachbildung durch eine 
aͤhnliche, aber doch der Natur der Sache nach immer verjchiedene 


21) Namentlih kann dem in mehr als Einer Beziehung ſchändlichen Un⸗ 
füge des Drucks von Briefen Verfiorbener gefteuert werden. 
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und eigenthümliche, Arbeit Anderer in keiner Weife behindert ober 

beeinträchtigt ⸗). Bon einem Schaden für die Geſammtheit iſt 
ohnedem keine Rede, da vielmehr die Verbreitung von Nachbildungen 
guter Kunftwerke um fo vortheilhafter für Genuß, Gefittigung und 
ſelbſt Gewerbethätigfett ift, je allgemeiner und in je verfchiebenerer 
Weiſe fie ftattfindet. Eogar eine fchlechte Nachbildung ſchadet weder 
dem Künftler nech dem Eigenthümer, da fie nur die Unfähigkeit des 
Verfertigerd beweist, dag Urbild aber und feinen Äfthetifchen ſowohl 
ald Geldwerth ganz unangetaftet läßt. Wollte aber durch das bem 
Künstler einzuräumende auzfchließliche Recht einer Nachbildung ein 
pofitiver Gewinn, über den Verkaufswerth ſeines Werkes hinaus, 
verichafft werben, fo fehlt es zu einer folchen Ausbeutung ver Ge 
fammtheit an jedem Rechte. Der Künftler ift allerdings feine? 
Lohnes werth; allein diefen hat er, wie jever Verfertiger eines ver: 
Fäuflichen Gegenftandes, in dem Preiſe feines Werkes zu fuchen, 
und es ift fein Grund einzufehen, warum ihm alle Erwerber eines 
andern Kunſtwerkes, nämlich der Nachbildung, mittelbar oder un- 


22) Wächter, Verlagsrecht, Bd. II, S. 578 fg., behauptet zwar, baß dem 
Künftler durch die Entziehung des ausfchließlichen Rechtes des Wiedergebens und 
ber Vervielfältigung feiner Conception und Darftellung eine Vermdgensverletzung 
zugebe, unb ftüßt hierauf bie Mechtfertigung eines Verbote von Rachbildumgen 
durch Dritte. Allein hierin Tiegt eben ber Irrthum. Eine Nachbildung Dritter 
hindert ben Künftler nicht, fein Wert felbft oder durch Andere nachzubilden unb 
fo ein neues Kunſtwerk zu erzeugen, welches denn als ſolches einen Geldwerth je 
nach feiner eigenen Beichaffenheit hat. Allein diefer Werth wirb durch das frü: 
bere, gleichzeitige ober fpätere Beftchen einer von einem Anbern ausgeführten, alfo 
nothwendig auch Tünftlerifch fpecififch verfchiedenen Darftelung in feiner Weiſe 
auch nur berührt. Es bat und behält feine eigenthümlichen Eigenfchafterr, danach 
denn aber feine Verwendung und fein Publikum, mögen noch fo viele andere und 
anderzartige Nahbildungen baneben beſtehen. Es wird durch biefe nicht beſſer 
und nicht fchlechter, nicht mehr und nicht weniger gefucht. Der dem Künftler 
durch ein außfchließliches Recht ber Nachbildung zugehende Vermögensvortheil be: 
ftände fomit nie in ber eigenen Benützung biefes Rechtes, fondern nur in ber 
Möglichkeit eines Verkaufes der Erlaubniß zur Nachbildung an Dritte; allein 
gerade gegen ein ſolches Recht zur Beſteuerung ber cigenen Kunfttbätigkeit An: 
berer muß man fich erflären, weil Teinerlei Billigfeit gegen den Künſtler dafür 
ſpricht. Er ift nicht gehindert, Alles aus feinem Talente und feinen Leiftungen 
zu ziehen, was fie unter ben gegebenen Umſtänden wertb find; inehr Tann er 
nicht verlangen, namentlich nicht auf Koſten Dritter. 
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mittelbar zinzpflichtig fein follen. — Der ganze Gedanke eines 
Schutzes der Kunftwerke gegen Nachbildung ift fomit ein falfcher; 
und überdieß führt jeber Verfuch feiner gefeßgeberifchen Geltend— 
machung alöbald zu den unlözlichiten Zweifeln und zu einer ganz 
verwirrten und verwirrenden Cafuiftit, welche ver größten Willkür 
ber Richterfprüche Thüre und Thor öffnet *9), 

Kein Zweifel Tann obwalten über das vom Staate zu beob- 
achtende Verhalten, wenn fein dem Schriftenthume gewährter Schub 
nicht geachtet wird, Es iſt nämlich jeder gegen dad Gefeß unter: 
nommene Nachdruck nicht nur zu beftrafen als eine Webertretung 
der Gebote des Staates, fondern überdieß der Verfaffer und Ver: 
leger von dem Nachdrucker zu entjchädigen, was am zweckmäßigſten 
dadurch geichieht, daß denfelben für jedes erweißbar verkaufte Exemplar 
des Nachdrucke der Ladenpreis ber Original-Ausgabe erſetzt wird **), 


23) Es Tann nicht genug gewarnt werben vor diefer ganz verkehrten Anas 
logie bed Nachdrudverbotes, zu welcher der Unbegriff von aeifligem Eigenthum 
unb ein wohlfeileg Mäcenatentbum auf fremde Koften geführt bat. Wie Tann 
verfländiger Weife von einem Schaben bie Rede fein, welcher einem Künftler aus 
Nachbildungen entfiche? Was kanu es einem Leffing ſchaden, wenn fein Huß 
in Kupfer geftochen oder lithographirt iſt? Wie den Erben eines Thormwalbien, 
wenn eine Gips⸗ oder Zink⸗Statuette feines Max Emanuel verkauft wird? Was 
ſchadet es Galamatta, wenn Delaroche's Bild von Guizot auch in Holz gefchnitten 
oder photographirt if? Iſt dadurch fein Stich ein anderer, für ben Kenner 
weniger werther geworden? Wird ein einziges Exemplar befielben weniger ver: 
fauft, weil auch Subeleien beftehen? Und wo hört denn die Fünftleriiche Nach: 
ahmung auf und fängt bie gewerbliche Benügung eine Modells an, welche man 
doch, um nicht ganz in's Ungeheuerliche zu fallen, geſtatten will? Iſt eine Kleine 
Bronzelopie von Danneder’3 Ariadne auf einer Uhr eine erlaubte induftrielle Vers 
zierung, diejelbe auf einer Marmorplatte eine frafbare Nachbildung? Wenn es 
nicht verboten fein fol eine Bildfäule zu zeichnen, fo ift auch fein Grund zu 
einem Berbote vorhanden, ein Delbild zu photographiren u. |. w. — Es ift fehr 
zu bedauern, daß auch ber Eommilfiong= Entwurf für ein allgemeined deutſches 
Geſetz über Autorenrecht (SS. 265 — 86) diefen falſchen Weg betreten bat. 

24) Diefe Entſchädigungsweiſe ift die in den Gefegen gewöhnlich angenoms 
mene. Man könnte allerdings fie in fo ferne zu hoch finden, ald wahrſchein⸗ 
li von der theureren Driginal-Auggabe nicht fo viele Eremplare verkauft wor⸗ 
ben wären, als von dem wohlfeilern Nachbrude (vgl. hierüber Schalbacher, 
Iſt der Nachdruck eines in einem fremden Staate gebrudten Werkes — — zu: 
läffig? Wien, 1815, ©. 52 fg.): allein theils if biefe Wahrſcheinlichkeit Feine Ge⸗ 
wißheit, und auf Billigfeit hat der Befegesübertreter gegenüber von bem verleiten 
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Verbot bed Verkaufes von Nachdrücken und Vernichtung des mit Be⸗ 
ſchlag belegten noch nicht verfauften Vorrathes verfteht fich von ſelbſt. 


8. 164. 
bb) Erfindungs- Patente. 
Eine zweite Art von Befchränfungen der allgemeinen Gewerbe: 
freiheit zum Vortheile eines Einzelnen bilden die Erfindung? 
Patente!) Diefelben find allmählig in faft ſämmtlichen gefittig- 


Berechtigten keinen Anfpruch; theils wird fehr häufig von dem entdedten Nach: 
drude ein Theil der verkauften Exemplare verfchwiegen werben, was natürlich 
auf die Entfchäbigung von fehr nachtheiligem Einfluffe ift, der anderweitig wieber 
angeglichen werden muß; endlich kann zwar allerdings ber Nachdruck fchneller 
verkauft werben, allein damit ift noch nicht bewiefen, daß nicht bie Originalaus- 
gabe auch, nur langſamer, verfchloffen worden wäre, fo daß boch jedes verkaufte 
Eremplar des Nachbrudes bem Berfaffer und Verleger ſchadet. . 

1) ©. über biefen Gegenfland im Allgemeinen: Renouard, Traite des 
brevets d’invention. Paris, 1825; Kleinfchrob, Beiträge zur beutfchen Ge⸗ 
werbe⸗Geſetzgebung. Augsb., 1840, S. 202 fg.; Tilliöre, Trait6 des brevets 
d’invention. Brux., 1854; Rau, Bollöwirth. Polit., dte Aufl., 2, ©. 67 fg. 
Ueber die Patent Eefeße der einzelnen Staaten aber, unb zwar über bie eng: 
liſchen Gelege: Godson, Treatise of the laws of patents. Lond., 1823; 
Report on the laws of patents of invention, ord. by the H. of C. to the 
printed. Lond., 1825; Aleinſchrod, Großbrit. Geſetzgebung, ©. 55 fg-; 
Carpmael, The law of patents. Lond., 1836; The Patent-Office, in bem 
Comp. to the Alman., 1860, &. 25 fg. (Die neuefte Gefeßgebung und bie be: 
wunberndwerthe Einrichtung des Patentamtes fehildernd.) Vorzüglich aber brei 
Reports and minutes of evidence on patents of invention von 1825, 1851 
und 1865, von welchen ber erfte und dritte Bericht dem Unterhaufe, ber zweite 
dem Oberhaufe erjtattet find, und welche an Thatfachen und Erörterungen gleich 
reich find. Über bie franzöfifhen: Salandrouze de Lamornaix, Con- 
siderations 8. 1. l&gislation des brevets d’invention. Par., 1829; Per- 
pigna, Manuel des inventeurs et des brevet6s. Paris, 1837; Girandau 
et Götschy, Trait& th&orique et practique des brevets d’invention. 
Par., 1857; Block, Dictionnaire, ©. 229 fg. Ueber bie amerifanifchen: 
Fessenden, Essay on the laws of patents. Boston, 1810; Philipp, 
The law of patents for inventions. Bost., 1887. Über die äfterreichifchen: 
Harkupp, Die Handelss unb Gewerböverfaffung bed öfterreichifchen Kaiſerſtaats. 
Wien, 1820; Krauß, Geift der öfter. Gefebgebung zur Aufmunterung ber 
Erfindungen. Wien, 1838; Makowizka, in Rau’ Archiv, N. F., Bd. X, 
S. 213 fg. Allgemeine Gefeg: Sammlungen über ben Gegenftand find: Schuller, 
Handbuch der Geſetze über ausfchließliche Privilegien. Wien, 1843; Blanc et 
Beaume, Code general d. J. propriet& industrielle etc. Par., 1854; 
Kleinfhrod, Die internationale Patentgefeßgebung. Erl., 1855; Stolle, 
Die einheimifche und ausländifche Patentgeſetzgebung. Lpz., 1855. 
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ten Staaten gejeglich eingeführt worden, was denn allerdings beweist, 
daß bedeutende Gründe für die Einrichtung fprechen, eine nähere 
Prüfung der Richtigkeit de Gedanken? jedoch nicht ausſchließt. — 
Die zu Grunde liegende Anfchauung ift denn nun aber die nach⸗ 
ftehenbe. 

Derjenige, welcher eine für die Gewerbe nügliche Neuerung 
zuerſt faßt und ausführt, kann mit Billigfeit verlangen, daß er 
einen entſprechenden Nutzen aus berfelben ziehe, jeden alles daß 
feine für alle Andern ohne deren Verbienft und Zuthun vortheilhafte 
Erfindung nicht ihm allein Schaden bringe. Auch ift ein folcher 
Gewinn des Erfinderd nüßlich für die Allgemeinheit, weil fie auf 
muntert zur Beichäftigung mit Verbefferungen und mit ihrer Aus⸗ 
bildung. Er ift nun aber bei technifchen Erfindungen keineswegs 
eben leicht zu bewerkitelligen. Wenn bie Dinge fich ſelbſt überlaffen 
bleiben, jo verbreitet fich eine Verbefferung in der Megel jchnell 
genug unter allen Gewerbegenofien; dann aber kommt, in Folge 
ihrer gegenfeitigen Mitwerbung, der Gewinn weit weniger ihnen, 
als den Abnehmern zu. Natürlich muß auch der Erfinder ſelbſt 
einem folchen Sinken der Preife folgen, und es jchwindet fomit für 
ihn ebenjall3 bald der größte Theil des Nutzens. Einzelne Au2- 
nahmen, in welchen dad Geheimniß oder wenigjtend der Alleinge- 
brauch der Verbefferung länger bewahrt bleibt, oder wo in Folge 
einer neuen Erfindung ein ganzer Gewerbezweig einen großen Auf: 
ſchwung nimmt und die Unternehmer in dem gefteigerten Bebarf 
ber Waare einen bleibenden, wenn auch durch Mitwerbung gemäßig- 
ten, Nuten finden, ändern an der Regel nicht?. Hieran aber nicht 
einmal genug; häufig hat ein Erfinder fogar noch pofitiven Schaden. 
Während nämlich Dritte die vollendete Entdeckung kurzweg benüßen 
tönnen, hatte in der Negel der Erfinder Verſuche zu machen, ehe 
er feinen Gedanken vollſtändig darftellen konnte. Nicht felten nehmen 
diefe Vorbereitungen lange Jahre und große Summen in Anfpruch, 
und fchon Mancher hat darüber fein bisherige Gewerbe verjäumt, 
fein Vermögen verzehrt und ift fo zum Märtyrer der Inbuftrie 
geworben. — &3 leuchtet nun ein, daß eine Hilfe nur in einem der 
prei Fälle möglich ift: wenn der Erfinder das Geheimniß thatjächlich 
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zu bewahren weiß und er ſomit in ber age ift, die durch eine 
Berbefferung möglich gemachte Erfparung an den Herftellungsfoften 
allein zu benügen, bei einem ganz neuen Gegenftande aber mono⸗ 
poliftifche Preife zu machen; oder wenn er aus ber Staatskaſſe eine 
der Wichtigkeit feiner Erfindung entjprechende Belohnung erhäft, 
wobei denn bie Benügung det Verbefferung frei gegeben werben 
kann; endlich wenn ihm vom Staate, gegen Mittheilung feier Ents 
deckung, ein Monopol für die Benützung bderjelben verliehen wird, 
welches er dann entweder zu eigner ausſchließender Verfertigung 
der Waare mit erhöhten Preife derjelben oder zur Seftattung ber 
Benügung der Erfindung an andere Gewerbende gegen einen von 
dieſen zu leiftenden Preis benützen mag. Bon biefen drei Mitteln 
ift nun das erftere, die thatfächliche Geheimhaltung, das an fich 
natürlichjte und auch in fo ferne das vorzüglichſte, als es keine 
Einmiſchung des Staates und feine Beſchraͤnkung natürlicher Freiheit 
erfordert. Auch kann dabei immerhin unter gehöriger Vorſicht ein 
Verkauf des Geheimniffes an Einzelne ftattfinden.. Es hat aber 
drei große Nachtheile. Einmal gewährt es Feine Sicherung gegen 
Ausforjchung des Geheimnifjes, alfo gegen vielleicht baldigen Verluft 
jeden Bortheiles. Sodann wird während des ganzen Beitandes des 
Geheimniſſes die fragliche Verbeſſerung auf ven engften Kreis be- 
ſchränkt und die übrige Gewerbethätigfeit des Landes um deren 
Benügung gebracht; was denn namentlich auch noch die üble Folge 
bat, daß von Dritten feine weitere Ausbildungen des vielleicht noch 
jehr verbefjerungsfähigen Gedanken? können vorgenommen werben. 
Endlich iſt es möglich, dap das bewahrte Geheimniß mit dem Tode 
des allein damit Vertrauten wieder ganz verloren geht. Dieſe Ein: 
wendungen jind natürlich gegen die zweite ber genannten Möglid- 
keiten, nämlich gegen eine Belohnung aus der Staatsfaffe, nicht zu 
machen, da eine Veröffentlichung des Geheimnifjes, wenigſtens an 
Staatzangehörige, als Bedingung geftellt werden könnte, wohl 
auch immer würde. Allein ala vegelmäßiges Verfahren ift es ben- 
noch völlig unanwendbar. Zunächit würde es, auf alle Erfindungen 
angewendet, unerfchiwingliche Summen foften. Sodann ift die Be: 
deutung einer Erfindung ſehr Häufig in ber erſten Zeit auch von 
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Sachverſtändigen gar nicht mit Sicherheit zu beurtheilen; ſie kann 
eben fo: ſehr über: al3 unterfchäßt werben, was denn in bem einen 
Falle zu Verſchwendung der öffentlichen Gelder, im andern Falle zu 
Unbilligkeiten, Beſchwerden und läftigen Nachforderungen führen 
würde. Endlich wären bemußte Mißbräuche zu Gunft oder Ungunft 
Einzelner kaum zu verhindern. Wenn daher alfo aud) in feltenen 
Ausnahmsfallen eine Nationalbelohnung nad) vollftändiger Erprobung 
der Nüslichfeit einer Erfindung und nach erlangter Weberficht über 
deren Folgen für die Gewerbethätigkeit de ganzen Laudes mag ver- 
Tiehen werden, und wenn fich fogar der Etaat durch eine richtige 
Anwendung des Mittels ſelbſt ehrt: jo kann es doch nicht als all- 
gemeine Maaßregel gebraudyt werben. Es ſcheint fomit ſchließlich 
nicht3 übrig zu bleiben, als dag britte, (zuerit in England, freilich faſt 
zufällig, benüßte) Mittel zur Anwendung zu bringen, aljo bie 
Ertheilung eined auf eine beftimmte Reihe von Jahren gültigen und 
unter der Bedingung einer genauen Mittheilung der Erfindung 
verliehenen Monopolg. 

Zu einer richtigen Beurtheilung biefer Einrichtung tft felbfte 
rebenb vor Allem nothwendig, daß fie in allen ihren Einzelheiten 
und zwar fo dargelegt werbe, wie fie, nach manchen offenbaren 
aber nicht wejentlichen, Irrthümern ausgebildet worden ift. Erfah. 
rung und Nachdenken haben, wern überhaupt die Sache ftattfinden 
ſoll, eine Reihe von Forderungen als unerläßlich betrachten lernen. 

Demnach hat denn jeder Staatäangehörige, welcher in dem 
rechtmäßigen „Beige einer neuen Erfindung im Gemerbefache ift, 
b. h. ein neues Fabrikat, ein neue Fabrilationsmittel oder eine neue 
Fabrikationsmethode kennt, das Recht, ein Erfindungs-Patent zu 
verlangen. Durch daſſelbe erhält er das ausſchließende Recht ver 
gewerb3mäßigen Anwendung, beziehungsweife der Berfertigung und 
des Verkaufes des fraglichen Gegenftandes °). Daß ber fih Mel- 

8) Es fommen jeboch hierbei zwei ſehr zweifelhafte Puncte zur Sprache. — 
Einmal fragt fi, ob im Auslande verfertigte Gegenftände eines inländiſchen 
Patente eingeführt und verfauft werden dürfen? Auf ben erften Blick fcheint 
die Verneinung gar feinem Zweifel unterliegen zu können, ba ja eine folde Ein- 


fuhr den ganzen Nupen und Sinn bed Monopoles vernichten Fönne; näheres 
Nachdenken zeigt jedoch, daß von einer, allerbings logiſch ganz richtigen, undes 
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dende der Erfinder ſelbſt fei, ift nicht nöthig, wenn er nur von 
diefem Lebteren dag Geheimniß auf vechtmäßige Weife erworben 


bat %). Als neu aber gilt eine Erfindung, welche noch nicht 


dingten Durchführung eined Einfuhrverboted nicht die Rede fein Tann. Bei patens 
tirten Mafchinen und Werkzeugen ift eine Erkennung der Machahmung allerdings 
möglich; und bier muß denn allerdings das Verbot aufrecht erhalten werben, 
wie dieß auch in ſämmtlichen Patent: und Zollgefegen der Fall iſt. Allein un 
möglich ift e8 in ber Regel zu erkennen, ob eine fremde Waare mittelft einer 
dieſſeits patentirten Verfertigungsweiſe bergeftellt worden if. Sobann Tann bie 
gleiche Erfindung auch im Auslande gemacht fein, fomit zu einem Schuße bei 
inländifhen Patentinhaber8 kaum cin Grund beftehen. Endlich würbe durch bie 
Anordnung einer firengen Unterfuhung und Beweisführung ber Einfuhrhandel 
fehr gehemmt, baburch aber fiher auch balb eine Wiebervergeltung im Auslande 
hervorgerufen werben. Es bleibt fomit nichts übrig, als mit bem Auslande 
Vebereinfommen über gegenfeitige Arlerfennung ber Erfindungspatente zu trefien, 
(f. weiter unten,) die Einführung der nach bem fremben Rechte gefelich verfertigten 
Waaren ohne Weiteres zu geftatten. So verfährt 3. B. ganz richtig ber deutſche Zoll: 
verein. Eine zweite Frage iſt, ob dag ertheilte Monopol auch gegen den Staag ſelbſt 
wirffam fein fol? Die Sache kann von ber höchſten Bedeutung fein, indem & 
fih nicht etwa bloß von Staatögewerben banbelt, fonbern auch von Eifenbahnen, 
Zelegraphen, Bau von Kriegsſchiffen, Anfertigung von Waffen u. ſ. w., und eine 
Bejahung mag den Staat in bie größten Schmwierigfeiten und ſelbſt @efahren 
dringen. (Dan fehe 3. B. die Beſchwerden der englifchen Admiralität und der 
Arfenalverwaltung in ben Reports von 1865, Seite 127 fg. In ben Jahren 
1861— 64 hatte die Abmiralität allein gegen 20 Patente anzugehen.) Hier kann 
bie Antwort kaum zweifelhaft fein. Es ift offenbarer Widerfinn, wenn ber Staat 
felbft einem feiner Bürger (oder gar einem Auglänber) ein Monopol ertkeilt, 
welches die Erreihung der allgemeinen Zweckee beeinträchtigt, vielleicht feine Sicher: 
heit bedroht; baber kann es Teinem vernünftigen Zweifel unterliegen, daß ein 
Erfindungs-Patent niemals gegen ein vom Staate felbft unternommenes Wer 
geltend gemacht werben kann; und es ift eine blofe, überdieß iin Intereſſe ber 
fteuerzahlenben Bürger in ganz befcheidenen Gränzen zu baltende, Billigfeitäräd: 
fiht, wenn etwa für die Benüßung einer patentirten Erfindung eine Entſchäbdi⸗ 
gung in Ausficht geftellt werben will. Selbft gegenüber von gewöhnlichen Staats 
gewerben, (welche freilich im Zweifel an fich nicht wünſchenswerth finb,) wird bers 
felbe Grundſatz zu gelten haben, theils des Einflufies auf bag Staatseinfommen 
wegen, welches nicht zu Gunften Einzelner, bie nicht einmal einen firengen Recht 
grumb ſich geltend zu machen haben, verkürzt werden darf, theils wegen bed oft 
nicht zu trennenden Zufammenhanges ſolcher Staatsgewerbe mit Öffentlichen Zweden. 

4) Wer dur Betrug, Beltehung u. |. w. in ben Befig ber Erfindung ge 
fonımen ift, kann keinen Staatsſchutz erhalten; allein freilich ift in folchem Falle 
auch ber Erfinder felbft in der Negel um bie Möglichkeit eines Patentes gebradt 
indem die Entbedung ibt bereitö befannt ifl. Vgl. das weiter unten Bemerkte. 
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zffentlich, namentlich in Druckſchriften, bekannt ift, noch von Jemand 
jewerbömäßig ausgeübt wird 4). Der anfcheinend größere ober 
minbere Grab ber Wichtigkeit der Erfindung macht feinen Unter: 
ſchied Hinfichtlich des Rechtes auf ein Patent, um jo mehr, als fich 
diefer Grad der Wichtigkeit unmöglich zum Voraus beftimmen läßt, 
um wenigjten von einer Regierungsbehörde. Eben fo kann ein 
Patent erlangt werben für die wefentliche Verbefferung eines bereit? 
patentirten Gegenftandes, jedoch natürlich mit Beichränktung auf - 
dieſe Verbefferung °). Dagegen Tann ein allgemeiner theoretifcher 
Satz, alfo die Entdedlung eine? neuen Naturgeſetzes oder einer biäher 
unbefannten Eigenjchaft eines Körperd, Tein Monopol an fich er- 
halten, jondern nur wenn ihm eine beftimmte gewerbliche An- 
wendung gegeben if, jo wie nur in Beziehung auf diefe ©). Keinem 
Zweifel kann unterliegen, daß Patente für die Verfertigung cine? 
an und für fih unerlaubten Gegenftanbes nicht ertheilt werben 


Ihm bleibt dann nur eine gerichtliche Klage auf Schabenserfaß gegen ben ihn 
Berletenben. 

4) Die Deffentlichkeit ber Kenntniß und Ausübung ift ein nothwen⸗ 
diges Merkmal ber ſchon früher vorhanden geweſenen Belanntihaft, damit nicht 
ber nächſte befte faljche Zeuge burch eine eibliche Verficherung, ben Gegenſtand bes 
Patentes vor deſſen Erlaffung bereit verfertigt zu haben, ein noch fo wohl er: ” 
worbenes Patent umſtoßen kann. 

5) Im Falle der Patent⸗-Inhaber ſelbſt die Verbefferung erfindet, (ein fehr 
gewöhnlicher Zall,) ift es wohl billig, ihm nicht unbebingt die Koften eines neuen 
Patentes zuzumuthen, fondern ihm zu erlauben, feine Berbefierung dem urfprüng: 
lichen Patente als Nachtrag gegen eine Fleine Tare anfügen zu laſſen. Natürlich 
gewährt aber der. Nachtrag auch nur auf bie noch Arige Dauer de Patentes 
Schutz 

6) Ueber dieſen Punct iſt viel geſtritten worden. Man hat es ungerecht 
gefunden, daß dem wahren Entdecker einer Wahrheit Feine Belohnung zu Theil 
werben foll, während Solche, welche blos eine Anwendung berfelben machen, Vor: 
tbeife erhalten. Allein einer”Seits handelt es fi bei Erfindungs-Patenten nur 
von einer Förderung ber Gewerbe, anderer Seitd iſt ein Monopol auf einen 
wiſſenſchaftlichen Sat eine lächerliche Unmöglichkeit. Für eine Entdedung biefer 
Art ift bie einzige denkbare Belohnung das entfprechende Lob in der Geſchichte 
der Wiflenfchaften. Zur Noth mag man bie Eitelfeit haben, die Priorität durch 
eine Akademie fefiftellen zu laffen, wenn fie fih nicht ſchon aus ber Beit ber 
Bekanntmachung felbft ergiebt. S. hierüber vielfache, nicht aber immer Tlare, 
Verhandlungen in dem Report von 1825 3. ®. ©. 35 fg. u. |. w. Bel. auf 
Renouard, ©. 165 fg. 

v. Mohl, Poligeiwiff. II. 3. Auflage. 22 
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dürfen. Der Patentſchutz ift woejentlich vorübergehend und auf bie 
zur &rwerbung eine billigen Gewinned nöthige Zeit zu bejchränfen ; 
dann tritt Benühbarkeit der Erfindung für Alle ein. In Hinficht 
auf die wünſchenswerthe Freiheit des Gewerbes darf der Schuß einen 
Zeitraum von 10—15 Jahren nicht überfteigen 7). 

Als Bedingung der Patentertbeilung ift bie Webergabe einer 
vollftändigen, für den Mann vom Fach volllommen verftändlichen 
und ihm die Möglichkeit der Ausführung fchaffenden Beichreibung 
ber ganzen Erfindung feitzufegen ®). Dieſe Bejchreibung dient zur 
Grundlage der Enticheivung, wen die Neuheit der Erfindung an- 
gegriffen wird; und eben fo mag fie.von Jedem eingefehen und 
ihr Inhalt nach Ablauf diejer Zeit nach Belieben benügt werben; 
auch fteht dem Staate volllommen frei, feiner Seit? die Befchreibung 
befannt zu machen und dadurch bie allgemeine Einführung ber Er: 
findung nach Ablauf der Patentzeit zu färben ?). Untreue in 


7) Allerdingd wird in einzelnen Fällen felbft eine Patentzeit von 15 Jahren 
nicht binreihen. Hier mag denn durch ein beſonderes Geſentz ber Zeitraum bed 
Monopoles ausnahmsweiſe verlängert werben. In England und in ben Ber: 
einigten Staaten von Nord⸗Amerila ift die ordentliche Patentzeit 14 Jahre; in 
Frankreich und den Niederlanden 5, 10 unb 15 Jahre; in Defterreih, Baiern 
und Preußen höchſtens 15; in Spanien und Württemberg 10. 

8) Die Korderung einer vollftindig richtigen Beſchreibung ift allerdings nur 
dann auzführbar, wenn die Lieferung berfelben in zwei Stabien zerfällt. Gleich 
bei ber Bitte ift nämlich der allgemeine Gedanke ber Erfindung mit ihren Haupt: 
ausführungsmitteln furz, aber beftimmt und umfaflend, anzugeben. Auf biefe 
Meldung erhält nun ber Bittende eine Friſt, (von einem halben biß ganzen Sabre, 
um feinen Gedanken auszuführen, ihn in allen Theilen wirklich zu erproben und 
auch bie durch die Erfahrung fich ergebenden Berbefferungen anzıfbringen, während 
welcher Zeit der Erfinder gegen Nachahmungen und Patentnahfuhungen von 
Anderen geſchützt bleibt, obgleich ihm ein ſormliches Patent noch nicht ausgefertigt 
if. Mit Ablauf der verwilligten Probezeit hat er die vollftändige und ikt un: 
wanbelbare Beichreibung zu Übergelen. Wird dieſe als im Wefentlichen mit ben 
zuerſt übergebenen Grundfägen übereinftimmenb gefunden, jo erfolgt nun die Aus: 
fertigung des Patentes, deſſen Wirkung aber vom Tage ber erften Eingabe ar Läuft. 

9) Amtlihe Bekanntmachungen in regelmäßig erfcheinenden, allmählig febr 
bänbereihen Sammlungen erfolgen in England, Frankreich, Oeſterreich, Belgien 
u. |. w. Dan bat wohl gegen diefe Veröffentlichungen eingewendet, daß durch 
fle die Kenntniß der Erfindungen auch im Auslande verbreitet, dadurch aber den 
inländifchen Bewerben eine Mitwerbung gefchaffen werde; es kann dieß aber kaum 
in Betracht fommen, ba fi Ausländer faft eben fo leicht auch Kenntniß von 
ungebrudten im Batentamte aufbewahrten Belchreibungen verfchaffen können. 
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der Beichreibung macht de Patents verluftig und wird übers 
dieß. ald Fälſchung beftraft. Wenn zwei Bürger unabhängig von 
einander biejelbe Erfindung gemacht haben, fo hat derjenige ben 
Vorzug, welcher ſich zuerft um das Patent meldete, Tag und 
Stunde der Anmeldung ift deßhalb genau und amtlich feitzuftellen 79. 
Der Schuß des Geſetzes beginnt mit dem Augenblicke der mit einer 
erften vorläufigen Befchreibung verſehenen Anmeldung 11). Der 
Staat unterfucht weder die Frage über bie Neuheit, noch über bie 
Wichtigkeit, noch endlich über das Necht der Erfindung, ſondern 
dad Patent wird, wenn bie äußeren Formen der Meldung von dem 
DBittenden erfüllt find, ertheilt. Allein es fteht natürlich jedem 
Dritten frei, dad Patent aus dem einen oder dem andern Grunde 
vor der zuftändigen Behörde anzugreifen, oder auch durch eine that- 
Jächliche Nichtachtung des Patentes eine erfolglofe Klage des Pa⸗ 
tentirten, damit aber eine gerichtliche Vernichtung des Patentes, 
bervorzurufen 12). 


10) Nur wenn bem wirflichen Erfinder Jemand, welcher fi durch unrecht: 
liche Mittel von ber Erfindung Kunde zu verfchaffen wußte, voraneilt, der Erſtere 
aber noch ehe das Patent erteilt und ohne daB das Geheimniß irgend befannt 
wurde, biefe Inrechtlichkeit beweifen kann, fcheint die Villigfeit zu fordern, daß 
dem wahren Erfinder dad Patent ertheilt wird. 

11) Hierauf ift Gewicht zu legen. Die Beſtimmung bed englifchen Geſetzes, 
nach welcher der Schuß früher nicht von dem Augenblidle der Anmeldung, fon: 
bern von dem ber Ausfertigung des Patentes anfieng, ſetzte ben Nachfuchenden 
ver Gefahr aus, daß feine VBelchreibung in ber Zmifchenzeit (3. B. burch Be⸗ 
ſtechung eines Kanzleibeamten) befannt und fomit die Gewährung eines Patentes 
unmögli wurde ©. Report von 1825, ©. 8, 18 fg. 

12) Diefe Beftimmung ift eine ber wichtigften in der Ordnung des ganzen 
Gegenſtandes und e8 hängt von ihr bie Zuläffigkeit der ErfindungssPatente über: 
haupt zum großen Theile ab. Ohne Zmeifel erfcheint es als des Staates unwürdig, 
wenn er Donopole auf ganz unmüge Dinge ertheilt; als eine Nachläffigfeit, wenn 
er tief eingreifende Maaßregeln trifft, ohne nur zu unterfuchen, ob die von ihm 
ſelbſt geftellten Bedingungen erfüllt find; endlich als eine Ungerechtigkeit, wenn 
er Verbote zu Gunften Solcher erläßt, welche gar Fein Recht barauf haben, und 
die Freiheit Aller befchränft auf das ganz unbefcheinigte Verlangen eined Einzigen 
bin. Auch unterliegt e8 feinem Zweifel, daß ſchon die durch ein ſolches Vers 
fahren fehr begünftigte große Menge ber Patente ein empfinbliches Uebel iſt. Es 
farm fomit nicht in Abrede geftellt werben, baß bier eine fehr bebenfliche Seite 
ber ganzen Einrichtung vorliegt. Dennoch ift theils durch Anordnung einer vor: 
gängigen Unterfuhung ein zufriebenftellender Zuftand nicht zu bewirfen, theils 

" 22 * 
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_ Für bie Ertheilung eined Patentes ift eine Tare zu entrichten, 
‚welche bebeutenb genug ift, um ganz frivole Gefuche abzuhalten, 
und doch nicht jo hoch, daß für eine zwar nüßliche jedoch wahr- 
fcheinlih nicht ſehr einträglihe Erfindung eine Patenteinholung 
unmöglich gemacht würde 1°), Sie wird am beiten abgeftuft nach 
der Dauer be3 in Anfpruch genommenen Schutzes, und man muß 
fih der Weiterbezahlung durch Aufgeben des Patented entziehen 
fönnen, wie umgekehrt biefeß bei Nichtbezahlung einer ſchuldigen 
Rate hinfällig wird. 

Verlegung eined gültigen Patente® wird am zweckmäßigſten 
dadurch geahndet, daß auf Klage unb zum Vortheile des Ratentirten 
bie nachverfertigten Gegenftände meggenommen werben, für die be- 
reits verfauften Eremplare aber bem unbefugten Verfertiger Erſatz 
im Berfauf2preife des Patentirten zuerkannt wirb. 

Dem Patentirten ftcht frei, entweber fein Patent ſelbſt zu 


das Uebel der blinden Verleihung im wirflihen Leben nicht fo groß, als es auf 
den erften Blick erfcheint. Jenes nicht, weil fein menfchliches Willen, über wel: 
ches der Staat auch bei aller Sorge verfügen kann, umfafjenb genug ift, um mit 
Sicherheit angeben zu können, ob eine angeblich neue Erfindung nicht Tängft be- 
reits gemacht und befannt war, und in vielen Fällen eben fo wenig, ob eine 
Erfindung wirklih einen Werth bat oder nicht. Dieſes nicht, weil Derjenige, 
welcher das frühere Vorhandenſein einer ist patentirten Erfindung nachzuweiſen 
vermag, ſich einfach nichts um das erfchlichene Verbot zu befünmern braucht und 
eine (in folhem Falle in der Regel nicht einmal eintretende) Klage ruhig ab: 
wartet, um fie dann durch Vorzeigung feines Beweiſes zurüdzumweifen und zu 
gleicher Zeit die Nichtigerflärung des Patentes mit Verluft ber bezahlten Tare 
zu veranlaffen. Die Würde und Gewiffenhaftigfeit bes Staates aber können leib: 
lich ficher geftellt werden, wenn beutlich genug gejagt ift, daß er bei Ertheilung eines 
Patented feine Gewährleiftung übernimmt, fondern nur eine Vermuthung auf: 
ſtellt. Deßhalb haben fich denn auch faft ſämmtliche Staaten für die Ertbeilung 
ohne Unterfuchung entfchieben, und die wenigen, welche das entgegengefeßte Syſtem 
befolgen, bauptfähhlih Preußen und bie Vereinigten Staaten von Norb:Amerifa, 
Können ſich Feiner beſonderen Vortheile befjelben, als etwa einer Verminderung 
der Patentzahl, berühmen. — Vgl. hierüber Stolle, Patentgefeßgebung, Seite 
210 fg.; den Report von 1865, a. v. St. Die Zahl ber durd eine Vorunter: 
fuhung verworfenen Patente ift Übrigens nicht unbedeutend. In den Vereinigten 
Staaten beträgt fie ein Dritttheil der Anmeldungen, fomit etwa igt 1500-2000 
jährlih; in Preußen find in ben Jahren 1860-62 von 2,878 Nachſuchungen 
um ein Patent nur 250 bewilligt mworben. 

13) ©. Angaben unb Butenttaren bei Rau, a. a. O., S. 74, Anm. b). 
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benügen, ober daſſelbe unter freiwillig unter den Betheiligten fehle 
geſetzten Bedingungen ganz ober theilweife an Andere zu üͤbertragen. 
Bon irgend Jemand muß übrigens ein erlangte Patent innerhalb 
einer gegebenen Zeit, (3. B. 2—4 Sahren) in gutem Glauben 
und gewerblich benütt werden, foll es nicht ganz erlöfchen; benn 
fonft könnte dad Patentrecht zur völligen Unterbrüdung einer Er⸗ 
findung mißbraucht werben-14). 

Zweifelhaft ift, ob geniigende Gründe beftehen, Ausländer 
nach denſelben Grundſätzen zu behandeln, wie bie eigenen Bürger. 
Es ift wohl zu unterfcheiden. Wenn ein fremder Staat zu Gegen- 
feitigfeit bereit ift, fei e8 in Form eines Vertrages ſei es durch 
Geſetzgebung ober Gewohnheitsrecht, dann mag, die Annahme eines 
Patentiyftenied überhaupt vorausgefeßt, immerhin auch gegen Fremde 
Billigfeit geübt werben. Die fachlichen Vortheile und Nachtheile 
gleichen fih aus, namentlih da die Patentirung freier Erfindungen 
dazu beitragen kann, die eine ober bie. andere berfelben früher bief- 
feit3 zur Kenntniß zu bringen; es Tann fomit ohne eigenen Schaden 
ein weiteres Band der Humanität um gefittigte Völker gelegt werben. 
Zu einer einfeitigen Zulafjung Fremder tft dagegen Feine Veran⸗ 
laffııng, oder richtiger gejagt Feine Berechtigung, indem es ſich davon 
handeln würde, den eigenen Bürgern eine Beichränfung zu Gunften 
eined Fremden aufzulegen, ohne daß man ihnen in ähnlichen Fällen 
eine gleiche Behandlung im Auslande zu verfchaffen vermöchte ?°). 

St nun, dieß tft die ſchwierige und beftrittene Frage, ein auf 
ſolche Weife nach beſtem Wiffen und Können eingerichteted Syſtem 
von Monopolifirung der Erfindungen rathfam, ober eben ihm 
unter allen Umftänden fo bebeutende und nicht entfernbare Nach: 
theile an, daß von bem ganzen Gedanken befjer abgeftanden wird, 


14) Nach den franzöfifchen, württembergifchen u. ſ. w. Geſetzen erlifcht ein 
Patent durch zweijährige ungerechtfertigte Nichtaugübung. 

15) Gegen Patentirung Fremder it Say, Volt. Hanbb., Bd. IV, Seite 
314 fg., und, ſo ziemlich wenigſtens, Mac⸗Culloch, Weber Handel und 
Hanbefäfreiheit, S. 128 fg. Auch in dem englifchen Report von 1865 ift viel: 
fach Widenvillen dagegen auögefprochen. Die Zahl der in England jährlih an 
Fremde bewilligten Patente beträgt ben Aten bis 5ten Theil ber Geſammtzahl. 
©. eine Tabelle in dem Report von 1865, ©. 153. 
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alſo die gewerbliche Benützung neuer Einrichtungen und BBer- 
fahrenzarten dem gemeinen Mechte überlafjen bleibt, Jeder nad) 
Gutbefinden feine Geheimniffe zu beiwahren fuchen mag, und nur 
etwa ganz ausnahmsweiſe öffentliche Belohnungen für große Ent: 
deofungen verliehen werben ? 

Unzweifelhaft find viele und verfchiedenartige Gründe vorhan- 
ben, welche jchwere Zweifel über bie Richtigkeit bed ganzen Ge: 
dankens auch bei feiner beftmöglichen Augführung aufdriugen. Die- 
felben beziehen fich, ganz abgejehen von den Zweifeln über bie Räth— 
lichkeit und Zuläffigkeit einer Beſchränkung der natürlichen Freiheit 
im Gewerbeleben, welche fonft in jeber Weife herzuftellen gefucht 
wird, ferner von ber Belaftung des Staatsorganismus mit einem 
ſchwierigen Verwaltungszweige, auf bie Förderung ber Erfindungen 
an fich, auf die beabfichtigte Belohnung ber Erfinder, auf den all: 
gemeinen Nuten für bie Gewerbe, endlich auf die Öffentliche Sitt⸗ 
lichkeit. — Was den erſten Punct betrifft, jo geht man allerbings 
gewöhnlich von der Annahme aus, es müfje und könne bie Ent⸗ 
deckung und die Ausbildung von Verbefferungen in ben Gewerben 
durch die Augficht auf eine entfprechende, unter glüclichen Umftänden 
ſelbſt glänzende Belohnung geweckt werben. Es ift aber fehr die 
Trage, ob dieß richtig if. Erfindungen in den Gewerben entjtehen 
entweber als glückliche Einfälle bei der Arbeit und bei wiffenjchafl: 
lichen Unterfuchungen, oder fie werben durch eine Schwierigfeit im 
Betriebe erzwungen, oder fie find endlich die Früchte eines unwider⸗ 
ftehlichen natürlichen Dranged. Sm erjtern Falle fchafft eine Aus: 
ficht auf einen möglichen Gewinn feinen Gedanken, welcher ſich nicht 
ſchon von felbft darbietet; in den beiden andern Fällen bedarf es 
feiner weiteren Aufmunterung. Und wenn allervingd die beharrfiche 
Auzbildung eines Einfalled durch Hoffnung auf einen Nuten ge: 
fördert werden kann, fo fteht anderer Seit? das zur Erlangung 
eined Patentes nöthige Geheimniß ſehr häufig der Auffuchung einer 
nothwendigen Belehrung, der Anfertigung nothwenbiger Beftandtheile 
oder der Anjtelung von Verfuchen im Wege, fo daß das an fich 
gar wohl Mögliche nicht zu Stande kommt. Der Wunfch, ein 
Patent zu erhalten, ift fomit eben fo gut ein Hinverniß als eine 
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Forderung der Vollendung und wirklichen Nützlichmachung von Er⸗ 
findungen. — Darüber, daß die Erfinder ſelbſt nur ſehr ſelten 
einen Nuten von ihren Gedanken und Bemühungen ziehen, iſt nur 
Eine Stimme unter den mit den Verhältnifien Vertrauten. Die 
Meiften derjelden find nicht in der Tage, bie Auslagen für bie 
Vorarbeiten und für die Taxen zu machen; fie müſſen alfo ihr 
Geheimnig an Speculanten wohlfeil verlaufen, welche den Gewinn 
ziehen, falls fich ein foldder ergiebt. Andere arbeiten viele. Jahre 
lang in ber Stille und ohne die nöthigen Mittel oder Kenntniſſe 
an der Vollendung und gehen barüber zu Grunde. Dritte werden 
in Nechtäftreitigfeiten mit unbefugten Nachahmern verwidelt. Nicht 
felten endlich fomımnt eine Erfindung nur langfam in Gebrauch und 
die Patentzeit läuft ohne nennendwerthen Gewinn ab. So wird 
alſo die Abficht, den Erfinder zu belohnen, nur ſehr unvollkommen 
erreicht, während die Nachtheile ber zu dieſem Zwecke übernommenen 
allgemeinen Beichränkung bleiben. — DiefeNachtheile aber find für 
den Geſammigewerbebetrieb höchft bedeutend. Die Zahl der Patente 
wird erfahrungdgemäß in allen gemwerbereichen Länbern allmählig 
eine unüberjehbare 19), jo daß es unmöglich ift, fie Alle auch nur 
in dem eignen Geſchäftszweige zu Tennen und Klagen, Störungen 
und Verlufte zu vermeiden, und daß namentlich große Unternehmer 
genäthigt find, die Erlaubniß zur Benütung zahlreicher Patente 
zu erwerben, nicht um fie anzuwenden, fondern nur um in ihren 
Einrichtungen freie Hand zu behalten. Auch kommt es nicht felten 


16)-3n England ſind von 1623 bis Nov. 1862 im Ganzen 48,458 Be: 
(reifungen von Grfindungen eingereicht worden, davon allein feit der Vermin⸗ 
derung der Toren im Jahr 1852 29,897, alfo Über 3000 in jedem Jahre. Die 
vom Patentamte im Drude herausgegebenen Patente unter dem Älteren Geſetze 
ivor 1852) füllen 900 Bände, bie ganze Sammlung bis 1864 aber 1711 Bände 
(Koftenpreig eines Eremplard 600 & &t.). In Frankreich ift die Zahl der jähr⸗ 
lich ertheilten Patente von 722 im Jahre 1844 auf 5941 im Jahre 1862 geflie- 
gen, unb mar in einigen Jahren fchon höher. Die ausgewählte Sammlung von 
Befchreibungen umfaßt für 1811—1862 134 Ouart:Bände und 20 Oct.-Bände. 
In Amerika wurden durchſchnittlich in ben 10 Jahren 1842 bis 1852 etwa 1500 
Batente ertheilt, in den 10 Jahren bis 1862 gegen 8000. In Belgien von 1880 
bis 1861 im Ganzen 19,488. In Oeſterreich etwa 600 ahrlich. In Preußen 
etwa 80. S. Report von 1865, S. 148 fg. 
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vor, baß eine patentirte Erfindung fpäter von Anderen ohne alle 
Kenntniß von dem Vorgange noch einmal gemacht wirb, und nun 
der im beften Glauben feine eigene Entdeckung benübende Arbeiter 
in Strafe und Verluſt geräth. Endlich muß das oft kaum ent 
wirrbare Verhältnig zwilchen Erfindungs- und Verbefferungs : Ba: 
tenten oder zwiſchen mehreren Verbeſſerungs-Patenten ind Auge 
gefaßt werben, welches entweder zu fehr läftigen Abfindungen unter 


den Patentirten ober zu einer Verhinderung der Benükung von - 


Verbefferungen und einer weiteren Ausbildung ber .eigenen Erfin⸗ 
bungen führt 7%. Die Billigfeit gegen bie Einen ift fomit eine 
Rechtsbeſchränkung gegen die Andern, und es kann fich bei weiterer 
Ausdehnung des Patentwefend gar wohl begeben, daß burch daſſelbe 
fünftliche Feſſeln für bie Induſtrie geſchaffen werben, welche ben 
mit Mühe und Opfern aufgehobenen der Zünfte, Schauordnungen 
u. |. w. gleichfommen. — Endlich ift jchon itzt eine ganze Reihe 
von höchſt widerwärtigen Mißbräuchen zu Tage getreten. 3 giebt 
in den großen Mittelpuncten ber Gewerbethätigfeit unehrenhafte 
Speculanten, welche in der Entwicklung befindlichen Erfindungen 
durch Beitechungen u. |. w. auf die Spur zu kommen fuchen, um 
ſchnell ein Patent für fi zu erlangen und es nun ganz chne alle 
eigene Verdienſt auszubeuten, ja e3 gegen den eigentlichen Urheber 
felbft geltend zu machen. Es werden Patente als erſchlichen am 
gefochten um eine Abftehungsfumme zu erpreffen. Beamte in Staal% 
und Privat-Fabriken benügen die im Gefchäfte gemachte Erfahrung 
unb die Mittel defjelben, um Patente zu erlangen, welche fie ſodamn 
gegen ihre biöherigen Dienftherren anwenden 1°), Und bergleichen 
mehr. Dieß Alles aber unter dem Schute des Staates, welder 
ſchreiende Unfittlichkeiten dem Worte des Geſetzes nach bulben und 
jelbft aufrecht erhalten muß. 

Es iſt wohl kaum in Abrede zu ziehen, baß biefe Umftände 
geeignet find, große Bedenken zu erweden; und follten auch viel⸗ 


17) Hierauf macht mit großem Rechte aufmerffam Emmingbaus, im 
ber Tüb. Zeitfehr. f. St.:W., Bb. XIV, ©. 3 fg. 
| 18) Vielerlei, zum Theile and Unglaubliche gehende Beifpiele folder Miß⸗ 
bräuche |. in dem Report von 1868. 
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leicht bis itzt bie angeführten Grünbe nicht allgemein und burd;- 
Ihlagend genug fein, um eine unbebingte Verwerfung des ganzen 
gejeglichen Syftemd der Crfindungd-Monopole zu rechtfertigen; To 
reichen fie boch gewiß aus, um bie Ueberzeugung zu geben, baß hier 
eine keineswegs in allen Beziehungen nübliche und lobenswerthe 
Einrihtung vorliegt, und daß es cine wichtige Aufgabe für den 
Staat (und für die Wiffenfchaft) ift, die Wirkungen des PBatent- 
weiend genan zu beobachten, um zu einer ſchließlichen Entſcheidung 
über Beibehaltung ober Wieverbefeitigung zu gelangen. Indeſſen 
freilich find die beften Beltimmungen zur Anwenbung zu bringen. 


§. 165. 
00) Squs van Babrit- und Eöusrenzeiihen. 

‚Eine in dem Gewerbeleben fehr häufig vorkommende Täufchung 
befteht darin, daß den eigenen Erzeugniffen ber Stempel oder bie 
fonftige übliche Bezeichnung eines beftimmten anderen Verfertigers, 
häufig eines Ausländers, angefügt wird. Dieß ift nun aber nicht 
nur eine Irreleitung des Käuferd, welcher eine Waare von dem 
angeblichen Verfertiger verlangte und fie deßhalb theurer zu bes 
zahlen bereit war, fondern auch ein offenbared Unrecht, gegen dieſen 
angeblichen Verfertiger, welchem ein Theil feiner Abnehmer durch 
eine Lüge entzogen wird, und deſſen Auf überdieß in ben meiften 
Fällen durch die Verbreitung fchlechterer Erzeugniffe leidet. Außer: 
dem hat aber die Unfitte auch noch den allgemeinen Nachtheil, daß 
falſche auslaͤndiſche Bezeichnungen über die Ausdehnung und über 
bie Leiſtungen der inlänbifchen Gewerbethätigfeit in Irrthum zu 
führen geeignet find, was möglicherweile zu unrichtigen Hand⸗ 
Lungen ober Unterlafjungen ded Staates führen kann. Der zur 
Entſchuldigung gewöhnlich angeführte Grund, daß die Käufer un- 
verftändigerweife Waaren mit beftimmten Bezeichnungen, namentlich 
Fremden Urfprunges, verlangen, während eben jo gute und in 
ber Regel wohlfeilere ihnen geliefert werden können, daß die Täu⸗ 
ſchung alfo zugleich in ihrem Smtereffe und in dem ber Inländifchen 
Induſtrie gefchehe, ift durchaus unftichhaltig. Die einzige erlaubte, 
aber auch allein richtige, Belehrung eined Vorurtheiles befteht in 
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einer Nachweifung der Eigenfchaften beider Arten von Waaren, und 
es wird fich daſſelbe in der That auch ſchnell verlieren, wenn fein 
Fortbeſtehen des Irrthums durch falfche Angabesı mehr möglich iſt '). 
Da es jich hier von einem auß Gewinnſucht unternommenen 
Betruge handelt, fo Tann weder über das Recht noch über das 
Mittel zur Verhinderung ein Zweifel beftehen. Es ift einfach bie 
Bezeichnung einer Waare mit einem falfchen Namen beziehungs- 
weife Zeichen bed Verfertigerd oder des Urfprungdortes als Fäl- 
ſchung zu erklären und ber Beitrafung einer folchen zu unterziehen; 
‚außerdem der Verkauf folher Waaren ald Beihilfe zu diefem Ver: 
gehen zu behandeln unb fomit felbitverftändlich vor Allem zu unter: 
jagen. Sollten ausländifche Waaren mit der faljchen Bezeichnung 
eines inländifchen Verfertigerd eingeführt werden wollen, jo find 
fie, und zwar aus verftärkten Gründen, zu confizciren. Handelt 
es fich bei folchen Fälfchungen nicht von Namen fondern von be- 
jtimmten zur Kenntlichmachung ber Erzeugniffe eine Gewerbenden 
gebrauchten Zeichen, fo ift allerdings als Bebingung des Schutzes 
feitzuftellen, baß eine ſolche Bezeichnung amtlich angezeigt und in 
Folge deffen öffentlich befannt gemacht werbe. Dieſes aber nicht 
fowohl deßhalb, weil nicht auch bei unangemeldeten Zeichen, falls 
fie nur überhaupt im Verkehre bekannt find, ein Betrug ſtattfinden 
fönnte und würde; fondern um dem Fälfcher bie, von einem Gerichte 
vielleicht nicht zurüchzumeifende, Ausrede zu nehmen, daß er zufällig 
biefe Bezeichnung für feine eigenen Waaren erjonnen habe, mit der 
bereitö von einem Andern getroffenen Wahl aber gar nicht bekannt 
gewejen ſei; ſodann, um die Eigenthümlichkeit der beflehenden Zei: 
chen feitzuftellen und dadurch lange und fchwierige Beweisverfahren 
1) Man bat wohl gegen ein Verbot ber Nachahmung ausländiſcher Fabrik⸗ 
zeichen einmwenben wollen, daß es nicht Sache bed Staates fei, die Angehörigen 
fremder Staaten gegen Schaden zu bewahren; es iſt dieß jedoch eine ſchiefe Auf: 
faſſung. Zunächſt wirb durch eine ſolche fremde Fabrikbezeichnung auch ber in: 
ländiſche Käufer getäuſcht, welcher doch jeden Falles zu ſchützen iſt; ſodann bringt 
die Bezeichnung einheimischer Waaren als fremde die oben angebeuteten allgemeinen 
Nachtheile; endlich aber hat der Staat überhaupt bie Pflicht, innerbalb feines 
Gebietes Feine unrechtlichen Handlungen, bier alfo Fälfhungen, vornehmen zu 
laffen, gleichgültig wer ber dadurch Beſchädigte ſein würde, überhaupt für Auf: 
rechterhaltung bed Rechtes zu forgen, wo nur er dazu bie Mittel befikt. 
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zu vermeiden. Es wird allerdingd auf biefe Weife für ven erften 
Anmeldenden ein ausſchließliches Recht, eine Art von Monopol, 
geſchaffen; allein da unzählige weitere Zeichen ohne allen Anftand 
und ohne weitere Mühe oder Koften erfonnen werden können; ba 
ferner die öffentliche Bekanntmachung eben gegen einen unmill- 
fürlichen Irrthum bewahrt: fo entfteht durch dieſe Feſtmachung für 
Niemanden ein Schaben ober auch nur eine Vefchwerlichkeit un 
fe mag ganz unbedenklich angeordnet werben ). — Daß fi 
auch Ausländer diefen Beftimmungen unterwerfen müffen, wenn 
fe gefchütt fein wollen, verfteht ſich; dagegen iſt ihnen auch bie 
Erfüllung der Vorfchriften unter ganz gleichen Bebingungen zu 
geftatten. Befondere Verträge mit fremden Staaten über gegen- 
feitigen gleichen Schub werben die Rechte der eigenen Bürger ficher 
fellen und bie immer bebenfliche Anwendung von MMetorfionen 
unndtbig machen ®). 


6. 166. 
4) Förderung der Einfidt. 

Keine Bedingung der Blüthe des Gewerbewefend kann weniger 
entbehrt werden, als die einer einſichtigen Geſchäftsbehandlung. 
Selbſt die vollſtäändigſte Freiheit, nach Gutdünken zu thun und zu 
laſſen, fo wie der Beſitz aller nöthigen Geldmittel wird Denjenigen 
nicht fördern, welcher Freiheit und Kapital nicht mit Kenntniß und 
Geſchicklichkeit zu benützen verfteht. Die Erwerbung biejer Eigen: 
haften hängt allerdings von ben natürlichen Anlagen und dem 
Willen des Einzelnen ab; allein bie Mittel der Ermwerbung zu be- 
Schaffen geht in manchen Beziehungen über Privatkräfte. Die Pflicht 
bed Staates, folche Mittel herbeizuſchaffen, unterliegt ſomit keinem 

2) Nur in dem Falle würde ein Unrecht entflehen, wenn eine vor Einfüp: 
tung ber Anmeldung von Fabrifzeichen bereit3 allgemein gebräuchliche Bezeichnung 
einer Waare von einem Einzelnen wollte angenommen werben, indem dann feine 
Erzeugniffe als die allein Achten und ben biöherigen entſprechenden gelten könnten. 
Ein folches Zeichen darf nicht in Alleinberechtigung gegeben werben. 

3) ©. über ben ganzen Gegenfiand Rau, Volksw. Politik, dte Aufl., 2, 
&. 127 fg.; ferner Meißner, Die Fabrifgerichte in Frankreich. Lpzg., 1846, 
6. 103 fg.; Derf., Vier Geſetze für bag deutſche Gewerbeweſen. Leipz., 1848, 
©. 61 fg. 
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Zweifel; und er erfüllt fie fo lange nicht ganz, als die Bildung ber 
.. Gewerbenden anderer Voͤlker durch die ihnen gebotenen Bildungs⸗ 

gelegenheiten höher, ſelbſt jo Tange fie gleich fteht. Doppelt noth: 
wendig ift die möglichfte Steigerung der Einfiht dba, wo bie na- 
türlihen Bebingungen eine blühenden Gewerbebetriebe, 3. 2. 
wohlfeiler Bezug der Rohſtoffe, Reichthum und Billigkeit der be: 
wegenden Kräfte, vortheilhafte Verfendungd- und Abſatzwege, zu 
wünfchen übrig laſſen, alfo fo weit irgend thunlich durch höhere 
perjönliche Tüchtigfeit erjegt werben müffen. 

Das Hauptmittel zur Erreichung dieſes Zieles, nämlich zweck⸗ 
mäßige Unterrichtsanftalten der verjchiebenen Stufen und Arten, 
Sammlungen, Aufmunterung und Reifen, find bereit3 ausführlich 
erörtert ). Hier it ſomit nur noch eine Anftalt zu erwähnen, 
welche auf Einfiht und Eifer gleich wohlthätig einwirkt, einer un- 
bedingten Empfehlung aber um fo würbiger ift, ala fih ein Mip- 
branch oder Nachtheil derſelben Tebiglich nicht denken läßt. Diefe 
Anftalt ift die Anordnung von Gewerbeaudftellungen. Die 
felben haben für die Gewerbenden den Vortheil, fie mit ven Lei— 
ftungen ihrer Mitwerber, mit der Geſchicklichkeit der Verfertiger 
von Halbfabrifaten und Werkzeugen, endlich mit den Anfichten des 
Publikums befannt zu machen; zu gleicher Zeit aber bieten fie den- 
jelben Gelegenheit dar, ihren Erzeugniffen und Preiſen allgemeine 
Anerkennung zu verfchaffen. An eine zwedimäßige Ordnung biefes 
Bildungsmitteld find nachjtehende Forderungen zu ftellen : 

Gewerbeauzftellungen können doppelter Art fein: beftändige, 
welche dad ganze Jahr Hindurch der Benützung offen flehen; und 
zeitweife abgehaltene, welche entweder nur einen, ärtlich ober gegen: 
ftänblich, befchränften Kreis von Gewerbeerzeugniffen umfaffen, ober 
als allgemeine fich keinem Gegenftanbe und feinem Hervorbringungs- 
orte verjchliegen mögen. 

1) Beftändige Gewerbeaugftellungen haben die Aufgabe, 
durch eine Öffentliche und Leicht zugängliche Sammlung von mufter- 
gültigen Gewerbeerzeugniffen oder Werkzeugen über das Hoͤchſte, 
was in einem Fache bis itzt geleiftet worden ift, zu belchren und 


1) ©. oben, Bd. I, $$. 80, 85, 86 und 87. 


zur Nachahmung, vielleicht Webertreffung, aufzumuntern. Es vers 
fteht fi von ſelbſt, daß es fich dabei keineswegs blos von ber 
Bekanntmachung mit inländifchen Leiftungen handeln kann, fondern 
daß überall her, wo etwas Vorzügliches hervorgebracht worden ift, 
Mufter bezogen werben müſſen. ine Ausſtellung augländifcher 
Erzeugnifje ift ſogar doppelt nütlich, weil eine Kenntniß von ben- 
jelben jchwerer zu gewinnen tft, und weil fie über die Eigenfchaften 
belehren kann, durch welche eine fremde Gewerbethätigfeit ich Abſatz 
auf dem Weltmarkte verichafft. Eine fortwährende Ergänzung mit 
dem Neueſten und Beiten ift ſelbſtredend eine wefentliche Bedingung 
bed Nuben? der Anftalt; Vorlegung von Mittelmäßigem und Ver⸗ 
altetem kann jogar geradezu fchaben. Nur dankbar kann es aufs 
genommen werben, wenn auch Privatperfonen geeignete Gegen- 
jtände zu zeitweifer Kenntnißnahme überlaffen wollen. — Als ein 
Nebenzweck, welcher freilich eine wefentlich verfchiedene Richtung hat, 
mag denn etwa mit einem Mujterlager auch eine Auzftellung von 
Beispielen der inländiſchen Gemwerbethätigfeit verbunden werben, bei 
welcher nicht fowohl eine Vorlegung zur Nachahmung, ala vie Bes 
fanntmachung mit dem Namen und ben Leitungen der Berfertiger 
beabfichtigt ift. Um jedoch Ueberfüllung und Verwirrung zu ver: 
hüten, Tann hier die Bewilligung zur Austellung nur nad einer 
Prüfung über die Würdigfeit der Xeiftung erfolgen und muß die 
jelbe auf eine beftimmte kürzere Zeit befchränkt fein. — Daß der 
Eintritt in eine folche Anftalt Jedem und zwar unentgeltlich ge⸗ 
ftattet fein muß, bedarf wohl nicht erft der Erwähnung. 

2) An zeitweife Gewerbeaugftellungen, und zwar beider 
Arten, ift vor Allem die Forderung zu jtellen, daß Zeit und Ort 
richtig gewählt freien. Eine zu häufige Wiederholung, namentlich 
an demſelben Orte, jtumpft die Theilnahbme ab und verfehlt auch 
in fo ferne ben Zweck, als in furzen Zwiſchenräumen die Forts 
ſchritte in Thätigkeit und Gefchieklichfeit wenig bemerkbar ſein können. 
Ein übel gewählter Ort aber wird micht befucht. — Bei beiden 
Arten bildet ſodann eine richtige Feftjtelung der Eintritt3bedingungen 
einen fehr wichtigen Punkt für das Gelingen. Eine allgemeine 
unentgeltliche Benügung ift hier unmöglich, theils weil die, oft 


350 


höchft beträchtlichen, Koften kaum ander gedeckt werben können, 
ala durch entfprechende Eintrittögelver, theils um ben ftörenden An- 
drang müßiger und rober Haufen abzuhalten. Allein es muß (etwa durch 
verfchievene Anſaätze für verjchiedene Tage oder für verfchievene Be⸗ 
jichtigerflaffen) auch den ärmeren Gewerbenden der Beſuch möglich 
genracht fein, welcher für fie befonder® werthvoll ift, theils 
durch den unmittelbaren Eindruck der Gegenftände, theild wegen 
ber ihnen weniger zu Gebot jtehenden Belehrung durch Schriften. 
— Endlich ijt noch für beide Auzftellungdgattungen richtige Ein- 
ladungsweiſe an die Gewerbenden zur Beſchickung nöthig. Hierzu 
gehört aber hinreichend frühe Ankündigung der Eröffnungszeit, da⸗ 
mit Paſſendes vorbereitet werden kann; Sorge für Sicherftellung 
bed Eingeſchickten; zweckmaͤßige Aufftellung; unentgeltlicher oder 
wenigftend möglichft niebrig angejebter Transport. 

Die befhräntten Ausftellungen mögen entweber bie 
Erzeugnifje eines einzelnen Orte und fleineren Landes, ober nur 
einen beftimmten Gemwerbezweig umfaflen. Im erftern Falle dienen 
fie hauptfächlich zur Landeskeuntniß; im andern Falle dagegen ſetzen 
fie einen beſonders entwickelten und vielfeitigen Geſchäftszweig heraus. 

Allgemeine (internationale) Gewerbeaugftellungen haben 
eine große Bedeutung für die Gewerbekunde erlangt durch die Mög: 
lichkeit die Erzeugnifje aller Länder keunen zu lernen und mit einander 
zu vergleichen, und durch die Ansicht des Vorzüglichiten, was in jedem 
Zweige der menfchlichen Geſchicklichkeit bis zu einem beftimmten 
Augenblicke geleiftet ift. Die hier vor Allem wünfchenswerthe Voll: 
jtändigfeit Bann aber nur erreicht werden, wenn die Forderungen 
einer richtigen Wahl ‚von Zeit und Ort erfüllt find. Es dürfen 
alfo ſolche Weltausſtellungen nicht zu häufig, jelbft in verſchiedenen 
Drten, auf einander. folgen; ein Zwilchenraum von etwa zchn Jahren 
Scheint kaum zu groß zu fein. Ebenſo iſt Har, daß ein volles 
Gelingen nur an Mittelpuncten des Weltverkehres erreichbar ift. 
Eine Berbindung mit einer Ausſtellung von Kunſtwerken mag bie 
Anziehungskraft und den Glanz des Schaufpiele® erhöhen; cine 
Bedeutung für die Gewerbe hat ſie nicht. 

Bon großer Wirkung kann die Niederjegung eine® aus un: 


| 
| 
| 
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parthelifchen und grünblichen Sachkennern beftehenden Geſchwornen⸗ 
Gerichtes fein, welches ein öffentliches Urtheil über die auögeftellten 
Arbeiten abgiebt und Preiſe für die auögezeichnetiten Leiftungen 
zuerfennt. Ebenjo werben Regierungen mit vielem Nuken wohl: 
unterrichtete Agenten abfenden, welche das für bie einheimifchen 
Gewerbe Bemerkenswerihe erfunden und denfelben mittheilen *). 

Zur Beranftaltung dieſer verjchiedenen Arten von Ausftellungen 
ift dffentliche Beihilfe unentbehrlih. Die Anlegung und Unter: 
haltung ſtehender Ausſtellungen ift unter allen Umſtäuden nur 
Sache der Regierung. Zeitweiſe Auzftelungen fünnen dagegen zwar 
an ſich wohl, wie die Erfahrung zeigt, mit Privatkräften unter⸗ 
nommen werben in ber Ausſicht auf Erſatz eines größeren oder 
£leineren Theile der Koften durch die Eintrittögelder; allein nicht 
nur ift folches überhaupt nur in einem fehr reichen und opfer- 
bereiten Lande zu erwarten, jondern ſelbſt bier bedarf es manch⸗ 
fachfter Unterftügung und Erleichterung durch den Staat, z. B. in 
Beziehung auf Zollfreiheit, Bewachung des Gebäudes, Erleichterung 
der Sendungskoſten u. |. w. 


§. 167. 
5) Abhilfe des Mangeld au Kapital. 

Daß ein Gewerbe ohne hinveichendes Kapital nicht betrieben 
werden kann, bedarf eben fo wenig eines Beweiſes, ala daß keines⸗ 
wegs immer ber zu einem Gewerbeunternehmen Xufttragende auch 
bad dazu erforberliche Kapital ald Eigenthum befitt. Allein hieraus 
folgt für den Staat zunächft nur, daß er die verjchlebenen Mittel, 
welche eine ſchnelle oder fichere Kapitalanfammlung begünftigen, 
nach Kräften fördern foll !). Keineswegs aber liegt ihm die Ver: 
ſehung des einzelnen mittellofen Gewerbemannes mit dem gewünfchten 
Bapitale ob. Vielmehr ift die Beifchaffung unzweifelhaft dem Unter: 
nehmer felbjt anzumuthen; und zwar mit um fo größerem Rechte, 
als die 18 die taͤgliche Erfahrung zeigt, daß die Herbeiſchaffung von Ka— 

2) 2) Augführlige geſchichtliche und ftatiftifche Mittheilungen über bie verſchie⸗ 
denen großen Ausſtellungen ber legten Sahrzebente, fo wie zahlreiche Literatur 


über ben Gegenſtand ſ. bei Rau, VBolfswirthich. Pol., Ste Aufl., 2, ©. 139 fg. 
I) ©. biefelben oben, Bd. ii, ©. 121 fg. 
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pitalen nicht nur zur Vergrößerung ſchon beftehenber und als einträglich 
erwiejener Gejchäfte, ſondern auch zur Begründung neuer Unter- 
nehmungen gar wohl möglich tft, wenn nur der Stand des Volls⸗ 
vermögeng überhaupt eine Auzbehnung ber Gewerbeinduftrie erlaubt 
und die vorhandenen Kapitale nicht auf eine andere, entweder ficherere 
ober einträglichere, Weiſe verwendet werden können; wenn ferner 
die Eigenthümer müßig liegender Kapitale Vertrauen in das Unter: 
nehmen und in den Unternehmer zu fallen vermögen. Wenn aber 
in einem beftimmten Falle ein Gewerbeunternehmer wirklich von 
Privaten die gejuchte Einlage zu erhalten nicht vermag, jo Tpricht 
ſchon diefe Thatfache fo fehr gegen bie Sicherheit des Gefchäftes 
ober ded Mannes, daß der Staat doppelte Urfache hat, fein Geld 
ebenfalls zurückzuhalten, indem er die Beiträge ber Steuerpflichtigen 
“nicht zur Unterjtügung von gewagten Unternehmungen und un 
wahrſcheinlichen Verſuchen, fondern zur Beftreitung nothwenbiger 
und nüßlicher allgemeiner Zwecke erhalten hat. — Nur in zwei 
einzigen Fällen erjcheint es al gerechtfertigt, eine Ausnahme zu 
machen: 

1) Wenn ein biöher gut und mit Nuten betriebened Gejchäft 
burch zufällige und vorübergehende Umjtänbe in Noth verjcht 
und feinem Untergange zugeführt wird, biefer aber vermieden werben 
kaun, fall3 eine kräftige Unterftügung über bie Krifig weghilft. 

2) Wenn ein neuer vorauzfichtlich vortheilhafter und paffender 
Gewerbezweig begründet werben will, die Neuheit des Unterneh: 
mens aber die Kapitafiften abhält, demfelben Vertrauen und Crebit 
zu geben ?). 

Und auch in biefen Anznahmefällen hat ber Staat fich wohl 
vorzufehen, und weber einem burch eigene Schuld leidenden, noch 
einen bereits unvettbar verlorenen Gewerbenden, noch endlich 


2) Wollte etwa auch noch ber Fall als erlaubte Ausnahme aufgeführt wer: 
ben, wenn ein Gewerbe zum Zwede ber Beichäftigung einer armen Bevölkerung 
mit Staatömitteln errichtet werben will: fo wäre zu bemerfen, daß diefe, unter 
Umftänden ganz paflenbe, Maaßregel Tediglih aus dem Gefichtäpuncte ber Armen: 
polizei zu beurtheilen ift, und baß bie in folden Fällen vom Etaate etwa ge: 
machten Leiftungen nad) ganz anderen Rüdfichten als bei einer einfagen Gewerbe: 

unterftügung beurtheilt werben Tönnen und müſſen. 
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einem für bie gegebenen Verhältniſſe nicht paffenden und daher iet 
wenigitend noch unzuläfjigen Unternehmen eine Unterftügung zu 
verleihen. Vorſicht und Prüfung durch Sachverftändige ift uner- 
lägliche Pflicht, namentlich, da es in der Natur der Sache liegt, 
auch die Erfahrung lehrt, daß häufig Schwinvler und Betrüger 
ih an die Regierungen brängen, um ihnen zu grunblofen Planen 
Geld abzulocken ?). 

Noch weniger kann davon bie Rede fein, daß in der Ermang- 
fung von Privatunternehmern ber Staat ſelbſt einen im Lande noch 
nicht vorhandenen Gewerbezweig durch Anlage und Führung ent: 
fprechender Anjtalten felbft gründe Er ift, aus unbefeitigbaren 
Urfachen, zum Gewerbebetriebe wenig geeignet, und die Erfahrung 
lehrt, daß gegen Eine mit wirklichem Erfolge gegründete und fort: 
geführte Gewerbeunternehmung des Staates Dutzende andere Ber: 
juche Häglich und mit offenbarftem Schaden für bie äffentliche Kaffe 
gefcheitert find. 


6. 168. 
6) Erleihterung der Auſchaffung ber Rohſtoffe. 

Die zur Veredlung bejtimmten oder ald Mittel dabei dienenden 
Rohſtoffe find entweder im Inlande in gehöriger Menge und Güte 
zu erhalten, oder müfjen fie aus fremden Ländern bezogen werben. 
Je danadı find auch die vom Staate zu ergreifenden Maaßregeln 
binfichtlich derſelben verjchieven. 

Im eriten Falle mag, wenn die jämmtlichen erlaubten und 
zweckmäßigen Mittel zur möglichften Steigerung der Rohſtoff-Er⸗ 
zeugung ergriffen worden find, (ſ. oben die erfte Abtheilung dieſes 
Kapitels,) und wenn ferner die nöthigen Anftalten zur Erleichterung 
und Bequemlichkeit des Handels im Innern eingerichtet wurden, 
(j. unten die dritte Abtheilung,) der Gewerbende Weitered vom 
Staate nicht verlangen. Namentlich würden alle Vorrechte, melche 
man ben Gewerbenden zum Nachtheile ber Erzeuger, den inlänbijchen 
Käufern gegenüber von fremben einräumen wollte, nicht nur ein 


3) ©. Leuchs, a. a. O., ©. 281 fg; bier auch Beifpiele verunglüdter 
Regierungs=Unterftügungen. 
v. Mohl, Polizeiwiſſ. UI. 3. Auflage. 23 
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Unrecht enthalten, fondern, buch Verminderung ber weniger vor⸗ 
theilhaft gewordenen Ergeugung, ihrem Zwecke gerabe enigegen- 
wirken 2). &ben jo wenig würde eine mitteljt Lünftlicher Unter: 
flügung beförberte Erzeugung, welche den climatifchen ober jonftigen 
unabänderlichen Verhaͤltniſſen des Landes nicht entſpricht und welde 
fomib nur fchlechtere oder theurere Waaren, als die des Auslandes, 
befchafft, mit richtigen Grundfäen der Volkswirthſchaft vereinbar fein. 

Müſſen dagegen bie Nobftoffe in dem Auslande gelauft werben, 
fo ift zu unterjcheiben, ob der Bezug derſelben ohne Hinderniß von 
Seiten. des fremden Staates vor fich gebt, oder ob der letztere Be: 
ſchraͤnkungen, vielleicht gar Verbote, eintreten läßt. — In jenem Falle 
bat der Staat zur Aufrechterhaltung des gümnftigen Zuſtandes Alles 
beizutragen, was in feiner Wacht fteht, namentlich auch durch be- 
ftändige Aufmerkſamkeit auf gute Einrichtung und Unterhaltung 
ber verjchiedenen Verbindungs⸗ und Fortichaffungg- Mittel den mög- 
lichſt ficheren, fchnellen und wohlfeilen Bezug biefer Waaren ſeinen 
Gewerbenden zu fichern. Bejondere Vorkehrungen find aber bier 
nicht zu treffen, da das naturgemäße und fomit wünjchendwertheite 
Verhältnig bereits Beiteht. — Wird aber von dem fremden Staate 
die Ausfuhr der nöthigen Rohftoffe erjchwert, jo hat allerdings bie 
Regierung ſich zu bemühen, dieſe Hinberniffe zu heben. Vor Allem 
ift natürlich der Weg gütlicher Verhanbfungen einzufchlagen. Biel- 
leicht kann durch Aufhebung einer die Einnahme des fremden Staates 
bisher beſchränkenden bieffeitigen Einrichtung oder durch Einräu— 
mung eine3 anderen Vortheiles der Zweck erreicht werben; nur ift 
freilich erft wohl zu unterfuchen, ob nicht eine folche Bewilligung 
anderweitige, vielleicht felbft beveutendere, Nachtheile zur Folge haben, 
und ob nicht der Vortheil eines andern Gewerbes ber Erlangung 
einer Einfuhr:Freiheit geopfert würde. Sollten gütliche Vorfchläge 
nicht zum Ziele führen, fo wirft vielleicht eine Netorfion, indem 
man dem Gegner einen bisher eingeräumten Vortheil auf fo lange 
vermeigert, bis er feiner Seits die gehemmte Ausfuhr wieder öffnet. 
Doch muß bier mit großer Vorficht verfahren werden. Es fällt 


1) 2gl. hierüber oben, $. 158, ©. 290. 


nämlich in bie Augen, wie gefährlich dieſes Mittel ift und wie 
leicht es zum eigenen Nachtheile ausfallen Kann durch Unterbrechung, 
vieleicht bleibende Zerſtörung, eines bisherigen vortheilhaften Ver⸗ 
kehres, jo daß anftatt Erlangung einer Abhilfe vielmehr die Zu- 
fügung eine? zweiten Nachtheiles erfolgt. Auch ift nicht zu über- 
jehen, daß jolche der eigenen Untertbanen, welche bei dem biäherigen 
Streite gar nicht betheilige waren, unter den Folgen der Retorfion 
zu leiden haben können, und daß beiten Falles dag Mittel nur ein 
langjam wirkendes fein wird. Nur aljo, wenn ein günftiger Erfolg 
mit Gewißheit berechnet werben kann, namentlih wenn das it 
Verjagte unentbehrliched und nur im bieffeiiigen Staate zu befrie- 
digendeß Bebürfniß der Fremden tft, mag zu biefem Mittel geratben 
werden. Greift daſſelbe aber nicht Pla, fo Bleibt Freilich 
nichts Anderes übrig, als entweber bie biäher aus em Auslande 
bezogenen Stoffe fo gut es gehen mag im Inlande zu ergeugen 
und hierzu felbft Aufopferungen, welche unter anderen Umftänben 
nicht gerechtfertigt erfcheinen, zu machen; ober aber daß ganze Ge- 
werbe, ald ein unmöglich gewordenes, anfgugeben. Die Berechnung 
ber Nachtheile der einen und der andern Handlungsweiſe muß: ben 
Ausſchlag geben. 


7) Schutz gegen eine übermächtige andlänbiige Mitwerbung, 
6. 169. 
a) Buch Döle. 

Ungweifelhaft muß ein Gewerbeuder feine Erzeugniſſe in ſolcher 
Menge und zu foldhen Preiſen abzufeen vermögen, daß er außer 
ben Schaffungstoften im engeren Sinne auch noch die Zinſen aus 
dem Im Unternehmen ftedlenden Kapitale, den Arbeitälohn und einen 
verhäftnigmäßigen Unternehmungsgewinn erwirbt, ine der Bes 
dingungen eines ſolchen Abjabes ift nun aber, daß fein Anderer 
feine Waaren bei gleicher Güte um wohlfeileren Preis abzugeben im 
Stande iſt. Ausnahmefälle, in welchen theurere Waaren dennoch 
gefauft werben, oder ber zu einem wohlfeileren Preiſe befähigte Ver⸗ 
fertiger es verfchmäht, die Verzehrer durch die Gewährung beifelben 


anzulocken, nen nicht in Betrachtung. Tommen. 
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Für den Gewerbenven ift es allerdings an fich gleichgültig, 
. wer biefer wohlfeilere Mitwerbende ift; nicht aber hinfichtlich ber 
vom Staate zu verlangenden Maaßregeln. Iſt nämlich der Mit- 
werbende ein Bürger deſſelben Staates und befteht aljo fein Unter: 
nehmen unter denfelben materiellen und geſetzlichen Verhältniſſen, 
fo ift die Unfähigkeit, neben ihm zu beftehen, lediglich in der Schuld 
des Unfähigen zu fuchen. Eine Unterftüßung befjelben durch Zwangs⸗ 
maaßregeln wäre aljo im feiner Beziehung entfchulobar. Anders 
Tann es fich wenigſtens verhalten gegenüber von Fremden. Hier 
fönnen möglicherweife die Elemente des Koſtenpreiſes jo verjchieden 
fein, daß der inländifche Gewerbende ohne alle eigene Schuld eine 
Mitwerbung zu beftehen nicht vermag. In ſolchem Falle ift dann 
Hilfe wenigſtens ſubjectiv nicht unverdient. Und da die Erhaltung 
eine Erwerbszweiges immerhin ein Gegenftand von Wichtigkeit ift, 
jo muß unterfucht werden, ob eine folche Hilfe geleiftet werben 
kann? 

Hier leuchtet denn ein, daß vor Allem die Vorfrage zu ſtellen 
iſt, ob überhaupt eine Abwehr fremder wohlfeilerer Waaren, vor: 
genommen in ber Abficht die inlänbifchen Gewerbe aufrecht zu er: 
halten, den richtigen Grundjägen der Volkswirthſchaftspflege ent: 
ſpricht; oder ob nicht vielmehr der Grundſatz gilt, die Waaren da 
einzufaufen, wo fie am wohlfeilften zu haben find, Gewerbe aber 
ganz aufzugeben, welchen die einheimifchen Verhältniffe fo ungünftig 
find, daß fie, troß der den Fremden immer entgegenjtehenden Schwie: 
rigfeiten, namentlich der größeren Frachtloften, die Mitwerbung der: 
jelben auszuhalten nicht in Stande find? Iſt Lebtered das Richtige, 
jo hört natürlich jede weitere UnterJuchung auf, und der Staat kann 
höchſtens noch die Aufgabe haben, für feine gewerbeloß gewordenen 
Bürger irgendwie zu ſorgen. Bei einer gänzlichen oder theilmeijen 
Läugnung aber fteht die Frage nach dem pafjenden Mittel offen. 

Die Vertheidiger einer volllommenen freien Mitwerbung ftellen 
nun folgende Säge auf: Der Anlauf einer Waare zu höherem 
Preife, als an ſich nöthig, iſt ſchon an ſich wirthichaftlich wider: 
ſinnig und für das Vermögen ſchädlich. Der höhere Preis hat 
aber auch noch beſondere Nachtheile je nach der Verwendbarkeit der 
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Waare. Iſt diefe zum Genuffe beitimmt, fo verhindert jener Preis 
einen Theil ded Ankaufes, weil Wenigere im Stande find, jo viel 
zu bezahlen; dadurch wirb aber eines Theiles ein Lebenszweck des 
Volkes verfümmert, anderer Seits die Luft, zur Erwerbung leicht 
zugänglicher Güter durch eigene Arbeit zu gelangen, gebämpft. Sind 
aber namentlich die theuer erfauften Waaren Stoffe oder Mittel zur 
Weiterverarbeitung, jo muß dieſe in ihrer Einträglichkeit und in 
ihrer Ausdehnung bejchränkt werben; auf dieſe Weife leiden aber 
Unternehmer und Lohnarbeiter bis vielleicht zu gänzlichem Verluſte 
ihres Einkommens. — Wenn jodann, in Folge geringerer eigener 
Mittel, Fremden nicht? abgelauft wird, fo können auch fte von den 
dieſſeits feilftehenden Gütern nicht? kaufen; es ift vergebliche Hoff: 
nung blos verkaufen zu wollen, ohne zu Taufen. Dur Zurüd- 
ftoßung fremder befjerer und wohlfeilerer Waaren geht die Verjchie- 
benheit der natürlichen Vorzüge der Ränder, jo wie der länberweifen 
Arbeitstheilung unbenüßt verloren. Außerdem fällt bei ſolchem 
Verfahren der Trieb zur Fortbildung in den Gewerben mit ber 
Nothwendigfeit weg. Leicht verleitet ein Staatsſchutz zur Verſchwen⸗ 
bung im der Anlage und in dem Betriebe der Gewerbe und zu über- 
Ipannten Unternehmungen, jeden Falles zu einem läjfigen Beharren 
bei Hergebracdhtem, zu Unterlaffung befonderer Anftrengungen, zu 
Nichtaufjuhung neuer Abſatzquellen. Es wird eine Art von Mono: 
pol geichaffen, mit allen Folgen eines ſolchen. — Manche Gewerbe, 
für welche die allgemeinen Bedingungen des Gebeihend überhaupt 
im Lande nicht vorhanden find, gedeihen auch unter einem Staats⸗ 
ichube nicht, fo daß diefer durch Vertheurung nur Nachtheile ohne 
ben Gegenvortheil einer ausgedehnten Bejchäftigung von Menjchen 
und Kapitalen bringt. — Die Entftehung der Gewerbe hat eine 
natürliche Reihenfolge, welche nicht ohne Schaden geftört wird. 
Daher wird durch Eingreifen des Staated eine von der Natıır der 
Dinge nicht gebotene fomit verkehrte und kränkelnde Gewerbethä- 
tigfeit hervorgerufen, und zwar anf Koften der zwedimäßigeren, weil 
natürlichen. Diefer werden Arbeitäkräfte und Kapitale entzogen, 
indem durch eine blofe Beſchränkung fremder Einfuhr feines diefer 
Thätigkeitd- Elemente an fich vermehrt wird, — Endlich ift nicht 
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außer Augen zu Inffen, daß in einam nur auf einan beſchränkten 
Kreis berechneten unb angewieſenen Gewerbeleben weit leichter 
Stockungen und Veberfüllungen des Markted vorkommen dunen, 
als bei eitem zum Weltverkehre tauglichen. 

Unyseirlhaft find dieſe Säbe richtig; allein unläugbar iſt 
ebenfalls, daß fie nicht bie ganze Wahrheit geben. Den Vortheilen 
bes wohlfeilften Einkaufes von Fremden ftchen much Nachtheile zur 
Seite; die üblen Folgen einer Tünftlichen Begünftigung der inländi⸗ 
ſchen Gewerbe werben, zum Theile wenigften?, durch verfchiebenen 
Nuten der Maaßregel aufgewogen. — Sp ift denn gkeith der all: 
gemeine Gab, daß vernünftigerweife nur die wohlfeilften Waaren 
gefauft werven Lönnen, zwar ficherlich als Regel richtig; allein er 
unterftegt doch jeden Falles der Beichräntung, daß wenn eim größeres 
Mebel aus dem Kaufe gerade biefer Waare hervorgeht, er zu unter: 
laſſen tft, und möglich iſt immerhin, daß unter beſtimmten Umftänben 
ber Anlauf einer theweren Waare ein relativer Bortheil fein kann. 
Ob dieß nun nicht werade bei der Mitwerbung inlänbifcher mit 
fremden Waaren ber Fall fei, ift eben bie Trage. — Richtig. ift 
nicht minder, baß einzelne Länder einer natürlichen Begimftigung 
in Beziehung auf gewilfe Gewerbearheiten geniehen. Wenn aber 
rin Land nur Hinfichtlich weriger ser geringer Beichäftigungen 
folche natürliche Vorzüge hat, fo entſteht denn doch fehr ernſtlich 
die Frage, ob es nicht zur Entwicklung feiner Kräfte und feiner 
Beoölferung much andere zunächſt weniger begänftigte Gewerbe trei⸗ 
ben barf mb fol? Wenn ben aber fo üft, fo müffen auch die 
Mittel erpeiffen werden, unter deren Vorausſetzung bieß allein 
möglich if. — Umgmweifolhaft richtig als Regel ift ferner, daß die 
fünjtlich erzeugte Nothwendigkeit eines Theuren Einkaufes der Genuß— 
menge, ber Urbeitäluft und ber Gemerbethätigfeit ſchadet; allein 
wicht vergeffen darf werben, daß wenn die Gewerbe tim Lande unter 
dem Schutze einer Abwehr fremder Mitwerbung aufblühen, dieſelben 
auch Rohſtoffe, Kapisale und Arbeit verlamgen, damit aber jenen 
Schaden vielleicht amsgleihen. Namentlich iſt zu bedenken, welche 
Werthverlufte und welches Elend «8 zur Folge bat, wenn ein bisher 
betriebenes Gewerbe von einem wohlfelleren fremden orbräck wich. 
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— Wenn es weiter an ſich ganz richtig ft, daß ein Volk nicht 
hoffen Tönne, nur zu verkaufen, fondern auch Taufen mäfie, ſo darf 
doch nicht uͤberſehen werben, daß diefe Wahrheit auch in der Mich: 
tung gilt, daß ein Volk ebenfalls nicht bloß Immer im Auslande 
faufen Tann. Ob aber nach Vernichtung eine Gewerbes ein Ver: 
auf von Rohftoffen oder von anderen Gewerbewaaren fie Mittel 
zur Befriedigung des Bedürfniſſes im Außlande liefern wird, tft eine 
Frage, welche je nach den Umftänden zu bejahen, aber auch zu der⸗ 
neinen fein kann. — Ferner ift im Allgemeinen richtig, daß ein 
Mangel an Mitwerbung Verbefferungen in ben Gewerben verzögert; 
alled da nicht blos die Mitwerbimg Fremder, ſondern eben fo die 
ber eigenen Landsleute ftachelt: jo kann auch bei Beſchraͤnkung des 
Ankaufes fremder Waaren diefe Verbeſſerungs⸗Urſache wirken, wenige 
ſtens bis zu einem gewiſſen Grade. — Sodann ift [die Abziehung 
ber Arbeitstrafte von alten auf neue, von natürlichen auf künſtliche 
Gewerbe nur in dem Einen Tale al® das mmermeibliche Ergebniß 
eines Schutzſyſtemes anzuerkennen, wenn ſchon bis ist alle irgend 
verfügbaren Kräfte vollftändig benügt waren, itt aber etwas Neues 
gefchaffen oder Altes anögebehnt werden fol. St dem Aber 
nicht fo; tönnen vielmehr bis tut unbefchäftigte Mittel verwendet 
ober, auf die Gewährleiftung‘ ded Schußes hin, Unternehmer und 
Kupktale aus dem Auslande gewonnen werben; oder aber handelt 
es fih nur von ber Aufrechterhaltung eines Higher ſchon vorhandenen, 
fomit bereit? mit den nöthigen Kräften außgerüfteten Gewerbe, 
zweiges: fo-ift der ganze Vorwurf unbegründe. — Die Annahme, 
daß eine neue Beichäftigung, welche nicht alsbald die freie Mil⸗ 
werbung aushalten könne, auf Immer eine unnatürliche, erfünftelte 
und kränkliche Sei, ift durchaus nicht richtig. Dieß kann allerdings 
der Tall fein, aber eben jo gut ift ed möglich, daß ein Gewerbe, 
wenn es erft die Verlufte der erften Verſuche, die anfängliche Un⸗ 
gelibigeit der Arbeiter, die den Erfolg abwartende Scheue der Kapitals 
Befiber, die Unbekanutſchaft mit den Abſatzorten überwunden bat, 
zur Blüthe gelangen und nun felbft ohne weiteren Schuß jede Mit- 
werbung beftehen kann. Immer ift der Anfang ſchwer; ohne Unter- 
flüßung kann er ganz unmöglich fein. — Unzweifelhaft ift in einem 
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engen Kreife ein Schubfuftem bedenklich und ſchwierig durchzufüh⸗ 
ren; Kleinen Staaten bleibt aber immer das Mittel, fich mit anderen 
auf ähnlicher Stufe der Gewerbethätigfeit und unter gleichen äußeren 
Bedingungen ftehenden zu verbünden. — Endlich giebt es unläug- 
bar Bebürfniffe, deren Befriedigung die Gejellichaft und der Einzelne 
unter allen Umftänden ficher fein muß. Bei jolchen findet die Er: 
wägung des Preisverhältnifjes nur eine untergeorbnete Stelle. Zu- 
nächjt muß ihre Beichaffung ficher geftellt fein, und die Hauptfrage 
ift, ob der Bezug aus dem Auslande unter allen Umjtänden ge: 
ſichert wäre). | 

Aus Allem diefem ergiebt fich denn, daß zwar rohe mercanti- 
liſtiſche Anfichten unrichtig find, und daß ihre Befolgung Schaden 
brächte; daß aber auch anderer Seitd die unbebingte Freigebung 


1) Die Literatur über den vorliegenden Gegenftand ift unüberfehbar, fo daß 
es nur moöglich ift, die hervorragendſten Schriften zu nennen. — Für unbebingte 
Handelsfreiheit, und fomit gegen alle Schutanftalten für bie einheimifchen Ge: 
werbe, find unter Anderen: A. Smith, Inquiry, ®b. II, ©. 264 (Basl. Ausg.) ; 
BSismonde de Sismondi, Nour. principes, ®b. I, &. 409 fg.; Mac 
Culloch, Weber Handel und Hanbelöfreiheit, über]. von Gambihler. Nürnberg, 
1884; Bomwring, Bericht Über ben Handel in der Schweiz. Züri, 1837; 
Dfianber, Ueb. d. Handelsverkehr ber Völker. I. II. Stuttg., 1840; Report 
on Import duties. H. of Commons. London, 1840, Fol.; Rossi, Cours 
d’&con. polit. Par., 1841, ®b. II, ©. 270 fg.; Baftiat, Die Trugfchlüfie 
ber Schußzöllner, über]. von Nobad. Berl., 18475; Mill, Grunbjäbe ber polit. 
Defon., überf. von Soetbeer, ®b. I, ©. 393; M. Chevalier, Examen 
du systeme protecteur. Ed. 2, Par., 1852; Schäffle, Nat.⸗Oekon. Tüb,, 
1861, ©. 253 fg. — Gegen unbebingte Mitwerbung Fremder, allerbings zum 
Theile mit verfchiedenen Mobificationen, erflären ſich: Chaptal, De l’industrie 
frang., ®d. II, Seite 312; Hopf, Meinungen über die Hanbelöfreiheit. Wien, 
1823; Gans zu Butlig, Syſtem d. Staatöwirtbfch., Lpz., 1826, ©. 56 fg-; 
Fränzel, Ueber Zol und Hanbelgfreiheit. Wien, 1834; Torrens, The 
budget. Lond., 1841; Derf., Letter — — on the condition of England. 
Lond., 1843; Lift, Das nationale Syſtem der politifhen Defonomie. Band 1. 
te Aufl., Stuttg. und Tüb., 1844; Höffen, Der db. Zollverein. Stuttg. und 
Tüb., 1842; Thiers, Discours s. 1. regime commercial d. 1. France. 
Paris, 1851; Carey, Principles of social science. I—III. Philad., 1858; 
Du Mesnil Marigny, Les libres 6changistes. Ed. 2, Paris, 1860; 
Rau, Vollzw. Pol., bte Aufl., 2, ©. 78 fg.; M. Mohl, Bericht über den 
preußifch:franzäfifhen Hanbelsvertrag. Stuttg., 1863, 4. — Zahlreiche weitere 
Schriften ſ. bi Rau,a, a. O., ©. 80 fg. 


ber Mitwerbung Fremder keineswegs bloß nützlich und nothwendig, 
fonbern in ihren Folgen auch mit mancherlei bedeutenden Nachtheilen 
verknüpft, ſomit von ihren Vertheidigern allzu allgemein verlangt 
if. Eine umfichtige Staatsfürſorge hat daher nicht die unbebingte 
und fchonungzlofe Durchführung Eines Grundſatzes zu beabfichtigen, 
jondern denjenigen Zuftand, welcher unter den gegebenen Umftänden 
dem ihrer Leitung anvertrauten Volke am zuträglichiten ift, und eine 
verfchtedene Behandlung verfchiebenartiger Fälle ift nicht nur eine 
Folgewidrigkeit, fondern vielmehr Forderung der Vernunft. 

Um nun aber richtig zu verfahren, ift eine genaue Prüfung 
der verichiedenen Urfachen der auswärtigen Weberlegenheit, der ver- 
jchiedenen Folgen einer folchen, enblich der möglichen Schutzmaaß⸗ 
regeln nothwendig. 

I. Waß zueft die Urfachen ber fremben Veberlegenheit be- 
trifft, jo koͤnnen diefelben in Folgendem beftehen: 

1) Sn größerer Wohlfeilheit der Urftoffe oder der 
Fabrikationsmittel; fei ed daß das fremde Gebiet felbft er- 
giebiger an diefen Gegenftänden ift, ſei es daß es dieſelben wohl 
feiler von den Erzeugungsorten beziehen kann. 

2) Sn wohlfeilerem Arbeitslohne, der wieder aus 
ſehr verjchiedenen Urfachen herrühren fann, jo namentlich aus ber 
größern Fruchtbarkeit des Landes, aus der Uebervoͤlkerung deſſelben, 
aus einer einfacheren Lebensweiſe feiner Bewohner. 

3) Sn der größeren Geſchicklichkeit und Emſigkeit 
der Arbeiter des fremden Landes, überhaupt in defjen höherer Einficht 
in Gewerbefachen. Die Veranlaffungen dieſes beffern Zuſtandes find 
ebenfalls wieder mancherlet, namentlich: Volksſinn, längere Uebung 
in einer beftimmten Art von Arbeit, zweckmäßigere Beitimmungen 
über dag Necht Gewerbe zu betreiben, oder endlich allgemeinerer 
und befferer Unterricht der Gewerbenden aller Grabe. 

4) In dem Befige zahlveicherer und wirffamerer Maſchin en, ſo wie 

5) bebeutenderer und wohlfeilerer Geldkapitale, erzeugt 
durch längeren Frieden, außgebehnteren Handel, frühere Entwicklung 
der Gefittigung und Gewerbethätigkeit, größere Gunft des Himmels 
und Bodens. — Endlich 
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6) in geringerer Abgabenlaft, welche auf bem ganzen 
Lande, namentlich aber auf defjen Gewerben ruht. Der Unterfchieb 
ift beſonders dann bedeutend, wenn ber vieffeitige Staat mit großen 
Schulden belaftet ift, für Kriegsrüſtungen oder die Abwehr von 
Elementar = Ereiguiffen Vieles aufzumenden bat, ober wenn feine 
Verfaſſungs- und Verwaltungd:Form größeren Aufwand verurfack, 
während diefe Ausgaben den fremben Staat in geringerem Macke 
druͤcken. 

I. So verſchieden nun die Urſachen der Gewerbe⸗Ueberlegenheit 
eineß Volkes über dad andere find, jo verichieden find auch bie 
Wirkungen, welche fie auzübt, wenn free Mitwerbung weichen 
- zwei in gewerblicher Beziehung verſchiedenen Bebingungen umter: 
worfenen Völkern ftattfindet. 

1) Für die Gewerbe felbft hat, je nach dem Umftänden, eine 
auslaͤndiſche Ueberlegenheit verfchievene Folgen. Ste koͤnnen fid 
nämlich | 

&) durch die fremde Meberlegenheit zu vermehrten Un: 
ftrengungen ftacheln laffen, und dadurch am Ende die Mitwerbung 
beftehen lernen, vielleicht jelbft den Sieg erringen. Dieß ift felbfl 
dann möglich, wenn das eine oder das andere Preizelement fih 
bleibend günftig für den Ausländer ftellt, fall nur in andern Be 
zichungen ein Webergemwicht erlangbar if. So mag 3. B. ein wohl: 
feilerer Preis der Nohftoffe oder der bewegenden Kräfte burch größer: 
Geſchicklichkeit oder Genügſamkeit der Arbeiter, durch beſſere Be 
ſchaffenheit der Mafchinen, durch Billigkeit der Kapitale wohl aus⸗ 
geglichen und mehr ala ausgeglichen werben. 

b) Möglich ift aber auch der theilmeife oder gänzliche Unter: 
gang der einhbeimifhen Gewerbe eine folge der fremden 
Meberlegenheit. Diefer muß eintreten, wenn der Borfprung der 
Fremden zu bedeutend ift, um durch die Fracht-Koften ihres Erzeug 
niſſes zum bieffeitigen Markte ausgeglichen zu fein und durch bie 
dem inlänbifchen Gewerbe mögliche erhöhte Anftrengung überholt 
werben zu koͤnnen; und er wird wenigftens eintreten, wenn bit 
Uebermacht nur durch eine ungewöhnliche Aufraffung zu beſiegen 
wäre, zu biefer aber es an Einficht, Kraft uud Luft fehlt. Jr 
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beiden Füllen können die Bertufte an Kapital und an Einkommen 
für die Unternehmer, fo wie an Lohn für die Arbeiter nicht anders, 
als empfindlich fein. Und wenn man häufig einen ſolchen Unter- 
gang eines Gewerbes nicht Hoch anſchlagen will, weil vie dadurch 
undefchäftigt werdenden Kapitale und Menſchenkräafte fich auf em 
andered Gewerbe wenden und dieſes nun in Blüthe bringen werben: 
fo ift diefe Anficht in folcher Allgemeinheit durchaus unbegründet. 
Es ift allerdingd möglich, daß die Erftidung eines Gewerbes 
durch fremde Mitwerbung eine ſolche Folge hat; wenn nämlich 
überhaupt die Berhältnife die Neugründung oder Erweiterung eine® 
Gewerbes geftatten, beſonders bie Fremden nicht auch hier ein 
Uebergewicht haben. Keineswegs aber ift dieſes erjegende Aufblühen 
eineß andern Gewerbes irgend nothwendig, oder auch nur fehr 
wahrſcheinlich. Und felbft im beſten Falle ift das Berfeßen ber 
Rapitale und ber Arbeiter ſchwierig umd ohne Verluſt nicht durch⸗ 
führbar. Davon nicht zu reden, daß die bisherige, mit Zeit- und 
Geldaufwand erworbene Kunftfertigkeit, fo wie bie Kenntniß der 
Einfaufg: und Verkaufsweiſe verloren geht °). 

2) Die Folgen für die Rohftoffr-Erzeugung richten 
fi hauptſaͤchlich nach ven Wirkumgen auf die Gewerbe. Erdrückt 
bie fremde Mitwerbung bisher bfühende Gewerbe, ohne daß anbere 
dafür entfliehen, ober lt fie gewiffe Gewerbe gar nie nuffonmnen: 
ſo ift der Nachtheil auch für die Rohſtoff⸗-Erzeugung augenftifig. 
Dieſelbe ermangelt ſodann nicht nur des Abſatzes ber für die Fabri⸗ 

2) Die unrichtige Vorausſetzung, daß an ber Stelle eines durch Mitwerbung 
erbrädtten Gewerbes fogleich ein anderes naturgemäßereB amfhlühen fänne ımb 
werbe, beruht wohl bei Vielen auf einer Verwechslung mit den alkerbingß nicht 
fo fehr nachtheiligen, in ber Regel fogar pofitiv vortheilhaften Folgen der Eins 
führung neuer Mafchinen anftatt der Handarbeit. Die große Verfchiebenheit 
beider Fälle ift aber Mar. Im erfteren hört alles Gewerbe mit einemmale mif, 
und ber unbefäftigte Arbeiter muß ſuchen in ganz anderen Beſchüſtigungsarten 
ein Unterlommen zu finden. Im zweiten Zalle werben allerdings auch, einzelne 
Arbeiter überflüffig; allein nicht nur gebt es langſamer bamit, fonbern in ber 
Regel nimmt daſſelbe Gewerbe durch die Einführung der neum Mafchinen an 
Abfah und ſomit an Bedürfniß von Arbeitern zu, fo daß die bei dem Finen Ber: 
fahren ägt überflüffig geimorbenen Wrbeiter leicht bei einem nahe verwanbten in 


bemfelben Gewerbe befchäftigt werden Finnen. Vergl. Hopf, Meinungen von 
der Handelsfreiheit, S. 168 fg. 
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6) im geringerer Abgabenlaft, welche auf bem ganzen 
Lande, namentlich aber auf deſſen Gewerben ruht. Der Unterſchied 
tft beſonders dann bebeutend, wenn ber bieffeitige Staat mit großen 
Schulden belaftet ift, für Kriegsrüſtungen ober bie Abwehr von 
Elementar- Ereigniffen Vieles aufzuwenden hat, ober wenn feine 
Verfaſſungs⸗ und Verwaltungs-Form größeren Aufwand verurfact, 
während dieje Ausgaben ben fremden Staat in geringerem Mache 
drüden. 

DL. So verſchieden nun bie Urfachen ber Gewerbe-Ueberlegenheit 
eines Volkes über dad andere find, fo verfchieden ſind auch bie 
Wirkungen, welche fie ausübt, wenn free Mitwerbung Yeijchen 
- zwei in gewerblicher Beziehung verſchiedenen Bebingungen unter: 
worfenen Völfern ftattfinbet. 

1) Für die Gewerbe felbft Hat, je nach den Umftänden, eine 
außlänbifche Ueberlegenheit verſchiedene Folgen. Ste konnen fih 
nämlich \ 

®) dur die frembe Ueberlegenheit zu vermehrten An- 
Rrengungen ſtacheln laffen, und dadurch am Ende die Mitwerbung 
beſtehen lernen, vielleicht felbft den Sieg erringen. Dieß ift ſelbſt 
dann möglich, wenn bad eine ober das andere Preigelement ſich 
bleibend günftig für den Ausländer ftellt, falls nur in andern Be 
zichungen ein Webergewicht erlangbar ift. So mag z. B. ein wohl: 
feilerer Preis ber Rohſtoffe oder ber bewegenden Kräfte durch größer 
Geſchicklichteit oder Genügfamteit der Arbeiter, durch beffere Be 
ſchaffenheit der Maſchinen, durch Billigfeit der Kapitale wohl aus 
geglicden und mehr als ausgeglichen werben. 

b) Möglich ift aber auch der theilweife oder gänzliche Unter: 
gang der einheimifhen Gewerbe eine Folge der fremden 
Ueberlegenheit. Diefer muß eintreken, wenn ber Borfprung ber 
Fremden zu bedeutend ift, um durch die Fracht-Roften ihres 
niſſes zum bieffeitigen Markie ausgeglichen zu ſein 
dem inlänbifchen Gewerbe mögliche erhöhte 
werben zu Tönnen; und er wir wenig 
Uebermacht nur durch eine ungeäguf 
wäre, zu biefer aber es an Ein 








863 


Fällen önnen die Vertufte an Kapital und an Einkommen 
Unternehmer, fo wie an Lohn für bie Arbeiter nicht anders, 
finbfich fein. Und wenn man häufig einen folgen Unter 
nes Gewerbe nicht hoch anfchlagen will, weil die dadurch 
iftigt werdenden Kapitale und Menfchenfräfte fich auf ‘ein 
Gewerbe wenden unb biefed nun in Blüthe bringen werben: 
iefe Anſicht in folcher Allgemeinheit Kurhaus unbegründet. 
alferdings möglich, daß die Erftidung eines Gewerbes 
remde Mitwerbung eine folche Folge Hat; wenn nämlich 
pt dic Verhältniffe die Neugründung oder Erweiterung eines 
8 geftatten, beſonders die Fremden nicht auch hier ein 
wicht haben. Keineswegs aber ift dieſes erſetzende Aufblühen 
ndern Gewerbes irgend noth wendig, ober auch nur fehr 
Heinlich. Und felbft im beiten Falle ift das Werfeßen ber 
: und ber Arbeiter ſchwierig und ohne Verinft nicht durch⸗ 

Davon nicht zu reden, daß die bißherige, mit Zeit- und 
wand erworbene Kunftfertigfeit, fo wie die Kenntniß der 
3: und Verkaufsweiſe verloren geht ®). 

Die Folgen für die Rohftoffs-Erzeugung richten 
rptfächfich nach den Wirkungen auf die Gewerbe. Erdrückt 
we Mitwerbung bisber bfühende Gewerbe, ohme baf andere 
atſtehen, ober läßt fie gewiſſe Gewerbe gar nie aufkommen: 
er Nachtheil amd für die Rohſtoff-Erzeugung augenfällig. 
: ermangelt fodann nicht nur des Abſatzes der für die Fabri⸗ 
Die unrichtige Vorausſehung, daß an ber Stelle eines durch Mitwerbung 
Gewerbes fegleich ein anderes naturgemäßereß aufblühen könne und 
eruht wohl bei Vielen auf einer Verwechslung mit den allerbings nicht 
achtheiligen, in der Regel fogar pofitiv vortheilhaften Folgen der Eins 
neuer Maſchinen anftatt ber Handarbeit. Die große Verſchiedenheit 
ille ift aber Mar. Im erfteren Hört alles Gewerbe mit einemmale auf, 
unbej@äftigte Arbeiter muß ſuchen in ganz anderen Befchäftigungsarten 
. m zweiten Falle werben allerdings auch einzelne 
"nißt nur geht es langſamer damit, fonbern in ber 


Die Einführung bet neuen Maſchinen an 
deß die bei dem einen Bere 
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kation zu gebrauchenden Stoffe, ſondern leidet auch unter der ver⸗ 
kleinerten Abnahme von Lebensmitteln aller Art für die Gewerbenden. 
Es iſt zwar möglich, daß der Schaden durch Vermehrung des Ab- 
fabes ind Ausland ausgeglichen wird; allein wahrjcheinlich ift es 
eben nicht, weil bie weitere Verſchickung von Mohftoffen immer 
Schwierigkeiten hat, auch der Verkauf in der Nähe vortheilhafter 
und ficherer zu fein pflegt. 

3) Der Handel ſcheint bei einer Unterbrüdung inlänbifcher 
Gewerbe und bei der nothwenbig daraus folgenden Einfuhr frember 
Srzeugniffe fogar gewinnen zu müflen, weil wohlfeilere Waaren 
häufiger gekauft werden, auch bei den aus ferneren Gegenben Tom: 
menden Gegenftänden leichter cin Auffchlag ober ein Geminnunter: 
nehmen zu machen ift; davon abgejehen, daß inländilche Verfertiger 
ohne Zwifchentritt eine? Kaufmannes Manches an die Verzehrer 
unmittelbar verfchließen. ‚Allein jehr übereilt wäre e&, wenn man 
aus diefem erſten Scheine einen Schluß auf das Ganze und auf 
bad enbliche Ergebniß machen wollte. Einmal find die Fälle wohl 
zu unterfcheiden, wenn an der Stelle des erdrückten Gewerbes ein 
anderes, vielleicht noch blühenderes, jich erhebt, und wenn ohne 
Erſatz das erjtere zu Grunde geht. In der erfteren Annahme ge- 
winnt allerdingd ber Handel bleibend, indem er neben ben Vor: 
theilen, welche ihm ber inländiſche Gewerbebetrieb nach wie vor 
gewährt, auch noch die eined neuen auswärtigen Verfehre hat. 
Nicht fo im andern Falle Hier ift nämlich theil® zu bebenfen, 
daß jeden Falles eine erfaßloje Zerftörung eines Gewerbes ein Ber: 
luft für das gefammte Volksvermögen, jomit auch eine Verminderung 
der Kauffähigfeit iſt; theils kann der Handel noch einen beſondern 
Ausfall erleiden durch das Wegfallen des Verkehred mit dem bisher 
nöthigen Nobftoffe oder Halbfabrifate. 

4) Unzweifelhaft und unvermeidlich ift ein Verluft an Kapi— 
talen, wenn eine bereit3 beftehende Induftrie durch fremde Mit: 
werbung wieder erdrückt wird, weil nicht ohne Nachtheile und Aus— 
gaben Aenberungen in den Gewerbe-Anlagen, Gebäuben u. |. w. 
bewerfitelligt, oder nutzlos gewordene Mafchinen und Worräthe 
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verkauft werden können ®). Dagegen ift e8 grundlos, eine Nicht- 
anwendung vorhandener Kapitale wegen mangelnber Gewerbethätigkfeit 
zu befürchten. Solche Kapitale werben entweder zur Ausdehnung 
anberer, einer übermächtigen Mitwerbung nicht ausgeſetzter Bejchäf- 
figungen verwendet werden, ober indefjen eine lohnende Verwendung 
im Auglande, in Staatsſchuldſcheinen u. dgl. finden. 

5) In ſchneidendem Widerfpruche mit bein meiften ber bisher 
erörterten Folgen ftchen die für den Verzehrer eintretenden. 
Diefer macht bei der Erſetzung inländifcher theurerer oder ſchlech⸗ 
terer Waaren durch ausländiſche entfchiedenen Gewinn. Kine Abs 
wehr der Ichteren, damit die erfteren verkauft werben können, ge: 
ſchieht auf feine Koften; und zwar trägt die Gefammtheit nicht 
etwa nur ben Betrag ded Schubzolled, wenn trotz beffelben fremde 
Waaren gelauft werben und vielleicht zu beftimmten Sweden ge- 
fauft werden müfjen, ſondern auch den höheren Preis, welchen bie 
gefammten inländischen Waaren, zunächit ver gefchütten Art, dann 
aber auch der durch ihre Theuerung gefteigerten weiteren Erzeugniffe, 
behaupten *). Und zwar ift dieſe beim Einfaufe der Bebürfnifie 


8) Wenn bie biöher erörterten, abjoluten ober relativen, Nachtheile einer 
übermädhtigen Ditwerbung bed Auslandes richtig find, fo ergiebt fi) von ſelbſt, 
wie fchief die fo häufig gehörte Behauptung if, baß man um einiger Manufac- 
turiften willen das ganze übrige Volt beſteure. NAllerbings leidet ber Gewerbe: 
unternehmer zunãchſt; allein keineswegs leibet ex allein. Unb eben fo wenig wird 
der Schuß nur wegen feiner eingeführt. Der flagende Berzehrer follte doch auch 
bebenfen, baß er durch biefelbe Maaßregel, welche ihm als Käufer fchabet, als 
Rapitalift gefihert wird und wahrſcheinlich als Grundeigenthümer gewinnt, und 
baß ber durch die Zölle veranlaßte höhere Preis von Waaren ihm durch Ers 
fparıngen an Armenfleuer mehr oder weniger erfegt werben Tann. Der blos 
von Renten Lebende bat freilih nur erhöhte Ausgaben. 

4) Es wäre ganz unridhtig, wein man bie Größe einer durch einen Schub: 
zoll der Geſammtheit ber Verzehrer auferlegten Mehrausgabe nur nach der Summe 
der bei der Zollftätte erhobenen Eingangsabgabe bemefien wollte; vielmehr muß 
dazu auch noch der unter dem Schutze biefes Zolles mögliche höhere Verkaufspreis . 
der gefammten im Lanbe felbft verfertigten gleichartigen Erzeugniſſe zugefchlagen 
werben. Diefer leßtere Betrag kann aber fehr viel größer fein, als der erfter: 
wähnte, unb zwar faun ein hoch gegriffener Schutzzoll einer Seits die Einfuhr 
fehr vermindern, fomit fein Betrag in den Zollrechnungen ganz unbebeutend fein, 
während auberer Seit? die Waare felbft in ausgedehntem Gebrauche ift und für 
biefen von ben inländiſchen Verfertigern im Verhältniſſe ber Höhe bes Zolleg 
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gemachte Erſparniß nicht etwa blas ein ven Einzelnen zugehender 
Vortheil, fondern fie hat auch eine fehr bebeutenbe volkswirthſchaft⸗ 
liche Seite, weil fie theild die Schaffungskoften anberer Erzeugniſſe 
vermindert, theilg die Summe des Lebensgenuſſes erhöht, badurd 
aber zu immer erhöhter Thätigkeit anregt. Namentlich kommt der 
bem Verzehrer zu Gute kommende Einkauf wohlfeilerer oder befierer 
fremder Erzeugniſſe dann beſonders in Betracht, wenn dieſelben 
zur weiteren Verarbeitung im Inlande dienen (Halbfabrifate ſiud). 
Durch: eine Vertheurung berfelben oder durch eine Noͤthigung zum 
Begnügen mit fchlechtern inländiichen Stoffen wird natürlich den- 
jenigen Zweigen der eigenen Gewerbethätigleit geſchadet, welche fich 
berfelben behienen müfjen. Der Gebrauch Enftipieligerer gder we⸗ 
niger guter Waaren nimmt ſchon an und für ſich ab; es Eann aber 
bie Fabrikation vielleicht ganz aufhören durch den Mangel an brauch: 
baren Hilfsſtoffen oder durch die ist bei der fertigen Waare unbe- 
fiegbare fremde Mitwerbung. Dann ift aber felbftrebend auch von 
der durch den Schutzzoll begünitigten Anfertigung her Halbfabrifate 
beine Nede mehr, jomit Verluft nach allen Seiten. Diefe Seite ber 
Sade iſt um jo wichtiger, als häufig die Zahl der mit der ſchließ— 
lichen Vollendung befchäftigten Hände und der Betrag ber babei 
vermenheten Kapitale weit beträchtlicher ift, als der zur Herjtellung 
bes Hilfsſtoffes noihwenbigen °). 

MT. Ueber die Wahl des Schutzmittels Tann ein ernftlicher 
Zweifel nicht wohl obwalten. — Wäre die Vaterlandd: und Men: 
fchen-Liebe aller Einwohner des Stantes fo groß, daß ſämmilich⸗ 
Kaufleute fi des Bezuges fremder Waaren der fraglichen Art zu 
enthalten und die Verzehrer fich freiwillig entfchließen würden, ihre 
theurer verfauft wird. Wenn die Einfuhr einer Waare ganz werboten ift, erfcheint 
gar Feine Zolleinnahme von ihr, und boch werben gerade dieſes Verbotes wegen 
bie nun im Lande allein verfertigten gleicjartigen Erzeugniſſe durchweg einen: Bünft: 
Aihen höheren Preis haben. Wie wert ſich bie mittelbar, nämlich bei: anderem 
Gewerben unb Erzeugnifien, eintretenden Preisſteigerungen ausbehnen, entzieht 
fich jeder Berechnung. 

8) Dieje Frage fommt denn: namentlich bei Roheiſen und Baumwollengarn 
in großem Maaßſtabe zur Zrage, und breit ftth- daher auch ber Streit über Schuß: 
—— weſentlich um biefe zwei Hilfsftoffe. Bgl. hierüber Rau, a. a. O., 
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gemerbenben Landäleute durch auoſchließenden Ankauf ihrer Erzeng⸗ 
niffe wenigſtens jo lange zu unterftügen, als die natürliche Ueber⸗ 
legenheit der Fremden dauert: fo bebürfte es allerbingd gar Feiner 
Staatsanftalt. Allein nach vielfachen in biefen Beziehungen ges 
machten Erfahrungen ift hierauf nicht zu reinen ©). Eben fo wenig 
kann davon die Rebe fein, den leivenden Gewerben durch einen 
unmittelbaren Zuſchuß aus der Staatskaſſe Erleichterung zu ver 
ſchaffen. Die Berechnung ber für einen eben nach der Ausdehnung 
ſeines Gewerbe? nothwendigen Erfabfumme; vie Abweiſung von 
unbegrünbeten und betrügerifchen Forderungen; die Feſtſetzung von 
Beftimmungen über die Fälle einer Ausdehnung oder Beichränkurig 
des bisherigen Betriebes, und jo noch manches Andere, würde uns 
losbare Schwierigkeiten bereiten, Außerdem würde bei folcher Ab⸗ 
gabe aus der Stantzfafje der Bürger nicht im Berhältniffe feines 
Gebrauches der in Frage ſtehenden Waaren, fonbern im Verhältniffe 
feiner Steuer beitragen, was Taum gerecht wäre. — Somit bleibt 
denn, wie fo oft zur Erreichung nütlicher Zwecke, nichts übrig als 
bie Anwendung allgemeiner Zwangsmaaßregeln ”). Solche 
Eönnen nun aber ar fich wieber bejtehen entweder in- einem gänz⸗ 
lichen Verbote beſtimmter auswärtiger Waaren, oder in Maaßregeln 
zu. einer verhältnipmäßigen Vertheurung berfelben; und häufig find 
auch ſchon beiderlei Arten angewendet worden. Eine genauere 
Prüfung zeigt jedoch, daß der blojen Vertheurung entſchieden vor 
gänzlichen Verboten der Vorzug zu geben ift. Ein Verbot beichränft 
nicht nur die Rechte der Bürger in hohem Grabe, und nimmt auch 
auf ein unbebingtes Bedürfniß keine Nüdkficht; fondern es geht 
auch weiter als der Zweck erfordert, welcher nur darin befteht, den 

6) Deßhalb ift denn auch kaum zu hoffen, daß bie von Atkinson, 
Principles of social and political economy. London, 1858, geltend gemachte 
fittlicde Pflicht, bei Landsleuten alle Beblrfniffe einzukaufen, baburch aber bie 
Schupzölle überflüffig zu machen, weitgreifende Anerkennung finden wird. 

7) Allerdings find auch noch andere Mittel vorgefchlagen worben; allein fle 
find fo offenbar unausführber unb zum Theile ſelbſt fo widerfinnig, daß es nur 
Zeitverberb wäre, ſich mit benfelben zu beichäftigen. Hierher gehört 3. B. ber 
Vorſchlag, ein nur innerhalb der Staatsgränzen gültige Taufchmittel zu geftatten, 
damit nichts im Auslande gekauft werben koͤnnte. (Bergl. bie Schrift: Durch 
welche Bedingungen if das Syſtem ber Handelsfreiheit ausführbar? pz., 1834.) 
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Fremden die Vortheile ihrer natürlich-befjeren Verhältniffe zu ent- 
ziehen. Letzteres wird nun aber fchon bewirkt durch eine entfprechenve 
Preiserhöhung, indem dann der Käufer bei der Vorziehung fremder 
Waaren nicht nur feinen Gewinn bat, fondern jogar unter Um: 
ftänden noch verliert. Außerdem ift ein gänzliches Verbot deßhalb 
nicht rathſam, weil es, die Furcht vor fremden Mitwerbern ganz 
befeitigend, den Eifer der inlänbifchen Gewerbenden und ihr Be: 
fireben nach immer größerer Vervolllommnung vollftändig lähmt, 
und dieß zwar um jo mehr, ald auch die Verzehrer durch den völ- 
ligen Ausſchluß der auswärtigen Erzeugnifie mit den etwaigen 
befjeren Eigenfchaften und neueren Verbeſſerungen derjelben unbe: 
fannt bleiben, fie alfo auch vielleicht nicht bei den vaterlänbdifchen 
Waaren verlangen. — Wa nun aber bie Bewerkſtelligung der 
. Vertheurung betrifft, jo gewährt unter den an fich benfharen Maaß—⸗ 
regeln nur die Auflegung eine? Einfuhr-Zolles den nöthigen 
Spielraum für die in jedem einzelnen Yalle erforderliche Größe des 
Schußed, jo wie genügende Sicherheit des Vollzuges, während fie 
von den eben gerügten Nachtheilen Teinen mit fich führt). Ein 
folder Zoll gewährt den Vortheil, daß er je nach der Zahl und 
ber Bebeutung der den Fremden zur Seite ftehenden Vortheile für 
jede Waarengattung bejonderd bemefjen werben kann. Wo der 
Staat der Weberzeugung ift, daß durch Steigerung der Arbeit ober 
ber Einficht ein Theil des itzigen Preisunterſchiedes ausgeglichen 

8) Damit foll übrigens nicht geſagt fein, daß die Zölle mit gar feinen Nach: 
tbeilen verbunden feien. Der von ihnen bervorgerufene Schleihhandel; bie Be⸗ 
ſchwerlichkeit für ben Verkehr; bie große Anzahl des Zolldienftperfonales find aller: 
dings bebeutende Schattenfeiten. Aber eg dürfen biefelben doch auch nicht höher 
angeſchlagen werben, als fie wirflid, find. Schon darin Liegt eine Ungerechtigkeit, 
wenn ber ganze Schleihhandel ohne weitered dem Schutzſyſteme aufgerechnet wird, 
während häufig nicht bie mäßigen Schubzölle, jondern vielmehr die finanziellen 
Zölle ihn hauptfächlich hervorrufen. Sodann ift nicht zu vergefen, daß ber Ent: 
fittlihung durch den Schleichhandel das Elend mit feinen Folgen gegenüber ge: 
ftelt werden muß, welches aus einer Vernichtung ber Gewerbe nothwendig ent: 
fiehen würbe. Und wenn endlich, wie doch fiher in ben meilten Staaten ber 
Fall wäre, ein großer Theil bes Dienftperfonales und ber Verkehrsbeſchwerden 


ſchon wegen ber finanziellen Verbrauchszölle beftünbe, fo ift ber weitere Zuſatz 
für ben wichtigen Zweck bes Gewerbeſchutzes kaum in Anſchlag zu bringen. 
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werben kann, erzwingt er ed einfach durch einen niederen Zollanfah. 
Ueberdieß kann ganz leicht je nach einer Veränderung ber Umftänbe 
eine Erhöhung oder Verminderung vorgenommen unb namentlich 
gegen daß Ende der Schutz-Zeit der Betrag allmählig verringert 
werden, bamit nicht ein plößliches Eintreien bed freien Marktes 
eine allzu große Veränderung herbeiführe. — Außerdem hat bie 
Auflegung eined Schußzolled auch noch anderweitige nicht unbebeu- 
tende Vortheile. Aus den Rechnungen ber Zollämter ergeben ſich 
höchft ſchätzbare ftatiftiiche Nachweiſungen über die Größe und über 
den Gang bed Abfabes der Fremden, jomit über den Stand unb 
über die Bebürfnifie der inlänbifchen Gewerbe, eine Kenntniß, welche 
vielfach kann nüglich verwendet werben. Auch ift felbftredend nicht 
zu überjehen, daß die Zölle neben der Erfüllung ihres eigentlichen 
Zweckes dem Staate ein, oft hoͤchſt bedeutendes, Einkommen ge 
währen ?). Eine Verlegung der Zollgefege ift aber deßhalb nicht 
etwa blos eine Umgehung der Geldpflichten gegen den Staat, ſon⸗ 
bern ein Vergehen gegen zahlreiche Bürger und gegen den allge 
meinen Wohlftand 19). 

Die aus den vorftehenden Erörterungen fich ergebenden Grund: 
füge über die gegen eine übermächtige außwärtige Mitwerbung ans 
zumenbenden Maaßregeln find nun aber folgende: 

1) Einfuhrverbote zum Schutze inlänbifcher Gewerbeerzeugniffe 
dürfen unter feinen Umjtänden ftattfinden, mit einziger Ausnahme 
von Werkzeugen und Mafchinen, welche ein inländisches Erfindungs⸗ 
patent haben 12). 


9) Zweckmäßigerweiſe wird daher auch ihr Bezug ben Finanzbehörden über: 
laflen, welche benfelben mehr oder weniger mit anderen Steuererhebungen werben 
vereinigen fünnen, jeben Falles zu firenger Hũtung ber Gränze und zu Weber: 
wahungs-Anftalten durch ihren eigenen Vortheil getrieben werben, baburch aber 
auch ben Zweck ber Gewerbenden wahren. Die Entwerfung ber einzelnen Ans 
ſätze freilich und der Geift der ganzen Anftalt follte nicht von ihnen, fondern von 
ber Polizei⸗Behörde ausgehen. 

10) Bergl. hierüber die fehr richtigen Bemerkungen von Hopf, a. a. O., 
©. 256 fo. 

11).©. hierüber oben, $. 164, ©. 332. — Ginfuhrverbote, welde aus ans 
deren Gründen erlafien find, werben natürli durch bie gegenwärtige Erörterung 
nicht berührt; fo alfo 3. 8. die Einfuhr gehinbheitswibriger Stoffe, verbotener 

v. Mohl, Polizeiwiſſ. IL 3. Auflage. 24 
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6) in geringerer Abgabenlaft, welche auf dem ganzen 
Lande, namentlich aber auf beffen Gewerben ruht. Der Unterjchie 
ift befonderd dann bebeutend, wein der bieffeitige Staat mit großen 
Schulden belaftet ift, für Kricgsrüftungen ober die Abwehr von 
Elementar = Ereigniffen Vieles aufzuwenden bat, oder wenn feine 
Verfaſſungs⸗ und Verwaltungd:Form größeren Aufwand verurfacht, 
während diefe Ausgaben den fremden Staat in geringerem Maaße 
drüden. | 

I. So verichieden nun die Urfachen der Gewerbe-Ueberlegenheit 
eineß Volkes über das andere find, fo vwerichieden jind wach bie 
Wirkungen, welche fie ausübt, wenn free Mitwerbung zwiſchen 
zwei in gewerblicher Beziehung verſchiedenen Bedingungen unter- 
worfenen Voͤlkern ftattfindet. 

1) Für die Gewerbe jelbft hat, je nach ben Umſtänden, eine 
außländiiche Ueberlegenheit verfchievene Tolgen. Ste koͤnnen fich 
- nämlich 

&) durch die fremde Weberlegenheit zu vermehrten An: 
ſtreng ungen flacheln lafien, und dadurch am Ende die Witwerbung 
beitehen lernen, vielleicht jelbft den Sieg erringen. Dieß ift felbft 
dann möglich, wenn das eine oder ba andere Preiselement fich 
bleibend günftig für den Ausländer ftellt, fall nur in andern DBe- 
zichungen ein Webergewicht erlangbar if. So mag 3. B. ein wohl: 
feilerer Preig der Robftoffe oder der bewegenden Kräfte burch größere 
Geſchicklichkeit oder Genügfamfeit der Arbeiter, durch beſſere Be- 
ſchaffenheit der Mafchinen, durch Billigkeit der Kapitale wohl aus- 
geglichen und mehr als audgeglichen werben. 

b) Möglich ift aber auch der theilweile oder gänzliche Unter: 
gang der einheimifhen Gewerbe eine Folge der fremden 
Meberlegenheit. Dieſer muß eintreten, wenn ber Borfprung der 
Fremden zu bebeutend tft, um durch die Fracht-Koften ihres Erzeug- 
nifje® zum biefleitigen Markte ausgeglichen zu fein unb durch tie 
dem inlänbifchen Gewerbe mögliche erhöhte Anftrengung überholt 
werden zu können; und er wird wenigftend eintreten, wenn bie 
Uebermacht nur durch eine ungewöhnliche Aufreffung zu befiegen 
wäre, zu biefer aber es an Einficht, Kraft und Luft fehlt. In 
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beiden Faͤllen Pörmen die Berkifte an Kapital und an ECinkommen 
fie die Unternehmer, fo wie an Lohn für die Arbeiter nicht anders, 
als empfindlich fein. Und wenn man häufig einen folchen Unter⸗ 
gang eined Gewerbes nicht hoch anfchlagen will, weil die dadurch 
unbefchäftigt werdenden Kapitale und Menfchenträfte fich auf ‘en 
andere Gewerbe wenden unb biefed nun in Blüthe bringen werben: 
fo ift diefe Anficht in folcher Allgemeinheit durchaus unbegründet. 
Es ift allerdings möglich, daß die Erftidung eines Gewerbes 
durch fremde Mitwerbung eine folche Folge hat; wenn nämlich 
überhaupt bie Berhältnifie die Neugründung oder Erweiterumg eined 
Gewerbes geftatten, beſonders die Fremden nicht auch hier ein 
Uebergewicht haben. Keineswegs aber ift dieſes erſetzende Aufblühen 
eineß andern Gewerbes irgend nothwendig, oder auch nur ſehr 
wahrſcheinlich. Und felbft Im beiten Falle iſt das Berſeben ber 
Rapitale und der Arbeiter ſchwierig und ohne Verluſt nicht durch⸗ 
führbar. Davon nicht zu reden, daß bie bisherige, mit Zeit: und 
Geldaufwand erworbene Kunftfertigkeit, fo wie bie Kenntaiß ber 
Einfauß- und Berkaufsweile verloren geht °). 

2) Die Folgen für die Rohftoffs&rzeugung richten 
fich hauptſaͤchlich nach wen Wirkungen auf die Gewerbe. Erbrüdkt 
bie fremde Mitwerbung bisber bfühenbe Gewerbe, bar ba anbere 
dafür entflehen, oder Wit fie gewiffe Gewerbe gar nie uuffonmnen: 
fo ift der Nachtheil auch für bie Nobftoff: Ergeayung nugenfällig. 
Diefelbe ermangelt ſodann nicht nur des Abſatzes ber für die Fabri⸗ 

2) Die unriätige Vorausſetzung, daß an der Stelle eines durch Mitwerbung 
erbrüdten Gewerbes fogleih ein anderes natıtrgemäßereß anfblühen fänne ımb 
werbe, beruht wohl bei Bielen auf einer Verwechslung mit ben allerbingß nicht 
jo fehr nachtheiligen, in ber Regel ſogar pofitiv vortheilhaften Folgen der Eins 
führung neuer Maſchinen anftatt ber Handarbeit. Die große Verſchiedenheit 
beiber Fälle ift aber Mar. Im erfteren hört alles Gewerbe mit einemmale nf, 
und ber unbeiäftigte Arbeiter muß fuchen in ganz anderen Beſchuſtigungsarten 
ein Unterlommen zu finden. Im zweiten Falle werben allerdings auch einzelne 
Arbeiter überflüffig; allein nicht nur geht es langſamer damit, fonbern in ber 
Regel nimmt baffelbe Gewerbe durch die Einführung ber neum Maſchinen an 
Abfatz und ſomit an Bedürfniß von Arbeitern zu, fo daß die bei dem Einen Ver- 
fahren ägt überflüffig gewworbenen Wrbeiter leicht bei einem nahe verwandten in 


bemfelben Gewerbe befchäftigt werben Finnen. Bergl. Hopf, Meinungen von 
ber Hanbelsfreiheit, S. 168 fo. 


9 


kation zu gebrauchenven Stoffe, fonbern leivet auch unter der ver- 
Heinerten Abnahme von Lebensmitteln aller Art für die Gewerbenben. 
&3 ift zwar möglich, daß der Schaben durch Vermehrung bes Ab- 
faßed in? Ausland ausgeglichen wird; allein wahrjcheinlich iſt e2 
eben nicht, weil bie weitere Verſchickung von Rohſtoffen immer 
Schwierigkeiten hat, auch der Verkauf in der Nähe vortheilhafter 
und ficherer zu fein pflegt. 

3) Der Handel fcheint bei einer Unterbrüdung inländifcher 
Gewerbe und bei der nothwendig daraus folgenden Einfuhr fremder 
Erzeugniſſe fogar gewinnen zu müfjen, weil wohlfeilere Waaren 
häufiger gekauft werden, auch bei ben aus ferneren Gegenben kom: 
menden Gegenftänden Teichter ein Auffchlag oder ein Gewinnunter: 
nehmen zu machen ift; davon abgejehen, daß inländiſche Verfertiger 
ohne Zwifchentritt eined Kaufmannes Manches an die Verzehrer 
unmittelbar verjchlteßen. „Allein jehr übereilt wäre ed, wenn man 
aus diefem erjten Scheine einen Schluß auf dad Ganze und auf 
dad endliche Ergebnig machen wollte. Einmal find die Fälle wohl 
zu unterfcheiden, wenn an ber Stelle des erbrüdten Gewerbes ein 
anderes, vielleicht noch blühenberes, fich erhebt, und wenn ohne 
Erſatz das erftere zu Grunde gebt. In der erfteren Annahme ge: 
winnt allerdingd der Handel bleibend, indem er neben den Vor: 
theilen, welche ihm ber inlänbifche Gewerbebetrieb nach wie vor 
gewährt, auch noch die eines neuen augwärtigen Verkehres hat. 
Nicht fo im andern Falle. Hier ift nämlich theild zu bedenken, 
daß jeden Falles eine erſatzloſe Zerftörung eines Gewerbes ein Ber: 
luft für das gefammte Volksvermögen, jomit auch eine Verminderung 
ber Rauffähigkeit iſt; theils kann der Handel noch einen beſondern 
Ausfall erleiden durch dag Wegfallen des Verkehres mit dem bisher 
nöthigen Rohſtoffe oder Halbfabrifate. 

4) Ungzweifelhaft und unvermeidlich ift ein Verluft an Kapi— 
talen, wenn eine bereitö beftehende Induſtrie durch fremde Mit: 
werbung wieder erdrückt wird, weil nicht ohne Nachtheile und Aus— 
gaben Aenderungen in den Gewerbe-Anlagen, Gebäuben u. |. mw. 
bewerfftelligt, oder nutzlos gewordene Mafchinen und Vorräthe 
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verkauft werben können ®), Dagegen ift e8 grundlos, eine Nicht- 
anwendung vorhandener Kapitale wegen mangelnber Gewerbethätigteit 
zu befürchten. Solche Kapitale werben entweder zur Ausdehnung 
anderer, einer übermächtigen Mitwerbung nicht ausgeſetzter Befchäf- 
tigungen verwendet werden, oder indefjen eine lohnende Verwendung 
im Auslande, in Staatsſchuldſcheinen u. dgl. finden. 

5) In fchneidendem Wiberfpruche mit den meisten ber biäher 
erörterten Folgen ftehen die für den Verzehrer eintretenden. 
Diefer macht bei der Erjegung inlänbifcher theurerer oder ſchlech⸗ 
terer Waaren durch ausländische entjchievenen Gewinn. Eine Ab: 
wehr der Ichteren, damit die erfteren verkauft werben fönnen, ges 
ichieht auf feine Koften; und zwar trägt die Gefammtheit nicht 
etwa nur den Betrag des Schutzzolles, wenn troß deſſelben fremde 
Waaren gekauft werden und vielleicht zu beitimmten Sweden ge- 
fauft werden müfjen, jondern aud) den höheren Preis, welchen die 
geſammten inländifchen Waaren, zunächft der gejchügten Art, dann 
aber auch der durch ihre Theuerung gefteigerten weiteren Erzeugniffe, 
behaupten %). Und zwar iſt diefe beim Einkaufe der Bebürfniffe 


3) Wenn bie bisher erörterten, abjoluten oder relativen, Nachtbeile einer 
übermächtigen Mitwerbung des Auslandes richtig find, fo ergiebt fi) von felbft, 
wie fhief die fo Häufig gehörte Behauptung iſt, daß man um einiger Manufac- 
turiften willen das ganze übrige Volk befteure. Allerdings leidet ber Gewerbe: 
unternehmer zunãchſt; allein keineswegs leidet er allein. Und eben fo wenig wirb 
der Schuß nur wegen feiner eingeführt. Der klagende Verzehrer follte boch auch 
bebenten, daß er burch biefelbe Maaßregel, weldhe ihm als Käufer fchabet, als 
Rapitalift gefichert wirb und wahrfcheinli ala Grunbeigenthümer gerwinnt, und 
baß ber durd bie Zölle veranlaßte höhere Preis von Waaren ihm durch Ers 
fparungen an Armenfteuer mehr ober weniger erjeßt werben Tann. Der blos 
von Renten Lebende bat freilich nur erhöhte Ausgaben. 

4) Es wäre ganz unrichtig, wenn man bie Größe einer durch einen Schuß: 
zoll ber Geſammtheit ber Verzehrer auferlegten Mehrausgabe nur nach der Summe 
der bei ber Zollftätte erhobenen Eingangsabgabe bemefjen wollte; vielmehr muß 
dazu auch noch der unter bem Schutze biejed Zolles mögliche höhere Verfaufspreis 
der gefamunten im Lande felbft verfertigten gleichartigen Erzeugniſſe zugefchlagen ” 
werben. Diefer legtere Betrag kann aber fehr viel größer fein, als ber eriter: 
wähnte, und zwar kaun ein hoch gegriffener Schutzzoll einer Seits die Einfuhr 
fehr vermindern, fomit fein Betrag in ben Zollrehnungen ganz unbedeutend fein, 
während anderer Seit? die Waare felbft in ausgebehntem Gebrauche ift und für 
biefen von den inländiſchen Verfertigern im Verhältniſſe ber Höhe des Zolleg 
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gemachte Erſparniß nicht etwa blas ein dem Einzelnen zugehender 
Vortheil, ſondern fie hat auch eine ſehr bedeutende vollswirthſchaft⸗ 
liche Seite, weil fie theils die Schaffungskoften anderer Erzaugnifie 
vermindert, theilg die Summe des Lebenägenufjes erhöht, dadurch 
aber zu immer erhöhter Thätigkeit anregt. Namentlich kommt der 
dem Berzehrer zu Bute kommende Einkauf wohlfeilerer oder beflerer 
fremder Erzeugniffe dann beſonders in Betracht, wenn dieſelben 
zur weiteren Berarbeitung im Inlande dienen (Halbfabrifate find). 
Durch: eine Vertheurung derſelben oder durch eine Noͤthigung zum 
Begnügen mit fchlechtern inlänbifchen Stoffen wird natürlich ben- 
jenigen Awweigen der eigenen Gewerbethätigfeit geſchadet, welche fich 
berfelben bebienen müflen. Der Gebrauch Eoftfpieligerer oder we- 
niger guter Waaren nimmt ſchon an und für jich ab; es kann aber 
die Fabrikation vielleicht ganz aufhören durch den Mangel an brauch- 
baren Hilfsſtoffen oder durch die itzt bei ber fertigen Waare unbe- 
fiegbare fremde Mitwerbung. Dann ift aber ſelbſtredend auch von 
der durch den Schutzzoll begünftigten Anfertigung her Halbfabrikate 
Beine Rede mehr, ſomit Verluft nach allen Seiten. Diefe Seite ber 
Sache iſt um fo wichtiger, als Häufig die Zahl der mit der fchließ- 
lichen Vollendung beichäftigten Hände und der Betrag ber babei 
vermentheten Kapitale weit beträchtlicher ift, als der zur Herftellung 
des Hilfsſtoffes nothwenbigen °). 

MI. Weber die Wahl des Schutzmittels Tann ein ernftlicher 
Zweifel nicht wohl obwalten. — Wäre die Vaterlands- und Men: 
ſchen⸗Liebe aller Einwohner des Staates jo groß, daß jämmiliche 
Kaufleute ſich des Bezuges fremder Waaren der fraglichen Art zu 
enthalten und die Verzehrer ſich freiwillig entfchließen würden, ihre 
theurer verfauft wird. Wenn bie Einfuhr einer Waare ganz werboten ift, erfcheint 
gar Feine Zolleinnahme von ihr, und doch werben gerabe biefes Verbote wegen 
die nun im Lande allein verfertigten gleichartiger Erzeugniſſe durchweg einen: Ninft- 
lichen höheren Preis haben. Wie weit fih bie mittelbar, nämlich bei: anderen 
Gewerben und Erzeugnifien, eintretenden Preisſteigerungen ausdehnen, entzieht 
fih jeder Berechnung. 

5) Diefe Frage Pommt denn namentlich bei Roheiſen und Baumwollengarn 
in großem Maaßſtabe zur Frage, und breit fih- daher auch ber Streit über Schub: 
—— weſentlich um dieſe zwei Hilfsſtoffe. Bgl. hierüber Raw, a a. O., 


gewerbenden Landsleute durch ausſchließenden Anlauf ihrer Erzeug⸗ 
niſſe wenigſiens jo lange zu unterftügen, als die natürliche Ueber⸗ 
legenheit der Fremden dauert: fo bebürfte es allerdings gar Feiner 
Staatdanftalt. Allein nach vielfachen in diefen Beziehungen ges 
machten Erfahrungen ift hierauf nicht zu rechnen ©). Eben jo wenig 
fann davon bie Rede fein, den leidenden Gewerben durch einen 
unmittelbaren Zuſchuß aus der Staatsfaffe Erleichterung zu ver: 
ſchaffen. Die Berechnung ber für einen Seven nach der Ausdehnung 
ſeines Gewerbes nothwendigen Erſatzſumme; die Abweiſung von 
unbegründeten und beirügerüchen Forderungen; die Feſtſetzung von 
Beftimmungen über die Fälle einer Ausbehnung oder Beſchränkung 
bes biöherigen Betriebes, und jo noch manches Andere, würbe uns 
loͤsbare Schwierigkeiten bereiten. Außerdem würde bei folcher Ab⸗ 
gabe aus der Staatskaſſe ber Bürger nicht im Verhältniffe feines 
Gebrauches der in Frage ftehenden Waaren, fonbern im Verhältniffe 
feiner Steuer beitragen, was kaum gerecht wäre. — Somit bleibt 
denn, wie jo oft zur Erreichung nüßlicher Zwecke, nicht? übrig als 
die Anwendung allgemeiner Zwangdmaaßregeln ”). Solche 
koͤnnen nun aber an fich wieder bejtehen entweder in einem gänzs 
lichen Verbote beſtimmter augwärtiger Waaren, oder in Maafregeln 
zu einer verhältnißmäßigen Vertheurung derſelben; und Häufig find 
auch fchon beiberlei Arten angewendet worden. Eine genauere 
Prüfung zeigt jedoch, daß ber bloſen Vertheurung entichteden vor 
gänzlichen Verboten der Vorzug zu geben ift. Ein Verbot beſchränkt 
nicht nur die Nechte der Bürger in hohem Grade, und nimmt auch 
auf ein umbedingtes Bebürfnig Feine Rückſicht; ſondern es gcht 
auch weiter ald der Zweck erfordert, welcher nur darin beſteht, den 

6) Deßhalb ift denn auch kaum zu hoffen, baß bie von Atkinson, 
Principles of social and political economy. London, 1858, geltenb gemachte 
fittlicde Pflicht, bei Lanbsleuten alle Bedürfniffe einzufaufen, dadurch aber bie 
Schutzzoͤlle überflüiffig zu machen, weitgreifende Anerkennung finden wird. 

7) Allerdings find auch noch andere Mittel vorgefählagen worben; allein fle 
find fo offenbar unausführbar und zum Theile ſelbſt fo wiberfinnig, daß es nur 
Zeitoerderb wäre, ſich mit denfelben zu beichäftigen. Hierher gehört 3. B. ber 
Vorſchlag, ein nur innerhalb der Stantsgränzen gültiges Tanfchmittel zu geftatten, 


damit nichts im Auslande gekauft werben köonnte. (Bergl. bie Schrift: Durch 
welche Bedingungen iſt bas Syſtem ber Handelsfreiheit ausführbar? Lpz., 1834.) 
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Fremden die Vortheile ihrer natürlich-befjeren Verbältniffe zu ent- 
ziehen. Letzteres wirb nun aber ſchon bewirkt durch eine entfprechenne 
Preizerhöhung, indem dann der Käufer bei der Vorziehung fremder 
Waaren nicht nur keinen Gewinn bat, fondern fogar unter Um: 
ftänden noch verliert. Außerdem tft ein gänzliches Verbot deßhalb 
nicht rathſam, weil es, die Furcht vor fremden Mitwerbern ganz 
befeitigend, den Eifer der inlänbilchen Gemwerbenden und ihr Be 
fireben nach immer größerer Vervollkommnung vollftändig lähmt, 
und dieß zwar um fo mehr, ald auch die Verzehrer durch den völ- 
ligen Auzfchluß der auswärtigen Erzeugniffe mit den. etwaigen 
befjeren Eigenſchaften und neueren Verbeſſerungen derjelben unbe: 
kannt bleiben, fie alfo auch vielleicht nicht bei den vaterländifchen 
Waaren verlangen. — Was nun aber die Bewerfitelligung der 
Vertheurung betrifft, jo gewährt unter den an ſich denkbaren Maaß⸗ 
vegeln nur die Auflegung eines Einfuhr-Zolles den nöthigen 
Spielraum für die in jedem einzelnen Falle erforberliche Größe de? 
Schußed, ſo wie genügende Sicherheit des Vollzuges, während fie 
von den eben gerügten Nachtheilen einen mit fi führt). Ein 
folder Zoll gewährt den Vortheil, daß er je nach der Zahl und 
der Bedeutung der den Fremden zur Seite ftehenden Vortheile für 
jede Waarengattung beſonders bemeſſen werden Tann. Wo ber 
Staat der Ueberzeugung ift, daß durch Steigerung ber Arbeit oder 
ber Einficht ein Theil des itigen Preisunterſchiedes ausgeglichen 


8) Damit fol übrigens nicht gelagt fein, daß bie Zölle mit gar feinen Nach⸗ 
tbeilen verbunden feien. Der von ihnen bervorgerufene Schleihhanbel; bie Be: 
fhmwerlichkeit für ben Verkehr, die große Anzahl des Zolldienftperfonaleß find aller: 
dings bebeutende Schattenfeiten. Aber es dilrfen diefelben doch auch nicht höher 
angefchlagen werben, als fie wirfli find. Schon darin liegt eine Ungerechtigkeit, 
wenn der ganze Schleichhanbel ohne weitered dem Schutzſyſteme aufgerechnet wird, 
während häufig nicht die mäßigen Schußzölle, ſondern vielmehr bie finanziellen 
ZöNe ihn hauptſächlich hervorrufen. Sodann ift nicht zu vergeflen, daß ber Ent⸗ 
fittlihung durch den Schleihhandel das Elenb mit feinen Folgen gegenüber ge: 
ftelt werden muß, welches aus einer Vernichtung ber Gewerbe nothwendig ent: 
fiehen würbe. Und wenn enblih, wie doch ficher in ben meilten Staaten ber 
Fall wäre, ein großer Theil bes Dienftperfonales und der Verkehrsbeſchwerden 
ſchon wegen ber finanziellen Verbrauchszölle beftünbe, fo ift der weitere Zuſatz 
für den wichtigen Zweck des Gewerbeſchutzes kaum in Anſchlag zu bringen. 
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werben kann, erzwingt er ed einfach durch einen niederen Zollanfab. 
Ueberdieß kann ganz leicht je nach einer Veränderung der Umſtände 
eine Erhöhung oder Verminderung vorgenommen und namentlich 
gegen bad Ende der Schutz-Zeit der Betrag allmählig verringert 
werden, damit nicht ein yplößliches Eintreien bed freien Marftes 
eine allzu große Veränderung herbeiführe. — Außerdem bat die 
Auflegung eined Schußzolled aud) noch anderweitige nicht unbebeu- 
tende Vortheile. Aus den Rechnungen ber Zollämter ergeben ſich 
höchſt ſchätzbare ftatiftiiche Nachweiſungen über die Größe und über 
den Gang des Abſatzes der Fremden, jomit über den Stand und 
über die Bebürfnifje der inländischen Gewerbe, eine Kenntniß, welche 
vielfach kann nüglich verwendet werben. Auch tft ſelbſtredend nicht 
zu überjehen, daß bie Zölle neben der Erfüllung ihres eigentlichen 
Zweckes dem Staate ein, oft Höchft beveutended, Einkommen ge 
währen ?). Eine Berlegung der Zollgefege ift aber deßhalb nicht 
etwa blos eine Umgehung der Gelopflichten gegen ben Staat, ſon⸗ 
bern ein Vergehen gegen zahlreiche Bürger und gegen den allge: 
meinen Wohlitand 19). 

Die aus den vorftehenden Erörterungen fich ergebenden Grund» 
fäe über die gegen eine übermächtige auswärtige Mitwerbung ans 
zumwenbenden Maafregeln find nım aber folgende: 

1) Einfuhrverbote zum Schutze inländifcher Gewerbeerzeugniffe 
dürfen unter feinen Umſtänden ftattfinden, mit einziger Ausnahme 
von Werkzeugen und Mafchinen, welche ein inlänbifches Erfindungs⸗ 
patent haben 11). 


9) Zweckmaßigerweiſe wird daher auch ihr Bezug ben Finanzbehörden über: 
lafſen, welche denjelben mehr oder weniger mit anderen Steuererhebungen werben 
vereinigen fönnen, jeben Falles zu firenger Hfitung ber Gränze und zu Weber: 
wahungs-Anftalten burch ihren eigenen Vortheil getrieben werben, baburch aber 
auch den Zweck ber Gewerbenden wahren. Die Entwerfung ber einzelnen Ans 
ſätze freilich und ber Geiſt ber ganzen Anftalt follte nicht von ihnen, fonbern von 
ber Polizei⸗Behörde ausgehen. 

10) Bergl. hierüber bie fehr richtigen Bemerkungen von Hopf, a. a. O., 
©. 256 fg. 

11).©. hierüber oben, $. 164, &. 832. — Einfuhrverbote, welche aus ans 
beren ®rünben erlafien find, werben natürlich burch bie gegenwärtige Erörterung 
nicht berührt; fo alfo z. B. die Einfuhr gehindheitswidriger Stoffe, verbotener 

v. Mohl, Polizeiwiſſ. IL 3. Auflage. 24 
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2) Wo und foweit die größere Wohlfeilheit, beziehungsweife 
bei gleichem Preife die höhere Brauchbarkeit einer im Auslande 
verfertigten Waare durch eigene Anftrengungen der inlänbifchen 
Gewerbenden ausgeglichen werben Tann, darf Fein Schuß gegeben 
werben, da er in ſolchem Falle nur eine auf Koften der gefammten 
verzchrenden Bendlferung verliehene Belohnung der Unfähigkeit ober 
Trögheit wäre. — Zu den zu überwindenden Gründen frember 
Neberlegenheit gehören denn aber jeden Falles bisherige größere 
Einficht, Thaͤtigkeit oder Sparfamleit der auöwärtigen Unternehmer, 
höhere Gefchicklichkeit und mehr Fleiß ihrer Arbeiter, befjere Mafchinen 
und Arbeiteinrichtungen. Die Erwerbung der nöthigen geijtigen 
und fittlichen Sigenichaften ſteht volllommen in dem cigenen Willen 
ber einheimischen Unternehmer. ine vollftändige Befähigung ber 
Arbeiter iſt allerdings nur allmählig zu erreichen; allein durch 
zweckmaͤßige Anleitung, namentli unter auswärtigen Auffehern, 
zu bewirken, der etwaige Unterſchied aber durch den niederern Ar: 
beuslohn in einem noch gewerbekrmeren Lande auszugleichen. Den 
Gebrauch und bie Beibehaltung fchlechter Werkzeuge burch einen 
eigenen Schuß zu belohnen ift um jo widerfinniger, als der Anlauf 
befierer fich. ſelbſt bezahlt 22). 

3) Iſt ein Gewerbeerzeugniß für die Sicherheit des Staates 
ober für die erſten Lebensbedürfnifſe der Einwohner unentbehr- 
lich, jo muß water allen Umſtänden für eine genügende, nach— 
Baltige md fichere Veichaffung gejorgt werben. MWelcherlei Maaß— 
vegeln zu biefem Zwecke erforderlich fein mögen, ift Nebenfache; 
erſt wenn dad Dafein gefichert ift, Tann von der Sorge für Vor- 
theile die Rebe fein. Damit ift aber allerdings nicht gefagt, daß 
der fragliche Gegenftand durchaus im Lande ſelbſt verfertigt fein 
müfje; es genügt vielmehr auch, wenn feine Beifuhr aus dem Aus 
lande unter allen Verhältniffen geftchert tft, dieſelbe fomit nicht blos 
aus Einem Lande ftattfindet, mit welchem ber Verkehr unterbrochen 


Waffenarten, ober von Begenfländen, beren Alleinerzeugniß und Verkauf bem 
Staate aus finanziellen Gründen zufteht, wie etwa Salz, Pulver u. f. w. 

12) Lehrreiche Beifpiele von ber Beibehaltung ſchlechter Maſchinen unter 
Bequuſtigung eines Schutzzolles ſ. bei Mau:, a. a. O. ©; 4. 
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werben kann 17). In diefem Falle mag auch der betreffende Ge- 
werbezweig unter die allgemeinen, fogleidy näher zu evörternden, 
Srundfäße gejtellt werben, nur muß, wenn dabei hauptjädhlich Ein- 
fuhr in Ausficht zu nehmen ift, durch Verträge für ununterbrochene 
Geftattung derſelben von Seiten des erzeugenven Staates möglichft 
geforgt fein. Iſt dagegen eine ſolche Sicherheit nicht vorhanden, 
jo Fönnen entfprechende Maafregeln zur Erzeugung im Lande nicht 
umgangen werden. Dieſe mögen denn aber je nach der Art und 
Ausdehnung des Bebürfnifjes entweder in pofitiven Geldunter⸗ 
ſtützungen inlänbifcher Gewerbe, in der Anlegung eigener Werk 
Hätten des Staates ober in Schutzmaaßregeln bejtehen 4%. — Die, 
Frage ift zunächſt zu beantworten in Beziehung auf Verfertigung 
von Waffen, Schiffen und Ausrüftungsgegenftänben für Heer und 
Flotte; er mag aber auch eintreten in Beziehung auf die Gewin: 
nung von nothmwendigen Metallen, u. |. w. 12). 


18) Gerne ift zuzugeben, baß bie Wahrfcheinlichfeit eines ficheren Bezuges 
von Waaren aus dem Auslanbe fich eines Theiles durch die verbefierten Verkehrs: 
einrichtungen, anderer Seits burc die Hanbelöverträge, welche willkürliche Aus⸗ 
fuhrverbote ober Ausgangazölle unterfagen, jehr vermehrt, dadurch aber manche 
früher zu nehmenbe Rüdficht befeitigt worben if. Doc barf auch itzt nicht ver- 
geflen werben, baß ein Krieg den Verkehr thatſächlich und rechtlich beuumen kann, 
und es ift alfo immer zu unterfuchen, ob auch in ber Unterftellung ber verfchie: 
denen Dröglichkeiten eines folchen die igt vielleicht in erhöhteſtem Maaße notbs 
wendige Zufuhr ficher geftellt bleibt. 

14) So wenig im Allgemeinen Staatöwerfftätten das Wort gefprochen wer: 
ben kann und foll, fo mag body immerhin die Anlegung einer ſolchen einer alls 
gemeinen Schugmaaßregel vorzuziehen fein, wenn nämlich einer Seits ein Gegen⸗ 
fand, weil er zur öffentlichen Sicherheit unentbehrlich iſt, nur in beichräntter 
Menge gebraudt wird, alfo feine Anfertigung Feine außgebehnten Gewerbeanlagen 
erfordert, anderer Seits die allgemeinen Verhältniſſe einer blühenden Privats 
induftrie diefer Art nicht günftig find. Daß Gegenftände für ben Verbrauch bes 
ganzen Volkes nicht in Staatsfabriten angefertigt werden können, verfteht fich 
von jelbft. 

15) Wenn Hod, Abgaben und Schulden, S. 148, auch gegen ben Schuß 
folder unbedingt nothwendigen Gegenſtände fpricht, fo ift doch wohl eine ſolche 
Folgerichtigkeit übertrieben. Seine Gründe find dreifacher Art. — Zuerſt if er 
der Anficht, daß von ben zu einer Kriegführung nothwendigen Grforberniflen unter 
allen Umſtänden und überall ein fo großer Vorrath vorhanden fein werbe, baß 
er für die erften Zeiten außreiche; indeſſen fei es Zeit genug, durch erhöhte Preife 
entweber aus bem Auslande das Fehlende herbeizuführen ober bie einheimifche 
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4) Hinfichtlich der zwar nüglichen und gewinnreiden, 
jedoch nicht unbebingt nothwenbigen, Gewerbezweige ift ein Unter: 
ſchied zu machen: | | 

a) Wenn ein Gemerbe durch einen nicht durch eigene An: 
firengungen alsbald zu überwindenden Vortheil audwärtiger Mit- 
werbung verhindert oder wieder unterdrücdt würbe, bafjelbe aber 
durch einen vorübergehenden Schuß fo fehr gefräftigt werben 
Tann, daß es fpäter mit eigenen Mitteln die Mitwerbung zu er: 
tragen vermag: fo find bie Nachtheile einer folchen blos zeitlichen 
Berthenrung der betreffenden Waaren Heiner al biejenigen, welche 


Thätigfeit zur Verfertigung anzuregen. Der allerdings dann zu zahlende Theu⸗ 
rungspreis werbe aber doch immer noch billiger Tommen, als ber während ber 
Friedensjahre bezahlte Schußzoll mit Zinfen und Zinſeszinſen. Dieß beißt denn 
aber doch ſehr gewagtes Spiel treiben und wunberlich reinen. Die Zufuhr kann, 
je nach ben politifchen Geftaltungen und ber geographiſchen Lage, ganz fehlen. 
Im Lande felbft ift eine bisher fehlende Induſtrie nicht plößlich zu Ichaffen, na: 
mentlih wenn fie fünftliher Mafdyinen oder Tanger Vorbereitungen ber Stoffe 
bebarf. Die Rechnung mit Zinfen und Zinfeszinfen aber iſt zwar arithmetifch 
richtig, dagegen finanziell nicht. Theile kann doch bei allen Staatdausgaben, 
welche aus jährlich neu zufließenden paraten Mitteln beftritten werben, nur bie 
baare Anslage gerechnet werben. (Welche Summen würben fi für Staats- 
gebäube ergeben, wenn man während des ganzen Gebrauches Zinfen und Zinfes: 
zinſen zuſchlagen wollte? Wie hoch käme ein Buch in einer äffentlihen Bibliothel 
u. f. w. nad) hundert Jahren zu fliehen?) Theils aber ift bie, in jedem Haus: 
halte alfo auch dem des Staates, häufig vorkommende Räthlichkeit einer allmäh⸗ 
ligen Anfhaffung ing Auge zu fallen, namentlich wenn ber einmalige Ankauf, 
wie in einem Kriegsfalle, in eine Zeit großer anberweitigen Ausgaben fällt. — 
Sodann wirb eingewendet, daß man aus demſelben Grunde Baummolle, Thee, 
Kafe, Seide u. |. m. verbieten müßte, weil man aud) durch bie Gewohnheit ihres 
Gebrauches vom Auslande abhängig werde. Dieß ift wohl faum ernſtlich gemeint. 
Bon ſolchen Verbrauchsgegenftänden handelt es ſich bier gar nicht, und fie Fönnten 
durch Schutz im eigenen Lande nicht erzeugt werben. — Endlich wird bemerft, 
bie größte aller Nothwendigkeiten feien Lebensmittel; alfo wäre die Landwirthſchaft 
vor Allem zu ſchützen; durch die auf ſolche Weife bewirkte Erhöhung des täglichen 
Lebenzbebarfes würde man nun aber ber Gewerbethätigkeit eine ihrer Bedingungen 
entziehen, ſomit ber ganzen Abficht einer künſtlichen Steigerung berfelben entgegen: 
arbeiten. Die Schußförberung der Gewerbe und die des Landbaues ftehen in un: 
mittelbarem Widerfprude. Dieß ift an ſich ganz richtig; allein es Handelt fi 
bier nur von ausnahmsweiſe nöthigen, alfo feltenen, Gewerben, deren Behand: 
lung von feinem merklichen Einfluffe auf bie landwirthſchaftlichen Zuftände fein 
kann, fomit aud von feinerlei Gewicht bei ber Entſcheidung ber großen Frage 
Über etwaigen Schuß der Landwirthſchaft ifl. 
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aus der Nichtentftehung oder Wiebervernichtung ber einheimtfchen 
Thätigkeit entipringen würden. Ein ſolches Bedürfniß eines blos 
vorübergehenden Schutes tritt aber in zwei Fällen ein: 

a) Bei neu einzuführenden Gewerben, welchen zwar an fich 
bie Verhältniffe beider Länder ebenmäßtg zufagen, bie aber im Aus⸗ 
lande jchon lange gegründet und damit in den Genuß wejentlicher 
Bortheile gelommen find, wozu denn namentlich Verfügung über 
wohlfeilere Kapital, billigern . Arbeitslohn und genügende Verkehrs⸗ 
einrichtungen gehören mögen. Leber Anfang ift jchwer; er wird 
aber unmöglich, wenn neben den unvermeiblichen Nachtheilen eines 
jungen Gewerbed auch noch die freie Mitwerbung fremder durch 
pofitive Vortheile begünftigter Thätigkeit auf ihm laſtet. 

P) Wenn eine nur vorübergehente Abgabenerhöhung bereits 
beftehende inländijche Gewerbe zu einem eben fo lange dauernden 
Vreisauffchlage nöthigt, während die mitwerbenden Ausländer bie 
alten Preiſe einhalten können. 

Treilih darf dabei nicht außer Acht gelaffen werben, daß ers 
fahrungsgemäß die Wiederaufhebung eines einmal auferlegten Schuß 
zolles auf große Schwierigkeiten zu ftoßen pflegt, eine nur als 
vorübergehend zuerft auferlegte Steuer aber nicht felten fich in eine 
bleibende verwandelt. In beiden Fällen ift alfo wohl zu überlegen, 
06 die Folgen des Schutzes auch dann ertragen werden können und 
wollen, wenn berfelbe über die bei der Auflegung beabfichtigte Dauer 
hinaus feitgehalten werben müßte. Zu einer, wenigſtens verglei- 
chungsweiſen, Sicherftellung der Wieberaufhebung zu beabjichtigter 
Zeit wird übrigens dienen, wenn bei der Bewilligung eine? Schuß: 
zolles fogleich auch die Dauer deſſelben geſetzlich beftinmt, eine Ab⸗ 
gabe aber ausdrücklich nur auf eine beftimmte Anzahl Jahre, eben- 
falls gefeklich, umgelegt wird. 

b) Kann dagegen ein Gewerbe eines beſtändigen Schubes 
nicht entbehren wegen natürlicher in anderer Weife nicht auszu⸗ 
gleichender Bortheile der fremden Mitwerber, fo ift zu unterfcheiden, 
ob ein ſolches Gewerbe bisher fchon im Lande in einem bebeuten- 
deren Umfange beftand, oder ob es itt erſt eingeführt werden fol. 
— Im erften Falle (der natürlich nur dann denkbar ift, wenn bie 
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Veberlegenheit des Auslandes erft Fürzlich entſtand,) handelt e& | 
bavon, entweder einen bedeutenden aber nur einmal fich ereiguend 
oder einen im Einzelnen kleineren aber fortlaufenden Schaben v 
zuziehen. Hier Tann denn feine allgemeine Entſcheidung erfolg 
fondern immer nur im einzelnen Falle unter genauer Erwägu 
der befonderen Verhältniffe. Yür die Erbuldung des Fleineren we 
fon fortwährenden Schadens, d. h. für die Einführung oder A 
vechtbaltung von Schubmaaßregeln, muß ber Entſchluß auzfall 
wenn bie Zahl ber mit dem fraglichen Gewerbe beichäftigten Uni 
nehmer und Arbeiter groß, der Werth ber darauf verwendeten | 
pitale bebeutend, die Ergreifung eines andern Erwerbszweiges j 
ſchwierig ift, endlich wenn ber nothwendige Schuß feine gar 
großen Opfer, namentlich auch von Seiten anderer Gewerbe ı 
Nahrungdzweige, erfordert. Bei umgekehrten Verhältniffen erſche 
allerdings die Meberlaffung des Gewerbe? an die fremden W 
werbenden als ber geringere Nachtheil; nur’ ift es billig, du 
Seftattung einer Frift die möglichft unſchädliche Auflöfung ı 
Umwandlung eines folchen aufzugebenden Gewerbes zu erleichte 
— Iſt dagegen das fragliche Gewerbe noch gar nicht (oder nur 
unbebeutendem. Grabe) eingeführt, Tönnen ſomit Menjchen= ı 
Geldkräfte noch auf andere Weile ohne Schaden verwendet werd 
fo wäre die Errichtung einer fortbauernd Toftbaren fomit fchädlic 
Schubanftalt unzweckmaͤßig. 

c) Die Anwendung von Schubmaaßregeln iſt jedoch in a) 
Tallen von der Beachtung mehrerer Bedingungen abhänı 
wenn man nicht Gefahr laufen will, ven unmittelbar durch dieſel 
erreichbaren Vortheil durch überwiegende andermeitige Nachth 
wieder aufgehoben zu ſehen. 

©) Nicht auf jeder Stufe der Entwicklung des Volksvermoͤge 
der Bevölkerung und der Gefittigung ift ein ausgedehnter Gewer 
betrieb ſchon an der Stelle Wo es aljo der Mafje des Bo 
noch an der hierzu nöthigen Bildung fehlt; wo die Bevölfer: 
nur eben zur Erzeugung ber erforderlichen und einträglichen R 
ftoffe hinreicht, ober vielleicht nicht einmal bierzu zahlreich ge 
tft; wo fich noch Feine frei verfügbaren Kapitale haben anfamın 
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koͤnnen; endlich wo noch fein allgemeine? Bebürfnig nach verebelten 
Erzeugnifien erwacht ift: da ift vorläufig noch bie Betreibung von 
Viehzucht und Landwirthichaft angezeigt. Und daß ein Volk au 
in ſolchem wirthichaftlichen Zuftande ſich fehr gut befinden und 
wohlhabend, jo wie mit allen nothwendigen Lebensbedürfniſſen durch 
Eintaufch des Ueberfluſſes an Rohſtoffen verfehen fein Tann, beweifen 
vielfachfte Beifpiele. Hier ift aljo auch jede Ermunterung zu ausge⸗ 
behntem und künſtlichem Gewerbebetriebe ein Fehler, indem ein 
jolcher Betrieb die naturgemäße Entwicklung des Vollslebens und 
Volfsvermögend unterbricht, und er doch felbjt zu Teinem froͤh⸗ 
lichen Gedeihen gelangen kann °). | 

P) Bei der Erwägung des Bedürfniſſes nach einem Schußgolle, 
welches für den inländischen Betrieb eined Gewerbe geltend ge 
macht werben will, bürfen nicht bloß die denſelben nachtheiligen 
Umftände in Betrachtung kommen, fondern es ift eben jo genau 
zu unterjuchen, ob ihnen nicht eigenthümliche Begünftigungen zur 
Seite ftehen. Leicht möglich, daß fich die beiderlei Verhältniffe aus⸗ 
gleichen, und dann iſt felhftredend Fein Grund und fein Recht zur 
künftlichen Vertheurung inländifcher Erzeuguifle vorhanden. Wohl 
feileres Kapital in dem einen Lande mag z. B. durch billigeren 
Arbeitslohn in dem andern, Neichthum an bewegenden Kraͤften durch 
Nähe des Rohſtoffes, größere Befchicklichkeit der Arbeiter durch 
Nüchternheit und Lenkſamkeit ausgeglichen fein, u. |. w. Außerdem 
ift die Verfendung vieler Waaren in größere Ferne mit fo großen 
Schwierigkeiten und Koften verbunden, daß folche ſchon aus dieſem 
Srunbe bei einiger Anftrengung keine fremde Mitwerbung zu bee 
forgen haben, ſomit bei ihnen ein künftlicher Schub gar kein Be 
dürfniß ift ?7). Die Abwägung erfordert natürlich genaue Sach: 


16) Die Mare Hervorhebung biefer Erwägungen unb bie genauere Feſtſtel⸗ 
fung ber verſchiedenen Entwicklungsſtufen ber Voller bleibt ein undeſtreitbares 
Berbienf von Lift. In dieſer Beziehung ift er nicht widerlegt worken, und lan 
nicht widerlegt werben. ine andere Frage iſt die, ob in anderen Theilen feines 
Wertes Fehler nach Form und nach Inhalt aufgebedit werben können, und ob eb 
en Syſtem ber Bollswirthichaft iſt. 

17) Die unnüge Ausgabe der Berfenbungstoften ſpielt bekanntlich bei Caray 
(Principles of social science) eine fehr große Rolle. Unter anderen, Uigguuiiht 
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kenntniß, und ſelbſtredend firid die einfeitigen Angaben ver einen 
Schuß verlangenden Gewerbenden weber die alleinigen noch die 
zuverlaͤſſigſten Entſcheidungsquellen. 

y) Wenn die Bedingungen eines günftigen Betriebes für ein 
beſtimmtes Gewerbe fo wenig vorhanden find, baß daſſelbe voraus⸗ 
fichtlich nie zu einem gefunden Gedeihen aus eigenen Kräften kom⸗ 
men Tann, jo ift jeder Verfuch, e durch eine Fünftliche Vertheurung 
feiner Erzeugniffe einbürgern zu wollen, eine Verkehrtheit, welche 
ganz nutzloſen Schaben während ihres Beſtehens zufügt und noch 
weiteren bei dem einftigen, dern doch eintretenden, Aufhören in 
fichere Ausſicht ſtellt. — Daher ift dem auch eine alsbaldige Wie: 
berbefeitigung eine? Schutzes nöthig, wenn ſich durch Erfahrung 
herausſtellt, daß berfelbe einem Gewerbe boch nicht zu einem Ge 


weiter in Betracht kommenden, Folgerungen gründet er namentlich auch ein voll: 
fländiges Zollſchutz⸗ Syſtem auf bie Notbwenbigfeit ihrer Bermeibung , indem durch 
Zoͤlle überall im Lanbe Gewerbe hervorgerufen, dadurch aber einer Seits den 
Landwirthen Abnehmer in ber Nähe für ihre Rohſtoffe, andererfeit3 ihnen wohlfeile 
Waaren verfchafft werben follen. (Man ſehe 3. B. Bd. III, ©. 433, ein draſti⸗ 
ſches Beifpiel des Verkaufes von Korn aus Jowa in Liverpool und von Baum: 
wollenwaaren daher in Jowa.) Unzweifelhaft ift an ber Geltendmachung der 
Verſendungskoſten viel Wahres; allein es fällt auch in die Augen, baß der Schluß 
auf die Nüplichfeit und Nothwendigkeit eines Zollſchutz⸗ Syſtems ein fehr über: 
eilter if. Wenn die gegenfeitigen Verſendungskoſten fo groß find, fo ift aller: 
dings durch biefelben ein bedeutender Grund zu einer Verfertigung von Waaren 
an Ort und Stelle gegeben. Allein einmal ift eben bamit das Bebürfniß eines 
Schußzolles fehr vermindert, wo nicht ganz aufgehoben, indem ja auch ohne den: 
felben bei wohlfeilen Lebensmitteln und Robftoffen und bebeutend erhöhten Zu: 
fuhrpreifen frember Waaren die Mitwerbung erleichtert if. Die natürlichen Vor: 
theile fprechen eher negen als für die Nothiwenbigfeit einer künſtlichen Hilfe. So 
dann fragt fi) unter allen Umſtänden, wie es fi) mit ben übrigen Bedingungen 
eines blühenden Gewerbebetriebe im Allgemeinen unb in Betreff beitimmter ein: 
zelner Erzeugungsarten verhält. Wenn diefe von ber Art find, baß ein fort: 
bauernder Schutzzoll erforberlih ift, um ihr Beftehen zu fihern, fo treten alle 
gegen einen ſolchen Zuftand ſprechenden Gründe ein, und eg kann fid namentlich 
gar wohl begeben, baß namentlich die Landwirthe fich bei einer freien Einfubr 
ihrer Bedürfniſſe immer noch beſſer befinden, als bei einem größeren und befferen 
Abſatze eines Theiles ihrer Erzeugnifie in ber Nähe, aber einer bleibenden Fünf: 
lichen Preiserhöbung alles befien, was fie Faufen müſſen. Mit andern Worten, 
die Frage über die Fälle, in welchen ein Schubzoll angezeigt ift und wo nicht, if 
eine viel verwideltere, als daß fie nur aus der Geltendmachung Eines Preis: 
beſtandtheiles entfchieben werben Fünnte. 
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beihen verhilft. Je mehr ein Gewerbszweig nach hinreichender Zeit 
zur Kräftigung einer ferneren Vertheurung feiner Waaren bedarf, 
um fi erhalten zu koͤnnen, befto gewiſſer ift er des Schutzes nicht 
länger werth. * 

d) Bor Gewährung eines Schutzes ift wohl zu überlegen, 
welche Gegenwirkungen derfelbe von Seiten fremder Staaten wahr: 
ſcheinlicherweiſe hervorrufen würbe. Möglicherweife können biefelben 
in Retorfionen beftehen, welche dem bieffeitigen Gewerbe und Handel 
empfindlichere Nachtheile zufügen würden, als anderer Seit? der 
Nuten des Schutzes wäre. Aber feldft bei nur gleichem Nachtheile 
ift die Anordnung eined Zolles zu unterlaffen, weil ed weber Aug 
noch gerecht wäre, einem Gewerbe zum Vortheile eine andern zu. 
ſchaden ohne daß ein Vortheil für die Gelammtheit entjtünbe, 
— Unter keinen Umftänden aber find Schubzölle blos als Re⸗ 
torfion für vorangegangene Beſchränkungen eine? andern Staates 
anzuordnen. Als eine Straf: oder Rachemaaßregel ift eine folche 
Zollanlegung widerfinnig, da man ſich felbft dadurch mit fchabet, 
und zwar ohne einen eigenen Zweck damit zu verfolgen; als Zwangs⸗ 
mittel zu einer Zurücknahme des fremden Zolles iſt aber eine Re⸗ 
torfion Höchft bedenklich, indem fie weit häufiger zu einer Erwiede⸗ 
rung mit neuen Erjchwerungen als zu einer Aufhebung beftehender 
führt. 

&) Kleine Staaten Finnen nur in Anjchliegung an andere 
unter ähnlichen Bedingungen ftehende Staaten zu einem Schutz⸗ 
infteme greifen, indem ihnen die zur Vermeidung ungerechtfertigter 
monopofiftifcher Preife und vollftändigen Stillſtehens unentbehrliche 
innere Mitwerbung ganz fehlen mag, auch bie Webeljtände bes 
Schleihhandel3 und die Unkoften des Schutzſyſtemes unverhältniß- 
mäßig groß wären. 

D) Das Eintreten völliger eitwerbungefahigkeit mit auswaͤr⸗ 
tigen Erzeugniſſen wird untrüglich erwieſen durch den Preis der 
beiderſeitigen Erzeugniſſe im Welthandel. Sobald auf auswärtigen 
Märkten ein inländiſches Gewerbe feine Waare auf fremden Märkten 
mit Vortheil abſetzen kann, bedarf es im eigenen Lande, wo es bie 
Erſparniß an Frachtkoſten und die genauere Kenntniß der perjön- 
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lichen und fachlichen Verhältniffe voraus bat, um fo weniger eines 
Schuged. In ſolchem Falle ift alfo freier Handel alsbald herzu- 
ſtellen. 


§. 170. 
b) Durch Rücgzölle. 

Durch Zölle können bie einheimifchen Gewerbe jeden Falles 
nur auf dem vaterländijchen Markte gegen eine übermächtige fremde 
Mitwerbung ficher geftellt werben, nicht aber auch in anderen 
Staaten und auf dem großen Weltinarfte. Hier Tann ihnen nur 
größere innere und äußere Vorzüglichkeit oder, bei gleicher Güte, 
“ wohlfeilerer Preis den Vorzug verfchaffen. — Beide Eigenfchaften 
werden allerding® durch bie biäher erdrterten Regierungsmaaßregeln 
mächtig gefördert werben; doch iſt es möglih, daß noch günftigere 
Umftände die Gemerbethätigkeit anderer Voͤlker unterftügen, und 
dann erzeugt fich natürlich der. Wunfch, daß auch dieſſeits Weiteres 
gefchehen möge, um auch folches Hinderniß zu überwältigen. Da 
von einem unmittelbaren Einwirken ver Polizeigewalt auf die vor: 
züglichere Güte ber Waaren gegenüber von den fremden nicht 
wohl die Rebe fein kann ?): fo befchränkt fih die Forderung auf 
Unterſtützung zum Behufe größerer Wohlfeilheit. Die Aus- 
führung dieſes Wunfches ift an und für fich keineswegs unmöglich. 

1) Allerdings iſt auch ſchon verſucht worben, ben inlänbifchen Waaren durch 
befondere Mittel einen Vorfprung in ber Güte zu verfchaffen: allein eine ge: 
nauere Prüfung hat die Unhaltbarkeit diefer Maaßregeln gezeigt. Es find dieſes 
nömlih ba8 Verbot ber Ausfuhr von Mafhinen und bie Ber: 
binderung bed Außwanderns ber Öcewerbearbeiter. Durch 
beide Beſchränkungen follen ben fremden bie Fortſchritte der biefeitigen Gewerbe: 
thätigfeit unzugänglich gemacht und fie dadurch auf nieberer Stufe gehalten wer: 
ben. Allein theild find biefe Verbote nicht aufrecht zu erbalten, indem weder bag 
Berfenden von Mafchinenftüdten oder Modellen, noch daB Reiſen ber Wrbeiter 
ganz verhindert werben mag; theils fchaden fie, in fo weit fie wirken, mehr als 
fie nügen, weil fie die Fremden zu um fo größeren eigenen Anftrengungen nötbi: 
gen, und überdieß ben inländifhen Deafchinenverfertigern und Arbeitern einen 
reichlichen und ſichern Gewinn entziehen. Es find daher dieſe angeblihen Be: 
günſtigungsmittel unter die entſchieden verwerflichen Anſtalten zu zählen. Vergl. 
Enquäte .. pour constater les progrès de l’industrie en France. Paris, 
1825; Babbage, Ueber Mafhinen: und Fabrifwefen, S. 388 fg.; Mac: 
Culloch, Ueber Handel, &, 124 fg. 
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Dur Erlafjung der Abgaben, und menn biefe Hilfe nicht zureichen 
follte, durch Zufchüffe aus der Staatskaſſe Tann allerbing dem 
Berfertiger ein niedriger Preis möglich gemacht werben, fo daß er 
alle, nicht auf ähnliche Weiſe unterftügte, Mitwerber vom Markte 
verdrängen Tann. Allein einleuchten muß, daß ein folches Verfahren 
nur unter großen Einſchränkungen erlaubt if. Der Abſatz ein- 
-beimifcher Waaren an fremde Käufer ift Immerhin ein in mehrfacher 
Beziehung erfreuliched und mübliches Ereigniß; allein durch eine 
Verlegung der Rechte der übrigen Bürger darf es nicht herbeigeführt 
werden. Eine ſolche Verlegung aber wäre vorhanden, wenn geroiffen 
Gewerbenden die Leiftung der allen Staatztheilnehmern obliegenden 
Laften abgenommen oder ihnen gar ein Theil der aus dem Ber: 
mögen der übrigen Bürger zufammengejchoffenen Staatägelder zur 
Ausdehnung ihres Gewerbes und Gewinned gegeben werben wollte. 
Es koͤnnte eine folche Unterftügung der Gemwerbenden um fo wme- 
niger gerechtfertigt werden, als jie zunächſt nur die Folge hätte, 
Auswärtigen auf Koften der Einheimifchen wohlfeilere Waaren zu 
verfchaffen, und nur mittelbar, durch Vermehrung ver im Inlande 
vorzunehmenden Arbeit, einigen allgemeinen Gewinn gewähren 
würde. Jeder Nachlaß innerer allgemeiner Abgaben, eben jo alle 
eigentlichen Ausfuhr-Prämien, müffen fomit als weſentlich ungerechte 
und ſelbſt verfaffungswidrige Mittel verworfen werben 9). 

Unter diefen Umftänden bleibt mır Ein Fall übrig, in welchem 
eine wirkſame Unterftügung ohne Rechtsverletzung geleiftet werben 
mag, der nämlich, wenn ein Gewerbenver zu feinen Erzeugniffen 
ein auswärtiges rohes Product oder Halbfabrikat bebarf, welches 
— aus polizeilichen ober finanziellen Gründen — mit einem Ein- 
gangszolle belajtet ift. Diefen Zoll mag der Staat bei dem ver- 
ebelten wieder ausgeführten Gegenftande zurückgeben. Einem Nechte 
wird dadurch nicht zu nahe getreten, und felbft ber Vortheil der 
übrigen Bürger, namentlih der Erzeuger ähnlicher Rohſtoffe oder 
Halbfabrilate, nur ganz mittelbar beeinträchtigt; der Abſatz im 
Auslande aber kann durch diefe Erſparniß fehr gefördert, wielleicht 


2) Bol. Leuch 8, Gewerbefreiheit, ©. 285 fg.; Loy, Staatswirthſchafts⸗ 
Lehre, Bd. IL, ©. 160 fg.; Mac-Culloch, Ucher Handel, 6. 147. 
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allein ındglich gemacht werden. Uebrigens ift allerdings eine ftrenge 
Aufficht nöthig, daß nicht dieſe Vergünftigung durch blos vorgegebene 
Einfuhr oder heimliche Wiedereinfuhr der angeblih fürs Ausland 
beftimmten und fomit durch NRüdzölle belohnten Waaren zu einem 
Betruge an ber Staatskaſſe mißbraucht wird °). 


. Dritte Äbfheilung. 
Förderung des Handels. 


§. 171. 
Einleitende BVemerlungen. 

Eine nothwendige Folge der Erzeugung einer groͤßern Menge 
von rohen oder verarbeiteten Stoffen, als ſich für den eigenen 
Gebrauch nothwendig erweist, iſt die Entſtehung eines Wunſches 
nach dem Tauſche dieſer Waaren gegen ſolche, deren man bedarf, 
d. h. des Wunſches nach Handel. Und je groͤßer jene Erzeugung 
iſt; je weiter die Arbeitstheilung in den einzelnen Beichäftigungs- 
weifen geht; je verjchiebenartiger die Erzeugnifle der Länder nad) 
ihren natürlichen oder- gejelligen Eigenfchaften find; je zahlreicher 
endlich die von einer gefteigerten Volksbildung herworgerufenen Be: 
dürfniffe aller Art hervortreten: deſto bedeutender muß auch der 
Taufch fein. Theil ſteigt mit dem Veberfluffe von einzelnen Er: 
zeugniffen fowohl die Nothwendigkeit ald die Möglichkeit andere 
fehlende zu erwerben; theild vermehrt umgekehrt die Luſt fremde 
Erzeugniffe zu beſitzen die eigene erzeugende Thätigket. 

Vielfach und wichtig find aber die Folgen des Handels - Ver: 
kehres ſowohl für die Gefittigung eine Volle, als für deſſen 
Wohlitand. 

In erjterer Beziehung zeigt die Erfahrung aller Zeiten auf 
da unmiberfprechlichite, daß durch den Verkehr, namentlich mit 
Fremden, Begriffe und Kenntnifje fich erweitern, Erfindungen und 
Künfte verbreitet werben, zwedmäßige Sitten und Einrichtungen 
ſich verpflanzen. Wo immer in der Welt ein neuer nüßlicher Ge 

8). Ueber bie Rückzölle ſiehe A. Smith, Bd. II, ©. 1 fg; Leuchs, 
a. a. O.; Rau, Vollsw. Pol. 2, S. 342 fa. 
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danke die Güterwelt erweitert und bereichert, durch den Handel 
dient er bald Allen zum Vortheile. Durch den Handel knüpfen fich 
Berbindungen zwilchen den Einzelnen und zwilchen ganzen Böl- 
fern an; ber Fremde wird aus bem Feinde zum Handelsfreunde; 
furz, freundlichere und hHumanere Gefinnung und Handlungsweiſe tritt 
ein. Und war auch der erjte Grund nur Gewinnfucht, fo find doch 
die Folgen unfchägbar für die Ausbildung ver Menfchbeit. 

Daß aber der Handel erſprießlich für den Reichthum fei, er: 
giebt ſich aus Folgendem: 

Als Quelle der Vermehrung des Volksvermoͤgens unterſcheidet 
ſich zwar der Handel von der Stofferzeugung und den Gewerben 
in ſo ferne weſentlich, als er nichts Neues hervorbringt: die äußere 
Menge ber zu menſchlichen Zwecken dienlichen Gegenſtände nicht 
vermehrt; ſondern nur die ſchon vorhandenen Stoffe von einem 
Orte und einem Beſitzer an einen andern Ort und Beſitzer liefert. 
Allein es iſt dennoch ſehr unrichtig, ihn als nicht erzeugend zu be⸗ 
trachten. Er vermehrt nämlich den innern Werth der Waaren, 
und zwar ſowohl der veräußerten als der dagegen eingetauſchten, 
indem immer bei einem freien Tauſche jeder der beiden Tauſchenden 
etwas erhält, was ihm mehr werth iſt, als das, was er abtritt. 
Da nun aber nicht der äͤußere Umfang der Gegenſtände, ſondern 
beren Werth für den Befiger ben Reichthum bildet, jo ift klar, daß 
ber Handel dad Vollävermögen vermehrt. Je nach der Verjchieben- 
heit des Hanvel2gejchäftes und namentlich der Perjonen, welche es 
abjchließen, ift diefe Vermehrung allerdings wieder verfchieden. Un⸗ 
mittelbar am größten ift fie, wenn zwei Bürger deſſelben Staates 
Handel mit einander treiben. Da jeder derjelben dabei gewinnt, 
vermehrt ſich das Volksvermögen doppelt. Ein Tauſch mit einem 
Fremden trägt, gleiche Waare und gleiche Preife wie im erjten 
Falle vorausgeſetzt, an fih nur die Hälfte dieſes Gewinnes. Allein 
verſchiedene Umftände erhöhen einen ſolchen Nuten jehr bedeutend. 
Vor Allem wird der Handel mit Fremden nicht felten daburch noch 
befonderd gewinnbringend, daß biefelben, aus Unkunde oder Be: 
dürfniß, für die eingetaufchte Waare eine andere von höherem 
innern Werthe geben, während Solches beim Binnenhandel nicht 
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zu erwarten if. Sobann liefern Fremde folche Erzeugniſſe, welche 
unfer Land nicht bietet, und erhöhen dadurch einer Seit? Genuß 
und Gefittigung bei ung, anderer Seit? aber die Arbeitfamkeit, welche 
die Mittel zur Befriedigung der neuen Bedürfniſſe liefert. Endlich 
wird durch den Abſatz der einheimifchen Erzeugnifje in dad Aus: 
larıd die Nachfrage nach benfelben größer umb der Verkauf gewifler; 
die beveutendere und ftättigere hierdurch Hervorgerufene Erzeugung 
fichert aber auch gelegentlich das innere Bedürfniß, jo daß weit in 
der Regel die Preife durch eine ſtarke Ausfuhr wenigiten? auf bie 
Dauer eher vermindert als gefteigert werben !). Uebrigens ift es 
Hinfichtlich des Gewinnes für das Volksvermoͤgen völlig gleichgültig, 
welche Gattung von Werthgegenftänden der Fremde für bag von 
und Erhaltene zurüdgiebt und welche Gegenjtände wir ihm für 
das von ihm Eingetaufchte überlaffen. Ob Metalle oder Waare 
gegeben werben, änbert die Werthvermehrung durchaus nicht ab; 
und bad Bemühen, im Hanbel mit Fremden bie fogenannte Handels⸗ 
bilang für fich zu gewinnen, d. h. mehr Metall ala Waare von 
ihnen einzutaufchen und möglichjt wenig Metall ihnen abzugeben, 
beruht auf dem groben Irrthume, nur Geld als Werth zu betrach⸗ 
ten ). Nur fo viel iſt richtig, daß ein Land, welches aus andern 
Ländern viele Waaren gegen baares Gelb bezieht, die hierzu nötbige 
Metallmenge entweder auß eigenen Bergwerken oder durch Verkauf 
anderer Erzeugniffe gegen baares Geld an Dritte wieder erlangen 
muß, weil es ihm fonjt allmählig an dem Umlaufsmittel fehlen 
Bnnte 2). — Handel zwifchen Fremden follte eigentlich das bieffeitige 


1) Nur bei ſolchen Waaren, beren Erzeugniß im bdießfeitigen Lande eine 
beftimmte Menge nicht üÜberichreiten kann, weil die Natur nicht weiter Liefert, 
muß die Ausfuhr die Preife fteigern. Solcher Waaren find aber nur wenige. 

2) Die Unrichtigfeit und gänzliche Sinnlofigkeit der fogenannten Handels⸗ 
bilanz ift von A. Smith an fo oft und fo Far dargethan worden, daß eine 
nochmalige weitläufigere Auseinanderfegung nutzloſe Raumverfchwendung wäre. 
Man fehe 3. B. A. Smith, Bd. II, ©. 327 fg. ber Basl. engl. Ausgabe; 
Say, vollſt. Handbuch, Bd. IH, S. 211 fo. 

3) Ein folder Austauſch von Metallen gegen Waaren findet bekanntlich in 
großem Maapftabe ftatt bei dem europäiſchen Handel nach Alten, indem leptered 
fein fo großes Bebürfniß von europäifchen Gewerbe: Erzeugniffen ober gar Rob: 
floffen hat, baß bie ungeheuren unb immer ſteigenden Mengen von Thee, Geibe, 
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Volksvermoͤgen gar nicht berühren; allein jehr häufig ereignet fi 
dennoch, daß jenes Geſchäft durch Vermittlung eined unferer Bürger 
zu Stande kommt. Diefer macht denn dabei in der Regel einen 
Gewinn, und jomit kann das vermögen jelbft von dem Tauſche 
unter Fremden einen Vortheil haben 9). 

Bon fehr großer Bedeutung iſt nämlich das Geſchäft ber 
Mittelöperjonen beim Handel, d. 5. der Kaufleute Es liegt 
zwar allerdings nicht ummittelbar in der Natur des Handels, daß 
ein Mittelsmann zwiſchen den Tauſchenden fteht; allein es ift Teicht 
einzufehen, daß jehr oft eine Vermittlung ben Handel erleichtern, 
und fomit ihn ausdehnen muß. Unb wenn auch, wie natürlich, 
der Mittelsmann fein Gefchäft nicht umentgeltlich beforgt, ſondern 
für Arbeit, Kapitalvorfchuß und Gefahr eine Entfhäbigung verlangt, 
jomit von dem durch den Tauſch eigentlich gemachten beiderſei⸗ 
tigen Gewinne einen größern oder kleinern Theil für ſich bebäft: 






Baumwolle u. |. w., welche aus China und Dflindien bezogen werben, gegen 
Waaren eingetaufcht werben könnten, auch fonftige Rüdflüffe von baarem Gelbe 
nad Europa nur in geringem Maaße ftattfinden. Namentli bat bie Gelbaußs 
fuhr außerorbentlich feit bein Jahre 1860 zugenommen, weil Baummolle, welche 
früher in ben Bereinigten Staaten von Nordamerika hauptſächlich mit Gewerbe⸗ 
Erzeugnifien bezahlt wurbe, nun in Aften mit banrem ®elbe bezahlt werben muß. 
ier Abflug von Metall, namentlich von Silber, hatte allerdings ben‘ Vortheil, 
bie Entwerthung des &elbes, welche in Europa aus dem Juflrömen bes neuent: 
dedten Golbes aus Californien und Auftralien bätte entftehen müflen, aufzu⸗ 
halten; allein e8 if einleuchtend, daß anf bie Dauer bdiefes Verhältniß nicht 
beſtehen kann, ohne große Unzuträglichkeiten in Europa zu veranlaffen. Daher 
it e8 denn nur felefiverflänbliche Politif ber hauptſächlichſten handeltreibenden 
Staaten, ben Waarenhandel nad Aflen möglichft zu fleigern; unb wenn benn 
hierzu wohl auch, namentlich in China und in Japan, Mittel von fehr zweifel: 
bafter Gerechtigkeit und Sittlichfeit angewendet worben find, ſo find wohl biefe, 
nicht aber ift ber Zweck zu tabeln. 

4) Daß ber innere Handel eines Landes nicht nur ber nüßlichere, ſondern 
auch ber dem Umfange nad) bei weiten bebentenbere tft, bemeifen vielfältige Er: 
fahrungen. So wurde 3. B. berechnet, daß in England von einem im Handel 
umgefeten Werthe von 424 Millionen Pfund Sterling 350 Millionen auf ben 
Binnenbandel nub nur 74 anf den äußeren famen. Bon ben 7,323 Millionen 
Franken, anf melde ber Handel Frankreichs berechnet wurbe, fielen 6,476 Millionen 
auf den inmeren Verkehr. S. Malchus, Statifiil, S. 290; Revue encyclop,, 
Nro. XXV, ©. 519; XXVI, ©. 915; vergl. auch Murbarb, Theorie den 


Sanbeit, Bb. I, ©. 188 fg. 
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fo ift doch immer noch für die urſprünglich Taufchenden dieſe Ein- 
richtung nüßlicher, als ein unmittelbare Anbieten und Nachjuchen, 
ein jpäterer Verlauf oder ein A ‚nor der Zeit des wirklichen Ge: 
brauches. Den Beweis dieſes —** liefert der Thatumſtand, 
daß überall der Handel durch Mittelsmänner ſich von ſelbſt und 
ohne Zwang bildet, was natürlich nicht der Fall wäre, wenn bie 
uriprünglich Taufchenden dabei einen Verluft litten ®). — Beforgt 
der Mittelömann ein Hanbelögejchäft zwilchen zwei Inländern, jo 
ändert ſich das Ergebniß des Geſammtgewinnes für das Volls— 
vermoͤgen an und für ſich nicht, ſondern es vertheilt ſich nur der 
Gewinn unter drei Bürgern, anſtatt unter zweien. Tritt der Kauf⸗ 
mann aber ins Mittel zwiſchen einem Inländer und einem Ausländer, 
fo ift der Theil feineg Gewinnes, welchen er von dem Auzlänber be 
zieht; reiner Nuten für das Vollävermögen und ſomit ver au 
folche Weife abgejchloffene Taufchvertrag ſogar noch nüßlicher, als 
wenn letzterer unmittelbar zwijchen den urſprünglich Tauſchenden 
zu Stande gelommen wäre ©). Sind beide Taufchende Auslander, 







5) Wenn Fourier ben Handel Überhaupt, namentlich aber ben gewerbämäfis 
von Kaufleuten betricbenen, als ein bloſes Diebögefchäft betrachtet, bei melden 
ber Eine ben Anbern betrügen will: fo ift bieß ebenſo verkehrt als ungeredt. 
Unzweifelhaft fommen beim Hanbel, und zwar beim Klein- wie beim Großhandel 
wirklich feinere ober nröbere Täufchungen vor; und ebenfo gewiß ift überhaupt, 
dag mit verbältnigmäßig feltenen Ausnahmen die Abfihten des Kaufmanne 
zunähft nicht auf Förderung eined allgemeinen Zwedes und Nutzens, fondern 
auf Erlangung eined eigenen Gewinnes gerichtet find; allein hieraus geht feines: 
wegs bie Nothwendigkeit oder auch nur die Thatfache eines regelmäßig unehren: 
haften Verfahrens hervor, oder werben dadurch die weitverbreiteten Folgen des 
Büteraustaufches für Gefittigung und Wohlftand befeitigt. Im großen Ganzen 
ift bei bem Kaufmannftande eben fo viele Reblichkeit, als bei jeber anderen Be: 
ſchäftigungsklaſſe, und ift er fogar in feinem eigenen Intereffe zur Haltung von 
Treue und Glauben beſonders aufgefordert; daß aber ber Kaufmann bei feinem 
Gewerbe gewinnen will und, wenn es überhaupt beftehen foll, gewinnen muß, 
ift nichts Eigenthümliches, denn auch ber Landwirth und ber Stoffarbeiter wollen 
und fünnen nicht ohne Gewinn ihre Gefchäfte treiben. 

6) Hierbei iſt denn freilich nicht zu überſehen, daß umgekehrt auch Fäk 
vorfommen, in denen ein auslänbdifcher Mittelamann ben Tauſch beforst, 
und fodann von dem bdieffeitigen Bürger einen Theil feines urfprünglicden Taufd: 
gewinnes bezieht, zum Schaden unſeres Vollsvermögeng. Bei einer, freilich jeben 
Tales fehr ſchwierigen, Zufammenrechnung ber ſämmtlichen Handelsgewinne mh 





| 
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o ift ber ganze Gewinn des vermittelnden Kaufmannes Zuwachs 
es Volksvermögens; nur fördert freilich letzterer Handelszweig bie 
unere Gütererzeugung gar nicht. ver nur höchſt unbedeutend durch 
en zufälligen Gebrauch, von Nnheimiſchen Tortichaffungsmitteln 
1. |. w. 

Unter diefen Umftänden kann es feinem Zweifel unterliegen, 
aß fowohl der Handel an und für fich, als auch der Handel mit- 
elft eines Zwiſchenmannes ein nüßliche, namentlich das Volks⸗ 
ermögen mittelbar und unmittelbar förberndes Gefchäft ift, und 
aß ſomit jede Regierung die Pflicht hat, demſelben nicht nur nicht 
n den Weg zu treten, fondern auch ſolche Yörberungsmittel zu er 
reifen, bei welchen Staatshilfe nöthig und richtigen polizeilichen 
zrundſaͤtzen angemeffen ift. 

Dieß ijt denn nun aber hauptjächlich 7) in drei Richtungen 
er Fall. Einmal find nicht felten, als Weberreite früherer Miß- 
riffe, geſetzliche Beſchränkungen ber Freiheit des Handel zu beſei⸗ 
igen. Zweitens erfordert die leichte und wohlfeile Verſendung der 
Waaren von einem Orte zum andern, überhaupt die Verbindung 
wiſchen verſchiedenen Orten, mancherlei oͤffentliche Fortſchaffungs⸗ 
Mittel. Drittens hat der Staat dafür zu ſorgen, daß die an ihrem 
Beſtimmungsorte angelangten Waaren mit Leichtigkeit und Schnellig⸗ 
leit umgetauſcht werben koͤnnen, damit nicht unnöthige Verzoͤgerun⸗ 
gen die Geſchäfte vertheuren oder gar verhindern. 

Nur in dem einen Falle wird die Entſcheidung, wie weit die 
Blüthe des Handels zu berückſichtigen ſei, ſchwierig, wenn bie Rück⸗ 
ſichten auf Erzeugung von Rohſtoffen oder verarbeiteten Waaren 
in einem Widerſtreite ſtehen mit dem Vortheile des Handels, wie 
dieß namentlich der Tall fein kann bei Schutzzoͤllen. Daß ſolche 


alſo von dem dieſſeitigen Gewinne der Nutzen des fremden Kaufmannes in Ab⸗ 
zug gebracht werden. 

7) Allerdings gehören auch noch die Unterrichts-Anſtalten zur Bildung fünf: 
tiger Kaufleute hierher. Allein es ift etwas Beſonderes binfichtlich berfelben nicht 
zu bemerfen. Sie bilden einen Theil ber Gewerbefchulen, fei ed, daß fie als Wbs 
theilungen ber polytechniſchen Schulen, fei es, daß fie abgefondert als Handels 
fchulen eingerichtet find. Die Grundfäte Über das Gewerbeſchulweſen finden da⸗ 
ber auch auf fie volle Anwendung. ©. biefelben oben, Bd. I, $. 80, ©. 561 fg. 

v. Mohl, Polizeiwiſſ. II. 8. Auflage. 25 
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dem Handel jchaden, ift unläugbar, bejonderd wenn fie Erwibe- 
rungsmaaßregeln von Seiten frember Staaten hervorrufen. Allein 
ed folgt daraus allerdings noch ‚nicht, daß fie nicht ftattfinden 
bürfen. Es kommt bei biefem menftoße von Intereſſen ledig: 
lich darauf an, auf welcher Seite der größere Vortheil Liegt. Mög: 
licherweiſe kann im einzelnen Falle das Mebergewicht auf Seiten bes 
Handels Tiegen, namentlich in Staaten, welche bauptjächli aus 
Handelzftädten beftehen ober fonft wenige Bedingungen eines groß- 
artigen Gewerbebetriebes befigen. Allein in anderen Fällen mögen 
entgegengejeßte Verhaͤltniſſe eintreten. Erſtens ift nämlich zu be- 
denken, daß wenn und ſoweit überhaupt Schußzölle an der Stelle 
find (ſ. oben, ©.369fg.), bei Einhaltung richtiger Grundſätze der 
Nachtheil nur vorübergehend, der Nuten aber bleibend ift. weiten? 
entfteht anftatt des bisherigen ausländiſchen Handels ein verftärkter 
Tauſch unter den Bürgern, alfo gerade bie wünſchenswertheſte Art 
des Handels.” Dritten? kann, wenigftend theilweiſe, ber bißherige 
Handel mit dem Auslande dadurch erſetzt werben, daß itzt mehr 
Rohftoffe zur Verarbeitung von auswärts bezogen werben ober ſich 
fpäter ein Auzfuhrhandel mit den neuverfertigten Fabrikaten bildet. 
Unter diefen Umftänden Tann denn während der Dauer des Schube 
nur gefordert werben, daß die andermeitigen Mittel zur Förderung 
des Handel® um jo Fräftiger und außgebehnter ergriffen werben, 
um ihn die nicht zu erfparende Beeinträchtigung durch die Zölfe 
feichter verwinden zu laffen ®). 






8) Bon der zahlreichen Literatur über ben mechjelfeitigen Einfluß des Staates 
auf ben Handel und umgekehrt find hauptfächlich folgende Schriften zu bemerten: 
Condillac, Le commerce et le gouvernement, consideres relat. l'un 
à l’autre. I. II. Par., 1785; Vital-Roux, Sur l’influence du gouverne 
ment sur le commerce. I. II. Paris, 1801, (in daß Deutfche überfept von 
Tritſchler, 2te Auflage, Dresden, 1806); Garnier, Du gouvern. considert 
dans ses rapports avec le commerce. Paris, 1804; Meißner, Grundriß 

ber Staatöhandelswifienfchaft. Berlin, 1806; Vincens, Exposition de la 
lögislation commerciale I—III. Paris, 1821; Hopf, Meinungen von be 
Hanbelsfreibeit und dem Probibitiofgftem. Wien, 18238; Murbarb, Bolitil 
des Handels. Gött. 1881 (auch unter dem Titel: Theorie und Politik d. 9., 
2er Bb.); Fränzl, Ueber Zölle, Handelöfreiheit und Handelsvereine. Wien, 
1834; Mac⸗Culloch, Weber Handel und Sanbelsfreiheit, überf. von Gam⸗ 
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Erfter Abſchnitt. 
Freiheit des Handels. 


$.*172. 
1) Im Innern bed Landes, 

Je vortheilhafter für das Volksvermögen ber Handel zwiſchen 
zwei Bürgern ift, (ſ. den voranft. $.,) und je ficherer er die Bes 
dürfnifje der Staatsangehörigen befriedigt, defto gewifler ift ihm 
alle Freiheit zu laſſen. Hierzu ift aber zweierlei erforberlih. — 
Einmal, daß feine ungerechtfertigten perjänlichen Beſchränkungen 
den Betrieb von Hanbelögefchäften erfchweren. Jeder zur ſelbſt⸗ 
ftändigen Vornahme von Rechtsgeſchäften nach dem allgemeinen 
Geſetze befugte Menſch muß auch das Recht haben, Handelsgeſchäͤfte 
zu treiben. Um aber in die Zahl der gewerbmaͤßigen Handelsleute 
einzutreten und damit den etwa beſtehenden Vereinen derſelben an⸗ 
zugehören und unter den beſondern für Kauflente beſtehenden Ge⸗ 
ſetzen zu ſtehen, muß einfache Eintragung in das, in jeder Gemeinde 
anzulegende, Handelsregiſter genüͤgen. — Zweitens aber iſt die Art 
des Geſchäftsbetriebes dem freien Willen ber Betheiligten zu über- 
laſſen. Die Beichränkungen und Einzwängungen in gewiſſe Formen. 
können, wenn auch gut gemeint, nur die natürlichen Verhältniffe 
zwoifchen Angebot und Nachfrage ftören, und jomit die Maſſe und 
ven Bortheil des Austaufches beeinträchtigen. Am ficherften werben 
die Taufchenden ſelbſt für ihren Vortheil zu forgen wiffen, jo wie 
der Kaufmann, ala Vermittler des Tauſches, venjelben zu erleichtern 
und zugleich für fich vortheilhaft zu machen juchen wird. — Hieraus 
folgt denn, daß nachftchende, hauptſächlich aus älterer Zeit herrüh- 
tenbe, Beichränfungen des innern Handel® zu entfernen find: 

1) Abjperrungen der einzelnen Theile bejfelben 
Staates gegen einander, fei es durch wirkliche Verbote fei es 
wenigftens durch Zölle. Durch ſolche Maaßregeln wird ber uatür- 
liche Austaufch gegenfeittgen Weberfluffes verhindert und dem Lande 
bau, den Gewerbenden und dem Handel ein empfindlicher Nachiheil 
bibler. Nürnb., 1884. Außerdem find noch nachzufehen bie betreffenden Abſchnitte 
in ben Syſtemen ber Volkswirthſchaft. 

25 * 
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zugefügt. Ueberdieß wird der Echleihhanbel, durch alle Theile des 
Landes verbreitet, eine Provinz der andern entfremben, eine Menge 
von beläftigenden Weberwachungen und von überflüffigen Beamten 
hervorrufen. Sicherlich Gründe genug zur Abſtellung des Uebels. 
Doch ift zugugeben, daß in Staaten mit jcharf ausgeprägter Pro- 
vinzial-Berfafiung und Gefetgebung ein Gränzzoll zur Nothwendig- 
feit werben kann, wenn entweder eine Ungleichheit in der fonftigen 
Befteuerung bie Producenten der einen Provinz gegenüber von 
denen einer andern in offenbaren Vortheil ftellen und ihnen eine 
erbrüdende Mitwerbung gejtatten würde, oder wenn nur auf biefe 
Weiſe überhaupt eine Provinz zu einer Steuergleichheit herbeige- 
zogen werben Tann. Auch bier find matürlich die Nachteile einer 
Abſperrung einleuchtend und groß; allein fie kann doch das einzige 
Mittel fein zur Herftellung einer Gleichheit der Erwerbsbedingungen 
und der Staatslaften unter den Angehörigen beflelben Staates, mwäh- 
rend der Dauer der unvolllommenen Verfafiunggeinrichtungen. 

2) Monopole für einzelne Handelszweige. Diefelben können 
doppelter Art fein; entweder nämlich ſind ausfchließende Handels: 
. rechte an Unterthanen, Einzelne oder Gefellichaften, verliehen, over 
übt der Staat fie jelbjt au. — Ueber die unbebingte Verwerflichkeit 
von Privatmonopolen Tann eine Meinungsverfchiedenheit nicht be 
ftehen. Sie find, wie in allen Zweigen ber menfchlichen Thätigkeit, 
jo auch beim Handel, ein Unrecht und ein allgemeiner Nachtheil. 
Ein ſolches Monopol vertheuert die Waaren, häufig verfchlechtert 
ed fie, und ſchadet dadurch, jo wie durch die Unbequemlichkeit dei 
Ankaufe dem Abſatze, was wieder einer Seits den, nothwendigen 
oder angenehmen, Gebrauch berjelben vermindert, anderer Seit 
hemmend auf ihre eigene Erzeugung einwirft. Dieß Alles aber zum 
Vortheile nur Einzelner. Daß nur eine alsbaldige und unbebingte 
Aufhebung gefordert werden kann, ift einleuchtend. Glücklicherweiſe 
find fie fehr jelten. — Staat3monopole dagegen haben zwar natür: 
lich diefelben übeln Folgen; allein da ihr Ertrag vielleicht für den 
Staatshaushalt unentbehrlich ſcheint, oder er nur durch anderweitige 
ebenfall3 brüdende Befteurung erjeßt werben Fönnte: fo ift es immer: 
bin eine (hier nicht weiter zu erörternde) Frage ber Finangpolitif, 
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ob und wie weit fie efwa beizubehalten find, nicht ala an fich 
wünſchenswerth, wohl aber als Nothmittel. Sie pflegen Übrigens 
von großer Bedeutung zu fein, indem fie, des zu erzielenven hohen 
Ertrage wegen, den augjchlieflichen Handel von unentbehrlichen 
oder doch weit verbreiteten Genußmitteln betreffen; fo namentlich 
mit Salz, Tabak (in Rußland bis vor kurzer Zeit mit Branntwein). 
3) Die Zunftverfaffung dverKaufleute Eine Zunft 
verfaffung der Handwerker hatte, neben vielfachen Nachtheilen, 
doch den Vortheil der Nöthigung zu Bildungs: Reifen und ber, 
wenigſtens theilweifen, Verhinderung einer Ueberſetzung blos oͤrtli⸗ 
cher Gewerbe; außerdem diente ſie (freilich nicht genuͤgend) in man⸗ 
hen Fällen dazu, dem Publicum den Beweis der nöthigen Kennt⸗ 
niffe und Fertigkeiten eines Arbeiter zu liefern. Deffer unerachtet 
jind allmählig in den meiſten Ländern, und mit Recht, die Hanb- 
werfer:Zünfte aus überwiegenden Rechts- und Bortheild: Gründen 
aufgehoben worden. Um fo mehr. muß dieß denn auch in Betreff 
ver Zunftverfaffung der Kaufleute, wo eine folche befteht, verlangt 
. werden. Die beiden erften zu Gunften von Handwerker⸗Innungen 
‚angeführten Gründe greifen gar nicht Play bei dem Faufmännifchen 
Gewerbe. Die dem jungen Handeldmanne allerdings jehr dienlichen 
Reifen ind Ausland jind nie durch die Zunft vermittelt worden; 
ſchon die in ber Regel befferen wirthichaftlichen VBerhältnifie defjelben 
entfernen die Nothwendigkeit jowohl, ald die Annahme einer folchen 
Unterftügung. Von einer Ueberfeßung des kaufmänniſchen Gefchäftes 
fanır aber für ven thätigen, Fenntnißreichen, fi von dem herkoͤmm⸗ 
lichen Wege entfernenden Kaufmann gar feine Rede fein. Nur ber 
Krämer iſt mit feinem Gefchäfte an die unmittelbare Umgebung ge 
bunden, und auch er nur durch eigene Schuld oder durch eine 
ganz verkehrte Geſetzgebung. Was aber die Meifterrechtöproben 
betrifft, fo iſt nicht abzufehen, in wie ferne das Publicum durch 
den Grad der Einficht eined Kaufmannes berührt fein follte. Eine 
ichlechte Führung feiner Gefchäfte fchadet Tediglich ihm. Ueberdieß 
ift e8 unbillig gegen den gemwerbömäßigen Handelsmann, ihn in 
feiner Laufbahn durch unnöthige Schwierigkeiten zu hindern, da doch 
der Betrieb von Handelsgefchäften niemals auf bie Zünftigen be 
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fchränkt werben kann, vielmehr fehr Häufig PBerfonen aus allen 
Stänven mehr ober weniger zufammenhängende Hanbels = Specula- 
tionen unternehmen, ohne irgend einer Förmlichkeit unterworfen 
zu fein. Es ſcheint fogar Lächerlich, von einem zunftmäßigen Be: 
triebe des Großhandels, ber Wechſel- und Geldgeichäfte u. |. w. 
nur zu reden. — Damit ift jedoch nicht gejagt, daß ed unthunlich 
und unzweckmaäßig fei, den Kaufleuten zur Beſorgung gemeinjchaft- 
licher Angelegenheiten eine Organifation zu geben. Es erfcheint 
vielmehr nur als paßlich, wenn fich bie Kaufleute einer Stabt einen 
georbneten Verein bilden, um entweder in allgemeiner Berfanm- 
ung oder, bei größerer Anzahl, durch eine jelbitgewählte Vertretung 
aus ihrer Mitte gemeinschaftliche Angelegenheiten zu regeln, 3. 2. 
die Feſtſetzung von Börjen= und Makler: Orbnungen, Wahl ber 
Makler, Ernennung von Schiebämännern bei Streitigfeiten unter 
fih uf. f. Mit Nuten wird dann auch die Regierung folche Ver: 
eine und deren Vertreter (Handelskammern) benügen, um über 
Zuftände und SInterefien bed Handels Auskunft zu erhalten, ober 
auch unaufgeforbert Wünfche des Handelsſtandes von denſelben zu 
vernehmen. Es können fogar Gegenjtänbe gejehlich bezeichnet wer: 
ben, in welchen gutachtliche Vernehmungen ven Regierungshandlun- 
gen voranzugeben haben, oder fonft ein Zufammenwirken ftatthaben 
fol, Namentlich mögen da, wo eigene Handelsgerichte beſtehen, bie 
Handelälammern zur Beiegung der Stellen in benjelben benükt 
werben ?). 

4) Beihränkungen ber Einzelnen in der Art 
ihres Handelöbetriebed. — Nicht felten beftehen Borfchriften, 
welche aus angeblichen Gründen bed öffentlichen Wohles einzelne 
Arten des Handels einfchränfen oder ganz unterfagen wollen. Wenn 
nun ſchon allerdings in einigen Fällen Vorſichtsmaaßregeln, na: 
mentlih aus dem Standpunfte der Präventiv-Yuftiz, gerechtfertigt 
ericheinen, jo find doch die gewöhnlich getroffenen Beitimmungen 
in ihrer Allgemeinheit als ungereht und auf Mißverſtändniſſen 
berubend zu verwerfen. Ste betreffen: 


1) S. Rau, Vollksw. Polttil, 2, S 286 fg. 


a) den Haufirhandel, d. h. diejenige Form des Handels, 
bei welcher der Händler die Käufer nicht in einem feſten Laden 
erwartet, ſondern feine Waaren in den Häufern oder auf den 
Straßen anträgt ?). Diefe Art des Waarenvertriebes ift vielfach, 
jelbft noch in neuefter Zeit ®), Beſchränkungen unterworfen, fei es 
in Betreff der perfönlichen Berechtigung zum Gefchäfte, fei es hin- 
fichtlich der auf diefe Weife verfaufbaren Waaren. Zum größeren 
Theile mit Unrecht. — Ganz unläugbar ftehen dem Haufirhandel 
bedeutende Vortheile zur Seite. Bor Allem fällt die dadurch für 
den Käufer bewirkte Zeit: und aljo Häufig auch Geld-Erſparniß in 
die Augen. Sobann kommt auf dieſe Weiſe viel Neue und Nüß- 
liches jchneller unter dad Voll; manches der Form nach DVeraltete, 
aber an fih noch ganz Brauchbare findet dagegen noch Abſatz. 
Ferner wird eine bedeutende Anzahl von Erzeugniffen herkoͤmmlich 
nur auf diefe Weife verkauft, fomit ihre DVerfertigung am 
ficherften dadurch erhalten. Schnell verberbliche Waaren finden am 
ficherften auf dieſe Weile Verwendung. Endlich nährt fich eine 
Anzahl von Menſchen durch dieſes nüsliche Gejchäft ehrlich. Auf 
der andern Seite wollen freilich auch wirthichaftliche, fittliche und 
rechtliche Gründe gegen den Haufichandel geltend gemacht werben. 
In erfterer Beziehung nämlich wird eine größere Unzuverlaͤſſigkeit 
der Waaren, eine häufige Verlodung zum Ankaufe von Leber: 
flüffigem, eine Verringerung des Marktbeſuches, endlich der Nach⸗ 
theil des feßhaften Kaufmanned und bamit eine Verminderung ber 
Gewerbeftener behaupte. Aus dem Standpunkte ber Sittlichkeit 
wird namentlich gegen das Umberziehen von Weibern geiprochen; 


2) Nur theilweife kann dem Haufirhanbel bie in neuerer Zelt zuweilen vor⸗ 
fommende Art von Handelsgeſchäften zugerechnet werben, welche darin befteßt, 
daß Kaufleute außerhalb ihres Wohnortes zwar nur vorübergehend aber in ges 
ſchloſſenen Laden ihre Waaren (gewöhnlich von Einer Art, z. B. Kleidungsftilde) 
feilbieten. Weber ber eigenthlümliche Nutzen bes eigentlichen Hauſirhandels noch 
die von ihm befürchtete Nachteile treten hier ein; es iſt eigentlich ein Meß: 
bandel außer der Meßzeit. Daß bie Mitwerbimg ben einheimifchen Kaufleuten 
unangenehm fein mag, ift begreiflich, aber weder rechtlich noch volkswirthſchaftlich 
weiter zu beachten. ‘Mit Recht kann nur eine gleiche Beſteuerung ſolcher wan⸗ 
bernber Magazine verlangt werben. 

3. So 3. B. noch im 3. 1862 im Königreich Sachen. 
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aus dem ber Nechtöficherheit und ber Gefunbheitäpolizei wird aus⸗ 
geſetzt, daß der Haufirer Teicht giftige oder fonft jchäbliche Stoffe 
verkaufen koͤnne; daß eingefchwärzte Waaren durch ihn Abjak 
finden; daß er, durch feine herumziehende Lebensart mit ber: 
renlofem Geſindel befannt und durch jchlechten Erwerb veran: 
laßt, geftohlene Waaren vertrödlen könne; endlich daß unter feiner 
Maske der eigentliche Jauner fich Teicht verftede. ine unbefangene 
Prüfung zeigt nun aber, daß dieſe angeblichen Nachtheile nur fehr 
theilweife eine Beachtung verbienen. Auf die wirthfchaftlichen Bean: 
ftandbungen ift in ber That gar Fein Gewicht zu legen, indem fie 
theild ganz unrichtig, theils höchſt übertrieben find, theils ihre Be- 
rücdfichtigung die Nechte des Staates überjchreiten würde. Gie 
ftammen lediglich aus dem Wibermillen der ſeßhaften Kaufleute 
gegen die unmillfommene Mitwerbung, welcher nur dann bered;: 
tigt wäre, wenn der Hauflrer in der Beſteuerung eines Vorzuges 
genöße, wovon aber gar feine Rede ift. Etwas ander? verhält es 
fih mit dem ſittlichen und rechtlichen Bedenken. Hier liegen aller- 
dings Gefahren vor; boch find auch fte weber fo bedeutend noch 
ſo unabwendbar, daß lediglich durch ein Verbot oder eine biefen 
faft gleichkommende Beſchraͤnkung des an fich nicht unrechtlichen und 
vielfach nüblichen Gewerbes geholfen werben koͤnnte. Vielmehr 
jcheinen nachjtehende Maaßregeln völlig außzureihen: Hauſirhandel 
kann nur auf Grund einer befonderen Erlaubniß ber Polizeibehörde 
bes Wohnortes .und nad Ertheilung eine (entfprechend befteuerten) 
Patentes betrieben, die Erlaubniß aber darf nur wohlbeleumunbeten 
Männern und älteren rauen gegeben werben. Dem Haufirer ift 
der Handel mit Giften, Arzneien, Waffen, Silber und Gold, gei- 
ftigen Getränken unbedingt unterjagt; will er ſelbſt feinen Nertrich 
auf beftimmte einzelne Waarengattungen bejchränfen, jo wird Patent 
und Beſteuerung hiernach bemefjen. Auf Erfordern hat er fid 
binfichtlich der Zollpflichtigkeit feiner Waaren auszuweiſen, worüber 
namentlih im Zollgränggebiete bejondere Vorjchriften erlaffen werden 
mögen. Durch zeitweile Erneuerung ber Patente, häufige Unter 
ſuchungen von Seiten der Behörden und felbit der niedern Pe 
lizeimannſchaft wird die Beobachtung diefer Vorjchriften er: 
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mungen; vegelmäßige Wanberbücher aber weiſen bie Aufenthalts- 
orte nach 9). 

b) Troͤdelhandel, d. 5. Handel mit gebrauchten Gegen: 
fänden. Dem Anfcheine nach unbedeutend iſt derfelbe von hoher 
Wichtigkeit, indem er ber ärmeren Klaſſe die Befriedigung manchen 
Bebürfnifjed möglich macht, überbieß den Tintergang vieler noch 
brauchbarer Gegenftänbe verhindert. Die Furcht vor Verheimlichung 
geftohlener Sachen und der Wunfch, nicht allzu viele Menſchen fich 
einem vermeintlich unproductiven Gefchäfte ergeben zu fehen, hat 
nicht jelten bebeutende Beſchraͤnkungen dieſes Gewerbes herbeigeführt. 
Auch Hier dürften nur Ueberwachungs⸗Maaßregeln nothwendig und 
erlaubt fein, deren wefentlichfte darin zu beftehen hat, daß Anlauf 
und Verkauf jedes Stückes in ein Negifter eingetragen werben muß, 
um DiebShehlerei zu verhindern und Diebftählen auf die Spur zu 
kommen °). 

c) Krambandel. Um dem Bepürfniffe folcher Dertlichkeiten, 
im welchen fich fein zünftiger Kleinhändler niedergelafien hatte, zu 
mifprechen, wurde durch Negierungds&rlaubnig wohl auch einem 
Unzünftigen ein Kramhandel geftattet, d. 5. der Verkauf einzelner 
beftimmier Gegenftände; der Handel mit ben übrigen Waarengat⸗ 
ungen bagegen blieb ihm unterjagt %), Dieſe letztere Beichränkung 


— — 





4) Weber den Haufirhandel ſ. Ulmenſtein und Rau, in Rau’s Archiv, 
Bd. I, ©. 207 fg. Mildere Anfigten hat Rau fpäter aufgeftellt in ber Volks: 
virthfchafts: Politik, bie Aufl., 2, &. 311 fg. Ganz gegen denſelben fpricht fich 
ms: Hoffmann, Berechtigung zum Gewerbebetriebe, &. 241 fg. 

5) Sinzelne Geſetzgebungen, jo 3. ®. bie württembergifche, haben fich befon- 
erö bemüht, den Juden den Haufir⸗ und ben Xröbelshanbel zu erſchweren. 
Die Abfiht babel ift, dieſes Volt zu einer fißenben Lebensart und ben orbent- 
ichen Gewerben zu nötbigen, baß ed auß feiner Abfonderung hervortrete und 
einen fittlihen Zuftand verbefiere. Das Schachern wirb als Zeichen und Grund 
er befonberen jübifchen Verdorbenheit betrachte. Ob bdiefe höheren ftaatlichen 
Rüdfihten Maaßregeln rechtfertigten, welche auf bem blofen Stanbpuncte ber 
dewerbe⸗Polizei als unzuläffig erſcheinen, mag hier ununterfucht bleiben; ber 
daupteinwand gegen biefelben war ihre Unwirkſamkeit. Mit ber immer weiter 
ım ſich greifenden vollftändigen Emancipation der Juben hören ſolche Sonder⸗ 
geſetze ohnebem duf. | 

6) So z. B. in Württembera vor ber neueften Einführung ber Gewerbe: 
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war nun aber eine völlig zmwechwibrige und ſelbſt unvernünftige 
Maakregel. Entweder erforderte nämlich das örtliche Bedürfniß 
auch noch ein Lager von weiteren Waaren; weßhalb dann das 
Verbot, welches zunächit dem Käufer läftig und verberblich war? 
Oder das Bebürfnig war gar nicht vorhanden; dann mußte der 
eigene Vortheil des Krämers ihn von jelbft abhalten, unverkaäufliche 
Waaren zu führen. Die ganze Einrichtung ift natürlich unvereinbar 
mit Gewerbefreiheit und Befeitigung der Zünftigleit der Kaufleute. 


$. 173, 
2) Im Verlehre mit bem Auslande. 


Daß für den mit fremben Völkern verfehrenden Kaufmann ber 
erwünfchtefte Zuftand derjenige ift, welcher ihm geftattet, ohne alle 
Hinbernifje von. Seiten ded Staateß da einzulaufen, wo feine Bor: 
raͤthe einen günftigen Abfab haben werben, aus dem Lande ass, 
in daſſelbe einzuführen, was er vortheilhaft findet: dieß bedarf 
keines Beweiſes. Jede Staatseinrichtung, welche ihn hindert, etwas 
zu thun, was er fonft geihan hätte, oder nöthigt, etwas zu unter 
nehmen, was er fonft unterlaffen hätte, ſchadet ihm, indem fie bie 
richtige Berechnung ftört oder Koſten verurſacht. Es mag fein, 
daß folche Staatsmaaßregeln aus anderweitigen Gründen nothwendig 
und daß fie fogar in anderen Beziehungen nützlich find: allein 
Beförberungsmittel des Handel find fie wenigſtens nicht. Jeder 
Verſuch, den Handel im Allgemeinen durch Maaßregeln, welche ihn 
im Einzelnen befchränten, fördern zu wollen, iſt ein Wiberfinn 
Freiheit auch des Äußeren Handels ift fomit bie richtigfte Politik 
ſoweit e3 fi) vom Verkehre handelt; und die vielfachen Lünftlichen 
Anftalten, durch welche man feine Blüthe zu fördern gedachte, fint 
ganz zu vermwerfen, oder wenigftend ſehr zu mobificiren. 

Die nachitehenden haben in früherer Seit eines befonberen 
Ruhmes und Vertrauen? genofjen; allein durch eine richtigert 
Theorie und eine rveichere Erfahrung ift ihre Nichtigkeit überzeugend 
nachgewieſen worben: 

1) Die privilegirten Handelsgeſellſchaften, welden 
beftimmte Theile des Handel? zur ausſchließlichen Benützung unkr 
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wiffen vom Staate vorgefchriebenen Bedingungen, überlaffen 
erden. Ihrer find wieder zwei Arten: die Actien-Geſell— 
haften, welde Eine moralifche PBerfon bilden, mit dem zu⸗ 
mmengefchoffenen Fonds ihren Handel betreiben, ven Gewinn aber 
3 Dividende auf bie einzelnen Aktien vertheilen; und bie regu- 
rten Geſellſchaften, deren Mitgliever den ihnen überlaſſenen 
andelszweig einzeln betreiben, jedoch unter Befolgung gewiſſer 
rgeichriebener Regeln. Durch folche monopoliftiiche Geſellſchaften 
ird num aber nicht nur dag Recht und ber Vortheil des Handels⸗ 
indes im Allgemeinen verlegt; fondern ihre Einrichtung iſt noch 
it bejonderen volkswirthſchaftlichen Nachtheilen verbunden. — Bei 
n ctiengefellfehaften liegt der Hauptnachtheil darin, daß die Ge- 
‚äfte von den Bedienten derſelben mit eben jo viel Nachläffigkeit 
3 Verſchwendung betrieben werden, wodurch, troß aller monopoli- 
[cher Steigerung der Preife, Zerrüttung des Gefellichaftävermöd- 
nd, im beiten Falle eine beveutende Schmälerung des Gewinnch 
rbeigeführt wird. Die Erfahrung beweist, daß die zur Recht 
rtigung biefer Gefellfchaften angeführten Gründe, nämlich die Notbe 
enbigfeit eines Schußes und Anſehens in fremden, namentlich 
rbarifchen, Ländern und die Unmöglichleit, gewagte neue Handels⸗ 
iternehmungen Einzelnen zu überlaffen, durchaus unrichtig find. 
mer Schub wird, wo er nöthig ift, durch den Staat unmittelbar 
n Beiten geleiftet; dieſe Unmöglichkeit befteht aber nicht nur nicht, 
ndern der jparjamere und thätigere einzelne Kaufmann macht ba 
ch gute Gefchäfte, wo bie Gefellichaft ihren Untergang findet. 
t die Anlegung von Kolonieen in fremden Weltgegenven rathſam, 
fann und fol der Staat felbft diefelbe ala eine politifche Maaß⸗ 
zel bejorgen, nicht aber fie einer in felbftifchem Intereſſe und auf 
ſchränktem Standpunkte verfahrenden Handelögefellichaft überlafjen. 
- Den vegulirten Gejellfchaften fteht nicht einmal das gemein- 
aftlich zufammengefchoffene große Kapital zur Seite, da Seber auf 
ne Gefahr allein handelt. Bei ihnen tft alfo Iebiglich ein Mo— 
pol, ohne irgend einen, auch nur angeblichen, nüßlichen Zweck *). 


1) Rein Satz in ber politifchen Oekonomie iſt beffer beiwiefen und auch ſchla⸗ 
ıber durch Beifpiele belegt, als bie Schäblichteit ber privilegirten Hanbelßgefell« 
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Als völlig gerechtfertigt erjcheint fomit die Forberung, daß nicht 
nur neue Gefellfchaften mit ausſchließenden Handelsrechten nicht 
geftiftet werden follen, fondern daß auch die Auflöfung der ſchon 
beſtehenden möglichft bald herbeizuführen ift. 

2) Ausfuhr- und Einfuhr-Prämien. Durch eritere 
fol dem tnländifchen Kaufmanne möglich gemacht werben, eine un 
günftige fremde Mitwerbung auf dem Weltmarkte zu beftehen; 
letztere jollen Waaren berbeiziehen, welche Im Lande nicht hinreichend 
erzeugt werben, obgleich fie Bebürfniß find. Daß bebeutende Aus: 
fuhr: Prämien den Handel fteigern Können, unterliegt feinem Zwei⸗ 
fel; allein dieſe Begünftigung wird durch ein vom ganzen Volle 
gebrachtes Opfer, welches zunächit dem fremben Käufer zu Gute 
kommt, erfauft; und wenn auch etwa bie einheimtfche Gewerbe: 
thätigkeit durch einen folchen ftärferen Abzug von Waaren gefteigert 
wird, jo gejchieht es durch das faljche Mittel, einen Theil der Er: 
zeugungskoſten aus der Staatskaſſe zu bezahlen. Beibes tft nun 
aber jchädlih und ungerecht. Die Einfuhr - Prämien aber find 
(audgenommen etwa bei Früchten im alle einer Hungersnoth, ſ. 
oben Bd. I, $. 51, S. 344,) im höchften Grabe überflüffig, weil 
dad Bedürfniß jedenfall® befriedigt und aljo ber Handel befchäftigt 
worden wäre. 

3) Monopole, weldhe Einzelnen verliehen werden. Wie 
überall, jo ift auch im Außern Handel ein Monopol fowoHl ein 
Unrecht ala ein Nachteil, und feine gewifjenhafte und aufgeflärte 
Regierung wird - fie dulden ober gar neu einführen 2). — Enblid 


IHaften. Seit 4. Smit h's vortrefflicher Auseinanberfegung (Bb. IV, ©. 18) 
ift nicht? weientlih Neues Über ben Gegenſtand gefagt, noch auch wohl zu fagen. 
Reiche gefchichtliche Nachweifungen f. bei Rau, Volkswirihſch. Pol., dte Aufl., 
2, ©. 291 fg. 

2) Nichts anderes als ein Monopol find die Licenzen, durch welche aus: 
nahmsweiſe ein im Allgemeinen verbotener Handelszweig einem Einzelnen geftattet 
wird. Jede Licenz ift eine um fo größere Verletzung der einheimifchen Bewerben: 
ben, als diefe die Wirkungen berfelben nicht in Berechnung nehmen Fönten bei 
ber Ungewißbeit der Zahl und Bröße folder Ausnahms-Erlaubniſſe. Ob fie ber 
Staatskaſſe einen Ertrag gewähren; ob fie an ben Meiftbietenden verfteigert wer: 
ben, und Seber aljo Antheil nehmen kann: ift völlig gleihgültig.- Der Schaden 
und das Unrecht Liegt in ber grunbfahlofen Ausnahme von einer allgemeinen 
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4) Schifffahrts-Acten, durch welche ber Zwiſchenhandel 
der fremden verhindert und ben eigenen Schiffen Befchäftigung er- 
zwungen werben fol. Der Zweck einer vermehrten Schifffahrt, 
und ſomit auch einer Pflanzichule für die Kriegsmarine, wirb zwar 
erreicht; auch hat die Abhaltung Fremder und die Beſorgung der 
Fracht für fie Leinen ſehr bedeutenden Schaden gegenüber von 
ſchwachen Staaten, welche ſich die Mißhandlung gefallen laffen: 
alfein wenn diefe Maaßregeln zurüdgegeben werben, (wie es früher 
oder Tpäter gejchehen Tann) jo haben fie bie nothwendige Folge 
doppelter Frachtloften, und find dann für den Handel Höchit 
ſchadlich °). 

Nicht zu verwechſeln mit ben bisher getabelten Regierungs⸗ 
Maafregeln find dagegen natürlich diejenigen, welche bezweden, ein 
bisher beftandened® Hinderniß bed Handeld mit dem Auslande 
aufzuheben. Solche find ein wahres Förderungsmittel, und daher 
aus allen Kräften zu erftreben. Die wichtigften Schritte dieſer Art 
find aber: 

a) Handel3-Berträge mit fremden Staaten. Es giebt 
allerdings auch Verträge dieſer Art, welche feine Billigung vers 
bienen, weil fie wenigſtens auf die Dauer Nachtheile bringen. Hierher 
gehören denn namentlich folche Webereinkünfte, welche für dad Ver⸗ 
mögen des einen der Vertragenden baburch zerftörend wirken, daß 
fie 3. 2. bei wichtigen Waaren Monopole zum Vortheile der Fremden 
berftellen oder die Einheimifchen rechtlich oder thatfächlich von dem 
Verkaufe ihrer Erzeugniffe ausschließen, während fie bie dieffeitigen 
zu kaufen genöthigt werben, n. ſ. f. Solche Verträge möchten auf 
den erjten Blick nicht nur nicht als Nachtheil, fondern als der 
höchſte Sieg glüclicher Unterhandlungsfunft und als eine Duelle 
von Reichthum für den bevorzugten Staat erjcheinen, wie fie auch 
in der That lange dafür erachtet worden find. Auch ift nicht zu 


Regel, auf beren Einhaltung ber gewerbefleißige Bürger rechnete. Zum Theile 
anderer Meinung it Tollenare, Essai sur les entraves du commerce, 
©. 278 fg. 
8) ©. hierüber ſchon A. Smith, Bd. TU, ©. 138 fg. (ber Basler Aus: 
gabe); namentlich aber Lok, Vollöwirtbichafts-Lehre, Bd. II, S. 244 fg. 
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läugnen, daß anfänglich großer Gewinn ſich ergeben mag. 
Allein eben fo gewiß ift, daß bie durch einen folchen Nömenvertrag 
herbeigeführte Verarmung des vernadhfheiligten Staates ben an⸗ 
fänglihen Vortheil bald wieder ſehr fchmälert und am Ende ben 
noch übrig bleibenden Verkehr jo herunterbrüdt, daß der Vortheil 
einer tft, ald wenn bad durch billige Behandlung in feinem Ber: 
mögen geförderte Volt zwar nie fo theuer, aber befto mehr und 
fortwährend gefauft hätte *). | 

Anderd aber verhält es fich mit Verträgen, burch welche bis- 
herige Hinderniſſe gegenfeitig megger&umt, aljo namentlich Zölle ober 
anbere Abgaben aufgehoben ober gemindert, Verbote zurückgenommen 
werben. Solche Verträge ftellen die natürlichen Verhältniffe des 
Taufches wieder her, und tragen dadurch zum Vortheile beider Theile 
bei. Ihre möglichfte Ausbreitung ift daher immer zu wänfchen °); 


4), S. A. Smith, Bb. II, ©. 72 fg; Sismondi, Rich. commer- 
ciale, ®b. IL, ©. 378; Derfelbe, Nouv. principes, ®b. I, ©. 389; Loß, 
Staatöwirthich., Bd. II, S. 247 fg.; Say, Vollſt. Handbuch. Stuttg., überf., 
8b. III, S. 398 fg. Ueber den berühmten Vertrag Methuen's ſ. namentlich Büſch, 
Geldumlauf, Bd. II, ©. 250 fg. 

5) Es ift zwar auch ſchon, und zwar von fehr beachtenswerther Seite, (ſiehe 
den Bericht der volkswirthſchaftlichen Commiiffion der württembergiſchen Kammer 
der Abgeorbnieten über ben breußifch = franzdfifchen Handelsvertrag. Stuttgart, 
1863, 4) bie Theorie aufgeftellt worben, baß ein Abſchluß von Handelsverträgen 
zum Behufe gegenfeitiger Zollermäßigungen unter ben europäifchen Culturſtaaten 
niemals räthlich fei, vielmehr jeder diefer Staaten durch ein ganz felbftftändiges 
und lediglich nach feinen Verhältniffen berechnete Zollſyſtem feine eigene Indu⸗ 
firte zu ſchützen und in dieſem Schuße für fih felbft und für ben Antbeil an ben 
Welthandel groß zu ziehen habe. Unter fich feien biefe Staaten nur Mitwerber, 
von welchen bei erleichtertem Verfehre der Vorgefchrittenere den Schwächeren aus: 
beute. Gegen biefe. Anficht laſſen ſich jedoch mehrere, wie es ſcheint durchſchlagende, 
Einwendungen erheben. — Zunächſt ift dabei bie internationale Theilung ber 
Arbeit ganz außer Acht gelafien. Wenn unzweifelhaft bei gehöriger Verkehrsfrei⸗ 
heit bie verſchiedenen natürlichen und gefhichtlihen Zuftände der europäifchen Län- 
ber auch eine DVerfchiebenheit der in jedem berfelben mit Vortheil zu betreibenden 
Gewerbezweige hervorrufen müffen: fo ift es boppelter Schaden, wenn durch Ab: 
fperrung gegen einander jedes Land veranlagt und ſogar genöthigt wird, jede Art 
von Bebürfnifien felbft zu erzeugen. Theild nämlich wird jo gegen die Natin 
der Dinge eine Anzahl von Gegenftänden theurer, oder fchlechter , ober beibes zu 
gleicher Zeit, erzeugt, was dann bie befannten allgemeinen folgen für die Land: 
wirthſchaft hat; theild aber Finnen bie naturgemäßen Inbuftrieem ihr Abſatzgebiet 
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und je weiter bie Bejeitigung bißheriger Schranfen geht, vefto nuͤtz⸗ 
licher ift fie. Derfelben find übrigens zwei verſchiedene Arten. 
Dei der einen, weitaus gemwöhnlicheren, Gattung bleibt die 
Selbitftändigkeit und bie eigene Verwaltung ber Vertragenden ganz 
unverändert und fie jagen fich blos Erleichterungen im gegenfeitigen 
Berfehre zu. Hier koͤnnen denn ſelbſtredend bie Gegenftände der 
Verabredung enge ober weit gegriffen, die Zugeftänbniffe gegenfeitig 
oder nur von der einen Seite verwilligt fein. Sie mögen auf be 
fiimmte Zeit oder bis zu einer, näher zu regelnden, Wieberauffün- 
digung gejchlofien werben, ferner zwilchen Staaten, welche einen 
größeren ober geringeren Verkehr mit einander haben ®). Die 


nicht ausdehnen. Dieß Alles fällt nun aber um fo mehr ind Gewicht, als es 
nebenbei unzweifelhaft ein Irrthum ift zu glauben, daß foldhe Länder, welche durch 
ihre Verhältniffe vorzugsweife auf die Anfertigung feinerer Waaren angemiefen 
ſeien, bei einer Verkehrsfreiheit einen entſchiedenen Bortheil vor hen naturgemäß 
auf gröbere Gegenſtände angewielenen baben; benn wenn auch in jenen Artikeln 
mehr lohnende Arbeit enthalten iſt, jo ift bagegen ihr Abſatz viel bejchränfter, 
und es läßt ſich leicht nacdhweifen, baß die maflenhafte Verfertigung von Gegen: 
ftänben für ben allgemeinen Gebrauch nicht nur im Endergebniſſe eben fo lohnend 
fein kann und wird, jonbern daß fie für die Hilfägewerbe und die Schaffung von 
Robftoffen fogar weit vortheilhafter ift. Nicht auf die durch künſtliche Mittel be⸗ 
wirkte Sertigung aller und jeder Bebürfniffe, fondern vielmehr auf die Förderung 
ber ben Verhältniſſen angemeſſenſten Gewerbearten ift baher in jedem Lande bin: 
zuarbeiten, Thatkraft und Regierungsunterftütung (wo ſolche nöthig iſt) zu ver 
wenden. — Sodann aber ift wohl zu bebenfen, baß die auf foldhe Weile abge: 
ſchloſſenen Induſtrieen im großen Welthandel doch jeden alles in ganz freie 
Mitwerbung mit einander treten. Wenn nun eine berjelben durch die Fünftliche 
Hindrängung auf ein an und für fi nicht zufagenbes Feld fchlechtere oder 
tbeurere Waaren liefert, oder wenn fie überhaupt in Folge der von ihr abgehals 
tmen fremden Mitwerbung zurüdgeblieben ift: fo wird fie natürlih von ben 
Borgefchritteneren verdrängt, und es ift an einen Abſatz, fomit an einen Gin: 
tauſch der tropifchen Erzeugniſſe nicht zu denken. Das Ergebniß ber grundfäß- 
lichen Abfperrung ift alfo Berfümmerung des inneren Verbrauches und Gefahr für 
den Auferen Abſatz zu gleicher Zeit. — Daß eine Deffnung ber Zollichranten 
bebeutende Störungen in ben gewohnten Zuſtänden veranlaflen wirb, iſt unzweifel⸗ 
baft; daß eine folche nicht in jebem Stabium der Gewerbeentwidlung und gegen- 
über von jebem Dritten gefchehen Tann, mag auch zugegeben werben: allein bie 
Magßregel ift nicht nur Feine grundſätzlich falfche, fondern im Gegentheile eine 
wo immer möglich zu erftrebende. 

6) Solcher Verträge find fhon unzählige abgefchloffen worden, freilich mit 
ſehr verfchiebenem Erfolge je nach dem thatfächlichen Umfange des Verkehrs zwi⸗ 
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fachlichen Beftimmungen Hängen natürli von den Verhältniſſen 
bed einzelnen Falles ab, namentlich von den bisher beftanbenen 
Hemmungen bed Handels; doch gelten für alle Verträge biefer Art 
nachſtehende Grunbfäte Einmal, daß allerdings der Staat bei 
dem Abſchluß eine folchen Uebereinkommens nur feinen eigenen 
Vortheil im Auge hat und haben foll, er aber eben deßhalb auch 
bei dem andern Theile diejelbe Abſicht vorausfegen und ihr Rechnung 
tragen muß. Es ift fomit unverftändig, nur einfeitig Nutzen ziehen 
zu wollen, fondern man muß darauf gefaßt fein, dem Gegner eben: 
falls Einräumungen zu machen, und zwar wohl auch folche, welche 
an und für fich diefjeit? nicht wünjchenswerth find. Die Trage 
kann nur die fein, ob der Vertrag im Großen und Ganzen einen 
beträchtlichen Ueberſchuß von Vortheilen dieſſeits gewährt. Bei 
biefer Berechnung find aber die von und zu erlangenden Cinräu 
. mungen nach ihrem pofitiven Werthe für ung, und nicht etwa nah 


dem größeren oder kleineren Opfer, welche der Gegner dabei bringt, | 


zu berechnen ; jo wie umgelehrt bie von uns verlangten Zugeftänd: 
niffe nach dem, was fie und poſitiv Eoften, nicht nach der Größe 
ihres Nutzens für ben fremden Staat in Anfchlag gebracht werben 


müfjen. Die legtere Erwägung bat nur in fo ferne Werth‘, ad 


die Größe des dem Gegner zufallenden Vortheiled, Hug geltend ge: 
macht, zur Erlangung weiterer Einräumungen benüßt werben mag. 

Zweiten? verlangt die allerding® zwiſchen zwei unabhängigen Stan 
ten aufrecht zu erhaltende Gleichheit nicht, daß In allen Punkten gerade 
biefelben fachlichen Beftimmungen, 3.8. Zollanfäge, für beide Eeiten 
fejtgeftellt werden. Je nach den Erzeugniß: und Bebürfitißverhält 
niſſen ober bei einem bejonderen Schutzbedürfniſſe mögen auch ver: 
ſchiedene Anſätze oder ſonſtige Beltimmungen für beide Staaten 


ſchen den Abfchliegenden, und je nad ber Sachkenntniß und ber Klugheit, mit 
welcher die Unterhändler die Bebürfniffe und die Stärke und Schwäche der wirt): 





ſchaftlichen Zuftände ihres Landes zu benügen wußten. Bon bem thatjächligen 1. 
Erfolge hängt denn natürlich auch die Dauer folder Verträge vorzugsweife ab. . 
Eine kaum überfehbare Menge von Hanbelsverträgen enthalten 3. B. die binde |' 
reihen Sammlungen von Hertslet, (Collection of treaties rel. to com- . 
merce,) ber von England, und von Hauterive und de Cussy, (Reweil |" 


des trait“s de commerce,) ber von Frankreich abgefchlofienen Webereinkünfte 


| 
| 
| 
| 
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verabrebet werben. Gerade darin liegt ja der Nuben jolcher Ver: 
träge, daß jebem ber beiten Staaten bie Möglichkeit verichafft wird, 
diejenigen feiner Erzeugniſſe, in welchen feine Stärke liegt, unge: 
binderter auszuführen, und daß auf diefe Weiſe die interrlationale 
Arbeitätheilung zur Wirkfamkeit gelangt 7). Bon felbft verfteht fich 
freilich, daß die zum Schuge wichtiger Zweige ber einheimifchen 
Arbeit zur Zeit noch nothwendigen Maaßregeln, wenigftend in we 
jentlihen Punkten, nicht zum Opfer gebracht werben bürfen, auch 
auf die Gefahr bin, daß dann der Vertrag gar nicht zu Stande 
fommt. Dritten? endlich darf unter keinen Umftänden und feinem 
Gewinne zu liebe die Ehre, die Unabhängigkeit und die Sicherheit 
des Staates preißgegeben werben °). 


7) Allerdingd wird in ber Megel eine vollfändige Gleichmäßigkeit der Be: 
fimmungen möglich fein, weil derjenige ber beiben Vertragenben, welcher durch 
eine Einräumung einem feiner Erzeugniffe big Möglichkeit einer Ausfuhr ver: 
Ihafft hat, Taum etwas bagegen einzuwenden haben kann, wenn fid) bie ander: 
feitige, in biefem Puncte ſchwächere, Induſtrie unter benfelben Bebingungen auf 
feinem Markte verfuhen will. Nicht Schuß hat er ja in diefem Falle verlangt, 
fondern freiere Mitwerbung für fein an fich überlegenes Gewerbe, und biefe cher: 
legenheit wird nicht beeinträchtigt burch bie Einführungsverfuche bes Schwächeren 
unter gleichen Bebingungen. Es mögen aber buch Fälle vorfommen, in welchen 
einer ber Vertragenden eine Verſchiedenheit der beiberfeitigen Feſtſtellungen ver- 
langen muß, 3. B. zur Außgleihung mit anderweitigen, ihm ſchädlichen aber 
durch den Bertrag nicht berührbaren, Preißelementen; und in biefem Falle wäre 
es verkehrt, formelle Gleihftellung zum Ehrenpuncte zu machen und vielleicht da 
Ganze daran zum Scheitern zn bringen. 

8) Es ift erlaubt zu glauben, baß ein guter Theil bes bitteren Streites über 
den preußifch-franzöfifchen Vertrag vom Jahre 1863 erfpart worden wäre, wenn 
man bie oben aufgeftellten Geſichtspuncte mehr im Auge behalten hätte. Nur zu 
oft wurde, vielleicht unbewußt, bavon ausgegangen , baß nur Erwerbungen nicht 
aber auch Einräumungen bei einem Handelsvertrage vorfommen dürfen; wurbe 
in Folge deſſen jeder Vortheil, welcher Frankreich zugufallen ſchien, als ein Raub 
und Berrath an Deutſchland betrachtet, während man anderer Seit bie für 
Deutfchland in Ausficht ftehenden Gewinne nicht in Anſchlag bringen ober fi 
ala von felbftverftiehend betrachten wollte; wurde jede gegenjeitige Verſchiedenheit 
in Zollſätzen ober Behandlungsweife ald eine Schmach bezeichnet. Daß auf biefe 
Weife ein gerechtes und überfichtliches Verſtändniß ber ganzen Maaßregel nicht 
zu erreichen war, liegt auf der Hand; bei manchen der Gegner war bieß freilich 
auch gar nicht die Abficht. — Damit ift denn freilich nicht gefagt, daß nicht viels 
leicht Ausftellungen gegen zu weit gehende Einräumungen und gegen Preis⸗ 
gebungen einzelner für eine freie Mitwerbung noch nicht genugfam erftarkter Ges 

v. Mohl, Polizeiwifl. II. 3. Auflage. 26 
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Eine zweite noch weit tiefer greifende und eigentlich das Ideal 
einer Hanbelöverbindung bildende Gattung von Berträgen find bie: 
jenigen, welche eine völlige Verſchmelzung mehrerer Staaten zu 
Einem Ganzen binfichtlich des Handels und der Gewerbe, folglich 
mit gemeinfchaftlicher Geſetzgebung über dieſe Gegenftände, gemein 
fchaftlichen Abgaben von venfelben, gemeinjchaftlichem erhalten 
zum Auslande und Vertheilung der gemeinschaftlich erhobenen Ab: 
gaben unter die Genoffen nach einem gerechten Maaßftabe, im 
Zweifel nach der Kopfzahl, beabfichtigen ). Natürlich jet ein fol- 
her Verein mancherlei nicht immer noch überall zu findende Um: 
fände vorm. Abgeſehen davon, daß nur unter Staaten, welche 
fih überhaupt auf die Nechtlichkeit und bie Einfiht ihrer Regie: 
rungen gegenfeitig verlaffen können, eine folche Gemeinſchaft venfhar 
it; muß nothwendig einer voraugfichtlich lange dauernden politifchen 
Einigkeit unter den zu verkiindenden Staaten entgegenzufehen fein, 
weil eine wieder eintretende Trennung den größten Nachtheil für 
die itzt wieder auf engere Kreile angewiefenen Gewerbe hätte und 
die Wiedereinführung von Zöllen und VBefchräntungen an jeder 
Landesgränze nach genoffener Freiheit der Bewegung faum erträg- 
lich wäre. Außerdem aber muß entweder eine wejentliche Gleichheit 
der Abgaben, wenigſtens der indirecten, bereit? vorhanden fein ober 


werbezweige mit Recht gemacht werben Tonnten, und baß überhaupt auch umter 
unbetheiligten Sachverftändigen und in gutem Glauben Meinungsverfchiebenkeit 


barüber möglich ift, ob ſchon die Zeit einer Schugverminberung für die beutihe 


Induſtrie eingetreten fei? 

9) Daß ber beutfche Zollverein einer ber großartigften ſtaatlichen Gedanken 
ber neueren Zeit ift, wird von allen Seiten und in allen Ländern ancrkannt. Et 
bat allerdings große Unvollkommenheiten, und namentlich ift feine Verfaffung in 
fo ferne verkehrt und unnatürlih, als Stimmeneinheit ber Genoſſen zu jeder Ber: 
änderung einer Beitimmung nothwendig iſt; allein ber richtige Gedanke ift ge: 
funden und er ift mit Kühnbeit ausgeführt worben. Je ſchwieriger bie Zuftande: 
bringung eines folchen vielfeitigen, tief in die Selbftfländigfeit der Negierungs: 
unb ber fländifchen Rechte eingreifenden Vereine war, und je bebenflicher die 
ohne alle Vorgänge daſtehende Maaßregel auch einem Fräftigen Willen und Pe: 
ftande Teicht erfcheinen konnte: deſto größer ift der Ruhm Deutfchlands, dieſes 
Beiſpiel gegeben zu haben. Der Verein ift eine Bereicherung nicht nur des fe 
bens, fondern auch der Wiſſenſchaft. Eine überfichtliche Gefchichte und zahlreiche 
Literatur Über denfelben f. bei Rau, a. a. O., ©. 321 fg. 
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eine Geneigtheit unter den Vereinzftanten bejtehen, eine gemein- 
Ichaftliche Geſetzgebung auch in diefem Punkte einzuführen. Ferner 
find Handels- und Zollvereine dadurch bedingt, daß bie vertragenven 
Staaten auf einer nicht jehr verjchievenen Stufe des Verbrauches 
fremder Waaren jtehen, weil fonft die Vertheilung des Zollertrages 
große Schwicrigfeiten hätte, da eine Vertheilung "nach der Lopfzahl 
ungerecht gegen die mehr Verbrauchenden, ein verſchiedener Berech⸗ 
nungsmaaßſtab ſchwer zu finden ware und leicht zu großen Be⸗ 
ſchwerden Veranlaſſung gäbe. Endlich und hauptſächlich iſt es 
nothwendig, daß die bereits beſtehende Gewerbethätigkeit der zu 
einem ſolchen Vereine geneigten Staaten entweder bereits gleichartig 
ift, mindeſtens bie Bedingungen einer gleichmäßigen Entwidlung 
hat, oder daß fich diejenigen, beren Induſtrie gegen andere Bei- 
tretende zurüd ift, vor ben Opfern einer ſchweren Kriſis nicht 
ſcheuen. Es ift nämlich einleuchtend, daß nach dem Wegfallen ber 
beiberfeitigen Zölle die ſchwächere Inbuſtrie, welche nun ploͤtzlich 
der vollen Mitwerbung der weiter vorgeſchrittenen Gewerbegegenden 
des Vereins ausgeſetzt iſt, in vielen Fällen von dieſer erdrückt 
werden wird; und zwar gewiß und rettungslos, wenn es an den 
ſachlichen Grundlagen einer gleich günſtigen Wertherzeugung fehlt, 
alſo namentlich an den Rohſtoffen, an Waſſerkräften oder Brenn— 
ſtoffen, an Hilfsgewerben; höchſt wahrſcheinlich wenigſtens, wenn 
die Kenntniſſe und Erfahrungen, die Kapitalien, der Unternehmungs⸗ 
geiſt geringer ſind. Allerdings würden die Verbrauchenden bei einer 
ſolchen Mitwerbung unmittelbar gewinnen; es iſt auch moͤglich, 
daß ſich eine Entſchädigung aus dem Aufblühen einzelner bisher 
durch ein zu geringes Abſatzgebiet niedergehaltener - Gewerbezmweige 
ergäbe; endlich würden fich wohl, wenn nicht die Grunbbebingungen 
des Gedeihens ganz fehlen, allmählig nene Unternehmungen bilden 
durch eigene Aufraffung oder durch Einwanderung aus dem vor: 
gejchritteneren Gebiete; aber der Schaden des Uebergangszuftandes 
wird immerhin fehr groß fein, vielleicht fo groß, daß man bamit 
bie fonftigen, namentlich erft Ipätern, Vortheile der Vereinigung zu 
erfaufen Bedenken tragen muß. . Namentlich kann ben unmittelbar 
Bebrohten nicht verbacht werben, wenn fie alle Kräfte anftrengen, 
26 * 
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um durch Vereitlung der beabfichtigten Verbindung ihren Untergang 
ferne zu halten ?9%), und es wirb einer großen Feltigfeit von Seiten 
der Negierung und einer tiefen Weberzeugung von der allgemeinen 
Nützlichkeit des Beitrittes bebürfen, um den Widerftanb in ber 
eigenen Bevölkerung gegen die Maaßregel zu überwinden. — Bon 
geringer Bedeutung ift dagegen die Möglichkeit einer Verringerung 
de vor der Vereinigung etwa von Einzelnen bisher erhobenen 
Zollertraged. Die Sache ift ſchon an ſich nur von untergeoronetem 
Intereſſe gegenüber von der volfswirthfchaftlichen. Bedeutung des 
Ganzen; überbieß befteht aber felbft bei fühlbar niedereren Zoͤllen 
des Vereines doch die Wahrfcheinlichfeit fogar für eine Steigerung 
des Neinertrages, theild wegen ber Verminderung der Bermwaltung?: 
foften und des Schleichhandels, theild wegen der allgemeinen Ge 
bung des Wohlſtandes und Verkehres. Auch Tann gar leicht ber 
bei einem Gegenftande zu eyeidende Verluſt durch die Vermehrung 
des Handels in anderen Zweigen ausgeglichen werben. 

b) Einſeitige Herabſetzung der Zölle und ſonſtigen 
Handelsabgaben. Jede auf die Handelswaaren gelegte Abgabe ver⸗ 
theuert ſie und iſt ſomit ein Hinderniß und Nachtheil für den 
Handel. Der Schaden ſteigt, darf man wohl annehmen, in geo— 
metriſcher Zunahme mit der Groͤße der Abgabe. Somit liegt der 
Nutzen einer Verminderung am Tage; und wenn, was freilich das 
Wünſchenswerthere wäre, bie fremden Staaten nicht auch ihrer 
Seit zur Aufhebung der von ihnen angeorpneten hoben Abgaben 
bewogen werben können: fo ift es immer noch beffer, einfeitig bie 
inländifhen auf ein richtiges Maaß berunterzufeßen und dadurch 
wenigſtens einen Theil der Handelsfreiheit berzuftellen, als doppelte 
Teffeln zu laffen. Daß übrigen? der Schuß der einheimifchen Ge: 
werbe, jo weit ein folcher durch Zoͤlle zu bewerfftelligen ift, fo wie 
die finanzielle Einnahme zu beachten ift, bebarf nicht erft der Erinne: 
rung 1). — Am Teichtejten möglich ift eine folche einfeitige Er- 

10) Dieß bat fich 3. B. in Defterreich jebegmal gezeigt, wenn bie Regierung, 
vorzugäweife aus politifchen Gründen, Unterhandlungen über ihren Eintritt in 
ben beutfchen Zollverein eröffnete. 


In Belanntlih hat England in biefer Beziehung ein großartiges Beifpiel 
gegeben. 
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mäßigung ber Zölle beim Zwiſchenhandel und bei blofer MWaaren- 
durchfuhr. In beiden Fällen kann die durch Zoͤlle bewirkte Ver⸗ 
theurung Urſache fein, daß diefe wichtigen und gefahrlog-einträglichen 
Gefchäfte ganz aufgegeben und dem Auslande überlaffen werben 
müffen. Die bei den Rückzoͤllen allerdings gegen Betrug nöthigen 
Ueberwachungs⸗Anſtalten find jeden alles das geringere Uebel. 
Ueber die zu Zollerleichterungen verjchievener Art ſehr dienlichen 
Niederlagen (Entrepot2) |. unten, $. 186. 

c) Beſtellung von Sonfular » Agenten in benjenigen 
fremden Staaten, mit welchen vielfacher Verkehr ftattfindet, na- 
mentlich aber in folchen, deren Geſetze oder jonftige Verhältniffe 
Beeinträchtigungen der biefjeitigen Bürger fürchten laſſen müflen. 
Der von ihnen zu boffende Schub ift um jo mehr zu gewähren, 
als er, in der Regel wenigſtens, mit gar feinem Aufwande verbunden 
ift, und als die Conſuln mit Nutzen auch zu fonftigen für ven 
Staat wichtigen Gefchäften verwendet werben mögen ??). 


Zweiter Abfchuitt. | 
Erleichterung der Verbindung. 


1) Straßen. 
6. 174. 
a) Aandfirafien. 
Eine unerläßliche Bedingung jedes lebhaften Handels ift bie 
teichtigkeit der Verbindung entfernter Orte. Menſchen, Nachrichten 
ınd Güter müffen fchnell, ficher und wohlfeil in ben nothwendigen 
Richtungen fortgefchafft werden können. Jede Anftalt, welche bie 


12) Aus ber zahlreichen Literatur über das Conſulatweſen find namentlich 
ervorzubeben: Borel, De l’origine et des fonctions des Consuls. Petersb., 
807; Warden, On the origin, nature etc. of consular establishments. 
'ar., 1813; Miltitz, Manuel des Consuls. I. II. Lond. et Berl., 1887 fg.; 
‘ussy, Reglemens consulaires des principaux 6tats. Lpz. et Par., 1858; 
ppenheim, Practifches Lehrbuch d. Conſulate aller Länder. Erl., 1854. Von 
en Schriften über beutfches Gonfulatwefen insbefondere verdienen beſonders 
enannt zu werben bie Schriften von Naumann und Piscur Über die öfter 
chifchen, Menſch, König und Quehl über bie preußifchen Beſtimmungen. 
Beitered f. m. in meiner Geſchichte und Literatur ber St. W., Bd. I, ©. 408 fg. 
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Verbindung erleichtert, Ift ein Befoͤrderungsmittel bed Handels und 
ber Gewerbe; denn die Erleichterung der Fracht iſt theils wirkliche 
Verminderung der Erzeugungdfoften, theils wirkt fie wenigftend 
gleich einer folchen. 

Die unentbehrlichfte Anſtalt dieſer Art find gute und nach 
allen wuͤnſchenswerthen Puncten fich verzweigende Landſtraßen. 
Sind fie auch nicht gerabe die wohlfeilfte oder ſchnellſte Verbindungs⸗ 


art (hierüber f. die nächften SS): fo find fie dennoch in fo ferne 
bie wächtigfte, als fie überall, wo ein Bebürfniß ift, Hingeführt - 


werben koͤnnen; zu jeber Jahreszeit zu berrkgen find, von Jedem 
gebraucht werben mögen ohne weitere Vorbereitung ober theure und 
feftene Bewegungs⸗Maſchinen. Sm nördlichen Ländern mag bie 
Schlittendbaht während ver Wintermonate ben Dienft guter Straßen 
verfehen; allein fie kann doch nicht den Mangel an guten Land: 
firaßen während der übrigen Jahreszeiten ausgleichen. Zu bemerken 
ift noch, daß ſich das Bedürfniß nicht blos Für den Handeltreibenden 
ausſpricht, ſondern daß ber Aderbau und die Gewerbe biejelben zur 
Beifuhr der Mohftoffe und zur Wegfuhr ber Erzeugniſſe ebenfalls 
nothwendig haben; baf. Me Regierung letchter Verbindungsmittel 
zu Triegerifchen und Verwaltungs-Zwecken bedarf; endlich daß ein 
gebildetes Leben ohne dieſelben nicht möglich iſt. Ihr Zuſtand giebt ein 
richtiges Bild nicht nur von ber Gewerbe- und Handels-Thätigkeit 
eines Landes, ſondern überhaupt von dem wirthſchaftlichen und 
geiſtigen Zuſtande des Volkes und ſeiner Regierung; bei welcher 
Schätzung übrigens nicht blos das Vorhandenſein einzelner Pracht⸗ 
bauten und Eitelkeitsdenkmale, ſondern namentlich auch der Zuſtand 
ber unſcheinbaren Nachbarſchaftswege ind Auge zu faſſen ift 9). 
1) Beſchreibungen von merkwürdigen Straßenbauten verſchiedener Bölfer |. 
in: Bergier, 'Hist. des grands chemins de l’empire romain. Brux., 1728, 
4.; Gautier, Tractat von ber Anlegung und bem Bau der Wege. Lpz., 1759, 
S.1fg.; Dupin, Großbritannieng Handelsmacht. Bd. I, S. 1fg.; (Becquey,) 
Statistique des routes royales de France. Par., 1824, 4. — An folgenden 
Schriften ift (neben dem Technifchen) auch die flantöpolizeifiche Seite bes Strafen: 
" baumefeng abgehambelt: Lüder, Vollſt. Inbegriff aller bei bem Straßenbau ver: 
kommenden Fälle. Frankf., 1779; Wiebeting, Pract. Anleitung zur Aus: 
führung u. |. w. der Landftraßen. Wien, 1804; Schemer!, Ausführlide Ar- 
weifung zur Entwerfung, Erbauung und Erhaltung dauerhafter und bequemer 
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Daß der Staat ſubſidiär verbunden ift, Straßen anzulegen 
und zu erhalten, kann feinem Zweifel unterliegen; und zwar tritt 
biefe Verpflichtung früher und in größerem Umfange ein, als bei 
manchen anderen Einrichtungen zum öffentlichen Nutzen. Auf 
Straßenbau als Privatunternehmen Tann faum gerechnet werben 
bei der großen Kapitalanlage einer, und der nur mäßigen Berzin- 
jung anderer Seit? 9); auch ift fie, da doch immer höhere Benübungd- 
abgaben gefordert werden müflen, jomit ein bebeutender Theil bes 
Nutzens dadurch verfehlt wird, nicht einmal wünſchenswerth. Mebr 
allerdings kann und muß gefchehen von ben Gemeinden und Bezirken 
für die Anlegung von Straßen für ven örilichen Verkehr. Dieſe 
find hinreichend betheiligt bei der Herftellung guter Wege zur Ver⸗ 
bindung der Ortjchaften mit einander, jo wie ber ganzen Gegend 
mit ihren Verkehrsmittelpuncten unb den großen Heerſtraßen, ala 
daß fie nicht dazu willig fein jollten. In der Regel geht auch ber 
Aufwand nicht über ihre Kräfte; doch mag auch hier ſchon aus⸗ 
nahmaweile in ärmeren Gegenben oder bei beſonderer Koftipieligkeit 
ber Anlage oder Unterhaltung ein Beitrag nöthig werden. eben 
Falles aber bleibt dem Staate die Sorge für bie großen und all- 
gemeinen Verbindungswege deßhalb, weil nur von ihm das Straßen 
Net nach Einem großen, die verfchiebenen Bebürfnifje der Geſell⸗ 


Stragen. I—II. Wien, 1807; Ban Alten, Kurze prac. Anleitung zur An⸗ 
legung und Erhaltung ber Kunftftraßen. Berl, 1816; Cordier, Essai sur 
la construction des routes. Lille, 1823; Arnd, Ber Straßen- unb Wege: 
Ban. Darmſt., 1827; Umpfenbadh, Theorie be Neubaues ... der Kunſt⸗ 
firaßen. Berl., 1830; Fick, Die Verwaltung bed Straßen: und Brüdenbaues. 
Raffel, 1881; Baulucci, Der Straßenbau in England. Wien, 1838. 

2) England ift der einzige Staat, in welchem bebeutenbe Straßenzüge von 
Privatunternehmern erbaut worben find. Allein obgleich eine vortrefjliche Geſetz⸗ 
gebung ſolche Unternehmungen erleichtert, (f. Dupin, a. a. DO.) und ein in 
anderen Ländern nicht gelamnter Verkehr auch bie Privatſtraßen belebt: fo find 
doch theilg die Verwaltungen berfelben mit einer großen Schuldenlaft, — im 
Jahre 1838 über 8 Mil. Pd. St. Kapital und über 1 Mil. rüdfändiger 
Zinfen — beſchwert; theild bie Weggelder ein Gegenſtand großer Beſchwerde. 
Sind auch an Beidem zum Theile Jehler ſchuld, welche ſich vermeiden laſſen, fo 
bleibt doch ein anberer Theil als nothwendige Folge bes Privatunternehmens. 
S. Report of the commissioners appointed to inguire into the state of 
public roads. Lond., 1840. 
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haft umfaffenden und nicht durch rein örtliche Nückfichten beein- 
flußten Plane entworfen werben Tann. 

Folgende Gegenſtaͤnde des Straßenbaumelend betreffen nicht 
6108 das Technifche, jondern find nach ftaatZpolizeilichen Grundſätzen 
feſtzuſtellen: 

1) Die allgemeine Richtung (Trace) der Straßenzüge. 
Nicht nur die beiden Endpuncte einer Straße, ſondern auch die von 
ihr zu berührenden wichtigeren Zwiſchenorte find nach allgemeinen 
Rückſichten zu beſtimmen. Es muß alſo dabei auf die Gewerbe 
und Handbelverhältniffe, auf die Verbindung. mit Nachbarftaaten, 
auf militärifche Angriffd- oder Vertheidigungs⸗Puncte, auf die Ver: 
bindung der verfchiebenen wichtigeren Städte unter einander Rückſicht⸗ 
genommen werben. Somohl die Schnelligkeit als die Wohlfeilheit 
ber Verbindung fordert allerdings, daß die allgemeine Richtung 
einer großen Straße ſich der geraden Linie moͤglichſt nähere; allein 
theild die Nothwendigleit, bedeutende Orte, welche etwas feitwärts 
fiegen, zu berühren, tbeil® der Wunfch, große örtliche Schwierig: 
feiten oder ganz unbewohnte Gegenden zu vermeiden, die Straßen 
dem Unterhaltunggmateriale zu nähern, vor Allem diejelben troden 
zu Yegen, nöthigen oft zu Abweichungen °). 

2) Die Wahl der Bauart. Bei der Verfchiebenheit ber 
beiden Hauptarten von Straßenanlagen jowohl hinfichtlich ihrer Güte, 
d. h. ihrer Erleichterung des Verkehres, al? auch in Beziehung auf 

8) Ueber die Rüdfichten bei Beflimmung der allgemeinen Straßenrichtung 
ſ. Schem erl, Anweifung, ®b.I, ©.221fg.; van Alten, Anleitung, ©. 38 fg.; 
Umpfenbad, Theorie ber Kunftftraßen, ©. 39 fg. — Namentlih über bie 
vergleihungsweifen Vortheile und Nachtbeile der Hochftragen und ber Thalftragen 
f. den Letzteren, ©. 48 fg. Die Abbiegung der Straßen wegen Feiner Orte iſt 
höchſt tadelnswerth, theils wegen ber größeren Koften bed Neubaues und ber 
Unterhaltung, theils wegen ber Verlängerung ber Megftreden zum fühlbaren 
Nachtheile bes Verkehres. Solche Orte find mittelft Querſtraßen an das Hauptnetz 
anzufnüpfen. Hinfichtlih der technifchen Ausführung ber polizeilich feflgeftellten 
Trace find nachſtehende bie Hauptregeln: Vermeidung allzuftarfen Gefälles (nie 
über 6" auf die 12füßige Ruthe); Wermeibung unnöthigen Steigend und 
Fallens ber Straße; Xrodenbeit berjelben, namentlich mittelſt füdlicher ober 
öftlicher Lage; Erhebung über bie höchſten Stände benachbarter Gewäſſer; richtige 
Anlegung des Querprofiles, ber Gräben und Durdlaffe u.f.w. ©. Umpfen: 
bach, a. a. O., ©. 57 fg.; Gorbon, Bewegung ohne Thierkraft, S. 277. 
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te Koften der Anlegung und Unterhaltung, ift eine gründliche. 
rwägung ber Eigenfchaften und eine richtige Wahl von Bedeutung. 

a) Gepflaiterte Straßen bieten auf ebenem Boben eine 
iel glattere Fahrbahn und erfordern fomit weniger Zugkraft; fie 
agen, wenn gut gefertigt, bie jchwerften Laften ohne Nachtheil; 
nd bei allem Wetter viel veinlicher; erfordern weniger Steine und 
eit feltener Nachbefferungen: aber ihre erfte Anlage ift, wenn nicht 
3 Material auch für eine Kies-Straße ſehr Hoch zu ftehen kommt, 
ngleich theurer; fchlecht angelegt oder unterhalten Lönnen fie faft 
ınz unwegſam werben; ihre größere Härte und der Mangel an 
eberfraft ermübet Menfchen und Thiere weit mehr als Steinftraßen, 
nd nützt Schiff und Geſchirr ab; anhaltender Gebrauch derſelben 
ird durch das größere Geräufch Höchft beichwerlich *). 

b) Steinwege (theild Steinwege im engern Sinne, theils 
ie3-Straßen) find in allen Bodenverhältniffen anwendbar; von faft 
der Steinart anzulegen; für Schiff und Gefchirr weniger verderb- 
ch; in der Erbauung wohlfeiler 9): dagegen erfordern fie eine 
rößere Zugfraft, und erfüllen ſomit ihre Veftimmung, bie Erleidh- 
rung de Verkehres, weniger °); fie find den Einwirkungen der 





4) Ueber Pflafterungen ſ. Schemerl, Bd. I, S. 191; Umpfenbad, 
.123fg.; Bryan Dunkin, Ueber bie Anlegung ber gepflafterten Fahrbahnen. 
.d. Engl., Gießen, 1825. 

5) Die Koften ber Neubauten von Kunſtſtraßen haben ſich fehr dadurch 
rmindert, baß ist die Verfteinung nicht mehr fo hoch aufgejchüttet wird. ©. 
mpfenbad, a. a. D., ©. 115 fg. Bei ber großen Verſchiedenheit ber drt- 
hen Preife des Materiales, Taglohnes u. ſ. w. läßt ſich übrigens Fein allgemein 
tiger Koftenanfchlag für eine Steinftraße maden. Im Durchſchnitte bürften 
ma 20,000 fl. für die halbe deutfhe Meile anzunehmen fein. 

6) Nachſtehende, aus Umpfenbach, S. 30, genommene, Tabelle zeigt bie 
if ben verfchiedenen Straßenarten anzuwendende Zugfraft. Um einen Wagen, 
Men Räder 4” und beffen Achfen 2° Durchmeſſer haben, und ber mit 80 Gentnern 
laden ift, in einer Stunde 900 Ruthen auf wagrechtem Boben fortzuziehen, 
burf es folgender Nnzahl von Pferden mittleren Schlages (zu 180 Pfund bie 
ferbefraft gerechnet): auf 


Bahnen von glattem Buß: ober Schmiede@ifen . - . - - - /s Pferd 
glatten ebenen Steinplatten -. - > 2 2 2 een nern 2 5, 
vollkommen gut erhaltenem Pflafter von gehauenen Steinn . . 3 " 
gutwunterhaltenen glatt gefahrenen Steinbahnen. Si , 
unebenem BPflafter von gebauenen Steinen -. © . 0 2... 4 „ 
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Witterung jehr ansgefegt und dann unbequem zum Gebrauche; fie 
werden durch ſchweres Fuhrwerk leicht zerftört; erfordern ebenfalls 
ununterbrochene Außbefferungen °). 

Hieraus ergiebt fich denn, daß Steinftraßen bie Regel zu bilden 
haben, dagegen beſonders ſtark befahrene Strecken, namentlich in 
ber Nähe großer Städte oder Verkehrsanftalten, ferner jolche, welche nicht 
wohl trocken gelegt werden Tönnen, mit Pflafter verjehen werden müſſen. 

3) Außer der Herftellung des eigentlichen Straßenkoͤrpers find noch 
manchfache Sicherheit s- und Bequemlichkeits-Anſtalten zu 
treffen, welche den Gebrauch der Straße erleichtern. So nament: 
ih: Bruftmauern, Geländer over Erdaufwürfe an Abhängen, Baum: 
reihen, Wegweijer, Meilenzeiger, Brunnen, Schirmbächer in oͤden Ge: 
genden, wohl hier auch Wirthähäufer, welche ſodann verpachtet werben °). 

4) Sehr bald würden natürlich die Straßen unbrauchbar wer: 
den, wenn fie nicht beftändig in gutem Stande erhalten würden. 
Hierzu iſt aber erforderlich: 

a) das Verbot jeber Benuͤtzungsart, welche den Straßenkörper 
ohne Nothwendigkeit zerftört, jo 3. B. der ſchmalen Rabfelgen °); 
der Radreife mit bervorftehenden Nagelköpfen; der allzufchweren 
Belaftung der Fuhrwerke 29%); zweckwidriger Vorrichtungen zum 
Sperren; blojen Schleifen? von Balken, Steinen u. ſ. w. 


Steinbahnen mit Geleiſeen. 5 Pfet 
anf rauhen, d. h. mit dien Steinen belegten Steinbahnn . . 6 . 
ungebauten Wegen im Sand . » . 2 2 2 2 2... 10—15 , 
besgleihen in naflem Lehmboden.. 15—25 „ 


Aehnliche Zufammenftellungen f. bei Gordon, Fortbewegung ohne Thierfraft, 
S. 276; Arnd, Die materiellen Grundlagen ber Eultur, ©. 133. 

7) Anweifungen über bie zweckmäßigſte Anlegung von Steinwegen enthal: 
ten u. U. bie oben angeführten Werke von Lüber, ©. 862; Schemerl, 
Bd. I, ©. 7219; Umpfenbad, ©. 112fg.; Mac Adam, Bemerfungen 
über dad gegenwärtige Syitem bed Chauſſeebaues. A. d. Engl. Darmft. 1827; 
Juſti, Theorie bes Chauſſeebaues. Hamb. 1828; Fick, Verwaltung bed 
Straßenbaues, ©. 10 fg. (gegen Mac Adam). 

8) ©. Umpfenbad, Theorie, ©. 245 fg. 

9) Weber bie Breite der Radfelgen ſ. Umpfenbad, ©. 28 fg.; Bei: 
fpiele von Gefegen über biefelben bei Rau, Volkswirthſch. Politik, Ste Aufl., 
2, ©. 222, Note h. 

10) Hierin Tiegt eine Haupturſache ber Wegverberbung. &3 ſollten feine 
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b) Die Sorge für alsbaldige Wiederausbefſerung der durch 
den Gebrauch oder Mißbrauch entſtandenen Unvollkommenheiten. 
Von den verſchiedenen Syſtemen der Verpachtung der Straßenaus⸗ 
beſſerung an den Wenigſtnehmenden, der Wiederherſtellung durch 
Tagloͤhner unter einem Aufſeher, und dem der eigenen Verwaltung 
durch ſtändige, blos zu dieſem Geſchäfte beſtimmte und beſoldete 
Straßenwärter, iſt zwar das letztere das dem Anſcheine nach theuerſte. 
Allein nicht nur kann blos bei dieſem Syſteme verhindert werden, 
daß die Straßen bald unbrauchbar ſind wegen Mangels an kleinen 
Ausbeſſerungen oder an Material, bald hoͤchſt beſchwerlich durch 
übermäßige Ueberſchüttung; ſondern es iſt überdieß bie größere 
Ausgabe nur ſcheinbar, denn es erſetzt bie weit größere Material⸗ 
erſparniß den hoͤhern Aufwand für die Wärter 11). 

5) Theils zur Anlegung der Neubauten, theils zur Beauf- 


ſchwerere Laften gebulbet werben, als 20 Entr. anf bad Rab, und zwar um fo 
mehr, als ber Fuhrmann gar keinen Gewinn bei ber Weberlaftung bat. ©. 
Umpfenbad, S. 27. Brüdenwagen geben eine leichte Eontrole; Arnd, 
©. 218. Rau giebt, a. a. O., Beifpiele von gefeblichen Beflimmungen und 
vom Controle⸗Maaßregeln. 

11) ©. hierüber (Becquey),Statistique des routesroyales de France. Ueber 
das Technifche hauptſächlich Schemer!, Bd. IH, ©. Ufg.; Fick, Die Verwal: 
tung des Straßenbaues, S. 94 fg., 122 fg. — Mlerbings if noch ein vierteß 
Syſtem denkbar. Rom's Straßen wurben burch die Legionen gebaut, und auch 
in neueren Zeiten find hier und ba Straßen durch die flehenben Heere gekaut 
worden, fo von ben franzöfifchen in der Vendée und in Algier. Diefed zu vers 
allgemeinern, ift ſchon oft vorgefchlagen worden. Theils der Wunſch dem Heere 
Beihäftigung zu geben, theils die Vorausſetzung bedeutender Erfparnifie liegen 
dem Plane zu Grunde Es ift aber zu bemerken, einmal, daß er bei Heeren 
mit Furzer Dienſt- und noch Fürzerer PräfenzeZeit (wie die meiften europäifchen 
Heere igt find) unausführbar ift, weil ber junge Solbat alle feine Zeit zu Er: 
lernung des Waffendienftes bedarf; zweitens, daß auch bei längerer Dienftzeit 
und übermäßigem präfentem Stanbe bie Ausführung nur da mit wirtbfchaft: 
lichem Nutzen gefchehen Tann, wo in ber Nähe des Arbeitsplates Garnifonen 
find ober der Tagelohn ſehr hoch ſteht. — In den allermeiften Yillen muß alfo 
der Straßenbau mit gemietheten Arbeitern beforgt werben; benn bie vom Bürger 
zu leiftenden Straßenfrohnen wird wohl Niemand mehr als eine zwed- 
mäßige, ober auch nur erträgliche, Maaßregel in Anſpruch nehmen. Höchſtens 
mögen biefelben zur Beifuhr des Materiales auf den von den Gemeinden felbft 
zu bauenden Nebenftraßen benutzt werben. Vgl. Zegowitz, De la loi sur 
les prestations en nature. Wissenb., 1881. 
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ſichtigung und Ueberwachung ber Unterhaltungs-Arbeiten 6 
Staat eigener Beamten in verſchiedenen Abftufungen. Zn 
wird bie Leitung des Ganzen, natürlich unter dem Minifte 
Innern, einer eigenen Gentralbehörbe übergeben. Nur e 
Kann Einheit in die Plane bringen, technifche Einfeitigfe 
Liebhabereien verhindern, alle Landestheile gleichmäßig bebı 
richtige Auswahl und Vertheilung unter ven Beamten trefl 
bie Ausbildung von Straßenbeamten forgen itzt überall 
techniſchen Schulen; große Staaten mögen fie, vom Bezirl 
aufwaͤrts, in eigenen Bildungsanftalten unterrichten laſſen 

6) Der Straßenbau verurfacht der Staatäfafje bedeuti 
gaben. Ein Erſatz derſelben durch ein Weggeld fcheini 
erſten Blick als zweckmaͤßig und iſt jedenfalls aus rechtli 
ſichtspunkte zu vertheidigen. Allein bedenkt man bie gro 
waltungskoſten, die kaum mögliche Ueberwachung, die J 
für die Reiſenden, vor Allem die für alle Theile der Bi 
ſchaft nachtheilige Vertheurung der Fracht: fo muß man fi 
Anficht neigen, daß eine Uebernahme fänumtlicher Koften be 
Straßen auf die Staatskaſſe, der Nebenftraßen aber auf t 
der Gemeinden und Bezirke, d. h. alfo eine Erhöhung | 
meinen und örtlichen Steuern, die zweckmäͤßigere Einrich 
Zeven Falles find Abgaben, welche blos Einzelne treffen, 
mit Zugthieren die Landesgränze Ueberfchreitenden, die Eig 
beftimmter Viehgattungen u. |. w., ganz veriverflich, we 
ganz ungleich, und fomit ungerecht vertheilen 1°). 

Eine befondere Erwähnung verdienen noch die Brit 
In der Richtung einer Landftraße gelegen, bilden fie ein 


12) ©. Schemerl, 8b. II, ©. 197 fg. 

18) Vgl. Navier, in ben Annales des ponts et chausst 
S. 1fg. Für Wegmauthen find dagegen Schemert, Bb. IM, € 
Gordier, a. a.D., Bb.I, Einf. &.81fg,; Flachat, Du canal 
©. 40 fg. Wenn jedoch Legterer feinen Hauptgrund barin findet, 
Befreiung ber Straßen vom Weggelbe das natürliche Verhältniß der 
ben Straßen und auf Kanälen geftört werde; fo folgt wohl nur fo v 
baß auch der Gebrauch der Staatsfanäle unentgeltlich fein follte. AL 
welche feine Weggelber beziehen, befinden ſich erfahrungägemäß fehr w 


wenbigen Theil derjelben (da Meberfahrten auf Führen u. |. w. zeite 
raubend, theuer und im Winter oder bei Hochwaffer oft unmöglich 
find;) ihre Erbauung liegt alfo Demjenigen ob, welcher die Straße 
berzuftellen hat. Nur erfordert allerdings hier der bebeutende Bau- 
aufwand häufiger eine StaatZunterftügung bei Gemeinde- und Be⸗ 
zirksſtraßen. — Im Innern von Städten, welche an beiden Fluß: 
ufern Tiegen, angebracht, fallen fle zunächft unter den Gefichtöpunet 
ber Sorge für die innere Bequemlichkeit und Sicherheit der Wohn- 
orte, unb find nad) den bier einjchlagenden Grundſätzen zu beurtheilen. 
Doch werben fie auch in biefem Falle oft als Theile der großen Ver: 
kehrsſtraßen von Bebeutung fein, und als ſolche dann der Sorge 
bed Staates ganz oder theilweile anheimfallen. — Die Bauart iſt 
theils durch die Art des Gebrauches, theils durch die Beſchaffenheit 
der Dertlichkeit,, theil3 endlich durch den Aufwand bedingt 1%). Je 
nach der Anlage können Vorkehrungen zum Durchlaſſen von Schiffen 
und Flößen nöthig, dann aber vom Staate anzuoronen fein. — Ob 
Brückengeld zu bezahlen ſei, hängt vor Allem davon ab, wer bie 
Brücke erbaut hat. Iſt diejelbe ein Privatunternehmen, (was Hier 
leichter vorkommt, als bei Landſtraßen,) jo ift eine entjprechenbe 
Entſchädigung für den Gebrauch jelbftverftändlih. Der Betrag und 
die Dauer der Erhebunggerlaubniß ift vom Staate bei Ertheilung 
ver Baubewilligung feftzuftellen. Ob Gemeinden es für zweckmaäßig 
erachten, Brückenzoll bei ven von ihnen erbauten Brücken aufzu⸗ 
legen, ift zunächſt ihrer Entſcheidung anheimzugeben. Die Höhe des 
Bauaufwandes mag jolches nöthig machen; doch fteht dem Staate, 
welcher auch hier die Bedingungen bed Baues an einem öffentlichen 
Gewaͤſſer feitzuftellen hat, eine Controle und Verhütung von Miß— 
brauch zu. Bei Staatöbrüden, beſonders ſolchen, welche Theile 


14) Alfo ob Schiffbrüden oder flehende, ob von Holz, von Stein oder von 
Gifen; ob Hängebrüden ober fefte. Daß namentlich in ber neueren Zeit Brüden 
gebaut worden find,. welche nad) ber Größe bes Baues, dem Koftenbetrage und 
den technifchen Schwierigkeiten zu ben größten menfchlichen Werken gebören, ift 
befannt. So bie Brüde über bie Menay-Meerenge, bie Brüde über ben St. 
Lorenz bei Montreal, bie Brüde über bie Lagunen nad Venedig, bie Hängebrüde 
bei Freiburg in d. Schw., von den vielen Brücken über bie Themfe, bie Seine, 
den Rhein u. ſ. w. nicht zu reden. 
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von Heerftraßen find, wirb am beſten feine Bezahlung ner: 
langt 19). 
8. 175. 
b) Die Eifenbahnen. 

Die Erfindung der Eifenbahnen Hat ein neues Verbin: 
dungsmittel begründet, welches durch die Eigenthümlichkeit feiner 
Eigenſchaften, die Koftipieligkeit feiner Herftelung und die Bebeut- 
ſamkeit feiner Wirkungen fi von den frühern Vorkehrungen weient- 
lich unterſcheidet. Trotz ber ungeheuren Opfer, weldye es erforbet, 
hat es fih in wenigen Jahrzehnten und in einer anfänglich gar 
nicht geahnten Ausdehnung über die ganze gefittigte Erde verbreitet, 
und ift immer noch und für lange Zeit in Zunahme und Ausbil: 
bung begriffen ). Die Yrage, wie ſich der Staat zu ben Eifen: 
bahnen zu verhalten Habe, ift daher von ber äußerſten Wichtigkeit 


15) Ueber Brüden |. Rau, a. a. O., S. 257 fg. 

1) Am 15. Sept. 1880 wurde bie Liverpool-Mandefter Bahn, der erke 
zum allgemeinen Verkehre beflimmte und mit Dampfwagen betriebene Schienen: 
weg, eröffnet: im J. 1862 find auf den, 8176 engl. Meilen langen, engliſchen 
Eifenbahnen 152,402,288 Reiſende; 498 Mill. Centr. Güter, über 1000 Mill. 
Gentner Kohlen und Erze befördert worden; in Schottland, auf 1,777 Malen 
Bahn, 17,697,568 Reiſende, 80 Mill. Güter und 220 Mill. Centner Kohlen 
und Erze; in Irland, auf einer Bahnlänge von 1,598 Meilen, 10,420,210 
NReifende, 30 Mil. Gentner Güter, 4 Millionen Centner Kohlen. Die 
Einnahmen betrugen in England 24,529,062 8 St., wovon etwa die Hälfte 
von Neifenden; in Schottland waren es 8,153,404 8 ©t. Sefammteinnahmt, 
wovon Ys von den Reifenden; in Irland bezahlten bei einer Einnahme von 
1,446,092 & St. bie Reifenden etwa */s. Das angeltgte Kapital aber being: 
385,218,488 8 St. al. Comp. to the Alman., 1864, ©. 289. — Aehnlich 
in Frankreich. Am Schluffe des Jahres 1862 waren 11,081 Kilom. Bahnlänge 
Im Betriebe; 1863 jollten weitere 937 Kilom. fertig werden, 8,874 Kilom. aber 
in den nächſten Jahren. Die Vollendung dieſes Netzes wird 8,750 Mil. Ft. 
foften, von welchen ber Staat 1,460, die Eigenthümer:Gefelfchaften 7,300 Mill 
zu tragen haben. Die Einnahmen im J. 1863 waren 495,264,387 Fr. — An 
den Bereinigten Staaten waren im Zahre 1840 8,882 engl. M. Bahnen; im 
J. 1860 fon 31,179 e. M., welche 1600 Mill. Doll. gekoftet hatten. Ende 
1864 waren 18,025 Kilom. im Betriebe, zu 20,869 die Baubewilligung gegeben; 
der Ertrag war 1863 523 Mil. — Belgien beſaß Anfangs 1860 199 Kilom. 
Bahnen, von welden 590 Kilom. Staatsbahnen, unb deren Gefammtaufwand 
509 MIN. Fr. geweien war (204 für die Staatd:, 305 für die Privatbahnen). — 
Deutichland endlich hatte zu biefer Zeit 1,889 d. Meilen Bahnen, für einen 
Geſammtaufwand von 1050 Mil. Thlr. 
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und hat ihm ganz neue Aufgaben für Gejebgebung und Verwaltung 
geſtellt, überdieß da, wo er ſelbſt Eifenbahnen gebaut Hat und fie 
auf feine Rechnung betreibt, eine Vermögendverwaltung an Schulden 
und Einnahmen fo wie eine geiftige und fachliche Thätigfeit erzeugt, 
welche aller Analogie mit früheren Zuſtänden jpottet *). 

I. Die erfte Frage ift natürlich: ob und wo überhaupt gebaut 
werben fol? ine richtige Beantwortung aber tft wmejentlich be- 
dingt durch eine gründliche, von Liebhaberei eben jo weit als von 
Zaghaftigkeit entfernte, Erörterung der Vorfragen über bie eigen- 
thümlichen Leiftungen ber Eifenbahnen; über bie hieraus hervor⸗ 
gehenden Vortheile oder Nachtheile ; endlich über die erforderlichen Koften. 

Die Eigenthümlichfeiten der Leiftungen find tbeil® und 
hauptſaͤchlich vortheilhaft, theils Freilich auch nicht wünjchenswerth. — 
In erſterer Beziehung macht fi vor Allem die Schnelligkeit 
der Fortbewegung bemerflih. Die annähernd wagrechte Ebene der 
Bahn, die glatte Oberfläche der Schienen und die Anwendbarkeit 
der Dampffraft erlauben eine Gejchwinbigkeit, welche auf den ge 
wöhnlichen Straßen mit den größten Anftrengungen und Koften bei 
weiten nicht zu erringen iſt. Und zwar wirb biefe fchleunige Fort- 
Ihaffung Einzelnen ſowohl als großen Mengen von Menjchen, dem 


2) Bon der zahliofen Riteratur über Eifenbahnen find namentlich folgende 
Werke vom ftaatzwifienfchaftlichen Stanbpuncte aus bemerkenswerth: Gerstner, 
M&moire sur les grandes routes. Par., 1827; Purkinje, in ben Jahr⸗ 
büchern bed Wiener polytechnifchen Inſtitutes, 8b. IV, ©. 99 fg.; Oynhauſen 
und Dechen, Ueber Schienenwege in England. Berl., 1829; Simons et 
de Riddes, Description de la route en Fer d’Anvers & Cologne. Ed.2. 
Brux., 1883; Lame&, Clapeyron et Flachat, Vues s. ]l. travaux 
publics. Paris; Fairbairn, Political economy of railroads. Lond., 1836; 
Hanjemann, Die Eifenbahnen unb deren Actionäre "in ihrem Verhältniſſe 
jum Stante. Lpz. u. Halle, 1837; Seguin, De Vinfluence des chemins de 
fer. Liege, 1839; Nothomb, Les travaux publics en Belgique. Ed. 2. 
Brux., 1840; Lift, Daß beutfche Eiſenbahnſyſtem. Stuttg., 1841; M. Che- 
valier, Les inter&ts materiels de la France, a. v. Stellen; Reben, Die 
Eifenbahnen Deutſchlands. Berl, 1843; Railway-reform, its expediency and 
practicability. Lond., 1848; Knies, Tie Eifenbahnen und ihre Wirkungen. 
Braunfchw., 1853; Weber, Die Schule des C.B.Wefend. 2. Aufl., 2pz., 1862; 
Jäger, Die Lehre von ben Eifenbahnen. Münden, 1865. — Die rechtlichen 
Berhältniffe find gut erörtert von Koch, Deutichlands Eifenbahnen. I. II. 
Marbg., 1860. 
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Aermiten jo wie dem Reichen, Schweren und leichten Gegenftänben, 
theuren und wohlfeilen Waaren zu gleicher Zeit bereitet ). — 
Theils in Folge diefer Schnelligkeit, welche für Reifende Zeit und 
Zehrungskoſten, auf Waaren aber Zinfen eripart; theils wegen 
der durch die verhältnigmäßig geringe Zugkraft möglich gemachten 
niederen Yahrpreife ift auch die Wohlfjeilheit der York 
ſchaffung auf Eifenbahnen caracteriftiih. Namentlich für - bie we- 
niger luxurioös audgeftatteten Wagenklaſſen vermögen bie Preife jo 
niedrig geftellt zu werben, daß wenigſtens zu Lande in Teinerlei 
Weiſe mit gleich geringem Aufwande gereißt werben kann *. — 
Eine weitere, unter Umftänden jehr werthvolle, Eigenthümlichkeit 
ber Eifenbahnen ift die Möglichkeit, große Mengen von Perfonen 
und von Gegenftänden gleichzeitig zu fördern und an ven Be 
ſtimmungsort zu bringen, wenn nötbig, ſelbſt in große Entfernungen. 
Dieß erleichtert nicht nur im gewöhnlichen Leben manche Unterneh: 


mungen, wie 3. B. größere und Heinere Verſammlungen, Feſte aller 
Art, Vergnügungen, fondern ift namentlich auch zu militärifchen : 


Zweden von der höchften Wichtigkeit, indem ganze Heere mit allem 
Zubehör in Türzefter Zeit an einem beftimmten Orte fchlagfertig 
und frifch aufgeftellt werden köͤnnen. Auch mögen Waaren un 
Lebensbebürfniffe in faft ünbegrängter Menge zu rechter Zeit hin: 
gefchafft werden, wo man ihrer betarf. — Endlich ift die Pünkt— 
lichkeit der Fortfchaffung und Gelangung an Ort und Gtelk 


— 


3) Die gewöhnliche Schnelligfeit der Perfonenzüge ift etwa 5 beutfche Meilen 
in der Zeitftunde. Sie kann aber, freilih mit Steigerung der Koften und ber 
Gefahr, auf bad Doppelte und mehr erhoben werden. In England fährt man 
z. B. bis 13 d. Meilen in der Stunde. 

4) ©. bei Reden, Eifenbahnen, ©. 329 fg., eine tabellarifche Zufammen: 
ſtellung der Yahrpreife auf einer großen Anzahl von Bahnen. Bei den legten 
Wagenklaſſen find Preife von 6—8 Kreuzern für bie deutfche Meile die gemwöhn: 
lichen ; während für die höheren etwa 12 und 18 bezahlt zu werden pflegen; bei 
Schnellzügen ein Fünftheil weiter. — M. Chevalier giebt folgende Verglei: 
chungen von Reiſekoſten: | 

Eilwagen: erfter Plab 50 Fr.; zweiter Pla 35—40 Fr. 
Eifenbahnen: „ „ 25-80 „ „ „ 15-20 „ 
Kanalboot "nn 25-30, „ 15-20 „ 
Dampfboot „» „ 20-25 „ . „» 812 





— — re 
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von böchitem Werthe. Die Dauer einer Reife von Hunderten von 
Meilen und bie Ankunft am Enbziele wird auf die Minute einge 
yalten, wodurch denn auch die zutreffenditen Berechnungen in Ge- 
ihäften jeder Art möglich werben. Ebenſo Tann daß Gewerbe und 
yer Handel des rechtzeitigen Eintreffens jeder Art und Menge von 
Waaren ficher fein. Weder Jahreszeit noch Witterung machen hierin 
ine Aenderung. — Als nicht vortheilhaft dagegen erjcheint bie 
jenau bemejfene und befhränfte Benützungsweiſe. 
Während eine Lanbftraße von Jedem nach Belieben und Bebürfnig 
und auf die verſchiedenſte Art gebraucht werben Tann, felbft eine 
Waſſerſtraße noch eine große freiheit der Benützung gewährt, ift 
ine Eifenbahn nur in feftgeftellter Weife und mittelft der zur Bahn 
jehörigen Transportmittel zu gebrauchen. Die Zeit der Benübung, 
io wie die zum Eintritte oder Abgange ausfchließlich dienenden, ver- 
yıltnigınäßig feltenen Puncte find für Alle gleich und unabänderlich 
bezeichnet, (mit Ausnahme der fehr jeltenen, weil ſehr koſtſpieligen, 
Sonderzüge für Perjonen). Gegenftände, welche für die vorhandenen 
Fortſchaffungsmittel nicht taugen, oder Perjonen, welchen der Fahr: 
plan nicht paßt, find ganz außgeichloffen. — Sodann iſt es eine 
bedauernswerthe Eigenfchaft der Eifenbahnen, daß fie nur eine ver- 
hältnigmäßig Eleine Anzahl von Orten im Staate unmittel- 
bar verbinden, und nie, wie bie Landftraßen, an alle Buncte bes 
Gebieted vorzubringen vermögen, welchen eine leichte und wohlfeile 
Verbindung ebenfalls nöthig wäre. Theils nämlich ift in vielen 
allen die Bodenbejchaffenheit zur Anlage nicht geeignet; theils 
jind die Koften der Erbauung und bes Betriebes jo bebeutend, daß 
nur bei großem Verkehre dad Unternehmen wirthichaftlich möglich 
ft. Allmählig werden fich freilich in günftigen örtlichen Berhält- 
niffen Eleinere Nebenbahnen an die Hauptlinien anfchließen; allein 
von einer auch nur entfernt einem Nee von Landftraßen gleich- 
fommenden Ausdehnung der Schlenenwege fann doch niemals bie 
Rede fein. 

Die Folgen diefer eigenthümlichen Leiftungen der Eifenbahnen 
find nun von der höchſten Bedeutung; und zwar können fie im 
Großen und Ganzen nicht ander? als für ſehr vorthellhaft erklaͤrt 


v. Mohl, Polizeiwiſſ. II. 3. Auflage. 
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werden. Die in bebeutendem Maaße eintretewbe Aufhebung von 
Raum und Zeit, verbunden mit wenigſtens theilweiſer Wohlfeilheit, 
macht in wirtbfchaftlicher, ftantlicher, militärischer, vein menſchlicher 
Beziehung die Ausführung von Unternehmen möglich, an welde 
nur zu denken fonft Thorheit gewejen wäre. Es entſtehen neue 
Berhältniffe aller Art, deren Vortheile alsbald fühlbar find, während 
häufig bie erft allmählig ſich entwickelnde volle Bedeutung unabjehbar 
ft. So wird, um nur Einiges zu erwähnen, bie perſönliche Be 
forgung von Geſchäften, die Aufficht über Arbeiten, die eigene Ein⸗ 
ficht von Gegenftänden bed Geſchmackes und ber Wahl in großen 
Entfernungen ohne bebeutenden Zeit und Geldaufwand möglich 
Die arbeitende Klaſſe vermag ihre Dienfte in weit größeren Kreiſen 
anzubieten; ben Wermeren werben bie VLeiden beſchwerlicher und 
Iangfamer Reiſen eripart. Die Zahl der Neifenden, mit ihr aber 
dad Ergebnif ber Reifen, fleigert fih in früher ungelannten Ver⸗ 


haltniſſen. Die Verſehung großer Truppemmaffen an bebmofe 


Punkte ift in wenigen. Stunden möglich; ebenfo die Aufficht des 


Staatsbeamten an Ort ımb Stelle. Ueberhaupt kommen auch bi 
entfernten Theile eine? Stantögebieted mit einander und mit bem 
Mittelpuncte in vermehrte perfönfiche und Jachliche Beziehung, was 
für Gleihmäßigfeit der Anfichten und Beitrebungen von Wirkung 
fein muß. Die Märkte der großen Stäbte Finnen aus großer 
Entfernung mit allen Lebenämitteln, namentlich auch mit Vieh, im 
beiten Zuſtande verjehen, leicht verderbliche Erzeugniſſe am früher 
ganz ınzugängliche Abſatzorte, jelbjt in fremde Welttheile, befoͤrdert 
werben, was denn eine weite Ausdehnung bed Berforgungsgebiete 
zu gleichzeitigem Vortheile der Erzeuger und ber VBerzehrer zur Folge 
bat. Je weiter jich bie Sifenbahnen ausdehnen, defto mehr gleichen 
fih die Preife der Lebensmittel räumlich und der Zeit nach aus; 
und wenn benn auch feine Perioden großer Wohlfeilheit mehr leicht 
vorkommen, jo wirb auch rgreße Theuerung oder Hungersnoth wer: 
bindert. Für Gewerbe und Handel wird fodann das Betrieb 
kapital und die Verzinfung defjelben vermindert, da jede mangelnde 
Waare in fürzefter Zeit erlangt, fomit bie Bereithaltung großer 
Norvätbe erfpart werden kann. &3 werden Gewerbe auch an ct 


| 
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ıten Pläben, wo woblfeilere Arbeitälöhne, Robftoffe oder bewe⸗ 
de Kräfte zur Berfügung ftehen, ausführbar, weil bie Verſendung 
fertigen Erzeugnifie leicht und wohlfeil if. Notbwenbig entſteht 
xh diefe Möglichteiten eine Ausgleichug unb größere Staͤttigkeit 
Preife, an vielen Orten eine hoͤchſt bedeuiende Steigerung des 
undwerthes und ber VBobenrente. Und würde nichts in Berech⸗ 
ng genommen, als ber Werth ber durch die Schnelligkeit ber 
förberung in einem Lande erfparten Zeit, fo waͤrde fchom biefer 
ı anf unglaublihe Summen belaufen. — Freilich iſt zuzu⸗ 
en, daß auch unwunſchenswerihe Wirkungen der Eifenbahnen 
treten. — Einmal veranlaffen fie eine Ungleichheit unier ben 
ſchiedenen Landestheilen. Die von den Eiſenbahnen euifernter 
ſenden Gegenden nehmen nicht nur an ben ‚neuen Vartheilen 
ven Antheil, welche ben von ihnen durchzogenen Strichen zufallen, 
y treten dadurch verhälinigmäßig In Wohlſtand und Bildung 
ter diefelben zurück; ſondern fie müflen ſelbſt pofitio verliexen. 
ınches ihrer Gewerbe wirb die Mitwerbung ber durch die leichtere 
» wohlfeilere Verbindung Begünfigten nicht erivagen koͤnnen, 
r fieht es wenigftens feine Abnehmer ſich vermindern. Bevoͤl⸗ 
ung und Kapital, Verkehr und Leben zieht ſich an die Bahn, 
nigſtens zum Theile auf Koſten der übrigen Lanbeötheile. Dieß 
namentlich da fehr empfinbli, wo ber. Großverlehr hurch ei 
ienbahn eine neue Richtung erhält, ſomit eime alte Handelke 
ige verödet. Die zahlreichen auf biefer gelegenen Gewerbe, welche 
‚ mittelbar oder unmittelbar von ber Befoͤrderung ber Reiſenden 
d der Waaren nährten, erleiden große Einbußen, gehen wohl 
iz ein. — Zweitens verlieren ſelbſt manche an der Bahn gele- 
e Orte, namentli Kleinere Städte. Theils geht Kleinhandel 
d Gewerbe überhaupt an bie großen Städte an ber Bahn über, 
bei der Schnelligfeit unb ber Wohlfeilheit der Reifen und des 
ansportes die Käufer den größeren Markt mit Vortheil aufſuchen. 
eils Hört auch hier der Verkehr auf den in ber Richtung ber 
chn ziehenven Landſtraßen mehr aber weniger auf. Es mag fein, 
z fich allmählig, wenigſtens im ben mit einer Haltſtation ver⸗ 
enen Orten, in Folge der Bahngelegenheit neue Erwerbzquellen 
. N ® 
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eröffnen; allein nicht nur iſt dem.nicht immer fo, ſondern es ift 
jeven alles eine fchlimme Uebergangszeit durchzumachen, auch fällt 
der Erfah keineswegs immer den ohne ihr Verfchulben zu Grunde 
Gegangenen zu. — Ein weiterer Nachtheil trifft in bisher wohlfeilen 
Gegenden Alle, welche ihr Einkommen nicht durch die erhöhte all- 
gemeine ober örtliche SGewerbthätigkeit zu fteigern vermögen, indem 
in Folge der, oben erwähnten, Erleichterung der Lebensmittelausfuhr 
an entferntere Abſatzorte die Preife der Lebensbedürfniſſe auch in 
jenen Gegenden fteign. — Ber höoͤchſt bebeutende Verbrauch von 
Holz zum Bahnbau, oft auch zum Betriebe der Bahnen, fteigert 
den ohnedem ſchon durch die wachſende Bevölkerung und durch das 
Abnehmen der Wälder gehobenen Preis dieſes unentbehrlichen Stoffes 
bis zu großer Beſchwerde und felbjt Noth. — Endlich bat die leichte 
Beweglichkeit der Bevölkerung nicht blos nüßfiche Folgen, ſondern 
wirkt auch bei Vielen nachtheilig ein in wirthichaftlicyer und ſitt⸗ 
licher Beziehung. — Ohne eine mehr oder weniger bebeutenbe-Bei- 
mifchung von Uebeln ift jomit ber thatjächliche Erfolg der Eiſen⸗ 
bahnen keineswegs; doch kann Fein Zweifel darüber fein, daß 
Alle in Allen die Vortheile weit allgemeiner und viel bebeu: 
tender find. Die neue Verbindungsart hat die von ihr im Anfange 
gehegten Erwartungen noch weit übertroffen und cine tiefgreifende 
Umwälzung der Gefittigungszuftände erzeugt, welche Niemand mehr 
miffen und ungefchehen wünjchen kann. 

Mas aber endlich die Koſten betrifft, welche die Erbauung und 
die Augrüftung einer Eifenbahn veranlaßt, jo find diefe allerdings 
ſehr bedeutend. Schon der Aufwand für den Ankauf von Grund 
und Boden tft groß, namentlich da die Bahn wo möglich durdy bie 
Niederungen, alfo in den fruchtbarften Gegenben, und nicht nur in 
die nächfte Nähe der größeren Orte fondern mitten in diefelben hinein 
geführt wird. Sodann erforbert die wagrechte Herftellung der Bahn, 
der Bau der Brüden und Durchlaſſe, die häufig nöthige Verlegung 
der Straßen, die Aufichüttung von Dämmen und bie Durchbrechung 
von Bergen, die Legung der Schienen, die Errichtung der Bahnhöfe 
ſammt allen ihren Werfftätten und Magazinen einen höchſt beträdt: 
lichen Aufwand. Endlich koſtet die Augftattung mit Locomotiven 
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und allen Arten von Wagen zur Fortihaffung von Perſonen un 
Waaren, fo wie deren Unterhaltung ſehr bebeutende Summen?). 
Bei irgend beträchtlichen Bahnen beläuft fich jomit der Aufwand 
auf Geſammtbetraͤge, wie fie noch niemald irgend ein anderer Öffent- 
licher Zweck in Anfpruch genommen bat, fo daß felbft bie Laften, 
welche jahrelange Kriege und Unfälle auf einen Staat häufen fönnen, 
biergegen weit zurüditehen. In allen gefittigten Länbern ift bereit3 
ein jehr beträchtlicher Theil des gefammten Volksvermögens auf den 
Bau von Eijenbahnen verwendet, und biefenigen Staaten, welche 
die Anlegung -auf eigene Rechnung unternommen haben, find ba- 
durch, (da natürlich von einem Bereitliegen folcher Summen Leine 
Rebe fein konnte,) zur Aufnahme von Schulden genöthigt worden, 
welche nicht nur manchfach viel größer find, als alle im Laufe der 
Zeit zu andern Zwecken gemachten, ſondern auch ben Werth des 
ſonſtigen activen Staatzeigenthumd, 3.8. der Domänen, weit üiber- 
fteigen. Nicht nur in den Verfehrd- ſondern and) in den Vermoͤgens⸗ 
verhältnifien ift durch die Eifenbahnen eine ganz neue Orbnung ber 
Dinge eingetreten). — Allerdings fteht diefen riefenmäßigen Aus- 
gaben bei zweckmaͤßig angelegten und verwalteten Bahnen auch eine 
entiprechende große Einnahme gegenüber. Der ben Eifenbahnen 
zuffießende unb in ber Regel jelbft immer noch im Steigen be- 
griffene Strom von Menſchen und Gütern trägt Summen ein, 
welche früheren Gefammteinnahmen ber Staaten gleich kommen, wo 
nicht fie übertreffen; und im Durchſchnitte ift die Hälfte dieſes Roh— 
ertrages reiner Ueberſchuß, welcher zu genügenven und oft reichlichen 
Zinfen des Anlagekapitales ausreicht. Der Bau der Schtenenftraßen 
it fomit im Wefentlihen, ganz abgejchen von den Vortheilen für 
5) Die Koſten find natürlich ſehr verſchieden je nach ben Preifen bes Bodens, 
ber Nrbeitälöhne, ber Zahl und Bedeutung der Kunftbauten (Tunnel3, Brüden, 
Biaducte u. |. w.). In Großbritannien koſtete bie beutfche Meile im Durchs 
ichnitte 1,889,000 fl.; in Frankreich 1,347,529 fl.; in Oeſterreich 920,500 fl.; 
in Preußen 845,000 fl.; im übrigen Deutſchland 795,000 fl. — Schon im Jahre 
1860 wurde der Gefammtaufwand für Eifenbahnen auf etwa 10,000 Millionen 
Bulden berechnet. ©. weitere Angaben bei Rau, a. a. DO., ©. 227 fg. 
6) Die Betrieb: unb Verwaltungskoſten vermindern fich felbftrebend mit 


der Länge einer Bahn um etwas; im großen Ganzen betragen fie zwiſchen 40 
unb 50 vom Betrage der Einnahmen. 
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das Nationalvermögen und für jonftige menfchliche Zwecke, auch 
wirthichaftfich ein ſchlechtes Geichäft, es darf aljo die blofe Höhe 
ber Anlegumgäfoften noch keineswegs abhalten won einem fonft wohl⸗ 
überlegten Unternehmen. Doc wäre ed Furzfichtig und Leichkfinnig, 
bie ungeheuren Auslagen nicht immerhin ernfthaft ind Auge zu 
fafien, wenn es fich davon handelt, ein Geſammtbild von ber ganzen 
Sache zu gewinnen. Zunächſt werben natürlich die auf biefe eine 
Einrichtung zu verwendenden Summen jeben anderen menfchlichen 
Zwede entzogen. So nützlich nun auch ein Eiſenbahnnetz fein mag, 
fo ift Doch immerhin möglich, daß die darüber verjäumten ander: 
weitigen Bebürfnifie ober gewinnbringenden Unternehmungen aud 
von großem Werthe geweien wären. Sodann befteht ſelbſt bei 
einer unter den gegebenen Umftänden: ganz richtig angelegten und 
ſich zunächſt auch gut verzinfenden Bahn die Gefahr, daß ihr Ertrag 
durch eine nicht zu verhinbernde Anlegung von Concurrenzbahnen 
Sauernb geichwächt werbe 7), Enblih Tann durch Unruhen ober 
Krieg, vielleicht auf längere Zeit, ein Bahnbetrieb unterbrochen, bie 
Bahn unb ihre fahrzeug zerftört werden ). Dieß bringt num aber 
entweder den auf ben Ertrag Angewieſenen (Actionären ober Glaͤu⸗ 
bigern) entiprechenden Schaden ober belaftet die Bahn mit einer 
weiteren unprobuctiven Schulb. 

Die Frage, ob überhaupt eine Eiſenbahn gebaut werben fol, 
ift fomit Feine andere, als bie: ob die bisher erörterten Vortheile 
der Eifenbahnen jo bebeutend find, daß fie, nach Abzug der Nah: 
theile und bei dem großen Koftenaufwande, bie Erbauung als ge 
rechtfertigt ober gar ala nothwenbig baritellen ? 

Im Allgemeinen ann bie Antwort nur eine bejahende 
‘fein. Unzweifelhaft überwiegen die unmittelbaren und mittelbaren 
Vortheile die theild geringeren theils nur möglichen Nachtheile. Ein 
Staat, welcher grundfäglich die Anlegung von Eifenbahnen zurüd: 
weifen wollte, wuͤrde ſich dadurch zum Stillſtande, bald aber zum 


7) Dieß ift befanntlih in England in dem Grabe der Fall, daß bie Bahnen 
im Durchſchnitte nur 3 vom Hundert ertragen. 

8) Man denke an die in Norbamerifa während des gegenwärtigen Bürger: 
krieges durch Zerftörungen und Unterbrechungen ber Eifenbahnen gemachten Verluſte! 
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Rückgange und zu einer untergeorbneten Stellung in Beziehung auf 
Wohlſtand, Gefittigung und Macht veruribeilen, jchließlich in we⸗ 
nigſtens verhältnißmäßige Barbarei verfinken. 

Hiermit iſt denn aber freilich darüber noch nicht entſchieden, 
ob eine beſtimmte Eiſenbahnlinie erbaut werden kann und ſoll? 
Die Antwort auf dieſe Frage hängt von zweierlei thatſächlichen 
Verhältniſſen ab, nämlich einer Seits von ber Größe des in dem 
vorliegenden Falle nöthigen Aufwandes für Bau, Unterhaltung, 
Ausrüſtung und Betrieb, anderer Seit? von ber Bebeutung des 
mit Wahrjcheinlichkeit auf der beabſichtigten Bahn zu erwartenden 
Verkehres. Und zwar ift einleuchtend, daß dieſe beiden Factoren 
im MWechfelverhältniffe ſtehen. Bei einem ſehr großen Verkehre 
innen auch große Koften noch mit Nutzen aufgewendet werben; 
ſelbſt ein kleinerer Verkehr aber genügt noch bei ungewöhnlich 
niebrigem Aufwande. Bei ber Wichtigfeit ber Sache muß daher 
der Entſcheidung über ben Bau bie genauefte Unterfuchung fiber 
die beiden in Betracht kommenden Thatſachen vorangeben. 

Mit genügender Sicherheit laſſen fich an der Hand der Wiffen- 
ichaft und der Erfahrung die Koften der vollflänbigen Herftellung 
einer beftimmten Bahnſtrecke berechnen. Natürlich hängen dieſelben 
hauptlächlich von der Beſchaffenheit des Boden? ab; doch tit auch 
die zu wählende Bauart von Einfluß. Günſtig ift, daß fich manche 
Anlagen theils in Folge neuer Erfindungen, theild einfach erjah- 
rungsgemaͤß ald zuläfjig erwiejen haben, welche (mie ftärkere Stei- 
gungen, engere Eurven u. |. w.) den Bauaufwand jehr bedeutend 
vermindern, während man fie früher für technifch unmöglich oder 
für gefährlich erachtet hatte. Ebenſo werben nicht fehlen die Koſten 
nambaft verringert werden koͤnnen, wenn bie Abtretung des nö- 
ihigen Baugrundes von ben betreffenden Eigenihümern oder Ge— 
meinden unentgeltlich oder doch zu niederen Preifen zu erlangen 
if. — Auf zwei Punkte ift übrigens bei der Entwerfung des Bau- 
planed und des Koftenanfchlages in Folge vielfacher uͤbler Erfah: 
rungen noch befonderd aufmerffam zu machen. Einmal darauf, 
daß bei Anlage der Bahnhöfe auf die Möglichfeit eined weit groͤſ⸗ 
jeren, als des itzt berechneten, Verkehres Bedacht genommen und 
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dadurch Eoftfpieliger fpäterer Umbau vermieven werde. Zweitens 
aber auf die Unterlaffung unnöthiger Prachtbauten auf den Bahn- 
höfen. 

Weit unficherer ift die, allerdings an fich eben jo nothwendige, 
Schätzung des für die Bahn zu erwartenden Verkehres von Menſchen 
und Gütern. Die im Anfange der Eifenbahnen gewöhnlich ange: 
wendete Zählung bed bisherigen Verkehres auf den gewöhnlichen 
Straßen und Vervielfältigung befjelben mit irgend einer beliebigen 
Zahl Hat ſich ald ganz unbrauchbar erwieſen; glücklicherweiſe durch 
vegehnäßige große Unterfchägung der fpäter eingetretenen Wirklich⸗ 
feit. Die Frage kann nur im Großen aufgefaßt und darnach beur- 
theilt werben, welcher Verkehr zu erwarten tft. Die bier maaß—⸗ 
gebenden Verhältniffe find nun wejentlich folgende: Richtung der 
Bahn in Beziehung auf die Welthandelsſtraßen, mit bejonderer 
Berüdfichtigung etwaiger Concurrenzbahnen und deren Eigenthüm- 
lichkeiten. Auzfüllung einer Lücke zwiſchen zwei bereits bejtehenven 
oder mit Sicherheit zu erwartenden Bahnfyftemen und Handels⸗ 
gebieten. Nächite Verbindung zwifchen zwei Meeren. Verbindung 
zwilchen großen Erzeugungs- und Verbrauchs⸗Mittelpunkten, na 
mentlich in Betreff von Rohſtoffen und Steinfohlen. Leitung durch 
eine bichtbevölferte und wohlhabende Gegend, welche bedeutenden 
örtlichen Verkehr verſpricht. Richtung nach einem Mittelpunkte von 
Geſchäften oder Vergnügen, aljo nach großen Städten, vielbejuchten 
Bäbern u. dgl. — Je zahlreicher dieſe verfchtedenen Gründe ciner 
ftarken Benügung zufammentreffen, um fo wahrfcheinficher ift ein 
großer Verkehr, und umgelehrt. Dabei darf allerdings, wenigſtens 
wenn von einer Erbauung durch den Staat die Rede ift, nicht 
vergejien werben, daß die unmittelbare Einnahme aus dem Fahr— 
gelde nicht der einzige Beurtheilungsmaaßſtab der Nützlichkeit einer 
Bahn if. Da nämlich aus der größeren Schnelligkeit und Wohl: 
feilheit des Verkehres, wie oben angedeutet, im ganzen Bereiche ciner 
Eiſenbahn zahlreiche Vortheile aller Art, ſowohl wirthfchaftlidk 
al? vein menjchliche, entftehen; überdieß eine fehr lebendige Ver: 
bindung und Durcheinanderrüttlung einer Bevölkerung eine günftige 
Veränderung in geiftigen Beziehungen auszuüben geeignet ift: ſo 
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much diefer blos mittelbare Nuten wohl in Anfchlag ge 
werden. Er fann für den Staat felbft ein. Dpfer werth 
- Nur ganz ausnahmsweiſe wirb von biefer Berechnung ber 

und der Einnahme abgefehen werben koͤnnen. Wenn ed 
) bedeutende ftaatliche oder militärifhe Zwede 
enäwerth machen, entweder einen beftimmten Punkt vom 
des Staates aus fchnell erreichen zu können, oder verfchie- 
andestheile in leichtere Verbindung zu fegen, jo fommt es 
if die zu erwartende Zahl der Benüger nicht an. Der Geld: 

ift vielmehr als ein zufälliger Nebennugen zu betrachten, 

> Trage ftellt fich jo, ob der zu erwartende ftaatliche Vortheil 
ıh Abzug der etwaigen Einnahmen von Privaten , noch er⸗ 
chen Koſten werth iſt? 

. Eine zweite, kaum weniger wichtige Entſcheidung ift bie 
e Frage, wer bie Eifenbahnen bauen fol? Mit anderen 
ı: 0b fie der Staat als ein wefentliches Glied der öffent- 
Berbindungsmittel herzuftellen hat, ober ob fie, wenn fich 
iheit darbiett, Brivatperfonen, namentlih Actien- 
1, überlaffen werden koͤnnen und follen? 
aß beibderlei Ausführungsweiſen an und für ſich rhunlich 
weist eine ausgedehnte Erfahrung. Während in England, 
ich, Defterreich, Italien, Norbamerifa entweder von Anfang 

Privatbahnen waren oder bie urfprünglich im Beſitze des 
> befindlichen Bahnen an Private veräußert wurben, fomit nur 
yahnen beftehen, find in anderen Staaten, 3. B. in Holland, 
mberg, Baden, (etwa mit Ausnahme Kleiner Seitenſtrecken) 
aatsbahnen; in dritten find fie nebeneinander, jo in Preußen, 
‚ Baiern, u. f. w. Dieſe Thatfache fcheint nun bafür zu 
, daß den Privaten der Vorzug gebühre, indem ja ber 
ab feftftehe, daß den Privatkräften alle für diefelben paſſenden 
'hmungen im Zweifel überlaffen bleiben müffen. Und viel: 
rd auch Furzweg jo gefchloffen ®) und gehandelt. Dieß ift 
ine offenbare Mebereilung; denn erft dann barf jo geurtheilt 





5. 3. B. Jäger, Lehre von ben Eifenbahnen, ©. 55 fg. 
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werben, wenn eine genaue Unterſuchung herausſtellt, daß einer 
Seitd die Privatbahnen alle weſentliche Zwecke erfüllen und an- 
derer Seit? der Gemeinheit Feine fonftigen Nachtheile aus ber Ueber: 
laſſung fo wichtiger Einrichtungen an Privaten zugehen. — Eine 
unbefangene Unterſuchung liefert denn nun aber nachſtehendes Er: 
gebniß. 

Bor Allem iſt Mar, daß in keinem Falle auf die Erbauung 
aller an fich nüßlicher und wünſchenswerther Bahnen durch Pri- 
vaten gerechnet werben barf. Unzweifelhaft werden Bahnen, welde 
ausſchließend oder auch nur vorwiegend ſtaatlichen oder mifitärifchen 
Zwecken bienen follen, von Privaten gar nicht erbaut werden. 
Ebenso liegt es in ver Natur der Sache, daß auch bei anderen 
Bahnen alle nicht unmittelbar auf die Benuͤtzung und die Einträg 
lichkeit derſelben einen Einfluß äußernde Umftände, ſomit nicht nur 
ber rein menjchliche Nuten und bie -Gejittigungsförderung, ſondern 
auch die Hebung der Gewerbe und ber Robftoff-Erzeugung, bie 
Vermehrung bed Bodenwerthes und bie Steigerung ber Benölfe 
rung für die Privaten entweber von feiner oder boch nur in ſo 
ferne von Bedeutung find, als fie mit der Zeit auf bie vermehrt 
Benützung einer Bahn von Einfluß fein koͤnnen. Und auch in dem 


letzteren Falle wird eine zwar wahrfcheinliche, aber erjt Fünftig und : 


allmählig erwachende Thätigkeit und daraus rührende Menſchen⸗ 


und Güterbewegung für Privaten, welche alsbald in ben Bezug | 
ihrer Zinjen treten wollen und müſſen, fein großes Gewicht indie 
Waagſchaale werfen. — Allerbingd folgt aus diefer Zurückweiſung 
gewiller Bahnen zunächjt nur fo viel, daß dieje dem Staate über 


laſſen blieben, während vielleicht die Erbauung der übrigen, alſo 
der am ficherften und am fchnellften einträglichen, von Seiten der 


— — — 


Privaten nicht dem mindeſten Anſtand unterläge. _ Als billig kann 
ed nun doch aber nicht erfannt werden, wenn dem Staate nur bad | 


Unvortheilhafte zugewielen, ihm dagegen das einzige Mittel einer 
Entihädigung genommen werben wollte. Auf diefe Weife fiele der 
augenblickliche Gewinn in die Hände ver Kapitaliften, die Laft aber, 
oder wenigftend dad Erwarten befjerer Zeiten, auf bie Staatskaſſe, 
das heißt auf die Steuerpflichtigen. 


— — 
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Allein auch abgefehen von biefen), doch vielleicht nur feltenen 
Tallen, find gegen Privatbahnen manche jchwere Bedenken geltend 
zu machen. — Allerdings wäre es thöricht, nicht einräumen zu 
wollen, daß auch Private vollfommen die Einficht haben Können zu 
beurtbeilen, wo und mie eine Eiſenbahn in gegebenen Verhältuifien 
ein Bedürfniß fei und Ertrag verfpreche; im Gegentheile wird der 
durch Auzficht auf Gewinn gefteigerte Eifer berjelben leicht fchärfer 
jehen und raſcher zum Handeln entjchloffen fein, als bie durch 
Pflicht bewegte amtliche Thätigkeit. Es unterliegt ſodann keinem 
Zweifel, daß Privatgeſellſchaften vollſtaͤndig im Stande ſind, ſich 
die nöthigen Geldmittel und ſeien ſie auch noch jo groß, ſodann bie 
für die Ausarbeitung des Planes und für bie Ausführung erfor: 
derlichen geiftigen Kräfte zu verfchaffen; bie außgebehntefte Erfah⸗ 
rung bemweißt ed. Ebenſo vermögen Private eben fo ſchnell, gut 
und ficher zu bauen, ald ber Staat; jeden Falles können fte durch 
genaue Ueberwachung und Prüfung bed Werkes vor ber Erlaubniß 
zum Gebrauche zu allem Nöthigen gezwungen werben. Ferner geht 
auch die Verwaltung, wie außgebehnt und verwickelt fie fei, nicht 
über ihre Kräfte; fie Lönnen ben Dienft ganz nach Bebürfniß 
ordnen und im Gange erhalten; fie werben fogar leicht auf bie 
Beduͤrfniſſe und Wünfche des Publikums in ihrem wohlverftandenen 
eigenen Intereſſe mehr Nückficht nehmen, als Staatsbehoͤrden dazu 
geneigt und geeignet find. Sie find endlich wohl im Stande, ſich 
über den Anſchluß an fremde Bahnen in dem gegenfeitigen Intereſſe 
zu verftändigen; auch ift der Bau von Privatbahnen keineswegs 
gleichbedeutend mit einem Gewirre von Heinen Bahnſtücken, welche 
fhwer zu einem Smeinanvergreifen zu bringen wären, benn aud) 
Privatbahnen können jehr ausgedehnte Linien befiben, und ber 
Staat bat immer die Mittel, eine jchäbliche Zeriplitterung zu ver: 
hindern. Mit Einem Worte, es wäre gegenüber won dem größeren 
Theile der beitehenden Bahnen und von ben Zuftänden ganzer 
Reiche lächerlich, behaupten zu wollen, daß Privatbahnen und ihr 
Betrieb nothwendig unvollkommen und ungenügend jeien. — Allein 
wenn auch bieß Alles, wie billig, eingeräumt wird, jo bleiben doch 
immerbin üble Seiten der Privatbahnen übrig, und zwar von 
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breierlei Art. Theils folche, welche fich auf Bau und Betrieb be- 
ziehen; theils Nachtheile in vollswirthſchaftlicher Beziehung; theils 
endlich Webelftände ftaatlicher Art. — In erfterer Beziehung fällt, 
wie bereits angeveutet, zunächft in bie Augen, daß eine Privat- 
geſellſchaft nicht Teicht die Erbauung einer Bahn beabfichtigt, welche 
die Abficht hat, die fchlummernde Thätigfeit einer Gegend erft zu 
wecken und ihren Wohlitand zu heben. Auch wenn daß Ergebniß 
ein wahrfcheinliches tft, fo Können die Folgen für die veichliche Be- 
nuͤtzung der Bahn nur erft allmählig eintreten; eine Actiengejell- 
fchaft muß aber gleich von Anfang an Berzinfung ihrer Antheile 
geroähren koͤnnen. Gerade eine folche weckende Thaͤtigkeit ift jedoch 
ein wefentlicher Nuben der Schienenwege. Sobann aber zeigt bie 
Erfahrung, daß ber Dienft auf den Privatbahnen in Betreff der 
Eicherheit Vieles zu wünfchen übrig läßt. Sicherheit iſt namentlich 
bedingt durch die Anftellung eines ſehr zahlreichen Bahnaufſichts⸗ 
Perjonales, welches denn einen großen Aufwand erfordert. Hieran 
werben Privatgefellichaften Teicht.über die Gebühr zu erjparen fu- 
hen. — Die vollswirthichaftlichen Nachtheile aber beſtehen zunächſt 
darin, daß felbftrevend eine Privatbahn Tebiglich mit Rückſicht auf 
ben höchftmöglichen Ertrag des Unternehmens eingerichtet und be 
trieben wird. Nun fallen allerbingd im Großen und Ganzen bie 
BVortheile der Bahn und die des Publikums zufammen, indem nur 
eine ſtarke Benützung jener eine große Einnahme verichafft, zu 
biefer Benutzung aber die Gebrauchenden durch die ihnen gewährten 
günftigen Bedingungen eingeladen werben müſſen. Doch ift dem 
keineswegs volllommen jo. Wohlfeilheit des Tarif? für Waaren 
und Güter ift zwar Bebingung des Gedeihens einer Bahn, aljo 
wird auch eine Privatbahn diefe zu erjtreben fuchen; allein die Er: 
fahrung hat gelehrt, daß nicht die nieberften Säße, für welche über: 
haupt noch gefahren werben Tann, den größten reinen Gewinn 
abwerfen, jonbern etwas erhöhte, welche zwar wohl einen Theil 
bed Verkehres von der Bahn abhalten, aber doch für den neh _ 
bleibenden Theil einen größern Reingewinn übrig laſſen. Dieſe 
höheren Säbe wird denn bie Privatgejellichaft einzuhalten fuchen 
zum offenbaren Nachtheile der Gejammtheit. Ein zweiter volls⸗ 
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wirthichaftlicher Nachtheil der Privatbalinen ift, daß manche zum 
Bortheile der Gejammtheit gereihende Einrichtungen des Betriches 
für die Kaffe nicht vortheilhaft find, felbft wenn fie eine ftärkere 
Benützung veranlaſſen. Eo 3. B. zahlreiche Stationen, mit allen 
Wagenklaſſen verjehene jchnelle Perfonenzüge, anftändige und be 
queme Ausftattung auch der wohlfeileren Wagengattungen. Durch 
Verweigerung diefer Einrichtungen wird die Benützung der Bahnen 
für die ärmeren Klafjen erjchwert, damit denn aber ein vielleicht 
bedeutender volkswirthſchaftlicher Schaden zugefügt. Ferner ift es 
bei Privatbahnen weder unmoͤglich noch ungebräudhlih, daß (und 
ſelbſt gegen ausdrückliche ftantliche Verbote) einzelnen einflußreichen 
Benügern unter der Hand Vortheile in Betreff der Transportkoſten 
ihrer Güter eingeräumt werben. Hierdurch wird aber die ehrliche 
und dem Ganzen förberliche Mitwerbung ber nicht begünftigten 
Gewerbegenofjen geftört, eine Art von Monopol geichaffen. — Was 
endlich die ftaatlichen Nachtheile der Privatbahnen betrifft, fo be= 
ftehen fie vor Allem darin, daß die zum Handeln im allgemeinen 
Intereſſe berufene Regierung auf das unentbehrliche, alle Richtungen 
des Leben? umfaſſende Verkehrsmittel nur ſehr theilweife und mit 
Schwierigkeit den nöthigen Einfluß augüben kann. Dieß macht 
fich einer Seits geltend in Betreff mancher Zweige des öffentlichen 
Dienftes, welche mit dem Eifenbahnbetrieb in Verbindung gebracht 
werben müfjen, jo namentlich bei der Pot, dem Telegraphen, mili- 
tärifchen Sendungen, Yortbringung von Gefangenen, Zollweſen 
u. f. w.; anderer Seit? aber fann es wenigſtens eintreten bei Be- 
günftigungen des Verkehres, welche der Staat beftimmten Gewerben 
oder Gegenden zufommen lafjen möchte. Die bei der Bauerlaubniß 
etwa für den Staat gemachten Bedingungen werben fich oft nicht 
außreichend erweifen für exit jpäter ich entwickelnde oder ins Auge 
gefaßte Verhältnifje, nachträgliche inräumungen von Seiten 
der Bahnen aber nur gegen große Opfer oder gar nicht zu 
erlangen fein. Im Wege der Gejebgebung Hilfe zu ſchaffen, ift 
ebenfalls fchiwierig, weil man auf wohlerworbene Privatrechte jtößt. 
Diefe Uebelftände find aber um fo mehr zu beachten, weil fie mit 
einer weiteren bedenklichen ftaatlichen Seite der Privatbahnen in 
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Verbindung ftehen, nämlich mit ber beveutenben thatfächlichen Macht, 
welche ven leitenden Behoͤrden und hauptlächlichften Eigenthümern 
folcher Bahnen naturgemäß zufällt. Das große Vermögen der Ge- 
jellfchaft, die Bedeutung ihres Gebeihend für zahlreichite Actionäre 
und Gläubiger, das fich vieleicht auf Taufende belaufenbe Dienft- 
perſonal der verichiedenften Art, die im Belieben der Leiter ſtehende 
Möglichkeit manchfacher Begünftigungen ober Hemmniſſe geben großen 
Eiſenbahnverwaltungen einen weitreichenden Einfluß, mit welchem 
rechnen zu müffen auch die Regierung gar Leicht in den Tall kommen 
kann. Dieß Alles ift um fo mehr von Bebeutung, als bie In— 
haber diefer neuen gejellicgaftlichen Macht ein fehr kosmopolitiſches 
Gejchlecht zu fein pflegen, vielfach ſelbſi Auslaͤnder fein werben. 
Schließlich gehört es nicht zu den Unmdglichleiten, ja ift es nicht 
ohne Beifpiele, daß die Leiter und Beamten einer Privateifenbahn 
ih inneren oder äußeren Feinden bed Staates und ber Regierung 
anfchliegen nnd dieſen in verrätherifcher Weije Hilfe durch Vermiti⸗ 
fung von Nachrichten, Zufuhr von Waffen, Unterbrechung der Ber- 
bindungen leiſten 19). 

Diefen Nachtheilen ber Privateifenbahnen werben nun aller: 
dings auch eigenthümliche Bortheile entgegengejegt; und zwar theils 
Iparjamere Erbauung und Betreibung, theils bequemerer und «er: 
leichternder Dienft, theil3 endlich Vermeidung einer Staatsſchuld. 
Eine genauere Prüfung zeigt jedoch, daß dieſe angeblichen guten 
Seiten nur bedingt und mit wejentlichen Beſchränkungen zugegeben 

10) Diefe Bedenken gegen eine Privatbahıı treten allerdings dann befonderd 
hervor, wenn bag ganze Unternelmen von vorne herein von einer auswärtigen 
Gejelfchaft begonnen werden will, und es ift in einem ſolchen falle der Kath 
von Jäger, Lehre v. d. Eifenbahnen, Seite 56, nur in Notbfällen zu einer 
folden Hilfe zu greifen, ficherlich gerechtfertigt; es fragt fi aber, ob bei einem 
anſcheinend inlänbifhen Unternehmen irgend eme Sicherheit befteht, baß nich 
thatfächlich bad, nur Ausländer den Hauptantbeil, ſomit auch den weſentlichſten 
Einfluß, alsbald oder fpäter erwerben? Offenbar kann bei der Veräußerlichkeit 
ber Actien und bei der Leichtigkeit fie nöthigen Falles auch unter faljchen Namen 
zu befigen, biefe Frage nicht bejaht werben. Ginige, aber freilich auch nicht ganz 
ausreichende, Garantie gegen landesverderbliche Mißbräuche kann durch bie Be 
fimmung gewonnen werben, baß nur Inländer bei dem Betriebe verwende 


werden dürfen; und ift fomit eine ſolche Bebingung unter allen Umſtänden zu 
ſtellen. 
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werben koͤnnen. — Gleich der erftgerühmte Vortheil ift Höchft pro⸗ 
blematifh. Eine größere Wohlfeilheit der Erbauung wirb in ber 
Regel bei großen Acttengejellichaften gegenüber von einer gut ge 
leiteten Stantsunternehmung gar nicht beftehen 11). Wo fte aber 
wirklich eintritt, kann dieß leicht auf Koften der Feſtigkeit und Si⸗ 
cherheit geichehen. Ebenſo ift die angebliche MWohlfeilheit des Be: - 
triebes thatjächlich jehr zweifelhaft; in dem Reinertrage der Staats⸗ 
und der Privat:Bahnen ift erfahrungsgemäß kein weſentlicher Unter- 
ſchied. Und die Erſparniß muß ſich jeden alles in dad Gegentheil 
verrmanbeln, wenn einer Anzahl von Privat⸗Leitungen und Behörben 
eine einheitliche da® ganze Bahnſyſtem umfafjende Staatöbehörbe 
gegenübergeftellt wird. — Thatjächlich richtiger mag manchfach fein, 
daß der von Staatsbeamten geleitete Betrieb einer Eifenbahn, nd- 
mentlich die Waarenförderung, fehwerfälliger unb ben Wünſchen 
jo wie Gewohnheiten der Benübenden weniger gefügig ift, als bie 
mehr in der Art eines kaufmänniſchen Geſchäfts geordnete Weife 
einer Privatbahn. Allein theilweife ift diefer Nachtheil ausgeglichen 
burch bie größere Gewohnheit der Zucht, Pünktlichkeit und Pflicht: 
treue eined Staatsdienſtes; ſodann tft Fein unbebingtes Hinderniß 
vorhanden, auch einer Staatsverwaltung eine größere Leichtigkeit 
und Beweglichkeit zu geben. Es hängt hier viel von ver Wahl der 
richtigen leitenden Perfönlichleit ab. — Ohne Zweifel bei weitem 
der wichtigfte Punkt tft die Vermeidung einer großen Staatsſchuld. 
Es bandelt fich hier von ungeheuren Summen, und felbftverftänplich 
beitehen die aus anderen Gründen zu machenden ober bereit? ein- 
gegangenen Schulden unvermindert daneben. Die Geſammtſumme 
der auf jolche Weife übernommenen Berbinblichkeiten kann bis zu 
einer ſchwindelnden und mit den regelmäßigen Einnahmen oder dem 
jonftigen Vermögen des Staates in gar Feinem Verhaͤltniſſe ftehenden 
Höhe ſteigen. Allerdings ift ba zum Eifenbahnbauce aufgenommene 
Kapital ein zinfentragended und kann bei der durch die Bahn be- 
werfitelligten Steigerung des Verkehres und allgemeinen Wohlftandeg, 
fo wie bei weiteren Entwidlungen der Bahnſyfteme und dem An⸗ 


11) ©. die auf Erfahrungen begründeten Bemerkungen von Fairbairn 
Polit. econ., S. 4 fg. 


ſchließen derſelben an einander felbft einer immer. fteigenden Rente 
entgegengefehen werden. Es mag daher fein, daß in günftigen 
Zeiten die Schuld nicht nur Feine drüdende Laſt, jondern felbft im 
Verhältniffe ihrer Größe eine Einnahmequelle ift. Allein zu läugnen 
ift doch auch nicht, einmal daß ber Erebit des Staated unter der 
Sefammtjumme einer jehr großen Schuld Noth leidet, was fehr zur 
unrechten Zeit empfunden werben kann; zweitend aber baß cine 
Stodung oder gar eine bleibende Verminderung der Eifenbahn- 
Einnahme, wie foldhe durch Krieg und Unruhen oder durch bie 
Ableitung des Verkehres auf andere Straßen wohl eintreten mag, 
eine ſchwer zu überwinbende Noth erzeugen muß. Der eifrigfte 
Vertheidiger des Staatsbaues kann nicht läugnen, daß durch den: 
jelben eine große Wagniß übernommen wird, und daß es jeden 
Falles eine Gränze giebt, welche nicht ohne Verwegenheit über- 
ſchritten werden - kann. | 

Bei diefer Sachlage tft denn allerdings eine Entſcheidung bar- 
über, ob der Staatöbau oder der Privatbau zu wählen fei, für bie 
Wiſſenſchaft fchwierig, im wirklichen Leben eine verhängniß- und 
perantwortungdvolle Handlung ??). Sind nun aber die im Vorftehen- 
den bargelegten Thatjachen und Erwägungen richtig, jo muß die Ent: 
ſcheidung in dertegel für den Staatsbau ausfallen. Er gewährt 
diefelben, oder faſt ganz dieſelben, allgemeinen Vortheile, hält aber 
einige wirklich bedenkliche Eigenjchaften ber Brivatbahnen ferne. Die 
dem Staate dadurch zugehende Gefchäftzlaft und Sorge ift ſehr 
groß; allein er wird dafür entjchäbigt durch die Vermeidung viel 
facher Streitigkeiten und Verhandlungen, in welche Privatbahnen 
nach aller Wahrjcheinlichkeit verwickeln würden, und durch einen 

12) Tie vorftehenden Erwägungen beweifen wohl genügend, daß die Frage, 
ob Staatd: oder Privatbau zu wählen fei, nicht daburd als eine unbebeutenbere 
bingeftellt werden kann, weil fie Feine Principienfrage fei, (wie Jäger, Lehre 
von den Eifenbahnen, Seite 55 meint); ober weil ein Privatbau doch eigentlid 
immer ein Bau von Staatswegen fei, welcher fi vom eigentlichen Staatzbau nur 
dadurch unterfcheibe, daß bei biefem der Staat bie Ausführung ummittelbar durch 
feine Beamte übernehme, dagegen bei jenem durch Privatdelegirte handle, (nad 
Bogt, Schweiz. Studien über Eiſenbahnrecht, d. B.:3.:Scht., 1859, ©. 28). 
Die Frage ift eine höchſt principielle und eine für den Staat in ihren practifchen 
Folgen außerordentlich bedeutende. 
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nicht zu verächtenden Zuwachs an Macht und Einfluß. Die Mittel 
dazu aber hat er zu gewinnen, theild (freilich wohl im geringften 
Maaße) aus Weberjchüffen feines gewöhnlichen Haußhaltes, theils 
aus dem Verkaufe von Domänen (mit Ausſchluß der Waldungen), 
endlich und Hauptfächlich wohl immer aus Darlehen. 

Doch kann der Grundjaß, daß der Staatsbau der Eifenbahnen 
vorzuziehen fei, nicht unbedingt und für alle Fälle aufgeftellt werben. 
Der Geldpunct ift nothmwendigerweife zu beachten. Nicht nur kann 
ein Staat, defjen Finanzen bereit? durch große Schulden belaftet 
find, welcher vielleicht regelmäßig jchon an einem Deficit leidet, nicht 
ohne große Gefahr auch noch die für den Bau von Eifenbahnen er- 
forderlichen höchſt beträchtlichen Summen aufnehmen, und hat viel: 
mehr ein folcher von vorne herein das ganze Unternehmen an Priva- 
ten zu überlaſſen 1%); ſondern es tritt auch wohl bei georbnetem 
Haushalte eine Gränge ein, über welche hinaus bie Eiſenbahnſchuld 
nicht vermehrt werden kann, wenn nicht in dem, doch immer mögli- 
hen, Falle einer Stocdung in den Einnahmen der Bahnen Verderben 
über das Ganze hereinbredhen fol. Von da an find alfo neue 
Bahnen, welche etwa noch erbaut werden wollen, Privatunterneh- 
mern zu überlaffen, und ift nur für ein richtige Verhältniß der 
beiderlei Bahnſyſteme und für ein Ineinandergreifen derſelben zu 
forgen. Vielleicht läßt fich in einem jolchen Yale ein Abkommen 
dahin treffen, daß der Staat den Betrieb dieſer Privatbahnen, 
namentlich kleiner Seitenbahnen, gegen eine billige Entichädigung 
übernimmt und dadurch doppelte Verwaltungen, weitläufige Verrech⸗ 
nungen und Veranlaſſungen zu Streitigkeiten verhindert zum Nuben 
aller Betheiligten. 

Wenn denn aber Privatbahnen in Frage kommen, jo find 
breierlei Gegenftände ind Auge zu faffen: die Ertheilung ber Bau 
erlaubnig an ſich; die Feſtſtellung der ſtaatlichen Vorfchriften über 


13) Dieß um fo mehr, als bie Erfahrung zeigt, daß ſolche Staaten bald 
genug genötbigt find, ihre Eifenbahnen wieder zu verfaufen, was benn, ba Käufer 
für folhe ungeheure Gegenftände nur felten find, nur mit fehr großem Verlufte 
zu geichehen pflegt, jo daß bag ganze Ergebniß des Unternehmens eine Vermeh⸗ 
rung der gewöhnlichen zu verzinfenden Schuld if. 

v. MoHf, PBolizeiwiff. II. 3. Auflage. 28 
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das ganze Gebahren der Bahnverwaltung; die bem Unieeiert 
vom Staate zu gewährende Unterftügung. — Die Nothwai 
einer Erlaubniß des Staates, (und zwar bei ſtändiſchen Emihi 
nicht blos der Regierung ſondern auch der Volksvertretung) ta it 
nicht dem mindeſten Zweifel unterliegen, und iſt tm keinen Kalt ir 
jemals in Zweifel gezogen worden. Die Errichtung einer —X 
welche von dem tiefgreifendſten Einfluß auf Wohlſtand und Si 

gung weiter Striche, vielleicht der Gefammtheit, fein muß, ve fe 
die Erreihung mancher Staatszwecke von’ großer Bedeutung | ur 
welche ein thatfächliches Monopol des ganzen Verkehr in WIR 
ganzen Ausbehnung ihrer Einrichtung in Ausſicht ftcht, des 
falfche Anlage kaum wieder gut gemacht werben koͤnnte, ſo (ua 
ſie fich auch erweifen möchte, deren Zuſtandekommen enbfid WM 
ſtaatliche Beguͤnſtigung nicht wohl möglich ift, kann nicht aid M 
einfaches innerhalb des Privatrechted Tiegendes Gefchäft beirufll 
werben 14). Daß biefe Erlaubniß nur nach genauer Ynterfugug 
ber Verhältniffe erfolgen Tann, dabei namentlich auch die Zupihf 
tung und die Ausbehnung des beabfichtigten Baues den allgem 
Bebürfniffen gemäß beftimmt werden muß, verfieht fich von (eh 
Namentlich ift auf die nöthige Ausdehnung der Linien Rüdfiht F 
nehmen, bamit ein großes planmäßige® Ganzes entftche und nF 
berückfichtigenswerthe Lanbestheile übergangen werben. — W 
aus diefer Berechtigung zur Ertheilung oder Verfagung einer Par 
erlaubnig überhaupt, theild auß ver Pflicht der Fürforge für do 










14) Will man dieſes Recht des Staates zur Genehmigung von Privatbahait 
zur Aufftellung von Bebingungen u. f. w. ein Regal nennen, (f. Manreß 
brecher, Staats: R., F. 215; Hillebrand, D. Privat:R., $. 285; Rtk 
ſcher, in ber Zeitfchr. f. deutfches Recht, Bd. XIIT, ©. 285 fg.; Ko, Cie 
bahnen, Bd. I, ©. 3 fg.,) fo ift über das Wort nicht viel zu ftreiten; voran 
nefeßt freilich}, daß aus bemfelben Feine Folgerungen gezogen werden, welde m 
bem Wefen der Sache und dem öffentlichen Wohle nicht übereinftimmen. De 
eigentliche Begriff bed Regales, als eines zu Zweden wirthfchaftlicher Benik: 
dem Staate zufichenden ausſchließlichen Nechtes, ift auf dag neue große Verkthö 
‚ mittel durchaus nicht anwendbar, und dieſes aus ganz andern ſtaatlichen Geb 
puncten aufzufafien, al3 aus dem einer folhen Regalität. Die Sategoriern frk 
berer Zuftände und Staatsbegriffe find ein Profruftes-Bett für it erft entflan 
bene Einrichtungen und Aufgaben. 
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eine Wohl ergiebt fich denn, zweitens, für ben Staat bie Aufs 

Borfchriften über die nähere Einrichtung der zu bildenden 
\chaft, jo wie über den Gebrauch der Bahn vorzufchreiben und 
3 Beringungen der Genehmigung aufzuftellen. Letztere Vor⸗ 
en müjjen jowohl da Verhältniß bes Staates zu der Bahn 
n, alfo das Recht der Aufjicht, der Benützung der Bahn zu 
lichen Zwecken, der Befugniß zu Sicherheitäforderungen, als 
Deitimmungen über gemeinnügigen Gebrauch der Bahn durch 
inzelnen enthalten. Der Staat hat dad Recht und die Pflicht, 
on ihm eingeräumte Monopol nicht mißbrauchen zu laffen. 
aber erjt durch Erfahrung manchfach Fehler und Mikbräuche 
ft werden oder Bebürfniffe jich geltend machen können, fo ift 
das Recht zu nachträglichen geſetzlichen Vorjchriften vorzube- 
15). — Was endlich die Unterjtügung betrifft, fo hat ber 





3) Eine, nit nur bie Gegenwart, fondern auch Fünftige Verhältniffe und 
nifje befriedigende Ordnung aller Verhältniſſe einer Privatbahn feitzuftellen, 
erft ſchwierig, wo nicht unmöglih, wenn Alles ſchon bei ber Ertheilung 
uerlaubniß feftgeftelit werden foll, alfo vor irgend einer Erfahrung. Die 
ren Fällen vorgefommenen Ereignijje mögen wohl als Anhaltspuncte bienen, 
ber Feineswegs inmmer ausreichend. Der Vorbehalt einer fpäteren Nach⸗ 
ag ift daher unerläßlich und es ift aus einem ſolchen auch Feine unerträg- 
enachtheiligung der Balın zu befürchten, wenn auch fie nicht ber Willkür 
waltungsbebörben überlajien ift, ſondern Alles im gefetlichen Wege erfolgen 
— Jeden Falles müfjen übrigens glei von Anfang an die vom Stante 
ten Bedingungen bie inneren Nechtöverhältniffe der Gefellichaft, den Bau 
und den Betrieb betreffen. — Sn erfterer Beziehung ift es Hauptfächlich 
‚ Über die Bildung der moralifchen Perfon, über die Rechte ber General: 
ımlung ber Mitglieder, über das Verhältniß ber leitenden Behörde zu den 
ftellen und zu der Gefelfchaft Beſtimmungen zu treffen; nur zweckmäßig 
ird es fein, werm auch Vorkehrungen gegen Börſenſchwindel mit den Actien 
n werben, wozu namentlich Verbot der Aufnahme in die Gurszettel vor 
ahlung einer beftimmten größeren Hälfte bes Betrages, fo wie bie Unter: 
der Auszahlung einer Dividende auß bem Kapitale zu rechnen ifl. Hin: 
der Bahnanlage aber muß. die Beobadytung ber nöthigen Sicherheitämaaß- 
bei den Steigungen, Krümmungen, Brüdens, Straßenübergängen, die Zeit des 
ies und der Vollendung ber Arbeit, die Berückſichtigung militärifher und 
ber Zwecke bei den Bauten, die Aufftellung einer Beauffihtigung während 
ues und einer Prüfung vor der Eröffnung u. ſ. w. vorgefchrieben werben. 
Betreff des Betriebes aber find Beftimmungen wefentlich über die ungehin- 
Zenütung der Bahn zu militärifchen und polizeilichen Zwecken; über bie 
28 % 
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bad ganze Gebahren der Bahnvermwaltung; die bem Unternehmen 
vom Staate zu gemährende Unterftübung. — Die Nothwendigkeit 
einer Erlaubniß des Staates, (und zwar bei ftänbiichen Einrichtungen 
nicht blos der Regierung fondern auch der Vollävertretung,) Tann 
nicht dem mindeften Zweifel unterliegen, und ift in feinem Lande 
jemals in Ameifel gezogen worden. Die Errichtung einer Anftalt, 
welche von dem tiefgreifendften Einfluß auf Wohlftand und Gefitti- 
gung weiter Striche, vielleicht der Gefammtheit, fein muß, bie für 
bie Erreihung mandjer Staatszwecke von großer Bebeutung ift, für 
welche ein thatjächliched Monopol des ganzen Verkehres in der 
ganzen Auzbehnung ihrer Einrichtung in Auzficht fteht, Deren 
falfche Anlage kaum wieber gut gemacht werben könnte, jo ſchädlich 
ſie fih auch erweifen möchte, beren Zuftandefonmen endlich ohne 
ftantliche Begünftigung nicht wohl möglih ift, kann nicht als ein 
einfaches innerhalb des Privatrechtes Tiegendes Gejchäft betrachtet 
werden 1%). Daß diefe Erlaubniß nur nach genauer Unterfuchung 
ber Verhältniffe erfolgen kann, dabei namentlich auch die Zugärid- 


tung und die Ausdehnung des beabfichtigten Baues ven allgemeinen 


Bebürfniffen gemäß beftimmt werden muß, verfteht fich von felbft. 
Namentlich tft auf die nöthige Ausdehnung der Linien Rückſicht zu 
nehmen, damit ein großes planmäßiged® Ganzes entftehe und nicht 
berückſichtigenswerthe Landeztheile übergangen werden. — Theil 
aus dieſer Berechtigung zur Ertheilung oder Verfagung einer Bau— 
erlaubnig überhaupt, theils aus der Pflicht der Fürforge für das 


14) WIN man biefes Recht bes Staates zur Genehmigung von Privatbahnen, 
zur Aufftelung von Bedingungen u. f. w. ein Regal nennen, (ſ. Mauren 
brecher, Staatd:R., F. 215; Hillebrand, D. Privat:R., 6. 285; Neb: 
ſcher, in der Zeitfchr. f. beutfches Recht, Bb. XIII, ©. 285 fg.; Koch, Eiſen⸗ 
bahnen, Bd. I, ©. 3 fg.,) fo ift Über das Wort nicht viel zu ſtreiten; vorauk 
geſetzt freilich, daß aus demfelben Feine. Kolgerungen gezogen werben, welche mit 
dem Wefen ber Sache und dem öffentlichen Wohle nicht übereinftimmen. Det 
eigentliche Begriff des Negales, als eines zu Zwecken wirthichaftlicher Benütung 
bem Staate zuftehenden ausfchlieplichen Rechtes, ift auf das neue große Verkehrz⸗ 
‚ mittel durchaus nicht anwendbar, und dieſes ang ganz andern ftaatlichen Geſichts⸗ 

puncten aufzufalfen, als aus dem einer ſolchen Negalität. Die Kategorieen fr 
berer Zuftände und Staatöbegriffe find ein Prokruſtes-Bett für igt erft entftan: 
bene Einrichtungen und Aufgaben. 
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Igemeine Wohl ergiebt fich denn, zweitens, für den Staat bie Auf: 
ıbe, Vorſchriften über die nähere Einrichtung ber zu bildenden 
ejellfchaft, jo wie über den Gebraud) der Bahn vorzufchreiben und 
> als Bedingungen der Genehmigung aufzuftellen. Letztere Vor⸗ 
yriften müfjen jowohl das Verhältuig bed Staates zu ber Bahn 
den, aljo dag Necht der Auficht, der Benükung der Bahn zu 
fentlichen Zwecken, der Befugniß zu Sicherheitäforderungen, als 
ıch Beitimmungen über gemeinnüßigen Gebrauch ver Bahn durch 
e Einzelnen enthalten. Der Staat hat das. Recht und die Pflicht, 
3 von ihm eingeräumte Monopol nicht mißbraudhen zu laffen. 
Zeil aber erjt durch Erfahrung manchfach Fehler und Mikbräuche 
itdeckt werben oder Bebürfniffe jich geltend machen können, fo ift 
ıch das Recht zu nachträglichen geſetzlichen Vorjchriften vorzube- 
ilten 25). — Was endlich bie Unterftügung betrifft, fo bat der 


15) Eine, nit nur bie Gegenwart, fonbern auch Fünftige Verhältnifie und 
ebürfnifje befriedigende Ordnung aller Verhältniſſe einer Privatbahnı feitzuftellen, 
&ußerft ſchwierig, wo nicht unmöglich, wenn Alles ſchon bei der Ertheilung 
t Bauerlaubniß feftgeftellt werben fol, alfo vor irgend einer Erfahrung. Die 
anderen Fällen vorgekommenen Ereignijfe mögen wohl als Anhaltspuncte dienen, 
ıd aber keineswegs immer ausreichend. Der Vorbehalt einer fpäteren Nach⸗ 
ſſerung ift daher unerläßlich und es ift aus einem ſolchen auch Feine unerträg- 
he Benachtheiligung ber Balın zu befürchten, wenn auch fie nicht ber Willfür 
r Berwaltungsbehörben überlajien ift, jondern Alles im gefeßlichen Wege erfolgen 
uß. — Jeden Falles müfjen übrigens gleih von Anfang an die vom Staate 
machten Bedingungen die inneren Nechtöverhältniffe ber Gefellfchaft, den Bau 
(bit, und ben Betrieb betreffen. — In erfterer Beziehung ift es hauptſächlich 
tbig, über die Bildung ber moralifchen Perfon, über die Rechte der Beneral- 
erfammlung der Mitglieder, über das Verhältniß ber leitenden Behörde zu ben 
tantöftellen und zu der Geſellſchaft Beſtimmungen zu treffen; nur zwedmäßig 
er wird ed fein, wenn auch Vorkehrungen gegen Börfenfchwindel mit den Actien 
troffen werden, wozu namentlich Verbot der Aufnahme in die Gurszettel vor 
inbezahlung einer beftimmten größeren Hälfte bes Betrages, jo wie die Unter: 
gung der Auszahlung einer Dividende aus dem Kapitale zu rechnen iſt. Hin: 
Htlich der Bahnanlage aber muß. die Beobachtung ber nöthigen Sicherheitämanß- 
geln bei ben Steigungen, Krümmungen, Brüden-, Straßenübergängen, bie Zeit des 
eginned und ber Bollenbung der Arbeit, die Berückſichtigung militärifher und 
Hitifcher Zwecke bei ben Bauten, bie Aufftellung einer Beauffichtigung während 
3 Baues und einer Prüfung vor ber Eröffnung u. f. w. vorgefchrieben werben. 
- In Betreff des Betriebes aber find Beſtimmungen wefentlich über die ungehin- 
rte Benügung der Bahn zu militärifhen und polizeilihen Zwecken; über bie 
28 % 


436 


Staat allerdinga das zum allgemeinen Beten dienende Unternehmer 
auch zu fördern und zu unterftügen. Hierbei kann denn über eine 
Reihe von Maaßregeln ein Zweifel fein; andere dagegen ftehen 
in Frage. 

Zu jenen gehört denn: die Erlaubniß der Vornahme von Ver- 
meflungen zur Feſtſtellung der Bahnrichtung, die Einräumung eine? 
Srpropriationgrechtes; die Meberlaffung von Baubeamten zu Vor: 
ftudien oder Ausführung falls es gewünjcht wird; fchleunige poli- 
zeiliche und gerichtliche Hilfe gegen Beeinträchtigungen und Hinber- 
niffe im Baue; ein außreichendes Difciplinarrecht über die eigenen 
Bebienfteten; die Zeftftellung klarer und billiger gejeglicher Beſtim⸗ 
mungen über die Haftpflicht für übergebene Güter und über Ent: 
[häbigungsforderungen bei perfönlichen Beſchädigungen. — Die be: 
zweifelbaren, freilich hauptjächlich angeftrebten, Unterſtützungen be: 
ftehen dagegen in mittelbaren oder unmittelbaren, alsbaldigen oder 
nur für beftimmte Fälle in Augficht geftellten Geldbewilligungen. 
&3 find dabei ſehr verfchievene Modalitäten möglich und auch that- 


ſächlich in Anwendung, namentlih: Beitrag zum Bauaufwande, 


welcher-benn wieder beftehen kann entweber in einer Meberlaffung 
bereit3 begonnener Eifenbahnarbeiten zur Weiterfortführung ober 
Erlaubniß zur Benützung einzelner Beſtandtheile von Staatseiſen⸗ 
bahnen, 3. B. einer Bahnſtrecke, eine Stationagebäubes, einer Brücke 
u. |. w.; oder aber in Gelobeiträgen 19%); Webernahme eines Theile 
der Actien der zu bildenden Geſellſchaft, vielleicht unter Zurückſtellung 
der Verzinfung Hinter die übrigen Theilnehmer; endlich Gewähr: 
leiftung einer beftimmten mindeften Verzinſung. Das Urtheil über 
biefe Maafregeln ijt ein ſehr verſchiedenes. ine Unterftügung ber 


Verhältniſſe zur Poft, über die Arten und die Ausftattung ber Perfonenmwagen; 
über die Beaufſichtigung und beftänbige Inftanbehaltung der Bahn; vor Allen 
aber über ben Fahrplan und über Perfonen: und Waaren:Taren. 

16) Dieſes Syſtem ift in Frankreich in dem ausgedehnteſten Maaße in An 
wendung gebracht bei ben großen von Paris nach den verfchiebenen Gränzpuncten 
laufenden Linien, für welche ber Staat die Herftellung der Erdarbeiten, Kunſt⸗ 
bauten unb Gebäude übernommen hat, in einem bis zum Ausbau des ganzen 
Netzes fih auf 1,460 Millionen belaufenden Betrage. S. Annuaire de l’&con. 
polit., 1864, ©. 145 fg. 
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erfteren Art ann fehr wirkſam jein und zwar in ihren beiden 
Mobalitäten; aber es ift ein bedeutender Unterfchieb in ber Moͤg⸗ 
lichkeit derſelben. Eine Erlaubnig zur Mitbenützung bereits be⸗ 
ſtehender Staatseinrichtungen iſt im Zweifel nur zu billigen, indem 
ſie der Privatbahn eine Erleichterung gewährt ohne dem Staate 
bedeutende Opfer aufzulegen. Anders verhält es ſich mit ben un⸗ 
mittelbaren Beiträgen an Geld oder der Herſtellung eines Theils 
der Arbeiten auf Staatskoſten. Freilich iſt dieſes Mittel durch⸗ 
‚ Ihlagend, wenn es in großem? Maaßſtabe angewendet wird; allein 
der Staat übernimmt auch einen großen Aufwand, der ihm nur 
mittelbar durch Hebung des allgemeinen Wohlftandes, kaum aber je 
durch den, etwa verabrebeten, Ueberſchuß über ein gewiſſes Maaß 
ber Verzinſung erſetzt wird. Hier erfcheint Staatzbau faſt eben fo 
möglich und anderer Seit? mit weit geringeren Opfern verbunden. 
Sehen Falles kann von einer folchen Unterftügung nur die Rebe 
fein bei gutem Stande des Staatshaushaltes und einer mäßigen 
biäherigen Schuldenlaſt. Ehva weniger bedenklich ift eine durch 
Vebernahme von Actien gewährte Hilfe. Allerdings handelt es ſich 
auch Hier von großen Summen, da Weniges nicht? nützen Tann, 
ſelbſt wohl jchädlich wirken würde, als ein Zeichen von Mißtrauen 
in das Unternehmen; und auch hier aljo liegt die Frage vor, ob 
nicht beffer der ganze Bau auf Staatäfoften unternommen würde. 
Allein der Staat als Gefellichafter hat wenigſtens bie Ausſicht auf 
Theilnahme am Gewinne, fomit auf®Berzinfung feiner zu dem Zwecke 
aufgenommenen Schuld; auch bekommt er, als folcher, einen regel⸗ 
mäßigen Einfluß auf dad ganze Gebahren der Gefellichaft. Am 
wenigften Beifall unter allen Umftänden verdient eine Zinfenzufiche: 
rung. Ungweifelhaft ift fie ein fehr wirkſames Unterſtützungsmittel; 
auch mag vielleicht eine Zuzahlung gar nicht nothwendig, jomit das 
Merk ohne alles wirkliche Opfer durch ein bloſes Verfprechen zu 
Stande gebracht werden. Allein es kann auch da Gegentheil und 
zwar im fehr beläftigender Weife und ganz zu unrechter Zeit ein- 
treten; dann. nämlich, wenn der Staat ohnedem ſchon in Geldnoth 
ift, und zwar aus denſelben Gründen, welche dic jchlechte Einnahme 
der Bahn veranlaffen, z. B. wegen Krieges, Handelsſtockungen n. |. w. 
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Auch ift zu bedenken, daß eine für alle Fälle gedeckte Gejellichaft 
weit weniger Grund bat, im Bau Sparjamteit, im Betriebe Thä⸗ 
tigfett und Einſicht anzuwenden; überhaupt daß die Folgen aller 
Fehler nicht auf bie Schulbigen, fondern auf ben Staat, aljo bie 
Steuerpflichtigen fallen. Schließlich wird bie Unbilligkeit, nur für 
die fchlechten Erfolge eintreten, aber an den günftigen Teinen Antheil 
haben zu follen, kaum befeitigt werben fünnen durch die Bebingung 
eines Eintritted in bie ein gewiffes Zinſen⸗Maaß überfteigende Ein⸗ 
nahme. Diefed Maaß muß hoch geftellt werben, um ben Reiz zur 
Betheilitgung bei dem Unternehmen nicht zu ſchwächen; eine ſolche 
Höhe des Neinertraged® wird aber felten. erreicht werden. — Im 
großen Ganzen fällt ſomit dag Urtheil mehr gegen als für bie Bes 
willigung einer Gelohilfe au2. 

Nicht felten ift unter den Bedingungen einer Bauerlaubnif 
ober einer Unterftügung bie Beitimmung aufgenommen, daß bie 
Bahn nah Ablauf einer längeren Reihe von Jahren dem Staate 
unentgeltlich anheimzufallen habe, ober aud), daß er das Recht habe, 
biefelbe zu jeder Zeit um eine beftimmte, in der Negel nach dem 
burchiehnittlichen Neinertrage zu bemeflende, Summe anzufaufen. 
Sm erjteren Falle ift jeboch die Billigkeit und Ausführbarkeit, über: 
dieß die Zweckmäßigkeit, im anderen wenigftend der wirkliche Werth 
ber Sache fehr zu bezweifeln. — Ein unentgeltliher Rückfall kann 
offenbar ohne fchreiende Unbilligkeit nur dann wirklich in Anfprud- 
genommen werden, wenn ber Reinertrag der Bahn fo lange bebeu- 
tend genug war, um nicht nur bie landesübliche Verzinfung des 
Actienkapitales zu decken, fondern auch daſſelbe almählig ganz zu 
amprtijiven. Dieß wird num aber nur fehr felten der all jein. 
Allein auch abgefehen hievon und in allen Fällen ift e8 kaum denk—⸗ 
bar, daß fi der Staat wirklich dazu entjchließen könnte, ein auf 
Dubende und Hunderte von Millionen fich belaufendes, von allen 
Einzelnen wohlerworbenes Eigenthum feiner Unterthanen ohne Wei: 
tereg einzuziehen blos auf den Grund einer alten Vertragsbeſtim⸗ 
mung hit. Es wird aljo kaum je das Recht angewendet werben. 
Trog deſſen muß aber ſchon fein Beſtehen einen hoͤchſt fchädfichen 
Einfluß auf die Benützbarkeit und Sicherheit der Bahn ausüben, 
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indem natürlich eine mit folcher Vernichtung bedrohte Gefellfchaft 
fange Jahre vor dem feftgeftellten Zeitpuncte jede Ausgabe für Ber: 
befjerungen,, ja wo möglich jelbjt nur für Unterhaltung unterlaffen 
wird N. — Ein Ankauf hat allerdings dieſe üblen Selten nicht; 
dagegen ift es unmwahrfcheinlich, daß ein Staat, welcher zu ber all 
mähligen und wohl auch vwohlfeileren Erbauung, Berbeflerung und 
Auzrüftung die Mittel nicht Hatte, fpäter die ganze Summe zum 
Ankaufe befigen werde. Die Bebingung wird alfo wohl ein tobter 
Buchjtabe bleiben. Da jedoch moͤglicherweiſe das Recht doch von 
Werth fein Tann, 3. B. zur Abrundung eines Netzes von Staats⸗ 
bahnen, auf der andern Seite Fein Nachtheil zu beforgen fteht, fo 
mag immerhin cine folche Beitimmung in das betreffende Geſetz 
aufgenommen werben. 

OL Nach den bis ist gemachten Erfahrungen find hauptjäch- 
lich, nachjtehende Korberungen an zweckmäßige Anlegung und 
Betreibung einer Eifenbahn zu machen, natürlich gleihmäßig 
an Staat: wie an Privat-Unternehmumgen 18). 

1) Hinfichtlich ver Anlegung einer Eifenbahn. 

a) Nur der Betrieb mit Dampfkraft verichafft einer Eifen- 
bahn ihren vollen und allfeitigen Werth, Es iſt daher auf den- 
felben bei der Anlage unbedingt Rückficht zu nehmen, höchitens mit 
Ausnahme furzer und nur zur Bedienung von Bergwerken u. bel 
beftimmter Strecken, welche etwa auch mit Pferden benützt werben 
mögen. Und auch bei diejen bleibt eine folche Anlage wenigſtens 
- m) Beifpiele ber Heimfall= Beftimmung in Franfreih, Defterreih, Baiern 
u. f. w. bi Rau, a. a. O., ©. 252. Die feftgefegten Zeitpuncte find verfchie- 
den, zwiſchen 50 und 99 Jahren. — Sehr entſchieden gegen den ganzen Gebanten 
ft M. Chevalier, Cours d’&con. polit., 2ıne annee, ©. 187 jg. 

18) In einzelnen Staaten, 3. B. Oeſterreich, Preußen, Baiern, finb bie an 
eine Privatbahn zu ftellenben Forderungen, alfo auch bie Bedingungen einer Bau⸗ 
erlaubniß, eins für allemal durch ein Geſetz feſtgeſtellt. Dieß ift nun in fo ferne 
jehr zweckmäßig, als es Unternehmern die Berechnung der Thunlichkeit erleichtert 
und bie Verhandlungen im einzelnen Kalle fehr abkürzt, inden nun nur bie Zeit: 
flellung ber beſonderen Modalitäten übrig bleibt; allein eim noch fo fehr in ber 
Gntwidelung begriffener und mit immer neuen Erfahrungen bereicherter Gegen: 
ftand läßt fich nicht ohne Schaden auf längere Zeit an bleibende Vorſchriften 


binden. Solche Gefete bedürfen alfo jeden Falles häufiger Durchſicht und Nach: 
befferung. 
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unvorfichtig, weil ſich doch ein unerwarteter Perſonenverkehr bilden 
ann 19). 

db) Aus demſelben Grunde tft gleich bei der Anlage einer jeden 
Bahn auf bie Möglichkeit eines doppelten Geleifes Rückſicht 
zu nehmen, 

c) Ein Wechſel der Wagen ift ſowohl für ben Perſonen⸗ 
verkehr ſehr beſchwerlich, als nachtheifig für die Waarenforifchaffung, 
welche dadurch vertheuert, verzögert und ſelbſt gefährbet wird. Für 

militäriiche Zwecke gar Tann die Benützungsmöglichkeit völlig von 
der ununterbrochenen Befahrung langer Bahnſtrecken mit denſelben 
Gefährten abhängen 29. Daher muß denn nicht nur innerhalb 
deſſelben Staates überall die gleiche Spurweite beſtehen; ſondern 
es iſt auch ein genanes Anſchließen an die Nachbarſtaaten in dieſem 
Puncte dringendes Bedürfniß. Selbſt eine geringere techniſche Voll⸗ 
kommenheit iſt hier das bei weiten kleinere Uebel 24). 

d) Eine paſſende Anlage der Bahnhöfe iſt von großer 
Wichtigkeit für die betreffenden Orte. Wenn daher eine Anlage in 
nächfter Nähe der Ortfchaften und namentlich im Bereiche des bisher 
ſchon gewerbreicheren Theiles berjelben auch mit Gelbopfern ver- 
bunden ift, jo muß fie doch wo möglich vorgenommen werben, indem 
gegen eine folche Mehrausgabe die bei anderer Einrichtung ficher 
erfolgenden, an fich jeboch unnöthigen, Neubauten und die Ent: 
wertbungen beftehender Häufer- und Gewerbevorkehrungen als volks⸗ 
wirthſchaftlich nachtheilig erfcheinen. Auch die durch Entfernung 


19) So wurde auf der Bahn von Lyon nad Gt. Etienne gar nicht auf 
Perfonen gerechnet, und it wird fie jährlich von Hunberttaufenden benützt; eben: 
fo die zunächſt nlır für Kohlenwerke beftimmten Bahnen von Darlington-Stodton, 
von Edinburgh:Talkeith und von Glasgow-Garnkirk u. ſ. w. War doch jelbit 
bie Liverpool: Manchefter Bahn zunächſt nur für Waarenfortihaffung beftimmt 
und bie bald auf viele Hunberttaufende von Neifenden fich belaufenden Berfonen: 
benüßung ganz unerwartet. 

20) ©. über biefen Punct die intereffanten Erörterungen in ber Deutfchen 
V.-J.-Schr., 1844, H. 1, ©. 1 fg. 

21) Ueber die von allen deutſchen Spurweiten früher verfchieden geweſene 
badiſche Einrichtung und ihre Folgen ſ. Vol z, Tie Behandlung des Eifen-B.: 
Bauweſens im Großherz. Baden, in der Tüb. Zeitſchr. f. d. gefammte Staats: 
wiſſenſchaft, 1844, 9. 1, ©. 87 fg. Die Anderung foflete einige Millionen. 
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ber Bahnhöfe entftehende Erhöhung der Reifekoften fo mie der größere 
Zeitverluft tft zu beachten. Dabei machen üble Erfahrungen auf 
merkſam auf die Nothwendigfeit, bei einer Anlage auch bie vielleicht 
eintretende jpätere Vergrößerung eine? Bahnhofes im Auge zu bes 
halten 32), 1 

e) Da die Eifenbahn theild in nothwendigem Zufammenhange 
mit andern VBerbindungsanftalter, namentlich der Poſt und ven 
Telegraphen fteht und ihre Reiftungen fich gegenfeitig bedingen und 
nützen, theils ihre eigene leichte Benutzung von einer zweckmäßigen 
Berbindung mit den Zollbehörden abhängt: jo muß bei Anlegung 
ber Bahngebäude für genügende Näumlichkeiten zu allen dieſen 
Zweden geforgt fein. Bei Privatbahnen gehört die Verpflichtung 
hierzu unter bie nothwendigſten Bedingungen einer StantZbewilligung. 

f) Die bei cinem Eifenbahnbau unvermeiblichen Störungen 
bed Verkehrs, Veränderungen von Land» und Wafferftraßen, gefähr: 
liche Arbeiten find unter polizeiliche Aufficht zu nehmen und auf 
ben geringften Grad von Befchwerlichkeit für Dritte, welcher fich 
irgend mit ber ungeftörten Fortſetzung des Baues verträgt, zu be- 
ſchränken. — Eben fo iſt in Betreff der zum Bau zu verwenbenben 
Arbeiter einer Seitd für Erhaltung der Sicherheit der Umgegend 
durch entiprechende Mittel zu jorgen, anderer Seit? Anftalt zu 
treffen für genügenbe Unterfunft, Verpflegung und Kranfenverfor: 
gung biefer zahlreichen und wandernden Menfchenmenge 2°). 

g) Bei der Geftattung einer Privatbahn ift eine Zeit für den 
Beginn des Baues, und zwar bei Verluft der ertheilten Erlaub⸗ 
niß, wohl auch einer verhältnigmäßigen Cautionsſumme, vorzufchreiben, 
damit nicht aus Wankelmuth oder Intrigue dag Werk unterbleibe, 
Andere aber von feiner Unternehmung abgehalten feien. Eben fo 
muß eine äußerſte Frift für die Vollendung des ganzen Werkes 
geftellt werden, ebenfalls bei beftimmter Conventionalftrafe, (welche 
22) Die Herftellung der Verbindungswege ber Stationsortſchaften ift billiger: 
weife Sache der Gemeinden, welche den Vortheil der Verbindung Haben wollen. 
Dagegen bat die Bahn für die Herftellung und Erhaltung der durch ihr Bors 
handenſein nöthig werdenden Wenlibergänge, Brücken, Einfriedigungen u. |. w. 


zu forgen. Bol. Jäger, a. a. O., ©. 68 fg. 
23) ©. Jäger, a. a. DO. ©. 67. 
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namentlich in ber Verfteigerung ber begonnenen Arbeiten an einen 
andern Unternehmer beftehen mag,) um zu verhindern, daß nicht 
etwa nur eine beſonders einträgliche Bahnſtrecke gebaut oder in 
geldklemmer Zeit die Benütbarkeit zum allgemeinen Schaden unbillig 
hinausgezogen werde. 

2) Hinſichtlich des Betriebes. 

a) Die Gefährlichkeit der Benützung von Dampffraft macht bie 
höchite Borficht in der Befahrung der Eifenbahnen nöthig. Es 
handelt fi dabei von Vorſchriften fir die Sicherheit ber Perſonen 
und der Waaren in den Bahnhöfen und während der Fahrten; 
namentlich alfo von den genauejten Vorkehrungen gegen ein Zu 
fammenftoßen von Zügen; von den nie nachlafjenden Unterjuchungen 
des Zuſtandes der Bahn und des Fahrgeräthes; von dem Schupe 
be an die Bahnen anftoßenden Eigenthumes gegen Entzündung 
durch die Bahnzüge, und umgekehrt; von Strafgejeßen gegen fahr: 
Käffige oder abjichtliche Beichädigungen der Bahn oder ber Wagen; 
von ber Benützung der die Bahn burchfreuzenden gewöhnlichen 
Straßen u. f. w. 2). Hierzu aber ift nothwendig: eime vichtige 
und mit ber peinlichiten Genauigkeit eingehaltene Dienftorbnung; 
eine ftrenge Strafgejeßgebung wider alle bözwilligen und fahrläffigen 
Handlungen der Bedienfteten, durch welche Beichädigungen, namenk 
lich von Menfchen, veranlagt worden find; endlich die Feſtſtellung 
von entjprechenden Geldentſchädigungen an alle durch irgend eine 
Echuld cine Bahnbeamten oder durch jchlechte Einrichtungen ber 
Bahn Verlegten oder ihre Hinterblichenen 35). Keinem Zweifel 


24) Natürlich werden erft längere Erfahrungen dieſe ſchwierigen Fragen al 
mählig entwideln und feftftellen. Cine Anzahl pofitiver beutfcher Gefeke |. 
bei Reden, Eifenbahnen, ©. 68 fg.; die engliihen bei Whishaw, The 
railways of Great-Britain. Standing orders of both Houses of P. 
Lond., 1840; Bineau, Chemins de fer d’Angleterre. Legislation: Police 
du chemin. Par., 1840; die belgifche in: Chemin de fer. Exploitation. Bruzx., 
1838. Außerdem ift zu vergleihen: Camphauſen, Verſuch eines Beitraged 
zur Eiſenbahn-Geſetzgebung. Köln, 1838; Sanfemann, Kritif des preußifchen 
Eifenbahngefeßed. Aachen, 1841. 

25) Wie nothwendig die ftrengftien Maaßregeln zur Abwehr vermeibbarr 
Gefahren ſind, beweist die fehr bebeutende Anzahl von Unglüdsfällen, welche 
innmer noch — allerdings mit großem Unterfchiede unter den verfchiebenen Lin 
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aber kann unterliegen, daß der Staat berechtigt und verpflichtet iſt, 
jede neue erprobte Erfindung, welche zu größerer Sicherftellung 
ber Reifenven dient, auch den Privatbahnen vorzufchreiben, falls te 
dieſelbe nicht freiwillig angenommen haben follten; ebenjo die Unter: 
lafjung von offenbar gefährlichen, nicht in ber Natur der Sache 
fhon begründeten Einrichtungen oder Handlungen 29). 

b) Da die möglichfte Schnelligleit der Förderung 
ein Hauptzweck der Eilenbahn ift, fo muß ber ganze Betrieb auf 
folche berechnet fein. Hierzu gehören aber: Einrichtung von Schnell: 
zügen in allen für großen Perſonenverkehr wichtigen Nichtungen ; 
häufige für bie örtlichen Verhältniffe pafjende Fahrten; Vermeidung 
unbebeutender Swifchenftationen auf Zügen mit weitliegenden End⸗ 
punkten; richtiged Anſchließen an die Dampfzüge anderer Haupt: 
ftationen; vernünftige Beſorgung bed Zollwefend an der Zoll: ober 
Landesgränge 37); ebenjo des Paßweſens 23). Dieſes Alles hat alſo der 
Staat zu beachten, beziehunggweile von Privatbahnen zu verlangen. 

c) Hohe Fahrpreiſe wiberfpredhen dem Zwecke der ganzen 
Anstalt, und zwar ſowohl bei Perſonen- ald bei Waaren-Verkehr. 
In erjterer Beziehung haben fie anftatt einer allgemeinen leichten 


bern — auf den Eifenbahnen fich ereignen. So find 3. 8. in England im Jahre 
1862 nicht weniger als 28: Menfchen auf ben Bahnen getöbtet und 833 verlegt 
worden, unter welchen 46 und 781 Reifenbe ohne ihre Schuld; im 3. 18693 aber 
216 getötet und 600 vermunbet, worunter 26 unb 536 Reiſende ohne ihre Schuld. 
Qal. Comp. to the Alman., 1863 unb 1864. 

26) Eine ausführliche rechtliche Erörterung über Haft: und Entſchädigungs⸗ 
pflicht der Eifenbabnen ſowohl bei Beſchädigungen von Menfchen als bei Verluft 
an Gütern, |. bei Koh, D. Eifenbahnen, Bd. II, ©. 205 fg. 

27) Vgl. Reben, a. a. O., ©. 1083 fg. 

28) In biefer Beziehung hat bie unabweisbare Nothwendigkeit der, nicht 
eben ganz unberechtigten, Beſorgniß der Sicherheitsbehörben fehr große Einräu⸗ 
mungen abgerungen. Cine Handhabung der früheren Paßpolizei war vollfommen 
unverträglich, theil3 mit dem Zwecke möglichſt ſchneller Reiſemöglichkeit, theils mit 
der Zujammendrängung von Hunderten und Taufenden von Meifenden. Man 
ift baher zur Ausgabe von Paßkarten an alle unverbächtigen Perfonen, endlich 
in vielen Staaten zur gänzlichen Aufgebung bed Paßzwanges übergegangen. lm 
fo nöthiger ift denn freilich eine genaue Ueberwachung der Bahnhöfe durch Polizei: 
beamte. Die Erfindung des electrifhen Telegraphen bat allerdingd manche Be⸗ 
denklichkeit befeitigt und die Verfolgung flüchtiger Verbrecher und die Beobachtung 
anfommenber gefährlicher Meifenber fehr erleichtert, 
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Beweglichkeit der Maſſe des Volkes, und namentlich der arbeitenben 
Klaffe, mehr nur einen Lurus der Wohlhabenderen zur Folge. Auch 
‚weist denn die Erfahrung aller Länder aus, daß es bie wohlfeiliten 
Plaͤtze find, welche in weit überwiegendem Maaße benützt werden 2°). 
Bei den Waaren aber geht durch hohe Tarife ein großer Theil bed 
Nuben? für Gewerbe, Handel und Verzehrung verloren. Alle 
wohlfeileren Gegenftände können ſolche Koften gar nicht ertragen 
und die Verfenbung unterbleibt ganz. — Unter dieſen Umftänden 
it e8 eine Forderung von allgemeiner volfswirthichaftlicher Bedeu⸗ 
tung, die Fahrpreife für alle Arten der Benützung fo wohlfeil 
zu fegen, als es ſich mit einer genfigenben Verzinfung des Bahn: 
kapitales nur irgend verträgt. Im Wllgemeinen liegt nur eine 
Mohlfeilheit der Bebingung allerdingd auch im Vortheile der Bahr 
jelbft, indem das baburch bewirkte Zuftrömen von Menjchen und 
Gütern eine volle Ausnüßung der, doch jeden Falles anzumenbenben, 
Zugkraft geitattet, die Koften für ben Dienft u. |. w. aber nicht 
nennenswerth gefteigert werden. Da dieß jeboch (wie bereitß oben, 
©. 428, audgeführt) nur bis zu einer gewifjen Gränze ber Fall 
tt, fo ift es Pflicht und Necht des Staates, bei feinen eigenen 
Bahnen die nieberftmöglichen Säte einzuhalten, bei Privatbahnen 
aber unter die Bedingungen der Bauerlaubnig einen fortdauernden 
Einfluß auf die Fahrpreife aufzunehmen und diefen zur Herbi- 
führung der eben genannten Höhe der Tarife zu benützen. — Hierbei 
mag denn auch das Verbot von Differentialanfägen ausgeſprochen fein. 

d) Bon großer Bedeutung ijt eine verftändige Reglung ber 
Benügung der Bahnen für die Boft und für andere öffentliche 
Zwede, 3. B. Militärtranzporte. Bei Staatsbahnen bat foldes 
natürlich Leine Schwierigkeiten, wohl aber können bei Privatbahnen 


29) Die Sitten in den verfchiedenen Ländern find in biefer Beziehung aller: 
dings etwas verſchieden; auch tft die Ausſtattungsart der mwohlfeileren Wagen: 
Haffen von Bedeutung für die Benützung der Toftfpieligeren: dennoch ift überall 
bie Zahl der mit ber britten Klaſſe Reifenden eine höchſt überwiegende, und na—⸗ 
mentlich die Zahl der in ber erften Klaffe Reiſenden eine verſchwindend Beine. 
Selbſt in England, wo verhältnigmäßig bie erfte Klaſſe fehr ftarf benützt wird, 
war 3. B. das Verhältniß ber Verfonen im J. 1863 wie 13; 805 56; auf de 
badifchen Bahn bagegen ift es wie 1; 10; 40. 
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Be Verlegenheiten oder Ausgaben daraus entftchen, wer nicht 
den Genehmigungs-Bedingungen die nöthigen Vorbehalte gemacht 
den ?9). 

e) Eine anftändige, gegen die Witterung und Zufälle ſchützende 
isſtattung aller Wagenklaſſen erforbert die Rüdficht 
en die Benützenden nicht minder als der eigene Vortheil. Ganz 
zedeckte oder nicht mit Fenſtern verfehene Wagen 3. B. können 
t anderd, denn als eine Mißhandlung der ärmeren Klaſſen 
achtet werben. 

f) Eine für den Empfänger bequeme und wohlfeile 
Hieferung der zur Fortſchaffung erhaftenen Waaren vermehrt 
hwendig die Benügung. 


c) Wafferfiraßen. 


$. 176. 
«) Natürliche. 

Der eijenthümliche Vorzug der natürlichen Waſſerſtraßen ift 
Be Wohlfeilheit, und fie find von höchfter Wichtigkeit für den 
indel und die Gewerbe, weil für biefe am Ende dad Meifte auf 
: Möglichkeit ankömmt, in den Preifen mitwerben zu können Y. 
- wichtiger aber diefer Vorzug ift, deſto mehr it es Pflicht, den 


30) Im 3. 1862 hatte der englifhe Staat für die Beförberung der Poſt 
ann zu bezahlen: in England 386,613 8 St.; in Schottland 76,529 
; in Irland 76,966 & St. 
er Die Zahlen:Angaben find freilich fehr verfchieden, und müſſen es aller: 
198 auch fein, je nachdem man örtliche Verhältnifie, Abgaben u. f. w. ber Be: 
hnung zu Grunde legt. Arnd, Die Gewäfler und ber Wafferbau der Binnen: 
wer. Hanau, 1831, ©. 223 nimmt folgende Verbältnißzahlen an: 


auf einem nicht hauffirten Randwege - » > 2 2 = 1 
auf ebenen und feften Steinſtraßen. = Ih 
anf wagrechter Gifenbahn . » - 2 2 2 een en = ih 
ſtromaufwärts mit einer Gefchwinbigkeit von 7° in ber -Sefunde = "/s 
desgl. mit einer Geſchwindigkeit von Bla . . . 2. 2.2. = Yı 
auf rubigem Waller . > 2 2: 2 2 2 = Ya 
ohne Zugkraft, alfo ftromabwärts, oder auf ber Se . . . = Yın 


an Alten, Anleitung, ©. 1 fg., nimmt ben Unterfchieb zwifchen Transport 
f ungemachten Wegen, auf Chauffeen und auf Kanälen und Strömen an, wie. 
„6 und 1. 
7 
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ausgedehnteſten und zweckmaͤßigſten Gebrauch beffelben zu begün- 
ftigen. Und zwar wird es in ber Regel Sache de Staates fein, 
diefe Anftalten zu treffen; theil® weil die jchiffbaren Gewäſſer 
überall öffentliches Eigenthum find, theils wegen der Koften ber 
Anlage, welche in der Regel nicht unmittelbar durch Zölle und 
Abgaben gedeckt werben können, wenn nicht ber Zweck ganz ver 
fehlt werden fol. Nur verjteht es ſich von ſelbſt, daß ſich jede 
Unternehmung blos dann rechtfertigen läßt, wenn die Zinſen aus 
den Anlage-Kapitale und die Unterhaltungskoſten entjchieden Heiner 
find, als der jährliche mittelbare oder unmittelbare Nuten für das 
Volfgvermögen. Sind jene höher, jo wäre die Annahme umwirth⸗ 
Ihaftlih und, ‚bei den vielen anderweitigen Forderungen an bie 
Staatskaſſe, unverantwortlid, ?). 

Uebrigens ift Hinfichtlich der Staats⸗Anſtalten zu unterſcheiden 
zwijchen ben Meeren ober meerähnlichen Landjeen, und ven Flüffen. 

I. Meere und große Landſeen. 

Da es fich hier von einer Schiffbarmachung nicht erft handelt, 
biejenigen Naturhinderniffe aber, welche der Schifffahrt auf ber 
See Gefahr bringen, 3. B. heftige und häufige Stürme, Untiefen, - 
Strömungen, Klippen, durch Menſchenkraft nicht entfernt werben 
fönnen: fo hat fich die Sorge für die Seefchifffahrt auf zwei Rück 
fichten zu beſchränken. Erſtens auf Anftalten, welche vor den ver: 
handenen Gefahren warnen; zweiten auf eine Einrichtung der 
pafjendften Uferſtrecken, welche leichted und fichered Ein- und Aus 
laden der Waaren geftattet. 

1) Die Verwahrung vor Gefahren wird aber erreicht: 

a) durh Leuchtthürme und Feuertonnen; 

b) durh Boien, Flaggen und Baken an den Strom 
mündungen zur Vermeidung der Wnticfen; 

c) durch gute Lootſenanſtalten ?). 

2) Zur Bequemlichkeit ver Schifffahrt um des Seehandels if 
dagegen erforderlich: 

2) Richtige Bemerkungen Über diefen Punct f. bei Arnd, a. a. O., Set 


B6 fg. 
3) Meber diefe Puncte ſ. oben, Bd. I, $. 45, ©. 803 fg. 
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a) die nöthige Anzahl von Seehäfen. Häufig gewährt 
ſchon die Natur dieſes wichtige Geſchenk durch die Bildung ber 
Küfte ohne alles Zuthun der Menfchen, ſelbſt ohne daß es nur 
einer Nachhilfe bedürfte; und dann erfordert eine folche günftige 
Lage nur etwa Befeſtigungswerke zum Schutze gegen Feinde und 
Seeräuber, und Beamte zur Handhabung der Hafenpolize. Allein 
nicht immer tritt diefe Gunft des Zufalles an foldhen Stellen ein, 
wo dem Gange ded Handel? nah, 3. B. wegen ber Nähe großer 
Haupt- oder Gewerbe-Stäbte, viele Schiffe zu landen haben. Hier 
werben denn künſtliche Arbeiten nöthig. Entweder find Dämme 
in der See zu erbauen, um den Schiffen Schuß gegen den Wellen: 
ichlag zu gewähren *); oder muß, durch Ausbaggern oder künſtlich 
geleitete Wafferftröme, das Verjanden des Hafens verhindert wer« 
den ®); oder find Baſſins zu graben, in welchen bie Schiffe vor 


Anker geben können und zu gleicher Zeit immer ſchwimmend er⸗ 


halten werben ®). 
b) Vielen Schaden und viele Unannehmlichkeiten eriparen ben 


J. ankommenden oder in Labung liegenden Schiffen folche Einrichtungen 


im Hafen, welche ihnen ihre Gefchäfte erleichtern, oder Ausbeſſe⸗ 
rungen möglicdy machen. Hierher gehören: Uferdämme, an welchen 
die Schiffe unmittelbar anlegen koͤnnen mit Erjparniß der Gefahr 
und der Ausgabe der Kichterjchiffe; Krahnen auf diefen Uferdämmen; 
Magazine zur Aufnahme der ausgeſchifften Waaren bis zu deren 
Abgabe an ihre Beftimmung 7); (leicht ift es, diefe Magazine auch 





4) 3. 2. bie murazzi von Venedig, |. Martens, Reife na Venedig. 
Etuttg., 1824, Bd. I, Seite 364 fa.; ber breakwater von Plymonth, Dupin, 
Voyage dans la Grande Bretagne, Force maritime, Bd. V; der Damm in 
Cherboura, ſ. Hagen, Beſchreibung neuerer Waſſerbauwecke. Rönigsb,, 1826, 


- 6,180 fg.; die Molo's von Genua, Neapel u. f. w. 


5) ©. 3. B. Veit's Geſchichte der Arbeiten am Hafen von Memel, in ben 
Beiträgen zur Kunde Preußens, Bd. I, S. 215 fg. und Bd. IV, ©. 458 fg. 

6) 3. 8. die Baſſins in Havre, die verfchiedenen Londoner Docks. 

7) Eine Beichreibung ber mit ben verfchtedenen Docks in London verbun- 
denen ungeheuren Magazine, in welchen die Waaren unter Königsſchloß und 
gegen Diebftahl gefichert liegen, fiehe bei Dupin, Handelsmacht, Band II, der 


deutſchen Ueberſetzung, Seite 30 fg; Mac-Culloch, Handbuch, BL, I, Art. 
Docka 
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ala Entrepots zu benügen, |. unten,’ $. 1865) Feſtſtellung und 
Handhabung gewifler Grundſätze über Hafenpolizei, 3. B. über bie 
Reihenfolge der Ein: und Ausladung, über Vorficht mit Feuer und 
Licht, über nächtliche Aube, Aufitellung von Tags und Nacht-Wachen, 
Einnahme und Augladung von Ballaſt; endlih Werften und Treo: 
ckendocks. 

Mit Ausnahme allenfalls der Baſſins und der Magazine wird 
nicht leicht eine dieſer Einrichtungen von Privaten unternommen 
werden. Daß der Staat ſich in der Form von Hafengeldern u. ſ. w. 
. eine Entſchädigung für feine Auslagen geben laſſen darf, verſteht 
fich von ſelbſt; nur ift babei- wohl zu überlegen, daß Iäftige Ab: 
gaben den Handel vermindern müßten, wodurch dem ganzen Volke: 
vermögen ein, vielleicht unberechenbarer, Nachtheil zugienge, und 
überbieß ber Zweck einer bedeutenden Sinnahme ganz verfehlt würde. 

U. Flüffe. 

Sind ſchiffbare Flüffe auch nicht von derfelben Bedeutung für 
ben Handel, wie dad Meer, fo gewähren fie dagegen den Vortheil, 
daß es ber menfchlichen Kraft eher möglich ift, die Hinderniſſe zu 
entfernen, welche ſich einer fichern und leichten Benüßung entgegen 
ftellen. Die Thätigfeit des Staates (dem auch bier find Privat 
unternehmen kaum denkbar) hat aber in diefer Beziehung eine drei: 
fache Richtung einzuhalten: 

1) Wegräumung natürlicher Hinderniffe Die erfte un 
nothwendigſte Bedingung der Benügung eines Fluſſes zum Handel 
iſt, daß er auf feinem ganzen zur Schifffahrt überhaupt geeignelen 
Laufe die nöthige Tiefe hat, um die Schiffe zu tragen. Wenn nun 
ſchon eine an und für fich nicht vorhandene Waffermaffe nicht ker 
beigefchafft werden mag, ſondern in biefem Falle der Fluß nur 
entweder jelbft in einen Kanal verwandelt oder zur Speifung eind 
Kanaled verwendet werden kann 8): fo ift es doch möglich, einzelnt 

8) Darüber, welche von biefen beiden Maaßregeln vorzuzichen ſei, ift Streit 
Für bie günftige Verbefferung de Flußbeetes und Anlegung eines Seitenlanalti 
wird angeführt: bie durch bloſe Gorrectionen nie zu erreichende Regelmäpigfet 
der Kanalſchifffahrt; die Unterbrechung der Flußſchifffahrt durch Hochgewäſſer um 


Waſſermangel; die Geiährlickeit der Wehre. Dagegen wird aber für Berbile 
rung des natürlichen Flußbeetes geltend gemacht: das frühere Cinfrieren dt 





.n. 21 4 
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örtliche Hinderniffe, welche die Fahrftraße unterbrechen, wegzuräumen ; 
auch ift das Flußbeet feinem vortheilhafteften Profile, einem Halb: 
freife, näher zu bringen. Solche Hinberniffe find aber: allzugroße 
Breite de Flußbeetes, Vertheilung des Fluſſes in mehrere Arme, 
Sandbänte ). 

Ein zweiter nicht minder wichtiger Punkt iſt, daß die Sciff- 
fahrt nirgendd durch Naturhinderniffe gefährlich fei. Häufig 
wird bie Bildung des Flußbeetes von der Art fein, daß neben 
ſolchen Hinderniſſen, 3. B. Wirbeln, Feljen u. |. w., eine fichere 
Fahrftraße vorbeiführt; dann genügt bie Bezeichnung der Gefahr 
und des ficheren Weged durch die befannten Mittel von Tonnen, 
Flaggen u. |. f. Sit die Umgehung ver gefährlichen Stelle aber 
nicht möglich, wenigftend nicht bei jedem Wafferftande, dann tft 
freilich die gänzliche Wegräumung zu unternehmen. Hierher ges 
hören unter anderen: Felſenriffe; Waflerfälle und Stromfchnellen; 
Serpentinen 19). 

2) Wegräumung künſtlicher, d. h. dur Menfchen veran⸗ 
ter, Hinderniſſe. — Sehr häufig find in früheren Zeiten und 
bei anderen Gewerbe- Zuftänden durch menſchliche Handlungen erft 
Hinderniffe für die Schifffahrt gefchaffen worben, welche eben fo 





Randle; bie Koften und Hemmniſſe der zeitweifen Reinigung berfelben; bie Ver⸗ 
ſenlbarkeit der Wehre; ber Vortheil der durch fie entftehenben Gefälle; die Benutz⸗ 
barkeit des Fluſſes von beiden Ufern aus; bie Anwendung ber Dampfſchiff⸗ 
hit. &. Deschamps, Recherches et considerations sur les riviereg 
et les canaux. Par.; M. Chevalier, Des intérôts materiels en France. 
Brux., 1888, ®b. I, Seite 180 fg. Das Gewicht der letztern Anficht läßt ſich 
nicht verkennen; und es folgt daraus, baß eine Verbeſſerung des Flußbeetes fo 
Inge, als irgend möglich, vorzuziehen ift. 
9) Weber bie technifchen Mittel gegen biefe Hinderniſſe ſiehe Schemerl, 
Mb. über die vorzüglichfte Art an Flüffen und Strömen zu bauen, in deffen 
* über Schiffbarmachung der Ströme, Seite 28 fg.; Arnd, a. a. O., 
€. 82 fg.; Hagen, Waflerbaumwerle, ©. 233 fg. 
10) Weber bas Techniſche ſ. Schemerl, Shiffbarmadgung, Anhang: 
Über Sprengung ber Steine und Felſen; Tulla, Rectification bes Rheines. 
Karlör., 1825. Ueber die durch Befeitigung von Serpentinen entftehenbe Gefahr 
einer Ueberſchwemmung im untern Stromgebiete |. Ban ber Wyk, Der Mittel- 
rhein und Mannheim in hydrotechniſcher Beziehung. Mannh., 1825; und Krönte, 
Ueber die Durchgrabung ber Erdzunge am Geyer. Darmft., 1826. 
v. Mohl, Potizetwilj. II. 3. Auflage. 2 
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hemmend und eben fo ſchwer wieder zu entfernen find, als felbit 
bie natürlichen. Ungweifelhaft hat der Staat das Recht und bie 
Pflicht, die Handlungen zu verhüten, auß welchen ſolche Hemmmniffe 
hervorgehen, und ebenfo find die bereit3 beftehenden wieder zu ent- 
fernen. Doch ift dabei zweierlei zu bemerken. Einmal muß aud 
bier der Zweck den Aufwand rechtfertigen; dieſer aber kann na- 
mentlich dadurch bebeutend gefteigert werden, daß nur mittelft Ein: 
griffes in privatrechtliche Verhältniffe, fomit gegen volle Entjchäbi- 
gung, der bejtehende Zuſtand zu ändern ift. Sodann tritt wenig: 
ftend bei einzelnen Gattungen der Tünftlichen Hemmnifje ber Tall 
ein, daß biefelben zwar für die Schifffahrt von Nachtheil find, allein 
anderweitigen wirtbfchaftlichen Nuten gewähren. Hier kann denn 
von einer Bejeitigung des Beſtehenden nur dann die Mede fein, 
wenn ber durch die freiere Schifffahrt zu erwartende Nuben fo be 
beutend fit, daß er die Vortbeile der itzigen Einrichtung” und bie 


Koften ihrer Befeitigung entjchieden übertrifft. Die Hauptfächlichiten 


fünftlihen Hemmniſſe find aber folgende: 

8) Hindernde Wafjerbaumwerte, 3. B. Brüden, Mühlen, 
Wehre, Wafjermafchinen. Die hier zu beantwortenden Hauptfragen 
find theild die unmittelbar finanziellen, ob nämlich der Staat über 
haupt in ber Lage ift, bie oft höchft bebeutenden Koften des N 
brucheö ber beftehenden und der Errichtung der neuen Gebäude zu 
tragen; theils die über das Verhältniß des zu erwartenden Nutzens 
zum bebingenden Aufwande. rftered Tann ſelbſt in großen um 
reichen Staaten verneint, wenigftend auf fpätere Zeiten verfchoben 
werben müflen. Die Bejahung der zweiten Frage aber ſetzt, Bei 
bedeutenderem Aufwande für die Wegräumung, entweder einen 
großen Verfehr auf dem Fluſſe voraus oder den Wunjch, eine 
wichtige verbefjerte Verbindungsart ind Werk zu fegen, aljo 3. 2. 
die Dampfichifffahrt; in beiden Fällen aber ift nicht bloß der Ge 
winn der Schiffer, fondern noch mehr der den Gewerben, dem 
Aderbau oder den höheren menfchlichen Beziehungen zugehende Bor: 
theil in Berechnung zu nehmen. Weber die technifche Ausführung 
laͤßt ſich Allgemeines nicht jagen. Manchmal wird die Umgehung 
des ganzen Hinderniffes, z. B. mittelft eine Kanales, noch das 
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Bortheilhaftere fein. — Nicht erft der Bemerkung bedarf es, daß 
unter diefen Umſtänden ein ſtrenges Augenmerk auf Neubauten, 
welche der Schifffahrt Eintrag thun Fönnten, zu richten ift; und 
daß dephalb jedem an einem öffentlichen Gewäfler vorzunchmenben 
Bauweſen erit Prüfung und Genehmigung ded Planes durch die 
Wafjerbau-Behörbe vorangehen muß. 

b) Wafferabzapfung zum Behufe von Kanälen, Mühl: 
graben, Bewäflerungs - Anftalten. Da ſolche Verwendungen ber 
öffentlichen Gewäffer von dem größten Nuten für Gewerbe, Landbau 
und ſelbſt für den Handel fein koͤnnen, fo liegt hier vor Allem bie 
Frage zur Entſcheidung, ob die Verminderung der Waffermenge zu 
den gewählten Zwecken oder eine größere Zujanımenhaltung derſelben 
zu Förderung der Schifffahrt der Allgemeinheit den größeren Vor⸗ 
theil verſpricht. Eine Regel läßt fich nicht aufftellen 12), da in 
jedem einzelnen Falle einer Seit? die Größe des in Trage ftehenden 
Handelszuges und feine Bedeutung für die verſchiedenen Quellen 
des Volksvermoͤgens, anderer Seit der Werth der Gewerbe oder 
Landbau-Einrichtungen, zu welchen itzt das Waſſer abgegeben wird, 
gegen einander abgewogen werden müfjen. Nicht felten werben 
allerdings die letzteren Nückfichten vorwalten, und dann kann ber 
Schifffahrt nicht geholfen werben. 

c) Verunreinigung bed Ylußbeetes, fei es durch 
Aufhäufen von Baufchutt und anderen Unreinigleiten aus Ufer⸗ 
jtädten, fei es durch abfichtliche oder durch Vernachläfligung herbei⸗ 
geführte Bejchäbigung ber Ufer, jo daß Bäume, Steine, u. ſ. f. 
das Flußbeet erhöhen und unficher machen. Hier kann freilich über 
bie Aufgabe des Staates Fein Zweifel obwalten. Die Mittel aber 
wird er theils in firengen Verboten und Strafen, theils in allge 
meiner Beauffichtigung der Uferbefeftigung von Seiten ber An⸗ 
gränzer zu finden willen. 

3) Anlegung der nothwendigen Hilfsanſtalten zur Er⸗ 
leichterung der Schifffahrt. 

11) Arnd, Die Gewäfler, S. 233, geht zu weit, wenn er den Sab auf: 
ftelt, daß bie Bewäflerungs- Anlagen als bie unbebingt ngligeren immer ber 
Schifffahrt vorzugehen haben. 

29* 
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a) Vor Allem ift nothwendig die Anlegung und Unterhaltung 
der Leinpfade, (XTreppelmwege), . welche für die Bergfahrt ber 
Segel: und Ruder-Schiffe nöthig, für die Thalfahrt wenigſtens 
erwünfcht find 29). Die Ufernachbarn find fchulbig, gegen Ent 
Ihädigung, den nöthigen Raum abzutreten; und es tft ihnen zu 
unterfagen ben Gebrauch der Leinpfade durch Pflanzung von Bäu—⸗ 
men, Schranken, Pfoften u. |. w. unbrauchbar zu machen. Am 
zweckmäßigſten übernimmt der Staat felbft die Unterhaltung und 
Ausbeſſerung, weil den Ufergemeinven, die zum großen Theile von 
der Flußichifffahrt nur geringen Nuten ziehen, dieß weder mit 
Gerechtigkeit noch mit Erfolg zuzumuthen tft. 

b) Anlegung von Häfen, namentlich auch zum Uebermwintern 
der Schiffe, Schuß vor Eidgang u. |. w. Die Hanbelöverhälmifle 
geben Art und Größe der Arbeit an die Hand. Mittelſt Umfaſ⸗ 
jungd-Mauern und Bewachung können folche Werke auch als Nie 
berlagen zum großen Vortheile des Handels benützt werben. 

c) Die Anlegung von Kaien, Krahnen, Eifenbahnen 
u. |. w., zum Behufe leichten und wohlfeilen Ein- und Ausladens. 

Bei der Nothwendigkeit fpezieller technifcher Kenntniſſe zur 
Beforgung der, oft jo Höchft fchwierigen, Wafferbauten find eigene | 
Beamte zu biefem Zwecke Bedürfniß. Die Abitufung ihrer Wir: 
fung3freife ift der beim Straßenbau angeführten ähnlih. Wenn 
irgendwo, fo it es hier nöthig, da dad Ganze von einer gemein: 
jamen Leitung außgehe 1°). 

Bon großer Wichtigfeit ift eine verftändige Ordnung der von 
der Flußſchifffahrt zu leiftenden Abgaben. — Daß kein Grund ver: 
liegt, für die bloſe Benükung des Waſſers zur Schifffahrt eine 
Abgabe zu entrichten, bedarf Feiner Auseinanderſetzung. Wo ned 
bergleichen Erhebungen beftehen, find fie Weberrefte falſch aufge 
faßter und mißbrauchter Negalität der Öffentlichen Gemäffer und 
es ift ſehr zu beklagen, wenn ihre Befeitigung, wie 3. B. beim 
Rheine, noch beſonders dadurch erjchwert tft, daß auf ihren Ertrag 


12) S. Schemer!, Schiffbarmachung, ©. 77 fe. 
18) &. Arnd, Die Gewäfler, ©. 247 fg. 
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eitimmte, mit dem Verkehre gar nicht zufammenhängenbe, Zahlungen 
echtlich angewiefen find. Eine Befreiung der Flußſchifffahrt von 
Uen bloſen Wafferzöllen ift um fo mehr geboten, weil fie fonft 
ie Mitwerbung der Eifenbahnen immer weniger außhalten Tann, 
nit ihrem Verfalle aber ein großes Naturgefchent zum Schaden 
es ganzen Vollävermögend, namentlich auch der Lanbwirthichaft, 
nbenüßt bleibt. — Dagegen ift eine billige Vergütung für ben 
zebrauch der zum Belten der Schifffahrt mit Koften angelegten 
Ainrichtungen, alfo der Ladeplätze, Krahnen, Ziehwege u. |. w. ganz 
erechtfertigt. Verkehrt ift freilich auch hier eine Steigerung bis 
a einem Reinertrage. Verzinſung der Anlagekoften und Erſatz des 
rhaltungsaufwandes genügt volllommen; ja es Tann ſelbſt unter 
ieſem Betrage geblieben werben, wenn ber allgemeine Nuten, 
yelchen eine blühende Flußſchifffahrt dem Lande weit umher ge- 
Yährt, in Berechnung gezogen wird. eben Falle ift Vermeidung 
er unndthigen Pladereien und Aufenthalte Pflicht und eigener 
tortheil; alſo geringe Anzahl und richtige Lage. der Hebeitellen, 
hnelle Abfertigung der Pflichtigen, Teicht feftzuftellenver und zu con⸗ 
olirender Anſatz der Steuer, Herabjegung derjelben für umfang: 
iche Gegenftände von geringem inneren Werthe 1%), 


6. 177. 
M Künftliche. | 
Die Bedeutung der Fünftlichen Waflerftraßen, der Kanäle, tft 
arch die Eifenbahnen fehr verändert worden. Früher waren fie 
ur mit den natürlichen Wafferftraßen und mit den Landwegen in 
ergleihung zu bringen und danach ihr Nugen und ihre Aus⸗ 
ihrbarkeit zu beurtheilen. — Gegenüber von den Flüſſen hatten 
nd haben Kanäle immerhin den Nachtheil der großen Koſtſpielig⸗ 
it der Anlagen, (im Durchichnitte wohl eine halbe Million Gulden 
14) Ueber die Noth, die AUnbilligfeit und bie Unvernunft ber Flußzölle auf 
m Rheine und ber Elbe find Berge von Papier befehrieben und bedrudt wor: 
n, und doch beftehen fie, wenn auch wefentlich vermindert, immer noch. Näheres 
bei Rau, a. a. O., ©. 274 fo. Es ift ſchwer über bie Sache gebührend zu 


rechen, obne ſich einer rechtlichen Verantwortlichkeit auszuſetzen, gegen welche bie 
inrebe ber Wahrheit nicht überall fehlen möchte. 
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für die d. Meile,) der langfameren und nach beiden Seiten hin nur 
mit Zugkraft zu bewerfftelligenben und Dampfkraft nur bei beſonders 
theurer Uferbefleivung zulafjenden Bewegung, vor Allem aber ber 
oft nicht zu gemwältigenden Schwierigfeit der Waflerbefchaffung. Da- 
gegen ftanden ihnen auch in diefer Gegenüberftellung bedeutende 
Vortheile zur Seite. Auch die vollftändigfte Benübbarkeit und 
Benügung der natürlichen Waſſerſtraßen Tonnte der Gemerbethätig: 
feit eines hochgebildeten, bewölferten und reichen Landes nicht ge: 
nügen. Theils waren fie doch immer verhältnigmäßig felten; theils 
erftreckten fie fich oft gerade an biefenigen Orte nicht bin, wo das 
Bebürfnig einer Wafferfracht beſonders fühlbar tft; theils endlich 
blieben die natürlichen Schwierigfeiten ber Bergfahrt, bebeutenber 
Flußkrümmungen, großer Dürre oder der Hochgewäfler auch bei 
ven beften Anftalten mehr oder weniger fühlber. Jeden Falles 
ftanden die verfchiedenen Stromgebiete deſſelben Staates nicht immer 
burch natürliche Waſſerſtraßen in nächiter Verbindung. Sehr nahe 
lag daher zu jeder Zeit ber Gedanke, Tünftliche Flüffe zu graben, 
um fie nach Belieben in der gewünfchten Nichtung und an die 
nöthigen Punkte leiten zu können; und ſeitdem die Schleußen er: 
funden waren, konnte man nicht nur diefe Fünftlichen Wafferftraßen 
vollfommen wagrecht legen, was an Zugkraft bag Mehrfache eripart, 
ſondern auch diefelben über bedeutende Höhen und von einem Stromge: 
biete in ein anderes naturgemäß davon ganz getrenntes ununterbrochen 
wegführen '). Ein gute? Kanalfyftem trug daher am rechten Orte zur 
Belebung der Stofferzeugung jowohl, als ber Gewerbe und des 
Handeld, und dadurch zur Wohlbabenheit und Bevölkerung eines 
Landes Vieles bei ?). Gegenüber von gewöhnlichen Landſtraßen 


1) Geſchichtliche und ftatiftifche Nachweifungen über Kanäle, ſ. bei Rau, 
a. a. O., ©. 268 fg. 

2) Belannt ift, welchen ungeheuren Zuwachs an Einwohnern und Reid: 
thum einzelne englifche Städte feit der Erbauung ber Kanäle und der dadurch 
gefteigerten Gewerbethatigkeit erhielten, wie 3. B. Liverpool, Mancheſter, Birming- 
ham. ben fo ſchnell flieg bie Bevölkerung in ben von dem norbamerifanifcern 
Erie-Ranal berührten Ortfchaften. Folgende aus Dupin, Handelsmacht, 2b. II, 
©. 244, genommene Tabelle zeigt wenigftens einen Theil ber Folgen eined großen 
Kanalſyſtemes. 
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ftanden einer Seits die weit größere Koftfpieligfeit, die verhältniß- 
mäßig jeltene Moͤglichkeit einer Anlage, die geringe Veräftlung, 
die langſamere Fortbewegung, die ausſchließliche Benützbarkeit durch 
Eigner oder Miether von Schiffen, bie oft jehr Läftige Durchſchnei⸗ 
dung ber bewohnten und bebauten Gegenven; anderer Seits bie 
Wohlfeilheit der Fortſchaffung, welche auch bie Verbringung von 
fchweren und umfangreichen Gegenftänden von geringem Werthe 
geftattete. Konnten jomit auch die Kanäle die Lanbftraßen nicht ver: 
drängen, fo vermochten fie doch fie mit Nuten zu ergänzen. — 
Gegenüber von den Eifenbahnen jtellt ſich nun aber das Verhältniß 
wejentlich anders. Kifenbahnen leiſten in vielen Beziehungen fehr 
viel mehr. Ste fördern um das Vielfache jchneller, erſparen alſo 
jehr beträchtlih an Zeit und Zinſen. Sie find zu jeder Jahreszeit 
und bei jeder Witterung benügbar, bringen alfo nicht nur feine 
Stodungen, fondern geftatten bie verlangte Zu⸗ oder Abfuhr auf 
den berechneten Augenblid. Sie find für Perſonenverkehr brauchbar, 
was bei Kanälen nur ganz ausnahmsweiſe der Fall iſt. Ihre An⸗ 
lage ift von Steigungsverhältnifien weit weniger, und von Waffer: 
vorrath gar nicht abhängig, kann alſo nach Bedarf faſt überall 
bin ftattfinden; ramentli vermögen fie ununterbrodhen Wafler- 
fcheiden zu überfteigen. Verglichen mit diefen unberechenbaren Vor⸗ 
zügen kommen die um etwas höheren Anlagekoften fo gut wie gar 
nicht, die ebenfalls etwas höheren Verbringungskoſten °) bei vielen 


Geſammt⸗ 

‚Gebiet. Betrag. mit Kanälen. | ohne Kanäle. 
Myriameter. | Myriameter. | Miyriameter. 
England 1,507 | - 801 706 
Oberfläche | Flantreich 5,353 975 4,378 
England 12,218,500 | 8,662,200 | 3,556,300 

Bevoͤllerung Frankreich | 30,407,907 | 7,040,600 | 23,867,307 _ 
Bevölk. auf dem | England 8,107 10,814 5,087 
OD Moriam. Frankreich 5,680 7,221 6,337 


Ueber den Nuten ber Kanäle f. Maillard, Anleitung zu dem Entwurf 
ſchiffbarer Kanäle. Peſth, 1817, Seite 1 fg.; Dupin, Handelsmacht, Bd. II, 
©. 133 fg.; Huerne de Pommeuse, Trait& deg canaux navigables. 
Par., 1822. | 

3) Die Eiſenbahnfracht auf ben preußiſchen Bahnen war im 3. 1858 im 
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Waaren fo gut wie gar nicht in Betracht, und es bleibt jomit im 
Weſentlichen nur Fortihaffung wohlfeiler Stoffe ein unbeftrittener 
Vorzug der Kanäle, fo wie in ben jehr jeltenen Fällen von Kanälen 
für Seefhiffe die Abſchneidung eines Umweges für folche ). Die 
Falle verſtaͤndiger Neuanlegung eines Kanales haben fich ſomit 
außerordentlich vermindert, und felbft die beftehenben Kanäle haben 
zum Theile ihre Bebeutung verloren °). 

Immerhin beftehen jedoch die früher angelegten Werte dieſer 
Art noch und iſt fogar die Möglichkeit und Raͤthlichkeit der Er: 
bauung eined Kanales nicht ganz ausgeſchloſſen; es ſind daher 
auch bie Bedingungen eines ſolchen Unternehmens und bie Forde⸗ 
rungen an eine richtige Benützbarkeit näher zu unterſuchen. — 
Hierbei ſind aber drei Hauptfragen zu eroͤrtern: in welchen Fällen 
überhaupt der Bau eines Kanales als wirthſchaftlich räthlich er⸗ 
ſcheint; wann der Staat zu der Anlage eines Kanales auf ſeine 
Koſten veranlaßt iſt; endlich, welcherlei Maaßregeln die Benützung 
eines Kanales zuträglich und ſicher machen? 

Unter den itzt obwaltenden Umftänven find die Bedingungen, 
von deren Vorhandenfein das wirthſchaftliche Gelingen eine 
Schifffahrtskanales abhängt, wohl wefentlich folgende: 

1) Zor Allem muß ein bebeutender, für den Kanaltranzport 
geeigneter Waarenzug zwifchen den beiden Endpuncten ded Kanals 
ftattfinden. Diejer wirb aber hauptfächlich in folgenden Fällen vor= 
handen jein: 


Durchſchnitte 31/ Pfennig für Zentner und Meile; bie Beförderungskoſten auf 
den franzöfifhen Kanälen aber betrugen %ıo Pf., auf den belgifchen ”/ıe, wozu 
denn aber noch Abgaben von etwa 1 Pf. famen. 

4) Solcher Kanäle für Seefchiffe find nur außerordentlich wenige, wegen der nur 
feltenen Annäherung zweier Meere an einem durchſtechbaren Puncte und wegen 
ihrer großen Koftfpieligkeit; zum Beifpiele alfo der Eiber- Kanal (nur für Hei: 
nere Schiffe benüßbar), der nordholländiſche Kanal. Won weltgeſchichtlicher Bedeu: 
tung wäre freilich da8 Gelingen ber Kanalifirung der Landenge von Suez ober 
ein Kanal durch die Erdenge von Panama. 

5) Dieß mag unter Anderen das Beifpiel von England beweifen. Bon den 
103 größeren Kanälen diefes Landes verloren ſchon vor dem Einfluffe ber Eijen 
bahnen die Eigenthümer 39, fo daß bie Actien im Durchſchnitte auf 40 Proc. 
gefallen waren; 33 derfelben zahlten gar Feine Dividende, 


- 
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a) zwiſchen zwei fchiffbaren Strömen, welche ohne natürliche 
Verbindung find, während dem Zuge des Handels zu Folge Güter 
in großen Mafjen aus dem Gebiete des einen in das des anderen 
überzugehen haben, die eine Eifenbahnfracht und einen doppelten Um⸗ 
Schlag nicht ertragen ©); 

b) zwijchen zwei Meeren, welche nur durch großen Umweg in 
unmittelbarer Verbindung ftehen ). Uebrigens auch dann nur, 
wenn entweder der Kanal breit und tief genug gegraben werben 
kann, um bie Seejchiffe ſelbſt durchzulaffen, oder wenn die Waaren 
von ber oben bezeichneten Bedeutung find; 

c) zwilchen zwei großen Fabrik- und Hanbelsftäbten, wenn bie . 
eine ber andern rohes Material von großem Umfange liefert °); 

d) zwiſchen Bergwerken, Steinbrühen oder Walbgegenden und 
ven Verbrauchgorten für deren Probucte, alfo theils Fabrik⸗-, theil® 
großen Haupt: Städten 9); 

e) endlich etwa noch zwifchen großen Stäbten und einer Acker⸗ 
bau⸗Gegend zur Verführung des in erjteren erzeugten Dünger? und 
dem Bezuge grober Ianpwirthichaftlicher Erzeugniffe. 

2) Die Erbauung ded Kanales darf mit feinen jo bebeutenden 


6) 3. 8. bie Donau unb der Rhein, bie Seine und bie Rhone oder Loire, 
&ie Garonne und bie Rhone u. ſ. w. 

7) Wenn in früherer Zeit das mittellänbifche Meer mit dem Golf von Gas⸗ 
<ogne in Verbindung gefeßt war durch ben Kanal von Langueboc; bie Nordfee 
und der St. Georg: Kanal durch verfchiebene englifche und fchottifche Kandle; 
Das ſchwarze Meer und die Oftfee durch bie ruſſiſchen Kanal-Syſteme, und wenn 
Diefe Verbindungen zur Zeit ihrer Einrichtung ihre volle Bedeutung hatten und 
große Vortheile gewährten; felbft wenn fie ist noch genügendes Einkommen ver 
Schaffen: jo ift bieß Fein Beweis, bag, wenn es ſich itzt erft von ihrer Erbauung 
Hanbelte, diefe richtig wäre und nicht vielmehr Eifenbahnen vorgezogen werben 
müßten. 

8) 3. B. Liverpool und Mancheſter; die zahlreichen Kanalverbindungen von 
London, Paris und Havre. 

9) Hierher gehören in England bie vielen Kanäle aus ben Steinkohlengruben 
nach ben verſchiedenen Stäbten be Landes. — Weber alle diefe verfchiedenen - 
Hauptbeftimmungsarten der Kanäle ſ. Cordier, Histoire de la navigation 
interieure, trad. de l’ouvrage anglais de Philipps. I. II. Par., 1819; Du: 
pin, Handelsmacht, Bb. I, ©. 287 fg; Hagen, Waſſerbauwerke, ©. 54 fg.;. 
152 fg.; Priestley, Historical account of the navigable rivers, canals 
and railways of Great Britain. Lond., 1881. 
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technifchen Schwierigkeiten verbunden fein, daß die Erbauungstoften 
in ein offenbares Mißverhältnig zu der möglichen Benützung Tom: 
men. Dieß aber hängt wieber ab: 

a) von der Beichaffenheit be Grundes; 

b) von dem Ankaufzpreife des Bodens; 

c) von ber Leichtigfeit oder Schwierigkeit, die zur Speifung des 
Kanales nöthige Waffermenge beizufchaffen; 

d) von ber Zahl der nothwendigen Schleußen. 

3) Der Kanal darf nicht das für den Ackerbau ober bie Ge 
werbe nothmwendige Waſſer in Anfpruch nehmen, wenn der Ertrag 
aus jenen Beichäftigungen wirthichaftlich bedeutender ift, als die durch 
die künſtliche Wafferleitung zu bewirkende Erſparung an den Fracht⸗ 
foften und deren Folgen für Hambel und Gewerbe (f. den vorftehen: 
ben 6., ©. 451). 

Hat eine forgfältige Unterfuchung dieſer Bebingungen zu bem 
Ergebnifje geführt, daß die Anlegung eined Kanales nützlich fi, 
jo ift nun bie weitere, eben fo wichtige, Frage zu beantworten, wer 
den Bau zu unternehmen habe? Daß Privaten an fich im 
Stande find, Kanäle zu erbauen, Tann feinem Zweifel unterliegen. 
Eine vielfache Erfahrung beweist, daß bie bedeutendſten Unterne; 
mungen diefer Art ganz genügend und felbft mit großem Vortheile 
für die Unternehmer außgeführt werben können 1%). Allein damit 
ift noch nicht auch erwieſen, daß der allgemeine Vortheil bei einem 


— — — — ⸗ 


10) Bon 90 Kanal-Geſellſchaften in England bezogen im J. 1827 10 eine 
Dividende von 237 PBroc.; 11 von 10,8; 22 von 7,4; 14 von 2,6. Der Kanal 
des Herzogs von Bridgewater Foftete 270,000 Pfb., und trägt jährlich 100,000 PR- 
über die Koften; der Kanal Old-Quay zwiſchen Mancheſter unb Liverpool trug 
50 Jahre lang jährlich 100 Proc. als Dividende; eben fo viel einige Kanäle bei 
Birmingham; fiehe Quarterly Review, Nro. 1, 1827. Anbere Beifpiele in bt 
Revue britannique, Nro, 80, &. 377, und Flachat, Du canal maritims, 
Seite 32. — Richtig ift Übrigens allerdings, daß England für den Bau von 
Kanälen überhaupt und insbefondere für den durch Privaten befondere Vortheilt 
barbietet, welche keineswegs jedes Land beſitzt. In erfterer Beziehung ift nämlid 
die geringe Erhebung der Gebirgszüge, bie größere Feuchtigkeit des Clima's und 
die Fürzere Entfernung ber zu verbindenden Puncte in Auge zu fafjen; im ber 
- zweiten aber die Goncentration großer Kapitale und des Grundbeſitzes. Sieht 
Lame, Clapeyron et Flachat, Vues sur les travaux publ. en 
France. Par., 1832, ©. 44 fg. 
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Privatunternehmen eben fo gut berathen tft, als bei einer Staats⸗ 
anftalt. Für die Erbauung durch Privaten fprechen im Wefentlichen 
dieſelben Gründe, welche auch für die Unternehmung von Eifen- 
bahnen durch diefelben anzuführen find, nämlich außer ben allge 
meinen Gründen zur Befchränfung der Staatzanftalten auf das 
Nothwendige, die fehleunigere Beendigung und fomit Brauchbarkeit, 
ſodann die Vermeidung von unnöthigem Bauluxus. Allein eben ſo 
laſſen ſich wenigſtens analoge Vortheile einer StaatZunternehmung 
anführen. Die Entwerfung eine? größeren, ein ganzes Land um: 
fafjenden, Kanal: Syftemed ift von ihnen gar nicht zu erwarten. 
Selbft bei der Entwerfung bes einzelnen Planes werben fie nicht 
leicht Fünftige, wielleicht erft durch den Kanal zu bildende, Verhält⸗ 
nifje beachten, ſondern nur ben nächftgelegenen itzt bereits ficheren 
Vortheil. Namentlich aber iſt von ihnen nicht der möglichit wohl: 
feile, fondern vielmehr der möglichft theure Tarif für die Benützung 
des Kanaled zu erwarten. Unter allen Umftänden müfjen fie wün- 
chen, nicht nur die Verwaltungs: und Unterhaltungsfoften, fondern 
auch die landegüblichen Zinfen einzunehmen; und wenn es irgend 
thunfich ift, werden fie noch Überdieß einen höheren Gewinn zu er- 
langen fuchen. Der Staat hat nicht nur Ießteren in der Regel 
gar nicht im Sinne, fondern er kann aud, und ſoll fogar, auf 
einen Theil oder das Ganze der übrigen Einnahmen verzichten, wenn 
die dadurch bewerfitelligte Verminderung der Frachtkoſten von allge 
meiner voll3wirthichaftlicher Bedeutung ift 1). Und wenn aud 
allerdings Kanäle keineswegs fiir die gefammte Gejellfchaft und Ge: 
fitfigung eine fo unberechenbare Wichtigkeit haben, wie Eifenbahnen, 
und fomit nicht Schon aus diefem Grunde ihr Eigenthum und Be: 
trieb in den Händen von Privaten eine Sache von fehr zweifelhafter 
Wichtigkeit ift: fo ift doch fo wiel gewiß, daß ber höchfte Grab des 
Nutzens nur bei Staatskanälen erwartet werben barf. 

Demgemäß kann davon gar nicht die Rede fein, den Privaten 
das alleinige oder auch nur ein vorzugsweiſes Recht auf die An— 
fegung von Kanälen einzuräumen. Bielmehr muß gewünfcht wer: 


11) Siehe Navier, Annales des ponts et chaussees, 1882, Band I, 
©. 16 fg. . 
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ben, baß ber Staat biefelben erbaue und verwalte, wie er bieß fchon 
bet vielen ausgezeichneten Waflerbauwerfen gethan hat 7). Und 
nur infoferne feine Ausfichten find, daß diefe in einem beftimmten 
Falle von ihm, entweber überhaupt oder wenigftend bald, gejchehe, 
mag es dazu Luft tragenden Privaten überlaſſen werden. Und aud) 
in diefem Falle rathet vielfache Erfahrung, dem Staate das Recht 
porzubehalten, für den Gewinn ber Unternehmer einen Gränzpunct 
zu feßen, ebenjo das Eigenthumsrecht eine? Privatmannes gegen eine 
beftimmte, das Auslagekapital entiprechenb überfteigende, Summe an 
fih ziehen zu dürfen. 

Wird Privaten bie Erbauung eine? Kanales geftattet, fo ift es 
einer Seits noͤthig, daß ber Staat ihnen fein Recht auf Zwangs⸗ 
abtretung des nöthigen Grunbeigenthumes verleihe; anderer Seitz 
aber hat er fich zu vergewiflern, daß dad Werk vollftändig, zweck⸗ 
mäßig und unjchäblich für die Nechte Anderer angelegt wird. Der 
Plan ift deßhalb vorzulegen, und darf nur in der Art außgeführt 
werden, wie er, nach Unterfuchung des Rechtlichen und des Ted: 
nifchen, feftgejegt wird. Unbeaufſichtigte Anlagen diejer Art Lönnten 
gar leicht nicht mur durch Unbrauchbarkeit zu unzweckmäßiger Ver: 
ſchwendung des Volksvermögens führen, fondern fogar, je nachdem 
fe außgeführt wären, für alle Zeiten eine richtige und nüßliche 
Ausführung unmöglich machen 1°). 

Wer nun aber immer den Bau unternehmen möge, fo find 


12) 3. 8. bei dem Kanale von Languedoc, bem holfteinifchen, dem norb: 
bolländifchen Kanale, allen Kanälen in Stalien, Rußland, Schweben und in den 
Verein. Staaten von Norbamerifa, bern Rubwigs:fanal in Baiern. - 

13) Als vorzüglich zweckmäßig ift die englifche Geſetzgebung über die Gr: 
bauung von Kanälen durch Privatperfonen anzuerfennen. Sie orbnet die Ber: 
nehmung aller irgend Betheiligten an, eine Unterfuchung ber rechtlichen, technifchen 
und volfswirthichaftlicden Verhältniffe, endlich eine Feſtſtellung aller Nechte und 
Pflichten der Unternehmer dur die Staaatsgewalt mittel einer Parliaments- 
Acte. S. Dupin, Handelömadt, Bb. I, ©. 157 fg; Cordier, Histoire 
de la navigation interienre, ®b. I, ©. 157 fg.; Bd. II, ©. 331 fg.; Girard, 
Considerations sur les canaux et sur la mode de leur concession. Paris, 
1822. Die, allerdings unter Umſtänden enormen, Koften bed Verfahrens vor 
den Unterhaus⸗Ausſchüſſen ift ein Mißbrauch, welcher mit dem Wefen ber Ein: 
richtung nicht zufammenbängt. 


„ysr„ 
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jeven Falles Sicherungs-⸗Maaßregeln zu treffen, daß dem 
Lande Feine Nachtheile aus dem’ Baumelen und aus ber Benübung 
defielben zugehen. Demgemäß ift 

1) durch feiten Bau der Seitenwände und durch Aufichlag- 
thore dafür zu forgen, daß die Umgegend feinen Ueberſchwemmungen 
und Berfumpfungen durch den Kanal auögefeht fei 19). 

2) Den Anwohnern muß das Recht bleiben, ihr Bedürfniß 
an Waller, in jo fern der Kanal ihnen die biäherigen Befriedigung?- 
mittel entzog, aus bemjelben zu nehmen. 

3) Dur den Kanal darf Leine Landitraße und fein noth- 
wenbiger Güterweg unterbrochen oder unbrauchbar gemacht werben, 
fondern ber Erbauer hat für die Herftellung der Brüden u. |. w. 
zu forgen. 

4) Die Reinigung des Kanales vom Schlamme muß auf eine 


für die Gefundheit der Anwohner möglichft unſchädliche Wetje vor⸗ 
genommen werden. 


2) Berfenbungd-Auftalten. 
6. 178. 
a) Scahtfahren, Schifffahrt. 

Sobald die Gewerbe und ber Handel das Bebürfniß bebeu- 
tender und fortdauernder Waarenverjendungen hervorrufen, und 
wenn die Herftellung guter Land- und Waflerftraßen ben Verkehr 
möglich macht, wird ſich alsbald ein eigenes Gewerbe bilden, welches 
diefe Verſendung zum Gegenftande hat. Eine unmittelbare Nachhilfe 
des Staates ift dabei nicht nothwenbig. Der Vortheil der Fahrt: 
kanten und Kaufleute und die Mitwerbung der Frachtfuhrleute und 
Schiffer wird ſchon die gehörige Anzahl, Häufigkeit, Zmwectmäßigkeit 
und Mohffeilheit der Fortihaffungsmittel herbeiführen. Deßhalb 
it &3 denn 

1) ein grober Eingriff in die Gewerberechte der Bürger, wenn 
der Staat felbft ſich ein Fracht-Monopol irgend einer Art anmaaßt, 
ſei 8 daß er die Verfendung gewiffer Waaren für feine Wagen 
und Schiffe vorbehalten will, (mie dieß nicht felten hinfichtlich der 

14) ©. über bie Mittel hierzu Maillarb, Anleit, ©. 69 fg. 
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Poſtwagen geſchieht;) ſei ed daß er überhaupt ganze Zweige des 
Frachtgewerbes an fich reißt. Nicht nur beeinträchtigt er daburch 
Diejenigen, welche aus biefen erlaubten Gewerben ihren Unterhalt 
gezogen hätten, fondern er fchabet auch noch höchit wahrfcheinlich 
ver Fabrifation und dem Handel durch höhere Frachtlöhne, zu denen 
ihn fein Monopol verleitet, und eine theure und unzwedmäßige 
Verwaltung nöthigt. 

2) Eben jo wenig ift es ihm geftattet, ausſchließende Bevor: 
rechtungen einzelnen Bürgern oder einzelnen Arten von Transport⸗ 
anftalten 1) zu verleihen. Auch bier liegt das Unrecht und die 
Nothwendigkeit der Vertheurung am Tage. — Doch verjteht fich, 
daß ed nicht als Verleihung eines Monopoles, noch als unnöthiges 
Vielregieren betrachtet werben Tann, wenn daß Recht zum Betriebe 
derjenigen Zweige bes Trachtfahrergewerbes, welche zur gehörigen 
Sicherſtellung von Leben und Eigenthum beftimmte und nicht von 
jedem zu erwartende Kenntniffe erfordern, nur durch Erftehung 
einer Öffentlichen Prüfung erworben werden Tann. Sollte nämlid 
auch etwa die Polizei die willfürliche Ueberlaſſung der Güter den 
Eigenthümern anheimftellen können: fo ift fie doch jeden Falle 
ſchuldig, für die durch ungefchichte Unternehmer in Gefahr kommen: 
den Menſchen zu forgen. Uebrigens kann bier nur vom Wafler: 
trandporte, und auch bei diefem wieder nur von dem Befehle über 
Schiffe, nicht vom bloſen Matroſendienſte die Rebe fein. Durch 
Errichtung eigener Schifffahrtäfchulen (ſ. oben, Bd. L ©. 586) wird 
bie Erwerbung der erforberlichen Kenntniſſe erleichtert. 

3) Selbſt die Zwangsvorſchrift einer Reihenfolge unter 
den Unternehmern, 3. B. einer Rangichifffahrt, laͤßt fich nicht recht⸗ 
fertigen. Allerdings hat ein folcher regelmäßiger Gang in der Güter: 
verjendung die entſchiedenſten Vortheile für die Gewerbenden und 
für das Publikum überhaupt; und es mag auch der Vortheil ber 

1) 3. 8. den Segelſchiffen vor ben Dampffchiffen, ober umgekehrt; oder ber 
Schifffahrt überhaupt vor der Landfracht u. |. w. Falls die Einführung eine 
neuen Frachtart die Unternehmer der bisherigen Fortſchaffungsweiſen unverfchulbe 
gewerbelos macht, fo ift allerdings für dieſelben nach ben allgemeinen Regeln bet 


Armenpolizei zu forgen; allein dad unmöglich gewordene Gewerbe kann und barf 
nicht aufrecht erhalten werben. 
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Frachtfahrer fich im Allgemeinen dabei gut befinden. Es ift daher 
begreiflich, daß durch freiwillige Webereinfunft unter den Betheiligten 
ein ſolcher regelmäßiger Wechfel zu Stande kommt; und es fteht 
vollfommen bei ben DVertragenden auf eine Abweichung von ber 
einmal eingeführten Regel gegenfeitig zu verzichten. Allein wenn 
und in fo weit. eine folche freiwillige Vereinbarung nicht zu Stande 
fam, ift es nicht Sache bed Staates, die Einrichtung zu erzwingen 
und einzelne Waareneigenthümer ober Frachtfahrer, welche ihre 
Freiheit ſich vorbehielten, zu nöthigen, dem Beifpiele ber übrigen 
beizutreten. Ein foldher Zwang wäre eine Verlegung bed Eigen: 
thümers, welcher gezwungen würde, feine Waare einem Manne ober 
einer Gelegenheit anzuvertrauen, welchen er mißtraut, oder bie er 
zu theuer ober langſam findet. Sie wäre aber auch eine nicht zu 
rechtfertigende Beſchränkung der Gewerbethätigkeit des wohlfeileren, 
betriebfameren, beffer außgerüfteten Frachtfahrers, und Könnte feicht 
in eine Begünftigung bed Herkommens und der Unfähigkeit gegen- 
über von ber zweckmäßigen und rüftigen Betriebſamkeit außarten. 
4) Aus denſelben Gründen erjcheint auch die Feftfegung einer 
Gränze, über welche hinaus der einzelne Frachtunternehmer fein 
Unternehmen nicht ausdehnen darf, wie 3. B. die Errichtung eines 
Zwangs-Umſchlages, als durchaus rechtswidrig. Liegt eine 
Zerlegung der Fortſchaffung in mehrere Streden in der Natur ber 
Sache, etwa wegen der Nothwendigkeit die Fahrzeuge zu ändern, 
jo werden die Eigenthümer der Waaren fchon von felbjt viele 
natürlichen Gränzen einhalten. Iſt diefe Nothwendigfeit aber im 
Ganzen oder im Einzelnen nicht vorhanden, wozu ein Zwang, der 
doch immer Zeitverluft, Koften und Gefahr für die Waaren mit 
fi führt? Häufig iſt überdieß der Handeld- oder Verfertigung?- 
Gewinn fo unbeveutend, daß nur die äußerjte Erjparung an ben 
Frachtkoften die Yortfegung des ganzen Gejchäftes möglich macht. 
Wie ungerecht und wie nachtheilig für das Vollävermögen ift es 
nun aber, durch eine Zwangsanſtalt, welche einzelne Städte oder 
Perſonen begünftigen foll, einen ganzen, vielleicht jehr wichtigen 
Geſchaͤftszweig zu vernichten! Davon ganz abgelehen, daß in jol- 
chem Falle die Ungerechtigkeit den unbillig Begünftigten nur zu einem 
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geringen Theile zum Vortheile gereicht, indem Häufig die ganze Fracht 
unterbleibt, und fomit nun Niemand etwas verdient, weil man einem 
Beltimmten gegen die Natur der Sache einen Gewinn zumenben 
wollte ?). 

5) Dagegen hat der Staat für die Wegräumung ber einer 
ſchnellen und ficheren Fortſchaffung im Wege jtehenden Hinderniſſe 
zu forgen. Hieher gehört denn, außer der Unterhaltung ber Straßen 
u. f. w., namentlich die bereitwillige Eröffnung ber auf einer Han 


delsſtraße Tiegenden Thore und Brücken. Nicht felten werben bie 


jelben bei Nacht gar nicht geöffnet oder wenigſtens nur gegen ein 
allzuhohes Schließgeld. Beides verurfacht aber bebeutenve Koften, 
und Erfteres oft einen großen Zeitverluft. Da nun, mit einziger 
Ausnahme einer Feltung in Kriegdzeiten, ſolche Sperren gar Teinen 
Sinn und Zwed haben, ſondern nur ein alter, unnüß gewordener 
Gebrauch find, fo find folche ganz aufzuheben. Sperrgelder aber 


find unentſchuldbar, da die Gemeinde deßhalb, weil bei Nacht Warren - 
burch ihr Gebiet geführt werden, offenbar nicht ven minbeften ver⸗ 


nünftigen Anſpruch auf eine Beſteuerung derjelben erhält. Außer 
einer Heinen Entjchädigung für bie Thorwärter, falls überhaupt eine 
Schließung noch bejteht, ſollte alfo lediglich nichts erhoben werben, 
jei die Zahl der Pferde, die Art des Wagens u. |. w., welche fie 
wollen °). 


§. 179. 
b) Poften. 

Wenn die bisher gejchilderten Transport = Einrichtungen haupt 
fächlih zur Verjendung größerer Maffen von Handelsgütern bienen: 
jo erfordert ein Tebhafter, gewerblicher ſowohl als allgemein menid: 
licher, Verkehr auch noch eine Anftalt, welche Perfonen, Nachrichten 


und koſtbarere Gegenftände von geringem Umfange und Gewichte‘) 


2) Wer kann berechnen, wie viel der Zwangsumſchlag in Köln, Mainz und 
Mannheim der Landwirthſchaft, den Gewerben und dem Handel, mit Einem Wort 
dem Volksvermögen von Deutſchland geſchadet hat; und zwar zu verhältnißmäßig 
ſehr geringem Vortheile einzelner Schiffer ? 

3) Vgl. bierüber (Herrfeldt,) Transport:Wiffenfchaft. Lief. I, ©. 77. 

1) Die Beförderung von Frachtſtücken durch die Poſt, namentlich von Geh, 
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möglichjt vollfommener Weiſe nach allen Richtungen und zu allen 
iten fortichafft, und zwar nicht etwa bloß bis an bie Gränzen 
3 einzelnen Staates, ſondern durch Verbindung mit den gleichen 
nftalten in anderen Ländern über die ganze gefittigte Welt. Hierzu 
in iſt die Pojt bejtinmt. Zu beſtimmter Zeit und auf vorge- 
wiebenen Wegen befördert fie da ihr Uebergebene, fie wechfelt zur 
chöhung ber Echnelligkeit in kurzen Zwiſchenräumen die Befoͤrde— 
ngömittel, und benützt diefe Aenderungs-Stationen zu gleicher Zeit 
r Annahme und Abgabe des zu Weberliefernden. Geit dem Be: 
hen der Eifenbahnen werden auch diefe von der Poſt benützt, und 
yar zum großen Nuten ſowohl des Publicums als der Anftalt 
bit. Der Gebrauch fteht Jedem zu, und bie Preiſe find zum 
oraus beitimmt. Se nach der Art der Fortfchaffung aber zerfällt 
e Poft in verjchiedene Ahtheilungen und Einrichtungen. Fahrend 

fie, wenn Perſonen und Sachen mittelft eines Wagen? von einer 
tation zur andern gebracht werben; die reitende Poft befördert 
cjelben zu Nferbe; die Eifenbahn: Pot benügt die Bahn, in 
r Regel mit eigen? bazu eingerichteten Wagen. Ordentliche 
Irdinari) Poſt wird fie genammt, wenn die Verbindung zwifchen 
vei oder mehreren Orten regelmäßig zu bejtimmten, wicberfehrenden 
eiten und ohne beſondere Beſtellung eined Einzelnen stattfindet. 
xtra-Poſt aber ift die nur auf einzelne® Verlangen erfolgenve 
ıBerordentliche Beförderung, zu welcher die Poſt jedenfalls die Pferde, 
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uß durchaus von einer allen Bedürfniſſen gerecht werdenden Poſtanſtalt über⸗ 
ymmen werben. Die Beſchränkung auf Briefe, Zeitungen u. dgl. läßt eine für 
n täglichen Verkehr fehr empfindliche Lücke, welche danı auf weit befchwerlichere, 
ftipicligere und unficherere Weife durch Privatunternehmungen ausgefüllt wird. 
n diefer Beziehung find die deutfchen Poſteinrichtungen den englifchen, franzöfiz 
yen und befgifchen weit vorzuziehen. Taß die Beforgung von Pädereien das 
efchäft der Poſt ſehr vermehrt und Hinfichtlih des Perfonales, der Localitäten 
nd ber Fortſchaffungseinrichtungen bedeutende Koften macht, ift richtig; allein 
e Einnahmen erfeßen diefelben reihlih. Die von Herz, Poftreforn, gegen 
e Einrichtung einer Fahrpoft gemachten Einwendungen beweifen nur, daß bie 
Ibe eine große Aufgabe für bie Verwaltung ift, was gerne zugegeben werben 
ag, aber nicht entfcheibet; ſodann daß der Briefdienft nicht darunter leiden darf, 
as leicht geſchehen kann, wenn man für ihn bie Fahrpofteinrichtungen nur dann 
müßt, wenn es auch ihm genilgt, fonft aber einen eigenen Dienft dafür organifirt. 
vr. Mobl, Polizeiwiſſ. II. 3. Auflage. 50 
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wohl aber auch den Magen liefert ). — Es bedarf feiner Augein- 
anderfegung, welche Erleichterung nicht nur bem Gewerbe ſondern 
überhaupt der ganzen menfchlichen Gefittigung durch diefe Einrich: 
tung zugeht, welche Jedem ſchnelle und bequeme Reifen möglich macht, 
Nachrichten aber in die nächfte Nähe und in die weitefte Entfernung 
ficher, wohlfeil, jchnell und in beftimmter Zeit bringt. Ein bebeu- 
tender Theil unferer Bildung, unferer gefelfchaftlichen Verhaͤltniſſe 
und unferer Lebeng-Anmehmlichkeiten beruht wejentlich auf der Poft. 
Namentlich ift nicht zu überfehen, daß durch fie die Großen und Reichen 
dad Monopol des Benachrichtigtjeind und der beliebigen Mittheilung 
verloren haben. Möglichite Benützbarkeit derſelben berzuftellen, ift da⸗ 
her eine der wejentlichen polizeilichen Aufgaben des Staates, und 
nicht mit Unrecht wird der Grab, in welchem Lich geichicht, ala ein 
Geſittigungsmaaßſtab betrachtet °). 


2) Aus der Literatur ũber das Poſtweſen find bauptfächlich folgende Schriften 
bemerfenöwertb: Le Quien de Neufville, Origine ‘des postes chez 
les anciens et les modernes. Par., 1708; ber Art Po ſt in Krünitz Encyklo⸗ 
pädie, Bd. 116 und 117; @lüber, Das Poſtweſen in Deutfchland, wie es 
war, ift und fein könnte. Erl, 1811; (Fmhoff-Spielberg, Ueber Poſt⸗ 
Anftalten nad ihrem Finanz Princip. Halle, 1817; Derf., Bitten, Winke und 
Anfichten über das Voftwefen. Halle, 18205 Berntde, Des postes en general 
et partic. en France. Par., 1826; Matthias, Leber Bolten und Poſtregal. 
I. II. 2erl., 1882; Herrfelbdbt, Reform de oft: und Transportweſens in 
Deutſchland. Frankf., 1841; fo wie beffen, feit dem X. 1829 erfcheinendes, 
Archiv für das Poſt- und Transportweſen, ebenſo bie Transport = Wijfenfchait 
beffelben Verfaſſes; Müller, Ueber bie Reform des Poftwefens in Deutſchl. 
Tranff., 18435 Hertz, Die Poſt-Reform im bdeutjcheöfterr. Poſtvereine. Wien, 
1851; Hüttner, Das Poſtweſen unferer Zeit. I-V. 2p3., 1854 — 60. Fin 
große "Menge von einzelnen Aufſätzen u. f. w., freilich grüßtentheil3 "nur daB 
Tarifche Poſtweſen betreffend, führt au: Bifher, Algen. gefchichtliche Zeit: 
tafel des Poſtweſens, nebft einer allgemeinen Literatur deſſelben. Tüb., 1820, 4. 
Bon einzelnen Landespoften bandeln u. A. Deßary, Die öfterr. Roftverfaffung- 
Wien, 18485 Scholl, Tas württemb. Poſtweſen. Stuttg., 1828, Stepban, 
Geſchichte der preußifchen Poſt. Berl., 1859. Weber die englifchen Einrichtungen 
find nachzuſehen die (fehr belchrenden) jährlih dem Parlinmente vorgelegten Re 
ports of the Postmaster General und der vierteljährig erfcheinende Post Guide; 
über Frankreich das jährlich veröffentlichte Annuaire des Postes. 

3) Es ift daher in der That ein wefentlicher Yortfchritt, bag auch im ber 
ſtaatlichen Uebung, und nicht bloß in der Lehre ber Wifienfchaft, ber früber be: 
nabe ausſchließlich feftgchaltene Gedanke, ben Befiß der Poſt ala nutzbares Re 
gal zu betrachten umd ſolches zum möglichſt hohen Erirage auszunützen, mehr 
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Die Einrichtung einer guten Poſt-Anſtalt jet Vieles voraus. 
Es wird nämlich an fie die fünffache Forderung der Schnelligkeit, 
Sicherheit, Wohlfeilheit, Bequemlichkeit und Regelmäßigkeit gemacht, 
und zwar in Beziehung auf Briefe, jo wie gebrudte Nachrichten, 
namentlih Zeitungen,. auf Pacete und auf Perſonen. Zur Errei- 
hung biefer Eigenfchaften jind aber folgende Einrichtungen noth- 
wendig: 

1) Die Schnelligfeit der Beförderung beruht bei Brie- 
fen (und den ihnen ganz gleichzuftellenden gedruckten Nachrichten) 
auf mancherlei Einrichtungen; namentlih: auf der Errichtung häu- 
figer und in möglichft geraben Linien laufender % Curſe; auf ber 
Beförderung durch die fchleunigfte, unter den gegebenen Umſtaͤnden 
zu Dienst ſtehende Beförberungsart, alfo auf gewöhnlichen Straßen, 
mit Dampfbonten, endlich durch die Eifenbahnen, wo foldye irgend 
möglich ift, und zwar (zum Zwecke der Annahme von Briefen bis 
zum Augenblicke des Abganges des Zuges) mittelft eigener fahrenber 
Poftbureaus; auf alsbaldigem Abgange von Seiten: Beförderungen 


unb mehr ‚verlajien, die Poft vielmehr aus dem Gefichtöpuncte einer Polizei 
Anftalt betrachtet wird. Praktifch erfahrene Staatzmänner (3.8. Nebeniuß, 
“a. D., © 280 fa.; Hoffmann, Die Lehre von den Steuern, Seite 458,) 
find darin vorangegangen; ihnen find Gefebgebungen der Vereinigten Staaten 
von Norbamerifa und Englands gefolgt, enblih ift der richtige Gedanke bei 
allen Regierungen durchgedrungen. Erſt von dieſem Standpuncte aus war aber 
eine burchgreifende Verbefierung des Poſtweſens möglich. Sehr zu beflagen frei 
lich ſind diejenigen Länder, in welchen bie wichtige Staatsanftalt einen Privat: 
manne als nutzbares Eigenthbum überlaffen worden if. Hier ift natürlich nur 
don einer Ausnützung zum eigenen Vortheile bes Berechtigten die Rede, denn 
nur zu biefem Zwecke ift er ja im Befike. Nur wenig fommt daneben in Bee 
tracht, daß durch eine folche Berechtigung wenigſtens eine Zerfplitterung in allzu: 
viele felbftitändige Verwaltungen Kleiner Staaten vermieden werbe; eine Bereinis 
gung Fönnte auch unter Regierungen ftattfinden durch eine gemeinfame Anftalt 
oder durch Anfchluß an benachbarte größere Staaten. 

4) Die Klagen über das Umleiten ber Briefe und bie dadurch verans 
laßte Verzögerung und Bertheuerung waren in Deutfchland faft fo alt, als bie 
Poſt ſelbſt, fo offenbar widerſinnig und, rückſichtlich des dabei gemachten ober gar 
erzielten Gewinnes, Eleinlich dieſes Verfahren au war. Dan fehe barüber nament⸗ 
ih Klüber, a. a. ©. und die Deutfche Vierteljahrzfchrift, 1843, H. 2, Seite 
324 fg. Die Einführung des gleichmäßigen Porto’3 nad ber wirflihen Ent: 
fernung Bat auch die gute Folge gehabt, biefen Unfug zu bejeitigen. 

50 * 
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von den Eifenbahn » Stationen ; auf der Einrichtung eigener Malle: 
Poften in den von Eiſenbahnen nicht berührten Richtungen; auf der 
Drganifation einer Landpoft, welche durch fußgehende Boten alle 
Gemeinden von den Poftäntern aus zur Abgabe und Mebernahme 
von Briefen (und etwa Keinen Päckereien) bejuchen läßt 5); auf dem 
vertraggmäßigen Anfchluffe an die Poſtanſtalten benachbarter Länder 
zur jchleunigen Uebernahme und Weiterbeförberung der weiter gehen: 
ben Sendungen; endlich auf der ſchnellen Vertheilung der angekom— 
menen Briefe, welche je nad) ber Größe des Ortes durch vervielfäl: 
tigte tägliche Vertheilungen, durch möglichite Förberung der Fran: 
fatur und durch Beſeitigung der zeitraubenben und überdieß an 
ſich nicht rechtfertigbaren Beftellgebühren zu bewirken ift 6). Das 
wünſchenswerthe Ziel ift erft dann erreicht, wenn bie Briefpoft in 
jeder Gemeinde de Staates wenigſtens einmal täglich ankommt 
und abgeht; und ed kann diefe Forderung nm jo entjchiedener ge: 
ftellt werben, als die zur Erreihung nothwendigen Mehrausgaben 
fich erfahrungsgemäß nicht nur decken, ſondern ſelbſt in Ueberſchüſſe 
verwandeln 7). — BPerfonen werben fehnell beförtert, und zwar 
mit den öffentlichen Wagen, wenn häufige Curſe eingerichtet fint, 


5) Ueber Landpoften |. Hüttuer, Poſtweſen, ©. 29 fa. 

6) Von ber höchſten Bedeutung für die Schnelligkeit der Beftellung ber an: 
gefommenen Briefe iſt die Voransbezahlung des Porto's und der Wegfall ber 
Beſtellgebühr, indem dadurch aller Aufenthalt mit Geldwechſeln u. f. w. wegfält. 
In England angeftellte Werfuche haben einen Unterjchied in der Schnelligkeit ber 
Abgabe zwiſchen franfirten und unfranfirten Briefen, wie 1:29 nachgemicfen. 
Höchſt fördernd in diefer Beziehung it bie finnreiche Erfindung der gejtempelten 
Umſchläge. Natürlih muß aber das Porto ſehr mäßig fein, wenn Voransbezab: 
Yung allgemein werben foll, da ein durchgehender Zwang für Vorausbezahlung 
kaum möglich und rechtfertigbar ift. Die Aufbrüdung eines leſerlichen Stem: 
pels im Augenblicke der Uebergabe des Briefes dient zum Erweife der vorſchrift⸗ 
mäßigen Schnelligkeit der Befürderung, was fowohl im Vortheile ber Poft al 
in dem der Einzelnen fein Fan. Außerdem dient biefer Stempel zumeilen zur 
Entfheidung wichtiger Rechtsfragen unter Privaten und zur Verhütung ven 
Betrügercien. 

7) So hatte 3. B. in Frankreich die Einrichtung täglicher Curſe einen Mehr. 
aufwand von 3 Millionen Fr. verurfaht; nad) 8 Jahren war ber Mehrertrag 
4 Millionen. Die, auf 3%: Mill angefchlagene, Ausgabe der Ausdehnung der 
- Briefpeft in alle Gemeinden deckte ſchon im erften Jahre bie Koften. ©. Herr: 
feldt, Reform, ©. 23. 
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venn der Weg von einer Station zur andern ſchnell zurückgelegt 
vird, (wozu zweckmäßiger Bau ber Fuhrwerke, Peine Stationen, 
Sntfernung des ſchweren Gepäckes auf eigene Packwagen, erblich 
urzgeſteckte Gränzen ver erlaubten Zeitfrift nothwendig find,) end⸗ 
ih wenn auf den Etationen, bei Tag oder Nacht, jeder unnöthige 
Nufenthalt vermieden wird. Bei Ertra-Poften dagegen ift erforber- 
ih: die Bereithaltung der je nad) der Frequenz der Station nöthi- 
ven Anzahl angejchirrter Pferde, das Verbot alled unnöthigen Auf- 
nthaltes auf der Station und unter Weges, die Beftimmung ber 
3eit, innerhalb welcher die Station bei Strafe zurückgelegt werben 
nuß. Freilich werden alle diefe Einrichtungen eben fo ſchwer durch 
defehle als Leicht durch Mitwerbung mehrerer Poftanftalten erzielt 
verden. — Schnelle Beförderung der Packete endlich wird durch 
ine Berbindung der Mittel erreicht, welche für die Beförderung ber 
zriefe und der Wagen erforderlich find ®). 

2) Die Sicherheit in ber Beförderung von Briefen be 
teht nicht nur darin, daß fie überhaupt an die Addreſſen ankommen, 
ondern auch, daß fie uneröffnet übergeben werben, (daß das Poſt⸗ 
eheimnig bewahrt werde.) — Gegen den zufälligen Berluft eines 
zriefes ſichert Hauptfächlich Ätrenge Ordnung im Dienſte; dann ge- 
sährt aber auch in Ausnahmefällen die Geftattung der „Recom⸗ 
iandation“ einen Schutz, im ſchlimmſten Falle eine Entſchädigung °). 
— In Betreff der abfichtlichen Nichtübergebung eines Briefes, fo wie 
er Bewahrung des Poſtgeheimniſſes ift aber zu unterfcheiden zwi— 
hen der eigenmächtigen Eröffnung oder gar Unterfchlagung eines 
zriefes von Seiten eines Poftbeamten; der nothwendigen Eröffnung 
am Behufe der Auslieferung des Schreibens an den Aufgeber; 
adlich ber Eröffnung auf Befehl einer Staatsbehörde. Die zuerft 


8) Eine fehr große Unvollfommenbeit ift es, wenn eme Roft überhaupt Feine 
äcereien annimmt, fonbern deren Beförderung Privatgewerben überläßt. 

9) Tas Antartiren jedes einzelnen Briefes ift feit der rieſenhaften An: 
zwellung der Briefzahl in Folge des niederen Porto's und anderer Verbeflerungen 
ınz unmöglich geworben. Es hatte daffelbe übrigens kaum eine grökere Sicher: 
it bewirft, während ber Zeitverluft fo wie der Gelbaufmand für die Poſt höchſt 
deutend waren. ©. darüber Klüber, a. a. O., Seite 99 fg.; Müller, 
eber die Reform, ©. 34 fg. 
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bezeichnete Handlung ift ein ſchweres Dienftvergehen, welches um fo 
ftrenger zu Deurtheilen ift, weil nicht nur daß einzelne Vergeben 
eine intellectuelle oder fachliche Nechtöverlegung enthält, ſondern fchen 
der Verdacht eines foldhen Verfahrens der Poſt einen großen Theil 
ihred Nuten raubt. Die Handlung ift daher jeven Falles mit 
Dienjtverluft zu beftrafen, und noch frenger, wenn eigennützige 
Beweggründe fie veranlaßten 2%). Mit Recht kann fogar von ven 
Poſtbeamten Verfchwiegenheit über die Namen der Aufgeber und 


— 


10) Unterſchlagung von gewöhnlichen Briefen durch Poſibeamte kommt kaum 
vor, ba nursjehr felten für ſolche ein ſo großes Intereſſe an der Kenntnißnahme 
von dem Inhalte eines Briefes oder an der völligen Beſeitigung deſſelben beſtehen 
kann, um Amtspflicht und Gefahr einer vernichtenden Strafe zu überwiegen. Da⸗ 
gegen iſt es eine leidige Thatſache, daß Briefe, welchen Papiergeld eingelegt war, 
häufig nicht an die Adreſſe gelangen. Unterſchlagungen dieſer Art find bekannt⸗ 
ih ſchon in unglaublihem Betrage und Umfange vorgekommen (Kalab). Tie 
fem großen Uebel ift ſehr ſchwer abzubelfen. Ta der Unterfchied des Portes 
zwifchen einem gewöhnlichen Briefe und einem erflärtermaaßen mit einer Werth: 
ſumme verjehenen bedeutend, auch die Uebergabe bez Tegteren mit mehrfachen Be: 
ſchwerlichkeiten für den Abfender verbunden ift, fo merden fehr viele Briefe mit 
Papiergeld als gewöhnliche Briefe aufgegeben. Nun ift aber einer Seitz bie 
Unterſchlagung eines ſolchen Briefes an fich ſebr Leicht, und erfahrene Poſtbeamte 
erhalten auch eine große Sicherheit, Geldeinlagen burch das bloſe Gefühl zu a: 
"Termen; auf ber anderen Geite ift ver Beweis des Verbrediens kaum berzuftellen. 
Schon die Thatfache der wirklichen Webergabe eines Briefes an die Poft, ſodann 
ber Einlegung von Papiergeld in einen Brief, endlich bes Nichtempfanges cine 
Briefes mit beſtimmter Einlage ift in der Regel nicht zu erweifen; noch ſchwerer 
aber ift c3 auzfindig zu machen, wo em durch fo viele Hände und Geſchäits— 
behandlungen gegangener Brief von der Anfgabe an bie zur Gelangung an den 
Adreffaten verſchwunden if. In der Regel kommt aljo das Verbrechen nur durd 
Zufall oder nrobe Yahrläffigkeit des Thäters ſelbſt heraus; darauf aber may eb 
ein in Geldnoth befindlicher gewiffenlofer Menſch leicht anfommen laſſen. Zi 
von der Poftverwaltintg möglicherweiſe anwendbaren Verhinderungsmaaßregeln 
find nur Ralliativmittel, indem fie nur befteben können im großer Regelmäßigleit 
und Tefjentlichfeit jeder Geſchäftöbehandlung, ausreichender Bezahlung aller Be 
dienfteten und in Beobachtung der Lebensweiſe berfelben. Pur das Publicum 
felbft vermag ſich zu ſchützen duch regelmäßige Angabe bed Werthes und Forde— 
rung einer Empfangsbeſcheinigung, und es iſt in der That ſehr winfchensmert‘, 
daß ein folched Verhalten immer allgemeiner werbe; bieß aber nicht etwa tie 
im eigenen Bortheile, fondern namentlih auch in dem der Poſt, aljo einer für 
Alle unentbehrlichen und unberechenbaren nüßlichen Anjtalt, deren Werth aber 
durch ein begrünbetes Miptrauen und burd eine Entfittlihung ihrer Beamten 
jehr beeinträchtigt wird. 
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Empfänger von Poſtſtücken verlangt werben 19. Anders verhält es 
fich mit der Eröffnung von Briefen, welche aus irgend einem Grunde 
unbeftellbar waren, und »dephalb an den Schreiber zurücgeftellt 
werden müflen. In der Negel kann dieß nur mitteljt Eröffnung 
be3 Briefe? und Leſung des Namens des Abſenders bewerkitelligt 
werden. Zur Verhinderung von Mißbrauch ift hier wohl ein fürme 
liche amtliches Berfahren, etwa unter Beiziehung von Zeugen, 
rathjam 1%). Ebenſo fann drittens die Eröffnung von Seiten einer - 
Staatsbehörde nicht unbedingt verboten fein. Niemand hat ein Necht 
barauf, ein begangened oder vorbereitete Verbrechen dem unter: 
juchenben oder bewahrenden Staate zu verheimlichen; namentlich ift 
die Unterfuchung der aufbewahrten Briefe eines Verdächtigen eine 
nothwendige und gar nicht feltene Maaßregel. Nicht nur den Ge- 
richten muß alfo dad Necht zuftchen, die Auslieferung ber noch in 
ben Händen der Poſt befindlichen Briefe eines von ihnen in Unter: 
fuhung gezogenen Bürger? zu verlangen; fondern aud) den Ver: 
waltungsbehörden kann die Kenntnißnahme von einem bejtimmten 
Briefwechjel ſehr wichtig jein zur Erhaltung der öffentlichen Ruhe 
und Eicherheit. Da jedoch hier allerdings Mißbrauch leicht möglich 
wäre, und häufig wirklich Ichon auf ſchändliche Weife getrieben 
wurde: fo find Sicherheitämaaßregeln für ben rechtlichen Bürger 
nöthig. Diefe jcheinen aber darin gefunden werben zu fännen, wenn 
bie Poftbehörde zwar berechtigt und ſchuldig ift, auf Anfinnen 
jeder Gerichts- oder Polizeibehörbe beſtimmte Briefe vorläufig mit 
Beichlag zu Belegen, fie diefelben aber nur auf das förmliche Urtheil 
eines höheren Gerichte oder auf ben amtlichen Befehl des Minis 
ſters des Innern abgeben darf; wenn fie ferner von folchen An⸗ 








11) Ueber mechaniſche Vorkehrungen zur Entziehung der Kenntniß ber Per: 
fon des Aufgeberd, |. Tranzport:Wiffenfchaft, S. 81 fg. 

12; ©. Transport⸗-Wiſſenſchaft, S. 94 fg. Jeden Falles it die Zurückgabe 
unbeftellbarer Briefe billiger und für den Aufgeber nüßlicher, als die Vernichtung 
derſelben. — Die Sorglofigfeit und der Unverſtand von Tauſenden in Betreff ber 
Ueberfchreibung ihrer Briefe gränzt übrigens an das Unglaublihe. In England 
fonnten 3.8. im J. 1861 gegen zwei Millionen Briefe wegen fehlerhafter 
Aufiriften nicht beftellt werben (von 564 Millionen), 10,000 hatten gar keine 
Adreffen, u. ſ. w. S. Compan. to the Almanac, 1868, ©. 198. 
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innen ein Verzeichniß zu entwerfen und daſſelbe regelmäßig ber 
nächſten Ständeverfammlung, in unbeſchränkten Monarchieen bem 
Staatörathe, zu übergeben hätte. Weber alle einzelnen polizeilichen 
Nequifitionen hätte der Miniſter eine Verantwortung zu übergeben, 
und wäre bei ungenügend erfundenen Gründen von Ständen in 
Anklageftand zu verfegen, von einem Staatsrathe dem Fürſten an— 
zuzeigen 19). — Sicherheit der Packete befteht in ihrer unverletten 
Meberlieferung. Zu Schadenzerfag im alle des Verluſtes oder 
einer Beichädigung ift die Pot ſchon aus Gründen des bürgerlichen 
Rechtes verbunden. Der Beweis über die Größe des Schadens im 
Falle eines gänzlichen Verluſtes ift aber in doppelter Weife zu er: 
leichtern. Einmal durch eine Verpflichtung der Poft, eine gegen fie 
beweiſende Befcheinigung über die Annahme eines Packets von be: 
jtimmtem angeblichem Werthe zu ertheilen. Sodann durch geſetzliche 
Aufſtellung des Grundſatzes, daß ſchon ein geringerer Grad zur Er: 
härtung der Wahrheit jener Angabe bei ver Ueberlieferung genüge. 
Eine ſolche Beftimmung ift namentlich da doppelt billig, wo ber Poft 
dad Monopol der Verſendung gewiſſer Gegenftände (z.B. von Geld 
oder von Päckereien bis zu einem beftimmten Gewichte) zufteht. 
Natürlich haftet übrigens die Poſt blos für folden Schaden, ben 
fie hätte vermeiden können 1%. — Die Sicherheit der Merfonen 
wird gewahrt fein durch Vorfchriften über Bau und Belabungsart 


13) Hoffentlich wird Niemand bier eine Rechtfertigung der ſchändlichen Eitte, 
ben Briefmechfel einer bei der Regierung nicht beliebten, jeboch keineswegs eine! 
beſtimmten Verbrechens bezüchtigten Perſon zu erbrechen, bie Vertbeidigung eine 
cabinet noir finden. Allein cben fo menig als dieſes gebilligt werden mag, kann 
bie Behauptung aufgeftellt werden, baß unter feinen Umſtänden ein Brief von 
ber Stantäbehörbe aufgefangen und eröffnet werden dürfe. Soll ber Staat rubig 
zufeben, wie Epione, Verfchwörer, Diebe ſich feiner öffentlihen Anjtalt bedienen, 
um ihre Verbrechen einzuleiten und zu volichen? Soll er felbit genöthigt fein, 
die Nachrichten von einem Mitfchuldigen zum andern zu befürbem? Auch iſt 
nicht abzusehen, welcher rechtliche Unterſchied zwiſchen einem gejiegelten und ned 
auf dem Poftburenu befindlichen, und einem entfiegelten auf dem Schreibtifche 
bes Empfängers liegenden Briefe ftattfinden fol. Man vergleiche über den Gegen: 
fland: (Siebenkees,) Ueb. das Geheimniß der Poſten. Frankf. u Leipz., 1788. 

14) Weber die Korderungen, welche bie Poſt an die Aufgeber von Poſtſtücken, 
rudfihtlid einer guten Verpadung und Verwahrung, zu ihrer eigenen Sicherung 
zu machen bat, f. Reinbolb, a. a. O., ©. 30 fg. 
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ber öffentlichen Wagen, durch Sorgfalt in ber Annahme ver Poſtil⸗ 
Ione und Schirrmeifter, durch das Verbot allgurafchen Fahrens, 
namentlich bei einer Mitwerbung der Unternehmungen, endlich durch 
gefeßliche Feitftellung des Grundſatzes, daß die Poftwerwaltung (nicht 
der einzelne, vielleicht zahlungzunfähige, Untergeorbniete) fiir jede 
ſchuldhafte Beſchädigung einer Perjon genügenden Schadenserſatz zu 
leiſten hat. 

3) Die moͤglichſte Wohlfeilheit jeder Art won Poſtanſtalten 
ift von dem größten Werthe. Kommt auch die Tare für Perfonen- 
beförderung bei ber immer weiter gehenden Auzbehnung weniger In 
Betracht ala früher; fo ift das Porto für Briefe und Packete um 
jo mehr von Bedeutung. Bei hohem Porto werben unzählige Briefe 
gar nicht gefchrieben oder wenigftend anf anderen weniger ficheren 
und jchnellen Wegen befördert; die Verſendung von Packeten mit 
ber Poſt aber hört beinahe ganz auf. ine ſolche Beichränfung 
des Briefwechjeld verküͤmmert nun in unbercchenbaren Fällen die 
fittlichjten und wünſchenswertheſten Lebendgenüffe, bringt durch 
Unterlaffung rechtzeitiger Benachrichtigungen wielleicht unwieder⸗ 
bringliche Nachtheile, tritt der MWerbreitung von Wiſſenſchaft und 
Bildung entgegen und hat namentlich auf die Gewerbe ben jchäb- 
lichften Einfluß durch die Terhinderung zahlreicher und fchneller 
Mitteilungen oder Anerbietungen. Mit Einem Worte von der 
Mohlfeilheit des Poſtdienſtes hängt der Nutzen defjelben größten: 
theils ab 1°). Dieſelbe kann denn aber anſtandslos gewährt werben 


— — — 


Klagen und Wünſchen, (man ſehe z. B. Klüber, a. a. O., 160 fg.); allein 
früher immer, wo nicht beſtritten ſo doch wenigſtens thatſächlich nicht befolgt, iſt 
er itzt in die Kategorie der elementaren Wahrheiten gebracht worden durch die 
engliſche Poſtreform vom Jahre 1840. Einer Seits ſtellte bie durch ben Bor: 
ſchlag von. R. Hill veranlaßte Parliaments-Unterſuchung eine wenigſtens in 
dieſem Umfange vorher nicht geahnete Maſſe von Nachtheilen hoher Porto-Anſätze 
heraus; anderer Seits vermehrte bie Einführung des Penny-ESyſtemes die Zahl 
der durch die Poſt verſendeten Briefe alsbald in faſt fabelhafter Weiſe, und zwar 
mit immer weiter und ſelbſt bis itzt noch ſteigender Zunahme. Siehe über die 
"Begründung dieſer völligen Umänderung des ganzen Brief⸗Poſtweſens bie drei 
Reports of the select committee on postage von 1838, und R. Hill, Post 
office-Reform. Lond., 1837;. Derf., Results of the new postage arrange- 
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ohne alle Opfer für die Staatäfaffe, indem bie Benübung ber 
Anstalt mit der Verminderung der Preiſe nicht nur in gleichem, 
ſondern ſelbſt in noch höherem Verhältniſſe wächst, jo daB, troß ber 
durch die Vermehrung ber Leiſtungen nothwendig werdenden. höheren 
Ausgaben für Berjonal u. |. w., eine größere Wohlfeilheit boch 
immer noch bis zu einer ſehr weit außzubehnenden Gränze ſogar 
ein pofitiver Vortheil für die Poſt felbit wird. Ein glüdlicyer 


ments in dem Journal of the Stat. Soc., 1841, 9. 2, ©. 85 fa. Alle gefit: 
tigten Länder haben dem Beifpiele Englands gefolgt, mit demfelben Ergebnifie 
fowohl was die Vermehrung der Briefzahl, als was bie, troß ber großen Herab⸗ 
feßung des Porto’, ſich bald wieder hebende und flättig zunehmende Erhöhung 
des Reinertrages betrifft. Seit dem Jahre 1840 find in den fünf Welttheifen 
Tauſende von Diillionen Briefen mehr gefchrieben worden, ala unter dem alten 
Syſteme mit hoben Taxen; wer aber will berechnen, welchen Nuten bie meiteren 
40 Mil. Briefe brachten, wie viel Nachtheil ihr Unterbleiben verurſacht bätte?! 
Selbft cine bleibende bebeutende Verminderung des Neinertrages ber Poſt wäre 
offenbar hiergegen gar nicht in Anfchlag zu bringen geweſen; allein biefer ift mit 
einziger Ausnahme Englands nirgends auf die Dauer eingetreten, bat fich viel: 
mehr, nad einer anfänglichen allerbings zuweilen bedeutenden Abnahme, bald 
wieber gehoben, bis er felbft die frühere Summe überfchritt; und noch immer ifl 
er im Wachen begriffen, obgleich natürlich die durch ungeheure Steigerung ber 
Briefzahl nothwendig gewordene Vermehrung der Beanıten, ferner die Benützung 
der Eiſenbahnen anftatt der eigenen an ſich einträglihen Wagen bie Koften febr 
beträchtlich erhöht bat. In England allerdings, we im J. 1339 der Robertrag 
der Poft 2,368,020 8 &t.; ber NReinertrag 1,601,910 & St.; bie Zahl ber Briefe 
75 Mill. gewefen, fiel im Jahre 1840 nad Einführung des Pennyſyſtems ber 
Rohertrag auf 1,359,466, und der Reinertrag auf 110,028; obgleih die Zahl 
der Briefe al3bald auf 169 Mitt. geiticgen war. Diefer Ausfall ift jedoch feines: 
wegs nachhaltig geweſen. Mach zehen Jahren, alfo 1850 mar der Rohertrag wie 
ber auf 2,495,588, der Neinertrag auf 1,057,690, die Zahl der Briefe auf 547 Mil. 
geitiegen; im J. 1862 aber waren c2 3,777 ,504 R ©t. Robeinnahme, 1,236,941 
Reinertrag und 695 Mil. Briefe, 71 Mill. Stüd Zeitungen und 14 Millionen 
Bücherpackete. Es war fomit fhon nach einer verhältnißmäßig kurzen Zeit ber 
frühere Robertrag völlig erreicht und ift igt weit über die Hälfte überfchritten. 
Wenn aber der Reinertrag die alte Höhe noch nicht ganz wieder erreicht hat, fe 
darf dieß nur fehr tbeilweife ben durch die Vermehrung ber Briefe ebenfalls nöthig 
getvorbenen Weiterausgaben für Beamte u. j. w. zugerechnet und fomit als en 
wejentlicher PBunct in der Würdigung des Syſtemes beachtet werden. in großet 
Theil der igigen Weiterausgaben ift durch Verbeflerungen des Poſtdienſtes veran: 
laßt, welche mit der Brieftare und ihren Folgen gar nicht? zu thun haben unt 
die alfo, wenn auch unter einem anderen Taxſyſteme eingeführt, den früheren 
Reinertrag ebenfalls geichmälert haben würden, vielleicht fo fehr, daß von ihnen 
kaum irgend etwas übrig geblieben wäre. \ 
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Scharffinn hat fogar nachgewielen, daß daſſelbe geringfte Porto bei 
Briefen (natürlich nicht auch bei Packeten) gleichmäßig bei allen 
Entfernungen innerhalb bed Staateß bewilligt werben Tann, da 
berechenbare Koften für einen von ber Poft zu beforgenden Brief 
für diefe nur bei der Annahme und der Abgabe entitehen, die Fort- 
ſchaffung jelbjt aber einen verfchwinbend Meinen und daher ganz außer 
Berehmung zu laffenden Aufwand verurfacht 1%. — Ganz biefelbe 


— — —— — — 


16) Auf dieſen von Rowland Hill zuerſt nachgewieſenen Gedanken be 
rubt das zuerſt in England eingeführte, ſodann auch von den übrigen geſittigten 
Etaaten, freilich zum Theile mit folgewidrigen Abweichungen, nachgeahmte Syſtem 
des gleihmäßigen niederen Porto's. Gr machte denn namentlich auch Verträge 
zwiſchen verſchiedenen Staaten, 3. B. die Gründung bes öſterreichiſch-deutſchen 
Poſtvereins, möglich, deren Grundlage darin befteht, daß einfach immer berjenige 
Staat, bei melhem ber Brief aufgegeben wird, das ganze Porto behält, ber 
empfangende und abliefernde Staat aber feinen Erfab in bem Porto ber wahr: 
ſcheinlich erfolgenden Antwort findet, bie zwifchen den beiben Endpuncten liegens 
den Poftverwaltungen aber für Tranfit nicht? ober nur ſehr Weniges beanfpruchen. 
— Bei ber einfachen Logik des Gedankens ift es übrigens ſchwer begreiflich, daß 
er vielfach noch nicht ganz folgerichtig durchgeführt ift. Wenn namentlich viel 
fach, innerhalb deffelben Poſtgebietes mehrere Zonen je nad) der von ben Briefen 
zu burchlaufenden Entfernung, feftyeftellt find, (3. 8. 10, 20 Meilen und weiter, 
mit einem Porto von 1, 2 und 3 Einheiten): fo ift dieß ein offenbarer Wider⸗ 
finn. Auch in ber zweiten und dritten Zone Toftet ja die Kortfchaffung bes Briefes 
nichts, ober gleich nichts; warum alfo einen Auffchlag? Welchen Sinn bat es, 
daß ber Staat den Verkehr unter entfernteren Theilen feines Gebietes befteuert, 
baburch aber erfchwert, da es eher in feinem Intereſſe Täge, diefelben fo viel als 
möglich, unter ſich zu verbinden? Kann ein verfländiger Grund bafür angeführt 
werben, daß ber Staat ben erfahrungsgemäß aus dem nieberen Porto ſich auch 
für ihn felbft ergebenden höheren Ertrag theilweiſe auf biefe Weife verfchmäht? 
Und wäre nicht ein offenbarer Gewinn, alle bei dem Zonenſyſtem unvermeidlich 
veranlaßten Gefchäfte, 3. B. Nachberehnung bes zu wenig bizahlten Porto's, 
ganz zu vermeiden? Die Bedenklichkeit, daß ohne foldhe Abftufungen ein allzu⸗ 
großer Ausfalk entfichen Könnte, ift nach der Erfahrung aller Poften des Felt: 
landes für die Dauer ganz unbegründet, eine vorübergehende Wiebereinnahne kann 
und muß aber jeder Staat ertragen zu fo wichtigem Zwecke. (Unrichtig ift ſomit 
bie ganze Ausführung von Herb, a. a. O., ©. 12fg.; Hüttner, Poſtweſen, 
Bd. V, ©. 25 fg; Holgamer, Materialien, .. ob eine einfhufige Brieftare .. 
zwedmäßig fei. Mainz, 1861; Derfelbe, Studien ü. Brieftaren. Darmſt., 
1862.) — Iſt dieſes Alles aber innerhalb deſſelben Staates richtig, To gilt es 
auch für ben Verkehr zwifchen zwei verfchiebenen Poſtgebieten. Auch bier ift fein 
verftändiger Grund zu Erhebung eines boppelten Porto's oder zu einem Zonen 
ſyſteme. Tiefe Einrichtungen find einfach) Weberrefte ded alten unvernünftigen . 
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Erfahrung ift gemacht worden in Betreff einer wohlfeileren Beſor⸗ 
gung ber Fahrpoftftücke, welche zum Theile ſelbſt noch in kürzerer 
Zeit und in höherem Maaße als jelbjt die Briefe zugenommen 
haben 17). 

4) Der Gebrauch der Poſt ift bequem für dad Publikum 
eingerichtet, wenn bei Briefen die Aufgabe möglichjt erleichtert ift, 
alfo die Annahme-Büreaus lange geöffnet, überall Brieffäften auf: 
geftellt, in größeren Städten überdieß mehrere Annahme: Birreaus 
vertheilt find. Cine zweite Forderung ift cin für ben Geſchäfts— 
mann bequemer Abgang der Poften, alfo 3. B. in Handelsftäbten 
einige Stunden nach der Börfe Drittens ift «8 in Wohnorten 
von beträchtlicher Ausdehnung eine große Annehmlichkeit, wenn tie 
Poft die Beforgung von Briefen innerhalb der Stadt felbft (matür- 
lich mit häufiger täglicher Vertheilung) übernimmt. — Endlich ift 
ed eine für das Publikum und für die Poft ſelbſt gleich große An- 
nehmlichkeit, wenn bie Brieftare durch geftempelte, von der Poft 
verkaufte Briefdecken oder durch aufzuflcbende Marken bei ver Auf: 
gabe berichtigt werden kann 19). Da dieſe Art ber Portonoraus- 
bezahlung die Gefchäfte der Poſt außerordentlich vereinfacht und fie 
überhaupt die Bedingung mancher Erleichterung für dag Publikum 
it, fo kann es ſelbſt nicht umbillig gefunden werden, wenn jie 
mittelbar erzmungen wird durch eine erhöhte Tare für die unfranlirt 
aufgegebenen Briefe. Die darin unzweifelhaft in manchen Fällen 
liegende Unbilligfeit, einen Brief, welcher lediglich im Intereſſe des 
Empfängers oder durch feine Schuld gefchrieben werden muß, auch 


Gedankens, den Fremden zu befteuern, und zwar zum eigenen Nachtbeile und zu 
dem ber Bürger. — Erft, wenn ein und derfelbe niedere Portofaß für alle Briefe, 
wehin in ber Welt fie geben mögen, gilt, ift ſomit Hill's Ei des Columbus wirk: 
lich auf die Spige geftellt. Höchſtens mag bei überfeeifhem Briefwechſel eine 
Ansnahme an der Stelle fein, weil bier die Verbringung über das Meer aller: 
dings fühlbare und berechenbare Koften macht, deren Erſatz nur Billig if. 

17) Eo iſt 3. B. in Preußen ber Werth der ber Poſt übergebenen Scn: 
dungen, welcher fih in J. 1817 auf 414 Mill. Thaler belaufen hatte, ſchon im 
Sahre 1857 auf 1219 Millionen geftiegen, während bie Zahl der Briefe nur ven 
47 Mil. auf 115 fih bob. 

16) Auch bdiefer glänzende Gebanfe wird befanntih R. Hill verbantt, 
feine Einführung aber dem Muthe bed englifhen Parliamentes. 
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noch zu bezahlen, kommt faum in Betrachtung gegen ben allgemei- 
nen Nutzen ?%). — Hinfichtlich der Frachtftücde und Werthiendungen 
ift der Bequeme Gebrauch der Poft nicht nur ebenfalls durch bie 
oben bezeichneten pafjenben Annahmeorte und Zeiten bedingt, fon: 
dern es kann namentlich dadurch ein großer Dienft geleiftet werben, 
dag die Poft Gelder, welche bei ihr an dem einen Orte einbezahlt 
werben, an einem anbern Orte gegen eine billige, unter dem Porto 
für eine thatfächliche Sendung ftehenve, Vergütung ausbezahlt, mit 
andern Worten durch ein Syſtem von Poſtanweiſungen 20); ferner 
durch die baare Auszahlung Fleinerer Summen bei der Uebergabe eines 
Frachtſtücks, welche ſodann von dem Empfänger wicber eingezogen 
wird, alfo durch Nachnahme 21). — Für Perſonen ift der Gebrauch 


19) Bekanntlich macht der Mehrbetrag für unfranfirt aufgegebene Briefe 
ebenfalls einen Theil des englifhen Syſtemes; die Wirkung aber iſt cine fehr 
durchgreifende. Während früber kaum ber ſechste Theil der Briefe franfirt wurbe, 
ift ist die Zahl ber unfranfirt aufgegebenen auf wentge Procente gefallen. — 
Man möchte wohl an einen unbedingten Frankaturzwang benfen; allein ein fols 
cher ift doch theils den Verhältniffen der Eorrefpondenten nicht immer angemeflen ; 
theils aus billigen Rückſichten auf bie ärmfte Klaffe und auf ausnahmsweiſe Ver⸗ 
hältniffe nicht räthlich; theils endlich würde er bei ben vielen bo unfrankirt in 
die Briefladen geworfenen Briefen entweder eine unerträglihe Mühe ber Rück⸗ 
erflattung an die mühſam zu erfundenden Aufgeber verurfachen, ober bie einfache 
Vernichtung folcher Briefe leicht unberechenbaren Nachtheil für Einzelne haben. 
Das gewählte Mittel zu einer wenigftend regelmäßigen Frankatur ift alfo immer 
noch das Beſſere. — Der Beſorgniß, daß ein bereit? bezahlter Brief weniger 
fiher an den Adreſſaten gelange, kann erforderlichen Falles durch ‚Recomman⸗ 
dation“. begegnet werden; im Uebrigen ift, erfahrungsgemäß, diefe Beſorgniß ganz 
unbegründet. Die Befeitigung könnte nur durch den Briefträger aus Bequem 
lichkeit gefcheben; Lei einem folhen Vergehen aber ftünde die doch immerhin mög: 
lihe Strafe und der zu erlangende Vortbeil in einem viel zu großen Mißver: 
hältniſſe, al daß feine Begehung leicht vorkommen kann. 

20) Auch diefe Einrichtung verdanft man England (1838). Ihre Benübung 
ift ebenfalls bedeutend und immer im Steigen. So wurben in England im 3. 1857 
über 12 Mill. & St., im J. 1862 ſchon gegen 16 Mill. auf diefe Weife bezahlt; 
in Franfteich im 5. 1862 über 90 Mill. Franfen. — Daß übrigens dieſe Poft- 
anweiſungen nicht ausschließlich anwendbar fein dürfen für Gcelöbeforgungen, fondern 
daneben auch thatfächliche Verfendungen von kaarem Gelde müſſen ftatthaben 
Können, ift oben bereits bemerkt. — Näheres über bie Einrichtung |. bei Herz, 
a. a. O., ©. 125 fg. 

21) Tiefe Bewilligung von Nachnahme ift wohl nur in Deutfchland geftaitet, 
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ber Poft bequem, wenn bie Annahme auf die öffentlichen Wagen 
der Zahl nach unbeftimmt ift, Läftige Reiſende ausgeſchloſſen werben, 
die von ihr gelieferten (gemöhnlichen oder Ertrapoft-) Wagen gut 
find, Abreife und Ankunft der regelmäßigen Fahrten zu zweckmäßigen, 
auch nach den örtlichen Bebürfniffen berechneten, Stunden erfolgt, 
fein unnöthiger Aufenthalt unter Weges gemacht wird, die verjchie: 
denen Poſtwagen-Curſe auf einander berechnet find, für Ertre: 
Poften die nöthige Anzahl von Pferden vorräthig gehalten find und 
die Zahl der den Reifenden zu gebenden Pferde außer Streit ge: 
ſtellt iſt 22). 

5) Endlich noch iſt eine nicht minder weſentliche Eigenſchaft 
einer guten Poſteinrichtung die Regelmäßigkeit des Dienſtes. 
Dieſelbe beſteht aber in einem ganz genauen Einhalten der feſtge— 
ſtellten und öffentlich bekannt gemachten Curſe, der Abgangs- und 
Ankunftzeiten, der Vertheilung des Eingelaufenen, ſodann in der 
pünktlichſten Beſorgung des Uebergebenen auf die vorgeſchriebene, 
beziehungsweiſe verlangte, Art und mit der dazu beſtimmten Ge: 
legenheit. Erft diefe bis zu der Außerften Gränze ausgedehnte Ver: 
läßigkeit macht in vielen Beziehungen den vollen nüßlichen Gebrauch 
der Poft möglich, indem dadurch die genaue Berechnung de Ein: 
treffend einer Perſon, einer Nachricht oder eines Werthes, damit 
aber dic fichere Entwerfung eines Gejchäftes, die Ausführung eine 
Reifepland, die Vermeidung eines Schadens zuläßig gemacht wirt. 
Zur Erreichung einer ſolchen Gleichförmigkeit der Leiſtungen ift aber 
nöthig: hinreichende Dienftperjonal jeder Art; gut organifirter und 
auf dag pünftlichjte eingerichteter Gejchäftzgang; Anwendung aller 
unter den angenbliclichen Verhältniffen erforderlichen Mittel ohne 
Rückſicht auf Koſten; Anſpruch auf öffentliche Hilfe und Unterſtützung 


Daß mit VBorficht dabei verfahren werden muß, um bie Poſt vor Echaden und 
Betrug zu bewahren, ift felbfteinleuchtend, daber ift 3. 3. bie Beſtimmung der 
Öfterr.zbeutfch. Poſtgebiete, daß ber Empfänger das von ihm als Nadınabme 
angemeldete Geld erft erhält, wenn Nachricht von der Wiederbezablung dur den 
Adrejlaten eingelaufen ift, zwar nicht bequem aber nicht unbillig. 

22) Näheres über die qute Einrichtung ber Relais: Stationen, fiebe in ber 
Zransport:Wiffenfchaft, S. 287 fg. 
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othfällen; endlich Peftchung von Anftrengungen und felbft 
hren bi zur äußerſten Gränze ber Leiftungsfähigkeit 2°). 

Bon gröpter Bedeutung iſt die Beantwortung der Frage, ob 
wie weit der Staat die Cinrichtung und den Betrieb der 
n zu Übernehmen habe? — Aus der Bezeihnung der Bolt 
in „Regal“ iſt lediglich nichts zu entnchmen. Die Frage ift 
en, ob jie ein folches fein fol? Eben jo wenig kann der ge 
Hiche Hergang entjcheiden. Dieſer weist höchſtens nach, was 
nem bejtinnnten Lande poſitives Necht ift, nicht aber was fein 
und was vernünftig iſt. Dazu bedarf es einer auf den Ge: 
n und den Zweck der Anftalt jich ftüßenden Unterſuchung. — 
em Begriffe der Sache felbit Liegt nun nicht?, was den Staat 
hließlich befähigte; auch zeigt die Erfahrung thatſächlich, daß 
ten im Etande find, wenigſtens gewiffe Zweige ber Poft cin: 
ten und zu betreiben. Wenn alfo vernünftigerweife der Staat 
Recht und die Pflicht der Uebernahme dennoch haben foll, jo 
dieg nur aus dem Grunde einer centfchieden größeren, von 
itanſtalten nimmermehr erreichbaren, Borzüglichfeit geſchehen. 
ce Eigenſchaften ſind nun aber auch wirklich zu behaupten. 
zwar jind fie theil3 allgemeiner Art, d. h. ſämmtliche Poft- 
tungen umfaſſend, theil3 betreffen fie nur einzelne Zweige des 
ienſtes. 

Im Allgemeinen ſpricht für eine Staatspoſt erſtlich die 
, den ganzen Staat umfaſſende Ausdehnung derſelben. Dieſe 
iſt die Bedingung einer Berückſichtigung und Zuſammenordnung 
Verhältniſſe und Bedürfniſſe ſämmtlicher Bürger. Zweitens 
nur der Staat Die Forderung möglichſter Wohlfeilheit erfüllen. 
‚end Privaten nach dem größten erreichbaren Gewinne ſtreben, 
r die Poſt als Polizei-Anftalt zu betrachten und fich mit dem 


2) Was durch zweckmäßigen Organismus und Anmendbung ber richtigen 
lichen und materiellen Mittel ſelbſt bei einer anfcheinend ganz ungemältigs 
Maffe von Forderungen geleiftet werben kann, beweist u. N. das Londoner 
eſen. Vgl. darüber 3. B. Herz, Die Pollreform, ©. 185 fg. — Ueber 
n ber Roft zur Erfüllung ihrer Aufgaben in Anſpruch zu nehmenden Hilfen 
Noth ſ. den (ſonſt ſehr gedankenloſen) Auifak in Hüttner, Poſtweſen, 
II. ©. 1a. 
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Erfabe der Koften zu begnügen. Drittens ift er im Stande, Schwie- 
rigfeiten am unmittelbarften wegzuräumen. Namentlich die Verbin: 
dung mit dem Auslande könnte den größten Hemmniffen unterliegen, 
wenn ihre Unfnüpfung und Unterhaltung Brivaten obläge.. Vierten? 
it e8 ein großer Vortheil, daß es zu nüßlichen Unternehmungen 
und Verbeſſerungen nie an den Mitteln fehlen kann. Endlich wird 
es dem Staate weit leichter als Privaten möglich, ein tüchtiges und 
gehörig disciplinirtes Dienftperfonal zu erwerben 2%). 

Mag aber die einzelnen Zweige deö Poſtdienſtes in ihrem 
Verhältniſſe zum Staate betrifft, fo find die bejonderen Vorzüge 
eines Betriebe von Seiten deſſelben 

vor Allem Har binfichtlih der Beförderung‘ der Briefe und 
Packete. MPrivatunternehmungen würden natürlich nur diejenigen 
Zandedtheile außbeuten, welche einen entfchievenen Gewinn verjpre 
hen. Nun aber ift es vortheilhaft nicht nur für bie zunächit Be 
theiligten, fondern auch für die ganze Geſellſchaft und bie Negierung, 
daß mit allen Gegenden ein regelmäßiger und Leichter brieflicher 
Verkehr jtattfindet. Die Unbilligkeit, den Betrieb der uneinträglichen 
Etreden dem Staate zu überlaſſen, wäre aber einleuchtend; viel: 
- mehr muß der Ausfall bei diefen durch den Ueberſchuß der befjeren 
Gegenden gedeckt werden. Sodann Fönnte die Ucberlieferung de 
gefammten, beſonders auch des amtlichen, Briefwechjeld an Private 
unter Umſtänden fehr bedenklich fein; und zwar nicht nur in Betreff 
möglicher Begünftigung werbvecherifcher innerer Umtriebe, fondern 
auch, und vielleicht noch weit mehr und häufiger, durch Betreibung 
von Vrieferbrehung für eine auswärtige Regierung. Endlich mag 
mancher nüßliche (wiffenfchaftliche, gewerbliche, geſellſchaftliche) Zweck 
durch Ertheilung eines theilweifen oder gänzlichen Poſtfreithumes 
ſehr befördert werden, was ohne pojitive Opfer und Schwierigkeiten 
nur bei einer Staatspoſt ausführbar ift. Beſonders ift bier aud 
der in fo vielen Beziehungen unberechenbar wichtigen Zeitungen 
Erwähnung zu thun 2°). 

24) Vl. Nebenius, Das deutfche Poftwefen, in der Deutfchen Biertel: 


Jahres⸗Schrift, 1841, 9. 2, ©. 269 fg. 
25) S. Herrfelbt, Reform, ©. 49. 


— — — 
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Nicht von derſelben Bedeutung allerding? find die beſonderen 
Bortheile, welche eine Staatspoſt Hinfichtlich der Förderung von 
Perjonen, jei ed mitteljt der Extra⸗Poſt ſei es durch öffentliche 
Wagen, außzeichnen; doch ift immerhin zweierlei anzuerkennen. 
Einmal wird auch in bdiefer Beziehung mit manchen Landestheilen 
eine regelmäßige und bequeme Verbindung hergeftellt werben Tönnen, 
welche bei blofen Gemwinnunternehmungen von ‘Privaten vernachläßigt 
werden würde. Selbſt wenn man der Anficht ift, daß der Staat 
feine Verpflichtung und, gegenüber von ben Steuerpflichtigen, Feine 
Befugniß hat, die Reifen eines Theiled der Bürger auf öffentliche 
Koften zu erleichtern: jo kann doch bier eine Begünftigung ohne 
pofitive Opfer ftattfinden, indem die jeden Falles einzurichtenve 
Briefpoft auch ala Neifegelegenheit benübt wird. Zweitens ift auf 
einer Staatöpoft ftrengerer Dienjt und größeres Amtsanſehen, jomit 
geringere Bejorgniß einer willtürlichen Behandlung ſchutzloſer Rei⸗ 
fender, jeden Falles leichtere Erlangung einer Abhilfe. 

Aus Allem diefem ergiebt ſich denn unzweifelhaft, daß bem 
Staate in der That Eigenfchaften zur Errichtung und Führung 
guter Poften zur "Seite ftehen, welche Privatperfonen gänzlich oder 
wenigſtens theilweije abgehen. Und wenn unläugbar Privatpoiten, 
wie alle auf Gewinn von Einzelnen unternommene Gelchäfte, ihre 
eigenthiimlichen Vortheile cbenfall® haben, wie 3. B. die größere 
und ſchnellere Berücfichtigung der Wünfche des Publikums, ſchnellere 
Annahme neuer Gedanken, Eingehen in örtliche Bebürfniffe: jo find 
dieſe doch ficherlich nicht überwiegend. Namentlich ift nicht zu über: 
jeden, daß große Privat- Unternehmungen, wenn fie nicht durch 
. Staatsanftalten in Schranken gehalten werben, ein höchſt drückendes 
thatfächliche® Monopol an fich reißen koönnen. 

Es ift fomit auch der Betrieb ciner Staat2poft Feine Ueber: 
Schreitung der grundfäßlichen Gränze erlaubter polizeilicher Wirk: 
jamfeit, ſondern vielmshr nur die Erfüllung einer Pflicht. Beſon⸗ 
berd muß der Staat eine Brief und Packet-Poſt über das ganze 
Staatögebiet verbreiten; für Perfonen aber mag er, jo weit jene 
Anftalt ohuedem ſchon Mittel zur Stelle fchafft, gelegentlich ſorgen. 


Und follte etwa das Staatögebiet Hein fein, und damit ein bebeus 
v. Mohl, Polizeiwilf. II. 8. Auflage. 91 
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tender Theil der Vortheile der Poft wegfallen (wegen der Zoͤge⸗ 
rungen, Koſten und Unzweckmäßigkeiten des Anjchluffes an fremde, 
vielleicht ebenfall2 wieder Tleine, Poftgebiete): jo würbe hieraus 
nicht etwa die Unterlaffung einer Staatspoft folgen, fondern nur 
für die Regierung die Aufgabe entftehen, durch Verträge mit frem- 
ben Staaten eine umfaſſende Vereinspoſt mit gemeinjchaftlicher Ge- 
febgebung, Verwaltung und verhältnigmäßiger Gelbeinnahme zu 
bilden 2°). Jeden alles aber hat der Staat feine Boften in eigenem 
Betriebe zu behalten und fie nimmermehr einem Privaten zur Aus- 
beutung zu überlafien. 

Mit der bisher begründeten Forderung, daß der Staat eine 
Poſteinrichtung zu machen habe, tft denn aber auch außgefprochen, 
daß ihm ein Monopol der Kortichaffung wenigſtens in bejtimmten 
Gränzen zufteht. Allerdings wird, ſelbſt wenn ber Grundfaß der 
Gemeinnüßigfeit der Woftanftalt nad, beiten Kräften feitgehalten 
wird, nicht jede üble Wirkung des Monopols vermieden werben ?"). 
Allein es ift leicht einzufehen, daß eine Mitwerbung von Privaten 
entweber die Ausdehnung der Pojt auf alle Landestheile verhindern 
oder, wenn biefe doch durchgeführt würde, der Staatskaſſe, fomit 
der Gelammtheit ver Bürger, cine jchwere Laſt aufbürden müßte. 
Die Privatpojten würden natürlich nur die einträglichen Richtungen 
auszubeuten ſuchen, abgelegene, ärmere und weniger bevölkerte Ge: 
genden vernachläßigen. Dieſe blieben alſo der Staatspoſt allein 
überlaſſen, was zwar von ihr verlangt und auch von ihr ertragen 
werben kann, doch aber nur unter der Vorauzfegung, daß ihr der 
Ueberſchuß zufließt, welchen die einträglicheren Theile des Staals⸗ 


— — 


26) Wenn Klüber, Das Poſtweſen in Deutſchland, ſich durch die, aller: 
dings entfeglichen, \yehler mehrerer beutjcher Staaten unb burch bie übeln Folgen 
der allzuvielen und Heinen Landezpoften zu einem gänzlichen Verfennen ber Ber: 
theile einer Staatspoft verleiten Tieß, fo ift in bem feitdem erft geborenen &e 
banken großer Vereins-Anftalten offenbar itzt ein anderer und richtigerer Ausweg 
zur Hilfe gefunden worben. Dieſen faßt auf Nebenius, a. a. O., ©. 257 fe. 
Sehr naiv freilich ift der Vorfchlag von Müller, die Vereinigung aller baut: 
ſchen Poften durch allgemeine Uebertranung an Taxis zu bewerfftelligen. 

27) Eine fehr gute Augeinanberfeßung ber Nachtheile von Poſtmonopolen 
j. bei Herrfeldt, Reform, ©. 50 fg. 
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gebictes Tiefern. Doch mag ein Unterjchied ftattfinden. In Beziehung 
auf Briefe iſt die Forderung eines Monopoles unbedingt nöthig, 
weil fonft die jo wünfchenswerthe häufige Beforgung berjelben nach 
allen Theilen des Gebieted und namentlich eine Nuralpoft unmög- 
lich ift. Weniger erforderlich ift es dagegen in Betreff der Päckereien 
und ber Perfonenbeförderung, welche vom Staate, bei Gelegeuheit 
der jeden alles ftattfindenden Briefbeforgung, ohne verhältnig- 
mäßigen Weiteraufiwand, mitbeforgt werden können, bei welchen 
aljo auch eine Mitwerbung weniger jchabet. Hier mögen denn bie 
Vortheile einer folchen gewagt werben 2%). Dann aber find auch 
alle Eleinlichen Beſchränkungen in Beziehung auf Pferdewechſel, 
Gewicht der annehmbaren Frachtſtücke, Bauart der Wagen u. ſ. w. 
zu unterlaffen 29). 

Die Poftanftalt eines ganzen Staates ift ein in fich abge 
ſchloſſenes eigenthümliches Ganzes, welches feinen felbftftändigen 
Organismus hat, von zahlreichen nur für dieſen Dienjt beftimm- 
ten 39%) Beamten beforgt wird und ein gang eigenthüntliches Ge⸗ 


28) Es laſſen fich drei verfchiedene Entwidelungs: Zuftände bei ben Poſt⸗ 
Einrihtungen unterfheiden. In bem erften find bie Poften bloß zur Beförderung 
der Regierung: Nachrichten, allenfalls ber Beamten, beftimmt, in ber Regel 
natürlich mittelft blofer Ertra-Curfe. Privatperfonen find von ihren Gebrauche 
ganz auzgefchloffen und haben fich eigener Boten oder zufälliger Gelegenheiten 
mit vieler Beſchwerlichkeit, Unficherheit und mit großen Koften zu bedienen. Die 
Port ift Hier ein Regierungs-Mechanismus. So waren bie Voften in dem alten 
Perſien, im römischen Reiche, in Merico zur Zeit ber Eroberung; fo find fie 
noch heute in China, wohl auch ba ober dort in Europa bie eigenen Hof-Poften. 
In der zweiten Periode nimmt der Staat ein Monopol, Poft: Anftalten anzu: 
legen, in Anſpruch; allen er benüßt es, um ein regelmäßiges Neb von Poſt⸗ 
Anftalten über das ganze Reich auszubreiten, und er läßt Privaten am Gebrauche 
Antbeil nehmen gegen beftimmte Bezahlung, macht alfo damit bie Poft zu einem 
nugbringenben Regale. In ber britten Periode endlich ift ber Gewerbſamkeit des 
Einzelnen erlaubt, mitwerbende Beförderungs⸗Anſtalten für Waaren und Berfonen 
zu errihten. Die Staatspoft if bier mefentlich polizeiliche Anftalt. Auf dieſe 
Weiſe find die Poſten in England, Frankreich, den Niederlanden, in ben Verein. 
Staaten von Norb:Amerifa eingerichtet. 

29) ©. ein ganzes Arfenal folcher von fiscalifhem Scharffinne ausgebrüteter 
Verbote und Beſchränkungen bei Hüttner, Poſtweſen, Bb. IV, ©. 9 fg. 

30) Zn England betrug 3. B. im Jahre 1862 die Zahl ber bei ber Poft 
Angeftellten 25,380, von weldhen 10,303 Poftmeifter. In London allein find 
gegen 3000 Poſtangeſtellte. Cine eigenthümliche Erſcheinung ift es, daß in Enge 
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fhäftöverfahren erfordert 22). Bei der Nothwenbigfeit eines Mmein- 
andergreifens aller einzelnen Dienftzweige und Dienjtitellen ift eine 
Zuſammenfaſſung unter einer oberjten techniichen Behörde noth- 
wendig; Schließlich aber die Unterorbnung unter da? Minifterium 
bes Innern oder, wo ein ſolches beftcht, ded Handels grundfäglic 
richtiger, als die unter das Finanzminiſterium, welches leicht ben 
polizeilichen Character der Anftalt fiscaliichen Rückſichten opfern 
inte. | 


$. 180. 
3) Telegraphen. 

E3 find kaum einige Jahrzehnte verfloffen, feitvem (1837) 
die wunderbare Entdeckung gemacht wurbe, daß es möglich ſei, in 
Worte gegliederte Mittheilungen mittelſt eines elektriſchen Drahtes 
in faſt blitzartiger Schnelligkeit in die Nähe fo gut als in bie 
größten Entfernungen zu machen. Diefe Vernichtung von Zeit und 
Raum hat, obgleich ficher noch lange nicht alle möglichen Anwen: 
dungen gemacht find, ſchon jet eine Umwälzung in den wichtigften 
ftaatlichen, wirthſchaftlichen und rein menfchlichen Verhältniffen be- 
werfftelligt, und iſt beveit3 unentbehrlich geworden. Nichts. ift auch 
natürlicher. Für eine Regierung ift e8 in taufend Fällen und 
jowohl im Kriege als im Frieden vom höchſten Werthe, auz allen 
Theilen des eigenen Landes, als aud) aus entfernten Staaten und 
ſelbſt Welttheilen Nachricht von reigniffen zu erhalten faft im 
Augenblicke des Eintreteng derfelben und eben fo ſchnell Antworten 
und Befehle zurücjenden, überhaupt bie erforderlichen Vorkehrungen 


land mehr und mehr die Poſtbeamten auch zu fonftigen Zwecken verwendet wer: 
ben, namentlich zu Beforgung von Vorbeugungsmitteln gegen Armuth, 3.8. zur 
Beforgung von Sparkaffen, Leibrenten n. dgl. Diefe Benügung ber Poſt und 
ihrer Beamten zu frembartigen Dingen ift noch zu neu, als daß fich die Folgen 
Ihon hätten berauzftellen können; es ift aber wohl erlaubt zu zweifeln, ob der 
Gedanke ein richtiger if. Im Uebrigen ift man wohl auch in England hierauf ‘ 
nur gefommen, weil ber Staat über feine anderen, im ganzen Lande verbrateten, 
Beamten zu verfügen bat, was benn bei anderen Verwaltungs = Drganifationen 
nicht der Fall ift. 

31) Ueber ben formellen Gefchäftsbetrieb ber Poft f. Näheres bei Rau, 
Finanzwiſſenſchaft, Ate Aufl, I, ©. 305 fg.; Herz, Poſtreform, ©. 59 fg. 


485 


rechtzeitig treffen zu können ). Für bad Gewerbe und vorzugs- 
weife für den Handel ift diefelbe Fähigkeit, augenblicklich jede neue 
Thatfache, welche auf Werth, Arbeit und Sicherheit von Einfluß 
ift, zu erfahren und eben jo eilig Beſtimmungen und Aufträge 
zu ertheilen, eine ganz neue Grundlage für Gejchäfte und eine 
jehr erhöhte Sicherheit gegen drohende Verluſte. Für den menfch- 
lichen Verkehr ift es in unzähligen Beziehungen von unſchätzbarem 
Werthe, fih auch in große Entfernungen jo ſchnell mittheilen und 
bie bortigen Zuftände im Augenblicke der Wiſſensbedürftigkeit in 
Erfahrung bringen zu können ?). In allen diefen Beziehungen 
aber trägt es zur Vollendung ber Befriedigung aller Bebürfniffe 
bei, daß die Leiftung der Einrichtung (durch Aufipannung der nö- 
thigen Zahl von Drähten) quantitativ unbeſchränkt ift. 

Diefe einleuchtenden und großen Vortheile haben denn auch 
die allgemeine Einführung biefer Art von Xelegraphen — unter 
gänzlicher Verlaffung des früheren optifchen Syſtemes — in faum 
glaublich Furzer Zeit veranlaft, jo daß biefelben bereits, trotz manch⸗ 
facher Schwierigkeiten und ganz beträchtlicher Koften ®), im Beſitze 
NI Belanntlich eilt ber Telegraph dem flüchtigften Verbrecher voran und 
bringt ihn zur Haft; er Fündigt einen heranziehenden Sturm rechtzeitig für Siche: 
rungsmaaßregeln an, ober eine aus bem Oberlanbe zu erwartenbe Ueberſchwem⸗ 
mung. Im Kriege werben Verftärkungen buch ihn berbeigeholt, drohende Anz 

griffe zu nüßlicher Zeit angelünbigt. Der Geſandte erhält Weifung zu alsbaldigem 
Antworten ober Handeln. 

2) Ungmweifelhaft find, bei ber Neuheit der Erfindung, auch bie Arten des 
Gebrauches erft in ben Anfangszuftänden und werden nicht nur technifche Ver- 
befferungen in ben Apparaten und in ber Weile ber Mittheilung gemacht werben, 
fondern man wirb auch neue, tät noch gar nicht geahnte, Anmendbungen ber 
telegraphifchen Mittheilungen zu machen lernen. Ein Anfang bierzu find 3. ©. 
die den Heeren folgenden beweglichen und augenblidlich aufzuſtichtenden Apparate, 
welche zur Anorbnung von Befehlen, ſelbſt auf den Schlachtfelde, bienen; bie 
Errichtung von Telegrapben, welche blos für ben inneren Dienft großer Städte 
beftimmt find; bie täglich mehrmals von der Parifer Sternwarte an ſämmitliche 
franzöfifche Seehafen gegebene Nachricht Über dle atmofphärifchen Zuftände ber: 
ienigen Hafen, welche für fie die meifte Bedeutung baben. 

3) Leitungen auf Stangen Foften im Durchfchnitte etwa 1000 fl. für die 
beutfche Meile; unteritbifche wohl dag Seh: und mehrfache. Dazu kommen bie 
Koften für bie Apparate, Bureau's, Beamten. Leitungen durch das Meer find 
wegen ber Koftfpieligkeit des Kabels ſehr viel theurer und Können fih auf Mil: 
lionen belaufen. 
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aller gefittigten Staaten find. Nicht nur veräfteln fie fich im In⸗ 
nern berjelben mehr und mehr nach allen irgend beachtenswerthen 
Orten, nicht nur verbinden fie die verichiebenen europäiſchen Ränder 
durch zweckmäßig eingerichtete und vertragsinäßig feitgeftellte An: 
ſchließungen; fondern fie find ſelbſt jchon durch barbarifche Länder, 
Müfteneien, ſogar durch die Meere geleitet worben, und die Ge 
fammtlänge ihrer Leitungen beträgt viele Taufende von Meilen *). 
Bei dem immer noch zunehmenden Drange an der Errichtung neuer 
Linien ift kaum daran zu zweifeln, daß vielleicht in nicht langer 
Zeit aus jedem Kleinen Wohnorte Nachrichten über die ganze Erde 
gegeben und überallher empfangen werden koͤnnen. 

Sicherlich wird ein längerer Gebrauch der wunderbaren Ein: 
richtung noch Viele kennen lernen und auf Manches aufmerkfam 
machen, was itt noch unbefannt und unbeachtet if. Es werben 
nach aller Wahrfcheinlichkeit in Betreff der Anlegung von Tele 
graphenlinten, der Ordnung des Dienfted bei denſelben, der Be⸗ 
nüßung durch Regierungen und Private noch große Aenderungen 


4) In Frankreich belief fih im J. 1862 bie Länge der Telegraphen : Linien 
auf’25,886 Kilom.; im J. 1863 auf 26,681 Kilom. mit 1258 Stationen; in 
Belgien 1861 auf 2647 Kilom. und 1,189 Kilom. Bahntelegrapben; in Stalien 
im %. 1863 auf 13,032 Kilom. mit 459 Stationen; im öſterreichiſch⸗ deutſchen 
Telegraphen:Berein im 3. 1856 auf 17,198 Kilom. mit 234 ©t.; im J. 1861 
auf 30,610 Kilom. und 627 St. Die Meer:Telegrapben aber betrugen auf ber 
ganzen Erbe 3,194 Lanbmeilen (zu 1.609 Kilom.) in untiefem Gewäfler, umb 
8,290 folher Meilen in tiefen Meeren, (von welchen übrigens nur 3000 Meilen 
noch dienftfähig waren). Im J. 1853 wurde bie Gefanımtlänge der Telegrapben 
in allen fünf Welttheilen auf 168,648 Kilom. angenommen, hiervon 72,000 in 
Amerifa, 19,000 in Auftralien. Seit diefer Zeit ift num aber u. A. nod ber 
zuffifhe Telegraph durch „ganz Sibirien, der norbamerifanifhe nach Kalifornien 
begonnen worden. = gl. Annuaire de l’6con. polit., 1863, &. 207 fg., unb 
1865, ©. 169 fg. — Mit welcher Schnelligfeit aber fih die Einrichtung von 
Telegraphen⸗Linien unb deren Benütung ausbehnt, mögen folgende Zahlen be 
weifen. Es waren in Frankreich: 

Etationen Kil.Leitung einh. Privatdep. | 
im J. 1831 17 2182 9,014 76,732 Fr. Einnahme, internat. einbegtiffen 


., 1864 178 9,244 236,018 2,0649 , „ „ , 
„„ 1857 171 11,430 413,616 3,33365 , i , 
„„ 1861 435 25,378 803,610 4,836,04 „, „ . . 
„„ 1863 26,684 1,490,023 5,9379 „ , 


(Lestere Zahlen ohne Rückſicht auf bie neueriworbenen Departement.) 
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hervorgerufen und ganz neue Forderungen von ber einen ober ber 
anderen Seite begründet werden. Trotz feiner riefenmäßigen Aus: 
dehnung, ift ja das Ganze noch im Kindesalter. Es kann ſomit 
nicht davon die Rede fein, jetzt ſchon Grundfäge über Verwaltung 
und Benützung aufzuftellen, welche bleibend ala muftergültig auf- 
zuftellen wären, jondern es mag nur nach ven bis jebt vorliegenden 
Erfahrungen das als zweckmäßig und nothwendig zu Erkennende 
aufgefucht und zufammengeftellt werden. — E3 Täßt fich dieſes aber 
wohl am bejten unter die drei Gefichtäpunfte bringen: Recht zur 
Anlegung von Zelegraphenlinien; Benügung durch Regierungen 
und Private; Ordnung und Sicherung des Dienites. 

1) Die Anlegung einer Telegraphenlinie, aljo die Aufrichtung 
ber vereinzelenden Stangen, bie Ziehung der Drähte und die Er- 
richtung der nöthigen Anzahl von Annahme und Abgabeftationen 
überfteigt an und für ſich Privatfräfte nicht, namentlich wenn fidh 
Actiengejellichaften dazu finden. Die Erfahrung zeigt, daß gerabe 
bie bei weitem theuerfte Art von Telegraphenleitung, die durch das 
Meer, von Privatgejelichaften unternommen zu werden pflegen. 
Dennoch wäre der Schluß zu vafch, daß alſo bie Anlegung aller 
und jeder Telegrapben an Privatunternehmer zu überlaffen und 
vom Staate nur' etwa nöthige Förderung und Unterftügung zu 
leiten fei. Aus verfchiedenen Gründen erfcheint vielmehr eine un- 
mittelbar vom Staate ausgehende Anlegung von Telegraphenlinien 
geboten. Zunächft verhält es fich mit ber Veräftelung der Tele: 
graphen auch in die entfernteren und weniger entwidelten Landes⸗ 
gegenven, wie mit ber Briefpoſt. Privatunternehmer jehen bloß auf 
ihren Vortheil; eine entjprechende Rente aber ift in folchen Fällen 
nicht zu erwarten, daher auch nicht die wünjchenswerthe Ausdehnung 
des Netzes. Dem Staate kann' nun aber die Einrichtung ber lä⸗ 
ftigen Abtheilungen nur dann zugemuthet werben, wenn ein Weber: 
ihuß von günftigen Linien zur Deckung ded Ausfalles verwendbar 
iſt. Sodann ift eine Verbindung der ZTelegraphenftationen mit den 
Poftämtern (fowohl den an einer Eifenbahn als den entfernt davon 
gelegenen) wo nicht eine Nothwendigkeit, jo doch ein großer Vortheil, 
theils des Ineinandergreifens beider Arten von Mittheilungen wegen, 
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theild. zur Benützung ohnedem vorhandener gefchulter Beamter. Da 

nun die Poft in den Händen des Staates iff und fein muß, (f. ben 
vorangehenden $.), ja ift ſchon deßhalb ein Staatötelegraph ange 
zeigt. Sodann kann die Regierung ihren ganzen telegrapbifchen 
Verkehr nicht. in die Hände von Privaten geben. Ganz abgefehen 
von der, wenigſtens nicht unter allen Umftänden undenkbaren, Mög: 
lichkeit eines Verrathes nach Innen oder Außen, Tann dag Ges 
heimniß der Regierungverhandlungen nicht einer großen Anzahl 
von Privatbedienfteten und ihren Oberen überlaffen werden. Eine 
Sicherftelung durch Geheimfchrift aber ift einerfeit® nicht ganz 
genügend, andererſeits für die gewöhnlichen Fälle zu umſtändlich. 
Endlich wird in manchen Fällen, wo es ſich von einer Telegraphen- 
leitung durch unfichere Gegenden handelt, jowohl die Anlegung als 
der fortdanernde Schuß faum ander? ald vom Staate zu bewerk⸗ 
ftelligen fein. 

Mit alle dem ift nun aber freilich ein Monopol des Staate 
für alle Telegraphen noch nicht erwiefen. Vielmehr folgt doch zus 
naͤchſt hieraus nur, daß der Staat in gewiffen Fällen Telegraphen 
zu übernehmen oder fich wenigftend eines ficheren Dienftes der⸗ 
felben zu vergewiffern hat; und es mag wohl bezweifelt werben, 
baß die Frage, ob und wie weit der Staat ausſchließende Rechte 
auszuüben hat, itt ſchon fpruchreif nach allen Seiten iſt. Nach 
den bisherigen Erfahrungen dürften etwa in folgenden Fällen Pri- 
vattelegraphen zuläffig und alfo auch einzuräumen fein. Vor Allem 
bei Legung von Leitungen durd dad Meer. Eine folche Leitung 
ift gegenwärtig noch ein allzu gewagtes Unternehmen, als daß öfe 
fentliche Gelder darauf verwendet werden follten; und ba unter 
jeeifche Telegraphen doch hauptſächlich für Zwecke des Handels be 
ſtimmt find, die für bie ftaatliche Beforgung fprechenden Gründe 
aber hier gar nicht oder Faum zutreffen, fo können fie um fo mehr 
auch Privaten überlaffen werden. Ein zweiter unzweifelhafter Tall 
find die Telegraphen längs der Privateifenbahnen, foweit fie zu 
deren Dienft bejtimmt find. Diefelben tragen zur Sicherheit und 
Pünktlichkeit des Dienftes unberechenbar bei und müſſen vollftänbig 
und zu jeder Zeit zur Verfügung der Bahnverwaltungen ſtehen, 
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find überhaupt ein wejentlicher und untrennbarer Theil des Betriebes. 
- Ferner Finnen die Enden eined fremden Privattelegraphen fich im 
biefjeitigen Staatögebiete an einen Mittelpunkt für Telegraphie an: 
zufchließen haben; es wäre bier wohl faum möglich, jolchen den 
Uebergang über die Gränze zu verbieten. Endlich ift es nicht un⸗ 
denkbar, daß fich eine Privatgefellichaft dazu verpflichtete, nach dem 
Berlangen ber Regierung überallhin, auch wenn es im eigenen In⸗ 
tereffe nicht gejchehen würbe, Linien zu errichten und Stationen zu 
eröffnen, aber unter ber Bebingung, daß ihr bad Telegraphenneh 
im Lande überhaupt ‚überlaffen werde. — In allen dieſen Fällen, 
und vieleicht in noch manchen andern erft durch Erfahrung zum 
Bewußtfein kommenden, jeheint denn der Geftattung von Privat: 
Telegraphen fein überwiegendes Hindernig im Wege zu ftehen und 
ih der Staat mit Sicherftellung feiner eigenen Intereſſen und 
benen der Allgemeinheit der Bürger begnügen zu können und zu 
follen. In erjterer Beziehung wirb nun aber zweierlei verlangt 
werben müffen. Einmal, daß der Regierung unter allen Umftänden 
der Gebrauch auch von Privat-Telegraphen für amtliche Mittheilungen 
zu jeder Zeit und in beliebigem Maaße zuftehe; was denn ent- 
weder nur durch eigene nur für den amtlichen Verkehr beftinmte 
Drähte, oder wenigſtens durch eine jeweilige Bevorzugung amtlicher 
Telegramme zu bewerfitelligen iſt. Zweitens aber, daß das ftrengfte 
Geheimniß in Betreff des amtlichen Verkehres bewahrt werbe. Dieß 
mag bann bei eigens für ben Staat vorbehaltenen Leitungen ent: 
weder durch Anstellung von Staatöbeamten erreicht werden; ober 
aber, wo eine foldhe Ernennung bei einem geringeren Gebrauche 
eine Telegraphen ohne offenbare Verſchwendung nicht ftattfinden‘ 
kann, durch Beeidigung auch der Privatbeamten auf Verſchwiegenheit 
in Staatzfahen. Im Sutereffe des Publikums aber wird eine 
Yeichte, wohlfeile und geſicherte Ordnung bed Dienfted und Gebrauches 
„zu verlangen, (j. hierüber unten, Nr. 3) und demgemäß durch Ge: 
fe oder Geftattungs-Bebingungen im einzelnen Falle dad Nöthige 
zu beftimmen fein. Solche Vorbehalte und Vorſchriften jegen aller- 
dings ein Recht des Staates zur Bewilligung der Errichtung von 
Telegraphenlinien voraus; an einer folchen kann denn aber bei ber 
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allgemeinen Wichtigfeit der Sache nicht gezweifelt werben. — Sollten 
freilich die bezeichneten Vorkehrungen nicht areichen und aud 
feine genügenden fpäter noch erfonnen werben, jo würbe bie Ge⸗ 
richtung eigener Staatätelegraphen, fo wie bie Uebernahme ber bereits 
beitehenden Privattelegraphen von Seiten des Staates (etwa mil 
„Ausnahme der für den Eiſenbahndienſt ausſchließlich beſtimmten) 
nothwendig werden. 

2) Von einer ausschließlichen Benũtzung der Telegraphen für 
ben Staat, — wie eine folche allerdings bei den früheren optijchen 
Telegraphen der Fall war, — fann felbftverftändlicy nicht die Rede 
fein. Die wunderbare Erfindung tft ein Gemeingut aller Deenfchen, 
und ihr Nuten für alle Lebensbeziehungen der Einzelnen fowie für 
den gefammten Volkswohlſtand ein fo unberechenbarer, daß eine 
Ausſchließung der Privaten geradezu eine Ungeheuerlichfeit umd, 
wenn etwa nur in einem einzelnen Lande angeordnet, für dieſes 
durch gewaltſames Zurücdhalten hinter anderen ein allgemeines 
Verderben wäre. Allerdings haben die Regierungen durch dieſe 
auch den Bürgern eröffnete Möglichkeit eines gleich jchnellen Be: 
zuges von Neuigkeiten ein nicht unbedeutende Machtmittel verloren, 
welches ihnen früher die ausſchließliche Benützung der optifchen 
Telegraphen und felbft, in gewiſſem Maaße wenigſtens, der Gebraud 
von Kurieren verſchaffte; allein e8 muß dem allgemeinen Beten 
dieſes Opfer gebracht werben, und es kann fi nur davon handeln, 
wie foeben bemerft, dem Staate unberingt die Möglichkeit einer 
Benügung des Telegraphen zu jeder Zeit und in jeder Augbehnung 
zu fichern, damit er wenigfteng nicht in der Kenntniß der Ereignifie 
-überholt werde von Privaten. 

Was nun aber die Benütung der Telegraphen durch die Pri- 
vaten betrifft, fo erfordert die Gemeinnüßigfeit der neuen Mitthei- 
lungsweiſe und der gleiche Rechtsanſpruch der Bürger an öffentliche 
Auftalten nicht nur, daß Niemand ganz ausgefchloffen jei, jondern 
auch daß Jeder gleiche Berechtigung habe. Es muß aljo ber Grund: 
fat aufgeftellt werden, daß eine ausschließliche Benügung der Tele 
graphen von Niemand thatfächlich oder gar rechtlich, etwa durch 
einen Vertrag mit ber Auftalt, in Anfprucd genommen werben 
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kann, ſondern ihr Gebrauch Jedem, welcher bie Bedingungen deſ⸗ 
ſelben erfüllt, gleichmäßig zuſteht. Hierzu aber iſt eine doppelte 
Beſtimmung erforderlich. Einmal, daß die zur Befoͤrderung über: 
gebenen Mittheilungen in ber Reihenfolge der Anmeldung befördert 
werden müſſen. Zweitens, baß ber einzelne Gebrauchende ben 
Telegraphen nicht in einer Ausdehnung in Anſpruch nehmen darf, 
welche thatjächlich Andere anzfchlichen oder auf eine für fie nicht 
mehr nüßliche Zeit zurüchichteben würde Dieß aber kann bewerf: 
ftelligt werben durch bie Feſtſtellung einer Längften erlaubten Aus: 
behnung de jebesmaligen Gebrauches durch denfelben Aufgeber, 
fa noch Andere die Abjendung von Mittheilungen verlangen. — 
Zur Erhaltung der Gleichheit erjcheint e& auch nothwenbig, bem 
Privattelegraphen die Abichliekung von Verträgen über Benübung 
gegen wohlfeilere Taren als die allgemeinen zu unterfagen. 

Noch ift aber die Frage zu beantworten, ob der Privatmann 
den Telegraphen ungehindert zu jeder Art von Mittheilung benützen 
darf? — In der Regel wird es fih damit allerding? verhalten, 
wie mit jeder anderen Gebdanfenmittheilung. Es ſteht aljo Jedem 
frei, auch durch den Telegraphen Alles zu jagen, was ihm beliebt, 
natürlich unter Vorbehalt der gejeblichen Verantwortlichkeit für dag, 
was er veröffentlicht, wobei beſonders in Betracht zu ziehen ift, daß 
ein Telegramm immer im Sinne bed Strafgejeges eine veröffents 
lichte Heußerung fein wird, indem fie nicht nur dem Empfänger 
und gethan wird, ſondern fie nothwendigerweiſe wenigſtens noch 
zwei weiteren Perjonen, nämlich dem abjendenden und dem em⸗ 
pfangenden Beamten, zur Kenntniß kommt. Ob diefe Leßteren 
einen weiteren Gebrauch von der ihnen zu Theile gewordenen Kennt: 
niß machen und machen dürfen, vermag rechtlich einen Unterjchied 
nicht: zu machen. Doch ift die Regel des freiltehenden Gebrauches 
nicht ohne Ausnahme Es koͤnnen nämlich allerdings auch Fälle 
vorkommen, in welchen aus Gründen des allgemeinen Wohles und 
zur Sicherjtellung der Staatszwecke eine Beichränfung bed Tele⸗ 
graphengebrauches gerechtfertigt ift, und zwar entweder in der Weile, 
daß nur beftimmte Arten von Mittheilungen verhindert werben, 
oder daß felbft der Gebrauch des Telegraphen zeitweife Privaten 
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ganz unterfagt wird. Dieß Tann aber einmal nöthig werben, 
wenn die Sicherheit ded Staates durch eine vorzeitige oder abfict- 
lich feindfelige Mittheilung bebroht wäre, was denn entweder bei 
inneren Unruhen oder im Kriege gar wohl ber Fall fein mag. Ein 
Verbot folcher Art fett natürlich voraus, daß unter den gegebenen 
Umständen auch anderweitige Deittheilungen nach beftimmten Orten 
oder über gewiffe Gegenftände unterfagt werben könnten und müf- 
ten; denn zu einer Verichließung des Telegraphen allein Kann ein 
augreichender Grund wohl nicht beitehen. Um aber Willkür zu 
vermeiden, wird ed Aufgabe ber Geſetzgebung über die Berechtigung 
ber Regierung zu Ausnahmsmaaßregeln fein, auch die bier vor 
liegende Frage zu ordnen. In Crmangelung von Beitimmunge 
darüber wäre ein Eingreifen in den freien Gebrauch des Tele 
graphen zwar nicht unftatthaft, allein es würbe in vielleicht be 
jchwerlicher Weiſe auf die Verantwortlichkeit bed Anordnenden gehen. 
— Ein zweiter denkbarer Fall ift, daß durch den Telegraphen von 
einem Privaten an einen Privaten Aufforberungen zu einem offen: 
baren Verbrechen koͤnnten gegeben werben wollen, 3. B. Anleitung 
zu einem Diebitahle, Aufforderung zu einem Morde, Anweifung 
zu einem Betruge an der Boͤrſe u. |. w. Hier ift denn das ein 
zufchlagende Verhalten zweifelhafter. Darüber allerding® kann fein 
Streit fein, daß der Etaat das Recht und die Pflicht hat, auch 
einer auf ſolche Weife vorbereiteten Nechtöverlegung verhindernd 
entgegenzutreten. Ebenſo iſt wohl flar, daß der Telegraphenbeamte, - 
welcher einen ſolchen Verfuch zu einer Rechtswidrigkeit in Erfahrung 
bringt, ſchon als Bürger die Verpflichtung Hat“ der betreffenden 
Behörde rechtzeitig Anzeige von dem Vorhaben zu machen. Bon 
einem blos paſſiven Ueberlaffen des Telegraphen kann ſomit in 
keinem Falle die Rede ſein. Allein es iſt hier immer noch die 
Wahl zwiſchen einer Nichtabſendung der aufgegebenen Mittheilung 
und einer ebenfalls telegraphiſchen Benachrichtigung derjenigen Be— 
hörde, welche die wirkliche Ausführung des Verbrechens verhindern 
könnte. Außerdem fragt ſich noch, ob der Telegraphenbeamte das 
Recht und die Pflicht haben ſoll, die ihm angemuthete Abſendung 
zu unterlaſſen, bis er von der von ihm zu befragenden Sicherheits⸗ 
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behoͤrde Anweifung erhalten hat; oder ob er zuvoͤrderſt die Nachricht 
abgehen laſſen und nur nachträglich, wenn auch ſo ſchleunig als 
möglich, gehörigen Ortes Anzeige machen muß? Die Entjcheidung 
ift keineswegs leicht. Auf der einen Seite fteht die Möglichkeit von 
willfürlihem oder irrthümlichem Eingreifen in Privatrechte, was 
bejonder8 dann brohend wäre, wenn der Telegraphenbeantte, welcher 
body Fein Organ ber Präventivjuftiz des Staates ift, auf eigene 
Hand die Abfendung zu unterlafjen ober die auswärtige Behörde 
auf bad vermeintlich beabfichtigte Verbrechen aufmerkſam zu machen 
hätte. Auf der andern Seite ift nicht zu läugnen, daß eine Hilfe 
bei erjt nachfolgender Anzeige an bie zuftändige Behörbe zu fpät 
fommen kann, und daß ed überhaupt gegen das fittliche Gefühl 
geht, eine gemeinnüßige öffentliche Anftalt fehenden Auges und 
während man ed hindern Fönnte zum Werkzeuge des Unrechts 
machen zu laffen. Ohne Nachteil wird es aljo nicht: bleiben, was 
immer gejchehen mag; und ed erübrigt wohl nur, dasjenige Ver: 
fahren zu wählen, welche den vom Etaate zu befolgenden oberjten 
Grundfägen am meiften entjpricht. Iſt nun ohne Zweifel die Auf- 
rechterhaltung der Rechtsordnung die oberfte Aufgabe des Staates; 
ist e3 fomit ein geringeres Uebel, wenn eine allgemeine Nüplich- 
feit3anftalt in einem beftimmten Falle beeinträchtigt wird, als wenn 
die Verhinderung eined Verbrechen? aus formalem Bedenken unter- 
laſſen bleibt: jo ergibt ſich wohl als das richtige Verfahren bie 
Beftimmung, daß in einem alle der fraglichen Art dem Tele⸗ 
graphenbeamten die Verpflichtung, alfo auch das Hecht, gegeben 
werde, bie bei ihm angemelvete Mittheilung nicht abgehen zu Laffen, 
ehe er von ber zuftändigen örtlichen Behörde der Präventivjuftiz 
auf ſchleunigſte Befragung Beſcheid erhalten hat. 

Mit den biöher beiprochenen Möglichkeiten eines Mißbrauches 
telegraphifcher Nachrichten fteht nun -endlih auch noch das nicht 
jeltene Verbot der Beförderung von Mitteilungen, welche in Ge⸗ 
heimſchrift abgefaßt find (chiffrirter Depefchen), in Verbindung. 
Hier ift nun wohl zu unterjcheidven. — Daß ein folched Verbot 
Regierungsmittheilungen unter feinen Umftänden treffen kann, iſt 
wohl unzweifelhaft. Nicht nur kann das Geſetz doch unmöglich 
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pon der Unterftelung ausgehen, daß Regierungsbehörden in gemein⸗ 
ſchädlicher Verbindung mit einander ſtehen, und wäre es ſinnlos, 
dieſelben unter Ueberwachung der Telegraphen-Beamten zu ftellen; 
ſondern es iſt auch in der That ein Geheimbleiben von Regierungs⸗ 
mittheilungen ſehr Häufig Bedürfniß, während doch für ein ſolches 
Scheimniß Feine unbedingte Sicherftellung befteht, da die Nachricht 
durch die Hände verjchiedener Perfonen, vieleicht jelbft im Auslande, 
gehen muß. Der Telegraph wäre für den Staat geradezu in ben 
wichtigften Angelegenheiten nutzlos, wenn nicht Regierungsmitthei⸗ 
lungen in Geheimſchrift im In⸗ und Auslande, auf öffentlichen und 
Privattelegrapben befördert würden. Die im Verhältniſſe zu einer 
fremden Regierung etwa entftehenden Unzuträglichfeiten werden durch 
die eigene Benützung deſſelben Mitteld auögeglidhen. — Mit Pri- 
vatmittheilungen verhält es fich dagegen ander. Für die Zulaffung 
von Geheimfchrift ift zwar anzuführen bie eben erwähnte Möglich: 
feit einer Nichtbewahrung des Geheimnifjes; ſodann die Leichtigleit 
einer Umgehung bed Verbote bei nur einiger Verabredung unter 
den Gorreipondenten. Allein ed Tann nicht in Abrede gezogen 
werden, daß großer Mißbrauch mit Nachrichten in Geheimfchrift 
getrieben werben Fan und dag ed etwas Widerſinniges hat, eine 
öffentliche Anftalt nach dem Belieben eines Seven nnd vielleicht 
unter den vertächtigiten Umftänden blindlings und ohne Möglich: 
feit einer Gegenwirkung auch zu den werberblichiten Sweden be: 
nüßen laffen zu follen. Die legte Rückſicht dürfte die wichtigere, 
jomit der Gebrauch von Geheimjchrift im Privatverfehre zu unter: 
jagen fein. Allerdings macht eine folche Beſtimmung die unver: 
brüchlichite Verfchwiegenheit der Telegraphenbeamten zur doppelten, 
mitteljt jedes erlaubten Mittels zu ergwingenden Pflicht. 

3) In Betreff der Ordnung des Dienftes find hauptfächlich 
nachſtehende Forderungen zu jtellen. 

a) Die Telegraphenftationen find an den für den Gebraud 
bequemften Oertlichfeiten einzurichten. Somit für Negierungdtele- 
graphen, wenn ſolches nach der Häufigkeit de8 Gebrauches der Mühe 
werth ift, in unmittelbarer Verbindung mit den oberiten Behörden ; 
bie fir den Privatgebrauch beftimmten aber wo möglich in nächfter 
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Nähe der Poft: und Eifenbahn-Bureaud. Außerdem finb natürlich 
in großen Städten verjchiedene Stationen einzurichten und nament- 
lich auch Solche, welche für den Handelsverkehr geichiett gelegen find, 
3. B. in ben Börjengebäuben oder deren Nähe ®). 

b) Wenigften® auf den Hauptlinien ift auch ein Nachtdienſt 
einzurichten, theils für dringliche Mittheilungen auch in dieſer Zeit, 
theils um die Maſſe des Geſchaftes bewältigen zu koͤnnen. 

c) Bon größtem Werthe iſt dic augenblickliche Beforgung einer 
angelommenen Mittheilung an den Adreſſaten. Es muß baber 
namentlich auch, eine eigene Beforgung an entfernter Wohnende vor: 
geſehen fein. 

d) Der Gebrauch landesüblich wenig bekannter Sprachen kann 
nicht angefonnen werben; wohl aber ift die Anwendung wenigſtens 
Einer allgemein verbreiteten Sprache, 3. B. der franzöfifchen oder 
engliihen, für den internationalen Dienft nothwendig. Es muß 
daher Bon allen Beamten genügende Kenntniß berfelben nachgewiefen 
werben. 

e) Die Wohlfeilheit der Benützung ift bei diefer Beförderungs- 
art, fo gut wie bei jeder andern, eine Hauptbedingung ded häufigen 
Gebrauches, aljo des vollen Nubend. Auch Liegt fie im Intereſſe 
der Einträglichkeit, wie bei diefen. Bei Staatötelegraphen Tann bie 
Tare fo nieder beſtimmt werden, daß eben nur die Geſammtkoſten 
gedeckt werben; bei Privatunternehmungen ift es freilich naturgemäß 
auf einen Gewinn abgejehen. Allein die dem Staate zuftehende 
Genchmigungs-Erlaubniß giebt tim ein einfaches und unanfechtbares 
Mittel in die Hand, Billige zur Anwendung zu bringen. — Einen 
großen Beitrag zur MWohlfeifheit werben Vereinbarungen mit fremden 
Staaten über die Anfäte fir internationalen Verkehr liefern. | 

f) Da der Telegraphendienft Feine ftarke Kraft, jondern nur 
Pünktlichkeit, Schnelligkeit und Gewandtheit erfordert, jo können 
ihn auch Frauen beforgen. Ye wichtiger es nun ift, biefen jede 
paffende Gelegenheit zu einem felbftftändigen und chrbaren Xebenz- 
unterhalte zu verichaffen, defto mehr ift denn auch auf die Bejeßung 


5) In Paris 3. 8. find 25 Telegraphen⸗Bureaus, von melden bag an der 
Börfe das bei weitem am meiften benützte ift. 
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- der erwähnten Stellen durch Solche Rüdlficht zu nehmen, beſonders 
auch bei Ertkeilung der Staatd-Erlaubnig zur Errichtung von 
Privattelegrapbeıt. . 

g) Ein großer Theil der Vortheile und ſelbſt ver Benügbarteit 
der Telegraphen ift, wie bereit? mehrfach erwähnt, bebingt durch 
bie ftrenge Bewahrung des Geheimnifjes in Betreff aller aufge: 
gebenen und ankommenden Mittheilungen. Es ijt baher jeder mit 
dem Telegraphenwejen in Verbindung ftehende Beamte eiblich 
darauf beſonders zu verpflichten, und es muß durch entſprechende 
Zufäge zu den Strafgefeßgebungen eine ftrenge Beftrafung jedes 
Bruches der Verpflichtung möglich gemacht werden. Auch gehört 
es zu den nothwendigen Dienftvorjchriften der Beamten, daß fie 
pon den zu ihrer Kenntniß kommenden Mittheilungen weder mit- 
telbar noch unmittelbar einen gewerblichen Gebrauch zu ihrem Bor: 
theile machen dürfen. Wie. leicht in leßter Beziehung ein Mißbrauch 
und ſelbſt eine jchwere Beichäbigung ber durch den Telepraphen 
Geſchäfte Machenden wäre, bedarf feiner Augeinanberjegung ®). 


Dritter Abfchnitt.' 
Beförderung des Amſatzes. 


$. 181. 
1) Märkte. 

Nicht zufrieden mit der Freiheit zu handeln und mit ber 
Leichtigkeit, die Taufchgegenftände überall Hin ſchnell und wohlfeil 
gelangen zu laffen, hat man noch Einrichtungen verlangt und ges 
gründet, durch welche der Taujch felbjt, alfo der Umſatz ver an 
Ort und Stelle befindlichen Güter, gefördert werben ſoll. Die 
größere oder geringere Wichtigkeit dieſer Einrichtungen ift im Fol—⸗ 
genden zu prüfen und Näheres von benjelben anzugeben. 

Die.erfte diefer Einrichtungen begreift die verfchievenen Arten 
von Märkten in fich, d. 5. die durch Begünftigungen verjchiebener 


6) Ueber Telegraphen-Benützung ſ. man: Knies, Der Teleg. als Verkehr: 
mittel. Tüb., 1857; ferner bie Artikel in bem Companion to the Almanac, 
Sahrg. 1843; 1848; 1858; 1858. 
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Art an einem gewiſſen Orte und zu. beftimmter Zeit hervorgeru⸗ 
fenen Berfammlungen von Käufern und Verkäufern. Diefelben find 
aber wieder von ſehr verjchievenem Umfange und Zwede Einige 
find dazu beitimmt, den Großhandel zwifchen mehreren Nationen, 
felbft Welttheilen, zu erleichtern; man nennt fie Meſſen. Andere 
dienen dazu, um bie Confumenten einer Provinz ober Umgegenb” 
mit ihren Bebürfniffen an Gewerböwaaren, und allenfalls an Vieh, 
zu verjehen;; es iſt aljo Kleinhandel, der auf biefen Jahrmärkten 
getrieben wire. Noch andere, die Wochen märkte, dienen bazu, 
die nicht ſelbſt Landwirthſchaft betreibenden Bewohner größerer 
Drte mit Nahrungsmitteln und einfachen ländlichen Erzeugniffen 
zu verjehen; auch mögen - fie etwa burch Treilbieten am Orte des 
Marktes felbft den verfaufenden Landleuten Gelegenheit zum leich— 
teren Einkaufe ihrer gewöhnlichen Berürfniffe geben. In ber 
Regel find die Waaren, welche auf einem Markte umgefeßt werben 
jollen, nicht genauer beſtimmt; fondern es wird fogar möglichfte 
Manchfaltigkeit gewünfcht; doch find auch nicht felten Märkte bios 
auf einzelne Gattungen von Gegenftänden beichränft, jo auf Wolle, 
Vieh, Getreide, Leber, Tuch und fo weiter. 

Die Anfichten der Theorie und die Maaßregeln der Regie: 
rungen ftimmten in früherer Zeit ganz allgemein darin überein, 
daß alle Arten von Märkten zu begünftigen feten als höchſt wich: 
tige Anftalten zur Förderung des Hanbeld. Namentlich wurden 
große Meffen gewünſcht und felbjt bebeutende Opfer und Privi⸗ 
legien nicht gejcheut, um jolche zu fchaffen und zu vergrößern. 
Diefe Anfichten waren allerdings auch. gegründet in jenen Zuſtänden, 
welche durdy Mangel an Sicherheit und Bequemlichkeit die Waaren⸗ 
Berfendungen und die Reifen der Kauflente jo fehr erichwerten, daß 
fie nur caravanenweife gejchehen konnten, und wo auch der briefliche 
Verkehr und die fonftige Verbreitung von Nachrichten langfam und 
unficher war. Als aber allmählig weſentliche Verbefjerungen in 
allen dieſen Beziehungen entitanden, traten die Vortheile de Meß— 
verfehres mehr und mehr zurück und Nachtheile deſſelben, welche 
früher ala verhältnißmäßig gering anzufchlagen waren, blieben ohne 
genügende Ausgleichung. Es beſtanden dieſelben aber namentlich 

v. Mohl, Polizeiwiſſ. IL. 3. Auflage. 32 
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in der durch den Meßbeſuch nöthig werbenden unbequemen und 
fojtfpieligen Störung der Käufer und Verkäufer; in den, bei nicht- 
erfolgtem Verlaufe nutzlos aufgewendeten, Frachtkoften; endlich in 
ber Nothwendigkeit, mit der Befriedigung der Bedürfniſſe auf ber 
einen Seite und mit dem Verkaufe Tängft fertiger Waaren auf ber 
"andern Seite monatelang warten zu müffen: Tauter Umftände, welche 
- eine bedeutende Vertheurung ber Waaren zur nothwendigen Folge 
hatten. Daher ſank denn der Meßverkehr in der Wirklichkeit, und 
auch die Theorie erklärte nun den Handel auf Meffen für unzweck⸗ 
mäßig, die immer zunehmende Verfchlechterung deſſelben eher ala 
ein Zeichen fteigender Thätigkeit des Handels. Dieſelbe Anficht 
wie über die Mefjen hatte man auch über die Jahrmärkte; und 
kaum die Wochenmärkte wurden, immer jedoch als eine Unvoll⸗ 
Tommenheit, noch gebulbet 1). Nur weil die Regierungsmanfregeln 
langſam neuen Theorieen folgen, manchmal auch lediglich aus Mip- 
gunſt auf eine benachbarte durch einen ſtarken Marktbeſuch Vortheil 
zichende Stadt, verſuchte feit diefer Zeit noch zumeilen ein Staat 
neue Mefjen zu gründen, immer aber unter Widerfpruch der Xehre, 
und in der Regel auch ohne günftigen Erfolg. 

So viel Richtige diefe neue Anficht nun auch Hat, fo ift fie 
boch in ihrer völligen Allgemeinheit nicht tabelfrei. Es bleiben 
vielmehr auch ist noch gewiſſe Fälle, in welchen die verjchiedenen 
Arten von Märkten von entjchiedenem Nuten find. 

1) Daß die Meffen im Allgemeinen nicht mehr zeitgemäß, 
vielmehr manchfach nachtheilig find, ift zuzugeben. Doch finden 
zwei bedeutende Ausnahmen ftatt; einmal da, wo ber Handel von 
einem wichtigen Theile der Käufer oder Verfäufer auch itzt noch 
caravanenmeife betrieben wird ); zweitens, wenn ein nicht lange 

1) Lie Schriften von Turgot bilden den Wendepunct in ber Theorie. 
Vor ihm dringen Alle auf möglichſte Förderung aller Arten von Märkten, von 
ihm an ift die allgemeine Stimme gegen fie. Einzelne Gitate find bei ber 
Gleichmäßigkeit der Anfichten überflüffig. 

2) Dieß ift der Fall bei dem Verkehre mit weit entfernt wohnenden und in 
feiner regelmäßigen Verbindung fichenden Völkern, 3. B. mit ben Orientalen. 
Daher erhalten fih die Meſſen im öftlichen Europa, felbft noch bie Leipziger, 
während die im weftlihen Europa früher blühenden bereit? erlofchen oder bed 
bem Grlöjchen nahe find. 
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aufzubewahrended, an einer großen Menge von Orten erzeugtes, 
Product zu gleicher Zeit zur Conſumtion fertig ift ®). In beiden 
Fallen ift dad Zujammenbringen der feilen Waaren an einem be: 
ftimmten Orte und dag gleichzeitige zahlreiche Eintreffen der Käufer 
für alle Theile gleih nützlich. Es find fomit nicht nur bie be— 
jtehenden Märkte diefer Art zu erhalten, fondern es können fogar 
nene mit einer Hoffnung des Gelingen? eingerichtet werben, wenn 
in. dem dazu außerfehenen Orte Saravanen- Straßen zuſammen⸗ 
treffen oder bie Frachtloften auf den nächſten ſchon beitehenven 
Markt außer Verhaͤltniß zu den Vortheilen deſſelben ftchen, auch 
die nöthigen Anftalten zum Betriebe des in Frage ftehenden Der- 
kehres beigejchafft werben können *). Doch ergiebt fich auch, eben 
aus den Gründen, welche für dag Dafein diefer Gattung von Meſſen 
fprechen, wie völlig wiberfinnig eine das ftrengfte Beduͤrfniß über: 
fchreitende Vermehrung berfelben iſt, indem bie Verzettlung ber 
überhaupt zum Verkaufe fommenden Waaren die großen Einkäufer 
abhält und fomit am Ende Alles in die Hände von Zwifchenhändlern 
fallt zum Nachtheile ſowohl der Erzeuger ala der Verzehrer ?). In 
allen anderen Fällen mag zwar eine fchon lange beſtehende, früher 
berühmt gewejene, Mefje ihr Dafein durch bie Gewohnheit noch 
friften; allein die Anlegung einer neuen ift kein Opfer irgend einer 
Art werth. 

2) Jahrmärkte können allerdings in großen Städten, 
welche mit allen Bebürfniffen und zahlreichen unter fich gehörige 
Mitwerbung haltenden Kaufleuten verfchen find, fo wie in beren 
Nachbarfchaft, ganz entbehrt werben, und fie hören auch in folchen 
in der Negel allmählig auf. Allein fie bleiben, felbft bei aller Leich— 
tigfeit und Schnelligkeit des gewöhnlichen Verkehres, in zwei Fällen 


3) Hierin liegt die Urſache ber auffallenden Blüthe ber Wollmärkte. Vergl. 
über biefe Elöner, Politif der Landwirthichaft, Bd. II, ©. 269 fg. 

4) Ein großer Mollmarft z. B. erfordert ſehr große bebedte Räume, paf- 
ſende Wangeinrichtungen, geſchickte Wolfortirer, ſchnelle Bekanntmachung ber 
Preiſe. Auch iſt die Anweſenheit von Bankiers unerläßlich, ſo wie Gelegenheit 
zur Unterkunft zahlreicher und wohlhabender Fremden und vieler Pferde. 

5) ©. meinen Aufſatz in ber Polizeifama, 1830, Nr. 105; Hoffmann, 
Gewerbebetrieb, S. 348 fg. 
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nothwendig. Einmal ſind ſie ein Bedürfniß für kleinere Orte, 
theils weil den meiften Einwohnern die Luſt, "der Credit, die Kennt: 
niſſe fehlen würben,. um von dem Verfertiger ober dem Großhändler 
unmittelbar ihre Bebürfniffe zu beziehen, theils weil eine ſolche 
zeitweife Vermehrung der Verkäufer eine nüßliche Mitwerbung für 
bie wenigen regelmäßigen Verkäufer des Ortes bilbet ®). Zweiten? 
find fie, und dieß ſelbſt in befjer verfehenen Stäbten, ſehr angenehm 
für den Handel mit folchen Gegenftänden, welche der Käufer nur 
aus einer großen Anzahl nach feinen inbividuellen Bedürfniſſen 
auswählen und nicht wohl durch bloſe Beftellung beziehen Tann. 
Dieß ift denn namentlich der Grund, warum Viehmärkte fo all: 
gemein verbreitet ſind und fich nicht felten noch erhalten, nachdem 
ber früher damit verbunden geweſene Waarenmarkt aufgehört Bat. 
‚Die Anordnung folder Jahrmärkte ift fomit lobenswerth, voraus⸗ 
gejeßt daß Fein Uebermaaß nach Zahl und Dauer derſelben Käufer 
und Verkäufer zwechwibrig zerfplittert und ben Landvolke zu nub- 
Iofer Zeitverfchwendung Veranlafjung giebt. Deßhalb muß venn, 
da blos örtlichen Behörden weder die Meberficht über dag Bedürfniß, 
noch die erforderliche Unbefangenheit des Urtheiles beiwohnen möchte, 
einer höheren Polizei-Behörde die Erteilung einer Markigerechtig: 
feit und die Beſtimmung der näheren Bedingungen, der Dauer, der 
Gegenftände u. ſ. w. zuftehen; eben fo aber auch dad Recht, einen 
fih als unzweckmäßig, und fomit jchädlich, erweifenden Markt wieder 
aufzuheben 7). Eine befondere Anlockung zahlreicher Verkäufer durch 


6) Namentlich gilt diek auch von ben Hanbiwerfern, welche durch die Waaren 
ber auf den Jahrmärkten feilhabenden Landmeiſter von Uebertbeurung abgehalten 
werden. Tavon nicht zu reden, baß ein folcher zeitweifer Abſatz für die Ickt: 
genannten Gewerbenden häufig höchſt erfprießlih, wo nicht nothwendig, iſt bei 
der kleinen Kundſchaft in ihrer nächſten Umgebung. 

7) Viehmärkte können auch in kleinen Orten, wenn ſolche der Mittelpunct 
einer ſtarken ländlichen Bevölkerung ſind, paſſend eingerichtet werden. Sie be⸗ 
dürfen nur eines großen freien Raumes, welcher ſich in ſolchen Orten ſogar 
leichter als in größeren Städten findet; und da beim Viehhandel immer baare 
Zahlung ſtattfindet, iſt auch die Nähe von Bankiers weniger nöthig. Nur bei 
ſolchen Märkten, welche über Einen Tag dauern, iſt auf den gehörigen Gelaß 
an Ställen Rückſicht zu nehmen, und Märkte für Luxus⸗Pferde können natürlich 
nur in großen Stäbten beſtehen. 
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Prämien fcheint nicht nur überflüffig, wenn wirkliches Bebürfniß 
eine® Marktes vorhanden tft, ſondern jelbft jchäblich; denn wozu 
eine übergroße Zahl von Verkäufern künſtlich herbeiführen, die für 
biefelben nur fchäblich iſt? 

3) So wenig auf der einen Seite ein Bogen markt in 
einer großen Stabt für die Käufer zuläflig, für die Verkäufer 
(wegen bed immer fichern Abfabes) nothiwendig tft; und fo über- 
flüffig die Errichtung eines folchen auf der andern Seite auf dem 
flachen Lande wäre, weil bier feine Käufer zu den von Jedem felbft 
hinreichend erzeugten Lebensmitteln und Feine Verkäufer für bie Ge- 
werbe-Erzeugniffe fich finden würben: fo nöthig ift die Einrichtung 
für die Bewohner mittlerer Städte und für die feilbietenden Bewoh— 
ner der Umgegend. Da feine Ueberſicht über allgemeine Verhält- 
niffe, jondern nur Kenntniß der Oertlichkeit nöthig tft zur Entſchei⸗ 
dung der Frage, ob umb wie oft ein folcher Markt zu halten fet: 
jo kann auch bie Anordnung füglich der Orts: Polizelbehörbe über- 
lafjen bleiben. Zur Erhaltung der Ordnung und deZ beabfichtigten 
Vortheiles tft eine zweckmäßige Marktordnung noͤthig. Dieſe hat 
alfo die Pläbe zu beſtimmen, wo die Verkäufer ber verjchiebenen 
Artikel ſich aufzuftellen haben, fie bat für Ordnung und Ruhe 
unter denſelben zu forgen, ihnen bie nöthigen Bequemlichkeiten zur 
Auzlegung ihrer Waaren zu gewähren. Zweckmäßig wirb zugleich 
eine Unterfuchung des gefunden Zuftandes ber Waaren (f. oben, 
Bd. I, 8.25, ©. 197 fg.) und des Maaßes und Gewichtes (f. im 
nächſten $.) angeorbnnet werben. Nothwendig tft auch eine Beftim- 
mung ber Zeit, wann ber Markt aufbört,. damit die Einwohner 
fich in ihren Einfäufen beeilen und nicht den Landleuten zu viele 
Zeit unnöthig geraubt wird. Dagegen fpricht durchaus fein zu- 
reichenber Grunb für die häufig angeordnete Zwangsmaaßregel, nur 
auf dem Marktplaße, nicht aber in den Häufern ober auf ben 
Straßen, Taufen und verkaufen zu dürfen. Sowohl Käufer ala 
Verkäufer finden ihren Vortheil bei folchem gelegentlichen Hanbel, 
und Niemand gejchieht irgend ein Unrecht oder wird auch nur etwas 
entzogen. Cbenjo ift das Verbot oder ‘die Beichränfung des Auf- 
kaufen? zum Wiederverfaufe ſinnlos, indem folcher Auflauf zur 
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Befchleunigung des Marktverkehres und zur Feſtſtellung billiger 
Preife dient, für die Bewohner des Ortes, welche dadurch zu jeber 
Zeit Bebürfniffe befriedigen koͤnnen, fehr bequem tft, er auch bie 
aufgefauften Lebensmittel, bei der großen Zahl der Hänbler und 
der Nothmwendigkeit eines fchnellen Wicderverfaufes, kaum merfbar 
vertheuert. Nur Aufficht gegen Betrug ift an ver Stelle ). 


$. 182. 
2) Feftftellung von Man und Gewidt. 

Es ift augenjcheinlich, daß ein fetgeftelltez, von allen Käufern 
und Verkäufern eines Landes anerkanntes Maaß und Gewicht für 
den Handel unentbehrlich ift, indem bei ben allermeiften Waaren 
die Gefahr einer Selbfttäufhung oder eines Betruges, jedenfalls 
ein bebeutendber Zeitverluft, den Verkehr unendlich erjchweren, wo 
nicht ganz hindern würde). ine folche vermittelnde feititehende 
Menge muß aber, fol fie allen Anforderungen entjprechen, drei 
Eigenfchaften vereinigen, nämlich: Zweckmäßigkeit in der Beſtim⸗ 
mung der Einheit und der Eintheilung; Allgemeinheit der Gültig: 
keit; Sicherheit. Diefe Eigenfchaften machen e3 aber nöthig, daß 
die Beitimmung des Maaß-Syſtemes vom Staate ausgeht und auf: 
recht erhalten wird. Denn wenn einzelne Privatperſonen auch die 
nöthigen Kenntniffe haben fünnen, um ein zweckmäßiges Maap- 
ſyſtem aufzuftellen, haben fie nicht Einfluß genug um ihre Arbeit 
in allgemeinen Gebrauch zu bringen, noch auch ein Recht, Abwei— 
Hungen und abjichtliche Verfälichungen deſſelben zu verhindern und 
zur Strafe zu bringen. Hinſichtlich der ebengenannten materiellen 
Forderungen find aber folgende einzelne Beftimmungen zu merken: 

1) Zwedmäßigfeit. 

a) Vor Allen ift nöthig, daß das ganze Maaß- und Gewicht: 
Syſtem in fich wejentlicd, zufammenhängt, alfo den fünf verche: 
denen Maaßgattungen, d. 5. dem Längenmaaß, Flächenmaaß, Körper: 
maaß, Hohlinaaß und Gewichte diefelbe Einheit zu Grunde liegt. 
Eine Verfchiedenheit ihrer Grundlagen hat feinen denkbaren Vortheil, 


— — — ——— 


% 


8) Vgl. Soffmann,a. a. O., ©. 331 fy. 
1) ©. Wild, Ueber allgem. Maaß und Gewicht. I. II, Yreiburg, 1809. 
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während bie Gleichheit berfelben, wein jehon für jede einzelne Gat- 
tung an fich gleichgültig, Zujammenftellungen und Nechnungen er- 
leihtert ). Daß diefe Einheit aber in einem ewig unwandelbaren 
Raturgegenftande beftche, ift an fich weber nothwendig, noch ift 
auch nur die Darftellung einer ſolchen Grundlage in völliger Ucber- 
einftimmung mit den Raturgegenftänden und beren Wieberanffindung 
im Falle eines Verluſtes des erſten Originale mechanisch möglich. 
Die Einheit kann ſomit willfürli angenommen werben °). 

b) Sowohl die fteigende als die fallende Eintheilung der ver: 
ſchiedenen Maaßgattungen muß bequem zum Gebrauche, namentlich 
zum Rechnen fein. Man hat hier die Mahl zwilchen der zehn- und 
der zwölftheiligen Eintheilung. Erftere ift weit bequemer bei großen 
unb verwidelten Rechnungen; letztere aber nicht nur durch alte Ge- 
wohnbeit geläufiger, jondern au, als häufiger in ganzen Zahlen 


2) An diefer Beziehung ift das berühmte metrifhe Syſtem ber Franzoſen 


vom 1ften März 1795 ein Muſter, indem Eine Einheit, das Längenmaaß, allen 
Maaßgattungen zu Grunde Tiegt. Es bildet nämlich ber Metre nicht nur für 
das Längenmaaß bie Grundlage, fondern e8 find auch 100 ÜMetres = 1 Are 
(Zlähenmaag); 1 Kubikmetre = 1 Stere (Körpermaaß); 1 Kubik» Decimetre 
= 1 fitre (Flüſſigkeitsmaaß); 1 Kubil: Gentimeter beftillirten Waſſers — 1 
Gramme (Gewicht. 


5) Tiefer Sat ſtoößt direct ſowohl gegen bie Grundlage des metrifchen _ 


Syſtemes ber Franzofen, welche bekanntlich zur Grundlage ihres Syſtemes einen 
aligquoten Theil eined dazu vermefienen Erdmeridianes wählten, ala gegen das 
englifhe auf die Länge des Secundenpenbeld gegründete Syſtem von 1824. 
Allein eben biefe beiden großen Verſuche haben die Unausführbarkeit des ganzen 
Gedankens gezeigt. Beide find von den erften Mathematikern ihrer Zeit mit 
bem Äußerften Aufwande von Zeit, Mühe und Mitteln unternommen worden, 
und dennoch find beide verunglückt. Weder ift W gelungen, daB in Frage 


ftebende Naturobject fehlerfrei zu meflen, noch fünnte ein verloren gegangened 


Original-Maaß je wieder in derfelben Größe bergeftellt werden. Vgl. Edinb. 
Review, Nr. 155, ©. 128 fg. Ueber das franzöfifhe Syſtem ſ. übrigend 
Delambre, Biot etArago, Base du systüme metrique d&cimal, I—IV, 
Paris, 1806/21; über das englifye aber: Kater, Account of the new 
standard of weights and measures. Lond.. 1826. Die Nachweifungen über 
die gemachten Fehler aber find gefammelt in dem Edinb. Rew., a. a. D. — 
Gegen die Annahme eined Naturmaaßed überhaupt ſ. bie vortrefjlichen® Bemer⸗ 
Fungen in Beßel's populären Vorlefungen über wiflenfchaftl. Gegenftände, 
S. 290 fg. Für ein ſolches Maaß dagegen ber ungenannte Verf. des Aufſatzes 
„über einheitliche Maaßſyſteme“ in ber Tüb. Zeitſchr. f. St.:W., 38.17, ©.125 fg. 
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theilbar, für das gemeine Leben angenehmer. Erſtere Rüdficht 
dürfte jedoch die überwiegende fein, da fich theil3 durch den Schul- 
unterricht eine Geläufigkeit auch im Decimalſyſtem verbreiten Täßt, 
theils bei gewiſſen Gegenftänden, welche nach allgemeiner Gewohnheit 
oder der Natur der Sache nach eine Interabtheilung nach Hälften, 
Bierteln u. |. w. erfordert, eine folche nebenher zugelaffen werben 
kann. 

c) Die Maaß- und Gewicht-Beſtimmung muß für alle auf 
gleiche Weiſe meßbaren Gegenftände dieſelbe jein. Es läßt fich kein 
vernünftiger Grund denken, warum verjchiebene Flächenmaaße, Hohl: 
maaße u. |. w. neben einander beftehen follen. Es Tann nur zu 
Berwirrungen und zu Täufchungen führen. 

d) Die Benennungen dürfen nicht frembartig klingen und 
müffen aud) für den gemeinen Mann einen Begriff bezeichnen. 
Daher ift e8 auch bei Aenderungen im bisherigen Syſteme zwed: 
mäßig, wo möglich die bisherigen Bezeichnungen für verwanbte 
Größen beizubehalten *). 

2) Die Nothwendigkeit der allgemeinen Einführung de 
pom Staate worgefchriebenen Maaß-Syſtemes ift von ſelbſt ein- 
leuchtend. Allerdings ift eine Umänberung mit Befchwerlichkeiten 
aller Art verbunden 5), und ed wirb namentlich dem fchon in der 
Gewohnheit des alten Syſtemes herangewachfenen Gejchlechte fchwer 
fallen fih an andere Größen zu gewöhnen; allein e8 muß und 
kann dem Allgemeinen Vortheile der Sieg über die Kraft der Trägheit 
verichafft werden. — Die Allgemeinheit ift aber nur unter nad 
ftehenden Vorausfchungen genügend hergejtellt. | 

a) Das gleiche Syſtem muß in allen Theilen des Landes 
und zu jeglichem Gebrauche als das allein gültige und anwend— 

* bare erklärt werden. Daß der Nuten großentheils fehlt, wenn in 
verfchiebenen Gegenden deſſelben Staates verfchiebene Maaße im 
Gebrauche find, bedarf Feiner Ausführung. Aber eben fo ftörend 


4) An der pebantifchen Fremdartigfeit der Ausdrücke ift die ſchnelle Ein: 
führung des franzöfifchen metrifhen Maaß-Syſtemes gefcheitert. Vgl. Aubry, 
Le systeme des nouvelles mesures, mis à la portée de tout le monde. 

5) ©. hierüber Segnitz, in der Tüb. Zeitfchr. f. St.:W., Bd. 17, H.1u.2. 
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und zwedhwibrig ift ed, wenn je nach der Art des Gefchäftes oder 
ber Perfon, mit welcher zu rechnen ift, verfchiebene Syiteme neben 
einander angewendet werben; 3. B. das gefegliche Syſtem bei allen 
amtlichen Veranlaſſungen, Verträgen mit dem Staate, öffentlichen 
Bauweſen u. |. w., ältere Syfteme dagegen im täglichen Verkehre. 
Es mag fomit nach der gefehlichen Feftftellung eines allgemeinen 
Syſtems noch eine billige Frift geftattet werden zur Belanntichaft 
mit dem Neuen, von da ab aber ift theils durch Geldbußen für jeden 
nachweisbaren Gebrauch eines aufgehobenen Maaßes im gemerbii- 
hen Verkehre, theild durch Ungültigerflärung jeder unter Zugrundes 
legung eines folhen Maaßes ausgeſtellten fchriftlichen Urkunde ©) 
für die ausfchließliche Anwendung des Gebotenen zu forgen. 

b) Der Bortheil eined Maaßſyſtemes wirb fehr. erhöht, wenn 
e3 auch über die Gränzen des einzelnen Staates hinaus gilt, na= 
mentlih in ſolchen Ländern, mit welchen vielfacher Verkehr ſtatt⸗ 
findet. ° Dieß fann natürlich nur im Vertragswege zu Stande ge- 
bracht werden; ein Gelingen aber ift nur dann wahrfcheinlich, wenn 
ein an und für ſich zweckmäßiges Syſtem als das gemeinfchaftlich 
anzunehmende vorgefchlagen wird. Als jolches empfiehlt fich denn 
ohne Zweifel (troß einiger nicht abzuläugnenden Mängel) das fran- 
zöfifche metrifche Syſtem; theils an fich, theild weil es bereit3 von 
faft der Hälfte der europätfchen Staaten angenommen ift, theils 
weil es fich in der Wiſſenſchaft überall eingebürgert hat, beren Er- 
gebniffe nicht ohne fühlbaren Nachtheil durch eine formelle Schwie- 
rigfeit vom Leben getrennt werben Fünnen ?). 





6) ©. das franzöfifhe Geſetz vom 4. Yuli 1887, welches den Gebrauch 
eine anderen Maaßes, als des metrifhen, vom 1. Jünner 1840 unbedingt ® 
verbietet. 

7) Die Beitrebungen, ein gemeinfame® Maaß⸗ und Gewicht-Syſtem für 
alle gefittigten Völker, und zwar das metrifhe, zu gewinnen, find — als eine 
Folge der großen Gewerbeausftellungen — ſehr im Zunehmen begriffen, und 
werben namentlih von England aus lebhaft unterftügt. Vgl. Nördblinger, 
Die Zufunft bes metrifchen Syſtems. Stuttg. 18605 Segnitz, Ueber Maaß 
und Gewichte, in der Tüb. Zeitfchr. f. St.:W., Bd. 17, H. 1 u. 2. Auch bie 
vom beutfchen Bunde niedergefehte Fachmänner: Commiffion bat daflelbe em⸗ 
pfohlen. — Ohne Widerſpruch ift es freilich nicht geblieben. Kreußer, Ueber 
Einführung allgemeiner Maaße, Gewichte und Münzen. Wien, 1863, ift gegen 
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3) Für die Sicherheit, d. h. die Unverfälfchtheit, ver fämmt: 
fichen im Gebrauche befindlichen Maaße und Gewichte mag durd) 
folgende Mittel geforgt werben. 

a) Bon den Originalmaaßen find mehrere Eremplare mit. ber 
größten Genauigkeit, welcher die Mechanik fähig iſt, anzufertigen, 
diefe aber an verjchiedenen Orten des Landes, wo ſie gegen Be: 
ſchädigung und Verluft am beften gefichert zu fein ſcheinen, aufzu⸗ 
bewahren. Nach diejem find denn, ebenfalls mit größter Genauig- 
keit, Muftermaaße zu verfertigen und in ven verfchiebenen bedeuten⸗ 


deren Orten zu vertheilen. Bon Zeit zu Zeit find biefe Muſter⸗ 


maaße wieder einzufordbern und nach den Originalmaaßen richtig 
zu jtellen ®). 

b) Für alle Handwerker und Mechaniker muß das Verbot 
gelten, irgend ein von ihnen verfertigtes Maaß oder Gewicht zu 


- verkaufen, es fei denn vorher von einer dazu zu beitellenden Staats⸗ 


behörde durch Vergleihung mit einem Muſtermaaße als richtig ge- 
funden und geftempelt worden ?). 

c) Maaße und Gewichte auf den Märkten und in den Kauf: 
läden find Hfteren und unvermutheten Unterfucdhungen durch das 
Polizeiperfonal zu unterwerfen. "Die Strafgejetgebung aber muß 
harte Bußen auf ven böglichen Gebrauch verfälfchter Maaße Feten. 

d) Einer nicht unbedentenden Veranlaſſung zu Täujchungen 
wird vorgebeugt, wenn für alle Eremplare des Hohlmaaßes trodener 
Gegenftäande, namentlich des Getreides, nicht nur derſelbe cubiſche 


das metrifche Syſtem wegen feiner unbequemen Einheit und falfchen mathema: 
tifhen Grundlage; Hagen, Zur Frage ü. d. deutſche Maaß. Berl., 1861, 
fpricht für Annahme des englifchen Syſtems. — Vol. Rau, Volkswirthſch. Bol, 
4. Aufl., 2, ©. 168 fg. 

8) ©. über diefe Maafregeln den vortrefflihen Report of the Commiss. 
appointed to consider the steps to be taken for the restauration of the 
standards of weights and measures. Lond., 1841. — Die Originalmanfe 
von 1824 waren bei dem Brande ber Parliamentshäufer zu Grunde gegangen. 
— Eine verwandte Schrift it: Kupfer, Travaux pour fixer les poids et 
les mesures de l’empire de Russie. St. Petersb., I. II, 1841, 4. 

9) Diefe Maaßregel ift ala ungenügend bdargeflellt in ber Tüb. Zeitfchr. f. 
St.W., Bd. 17, ©. 134 fg., und ein flereotyper Abdruck des Etalons für alle 
im Gebrauche befindlichen Maaße verlangt. Es ſcheint dieß jedoch eine Mafchine 
voranzzifegen, welche noch gar nicht befteht. 
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Inhalt, fondern auch völlig gleiche Form vorgefchrieben, fomit eine 
gleiche Oberfläche erzielt wird. Es ift dieß theild von Bedeutung 
bei Gegenftänden, welche „gehäuft“ verkauft werben; theils ver- 
hindert e3 bie Anwendung niederer und breiter Maaße bei der Ein- 
nahme, und hoher und fchmaler beim Hinausmeſſen ?9. 


3) Gelbwefen. 


. 183. 

a) Münze. | 

Die Volkswirthſchaftslehre weist die Nothwendigfeit eine? 
Geldes für den Verkehr fowohl im Großen als für das tägliche 
Leben auzführlih nad) ). Alle irgend gebildeten Völker Tennen 
auch wirklich Geld, ſei es num von welcher Art es wolle 2); bie 
bei weitem meiften, jeden Falles bie gebilveten und reicheren, haben 


10) Bel. Hinze, Auswahl von Abhandlungen, S. 867 fg. 

1) © 3 8. Galiani, Della monets; Stewart, Unterfuhungen, 
3. Bud; Hufeland, Staatswirthichaft, Bb. II; Say, Volft. National-Oekon., 
Bd. III, Abſchn. 2 (Bd. 2 und 3 der Stuttgarter Ueberf.); Rau, Volkswirth. 
Politit, 5. Aufl, 2, ©. 159 fg.; Roſcher, Syſtem d. Volkswirthſch, 5. Auff., 
Bd. I, ©. 216 fg.; Wirth, Nat.:Delon., 3. Aufl., Bd. II, ©. 241 fg. — 
Bon ben Monographieen Über das Münzweſen find namentlich folgende zu 
merfen: Carli, Della moneta e dell’ istituzione della zecche (Econ. ital., 
P. M., 2b. VD; Vasco, Della moneta (baf., 3b. XXXIIL); J. Prince 
Smith, The elements of the science of money. Lond., 1813; Ab. Müls 
fer, Verſuch einer neuen Theorie bed Geldes. Lpz., 18165 Murharbd, ° 
Theorie des Geldes und ber Münze. Altenburg, 18175 (Cleynmann,) 
Aphorismen aus bei Fache ber Münzgefeßgebung und des Munzweſens. Frankf., 
1817; (berfelb.,) Materialien für Münzgeſetzgebung. Frankf., 1822; Klüber, 
Das Münzweien in Teutfchland. Stuttg. u. Tüb., 1828; Hoffmann, Die 
Lehre vom Gelde. Berlin, 18385 Knobloch, Staatsw. Vorſchläge. 9. 1. 
Die Benütung bed Gelbftempels. Berl. 18335 Hermann, Leber ben gegen: 
wärtigen Zuftand des Münzweſens in D. (m Rau's Arhiv, Bd. J, ©. 58 fg.); 
Pons, Die Einrichtung der Münzen. Leipzig, 18375 Rotted und Welder, 
Staatöler., Bb. XI, Art. Münzwefn. M. Chevalier, D. l. monnaie. 
Par., 1850; Oppenheim, Die Natur bed Gelded. 1855. . 

2) Bekannt if, daß manche Völker andere Waaren als Gold, Silber, 
Rupfer oder Platina als Geld gebraucht haben und noch gebrauchen, 3. B. 
einzelne Negervölfer. bie Kauris; bie Abiſſynier Salz, die Battas in Sumatra 
Bezoin-Kuchen; die Merifaner Kakao⸗Bohnen; die Aufttalier Nägel; bie nord: 
amerifanifhen Indianer Thierfelle; die Kirgifen Pferde und Schaafe. Vgl. 
Roſcher, a. a. O., ©. 223 fg. 
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aber al3 Geld vie ſegenannten edeln Metalle gewählt. Dieſelben 
fme denn auch verzüglih tauglih au Liefer Verwendung wegen 
ihrer Dauerhaftigkeit und alie Aufbewahrkurkeit, ihrer geringen 
Zerftörkarfeit, ihrer gleichtörmigen Beſchaffenheit auf ter ganzen 
Erde, ihrer Formfähigkeit verbunden mit geböriger Sürte, ihrer 
Theilkarfeit und Wiedervereinbarkeit chne Wertbrerminderung ?), 
ihrer Gleichheit des Preiſes, ihres fchönen Glanzes, endlich wegen 
ihres geringen Umfanges im Verhältniſſe zum Werte %). AB ein 
weſentliches Mittel zur Beförderung des Umſatzes ift die Prägung 
de2 Geldes eine Prelizei-Anftalt, und es beweißt eine große Un⸗ 
fenntnig, wenn das Recht zu münzen nur als Einnahme: Luelle 
betrachtet wird; eine eben jo grobe Unrechtlichleit aber, wenn eine 
Regierung unerlaubten Gewinn dabei zu machen beabfichtigt. Vom 
richtigen Etandpuncte aus kommen folgende Puncte hier zur Sprache: 

1) Das ausſchließende Recht des Staates, Geld 
zu ſchaffen. — Nicht ſowohl die technifche Schwierigkeit, bie 
Größe des erforderlichen Kapitales oder die unhebingte Gefahr bes 
Betruged fchließt Privatperfonen von dieſem Rechte auß; fenvern 
die Möglichkeit eines Betruged. Dieſe würde ein — vielleicht 
ganz unbegründetes — Miftrauen gegen bie umlaufende Münze 
erweden, wodurch ſchon der größte Theil ihrer Brauchbarkeit ver- 
loren gienge. Daher taugt felbft eine unter Beauffichtigung bed 
Staates betriebene Ausmũnzung von Privaten nichts. Nur bie 
Regierung genießt eines fo allgemeinen Zutrauend, daß ihre Münze 
in größerem Umkreiſe ohne alle Bedenklichkeit angenommen wirt. 
Es ift daher nicht nur betrügerifches Nachmüngen, fondern auch das 
unbefugte Ausprägen guter Etaatdmünze ein ſchweres Vergehen; 
und zwar muß ald Staatsmünze fowohl dad vom cigenen Staate 
geprägte Selb, als das fremder Regierungen, welches gefetzlichen 
Curs im bieffeitigen Lande hat, betrachtet werben °). Weniger 
3) Ta Platina unſchmelzbar und nur durch theure chemiſche Prozeſſe wieder 
vereinbar iſt (ſ. Babbage, Münzweſen, S. 120, Note), ſo fehlt ihm eine 
weſentliche Eigenſchaft eines vollkommen tauglichen Münzſtoffes. 

4) Vgl. Roſcher, a. a. O., S. 229. 


5) Das Verbot, fremde Staatsmünze nachzuprägen, iſt fogar auf das Geld 
ſolcher Staaten auszudehnen, welches keinen Curs bei ung hat. Theils Fönnten 
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ſchädlich jeden Falles (und auch von einigen Staaten gebulbet ©) ) 
ift es zwar, wenn Privatperfonen unter ihrem eigener Stempel 
Münzen Ichlagen: allein es wird doch eine unnöthige Verwirrung 
im Geldweſen dadurch hervorgebracht; auch laͤßt fich Folſchmünzerei 
ſodann leichter verheimlichen. 

2) Das Münzſyſtem. — An und für fi iſt es gleich- 
gültig, wie viele einzelne Stücke aus einer gewiſſen Menge Metalles 
geprägt werben; und alles Xob eines fogenannten fchweren Münz⸗ 
fuße® beruht auf Unfenntnig und Verwechslung Das einzige 
wirklich Wichtige ift, daß der Staat bei dem einmal gewählten 
Syſteme bleibt und weder am Feingehalte noch an ber Schwere des 
einzelnen Stüde® mehr ändert. (Xhäte er letzteres üffentlich und 
anerfanntermanßen, fo würde es wenigiten? Verwirrung und Strei⸗ 


tigteiten herbeiführen; eine heimliche Aenderung in? Schlechtere aber 


wäre ein eben fo gemeiner al einfältiger Betrug 7), einer aufge- 
Märten Regierung in jeder Beziehung unwürbig.) Allein bei ber 
Art und Weife der Ausprägung find allerdings gewiſſe Grundjähe 
zu beobachten, hauptſächlich der Bequemlichkeit im Verfehre wegen: 

a) Die Ausſtücklung (Eintheilung der Münz:Einheit) muß 


bequem zum Rechnen fein. Hierzu gehört jedenfalls, daß bie 'gröbe- 


ren Münzen nur eine Anzahl ganzer Einheiten, nicht aber auch 
noch Bruchtheile ſolcher enthalten ®), während die Unterabtheilungen 
nur bequeme Bruchtheile der Einheit fein dürfen; ferner daß nicht 
verfchiedene coordinirte Eintheilungen einer und berfelben gröbern 


ſolche Betrügereien auch am eigenen Lande verfucht werben; theils wäre bie Er⸗ 
laubniß ein Unrecht gegen bie frembe Regierung; theils endlich wiirde man fich 
einer Retorfion ausſetzen, welche höchſt verberblich werden könnte. 

6) So 3. B. England; man ſ. die bank-tokens und bie copper pro- 
missory notes. 

7) Es ift unbegreiflih, wie no Hume, Polit. Essays: On money, und 
Corniani, Riflessioni sulle monete (Econ. ital., P. M., 3d.39, ©. 78 fg.), 
von einer Müngverfchlehterung Wohlfeilheit erwarten Fonnten. 

8) Wie unzweckmäßig war in biefer Beziehung das Reichsgeld! Die Einheit, 
der Gulden, eriftirte beinahe nicht alß eigene Münze; Fleinere Etüde, (3. B 
40%, Kr.⸗St.) paßten nicht in die Einheit; auf die größeren Stüde giengen 
außer einigen Einheiten auch noch Bruchtheile (3. B. die Stüde zu LIfl. 21 fr; 
2 fl. 24; 2 fl. 42 fr.) u. ſ. w. 
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Münze beitehen ”). Zweifelhafter ift, ob das Decimalfyften ber 
Eintheilung zu Grunde gelegt werben joll 19). 

b) Die Münze muß zum Gebrauche bequem fein. Es muß 
alfo bei weiten der größere Theil der Münze in ben groben und 
mittleren Sorten ausgeprägt und nur für das wirkliche Bedürfniß 
Scheidemünze gefchlagen werben 11). Ferner darf weder das Fleinfte 
Stück unbequem zum handhaben, noch dag größte läſtig und für 
ben gewöhnlichen Verkehr allzu werthvoll fein. Sodann find fo 
wenige Sorten ala möglich zu prägen, namentlich Teine Stüde von 
geringem Werthunterfchiede neben einander. Auch müffen bie ein- 
zelnen Sorten durch Größe und Gewicht jo verichieden fein, dab 
Verwechslungen vermieden werben. Weiter ift jede Sorte in ber 


9) Wenn 3. B. ber Thaler, als Einheit, zerfällt in Münz:, Silber: und 
gute Groſchen; oder in gute Grofchen und Marien-Groſchen u. f. w. 

10) Allerdings bat das Decimalſyſtem feine entfchiebenen Bequemlichkeiten 
für die meiften, namentli für die fchwierigeren und größeren, Rechnungs: 
Operationen. Allein ebenfo bat es unläugbar auch manche Nachtbeile, weil bie 
Zahl 10 weniger ohne Reſt theilbar ift, als 3. B. die Zahl 12. Man vergleide 
iiber Lebteres Klüber, Münzweſen, S. 127 fg.; Rotted und Welder, 
Staatlerifon, S. 51 fg.; Hoffmann, Zeichen ber Zeit, S. 57 fg. Demge⸗ 
mäß dürfte wenigftend da, wo eine Münze in den fonftigen wejentlichen Be: 
ziehungen ben Forderungen entſpricht, der blojen Einführung der Decimalein: 
tbeilung wegen eine burchgreifende Umgeftaltung nicht gerechtfertigt fein. We 
hingegen ohnedieß eine gänzlihe Veränderung vorgenommen werben muß, mag 
diefelbe etwa angenommen werden. Nur müſſen auch bier Stüde von */s (°%/ıoo) 
und !/s (%°/ıoo) ber Einheit geprägt werben, wie bieß auch in Frankreich, Ruf: 
and, den Vereinigten Staaten und Holland ber all if. — Sehr ausführlice 
Erörterungen über ein richtiges Ausſtücklungsſyſtem f. in der D. Viertel-J.-Schr., 
1846, H. 4, ©. 288 fg. 

11) Jedem ift befannt, welche grängzenlofe Verwirrung in dad Münzweſen 
mancher, namentlich beutfcher, Länder durch die Ausprägung allzuvieler und 
in ber Regel auch noch geringhaltiger Scheidemünge gebracht worden iſt. Der 
Schaden im großen Verfehre ift fehr bebeutend, weil der Durchſchnitts⸗Werth der 
Staatsmünze durch bie fih unaufbaltbar eindrängende Scheibemüngze verringert 
wird. Das einzige, freilich mit Koften verbundene, Mittel hiergegen ift die 
Miedereinziehung der allzuvielen Scheidemünze; das richtige Vorbeugungsmittel 
aber die Aufftellung bes Grundſatzes, daß die Münze immer fchuldig it, grobe 
nene Münze gegen Scheibemünze zu geben. Auf biefe Weiſe ſtößt ber Verkehr 
von felbft bad Uebermaaß aus, und ber Staat hütet fi) vor unmötbiger Ver: 
mebrung, welde ihm nur Mühe und Koften macht. Vgl. Hoffmann, Lehre 
vom Gelde, ©. 52 fg. 
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em Gebrauchöverhältnifie entfprechenden Menge zu prägen, und 
war jeden Falles eine für den täglichen Kleinverkehr, eine andere 
ir größere Geſchäfte beftimmte Sorte; endlich muß kein unnöthig 
roßer Zuſatz (Legirung, Beſchickung) gegeben werden, welcher bie 
Stüde nur groß und ſchwer macht, fie einer größeren Abnützung 
md der ftärkeren Einwirkung von Luft und Waffer auf unchle 
Retalle ausſetzt, und überbieß dem Staate einen Verluft zuzieht, 
yeil die Beſchickung bei dem Werthe der Münze gar nicht berechnet 
yird 19), 

c) Die als Einheit dem ganzen Syfteme zu Grunde fiegenbe 

Nünze fet nicht zu groß, noch zu Fein. In jenem Falle wird leicht 
m täglichen Leben manche zu große Außgabe dadurch herbeigeführt; 
m letztern Falle erhält man unbequem große Zahlen beim Rechnen. 
das richtige Maaß wäre wohl, wenn als Einheit diefenige Quan⸗ 
tat Metalle genommen würde, welche zur Zeit der Feſtſetzung bes 
Nünzſyſtemes als Bezahlung einer gewöhnlichen Tages-Arbeit ge 
eben wird 19), 

d) Alle Arten von Münzen find nach demſelben Fuße auszu- 
ringen, und namentlich ift cine den Schlagſchatz überfteigende Ver- 
hlechterung der Scheivemünge burch nicht? gerechtfertigt 1%). Die 

12) gl. über bie Legirung Rotted und Welder, Staatzlerifon, 
a. D., ©. 44 fg.; Hoffmann, Lehre vom Gelbe, S. 28 fg.; D. Viertel: 
„Schr., a. a. D., ©. 215 fg. 

13) Sehr richtig ift gewiß folgende Stelle au Sülly's Memoiren ed. 
ond., 1778, T. IV, ©. 265 fg.: »Quelqu’un trouvera peut-£tre cette idee 
:op subtile; l’une et l’autre manitre de compter devant revenir au 
iême. Je n’en juge pas ainsi sur l’experience que je crois avoir faite, 
ue l’habitude de nommer un 6cn, faute d’une denomination plus propre 
ux petits details, porte insensiblement toutes les parties du commerce 
ans les ventes et dans les achats au-delä de leur vraie valeur.e Die 
nnabme, baß eine Kleinere Einheit des Münzſyſtemes von Wichtigfeit fei, ſtützt 
ch keineswegs, wie fchon biefes Gitat beweist, auf bie DVerfchiebenheit zwiſchen 
tord: und Süb: Deutfchland rüdfichtlih der Münzen und ber Waaren : Breife, 
nd fomit wird fie durch die Bemerkung von Rau, ©. 177, Note d, nicht 
siberlegt. 

14) Die ganze Wirkung einer fehlechten Scheidemünze iſt ein Pleinlicher 
zewinn für die Staatskaſſe, erfauft durch viele Verwicklungen und Schwierig: 
ten im Handel, durch die Weigerung bed Auslandes, biefe Münzen anzunchnen, 
nd durch vielfache Falſchmünzerei im In: und Auslande. A. M., der größeren 
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allerkleinfte Münze mag au? Kupfer. geprägt- werden; und nur bei 
ihr, ift, damit die Stücke nicht läftig groß und ſchwer werben, eine 
höhere Werthbeftimmung, als die eigentliche des Metalles zuläffig. 
Bei der Kleinheit des Betrages iſt Mißbrauch kaum zu türchten, ein 
folder auch faum von Bedeutung. 
e) Das Gepräge der Münzen muß kunſtreich fein, damit Falſch 
münzerei erſchwert werde; flach, aber mit erhabenem Rande, daß 
es ſich weniger abreibe, und um das Aufeinanderſetzen der Stücke 
moͤglich zu machen; nicht zu dünn im Verhältniſſe zum Durchmeſſer; 
von demſelben Durchmeſſer aber wie die gleichen Stücke anderer 
Staaten; gegen Beſchneiden auf dem Rande geſichert. Die Zeic- 
nung und Infchrift des Gepräges tft gleichgültig, am zweckmäßigſten 
eine Angabe von Schrot und Kom). Daß nicht unnöthigerweiſe 
bie einmal gewählte Benennung und eben jo bie Ausſtücklung ge 
wechfelt werben darf, verſteht fich. 

f) Eine große Gleichförmigkeit der einzelnen Stücke nach Schrot 
und Korn iſt nothwenbig, ſollen nicht blos die fchlechteren im Um- 
laufe bleiben. Deßhalb ift daS fogenannte Remedium (die den 
Mürzbeamten erlaubte Ungenauigfeit) jo Mein zu beſtimmen, als 
e3 der jeweilige Zuftand der Münztechnik irgend erlaubt, und als 
ohne unverhältnigmäßig theure Mittel erreicht werben kann. Sin 
feinem Falle darf daffelbe dazu mißbraucht werben, um alle Münzen 


PVrägefoften wegen, find Rau, Volkswirthſch. Politif, ©. 182 fg.; Boße in 
Erſch und Gruber's Encyflopädie, Band X, Seite 192; Hoffmann, in ber 
Pr. Staatözeitung (in Knobloch's Vorſchlägen, S. 17) u. ſ. w. Allein follten 
nicht ſchon die von Rau felbft zahlreich angeführten Thatfachen die Nachtheile der 
geringbaltigen Scheidemünzen auf daß unwiderſprechlichſte beweifen? — Ueber bie 
fhlimmen Folgen einer Abweichung von dem geſetzlichen Münzfuße bei den Kronen: 
thalern ſ. eben fo ausführliche als richtige Bemerkungen bei Klüber, a. a. O, 
und in Gleynmann’s Aphoriömen, ©. 176 fg. 

15) Weber dag Technifche der Münzanfertigung ſ. Karmarfch, Handb. d. 
mechan. Technik, 2te Ausg., Hann., 1851. — Tas große Gewicht, welches Sav 
zu wieberholten Malen auf die Angabe von Schrot und Kom auf ben Münzen 
ſelbſt legt, möchte nicht hinreichend gerechtfertigt fein. Cine weitere Sicherheit 
bietet fie nicht dar; die Nachricht an und für ſich aber weiß ber Gefchäftsmann 
und Kenner auch anderwärt zu finden; für Andere ift fie Überflüffig. Uebrigens 
ift eine folche Angabe keineswegs fo jelten, wie Say meint; viele beutfche Münzen 
haben fie. — Ucber Prägung fehr gut die d. V.-J.⸗Schr., a. a. O. 
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auf die geftattete Fehlergränze abjichtlich herunter zu ſetzen 1°). 
Wenn mehrere Staaten dieſelbe Münze haben, fo ift eine DVercini- 
gung derjelden zur Unterhaltung einer gemeinfchaftlichen Münzftätte 
von ber größten Bedeutung für bie Gleichheit ihres Geldes 19). 

3) Am einfachften wäre allerdingd, wenn blog Ein -Metall 
zur Münze benügt würde: allein das Vorhandenfein mehrerer taug⸗ 
licher Metalle hat von den älteften Zeiten her zur gleichzeitigen 
Benütung des Goldes, Silberd und Kupfer2, eine Zeit lang auch— 
noch der Platina bewogen. Jedes derſelben hat feinen eigenen 
verjchiedenen Werth, der je nach den Hanbelsconjwicturen, der Menge 
bed Erzeugniffe® u. |. w. nicht unbebeutend wechfelt 17). Eine 
gejegliche Feſtſtellung diefer relativen Preiſe ift ſomit unmöglich, 
und — mit Ausnahme der Kupfericheidemünge, zur Vermeidung 
enblofer Schwierigkeiten im täglichen Meinften Verkehre — hoͤchſtens 
nur in Beziehung auf die Annahme bei öffentlichen Kaffen zur 
Vermeidung von Weitläufigfeiten zuläffig, nie aber für den Verkehr 
von Privatperſonen. Deßhalb iſt nur das eine dieſer Münzmetalle 
als geſetzliches Zahlungsmittel zu erklaͤren, die Werthbeſtimmung 
der übrigen aber dem freien Verkehre zu überlaſſen 18). ine ge— 


15) S. Rau, a. a. O. $. 227; Cleynmann, Materialien, ©. 137 fg., 
158, 208; Klüber, Mänzweien, S. 115 fg.; Hoffmann, Lehre vom Gelde, 
©. 38 fg. In Deutfhland war das Nemebium fchon durch den Reichsabſchied 
von 1570, $. 136, ganz verboten; eben fo im Königreich der Niederlande,. Geſetz 
vom 28. Eeptbr. 1806. Allein da diefe äußerſte Strenge doch nicht eingehalten 
wird, fo bietet ein Fleiner Spielraum eine größere wirkliche Sicherheit dar. Vgl. 
2003, Sammlung von Auffägen üb. d. Münzwefen, ©. 22 fg. In England, 
Frankreich, Preußen, im deutſchen Münzvereine find daher Remedien geftuttet. 

16) Siehe Hoffmann, Lehre vom Gelbe, Seite 32 fg; Rotted und 
Welder, Staatzlericon, Bd. XI, ©. 30 fg. Daß eine gemeinfchaftliche Münze 
auch mwohlfeiler ift, mag nur nebenbei bemerkt werden. 

17) So bat 3. B. der Werth des Goldes ſchon in ben erften 25 Jahren be3 
19ten Jahrh. um 10 Proc. gewechſelt; mit Auffindung ber Goldlager in Kali: 
fornien, Auftralien und Rußland find neuerdings noch weit gewaltigere Gründe 
zu einer Preisveränderung eingetreten. Und wenn dieſe, aus rein zufälligen, 
Jleichzeitigen Urfachen, (Kriegen, Ausfuhr von baarem Gelde nach Alien u. |. w.) 
nicht alle ihre Wirkungen fogleich erwiefen haben, fo ift dieß nad, aller Wahr: 
fcheinlichkeit nur ein Aufſchub. 

18) Die Frage, welches der beiben eben Münzmetalle als ordentliches geſetz⸗ 
liches Zahlungsmittel zu beftimmen fei, ift ſchon früher, namentlich aber in jüngfter 

v. Mohl, Poligeiwifl. IL 3. Auflage. . 33 
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ſetzliche Feſtſtellung des Werthverhältniffe® von Gold und Silber 
ift eine amtliche Verficherung einer Thatſache, welche ſehr Teicht nicht 


— 





des wurden vor dem Eintreten der neueften Veränderungen in ber Förderung ber 
eblexen Metalle nachftehende Gründe geltenb gemacht: ber bei weitem größere 
Werth Is gleichem Gewichte und noch mehr in gleichem Raume, fomit die Teichtere 
Verfenbbarkeit und Zählung; der größere Wiberftanb gegen atmofphärifhe Ein: 
flüffe; die höchſte Prägbarkeit; bie geringere Abnügung durch den Umlauf; bie 
relativ geringften Prägekoſten. Zu Gunften be8 Silbers wurde bagegen ans 
geführt: die größere Anwendbarkeit für ben täglichen Verkehr; bie fchtwierigere 
Berfendung großer Maſſen in ferne Gegenden unb fomit die größere Gleichheit 
des Werthes; die beträchtlichere Yörberung aus ben Bergwerfen. Cine Weberein: 
flimmung ber Meinungen wurde nicht erzielt. Zwar neigten fi die meiſten 
Stimmen zu Gunften des Silbers; ımter den Engländern Qauberbale, Ri: 
cardo, Baring, Morrifon; unter ben Deutfhen aber Schübler, 
Rau, ber Verfaffer des Artikels über Münzweſen im Staatslericon; allein immer 
blieben doch Stimmen für die Wahl des Goldes, fo Liperpool und Hoft: 
mann. Einen Mittelweg [hlug Hermann en (in Rau’ Archiv, Bd. I, 

Seite 161 fg.), indem er, je nach ben Verhältniſſen ber einzelnen Länder unter: 
ſcheidend, Golb für bie richtige Grundlage des Münzweſens erachtete bei Böllern, 
welche Handel unb Gewerbe, Aderbau und Viehzriht im Großen treiben, ober 
welche ein fehr umfangreiches Gebiet befigen, für alle anderen Verhältniſſe aber 
dem Silber ben Vorzug gab. — Dur bie Entdedung ber Goldlager und bie 
gleichzeitige, wenn jchon damit nicht zufammenhängende, große Silberausfuhr 
nad) Afien ift nun aber itzt bie Streitfrage unter einen ganz anderen Gefichts: 
punct gerüdt worben. Die beiderfeitigen Eigenfchaften ber edlen Metalle bleiben 
allerdings diefelben; allein es ift ein Entſchluß in denjenigen Ländern, welche bis: 
her Silberwährung hatten, darüber zu faflen, ob fie, troß ber bereit, und wohl 
auch noch während Ianger Zeit, fattfindenben ungeheuren Vermehrung des Golbes 
und der verhältnißmäßig kaum geringeren Verminderung bed Silbers, das ber 
Male und dem Werthe nach immer mehr zurüctretende Metall als geſetzliches 
Zahlungsmittel aufrcht erhalten, fomit das weit überwiegende andere Metall nur 
als Waare behandeln können; mit anderen Worten, ob fie nicht auch zum Gold: 
währung überzugehen, das Silber aber nur zur Außgleihung im Verkehre, gleich: 
fam als Scheidemünze, zu benügen haben ? Die für Bejahung diefer Frage an: 
juführenden Gründe find folgende. Es fei mindeſtens wunderlid, den Thatſachen 
zum Trotze die Fiction aufrecht erhalten zu wollen, baß Silber immer noch das 
vorberrfchende Münzmetall ſei. Diefe Fiction habe denn aber den Nachtheil, daß 
bei den nach gefetlicher Lanbesmünze zu Teiftenden Zahlungen, für welche doch in 
ber Regel Silber nicht beizuſchaffen fei, eine befchwerliche Agio: unb Cursrechnuug 
für das thatfächlich dazu verwendete Gold ftattfinden müſſe. Dem, allerdings nicht 
zu läugnenden, Verlufte, welchen die Empfänger einer ſteſtſtehenden, namentlich 
wiederkehrenden Zahlung (alſo z. B. von Zinſen, Pachtgeldern, Gehalten zu er: 
leiden haben durch die Einführung der, gegen Silber vorausſichtlich immer mehr 
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richtig ſein kann, und nach aller Erfahrung auch bald nach der 
einen bald nach ber andern Seite bin fich wirklich als unrichtig 
erweist; außerdem ein Befehl, deſſen Befolgung nur in eingelnen 
Fallen erzwungen werben kann, und dann mit offenbarer Ungerech 
tigfeit. Sie hat aber auch den großen volläwirthfchaftlichen Nach⸗ 
theil, daß die gefeglich über ihrem Welthandelspreiſe taxirte Geld⸗ 
forte von Außen maffenhaft eingeführt und gegen dag andere, im 
Lande allzu nieder bejtimmte, Metall ausgeführt wird, mit dem Ver- 
luſte des ganzen Unterſchiedes zwilchen dem wahren und dem gejch- 
lichen Preife 2%). — Im Uebrigen mag auch bei einer einheitlichen . 


verlierenden, Golbmünze werbe audgeglichen durch den eben fo großen Gewinn 
des Zahlenden, und es fei wenigftens volkswirthſchaftlich kein Grund vorhanden, 
den einen oder ben andern zu bevorzugen in der nun einmal bereingebrochenen 
Krife ber Werthverminderung bed Goldes. Endlich fei eine Über immer weitere 
Länder fi ausbehnende Annahme der, ſchon itt in den Haupthandeläftaaten 
England und Norbamerifa geſetzlich in Frankreich wenigſtens thatfächlich beftehen: 
ben, Goldwährung nicht nur eine erhebliche Bequemlichkeit für den Großhandel, 
fondern auch ein Mittel, das keineswegs wünſchenswerthe Sinfen bes Golbpreifes 
durch eine bedeutende neue Verwendung dieſes Metalle aufzuhalten. Dieß Alles 
ift unzweifelhaft richtig; jedoch nur unter der Vorausſetzung, daß in dem betrefs 
fenden Lande wirklid das Gold bereits entfchieden die Oberhand befommen bat. 
&o Iange dem nicht fo ift, eripart das Beharren bei der berfümmlichen Silber. 
währung Mühe, Koften, Unbequemlichkeiten und unverdiente Verlufte. Auch ift 
namentlid noch zu bemerken, daß bie Annahme der Goldwährung in anderen 
Ländern die Erhaltung der eigenen Silberwährung erleichtert, indem das dort 
überflüffige Silber herüber ftrömen wird. Ten Beweis Hiervon liefern Holland, 
Belgien und Neapel, welche einfache Silbermährung haben einführen können. — 
yür die Golbwährung find u. U. Soetbeer, Denkichrift, betreffend die Ein- 
führung der Goldwährung in D. Hanıbg., 1856, Fol.; Derf., Die Goldfrage, 
in ber Tüb. Zeitfchr. für St.:W., Band 18, 1. Für Beibehaltung der Silber: 
währımg aber (Klingelhöfer,) Weber Gold: und Silberwährung. Zranff., 

1855; Kolb, Gold⸗ ober Silberwährung ? in ber Tüb. Zeitichr., Bd. 12, 1. 
19) Dieß ift bekanntlich in Franfreich der Fall gewefen, als einer Seits in 
Folge der Zuftrömungen von Gold aus Galifornien und Auftralien, anderer Seits 
wegen der großen Silberausfuhren nach Aſien dag Gold im Welthanbelpreife fiel, 
das Silber aber flieg. Die Feſthaltung des gefetlich beftimmten Werthverhältniſſes 
ber beiben Metalle zu einander machte es möglich, gegen einyeführtes Golb das 
im Lande künſtlich niebergehaltene Silber mit bedeytendem Gewinne einzutaufchen 
und auszuführen. So verſchwand nit nur in Frankreich, fondern auch in den 
übrigen Ländern, welche fein Munzſyſtem eingeführt hatten, 3. 8. in ber Schweiz, 

das Silber faft gänzlich, ohne irgend einen Erſatz für dem geringeren Werth bes 
an feine Stelle getretenen Goldes. 
33* 
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Währung die aus dem andern Metall geprägte Münze mit einem 
nominellen in der Hauptmünze ausgedrückten Werthe bezeichnet 
werden, zu einiger Zurechtfindung. Es tft nur zu verlangen, daß 
biefe Werthbezeichnung nicht zwangsmäßig vom Staate aufrecht er: 
balten, fondern ihre Annahme einfach dem Verkehre überlaffen werde. 
Dann iſt ed jogar ziemlich gleichgültig, wie dieſe Werthbezeichnung 
bemefjen wird; das Agio wird alsbald das richtige Verhältniß her- 


ſtellen 2). 

4) Da kein Grund vorliegt, warum ber Staat bie Fabri⸗ 
kationskoſten des Geldes leiden, d. h. aus den Steuern bezahlen, 
und nicht auf dad, denn boch in feinem Werthe erhöhte, Fabrikat 
ichlagen ſoll; überbieß die Ausgabe des Geldes blos im Metall: 
werthe zu vielfacher Einjchmelzung führen muß: fo ift die Annahıne 
eines mäßigen Schlagjhages vollkommen gerechtfertigt und fogar 
wünfchengwerth *?). 

5) Die Ausfuhr der inländifchen, bie Einfuhr fremder Münzen 

20) Dieverfchiebenen europäiſchen Staaten mit Silberwährung tariftren ihre Golb: 
münzen ſehr verichieden, und doc, ſtehen fie, mit Hilfe eines ebenfo verjchiedenen 
Agios, im Verkehre ganz gleih. So wird z. B. bei preußifchen Friedrichsdot 
13%/s Proc., bei Öfterreichiichen Dufaten 3%; Broc., bei hannoverſchen Friedriche: 
dor 12 Proc. Agio gegeben, dadurch aber bi? auf ein Wenigſtes derſelbe Preis 
in Silber für die Mark Gold bergeftellt. 

21) S. Cleynmann's Aphorigmen, ©. 64 fg.; Lotz, Staatswirthſchaft, 
Bd. II, ©. 338 fg.; Ehrenthal, Die Staakswirthſchaft nach Naturgefepen, 
S. 302 fa.; Buße, Kenntniffe des Munzweſens, Bd. I, ©. 248; Murhard, 
Theorie des Geldes, Seite 220 fg. Nachweifungen über bie Größe des Schlag: 
fchaßes fiehe bei Klüber, Münzweſen, Seite 98 fg. In offenbarer Begriffe: 
Verwirrung it Bong, Einrihtung der Münze, ©. 17 fg., befangen, wenn er 
die Erhebung eines Schlagſchatzes tadelt, weil der Staat fich fir die Beforgung 
feiner Geſchäfte nicht bezahlen Tafien Tönne, und wenn er nur im Wege bed Anz 
gebotes und ber Nachfrage einem geprägten Metallftüde einen größern Werth 
als einen gleich großen rohen Stüde beizulegen geitatten will. Der Staat be: 
forgt nicht feine Gefchäfte, wenn er Münze prägt, fonbern er vollzieht eine 
polizeiliche Aufgabe, deren Koften (mie fo oft) der fie Benützende zu bezahlen bat, 
d. 5. der jeweilige Befiter einer Münze. Ein veräuberlicher, durch Nachfrage 
nach beftimmten Gelbforten beſtimmter Schlagſchatz würde eine Haupteigenjchaft 
des Geldes, den gleichen nominellen Werth, gänzlich zerflören. — Da bie Prä: 
gungäfoften bei den verfchiedenen Sorten verfchieden find, namentlich weit größer 
bei ben kleinern Münzen als bei groben, jo tft eine Verſchiedenheit des Schlag: 
jhages ganz natürlich. Vgl. Rau, a. a. O. ©. 181 fe. 
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find ganz unfchäbliche und natürliche Handelsoperationen; ein Ver: 
bot derjelben ift alfo eben fo unzweckmäßig ala unausführbar. Nur 
in zwei Fällen leidet da Volksvermögen darunter. Cinmal wenn 
bie fremde Münze im diefjeitigen Staate zu einem höheren Preiſe 
als ihrem wahren Werthe angenommen wird. Dieß wird vorzüglich 
bann ber Fall fein, wenn benachbarte Staaten gleichnamige Münzen 
bon etwa geringerem Werthe ansprägen, welche dann im täglichen 
Leben leiht als gleichgeltend genommen werben unb baburch die 
ſchwereren inländifchen Münzen ohne Crfag vertreiben ober zur 
Einfchmelzung bringen. Zweitens, wenn ein benachbarter Staat, 
deffen Münze viel bieffett3 umläuft, in Unordnung und Verſchlech⸗ 
terung berjelben verfällt und dieſe ſomit auch auf uns überträgt. 
In dieſen beiden Fällen helfen keine Verbote, ſondern theils Ver⸗ 
träge mit den betreffenden Staaten, theils öffentliche Valvationen 
(gejegliche Preisbeſtimmungen), welche das Publikum aufmerkfam 
machen 32). Ob die Staats-Kaſſen fremde, natürlich gute, Wlünzen 
annehmen oder nicht, iſt völlig gleichgültig. Eine Zwangspflicht 


für fie ift natürlich nicht vorhanden; und jo fteht ihnen namentlich. 


bad Recht zu, ven Annahme-Werth derſelben nach ihrem wohlver- 
ftandenen eigenen Vortheile zu beftimmen. 

6) Schwer fit die Frage mit Beltimmtheit zu beantworten, 
warn und wie viel Geld der Staat fchlagen ſoll? Am Allgemeinen 
ift freilich unzweifelhaft, daß das Geldbedürfniß eines Landes be- 
ſtimmt wird durdy den Umfang feines Verkehres, durch die Schnel- 
ligfeit ded Geldumlaufe® und durch die Menge und die Umlaufs- 


— — — — 


22) S. Rau, a. a. O., S. 185 fg; Cleynmann, Aphorismen, ©. 160, 
und (Dietze, Geſch. Darſtellung des alten und neuen Münzweſens. Weimar, 
1817. — Die Nachtheile der Annahme einer fremden Münze zu einem höheren 
Werthe, als dem wahren, haben Nord: und Süd-Deutſchland, jedes auf andere 
Weife, erfahren. In erfterem ftellten ſich die Mißſtände der gleichnamigen etwas 


ſchlechter Münze eines Nachbarftantes, fehr deutlich für diejenigen Staaten - 


heraus, welche dem Gonventionzfuße treu blieben, während Preußen mit feinen 
Thalern u. ſ. w. davon abgewichen war. Die ſüdweſtlich deutſchen Staaten aber 
erlitten Berlufte durch die Annahme ber brabanter Kronenthaler zu einem höheren 
Werthe, als biefelben fogar in ihrem Prägungslande und feinem Stellvertreter, 
Oefterreich, hatten. 


N 
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fchnelfigfeit der Stellvertreter des Geldes 22). Allein im beftimmten 
einzelnen Falle ift weder die Maffe de im Lande vorhandenen 
Geldes, noch auch die Größe des wirklichen Bebürfniffe® an Geld 
mit irgend einer in Zahlen auszudrückenden Beſtimmtheit zu beant- 
worten. Unb wenn jchon gewilfe Kennzeichen auf einen Mangel 
an Umlaufsmitteln fchließen laſſen, z. B. verhältnigmäßig nieberer 
Preis der ungemüngten Metalle, die Nothwenbigkeit, zum Tauſchen 
Zuflucht zu nehmen, der Stand des Wechſelcurſes u. ſ. w.: jo iſt 
damit noch keineswegs bewielen, daß eine neue Ausmünzung bem 
Mangel ftenern Eönnte, (deſſen Grund fo mächtig fein mag, daß 
auch das neue Geld aldbald von ihm verjchlungen würbe,) ober 
daß nicht auch ohne eine folche das blos vorübergehend geftörte 
Gleichgewicht fich wieder herftellen könnte. Im Zweifel freifich iſt 
es beſſer, der Staat prägt unnöthigerweiſe neues Geld, als daß er 
den Verkehr dieſes jo höchſt nöthigen Mittels ermangeln läßt 9). 

7) Wichtig iſt endlich noch die Umprägung einer von An⸗ 
fang an fchlecht beftellten oder allmählig in dem Umlaufe fchlecht 
gewordenen Münze. Daß dieß nicht unnöthigerweile. gefchehe, ift 
ſchon der beträchtlichen Koften und des weitausſehenden Gefchäftes 
wegen nöthig. Allein es läßt fich nicht vermeiden, wenn an bie 
Stelle eines ſchlechten Münziyftemes ein befjercd gdeſetzt werben foll, 
oder wenn ein bedeutender Theil der in Umlauf befinplichen Münzen 
durch Gebrauch oder Befchneiden fühlbar unter den Nennwertb an 
wahren Gehalte gejunfen iſt. Im erfteren Falle würden fich bie 
beiden Syfteme nur mit Beichwerlichkeit neben einander gebrauchen 
laffen. Im zweiten dagegen finkt die Münze zuerſt im Verkehre 
mit dem Auslande, danı von biefem aus (durdy dic Wechsler und 
ben Grängverfehr) auch im Inlande, allmäblig unter ihren Nenn: 
werth, was große Beichwerlichkeiten, bei ftehenden Zahlungen aud) 
Berlufte, für den Staat aber bejtändigen Schaden bei der Aus: 
prägung neuer Stüde zur nothwenbigen Folge hat 25). Die Ein: 
3)6.Ro her Volkswirthſchaft, dte Aufl, Bd. I, ©. 236 fg. 

24) Siche über dieſe Frage die ausführliche Abhandlung in Murhard's 
angef. Schrift, ©. 255 fg. 


25) Ueber ben legteren wichtigen Umftand fiefe Hoffmann, Lehre vom 
Gelbe, ©. 49 fo. 
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führung des neuen Geldes muß vorbereitet werben durch Auspräs 
gung einer beträchtlichen Summe, fet es aus Barren fei es aus 
den Geldvorräthen der öffentlichen Kaffen; ferner durch Belannt- 
mahung von Tarifen über bag Verhältnig ver alten zur neuen 
, Münze. Zur allgemeinen Durchführung des neuen Syſtemes trägt 
e3 aber bei, wenn ein Termin gegeben wird, innerhalb deſſen das 
alte Geld in feinem vollen Nennwerthe angenommen ?9), nach deſſen 
Ablauf jedoch es ganz außer Curs gefeßt wird. Daß der Staat 
aus feinen Kaffen fein anderes als neues Geld ausgiebt, alles alte 
aber, welches er eingenommen bat, einjchmelzt, verfteht fih von 
ſelbſt ?7. 
" 6. 184. 

b) Papiergeld. " 

Ganz verfchieven von einem Gelde, welches aus einer Waare 

befteht, die an und für fich einen Werth hat, ift dad Papier: 
Geld, ein bloſes Zeichen von Geld, welches anf Befehl des Staates 
als gefetliches ZahlungZmittel an der Stelle der Münze und an⸗ 
Statt einer beftimmten Summe berjelben genommen werden muß. 
Es hat ein ſolches Geld feinen wirffihen Werth, jondern tft nur 
eine Werth⸗Dichtung (Fiction), welche der Staat an die Stelle des 
Werthes febt ?). 
96) Wenn nicht felten die alte Münze, ohne daß eine genügende Gelegenheit 
zur Einwechdlung in ihrem Nennmwerthe gegeben war, abgeichägt wurde, fo 
war dieß einfaches Unrecht. Der Bürger mußte in einem folchen Falle die fchlechte 
Münze in ihrem Nennwerthe als gefetliches Zahlungsmittel nehmen; er kann 
nun nicht dafür geftraft werben, baß er bad Gebot bes Staates befolgte; und 
eben fo darf ber, allerdings vorhandene, Verluft der Verfchlechterung nicht Den: 
jenigen zugemuthet werben, welde zufällig eine Anzahl folder Münzen im Befige 
baben, fondern muß von der Gefammtheit getragen werden. Mufterhaft war daB 
Betragen ber württemb. Negierung im 3. 1837 bei ber plößlich nöthig gewor⸗ 
denen Abſchätzung des Kronengelbes, deſſen Werthverminderung (mit einem Auf: 
wanbe von 70,000 fl.) den Befitern erjeßt wurde. 

27) Vasco, Della moneta, a. a. DO. ©. 187 fg. 

1) Es ift unerläßfih, die Credit: Papiere, welhe von Privatperfonen 
ober vielleicht auch vom Staat felbft ausgegeben werben, und welche fein geſetz⸗ 
liches Zahlungsmittel find, fondern nur eine noch nicht vollzogene Anweiſung 
auf eine Baarzahlung oder auf eine Waare, und beren Annahme Tediglih im 
freien Belieben eined Jeden fteht, vom Bapiergelbe zu unterſcheiden. Es 
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Daß e3 Fälle giebt, in welchen bie Ausgabe von Papiergeld 
eine Nothwendigkeit tft, unterliegt Teinem Zweifel. Es Tann ein 
Mangel an Zahlungmitteln eintreten und eine Beichaffung baaren 
Geldes entweder nicht fo ſchnell al nöthig, oder vielleicht überhaupt 
nicht unter den obwaltenden Umftänden ausführbar fein 2), Ober 
ber Staat hat große außerordentliche Ausgaben zu machen, zu beren 
Dedung er weder die Steuern erhöhen noch aber verzinsliche 
Schulden machen will oder Kann ®). In folchen Fällen würde bie 
Ausgabe von (verzinzlichen oder unverzinglihen) Zahlungsanwei⸗ 
jungen ohne Zwangsumlauf, alfo 3. B. von Schatzkammerſcheinen, 
bad Bedürfniß nicht befriebigen, da folche nicht als Zahlung ange: 
nommen werben müſſen, fomit jeden Falles Tangjam umlaufen, 


find rechtlich, volfswirtbfchaftlih und polizeilich ganz verfchiedene Dinge; und 
wenn auch etwa, wie bieß allerdings nicht felten vorgefommen ift, ein vom Staate 
mit Zwangskurs verfehenes Zahlungsmittel urfprünglih in Banknoten, alfo in 
einem auf bem Kredite einer Hanbelseinrichtung rubenben Zahlungsverfprechen, 
beftand, fo war e8 bafjelbe von dem Augenblide einer ſolchen Erflärung an in 
Staatspapiergeld verwandelt. Sie mögen einzelne Folgen, fo 3. B. bie Weber: 
flüſſigmachung eines Theiles ber bisherigen Münzmenge, und einige Eigenfchaften, 
wie bie leichte Verſendbarkeit, gemeinjchaftlich befigen; allein bie Regeln über beven 
Ausgebung, die möglichen Gefahren eines Mißbrauches u. ſ. w., find weſentlich 
verſchieden. Weberhaupt ift e8 ein Wiberfpruh im Namen und Begriffe felbft, 
von Privatpapiergeld zu reben, dba Geld, d. b. ein geſetzliches Zahlungsmittel, 
nur von der Staatsgewalt gefchaffen werben kann. — Ueber Bapiergelb fehe man, 
außer den Syſtemen ber National:Defonomie, van Coeverben, Leber bie 
nachtheiligen Folgen des Papiergeldes. Gött., 1805; Jacob, Ueb. das ruffifche 
Papiergeld. Halle, 1817; Cobbett‘, Paper against gold. London, 1828; 
Nebenins, Der öffentliche Credit. 2te Aufl., 3b. I, ©. 136 fg.; Knobloch, 
Staatsw. Vorſchläge. Berl, 1833, 9. I, ©. 53 fg.; Fullarton, Regulation 
of eurrency. Lond., 1844; Tooke, History of prices, ®d. IV—VI Gine 
ſehr verbienftliche gebrängte Grörterung giebt Wagner, Art. Papiergeld in 
Bluntſchli's Staatswörterbuch, Bd. VII. 

2) Zum Beiſpiele, wenn in Folge einer nothwendig gewordenen Umprägung 
ber vorhandenen Münze diefe vorübergehend eingezogen werben muß; ober wenn 
ein bedeutender Theil der Zahlungen bisher mit einlößbaren Sreditpapieren ge- 
Veiftet wurbe, plößlich aber ein panifcher Schrecken dieſe alle zur Einlöfung treikt 
und nun fo fchnell binreichendes baares Geld nicht beizufchaffen ift, wie im Eng 
land im J. 1797. 

3) Hierher gehört der Bau von Eifenbahnen oder bie Führung eines Krieges. 
Säle der letzteren Art find die öfterreihifchen Yankozettel vom 3. 1809 oder bie 
franzöfifche Affignate. 
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vielleicht auch, bei erjchüttertem Kredite des Staates, gar nicht würden 
angenommen werden. E3 mag aljo nur die Ausgabe eines Geld: 


zeichen? mit Zwangsumlauf übrig bleiben. Freilich ift e8 eine 


fehr wichtige, an dieſer Stelle jedoch nicht weiter zu erörternde, 


Trage, ob und welche nachtheilige Folgen ſich etwa bei ſolchen ge⸗ 


rechtfertigten Emiſſionen von Papiergeld ergeben werden, und durch 
welche, vielleicht nur mit den ſchwerſten Opfern zu bewerkſtelligende, 
Mittel folche Mebelftände fpäter wieder befeitigt und normale Zu- 
ftände hergeftellt werben können *). 

Anbers verhält fich die Sache, wen Papiergeld nicht im Drange 
ftaatlicher Bebürfniffe, ſondern lediglich ala polizeiliche Maaßregel, 


nämlich als Beförderungsmittel des Verkehres, ausgegeben werben will. - 


Allerdings laͤßt fich auch in biefer Beziehung ein gewiffer Nuten 
nicht verfennen. Eine dem Umlaufswerthe des auögegebenen Pa: 
piergelded gleichfommende Summe baarer Münze wird überflüffig 
und kann nütlich verwendet werden. Sodann werben durch dag 
Papiergeld auch im täglichen inneren Verkehre die Zahlungen gröj- 
ferer Summen erleichtert und die Verſendungskoſten vermindert. 
Allein fo beveutend diefe Vortheile auch fein ındgen, jo koͤnnen fie 
boch gegen bie nicht blos möglichen jondern aller Erfahrung nad) 
höchst wahrfcheinlichen itbeln Folgen der Maaßregel nicht in DBe- 
trachtung kommen. Dieſe find aber doppelter Art. Cinmal tft die 
Berfälihung des Papiergelded, damit aber für den beirogenen In: 
haber ein vielleicht ſehr bebeutender Verluft, zu fürchten. Zweitens 
und hauptſächlich droht eine allzugroße Vermehrung des ächten 
Papiergeldeg. — Die Wirklichkeit der erjtgenannten Gefahr bedarf 


feines Beweiſes; was Menfchen machen können, vermögen Andere . 


nachzumachen, und namentlich haben neuere Erfindungen, wie na- 
mentlich die Photographie, folhe Fälſchungen ſehr erleichtert *). — 
Mit der zweiten, noch bei weitem wichtigeren, Beſorgniß verhält 


4) Weber Stantspapiergeld ald Art der Staatsfhuld f. Rau, Finanzwiſſ., 
Ate Aufl., 2, S. 308 fg. und 377 fg. 

5) S. Henze, Illuſtrirter Anzeiger Über verfälfchtes Papiergeld. Leipzig, 
1865. — Bon 145 Arfen im Umfaufe befindlichen Papiergelbes find bereits 48 
nachgeahmt worden. 
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es ſich aber folgendermaaßen. Zunächit ift bie, wohl immer an- 
fänglich beftehende, Abficht einer nur auf das wirffiche Bedürfniß 
eine? erleichterten Umlaufgmitteld beichränkten Ausgabe von Pa—⸗ 
piergeld nur eine Selbfttäufhhung. Ein ſolches Maaß ift weder 
theoretifch feitzuftellen noch durch die Erfahrung zu erfunden. Der 
Willkür und dem Irrthume ift aljo von vorn herein jeder Spiel- 
raum offen. Sodann aber liegt die Gefahr eined bewußten Mik- 
brauches jehr nahe, ja fte ift faft unvermeiblih. Durch die Aus: 
gebung von Papiergeld kann die Regierung Werthe von beliebiger 
: Größe aus Nichts fchaffen. Dieß giebt ihr nun die Möglichkeit, 
bie Ausgaben zu fteigern ohne unmittelbaren Drud auf ihre Unter: 
thanen, jomit auch ohne erhebliche Klagen und Wiberftrebungen. 
Selten wird daher von ihr, namentlich beim Eintritte ſchwieriger 
Zeiten, dem Gelüſte, eine übergroße Papiermenge auszugeben, wi⸗ 
derſtanden werden; wobei wohl zu bemerken iſt, daß eine ſolche 
übermäßige Ausgabe nicht etwa, wie bei einer allzugroßen Ausgabe 
von Banknoten einer Zettelbank, einer Erwerbung von Forderungen 
gegenüberſteht, welche zu einer Wiederverminderung benützt werden 
können, ſondern das Papiergeld einfach für, nöthige oder überflüſſige, 
Leiftungen und Anfchaffungen ausgegeben wird und ohne weiteren 
Einfluß des Staates darauf im Umlaufe bleibt. Die Folge hiervon 
ift denn aber zuerſt eine Vertreibung des Metallgeldes aus dem 
Lande, fodann aber allmählig eine Werthverminderung des Umlaufg- 
mittel3; mit anderen Worten, eine Steigerung aller Preife. Diele 
nimmt natürlich mit jeder Weiterausgabe von Papiergeld zu. Nach 
folder aber greift dann der Etaat nethgebrungen, um bie zur 
Beftreitung feiner Ausgaben nöthigen Mittel zu erlangen, welche 
überdieß durch das Fallen des bereit? im Umlaufe befindlichen 
Papiergeldes vermindert find, und er dreht ſich jo im immer fehler: 
hafter werdenden Kreife, aus welchem wieder herauszukommen fehr 
ſchwer ift. Schon eine folhe Verfehrung der beftehenden Preis: 
Verhältniffe Hat aber vielfache Störungen und Beeinträchtigungen 
in der Mirthfchaft und im Nechte zur Folge. Wllein bi zum 
großen und allgemeinen Unglüde fann und muß dba Uebel fteigen, 
wenn aus irgend einem Grunde Mißtrauen entiteht gegen ben 
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Willen oder bie Macht ber Regierung, den ihrem Privatgelde ge⸗ 
gebenen Werth aufrecht zu erhalten. Dann kann es im QTaufche 
gegen Metal ſelbſt bis zur völligen Werthloſigkeit finfen. ever, 
welcher es als Zahlung nahm, theilweife nehmen mußte, iſt 
um fein Eigenthum betrogen; es entſtehen vielfache Bankbrüche und 
eine allgemeine Gewerbeftodung. MWeberbieß wird der Krebit des 
Staated ganz zu Grunde gerichtet; hohe Zinfen und niebrige Curſe 
find die unausbleibliche Folge %). Gegen diefen natürlichen Gang 
der Dinge helfen Leine Verbote und Zwangsmaaßregeln, weil fie 
durch Steigerung der nominellen Dienft: und Waarenpreife ums 
gangen werden fünnen, cin allgemeines Tarationd-Syftem aber eben 
jo ungerecht als unausführbar ift "); ſomit nichts durchgeſetzt 
werden Tann, al eine Beeinträchtigung Derer, welche ältere For⸗ 
derungen auf beftimmte Summen haben, wie namentlich Zinsgläu⸗ 
biger und Staatsdiener. 

Allerdings find zur Fernehaltung diefer Uchel mancherlet Mittel 
in Vorſchlag und auch wohl in Anwendung gebracht worden; 
allein gegen alle laſſen fich gewichtige Einwendimgen machen, und 
bei den wirklich verfuchten war der Erfolg immer nur ein theil- 
weifer und anfänglicher, wenn überhaupt bemerfbarer. 

Um die Berfälfchung des Papiergeldes zu verhüten, wurde 
nicht nur ſchwere Strafe, in der Negel Tobezftrafe, darauf geſetzt, 
fondern auch theild eine ſehr Lünftliche Auzftattung an Papier, 
Zeichnung, Stempel u. |. w. angeorbnet, theils daſſelbe mit ge- 


.. 6) & Rau, Vollksw. Politik, 2, ©. 2165 Wagner, a. a. O., ©. 662 fg. 
(febr gut). — Bekannt iſt das Schickſal ber franzöfifhen Affignate, welche jeden 
Werth verloren, der öfterreichifchen Bankozettel, welche nur noch den fiebzehnten 
Theil ihres Nennwerthes behielten ; des ruſſiſchen Papiergelbes, welches nur noch 
ben fünften Theil feines urfprünglihen Werthes gilt; ber preußifchen Xrefors 
fheine, welche bis auf den vierten Theil fanfen, ꝛc. Selbft bie engliſchen Bank⸗ 
noten (welche als gefeglihe Zahlungsmittel hierher gehören) verloren 25 vom 
Hunbert gegen Gold. Daß aber Fein unbebeutender Theil der Staatsſchuld, welche 
ist fo manden europäifchen Staat brüdt, von Aufnahmen baaren Geldes zur 
Wiederverdrängung menigftens eines Theiles des Papiergeldes herrührt, bedarf 
auch nicht erſt der Erwähnung. 

7, Hier hat Frankreich durch fein Maximums-Geſetz einen für alle Zeiten 
benfwürbigen Beweis geliefert. _ 
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beimen, nur wenigen vertrauten Beamten belannten Zeichen verſehen. 
Die Erfahrung aber hat gezeigt, daß Alles dieß nicht Hinreicht. 
Der mögliche Gewinn ift jo bebeutend, daß bie Gefahr ber Ent- 
deckung und Strafe von Manchen nicht beachtet wird. Ein Verein 
von verbrecherifchen aber gefchictten Arbeitern ber verjchiebenen noͤ⸗ 
thigen Arten findet fich auch zufammen, fei es im In⸗ fei es im 
Auslande. Die geheimen Zeichen aber ſchützen, eben weil fie geheim 
find, das Publikum nicht, fondern nur die Öffentlichen Kaſſen, ver: 
hindern aljo weder die Ausgabe an fi, noch den Verluft fir ven 
einzelnen betrognen Inhaber; auch führen fie keineswegs ficher auf 
ben Fälfcher. 

Noch weniger haben fich die Mittel gegen eine allzuftarte 
Bermehrung des Achten Papiergelde2 von Seiten be 
Staates ſelbſt erprobt. Hierher gehören denn aber: 

1) Die Bezeichnung gewiffer äffentlicher Kaffen, in welchen 
zu jeder Zeit Papiergeld in feinem vollen Nennwerthe gegen Metall 
eingewechfelt wird 9). Natürlich tft biefes Mittel volllommen wirk- 
fam, fo lange es durchgeführt wirb; denn es kann der Staat in 
dieſem Falle Feine größere Summe von Papiergeld im Umlaufe 
erhalten, als das Bebürfnig erfordert und dad Vertrauen erträgt. 
Das übrige ſtrömt alsbald zur Einwechdlung in bie bezeichneten 
Kaffen zurück. Auch erhält fich ſelbſtredend folches Papiergeld auf 
Bari. Allein nicht nur ift zu bemerken, daß diefe Einrichtung einen 
fehr bedeutenden Theil des Nutzens der Einführung von Papiergeld 
wieder wegnimmt, indem große Summen baaren Geldes in den 
Staatskaſſen müffig bereit zu halten find; ſondern e3 ift namentlich 
feine Eicherheit vorhanden, daß die Beſtimmung wirklich aufreht 

8 Wagner, aa. D., ©. 601 fa. benennt folches einlösſsbares Papier: 
gelb als uneigentliches, da es feinen Zwangskurs habe. Dem ift aber doch nidt 
fo. Zwangskurs hat e8 allerdings , indem es gefetliches Zahlungsmittel in fe: 
nem nominellen Betrage ifl. Ob das Eingenommene von dem bamit Bezaplten 
fpäter bei einer Kaffe gegen baar eingemwechfelt werben Tann, ändert an dieſer recht⸗ 
lichen Eigenſchaft nichts; auch ift die Verpflihtung zur Annahme nicht bebingt 
durch die wirkliche Einhaltung des Zahlungsverſprechens. — Tiefe Art von ein: 
löslihem Papiergelde ift im Uebrigen wohl nur in Deutfchland üblich. Es find 


von 14 Staaten 32 bis 83 Millionen Thaler folhen Gelbe ausgegeben, (vem 
Königreih Sachen allein 7 Mill.). 
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erhalten werben kann und will, wenn eine bebeutenve Krife in den 
Staatdangelegenheiten eintritt. Dieß wäre nur dann der Fall, wenn 
ber ganze Betrag de ausgegebenen Papieres baar in ben betref- 
fenden Kafjen vorräthig gehalten, auch das eingelöste nicht wieber 
außgegeben würde. Beides ift aber natürlich nicht der Fall. Das 
Erjtere würde den ganzen Zweck, nämlich die Aufnahme einer un- 
verzindlichen Schuld, vereitelt; das Andere aber wird eben in einer 
Krije nicht zu vermeiden jein, dann aber tft gar Feine Einlöfungs- 
befung mehr vorhanden. Es wird aljo dad Mittel mit großen 
Koften bereit gehalten, wenn man feiner nicht bebarf; und es ift 
unficher, wenn es nöthig wird °). | 

2) Die Verpfändung öffentlichen Eigenthumes für den Nominal- 
Betrag bed Papiergeldes. Mag auch in ruhigen Zeiten ein folches 
Pfand Zutrauen verjchaffen, fo ift bieß nicht der Fall gerade ba, 
wo ed am noͤthigſten wäre, nämlich im Kriege und bei fonftiger 
Zerrüttung des Staates. Hier kann der Neiz, folches Eigenthum 
gegen irgend etwas, alſo auch gegen Papiergeld, einzutaufchen, oder 
auch wohl die Möglichkeit das Recht zu verwirklichen thatfächlich 
jehr Elein jein, ſomit diefem Gelde nur einen geringen Halt geben. 
Und wenn gar, wie in der Negel der Fall fein wird, dag Pfand 
nicht ohne weitere Kapitalanlage nugbar gemacht werben Tann, wie 
3. B. Bergwerfe, wüfte Ländereien u. ſ. w., jo kann es leicht gar nicht 
gefucht werden, fomit dem Papiere auch feinen Werth verleihen 19%. 


9) Vgl. Wagner, a. a. D. — Zwei geiftreihe Männer haben fogar 
gerade in einer Einlöfung des Papiergelded gegen Metallgeld ben legten Grund 
der Entwerthung des erfteren gefunden, indem es baburch feinen eigenen Werth 
verliere und nur eine Anweifung auf Metallgeld werde; und fie fchlagen baber 
(allerdings? mit verfchiedenen Mobalitäten) vor, das Papiergeld ganz Tozzulöfen 
vom Metalle und daraus bag alleinige und felbfifländige Umlaufsmittel zu 
maden. ©. Ricardo, Proposals for an economical and secure currency. 
Lond., 1816; Chitti, Des crises financieres et de la reforme mon&taire. 
Brux., 1839. Es ift aber einleuchtend, daß gegen die maaßlofe Vermehrung 
eines nicht einlösbaren Papiergeldes Tein unbedingtes Sicherungsmittel befieht, 
und daß alfo bie fänmtlichen Geld: und damit die meiften Vermögens Ver: 
bältnifie des Volkes den Entfchlüffen der Regierung bloßgeftellt find. | 

10) So hat z. B. die franzöfiiche Affignate bie Annahme beim Kaufe von 
Nationalgütern nicht von endlicher Werthlofigkeit gerettet. Ebenſo nicht bie Ver: 
pfändung der Staatsländereien im Innern des Landes’ das Papiergeld der Ber: 
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3) Die Entrihtung gewiffer Abgaben in Papiergeld. Hier 
ift einleuchtend, daR zwar dad Papiergeld nie ganz werthlos wer: 
ben kann, aber auch, daß es, wenn ſonſt mit Mißtrauen betrachtet, 
fich lediglich zu dem gebotenen Zwecke im Umlauf erhalten und auf 
einen jehr geringen Werth herunterfinfen mag; davon abgefehen 
dag feine Verwendung außfchlieglich zu foldhem Zwecke eher Mühe 
als Erleichterung des Verkehres gewährt. Das ganze Ergebniß in 
ſolchem Falle ift aljo eine Verminderung bes betreffenden Steuer: 
ertrages, indem eine anscheinend hohe Abgabe in kleinem wirklichen 
Betrage bezahlt wird 12). 

4) Sicherheitämanßregeln, welche unmittelbar bie Ausgabe von 
Papiergeld über eine beftimmte mäßige Summe verhindern, dadurch 
aber den Werth des ausgegebenen erhalten ſollen. Diefelben be 
ftehen, je nach der Verfaffung des betreffenden Landes, in einer 
ftändifchen Zuftimmung zu jeder neuen Emifflon; in der Unter 
fchrift von Beamten, welche auf bie Nichtzulaffung weiterer Aus: 
gaben beeibigt find; in der Vernichtung der zur Verfertigung be- 
nüsten Werkzeuge und Platten u. ſ. w. Allein alle diefe Borfchriften 
beruhen auf dem Willen der Machthaber und koͤnnen, wie e8 auch 
vielfache Erfahrung beweißt, heimlich umgangen, öffentlich verlett, 
oder formell gefetlich durch neue Beſchlüſſe befeitigt werden. 

Somit ift es eine verkehrte, weil höchſt wahrjcheinlich früher 
oder jpäter in das Gegentheil umfchlagende, Maaßregel, Papiergeld 
lediglich zur Förderung der Vermehrung des Volksvermögens ein: 
führen zu wollen. Daraus folgt denn auch, bag wenn der Fchler 
dennoch begangen worben ift, er ſobald als möglich wieder gut ge 
macht werden muß, was denn freilich nur durch eine vollftändige 
Wiedereinziehung des ſämmtlichen außgegebenen Papieres gefchehen 
fann. Daß hierzu unter Umständen fchwere Opfer zu bringen find, 
3. B. entfprechende verzinzliche Schulden aufgenommen werben müffen, 
ift richtig, aber unvermeidlich 13). 


einigten Staaten in Unabhängigkeitskriege. S. Hoffmann, LXehre vom 
Gelde, S. 190. 

1J) Vgl. Wagner, a. a. D., ©. 659. 

12) ©. Wagıer, ©. 676 fg. 
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6. 185. 
4) Banten, 

Dagegen mögen allerdings die verfchiedenen Arten von Banken 
mit Recht als Anftalten zur Förderung des Handel betrachtet 
werben, inbem fie ben Geldverkehr erleichtern, den Kredit ordnen 
und fördern, Rapitalanfammlungen in fachverjtändigen Händen her: 
porrufen, daburch aber jeder Art von gewerblichen Unternehmungen 
Vorſchub leiſten, Waaren-Umfat in vielen Fällen erſt moͤglich machen 9). 
— Diefer günftige Einfluß ift jedoch von fehr verfchtedenem Um- 
fange, je nach der Art und nach der Einrichtung dieſer Anftalten *). 

Vorerſt denn ein Meberblid über die verfchiedenen Arten 
von Banfen und die von ihnen bezweckten Geſchäfte. 

1) Giro-Banken, b. h. gemeinschaftlich zufammengejchoffene 
Kaſſen der bedeutenden Kaufleute einer Stadt, welche dazu dienen, 
durch bloſes Uinfchreiben in den Büchern der Bank Rechnungen 
unter den Theilhabern zu berichtigen. Jeder Theilhaber kann auf 
diefe Weife ohne Mühe und Gefahr von Irrungen gegen eine un- 
bedeutende Schreibgebühr über die Summe verfügen, welche ihm 
auf feinem Folium im Bankbuche gutgejchrieben ift. Ueberdies wird 


1) Ueber bie Banken fprechen fi alle Syſteme ber Volkswirthſchaftslehre 
aus, vor allen in großer Vollſtändigkeit Rau, Volkswirthſchaftslehre, 6te Aufl., 
©. 350 fg.; Bianchini, Principj del credito pubblico.. Nap., 1831, 
©. 183-178; Mac⸗Culloch, Handbuch für Kaufleute, überf. von Richter, 
Art. Bank; ebenfo im Suppl.:Bande; Wirth, Grundzüge der Nat.-Oekon., 
Ste Aufl, 3b. I, ©. 553 fg.; Bd. II, S. 265 fg. Bon ben eigenen Schriften 
über bad Bankweſen find vorzugäweife zu merken: Marberner, Beichreibung 
ber Banquen. Leipzig, 1724; (Wiefe,) Bemerkungen über Banken. Kopenh., 
1787; der ſ., Weber bie bänifchen Bantzettel. Kop., 1788; Büſch, Sämmtl. 
Schriften über Banken und Münzweſen. Hamb., 1824; Gilbart, Practical 
treatise on banking. 4th ed. Lond., 1836; berjf., History and principles 
of banking. Sth ed., Lond., 1837; derf., History of b. in Ireland. Lond., 
1836; Mers, Geschiedenis van het Bankwezen in Nederland. Rotterd., 
1838; Coquelin, Du credit et des banques. Par., 1849; Hübner, 
Die Banken. I. II. Berl., 1853; Soetbeer, Beiträge 3. Beurtheilung von 
Geld: u. Bank: Fragen. Hambg., 1855, 4; Macleod, History and practice 
of banking. I. U. Lond., 1855; Wolowski, La question des banques. 
Par., 1864. | 

2) Eine vollſtändige Aufzählung aller Modifikationen |. bei Gilbart, 
History and principles, ©. 141 fg.; Wirth, a. a. O. 
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ihm bie Gefahr der Aufbewahrung großer Gelbfummen abgenommen, 
inbem die jorgfältig verwahrte und bewachte Bank folches übernimmt. 
Endlich entftcht noch eine unveränberliche, wirkliche oder angenom: 
menc, Münze, welche feiner Abnützung und feinen abfichtlichen 
Berminderungen des Schroted und Kornes ausgeſetzt ift, ſomit aud 
feine Werthveränderungen erleidet. Von einem Mißbrauche ober 
einer Unficherheit kann gar feine Rede fein, wern die Bank ihrem Wefen 
getreu bleibt; hoͤchſtens eine Gewaltthat kann das dargeſchoſſene 
Rapital gefährden. Diefe Vortheile befchränfen ſich aber freilich 
auf die Kaufleute Eine? Ortes und höchften? auf einzelne Fremde, 
welchen einer der erfteren erlaubt, unter feinem Namen ein 
Folium in der Bank zu haben. Auch ift, wie leicht einzufehen, 
von einer Vermehrung der Zahlungsmittel durch diefe Einrichtung 
feine Rebe, indem jeder Theilhaber fo viel wirklich einlegen muß, 
als er zur Verfügung in den Büchern haben will; es liegt im 
Gegentheile nicht felten ein Theil des Fonds kürzere oder längere 
Zeit ganz unbenügt ba. Der nur befchränkte Nutzen einer folcden 
Anftalt Hat eine häufige Errichtung von Girobanken nie räthlid 
erfcheinen. laffen, und tet find fie fat ganz verſchwunden; um fo 
mehr, al3 fi) durch Ab: und Zufchreiben bei fonftigen Bankhäufern 
derſelbe Zweck leichter, wenn freilich mit geringerer Sicherheit, auch 
erreichen läßt 9). | 
2) Wejentlich verfchieden von einer Vermittlung der Bezahlung 
durch bereitliegende Mittel ift der Zwed der Discontobanfen, 
welcher vielmehr in der Erleichterung des Gebrauches von Kredit 
beftcht. Diefelben löjen nämlich Wechjel und andere Zahlungzan: 
weifungen vor der Verfallzeit gegen baar Geld ein, natürlich mit 
Abzug eined Zwiſchenzinſes und einer Prämie für bie Gefahr, 
(Disconto). Der dadurch bewirkte Vortheil ift ein doppelter. Der 


3) Ueber die Gejchäfte der Girobanten f. Rau, Volksw. Lehre, éte Aufl, 
&..353 fg.; über die Hamburger Bank insbefondere Soetbeer, Beiträge, 
©. 1 fg. (der höchſte jemals einbezahlte Vorrath derjelben war über 41 Mill 
„ Mark Banfo!. — Gegenwärtig befteht nur noch die Hamburger Girobank; bie 
übrigen (Venedig, Amſterdam, Rotterdam u. f. mw.) find entweder aufgeboben 
worden oder ſelbſt erlofhen in Folge veränderter Einrichtungen bes Verkehres 
und erweiterter Zahlungs-Bedürfniſſe. 
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Gläubiger erhält den Betrag feiner Forberung, mit einzigem Abzuge 
des Dizconto, wirklich und ſelbſt vor ber Zeit, ift font auch, wenn 
bieß ihm paßt, zu aldbaldiger Wiederverwendung in ben Stand 
geſetzt. Der Erebit des Schuldners aber wird durch dieſe Bezahlung 
ſeiner Verbindlichkeit befeſtigt, und zwar ohne daß er einem weitern 
Drucke ausgeſetzt würde, da der von ihm ausgeſtellte Wechſel auch 
im Beſitze der Bank bis zum anfänglich beſtimmten Zeitpuncte lauft. 
Die Bank gewinnt durch die etwas höhern Zinſen; ihre Gefahr 
aber tft bei gehöriger Vorficht eine fehr Meine. Auch mag fie aus 
Nebengejchäften, namentlich Eröffnung von Contoscurvent-Rechnun=» 
gen und Handel mit edlen Metallen, Vortheile ziehen. — Die Mittel 
zum Betriebe des Disconto-Gejchäftez kann die Bank entweber aus 
dem DBermögen der Unternehmer oder durch Actien und fonftwie auf: 
genommene Kapitalien beziehen *). 

3) Nabe verwandt, und daher auch in der Regel verbunden 
mit dem Wechfeleinlöfen, ift dag Darleihen von Kapitalien gegen 
entfprechende Sicherheit und Verzinfung; doch ift das Geſchäft ein 
für fich beftehendes und mag auch ohne Verbindung mit einer Dis⸗ 
contobank betrieben werben. Leihbanken find aber dreierlei Art. 

a) Leihbanken i. e. S. (Lombards). Dieſelben beruhen 
entweber (jevoch felten und nicht ohne offenbare Gefahr) auf Ber: 
jonalceredit, oder gegen Fauftpfand von Werthpapieren oder Waaren. 
Der Vortheil diefer Einrichtung befteht darin, daß Demjenigen, wel- 
her zwar im Befite von Werthen nicht aber von baarem Gelbe tft, 
ſolches verichafft wird ohne zeitwaubended und vielleicht dem Erebit 
nachtheiliges Auffuchen von Kapitaliften. Eine Gefahr für die Bank 
“aber bejtcht bei vorfichtigem Verfahren nur dann, wenn in Folge 
irgend einer ftaatlichen ober gewerblichen Kriſe die hinterlegten Werthe 
fo tief im Preife fallen, daß ihr Verkauf die darauf vorgeftredtten 
Darlehen nicht auggleicht. Im Uebrigen ift natürlich immer vor: . 
ausgefeßt, einmal, daß die ala Pfand gegebenen Gegenftände nicht 
zu ihrem augenbliclichen Verkaufspreiſe, ſondern nur zu einem nach 
aller Wahrjcheinlichfeit immer erreichbaren Werthe belieben werben; 

4) ©. über Difconto:Banfen: Macleod, History and theory, ®.L 


©. 212 fg.; Rau, Volkswirth. Lehre, ©. 366. 
v. Mohl, Polizeiwiſſ. IL 3. Auflage. j 84. 
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zweitend aber, daß die Banf, wenn fie ihr anvertraute Depofiten 
zu ihrem Leihgeſchaͤfte benüßt, nicht bei ihren Darlehen längere Auf: 
fündigungzfriften bebingt, als fie zur Heimzahlung der Depofiten 
ihrer Seits verpflichtet ift, indem fie ſonſt bei einem plöglichen An— 
brange ihrer Gläubiger zur Zahlungseinftelung genöthigt werden 
kann auch bei einem Vermögensüberſchuſſe °). 

b) Hypothekenbanken, zur Vermittlung von Darlehen 
auf Grunbeigenthbum, mit Nückzahlung in Jahresrenten. ©. über 
dieſe oben, Bd. I, ©. 118 fo. 


c) Eine neue aber in fehr rajcher Entwidlung begriffene Art 


von Leihbanken bilden die Vorſchußvereine zum Gebraude und 
zum Nuten der Eleineren Gewerbenden, von ihnen felbft gegründet 
und verwaltet, um fie der theuren und ihnen in der Regel: nicht 
einmal zugänglichen Hilfe der gewöhnlichen Banken und einzelner 
Geldmaͤnner durch eigene georbnete Anftrengung zu entziehen. Diele 
— um beren Einführung und weite gleichmäßige Verbreitung in 
Deutfchland fih Schulze-Delitzſch größte Verbienfte erworben 
hat — beruhen im Wejentlichen auf folgenden Grundfägen: Grin 
dung durch Fleinere Gewerbende theilg mittelft Beiträgen von Seiten 
ber Mitglieder, theil3 durch Geldaufnahmen unter Gefanmtbaftbarfeit 
. aller Genofjen. Ausſchließliche Benützbarkeit für Mitglieder. Kurz 
zeitige Darlehen, auch Heiner Summen, unter Sicherftellung durch 
Bürgen oder Fauft-Pfänder 8). Beſchränkung des einzelnen Dar: 
lehens auf eine höchfte erlaubte Summe, welche dem verfügbaren 
Geſammtkapitale und den Geſchaͤftsbedürfniſſen ver Mitglieder ent 


fpricht. Neichliche Berzinfung dev bewilligten Darlehen. Benützung | 


des Geſchäftsgewinnes theild zur Anſammlung eines Reſervefonds 


5) Allerdings haben ſich ſchon große Bankbrüche mit weitverbreitetem Verderber 
bei Leihbanken, oder wenigſtens aus dem Leihegeſchäft bei Banken, ergeben. Eo 
3. B. bei der Rorthuniberland: und bei ber Durhambank vor einigen Jahren. Allein 
hier Tag die Schuld in verbrecherifchen Leichtſinne beim Ausleihen, verbunden 
mit Ausgabe von Banknoten. 

6) Ob auch Hypotheken als Sicherung zuläffig ſeien, ift beftritten. Mit 
Recht jeboch, wie es fcheint‘, warnt Schulze⸗-Oelitzſch hiervor, weil die [chmwertrt 
und langfamere Dedung der Schuld durch ben Verlauf eines bypothecirten Grund: 
füdes bie Bank in Verlegenbeit und Zahlungsunfähigfeit bringen Fönne. 





531 


ür Verlufte, theil® zur Anfammlung von Guthaben der einzelnen 
Mitglieder im Verhältniſſe ihrer Einſchüſſe ). — Die Erfahrung 
yat gezeigt, daß biefe dem erſten Anfcheine nach unbebeutenden An- 
talten namentlih durch ihre große Anzahl ſehr wichtig in wirt): 
chaftlicher Beziehung werden können, und daß fie, verjtändig geleitet, 
zanz gut gedeihen, neunenswerthe Verlufte aber und ſomit wirkliche 
Rücgriffe auf die Gefammthaftbarkeit faſt gar nicht vorkommen. 
And vielleicht noch größer ift ihr fittlicher und ftaatlicher Werth, 
ndem fie einer großen, allerdingd Häufig einer Hilfe bebürftigen, 
Beſellſchaftsklaſſe größeres Gefühl der Sicherheit und gerechten Stolz 
wmf den durch eigene Beranftaltung erlangten Zweck gewähren und 
ie namentlich von dem gefährlichen und unausführbaren Verlangen, 
Alles vom Staate zu erwarten und zu fordern, abbringen. Die 
Unfeindung von communiſtiſcher Seite (Lafalle) ift der befte Beweis 
hrer Wirkſamkeit und der Nichtigfeit des Gedankens ®). 

Weſentlich verfchieden von der Aufzählung der Banknoten und 
yer Würdigung der von den Banken verfolgten Zwecke ift die Unter: 
uhung der Mittel, welcher jich dieſelben begrifflich oder mwenig- 
tens erfahrungsgemäß bedienen ). Es ift ja immerhin möglich, 


7) Bon den zahlreihen Schriften über bie Vorſchußvereine ift ohne Zweifel 
3 bie bedeutendite zu nennen: Schulze: Deligfh, Vorihuß: und Credit⸗ 
yereine als Volksbanken. 3te Aufl., Lpz., 1862. Die Möglichkeit einer Erweite: 
ung der Anwendung, nämlid auf die Fleineren Landwirtbe, weist nah: Erlen: 
naner, Die B.: und C.-Vereine in ihrer Anwendung auf die bäuerliche Vevöl⸗ 
rung. Wieöb., 1863. Sehr unterrichtend find ſodann noch bie „Mittheilungen 
über bie Vereinstage“ (fechster im 3. 1864), fo wie die „Jahres-Berichte“ von 
Schulze: Deligfch über den Stand, dag Gebahren unb die Vermögens: 
Berhältniffe der fraglichen Anftalten. Eine eigene Zeitfehrift für bie Sache ift 
‚die Innung der Zufunft“, herausgegeben von denfelben. . 

8) Im Jahre 1863 waren in Teutfchland 662 Vorjchug : Vereine befannt, 
on welchen 339 Mittheilungen über ihren Geſchäftsbetrieb gemacht hatten. Die: 
elben beftanben aus 99,165 Mitgliedern; halten 33,917,948 Thaler an Darlehen 
jegeben, gegen Zinfen zmwifchen 6 und 15 vom Hundert; dag Guthaben ber 
Mitglieder beftanb in 1,803,393 Thaler; fie felbft Hatten am Jahresſchluſſe 
3,706,032 Thlr. aufgenommen; 3,416,250 Thlr. waren freiwillig al3 Erfparniß- 
inlagen eingefchoffen worden; der gefammte Verluſt mar 66,748 Thlr. geweſen, 
on melden 58,290 bei einer einzigen fchlecht geführten und beftoblenen Kaffe. 
5. Schulze-Delitzſch, Jahresbericht für 1863. Lpz., 1864. 

9) Die Trennung biefer beiben Unterſuchungen ift eben jo nothwendig, als 
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daß zwar ein Zweck jehrlöblich, Hingegen ein dazu angewendetes Mittel 
zwar wirffam aber in andern Beziehungen bedenklich oder entichieden 
unzuläffig ift. In ſolchem Falle muß eine Entſcheidung gefaßt 
werben, ob man auf ben vollen Nuten, vielleicht auf diefen über: 
haupt, verzichten, ober ob man das überwiegende Gute wegen bed 
nicht Wünſchenswerthen ertragen will. — Das Urtheil aber ift 
natürlich durch eine Unterfuchung darüber bedingt, ob nicht wenig 
ſtens Minderungen ber Uebel zu bemerfftelligen find. Bon den 
üblichen Betriebömitteln ber Banken bieten nun allerdings bie meilten, 
wie die Bildung durch Handelögejellfchaften oder burch Actienvereine, 
die Benützung von Wechjeln, Cheks, Clearing = Houfez u. |. w. feinen 
Stoff zu befondern Bemerfungen. Es find die gewöhnlichen kauf— 
männifchen Gefchäfte und deren Formen. Wohl aber ſind nad: 
ſtehende drei Verfahrenzarten näher zu unterfuchen. 


1) Bor Allem tritt die berufene Frage über die Banknoten | 


(Zettel) entgegen, aljo was davon zu halten ift, wenn eine Bank 


trockene Wechſel auf fich ſelbſt ausſtellt und biefelben jedem Vor: 
zeiger fogleich in vollem Nennwerthe baar wieder einzulöfen ver: 


Spricht. — Es wäre thöricht, die bebeutenden Vortheile verfennen + 


zu wollen, welche dieſe Einrichtung jeden Falles hat. Die auf 
gebende Bank bedarf zu ber verheißenen und allerding3 auch pünct- 
lichſt einzuhaltenden Einwechslung nur einen, vielleicht unbedeuten- 
ben, Theil der Nominalfumme der außgegebenen Noten; die übrigen 
erhalten ſich im Umlaufe. Die Noten gelten nämlich, wenn der 
Bank ein guter Credit zur Seite ſteht, im Handel als Zahlung?: 
mittel, und fie haben felbft vor baarem Geld den Vortheil, daß fie 
leicht und wohlfeil verſchickbar find, leicht verwahrt werden können, 
und daß bei ihnen die Mühe und die Gefahr des Zählens und 
Prüfens vieler Heiner Stücke wegfällt. Selbſt fir den täglichen 





fie ungewöhnlich if. Es ift offenbar fchon logiſch unzuläffig, unter den Arten 
ber Banken, welche nad) ihren Gefhäftsgegenftänden eingetbeilt find, die Zettel: 
banken ala eine Unterabtbeilung, alfo neben den Leihbanfen, den Difcontobanfen 
u. f. iv. aufzuführen, alfo das einemal den Zmed, das anderemal das Mittel ale 
Eintheilungsgrund zu gebrauden. Es bat aber diefer Fehler auch noch bie ſach⸗ 
liche Folge, daß das Durcheinanberwerfen weder bie Gigenfchaften ber verfchiebenen 
Bankzwecke noch bie des Mittels ſcharf erfennen lüßt. 
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Verkehr und für andere Zwecke als für Handelsgeſchäfte verjchaffen 
dieſe letztern Eigenfchaften ihnen nicht felten allgemeine Belichtheit 
und Verwendung. Durch diefe im Umlaufe ſich erhaltenden Noten 
wirb nun die Summe der Zahlungsmittel vermehrt, indem natürlich 
die Bank dag überfchüffige Geld nicht tobt Liegen läßt, fonbern es 
zu eigenen Handels- und Wechfel-Gefchäften benützt oder ausborgt. 
Auf ber einen Seite find alfo die Noten als Zahlungsmittel im 
Umlaufe, auf der andern ein bebeutender Theil des Geldes feldit, 
was dann entweder einem unmittelbaren Bebürfnifje entjprieht oder 
zum Anfaufe von Gütern im Auslande benübt werden kann. Ein 
weiterer, unter Umftänden höchſt bedeutender, Vortheil befteht darin, 
daß es mittelft einer vermehrten Notenausgabe möglich ift, im Falle 
eined plöglichen Bebürfnifies, die Zahlungsmittel fchneller, als es 
durch Bezug von baarem Gelde aus dem In- oder Auslande 
geichehen Tünnte, zu vermehren. Dieß Tann aber nicht nur in 
einer Handels- und Gewerbefrife zur Nettung dienen 10); fondern 
namentlich auch dem Staate die, auf anbere Weile kaum zu be: 
Ichaffenden Mittel zur Erreichung eine? wichtigen Zweckes Tiefern, 
z. B. zur Beftreitung von Kriegsausgaben. Endlich ift einleuchtend, 
daß es einer mit Noten operirenden Bank weit leichter ift, jchon in 
gewöhnlichen Zeiten Crebit zu gewähren, indem fie weit weniger 
durch den wirklichen Stand des Geldmarktes beengt if. Der daraus 
entftehende Einfluß auf Gewerbe und Verkehr bedarf Teiner Aus: 
einanderfeßung 11). — Sehr zu bedauern ift daher, daß auf der 
andern Seite yon der Ausgabe folcher Noten bedeutende Gefahren 
unzertrennlich find, welche haufig ben anfänglichen Vortheil in all- 
10) © ;. 3. im Jahre 1847 in England, wo bie Sufpenbirng ber Peels⸗ 
acte mit einem Schlage die Stodung beenbigte. 

11) Es ift ſchon gegen Zettelbanfen eingewendet worden, daß Kleinere Ge⸗ 
werbende und Landleute keine Vorſchüſſe ans benjelben erhalten innen, Somit 
diefefben nur ben Kaufleuten bienen. ©. bie Schrift: Durch welche Behingungen 
ift das Syſtem ber Hanbelöfreiheit ausführbar? Lpz., 1834, S: 84 fg. Nun ifl 
zwar allerdings richtig, daß auch diejenigen Banken, welche Banknoten ausgeben, 
zunächſt Hanbelganftalten find; allein mit den Noten hängt es nicht zufammen, baß 
fie feine Darlehen an Solche machen, welche entweber gar feine Sicherheit oder 


nur eine ſchwer zu Gelde zu machende Hypothek ftellen können. Dieß Tiegt in 
ber Natur einer Bank überhaupt, ob fie nun Zettelbank ift, oder nicht. 
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gemeinen und weit größeren Schaden verwandeln. Abgeſehen nim- 
lich von ber greßen Zerſtörbarkeit ter Banknoten, deren Vernichtung 
für ten Bejiger auch die Vernichtung feiner ganzen Ferderung nad 
fich zicht, find mehrere in3 Große wirfente Gefahren ihrer Anwen: 
bung nicht zu werfennen. — Einmal können tie Banfen durch leicht: 
finnige Gewährung ven Credit, welchen jte, wie oben bemerkt, Leichter 
al3 antere Handels- und Credit-Anſtalten zu bewilligen im Stande 
iind, großes Unheil anrichten und böchſt zerjtörent auf den Wohl: 
ftand und auf vie Eittlichfeit der Nation eimrirfen. Es wird näm- 
lich dadurch Schwindel und Vergeudung mözlid gemacht, die Unter: 
brechung unbefennener Speculationen und übermägiger Gütererzeu: 
gung veranlagt, Verwirrung in die Preißverhältnifje gebracht, und 
wenn dann die Yanfen, zu ihrer eigenen Eicherheit, genöthigt ſind, 
den gegebenen Credit wieder zu beſchränken, ſo ſtürzt das ganze 
luftige Gebäude zuſammen, dad Schwanken zwiſchen ungeſunder 
Thätigkeit und völliger Lähmung ber Gewerbe zerrüttet die Arbeit, 
und die Verarmung Unzähfiger iſt herbeigeführt 19). — Sodann und 
haupiſächlich aber ift früher oder ſpäter Zahlungsunfähigfeit einer 
Zettel-Bank zu fürchten, welche dann die Befiger von Noten gar 
oder theilmeile um ven Betrag ihres Wertbes bringen, weit und 
breit Berlufte und Gewerbeſtockung verurjachen, auch den Etaat in 
die ſchwerſten Bedrängniſſe verwiceln muß. Zu ſolcher Zahlungs: 
unfähigkeit einer Zettel-Bank liegen aber die Neranlaffungen nahe 
Abgeſehen nämlich von Fehlern, welche auch bei andern Anjtalten 
vorkommen fönnen, alſo davon, daß fchen bei der Errichtung ver 
Anſtalt Schwindel getrieben und entweder das angegebene Grund: 
fapital nicht wirklich eingelegt oder ſpäter wieder heimlich heraus: 
gezogen wurde, wo dann ſelbſt fchon geringer Verluft oder gar ein 
ungewöhnlicher Zahlungsandrang den Bankrott herbeiführt 19); ferner 

12) ©. Gouge, ©. 26 fg. und bie D. Viertel-J.-Schr., 1842, Heft 3, 
Eeite 329 fg. Über die „Ausdehnung“ und „Zufammenzichung“ des von dar 
Banken gegebenen Grebites und über deren Folgen, bie großen Gewerbe-Kriſen. 
So groß 3. B. bei bem im Jahre 1839 erfolgten Bankrott aller Banken in ven 
Verein. Staaten bie Tollheit und bie Echurferei de3 vorangegangenen Mißbrauches 


geroefen war, fo groß war bag daraus entflandene Elend. 
13) Zeifpiele von biefer Betrügerei fiehe bi Gouge, History of paper 
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jehen davon, daß auch bei anfänglicher ficherer Begründung bie 
fe mit den von ihr verwendeten anvertrauten Gelbern fchlechte 
häfte macht und dadurch außer Stand kommt, die Noten einzu⸗ 
: find hauptjächlich zwei gefährliche Verhältniffe zu fürchten. 
nal kann es einer Bank möglichermweife bei einer außbrechenden 
: nicht gelingen, von ihren Gläubigern rechtzeitig Zahlung zu 
tgen oder die in ihrem Befige befindlichen Wechjel und Werth: 
re zu veräußern. Ohne daß fie alfo überfchuldet wäre, ver: 
fie die Baareinlöfung ihrer Noten nicht zu leiſten. Selbft bie 
Furcht einer folchen Unfähigkeit ift im Stande einen Sturm 
ihre Kaffe zu veranlaffen, welchem fie nicht gewachfen ift. So— 
aber, und ſelbſt mehr noch, ift zu fürchten, daß die Bank bei 
Noth der Regierung diefer nicht wiberftehe und dieſelbe mit 
en Summen in Noten unterftüge, wodurd denn der Credit 
Anftalt ganz in die Hände der Regierung gelegt wird. ft nun 
nicht im Stande, ihre Verbinblichkeiten zu erfüllen, fo führt 
auch den Bruch der Bank herbei, welcher denn Zwangs⸗ 
der Banknoten, d. h. Verwandlung derſelben in Papiergeld zur 
e zu haben pflegt 1%). Ja es Tann eine Zettelbank ſogar ſchon 
rch, daß ihre Noten überhaupt von ben öffentlichen Kaffen an- 
mmen werben, jich zur Ausgabe einer das Handelsbedürfniß 
ihreitenden Summe berjelben verleiten Taffen, was dann eben= 
ſobald irgend eine ftaatliche oder gewerbliche Stodung eintritt, 
Zahlungzunfähigkeit zur Folge haben muß 15). — Unter dieſen 
Anden wäre denn ohne Zweifel die Auffindung einer Einrichtung 
großem Werthe, welche die guten Seiten einer Notenauggabe bei- 
alten geftattete, die bedenflichen aber wo nicht ganz aufböbe, jo 
mejentlich abſchwächte. Eine jolche ift jedoch bis ißt nicht gefunden 





y and banking in the U. St. Philad., 1833, a. v. Stellen, namentlich 
)jg.; Grund, in der Deutſchen V.⸗J.⸗«Schr., 1838, 9. 4, ©. 154 fg. 
4) Dieß ift bekanntlich der Untergang der meiften großen Banken geweſen, 
Pariſer Difconto:Kajfe, der Wiener Banken, der Banken in Kopenhagen, 
zetersburg u. f. w. Selbſt die engliſche Bank Hatte eine jahrelange Zah: 
anfähigkeit zu überwinden. 

5) Hier ift vor Allen wieder das Beifpiel ber Verein. Staaten lehrreich. 
ouge in ber angef. Schrift. 
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worden. Einige grobe Mißbräuche mögen etwa durch flaatliche Ein- 
mifchung befeitigt werben, jo durch Aufficht über wirkliche Einzah: 
lung des Gründungskapitales, durch Verbot von Darlehen auf bie 
eigenen Actien u. |. w.; dieß trifft aber den Kern der Sache nidt 
Eine unbeſtimmte Eicherftelung der Baareinlöfung gegen alle üblen 
Zuftände und, Wechſel des Verkehres wäre allerding® gegeben burd 
bie Vorräthighaltung des ganzen Nennwerthed aller umlaufenden 
Noten in baarem Gelbe; allein damit fielen alle größeren Vortheile 
de ganzen Gedanken? weg. Man hat baher auf Auskunftsmittel gefon- 
nen, welche wenigjtend ungefähr einer vollen baaren Deckung gleich 
kaͤmen; dieſelben erreichen jedoch ſämmtlich in thatfächlicher voller 
Deckung, ſelbſt erfahrungsgemäß, den Zweck nicht genügend. Die 
gewöhnlich vorgefchlagene und auch häufig angewenbete Deckung dur 


ein Drittheil in baar Geld und zwei Drittheile in guten Wechſeln 


fichern nicht gegen einen durch einen gewifjen Schrecken erzeugten 
Sturm auf die Einlöfungsfaffe und gegen eine daraus folgende Zu 
lungsunfähigkeit, weil Wechſel in folcher Zeit nicht ſchnell genug 
in Metallgeld umgeſetzt werben koͤnnen. Auch cine nur vorüber 
gehende Entwerthung der im Umlaufe befindlichen Noten ift nun 
aber ſchon an fich ein großes Uebel; und noch fchlinmer ift, daß 
bie Zahlungsunfähigkeit der Bank gewöhnlich zu einer Zwangsan— 
nahme der Noten führt. Es ift unmöglich zu fagen, ob, wenn und 
mit welchen Opfern diefe wieder aufgehoben werden kann. Gan 
daſſelbe Urtheil ift zu fällen über die amerikanische Einrichtung, 
welche nur fo viele Banknoten auszugeben geftattet, als bei einer 
dazu beftimmten Kaffe Staatöpapiere hinterlegt find 1%). Sm einer 


ftaatlichen oder gewerblichen Krife fallen auch dic Staatspapiere im - 


Curſe, und find ſomit die Noten im entfcheivenden Augenblic nicht 
gedeckt, wie denn auch die Einrichtung weder die Einftellung der 


16) Im Jahre 1838 ift biefes Syſtem zuerft im Stante New: Dorf erdacht, 
dann aber in ben meiften übrigen Bundesſtaaten nachgeahmt worden. Im J. 1809 
aber murde (freilich weſentlich ala Nothmittel im Bürgerfriege) die Einrichtung in 
isren mefentlihen Beftanbtheilen zum Uniondgefege erhoben. ine Gentralbebördt 
in Wafhingten vertbeilt die böchfte Summe von 150 Mil. Dollars in Banknoten 
verhältnigmäßig an „Nationalbanfen”, welche gewiſſe geſetzliche Bebingungen em: 
füllen und Staatspapiere beponiren. S. Amer. National Almanac, 1864. 


— 
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Einlöfung im Jahr 1857 verhindert, noch im Jahr 1864. bie Baar- 
zahlung hervorgerufen bat. Endlich ift auch die berühmte englische 
Bankacte von. 1844 (Beelacte) auf wefentlich denſelben Grundſah 
geftellt, indem fie die nicht mit baarem Gelbe gedeckten Noten ber 
Bank von England bis zum Betrage von 14 Mi. A St. auf eine 
Forderung der Bank an den Staat zu gründen gejtattet, welche 
vielleicht in ſehr fchlimmer Zeit nicht beizutreiben wäre. Weberbieß 
haben bieje ſaͤmmtlichen Maaßregeln ven, freilich nach) entgegenge: 
feßter Seite hinliegenden, Fehler, daß fie in Fällen großen Mangels 


an Zahlungsmittelg der Bank eine ſchnelle Hilfe durch Weiteraus⸗ 


gabe von Noten an fichere Häufer geftatten. — Was dagegen ben 
noch weit nöthigeren Schuß gegen eine Nöthigung bes Staates zu 
übermäßigen Vorichüffen an Banknoten betrifft, fo ift jelbftrevend 
ein folcher nicht zu gewähren. Nicht? ift freilich Teichter, ala Geſetze 
gegen jolche Anforderungen und gegen ein Eingehen in biefelben zu 
erlaffen; allein wer Geſetze machen kann, der kann fie auch auf: 
heben. Die Macht zu einem ſolchen Mißbrauche einer Zettelbant 
fteht aljo immer bei den Staatögewalten; und die Erfahrung zeigt, 
daß fie diefelbe auch wirklich anwenden, wenn immer die Noth fie 
bazu treibt. — So fteht alfo die Frage ungemildert zur Beantwor- 
tung, ob von einer Ausgebung von Banknoten wegen überwiegender 
Gefahren Abſtand zu nehmen, ober biefelbe in der Hoffnung auf 
alsbald fühlbaren und einen fpäter etwa eintretenden Schaden 
übertreffenden Nuten zu geftatten fei? Weber die Beantwortung 
wird wohl immer verfchiedene Anficht fein, jo lange Keckheit ‚und 
Vertrauen in das eigene Glück einer bevächtigen Vorficht gegenüber 
ftehen. Die Wiſſenſchaft muß fi) auf die Seite der letztern ftellen 
und, wenn auch nicht ohne Bedauern, die Unterlafjung dieſes wirk— 
famen aber gefährlichen Mittel zur Förderung von Bankgefchäften 
anrathen. Will ſich bie auri sacra fames nicht dadurch von der 
Anwendung abhalten laffen, fo hat fie wenigſtens ihre Pflicht 
erfüllt 17). 

17) Ueber Zettelbanken find außer den oben, &. 527, Anm. 1, angeführten 


Schriften namentlich noch zu bemerfen: Allhufen, Ueb. Metall: und Papier⸗ 
geld. Lpz., 1850; Zur Banffrage. Hamburg, 1856; Schübler, Metalle oder 


’ 
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2) Ein zweites, nicht felten angemendetes Mittel zu Erhöhung 
der Gewinne aus einen Bankunternehmen ift die nur theilweife 
Einzahlung des Gründungskapitales, wad namentlid 
bei Depofiten und Leihbanfen vorkommen mag, namentlich wenn 
Zettelausgabe ftattfindet. Der durch die Namen der Gründer und 
durch die Höhe des nominellen Stammkapitales herporgerufene Credit 
verſchafft ber auch nicht vollftändig ausgerüfteten Anftalt bald einen 
Zufluß fremder Gelder, . mit welchem dann die Gefchäfte betrichen 
werben. Der aus benfelben fich ergebende, die Zinfen aus ben 
anvertrauten Werthen überfteigende, Gewinn giebt aber natürlich 
eine bedeutende Dividende für den unvollftändigen wirklich einbe- 
zahlten Betrag, — Hiergegen ift innerhalb beftimmter Gränzen 
nicht? einzumenben. Bei einer erjt eröffneten Bank ift der Umfang 
ber Geſchäfte nicht gleich anfänglich jo groß, daß er das ganze 
Kapital in Anſpruch nehmen könnte. in todtes Hinlegen bes 
noch nicht verwendbaren Theiles wäre aber nachtheilig für bie 
Eigenthümer und in allgemeiner volfZwirthichaftlicher Beziehung. 
Die Gründung der Anftalt ift erjchwert, wenn das ganze Kapital 
mit einemmale einbezahlt werden muß. Endlich ift es Sache Der: 
jenigen, welche einer nur theilweife ausgeftatteten Anjtalt Geld und 
Geldeswerth anvertrauen wollen, die ihnen gewährte Sicherheit jelbft 
zu beurtheifen. Allein eben fo einleuchtend ift, daß bei einer all . 
mählig fich entwickelnden Ausdehnung des Gefchäftes die Sicherheit 
der Gläubiger bei einem nur theilweife vorhandenen’ bereiten Grund: 
ſtocke ernätlich bedroht fein fann, wenn unerwartete große Rücdkfor: 
derungen eintreten und nicht in ber gleichen Schnelligkeit ber noch 
nicht eingeforderte Reit des Bankkapitales flüfftg zu machen ift. 
Celbit eine nur vorübergehende Stodung in den Zahlungen der 
Bank kann Dritten nicht wieder gut zu machende Nachtheile bringen. 
Ferner ift Kar, daß hinfichtlich der wirklichen Größe des Bankfonds 
Zettelkanf. Stuttg., 1856; Wagner, Beiträge z. Lehre v. d. Banken. Leipz., 
1857; Derf., Tie Geld: und Grebittheorie der Peel'ſchen Bankacte. Wien, 1562; 
Derf., Die Herftellung der öfterr. Nationalbank. Wien, 1862; Mac-Culloch, 
Geld und Banken. Leipz., 1859; Rau, Volkswirthſchafts-Politik, Ste Aufl., 2, 


"&. 191 fü.; Aubry, Les banques d’emission. Par., 1864; Cucheval- 
Clarigny, Consid6rations s. 1. banques d’ömission. Par., 1864. 
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feine Täufchung ftattfinden, noch eine vom Staate geftellte Bewil⸗ 
ligungsbebingung umgangen werben barf. Das Wenigfte was hier 
gefordert werden muß, ift fomit ein regelmäßiger und häufiger öf—⸗ 
fentlicher Nachwet? über den Stand des Grundkapitales und ber 
darauf übernommenen Verbinblichkeiten verſchiedener Art; jo mie 
barlıber, daß die durch die Höhe des wirklich einbezahlten Kapitales 
bedingten Gefchäfte nur in dieſem Verhältniffe vorgenommen wor: 
den find. | 
3) Endlich it ed noch ein, zwar. nicht auf Gewinnfteigerung 
wohl aber auf Siherftellung der Unternehmer berechnetes, Mittel, 
daß ſich die Eigenthümer eines Bankunternehmens nur mit bemt 
Betrage ihres in dad Geſchäft eingefchoffenen Antheiles, Actionäre 
nur mit dem Betrage der von ihnen befeffenen Actien (etwa bis 
zu deren voller Einzahlung) verpflichtet erklären für Forderungen 
an die Bank. Hiergegen ift rechtlich nicht? einzumenden, wenn bie 
Gefeßgebung ſolche Etatutenbeftimmungen zuläßt. Allein die Frage 
ift eben, ob nicht eine Haftbarkeit mit dem ganzen Vermögen ge: 
fetzfich vorgefchrieben werben follte? — Gegen eine folche VBorjchrift 
wird allerdingd Mehreres geltend gemacht. Erftend, daß bie Bil- 
dung von Banken durch eine folche unbeftimmte und unter Um⸗ 
ftänden höchſt empfinvliche Verpflichtung ſehr erjchwert würde, 
Zweitens, es koͤnne Geber von ber beſchränkten Haftbarkeit ber 
Theilnehmer ſich unterrichten und darnach fein Vertrauen in bie 
Bank bemefjend ſich vor Schaden bewahren. Endlich es jet denkbar, 
daß bie Gefchäftsführer im Vertrauen auf einen ſolchen Hinterhalt 
entweder im Creditgeben oder in eigenen Unternehmungen der Bank 
leichtfinnig verfahren Fönnten 1%). Diefe Gründe erjcheinen aber 
nicht als ftichhaltig. Es kommt weit weniger auf die Zahl als 
auf die Sicherheit der Crebitanftalten an; und es iſt für das all- 
gemeine Wohl von weit größerem Werthe, daß nicht Bankbrüche 
entftehen, als daß leicht und unvorfichtig Credit erhalten werben 
fann. Die Bewahrung vor nicht genügend ficher geftellten Banken 
ift nur den unmittelbar und frehvillig mit ihnen in Verbindung 


18) ©. Wirth, a. a. O., 3b. I, ©. 290 fg. 
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Fretenden möglich; eine Zahlungsunfähigfeit aber trifft auch Solch, 
mittelbar oder unmittelbar, welche in einem folchen Verhältniffe gar 
nicht fanden. Was aber fchlieglich eine gebanfen- oder gewiffen- 
loſe Gefchäftzführung betrifft, jo iſt es einfach Sache der Bethei- 
ligten, und Liegt es auch in ihrer Macht, burch richtige Wahl der 
Beamten und durch genaue Controle fi) gegen folche Gefährdung 
zu fichern. Wenn aber hierin Fehler gemacht werben, ift e8 mehr 
verdient, wenn bie Schuldigen, (welche überdieß den ganzen Vortheil 
jolcher gewagter Gejchäfte an fich genommen hätten,) die Folgen 
tragen, als wenn biefe auf Dritte fallen. Somit hat man fid 
benn allerdingd für eine gejeliche Beſtimmung der vollftänbigen 
Haftbarkeit zu entjcheiden 7°). 

Wie dem Allem nun aber auch fei, jeden Falles ift bie Frage, 
wie fi) der Staat zu folchen wichtigen und unter Umſtänden ge: 
waltigen Anftalten zu verhalten hat, einer genauen Prüfung zu 
unterziehen. Dieje Frage muß aber, nach den vorflehenden Erör- 
terungen, in vwierfacher Richtung beantwortet werben. Erſtens näm- 
ih, ob vielleicht Grügbe zu gänzlicher Befeitigung derfelben be: 
ftehen? Zweitens ob nicht, falls und fo weit dieſes verneint wirt, 
es wenigſtens einer Staatderlaubniß zur Gründung einer Bank 
bevarf? Drittens, ob und welche Vorkehrungen gegen Mißbrauch 
genoinmen werden müfjen? Endlich, ob der Staat felbft Antheil 
nehmen fol an ihrer Gründung und Leitung? 

Daß von einem gänzlichen Verbote feinen Falles die Rede 
fein kann, bedarf nicht erft eines Beweiſes. Alle drei Arten von 
Banken haben mehr oder weniger bedeutende Vortheile, und nur 
darüber kann Streit fein, ob fie Noten auszugeben berechtigt fein 
follen, was bereit3 verneinend beantwortet worden ift. 

Der Grundfag, daß die Errichtung eines Banfgefchäftes durch 


19) Zu Bunften der unbebingten Haftbarfeit der Bankftheilhaber ift nament⸗ 
lich das Beiſpiel der fchottifchen Banken anzuführen, welche aus diefem Grunde 
mit der äußerſten Vorficht verfahren und dadurch Unglüd verhüten, während die 
furgtbaren allgemeinen Baukbrüche in den Verein. "Staaten zum großen Theile 
auf die unbeſchränkte Haftbarfeit zurüdzuführen find. Vgl. hierüber namentlich 
zellfampf, Ueb. d. neuere Entwidelung bes Bankweſens. Ite Aufl., Bresl., 
1856, ©. 68 fg. 
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Staatserlaubniß bedingt ſei, findet zwar verhaͤltnißmäßig nicht 
vielen Widerſpruch 20); doch kann ihm in ſolcher Allgemeinheit nicht 
zugeftimmt werben. Zunächit läuft manche Begriffsverwirrung dabei 
unter. Man denkt bei der Trage vor Allem. nur an Banlen, 
welche Noten ausgeben wollen; aber es find auch die übrigen in 
Auge zu faffen. Sodann wird die Bejahung der Staatzerlaubniß 
ala eine Folge der gejeblich nothwendigen Genehmigung aller Actien- 
unternehmungen ausgeſprochen; nun ift aber dieſes Geſetz weber 
überall vorhanden, noch ift feine Nichtigkeit überhaupt außer Frage. 
Menn ferner die große Bedeutung der Bankgefchäfte als Grund 
geltend gemacht wird, fo ift diefer Umstand an ſich nicht außrei- 
chend, wie dieß viele andere Handels- und Gemwerbeunternehmungen 
beweifen, welche troß ihrer eben jo weit greifenden Bedeutung einer 
Staatserlaubniß nicht unterrvorfen werden. Dann aber und haupt: 
fählih muß aud hier an dem Grundſatze ber freien Bewegung 
des Bürger gehalten werben, welche nur dann eine flantliche Ein- 
Ichränfung erleiden darf, wenn nachtheilige Folgen für. Dritte oder 
für die Gejammtheit fich ergeben, welche von diefen nicht felbft ab- 
gewendet werben fünnen. Der entjcheidende Punkt alſo ijt, ob die 
Banken folche Folgen haben? Hier ift dann wefentlich zu unter 
fcheiden. Bet den meiften Arten derſelben ift dieß offenbar nicht 
der Fall; nur Difconto- und Leihbanfen machen eine Ausnahme. 
Sene Können, wenn fte fchlechte Wechjel annehmen, diefe, wenn fie 
unvorfichtig Credit geben und nicht für genügende Deckung der 
ihnen anvertrauten Werthe forgen, Schwindelgefchäfte im großar- 
tigften Maaßſtabe ermöglichen, welche dann früher ober fpäter mit 
allgemeinem Zuſammenſturze endigen und vielleicht Tauſende, bie 
mit ihnen in gar Feiner Verbindung ftanden, mit ind Unglüd 
bringen. Hier ift denn alfo eine Prüfung der beabfichtigten Sabungen 
und ber Perjönlichfeit der Unternehmer an der Stelle. Auch ber 
beabfichtigte Geſchäftsſitz ift zu erwägen, damit nicht in ber Ent- 
fernung von großen und zahlreichen Gefchäften der Wunſch, ba? 
unbenüßte Kapital zum Ertrage zu bringen, zu Teichtjinnigen Ges 


20) Hierher gehört namentlich Wirth, Bd. I, ©. 558 fg. 
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währungen verführe. — Es wird zwar eingemwenbet, daß bie zu 
einem folchen Urtheile berufenen Staatsbeamten die erforberlichen 
Kenntniffe nicht haben können; allein es jteht unzweifelhaft bei 
ihnen, ſich bei zuverläfjigen Sachverftändigen Raths zu erholen. 
Und wenn die Aufftelung von gejeglichen Bedingungen, welchen 
fih Feder zur Errichtung einer Bank Luſt Tragende zu unterwerfen 
habe, deren Erfüllung aber das Recht der Eröffuung bes Ge 
ſchäftes auch von ſelbſt mit fich bringe, als genügend angejchen 
werben will: fo liegt die Einmwendung fehr nahe, daß ſolche Auf: 
ftelungen weder Sicherheit in Betreff der Perfönlichkeit gewähren, 
noch alle, im einzelnen Falle vielleicht jehr wünfchenswerthe, Moda⸗ 
Iitäten enthalten Können. — Iſt aber der Entjcheidung des Staates 
dad Beitehben von Banken überlaffen, jo muß ganz beſonders bie 
Trage ind Auge gefaßt werden, ob eine größere Anzahl von 
Banken wünſchenswerth, oder etwa diefelbe zu bejchränfen, viel- 
leicht auf eine einzige zurückzuführen ift? Auch in dieſer beſondern 
Beziehung tritt wieder, (was freilich häufig nicht gehörig ermogen 
wird,) der Unterſchied zwiſchen den verjchiedenen Arten von Banken 
recht deutlich hervor. Bei den oben bereit3 im Allgemeinen aus: 
genommenen ift auch bier die Antwort nicht zweifelhaft; nur fallt 
fie verſchieden aus. — Bon einer größeren Anzahl von Girobanken 
kann gar nicht die Rede fein; ſolche find nur in großen Mitte: 
puncten des Handels überhaupt möglich. Da jedoch ikt kaum mehr 
an Errichtung neuer gedacht werben wird, jo ift es überhaupt über 
flüffig, die richtige Zahl derjelben zu erörtern. — Ebenſo iſt ein— 
leuchtend, daß zahlreiche Hypothekenbanken weder ein Bedürfniß 
find, da für foldhe von jedem Einzelnen doch kaum je häufiger ge 
machte Gefchäfte auch eine größere Entfernung vom Wohngrte faum 
ftörend ift; noch auch zwectmäßig, weil nur von einer mit großen 
Mitteln verfehenen Kaffe die hier oft vorkommenden bedeutenden 
Anlehen geleiftet werden können, und mur bei einem Zufammen: 
ftrömen vieler Jahresraten fich wieder ſchnell genug Kapitale am 
ſammeln zu weiteren Gejchäften. VBortheile einer Mitwerbung find 
bier, wo es ſich nur von ftreng mathematischen Grundfägen und 
einer vorfichtigen Einfhägung handelt, auch nicht zu erwarten. 
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Eomit ift denn jelbft für ein ziemlich großes Land oder eine um- 
fangreiche Provinz Eine Anftalt diefer Art genug. Allein zu dieſer 
Beichränktung bedarf es Feiner Anordnung ded Staates; fie ergiebt 
fih von felbft. — Dagegen kann die Zahl der Vorſchußkaſſen nie 
zu groß fein. In je mehr Orten folche entjtehen, deſto beſſer ift 
ed. Es mögen ſelbſt in derjelben Stadt mehrere, welche fich ver: 
fchiedene Gegenftände der Thätigkeit vorfegen, mit Nuten neben 
einander bejtehen, wenn jchon im Allgemeinen und bei gleicher 
Aufgabe eine Zerfplitterung der Kräfte innerhalb derſelben Dert- 
lichkeit wicht zuträglid if. — Es bleibt fomit bie befondere 
Trage der Zahl eigentlih nur in Betreff der Difconto- und ber 
Leihbanken geftellt. Hier ift denn aber die Antwort In ber That 
ſchwierig. Einer Seits nänilich ift nicht zu verfennen, daß bei 
beiden Arten von Geichäften die Nähe des Abmachuugsortes 
für Handel und Gewerbe Bedürfniß ift, fo daß, wenn dieſes nicht 
befriedigt wird, der Verfehr fih den Mittelpuncten allein zuwendet 
zum Schaden der übrigen Landestheile; ferner, daß die Erebitbe- 
dingungen wenigſtens bei Kleineren Häufern in ber Entfernung nicht 
jo ficher beurtheilt werden können, was bald der Bank, bald ben 
eine folche Angehenden zum Schaden gereichen mag; endlich, daß 
ein, ſei es nun thatfächliches fei es rechtliche, Monopol einer 
großen Geldanftalt eine drückende und hart auszubeutende Herrfchaft 
über Verkehr und Induſtrie erzeugt. Anderer Seits aber ftcht 
ebenfalls feit, daß Banken mit großen Mitteln zuträglicher für 
viele Geſchäfte, manche Unternehmungen nur folchen überhaupt 
möglic, find; außerdem, daß ftarfe Mitwerbung leicht zu unvor- 
fihtiger Ereditgebung verleiten kann, was zunächit ſchwindelhafte 
Geſchäfte, jpäter aber Krifen und Verlufte zur Folge hat. Hier 
icheint dem eine Verföhnung der ftreitenden Rückſichten dadurch 
bewerfftelligt werden zu können und zu müflen, daß der Staat 
fein Recht der Einwilligung zur Begründung von Banken dazu 
benügt, um zwar weber Monopofe noch unnatürliche Zuſammen⸗ 
ziehungen zuzulaffen, dagegen die nöthige Mitwerbung nur durch 
Zulaffung einer Anzahl von größeren Banken zu geftatten, welche 
- dann durch Filiale Heinere und entferntere Drte zu bedienen haben, 
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Die Beſtimmung, wo ſolche Zweiggefchäfte zu eröffnen feien, hätten 
nah Anhörung fowohl der betreffenden Handelskammern als ver 
bejtchenden Banken zu gejchehen 22). 

Dei der dritten Frage: ob und welche Vorkehrungen gegen 
Mißbrauch der Banken ergriffen werben jollen, ift zu unterfcheiben. 
Auch Hier find wieder Giro:, Hypotheken-Banken und Vorſchuß 
Vereine nicht beſonders in? Auge zu fallen. Bei ihnen allen if, 
fo lange fie ſich auf ihre befonvere Aufgabe befchränfen, ein Mik- 
brauch, der nicht ſchon im eigenen Vortheile der Unternehmer felbit 
unterlaffen würde, nicht wohl denkbar, ſomit auch eine Staatzfür- 
jorge überflüffig.. Selbſt wenn fie fein außreichendes Kapital be 
ſchaffen, entiteht daraus weiter Fein Nachtheil, ala ein geringerer 
Geſchäftsbetrieb. Nur dafür alfo ift zu forgen, daß folche Banken 
ſich nicht mit frembartigen Gefchäften befaffen, namentlich nicht mit 
Börfen-Operationen. — Anders verhält es fich mit den Difconte- 
Banken und den Leihbanken i. c. ©. Bei den erfteren ift aller: 
bingd, wenn ſie fih in ben Grängen ihrer Aufgabe Halten und 
verftändige Vorficht üben, von möglichen Mißbrauche nicht die Rede. 
Allein e3 kann immerhin entweder die Bemühung um ausgebehntered 
Geſchäft und um Verwendung bereit liegenden Kapitales, oder bie 
Luft zu größerem Gewinne als der einfache Difconto gewährt, auch 





21) Der fhon alte Streit, ob Monopol oder Mitwerbung bei Banken zu 
wählen fer, ift namentlih in der jüngften Zeit ſehr Iebbaft geführt worden, ver 
Allem in Frankreich. Auf Seite der Beichränfung fliehen u. A. Roffi, (in einem 
Berichte an bie franzöſiſche Pairskammer von 1840,) Toofe, (Hist. of prices, 
3b. III, ©. 206) Wolowsky, (La question des banques); für reibeit 
der Mitwerbung aber erflären ſich Gilbart, Pract. treatise, 8. be Laver: 
gnon, M.Chevalier, (in dem Economiste unb in ben Seances et travaux 
de l’Acad. des sc. morales et pol., 1863 unb 64,) femer Carey, (Prin- 
ciples, 3b. II,) J. Pereire, (La banque de France). Die Verhandlungen 
drehen ſich allerdings zunächft um die Zahl ber Zettelbanfen, und die Gründe 
und Gegengrünbe betreffen daher namentlich bie behaupteten ober geläugneten 
Nachtheile einer flarfen Notenausgabe; es find ſelbſt entichiebenfte Vertheidiger 
des Monopoles für Notenausgabe für unbefchränkte Mitwerbung fonftiger Ban: 
geſchäfte: allein es läßt fich doch zum bedeutenden Theile das Gefagte auch auf 
Difconto: und Leihgeſchäfte anwenden, namentlich der vortreffliche Bericht Roffi’z. 
Die Erfahrungen von Nord: Amerifa und von England bürfen in dieſer Frage 
nicht überfehen werden. 
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eine folche Bank entweder zum Kaufe unficherer Wechſel oder zit 
Börfengefchäften verleiten, dadurch aber Gefahr für Gefellfchafter 
und für jonftige Gläubiger erzeugt werden. Hilfe durch ftaatliche 
Vorſchriften wäre Naher wohl wünſchenswerth; fie ift aber fchwerlich 
in ausreichender Weiſe zu beichaffen. Wohl mag, und foll, bei der 
Gründungserlaubniß beftimmt werden, daß nur fichere, aljo mit 
mehreren (in der Negel drei) guten Unterjchriften verjehene Wechfel 
eingelößt, ferner, daß Feine Börfengefchäfte betrieben werben bürfen. 
Allein es beſteht wohl kaum ein Mittel, eine ftrenge Einhaltung fol- 
cher Bebingungen zu erzwingen, da namentlich der Handel mit Staats⸗ 
papieren doch kaum unterjagt werben kann. Und noch entjchieden 
größer find die Möglichkeiten von mißbräuchlicher und bedenklicher 
Geſchäftsführung bei den Leihbanfen, welche aljo Depofiten an- 
nehmen und dieſelben verzinfen, ſodann aber biefelben ober ihren 
Werth wieder auzleihen, während fie zu augenbliclicher Rückgabe 
ver hinterlegten Werthe verbunden bleiben. Allerdings ift die Ge: 
fahr einer Zahlungsunfähigfeit beſonders groß, wenn eine jolche 
Bank Noten audgiebt, indem dann Rückforderung der Depofiten und 
Borzeige der Noten zur Einwechslung zufammentreffen Tönen; 
allein auch ohne deren Anwendung. ift eine Stodung möglich, wenn 
die hinterlegten Werthe unvermuthet zurückverlangt werben, bie 
eigenen Forderungen der Bauk aber nicht gleich ſchnell einzuziehen 
find; und felbjt ein völliger Bankbruch kann eintreten, wenn für 
ben Werth der Depofiten Papiere erworben wurden, welche indeffen 
tief gelunfen find. Auch ift nicht außer Acht zu laſſen, daß bie 
Theilnahme am Börfenfpiele (Differenzgeichäften und Report) einer 
ſolchen Bank ganz bejonderd nahe gelegt iſt. Eine vollitändige 
Sicherftellung der Bankgläubiger gegen ſolche Mißgriffe oder Miß— 
geichicke ift denn auch hier wohl nicht möglih; es Tönen nur: 
nachftehende Vorſichtsmaaßregeln getroffen werben: ftantliche Ver— 
gewiflerung der wirklichen Einzahlung de Bankfonds im guten 
Werthen; häufige Bekanntmachungen des Geſchäfts- und Vermö— 
gensſtandes; Verbot der Annahme Heiner Depoſiten, (weil von 
ihren Eigenthümern ein Schredenzfturm am meiften zu bejorgen 


ift); Verbot der Veleihung ihrer eigenen Actien; Feſtſtellung einer 
v. Mohl, Polizeiwiſſ. II. 3. Auflage. 35 
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kürzeſten Aufkündigungsfriſt für die Depofitargläubiger, welche länger 
ift, als der längfte den Schulonern der Bank anzufegende Auffün- 
bigungstermin 2°). 

Am leichteften erledigt fich die vierte Trage, ob und welchen 
Antheil der Staat jelbjt an der Gründung und Leitung von Banfen 
zu nehmen habe? Die Antwort ift: unbedingt gar feinen. — Bon 
Staatöbanken in dem Sinne, daß der Staat auzfchlieglich das Ka- 
pital lieferte, und die Gefchäfte für feine alleinige Rechnung durd 
Beamte beforgen ließe, kann gar nicht die Rebe fein. Bei mehreren 
Arten, namentlih Giro⸗Banken und Vorfchußvereinen, ift ſchon das 
Weſen der Sache unvereinbar hiermit; und wenn bem auch bei 
Hypotheken, Leih- und Difconto-Banfen nicht fo ift, vielmehr bie 
Betreibung folcher Gefchäfte durch eine Staatsanftalt an fich denkbar 
wäre: jo fprechen doch die entjchiebenften Gründe gegen jedes Un 
ternehmen biefer Art. Die Staatögelver find nicht dazu beftimmt, | 
mehr oder weniger gewagte Handelögejchäfte zu machen. Die Ver 
waltung durch Beamte hätte nur die Wahl zwifchen einer jebe freie 
Bewegung und das eigene Urtheil unmöglich machenden Einengung 
durch ſtehende Vorjchriften oder Entſcheidungen im einzelnen alle, 
und einer dem Verwalter öffentlichen Gutes nimmermehr zuftehenven 
Willkür und Eigenmächtigkeit. In jenem alle wäre Tchwerfäl: 
ligeö, verkehrte, verjpäteted Verfahren, aljo Verluft, zum minbeften 
geringer BVortheil für die Kaffe und für das Publifun unvermeid- 
lich; in diefem Unfug und jchwere Einbuße wahrjcheinlich. Weber: 
dieß würde der Staat jede Unbefangenheit in feinen Verhäftnifjen 
zu Privatbanken verlieren; vielleicht fich ungerechte Bevorzugungen 
beilegen. Der Zweck wäre alfo verfehlt, und doch fachlicher und 
fittlicher Nachtheil faft gewiß. — Aber aud) eine bloſe Betheiligung 
mit Staat3mitteln bei Privatbanfen ift nicht räthlich, obgleich eine 
ſolche (Giro-Banken abgerechnet) wohl denkbar ift, und auch ſchon 
nicht felten verfucht wurde. Auch hier drohen die fo eben ange 
deuteten Nachtheile; und es gejellen fich noch zu ihnen bie Gefahr 
einer fchlaffen Vollziehung der zum Schuße der Allgemeinheit nö- 


22) ©. Wirth, a. a. O., ©. 288 fg. 
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thigen Maafregeln, fo wie der Leichtigkeit eines Mißbrauches der 
Bank zu ungerechtfertigten oder übermäßigen Anlehen, in Folge 
beffen aber Ucbergang zu Banknoten und Zwangscurs. Cine Be: 
theiligung an Vorjchußvereinen aber würde überdieß den Haupt: 
nutzen derjelben, die fittliche Wirkung der Selbithilfe, großen Theil? 
zeritören. 


$. 186. 
5) Börfen. — Makler. — Niederlagen. 

Zum Schluffe mag nody einiger, allerdings nicht unbedingt 
nothwendiger, Hilfßeinrichtungen Erwähnung geichehen, welche aber 
doch von Wichtigkeit für die Förderung des Waaren-Umſatzes find, 
und ſomit nicht unterlaffen werden dürfen. 

Hierher gehören voterft die Börſen, db. h. öffentliche um- 
fafjente Räume, in welchen fih, mit Umgehung zeitraubenber Be— 
fuche in den Häufern, täglich zu einer pafjenden Stunde die Kauf: 
leute, Makler und Schiffzcapitäne verfammeln, um ſich über Geſchäfte 
zu beiprechen. Diefelben find gewöhnlich fir fänmtlihe Handel2- 
geichäfte bejtimmt; doch können auch eigene Börfen für einzelne 
Arten von Gefchäften (Kohlen, Kom u. |. w.) eingerichtet, oder 
beſondere Stunden für bejtinunten Verkehr (3. B. für den Papier: 
handel) außgejegt ſein. Der Beſuch ijt freiwillig, boch werden 
gerichtlich erflärte Betrüger ausgefchloffen. Die den Handelsftand 
betreffenden öffentlichen Bekanntmachungen werden fchr zweckmäßig 
in einem folchen Verfammlungs-Raume angejchlagen ober in Bücher 
eingetragen; nicht felten verlangt dieß jogar da Geſetz als Be: 
dingung einer genügenden Bekanntmachung. Eine Börſenordnung 
forgt für eine beftimmte Zeit der Verfammlung, jo wie für die 
nöthigen Bequemlichkeiten zum Abjchluffe von Gejchäften, für die 
Anweſenheit von Notaren u. |. w. Eigene Beamte (am beften von 
den Kaufleuten aus ihrer Mitte gewählt) forgen für Einhaltung 
biefer Ordnung. — Natürlich bedarf nur eine bedeutende Handels— 
ſtadt einer ſolchen Einrichtung, und es mag die Megierung daher 
bie Bitte der Kaufleute um Beiftand zur Gründung abwarten U). 


1) ©. Eibbini, Unterf. über bie Beſtimmung einer Börfe. Wien, 1818; 
35 * 
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Bon befonderer Bedeutung find feit dem vorigen Jahrhundert, 


und zwar mehr und mehr, die Börjen dadurch geworden, daß fie 
zum Handel und zum Spiele mit (Staats: und Privat) Werth 
papieren gebraucht werden. Diefe Benügung tft nun alferbings 
nur theilwetfe erwünſcht. Eine Erleichterung de wirklichen Kaufe 
und Verkaufes ſolcher Schuldſcheine und Antheile an gewerblichen 
Unternehmungen iſt nothwendig und nüutzlich, um die Kapitalanlagen 
in benjelben zu befördern und dadurch ihren Werth zu erhalten 
und zu fteigern; um fo mehr aber der Mißbrauch zum blofen, 


jeden Falles unprobuftiven, leicht aber fogar unfittlichen und ver | 


berblichen Spiele zu beflagen. Da es nun aber nicht möglich if, 
ben Unfug von dem Gebrauche zu fcheiden und nur erfteren bie 
Börfen zu öffnen: jo bleibt nur übrig, die Öffentlichen Anftalten 
wenigjtend nicht zu feiner Förderung und Anerkennung herzugeben. 


Es darf aljo in den amtlich bekannt gemachten täglichen Curszetteln 


nur der wirklichen Außgebote und Verkäufe, jo wie.der zum Vers 
fehre bereits zugelafjenen Arten von Papieren Erwähnung gefchehen, 
nicht aber des Ganges der blofen Spielverträge; ebenfo koͤnnen bie 
letzteren feine klagbare Gültigkeit durch Beglaubigungen obrigfeitlid 
beftellter Perfonen erhalten. Auch kann die Ausfchließung von 
Failliten nicht auf Solche ausgedehnt werben, welche ihr Wort in 


Rau, Volkswirthſch. Politik, 2, ©. 302. — PrivatsUinternehmern iſt bie An 
legung von Refe-Sälen, Neuigfeit3:Büreauz u. |. w. in der Nähe der Börfe zu 
überlaffen. Sehr zweckmäßig ift, wenn ber Poftenlauf nach den Börjenftunden 
angeorbnet wird, jo zwar, daß Poſten einige Stunden vor Eröffnung ber Börſe 
anlangen, die abgehenden aber erft einige Stunden nad, ihrem Schluffe befördert 
werden. Doch ift diefe NRüdficht allerdings ſeit Einführung ber Telegraphen 
von geringerer Bebeutung; wogegen biefe cine Station in der Börſe ober 
in deren nächfter Nähe haben müſſen. — Eine eigenthümliche Art von Börie 
find die Locale zu den gegenfeitigen Abrechnungen ber Bankhäuſer deffelben Ortes, 
bie ber »clearing housese, wie deren namentlich in London und New⸗York ein 
gerichtet find. In dem Londoner clearing house wurben ſchon vor Jahren 153: 
lich im Durchſchnitte 3 Mil. Pfd. Sterl. bezahlt, wozu jedoch nur 313,000 Pit. 
Geld nöthig waren, indem das übrige gegenfeitig abgerechnet werben Fonnte. Im 
Sahre 1839 betrug die Gefammtjumme 954 Mil. Pfd. St., die wirkliche Zub: 
hung aber 66 Mil. S. Comp. to the alman., 1840, ©. 170. 
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ſolchen Spielverträgen nicht gehalten haben, als um deren Verkehr 
der Staat fich nicht bekümmert. 

Wichtig für die Sicherheit und die Erleichterung des Waaren- 
umfabes find die Waarenfenfale oder Makler. Sie dienen 
theild als Auffinder und Vermittler von Verfäufern und Käufern, 
indem fie die Vorräthe von feilen Waaren und deren Preife wifien; 
theils als Zeugen ber Nechtögültigfeit der von ihnen vermittelten 
Käufe, indem fie die wefentlichen Beſtimmungen verjelben in Negifter 
eintragen, weldhe im Nothfalle als Beweismittel dienen; theils ala 
Waareritenner, jowohl wenn es fi) von Beichäbigung einer Waare, 
ala überhaupt von der Beichaffenheit, der Gattung und Art, kurz 
dem Zuftande derſelben handelt, und ein Kunftverftändiger ein Ur: 
theil abgeben fol; theils endlich als Preisbeſtimmer, Taxatoren. 
- Sie ſelbſt müfjen fich, zur Bewahrung der Unbefangenheit, eigener 
Handelögejchäfte enthalten und find zur Geheimhaltung von An— 
fragen und Aufträgen verpflichtet. Die Neblichkeit, Thätigkeit und 
Sachkenntniß der Makler ift für die Kaufleute von der größten 
Wichtigkeit; am beiten wird daher der Staat aud) die Wahl der⸗ 
Jelben dem Handelsſtande überlaffen und nur für die Beeidigung 
und die Einhaltung ber ihnen gegebenen Ordnung polizeilic und 
gerichtlich forgen. In großen Hanbelsftäbten giebt es für jebe 
Gattung von Waaren eigene Makler; die Wahl verfelben bleibt 
dann ben mit dieſen Waaren regelmäßig handelnden Kaufleuten 
überlafien ). 

Endlich find noch die Niederlagen, Entrepots, zu erwähnen, 
d. 5. öffentliche Deagazine, in welchen Waaren gegen einen geringen 
Lagerzind aufgenommen und gegen Beeinträchtigungen möglichſt ge- 
fhügt werden. Ste find in mehrfacher Bezichung von Wichtigkeit 
für den Handel. Zunächſt gewähren fie die Möglichleit, Waaren 
bis zu deren Verkauf oder Weiterfortichaffung mit möglichiter Si⸗ 
cherheit niederzulegen. Sodann erfparen fie die Bereithaltung von 
Magazinen, indem auf die blofe Vorweilung von Proben, welche 
den in der Niederlage befindlichen Waaren entnommen find, bie 


2) S. Leuchs, Syſtem bes Handeld, Bd. II, © 422 fg; Krünis, 
Encyflopädie, Bd. 83, ©. 55 fg. 
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Verkäufe abgeichloffen werden und bie Waaren an ben Käufer 


übergehen können. Ferner erleichtern fie für Käufer und Verkäufer 
die Meberficht über die Dienge der zum Verkaufe ausgeſetzten Waaren- 


- Mengen. Endlich können fie dadurch vom Staate zur Begünftigung 


bed Handel benütt werben, daß er bie Entrichtung der Zölle und 
jonftigen Abgaben von eingeführten, in bie öffentlichen Niederlagen 
gebrachten Waaren bis zum Augenblicke des Verkaufe im Anftante 
läßt, bei umverfauft wieder aus dem Lande auögeführten Gegen 
ftänden aber gar nicht einfordert. Beide aber gewährt ſowohl für 


den Zwiſchenhandel, als für die Einfuhr fremder Waaren Zinſen⸗ 


eriparniffe, und bietet fomit für’ den Kaufmann eine bebeutende 
Erleichterung und möglicherweije durch Verminderung des Koften- 
preijes, erhöhten Abſatz; für den Staat aber macht es bie, leicht 
zu mißbrauchenden, Nücdzölle in ber Negel unnoͤthig. Bo eine 
ſolche Benützung der Niederlagen befteht, find fie natürlich unter 
ben Mitverfchluß der Zollbeamten zu ftellen °). 


3) Jedem ift die Wichtigkeit der englischen Magazine unter Königs-Schloß, 
ber franzöfifchen Entrepots, der beutfchen Hallen bekannt. Vgl. übrigens Leu, 
a. a. D., ©. 418 fg.; Mac-Culloch, Handbuch, Art. Todd und Verſchluß⸗ 
Syftem. — Ueber ben, in mandyer Beziehung bedenflichen, Notbbehelf ber Privat: 
nieberlagen, entrepöts fictifs, |. Rau, Volkswirthſch. Polit., 2, ©. 948. 
— Nicht zu verwechfeln mit den, blos Vortheile gewährenden, Niederlagen fin? 
bie Freihäfen, b. h. Sees ober Fluß-Städte, welche vor der Zolllinie Tiegen, 
und in welchen bie Schiffe aller Völfer ohne irgend eine Abgabe einlaufen, all 
Arten von Maaren zollfrei eingeführt und wieder verfchifft werden dürfen, fo daß 
fie erft, wenn fie rückwärts in dag Land gebracht werden, der Verzollung unter 
liegen. Daß in einem folden Freibafen ein bebeutender Zwiſchenhandel ſich Bil 
ben wird, ift feinem Zweifel unterworfen; und bie Erfahrung meist auch biete 
Lebhaftigfeit des Verkehres an folhen Orten Häufig wirflih nad. Eine Seeſtadt 
mag baher in ihrem befonderen Antereffe nad biefer Befreiung verlangen. Die 
Gewährung fcheint jedoch in Rüdfiht auf das allgemeine Wobl verweigert wer: 
ben zu müffen. Auf ber einen Seite ift nämlich ber aus dem Zwiſchenbandel 
eines Freihafend gemachte Gewinn, näher unterfucht, nicht von der großen auf 
den eriten Blick erfcheinenden Bedeutung, weil er zu einem bebeutenben Theile 
von Fremden, welche an einen folhen Plate zuſammenſtrömen fi nad ge 
machtem Gewinne aber wieder entfernen, bezogen werden wird. Auf ber anbern 
Seite aber hat die Befreiung des einen Platzes große allgemeine Nachtheile. Die 
Kaufleute und Schiffer in ben bem Zolle unterworfenen Häfen find im offen 
barften Nachtheile, und können die Ditwerbung in dem Zwiſchen-Handel, und 
leicht ſelbſt im Aus: und Einfuhr-Handel, nicht aushalten. Was alfo von ben 
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Bierted Kapitel. 
Maafregeln hinfichtlid des Bermögens-Benuffes. 
6. 187. 
1) Ueber Bermögend-VBerwendung im Allgemeinen. 

Erft durch Anwendung erfüllt ein Gut feinen Zweck; denn 
nur um zur Erreichung menfchlicher Zwecke zu dienen iſt es her⸗ 
vorgebracht worden. Blos diefe Anwendbarkeit giebt ihm feinen 
Werth, macht eine Sache zum Gute. Die Anwendung ber Güter 

mitt daher etwas ganz Naturgemäßes, und nur aus Mißverftand 
ober in afcetifcher Verfchrobenheit kann der Gebrauch ber äußern 
Güterwelt grundfäglich getadelt werden. Ueberdieß wäre eine un- 
bedingte Beſchränkung oder Verhinderung des Gebrauches auch deß⸗ 
halb unzweckmäßig, weil dadurch fogleich die Luft zur Erzeugung 
neuer Güter erfticht würde. Nur um das Gefchaffene und Erwor- 
bene auf die eine oder bie andere Art zu genießen, bringt ber 
Menſch materielle Güter hervor, keineswegs aber um Unanwend⸗ 
bares zu befiten, ober bloß um zu arbeiten. Wenigſtens find folche 
Sinnedarten fo felten, daß fe bei allgemeinen Betrachtungen nicht 
in Anschlag kommen ?). 
Einen gewonnen wird, geht bei den Anderen verloren; davon abgefehen, daß ber 
Handel zum Theile genöthigt wird, von feinen natürlichen Wegen abzumeichen. 
Derfelbe Kal tritt ein für manche Arten von Gewerben, welche daher mit Schaden 
von ihren bigherigen Standorten in ben Freihafen verpflanzt werben. Dadurch 
verlieren aber die übrigen Lanbestheile eine ermunternde Aufregung, Abſatzwege, 

- Rapitale. Unter biefen Umftänden find benn für ein größeres Land bie Nach⸗ 
theile überwiegend, und nur fouperäne Städte mit feinem ober unbebeutendem 
Gebiete werben ſich des Nutzens allein erfreuen. A. M. ift Sismondi, Rich. 
commerciale, 25. OD, ©. 419; Rau, Volkswirthſch. Polit. 2, S. 344. 

1) Die Literatur über bie hier zur Frage tommenben Fragen, gewöhnlich zu: 
fammengefaßt unter der Geſammibezeichnung Lurus, ift fehr zahlreich. Die be 
beutenberen, bem Gegenſtande eigens gewibmeten, Schriften mögen fein: Pinto,’ 
Essai sur le luxe. Amst., 1762; Dumont, Theorie du luxe. Par., 1771; 
Ploncquet, Philofoph.spolit. Verfuch über ben Lurus. X. d. Franzöſ. Lpz., 
1789; Rau, Weber ben Luxus. Erl., 1817; Penning, De luxu et legi- 
bus sumtuariis. Lugd. Bat., 1826; Roſcher, Weber ben Luxus, in Rau's 
Archiv, Bd. VI, ©. 48 fg. Außerdem verfteht ſich von feldft, baß alle Syſteme 
ber Vollswirthſchaft fich mit biefer Materie befchäftigen. Vorzugsweife hervorzu⸗ 
beben ift auch bier Roſcher, Volkswirthſch., 5te Aufl, Bd. I, ©. 427 fg. 
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Hiermit fol aber freilich nicht gejagt fein, daß jeglicher Ge 
brand) des vorhandenen Vermögen? gleich zwedmäßig ober auch 
nur gleichgültig fei. Vielmehr ift ſowohl in privatwirthichaftlicer 
als in ftaatlicher Beziehung ein großer Unterſchied zwiſchen ben 
verfchtebenen Arten der Güter-:Verwendung, und einzelne derſelben 
find in ihren Folgen nicht? weniger als Löbli) und wünſchenswerth, 
ſo daß keineswegs ein gleiches polizeiliche Verhalten hinſichtlch 
ihrer ˖ Begünſtigung ſtattfinden Tann. 

Zur richtigen Würdigung dieſer Folgen iſt aber zunächſt noth- 


wendig, die verſchiedenen Beziehungen zu unterſcheiden, welche bei 


der Guͤterverwendung ſtattfinden. Erſt eine ſcharfe Auseinander⸗ 
haltung derſelben führt zu einer Einſicht in die geſammten Wir⸗ 


tungen, während eine einfeitige' Berückſichtigung .der einen oder ber’ 


andern zu ganz falfehen Schlüffen führen könnte. Es find aber 
breierlei folche Beziehungen vorhanden. 

Einmal nämlich kann der Gebrauch auß dem Gefichtöpuncte 
der Wirkungen aufgefaßt werben, welche er für die Güter felbft 


hat. Und hier findet fi denn, daß fie, je nach ihren Eigenſchaf⸗ 


ten und Verwendungszwecken, theild gebraudyt theil3 verbraudt 
werden. Blos gebraucht werden fie, wenn fie nad) gemachter An- 
wendung in wenigſtens ungefähr derjelben Form, Menge und Eigen: 
Ichaft vorhanden find; verbraucht aber find fie, wenn fie, um zu 
dem beſtimmten Zwecke zu dienen, in ihrer bisherigen Geftalt ver: 
richtet werden und dadurch andere Formen vielleicht auch Eigen: 
haften erhalten. — Zweitens kann der Gebrauch aus dem Geſichts⸗ 
puncte der Folgen für die Gefammtmaffe der Güter aufgefaßt wer: 
den. Hier aber leuchtet denn ein, daß ein Theil der Güter nur 
deßhalb verwendet wird, um fogleich andere fachliche Güter, derfelben 
oder verjchiedener Art, hervorzubringen, während ein anderer Theil 
biefen Zweck nicht hat, jondern aus anderen Gründen und zu an: 
deren Zwecken verwendet wird. Jene wiebererzengende (veproductive) 
Verwendung befteht theils in dem Aufwande zur Erhaltung der 
arbeitenden Menjchen und Thiere, theils in der Verwendung zu 
Maſchinen und Borräthen aller Art, welche nothwendig find zur 
Hervorbringung von Gütern, da es dem. Meenfchen verfagt ift, aus 
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Nichts Etwas zu fchaffen. Sie alfo hat Feine Verminderung ber 
allgemeinen Gütermaffe zur Folge, oft jogar eine bedeutende Ver⸗ 
mehrung berfelben. Anders aber bei ber unfruchtbaren (jterilen) 
Verwendung. Hier entjteht jeden Falles eine Lücke in dem vor- 
handen gewejenen Vorrathe. Jedoch darf nicht verkannt werben, 
daß diefe Art der Verwendung keineswegs immer blos aus Ge: 
dankenlofigkeit und im Leichtfinne gejchieht, oder blo8 zum Vergnügen 
und zur Erhaltung müßiger Menfchen dient; fondern daß fie die 
Bedingung ift, um in vielfacher Beziehung materiellen und immate⸗ 
riellen Nugen zu ftiften. — Drittens mag man fih auf den 
Standpunct.dver Zweckmäßigkeit ftellen, und babei dann eine noth⸗ 
wendige Verwendung unterjcheiden von einer überflüſſigen. Bei ber 
erftern werben weder koſtbarere noch mehr Stoffe verwendet, als 
ber, materielle oder immaterielle, Zwec zu feiner vollftändigen Er: 
reichung erfordert. Bei einer überflüfligen Verwendung aber gehen - 
bie Mittel über den Zweck hinaus und zwar entweder in Beziehung 
auf den Werth, oder aber Hinfichtlich der Menge; wo beun im 
eriten Falle der unnöthige Gebrauch Luxus, im andern aber Ver: 
ſchwendung genannt wird ?). 

Faßt man mm, mit beitändiger Berüdjichtigaung dieſer ver: 
ſchiedenen Bezichungen, die privatwirthichaftlichen Wirkungen 
ber Güter-Anmwenbung, ſomit ihre Folgen für den Stand des Ver—⸗ 
mögen? der einzelnen Handelnden, ind Auge: jo leuchtet vor Allem 
ein, daß der blofe Gebrauch einer Sache ein Vermögen nicht ver- 
mindert. Selbſt wenn berjelbe unfruchtbar und überflüffig ift, 
bleibt wenigftend ber Beſtand des Beſitzes derjelbe; und hoͤchſtens 
ift zu bedauern, baß Fein pofitiver Gewinn erzielt wurde. War 
der Gebrauch ein reproductiver, jo vermehrt er fogar den Vermö⸗ 
genzitand. Anders verhält es ſich mit dem Verbrauche. Diefer 
vermindert jebenfall3 die Summe des Vorhandenen, wenigfteng in 

2) Ter Begriff des Luxus wirb ſehr verfchieben gefaßt; doch ift immer bag 
Merkmal bed Unnöthigen und Ueberflüffigen aufgenommen. Die Verſchiedenheit 
rührt nur daher, daß die Unnöthigfeit bald in Zwede, bald in ben Befriedigungs: 
mitteln aufgejucht, auch der Maaßſtab des Urtheiles bei dem Einen ein abftracter, 


bei Anderen ein nach ben verfchiedenen Geſittigungs- und Geſellſchaftsſtufen an⸗ 
genemmener if. Eine ind Einzelne gehende Kritif würbe zu weit führen. 
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feiner bisherigen Form und Brauchbarkeit, doch ift dabei wieder a 

unterſcheiden. Bet einem unfruchtbaren Verbrauche bleibt es m 
mittelbar bei dieſer Verminderung; nur kann es fich zutragen, if 
mittelbar dad Vermögen dennoch auf bie Dauer feinen Nachthel 
davon hat, wenn nämlich die Luft, fich zu folcher Verwendung dr 
Mittel zu verichaffen, hie Arbeitäthätigkeit im Allgemeinen fteigel 
Ein wiebererzeugenber Verbrauch dagegen jchafft feiner Natur nad 
immer neue Gegenftänbe, jelbjt vielleicht von höherem Werthe, wt 
ift fomit nicht nur fein Schaden für dad Vermögen, fondern fo 
nothwendige Bedingung ber Vergrößerung beffelben. Doch gilt vi 
unbebingt nur von dem nothmwenbigen reprobuctiven Verbrauch, 
nicht aber von dem lururiöfen oder verjchwenderifchen. Denn wen 
durch denjelben auch etwas hervorgebracht wird, jo kann doch biefe 
Wiedererſatz leicht Heiner fein ala bie unnoͤthigerweiſe beträchtlich 
Ausgabe, und es wird alfo der Verluft durch bie neue Erzeugung 
zwar vermindert, aber nicht ganz aufgehoben. Und felbft wen 
noch ein Ueberſchuß über das Verwendete bleiben follte, fo ift dieſer 
Heiner, als er bei verftänbigerem Verfahren gewejen wäre, fo daß 
fih jeden Falles eine Mindereinnahme, alfo auch ein Verluſt 
heraußftellt. 

Was aber vie ftaatlihen Beziehungen der Güter-Dermen- 
bung betrifft, jo find allerdingd VBermögenzitand und Vermögen: 
gebrauch des Einzelnen unmittelbar von feiner großen politifchen 
Bedeutung; allein fie erlangen eine entſchiedene Wichtigfeit, wenn 
bei einer großen Anzahl von Bürgern ein gleiches Verhältniß ein 
tritt. Durch eine ſolche Gleichförmigkeit und Gleichzeitigfeit ent- 
ftehen Wirkungen, welche auch für dad Wohl und Wehe ver Ge 
fammtheit von Bebeutung find. Und daß nicht felten, fogar ge 
wöhnlich, eine große Anzahl ein ähnliches Verhalten zu ihrem 
Vermögen annimmt, zeigt nicht nur die Erfahrung und die Gefchichte, 
jondern ift auch als das Ergebniß eines gleichen Gefittigungs: 
Zuftandes leicht zu erflären. Die Folgen aber, welche für ven 
Staat Bedeutung haben, find hauptfächlich die Wirkungen auf das 
Volksvermögen im Großen, ald auf dad Mittel zu Erreichung der 
Öffentlichen Zwecke, und bie Wirkungen auf den fittlichen und in- 
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‚tellectuellen Zuſtand des Volles, alfo auf die geiftige Grundlage 
: feines Begehrend, Handelns und Ausdauerns. 
Daß der Staat, wenn das Vollsvermögen bedeutend und über- 


bieß im Zunehmen begriffen tft, fomit allmählig ſich Güter-Vorrath 


über das unmtttelbare Bedürfniß hinaus anhäuft, feine Aufgaben im 
Innern und gegen Außen mit größerer Leichtigkeit, Sicherheit und, 
Nachhaltigkeit Idfen kann, als bei einem Zuſtande der Armuth und der 
Verarmung, bedarf nicht erft eines Beweiſes. Auch ift Mar, daß 
die mit der Steigung der Gefittigung mindeſtens gleichen Schritt 
baltenden : Anfprüche der Einzelnen an dad Gemeinwejen nur bei 
eberrmäßiger Vermehrung des Volksvermoögens befriebigt werben 
Können. Somit find alle Güter:Berwenbungen, welche eine Ver⸗ 
mehrung des Vermögend zunächft der Einzelnen, dadurch aber auch 
ber Gefammtheit, zur Folge haben, für den Staat erfreulich; ver 
fchwenberifcher, luxuriöſer und fteriler Verbrauch aber ift auch für 
ihn ein Nachtheil, und führt ihn bei großer Ausdehnung und langer 
Fortſetzung in Verlegenheit und Verderben. Und felbft bei einem 
den gleichen Werth wiederherftellenden Verbrauche und Gebranche 
fann,er ſich nur auf kurze Trift beruhigen. Blos vorübergehende 
Stillſtaͤnde oder Nücfchläge Können allerdings durch fpätere um fo 
größere Erwerbungen unschädlich gemacht werden; allein ein vela- 
tiver Uebelſtand bleiben fie immer. 

Was aber die Wirkungen der Vermögend-Anmwenbung auf den 
fittlichen und den intellectuellen Zuftand eine Volkes betrifft, fo 
unterliegt es Teinem Zweifel, daß derfelbe von der Art und Größe 
des Gebrauches der materiellen Güter jehr verichieden berührt wird. 
Und zwar finden fi, je nach der Verwendungsweiſe, ſowohl bei 
einer nicht erzeugenden als bei einer wieberergengenben Verwendung, 
gute und fchlechte Folgen. So gefchieht es einer Seitd leicht, daß 
durch luxuriöſen Gebrauch und Verbraud für die gewöhnlichen 
Bedürfniffe des täglichen Lebens Verweichlichung, bamit aber un- 
fräftiger und unfriegerifcher Sinn entjteht; während unnöthige und 


brutale Verfchwendung in ſolchen Dingen ftumpf und für die fei⸗ 


neren und geiftigen Genüſſe unfähig macht. Auf der andern Seite 


hebt eine zweckmaͤßige Verwendung zur Befriedigung ber höheren 


Lau" 


556 e 


und geiftigen Bebürfniffe den Charakter und die Bilbung des Volkes, 
verleiht ihn (und dadurch auch dem Staate) ein größeres Mao 
von geiftigen Kräften und hat wahrſcheinlich eine zufrievenftellende 
Geftaltung der öffentlichen Verhältniffe und Einrichtungen zur Folge. 
Ebenſo treten bei einem veprobuctiven Gebrauche je nach dem Geifte 
ber Betreibenden verſchiedene Wirkungen ein. Bei einem zu ebleren 
Gefinnungen geneigten Volke giebt dad Bewußtſein eines fortichrei- 
tenben, durch eigene Tüchtigkeit erworbenen Wohlſtandes ein Selbft- 
gefühl’ auch in ben ftaatSbürgerlichen Beziehungen, und damit eine 
lebendige, ehrenwerthe Theilnahbme an den Angelegenheiten des Ge- 
meinwejend. Dagegen wird ein ungebilbeter, nur auf materiellen 
Beſitz gerichteten Sinn durch einen in wirthichaftlicher "Beziehung 
noch fo vorteilhaften Güterbetrieb nur noch eigenfüchtiger, dumpfer 
und unlenkſamer. Natürlich aber ift der. Staat im Innern und 
gegenüber von Fremden mit einem kräftigen, rechtöbewußten, unter: 
richteten und ebel fühlenden Volke eben jo gut berathen, als er 
umgekehrt übel fährt mit einer jchlaffen, einer brutalen, oder einer 
in Bettelgefinnung und Unmiffenheit verfinkenden Bevölkerung. 

. Hieraus ergiebt fi) denn aber auch unfchwer, welcherlei poli- 
zeiliche3 Verhalten ber Staat in Beziehung auf die Güter-Benüßung 
feiner Bürger einzuhalten hat. 

Im Allgemeinen ift natürlicy eine verftändige Anwendung zum 
MWiedererwerb und zur Vermehrung vorzugsweiſe zu unterftüßen; 
wie dieß denn auch der Gegenftand der (im Vorſtehenden bereits 
erörterten) vielfachen und zum Theile fo großartigen polizeilichen 
Anftalten zur Förderung des Vermögens ift. 

Eben jo einleuchtend ift, daß einer Verwendung, welche zwar 
MWiedererzeugung und Vermehrung beabfichtigt, allein wegen innerer 
oder Angerer Unzwechnäßigfeit keinen entjprechenden Erfolg erwar: 
ten läßt, eine Unterſtützung de Staates nicht gewährt werben fan. 
Der an die polizeiliche Hilfe mit Recht gemachten Anfprüche find fo 
viele, daß eine Ablenkung der, doch immer nur ſparſam zugemeffenen, 
Mittel auf zweifelhafte und gleichgültige Unternehmungen als ganz 
verkehrt ericheint. 

Nicht minder feit fteht, daß blos Tururiöfer und verſchwen⸗ 
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berifcher Gebrauch und Verbrauch jeder Staatdunterftükung ent- 
behren muß. Er jchwächt die Erzeugungsfräfte, führt dadurch zur 
Verarmung, und tt an fich wiberfinnig. Es läßt ſich Fein ver- 
fehrtered Beginnen denken, als durch Begünftigung von Luxus ober 
Verſchwendung den Wohlftand befördern zu wollen ®); denn felbft 
bie einzige anfcheinend noch vortheilhafte Seite ſolchen Vermögens— 
gebrauches, naͤmlich die Beichäftigung und Ernährung einer Anzahl 
von Menjchen, Tann bei genauerer Unterfuchung nur ala ein Nad- 
theil erkannt werden, und zwar aus boppeltem Grunde. Cinmal 
weil eine wirthichaftliche Benübung und dadurch erzeugte Vermöd- 
genzvermehrung die Mittel zu einer noch außgebehnteren, wenn 
ſchon in ihrem Gegenftande verfchiebenen, Beichäftigung an bie Hand 
geben würde. Jweiten® aber, weil ver Verſchwender fein Kapital 
bald erjchöpft und fomit dem anfänglichen großen Verbrauche (bei 
welchem allerdings gewifle Erzeuger viel gewinnen können) ſchnell 
ein gänzliches Unterlaffen jever Nachfrage folgt, während eine Gleich- 
‚mäßigfeit des Verbrauches, alfo auch der Erzeugung, für das Ge- 
werbe weit vortheilhafter ift. 

Endlich aber folgt, daß der Staat einen verftändigen Gebrauch 
zur Befriedigung der geiftigen Bedürfniſſe und zur Erlangung eine? 
erlaubten Vergnügens in allewege begünftigen darf. Der Menſch ift 
nicht blos eine erwerbende Mafchine, fondern vor Allem ein geiltig 
und fittlich begabte und vervollfommenbared Weſen. Ebenſo ift 
ihm ein ven Gefeßen des Nechtes oder der Sitte nicht widerfprechen- 
der Genuß zur Erholung und Rebenderheiterung wohl geftatte. Daß 
dieje Abfichten ohne wirthichaftlihe Opfer nicht erreicht werben 
koͤnnen, ift allerdings wahr und in dieſer Beziehung zu bedauern: 
allein Vermögengerwerb ift überhaupt nur Mittel, nicht Endzwed. 
Nur darf bei diefer Gattung von Staatäleiftungen nie auß den 
Augen geſetzt werden, daß die Summe der unprobuctiven Ver⸗ 
wendungen dad Maaß des frei verfügbaren Vermögen regelmäßig 


3) Belanntlich ift aber biefer Fehler fchon häufig gemacht worben; felbft 
Regenten wie Lubwig XIV. und Napoleon waren in biefem unglüdlichen Irr⸗ 
thume befangen. Auch manche, fonft große, Schriftfteller wußten "1 ihm nicht 
zu entziehen, ſo Voltaire und Montesquieu. 
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nicht überfteigen barf, weil font eine allmählige Verminderung bes 
materiellen Beſitzes eintreten würbe, bei welcher bie wirthichaftlichen 
Intereſſen und die geiftigen Bebürfniffe gleich ſchlechte Befriedigung 
finden müßten ). 


§. 188. 
2) Bon bent Verbote Ihähliher Verwendung. 

Iſt dag bisher Erörterte richtig, fo ergtebt ſich allerding? dar- 
aus, was der Staat binfichtlich des von ihm felbft zu Unterneh: 
menden zu thun ober zu laſſen hat. Allein bamit iſt die hiervon 
ganz verſchiedene, ebenfalls ſehr wichtige Frage noch nicht beant- 
wortet, ob er nun auch durch pofitives Einjchreiten oder durch nega= 
tive Mittel jeden Einzelnen nöthigen darf und foll, fchäpfiche 
Anwendungen feines Vermögen? zu meiden. Dieſe Trage iſt durch 
dad Vorangehende noch nicht entichieben, weil keineswegs der Bür⸗ 
ger zu Allem gezwungen werben Tann, was ber Staat bet feiner 
Verwaltung und Verwendung ber öffentlichen Mittel zu berüdfich- 
tigen verpflichtet ift. Nur in fo ferne eine Handlung des Einzelnen 
unvereinbar ift mit der Erreichung der Staatözwede, kann fie im 
Rechtsftante ihm unterfagt werden. Ob nun eine unproductive An- 
wendung, ein luxuriöſer oder verſchwenderiſcher Vermögensgebrauch 
bes Einzelnen, oder die Meberjchreitung des richtigen Maaßes im 
Vergnügen und im geiftigen Genuſſe in die Kaffe diefer unverein— 
baren Handlungen gehört; ferner ob Gebote und Verbote des Staates 
das richtige Mittel zur Befeitigung wären: bieß cben ift die Frage. 

Hinſichtlich des Rechtes zum Verbote Tieße fich vielleicht an 

4) Diefer letztere Sag ift fehr häufig von Solchen nicht beachtet morben, 
welche die Befriedigung höherer geiftiger Bebürfniffe und überhaupt der mit der 
Gefittigung fleigenden Lebensanfprüche als einen wünſchenswerthen Luxus betrachten. 
So 3. B. von Hundeshagen, Staatsfräfte von Heffen, ©. 165 fg., welder 
„ſinnigen Gebrauch“ in Schuß nimmt; von Alison, Principles of populat., 
a. v. St., welcher die aus ber höheren Gefittigung entfpringenden Fünftlichen Be 
bürfniffe als ein Hauptmittel der Verbeſſerung menſchlicher Zuftände, namentlich 
ber Verhinderung einer Webervölferung, betrachtet; oder von Roſcher, a. a. O., 
welchem bie Befriedigung gefteigerter Anjprüche an das Leben die Blüthezeit eines 
Volkes if. Daß aber auch hier eine Weberfchreitung des durch das Vermögen 


geſetzten Maaßes zum Unheile führen muß, ift ficherlich bei dem Ginzelnen wie 
bei einem ganzen Volke unläugbar. 
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Jich ftreiten; allein es iſt eine Unterfuchung in diefer Richtung völlig 
überflüffig, weil ſich unwiberleglich zeigen läßt, daß in feinem Falle 
Verbote und Zwangsvorſchriften die richtigen Mittel zu Erreichung 
bes Zweckes find. Solche Maaßregeln wären nämlich 

1) gzwedwidrig. Der Neiz und Werth des Eigenthumes 
befteht nur darin, daß man bafjelbe auf diejenige Weile anwenden 
kann, zu welcher das Bebürfniß ober bie Laune des Augenblickes 
Dinziehen. Ein Eigenthum, welche® man auf eine vorgejchricbene, 
ber eigenen Anficht und Neigung fremde Weife verwenden müßte 
oder gar nicht gebrauchen dürfte, wäre mehr eine Lajt ala ein 
wünfchensmwerthe Gut. Jede Luft, einen ſolchen Beſitz durch An- 
ftrengungen, Aufopferungen, vielleicht ſelbſt Gefahren zu erwerben, 
würde aljo dur) Zwangsmaaßregeln eritictt, während umgekehrt bie 
Ausſicht auf beliebigen Gebrauch zu immer neuen und vergrößerten 
Schaffungen und Erwerbungen aufreizt. Dieſen eigenen beftänbig 
nachfinnenden Trieb kann aber. feine Zwangsmaaßregel erſetzen, 
welche höchitend die gröbften Fehler verhindern und den nieberiten 
Grad von Thätigfeit erzwingen könnte. Es würde alſo gerabe bie 
entgegengejegte Wirkung haben, wenn ein Volk mit Gewalt zur 
Erwerbung von Reichthümern und zur Unterlafjung beliebiger Ver: 
mögendverwendung angehalten werben wollte, 

- 2) Diefe Maafregeln find aber auch bei einem irgend gejittig- 
ten und gefunden Volke ganz überflüjfig Wenn es auch Ein- 
zelne geben mag, welche ihr Vermögen fteril, oder luxuriös und 
verfchwenberifch verbrauchen; und wenn allerdings folche Menſchen 
dem Vollsvermögen Nachtheil zufügen; wenn ferner Andere, freilich 
in geringerer Anzahl, aus dummen Geige nur am Beſitze, nicht aber 
an der nüblichen Verwendung von Gütern Freude haben, fo baß bie 
Früchte des von ihnen zufammengefcharrten aber nun tobiliegenden 
Kapitalez für dag Volksvermögen verloren gehen: fo ift denn doch bie 
große Menge ber Staatsbürger vernünftiger und fucht ihren Vortheil 
durch möglichft bedeutende Vermehrung ihres Vermögen? zu erftreben. 
Mancher fogar, der eine Zeit lang unzweckmäßige Ausgaben gemacht 
hat, ſucht jpäter durch verboppelte Thätigkeit dad Verjäumte und 
Verfchleuderte wieder einzubringen. Das tobte Kapital des Gelzigen 
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aber findet, da der Befiker nicht unfterblich ift, bald eine Verwen⸗ 
bung ohne allen Zwang. Auch die Erfahrung zeigt, daß die in 
ihrer Vermögendanwendung vom Staate am wenigſten befchräntten 
Bölfer trotz mancher unzweckmäßigen Anwendung im Einzelnen 
gerade die reichiten geworben find, jo 3. B. die Holländer, Briten, 
Nordamerilaner. Allgemeine Maaßregeln zur Verhinderung 
Thädlichen oder minder nüblichen Vermögensgebrauches find jomit 
bei einem Volksleben der angenommenen Art durch fein Bedürfniß 
hervorgerufen und gerechtfertigt. — Sollte aber auch, wie die Ge 
Ichichte allerdings zeigt '), in gewifien Zeitabfchnitten ein ganzes 
Volk fich zur Verſchwendung oder zum Luxus neigen, und zwar in 
einer Zeit der Rohheit zur erften, in der Zeit großer Verborbenbeit 
zum zweiten; und follte e8 durch ſolches erhalten in feiner Ent- 
wicklung aufgehalten werden oder gar der Armuth entgegen zu 
gehen drohen: fo find doch auch hier Befehle und Verbote nimmer: 
mehr dag richtige Mittel einen beſſern Zuftand zu bewerfitelligen. 
Hier kann offenbar nur eine ganze Umftimmung bed Volksbewußt⸗ 
fein helfen. St Mangel an Gefittigung Schuld an Bbarbarifcher 
Verſchwendung, jo Tiegt die Möglichkeit der Verbefferung in ber, 
ohnebem auch noch aus fo vielen anderen Gründen wünfchenswerthen, 
allmähligen Steigerung der Bildung. Bei einer charakterlofen Ge 
ſunkenheit aber Tann vielleicht, wenn irgend etwas, die Berufung zu 
erniter Beichäftigung mit öffentlichen Angelegenheiten von der eiteln 
Sinnedart abziehen und tüchtigere Beſtrebungen und Gewohnheiten 
hervorrufen, Vieles wird dabei dad vom Staatsoberhaupte ſelbſt 
und feinen Nächten gegebene Beifpiel perjönlicher Einfachheit und 
zwecfmäßiger Vermögensanwendung nügen. jun beiden Fällen aber 
innen offenbar Maaßregeln gegen einzelne Perſonen oder einzelne 
Handlungsweifen nicht? helfen; fie ändern bie Geſinnung nicht, umd 
bie materiell gute Wirfung des Befehles wird leicht umgangen und 
an die Stelle des Verbotenen eine andere, vielleicht noch tollere, 
Vergeudung gejekt. 

1) Ein unläugbareß Berdienft um die Theorie des Lurus bat fih Roſcher, 
a. a. D., erworben, indem er die verfchiedenen Entwwicklungsſtufen der Bölfer und 


bie ihnen entfprechenden Arten des unnöthigen Verbrauches, auf die Geſchichte 
geſtützt, augeinanberhält. 
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3) Wenn aber das bigher Ausgeführte wahr ift, jo folgt ſo⸗ 
gar daraus, daß der Staat in der That gar nicht berechtigt ift, 
folhe Zwangsmaaßregeln zu ergreifen. Eingriffe in Privatrechte, 
Beichränkungen ber freien Selbjtthätigfeit der Bürger find nur dann 
erlaubt, wenn nothwendige oder wenigſtens überwiegend nüßliche 
Zwede des Staates auf Feine andere Weiſe erreicht werden mögen. 
Hier aber müßte der Mangel an Einficht, gutem Willen oder Kraft, 
um auf die richtige Weiſe daS Uebel abzuhalten, einer Beichränkung 
ber freien Willensbeſtimmung der Bürger zur Entſchuldigung dienen. 
Ob der Zwang auf pofitive oder negative Weile ausgeübt werben 
ſoll, ift natürlich völlig gleichgültig. 

Wenn nun aber der Staat, dieſen Grundbfägen gemäß, bem 
Einzelnen die beliebige Anwendung jeine® Vermögens zu überlaffen 
hat, fo iſt damit namentlich ausgefprochen, daß Luxus- oder Auf: 
wand-Geſetze, durch welche beftinmte einzelne Handlungen und 
Verbrauchsarten verboten werben wollen, unzuläjfig find. Die Ent: 
fagung auf fie ift aber um jo unbebenklicher, als die Erfahrung 
noch überdieß ihre gängliche Nutzloſigkeit zu allen Zeiten gezeigt hat. 
Theild nämlich können fie von Solchen, welche einmal Aufwand zu 
machen Luft haben, gar leicht umgangen werben; theil wollen fie 
vom Staate felbft auf die Dauer nicht gehandhabt werden, weil fie, 
bei den Veränderungen ber Sitte und der wechſelnden Anficht über 
dag, was Luxus fei, gar leicht ind Kächerliche fallen, oder übertrieben 
bart wären. Deſſen ‚gar nicht zu gedenken, daß fie, ſollen fie nicht 
ganz widerfinnig fein, Unterſchiede zwijchen den verfchiedenen Buͤr⸗ 
gerklaſſen feftjegen müfjen, welche ber Verfaſſung eines Rechtsſtaates 
und den tigen Sitten zuwider wären ?). — Eine andere Frage 


2) Bekanntlich führt die Gefchichte faft aller, namentlich auch der alten, 
Völker eine Menge Beifpiele von Luxus-Geſetzen jeder Art an: allein überall hat 
fie auch die Nutzloſigkeit derfelben einzugeftehen. Weber bie Lurus-Geſetze der 
Römer f. 3. B. Platner, De legg. sumtuariis Romanorum. Lips., 1751, 
4.; Boxmann, De legg. Rom. sumtuariis. Lugd. Bat., 1816. Von ben 
Griechen ift Vieles zufammengeftellt bi Wachsmuth, Helleniſche Alterthums⸗ 
Funde, Bd. II, Abth. 2. Die Gefege des Mittelalters fiehe bei Hüllmann, 
Stäbteweien, Bd. IV, ©. 134 fg. Von ben fpanifchen Gejegen giebt Nachricht ° 
Semperey Guarinos, Historia del luxo y de las leyes suntuarias 

v. Mohl, Bolizeiwijl. II. 8. Auflage. 30 


662 


freilich ift, ob nicht folche Handlungen und Sitten mit einer Ab: 
gabe belegt werben dürfen? Hier kommt es nun aber Kauptfäch 
ih darauf an, ob Verbrauch: Steuern überhaupt im Staate ein: 
geführt find, oder nicht. In jenem Falle mag ‘auch diefe Art von 
Verbrauch beftenert werben, und jogar mit mehr Billigkeit und 
wenigerem Nachtheile als der nothwendige Verbrauch. Iſt aber 
diefe Beiteuerungsart im Allgemeinen nicht Geſetz, fo iſt auch in 
diefem Puncte von ihr abzuſtehen, ſowohl weil die Erhebung’ einen 
unverhältnigmäßigen Verwaltungsaufwand machen möchte, als weil 
fogar die Bezahlung einer folchen Steuer zu einen weiteren Reize 
für die Eitelkeit wird, und — als ein weiterer Beweiß von Reich 
tum — zur größeren Verbreitung der bejteuerten Art von Luxus 
beiträgt. Jeden Falles wird nur bei großen und reichen Völkern 
etwas Erfleckliches von ſolchen Abgaben für die Staatskaſſe zu er 
warten fein, und nie darf die Abgabe fo hoch gefteigert werben, daß 


fte einem Verbote oder einer Strafe in der Wirkung gleich käme ). 


Bon biefer allgemeinen Regel, daß der Staat dem Einzelnen 
eine ſchädliche (aber nicht rechtswidrige) Verwendung feines Ber: 
mögen? zu gejtatten habe und ihn nur durch indirecte Mittel zu 


de Espanna. Madr., 1788; Weber bie neueren deutjchen Luxus-Geſetze, |. Berg, 
Polizeirecht, Band II, Seite 23 fg. Weber die franzöfiihen: Vertot, in bm 
Möm. de l’Acad. des inscript., ®b. VI, Seite 737. Ueber bie hollänbifcen: 
Penning, a. a. O., ©. 46 fe. Auch unter ben Theoretifern war früher 
allgemein die Anficht von der Nothwendigfeit und Nüplidyfeit von Luxus-Geſetzen 
verbreitet; allein feit ber Mitte des 18ten Jahrhunderts änderten ſich die Grunb: 
fäte in diefem Puncte ſchnell und allgemein, jo daß itzt nur felten noch eine 
Vertheidigung jener Maaßregeln verfucht wird. Der jüngfte Verfuch diefer Art 
ift gemacht von Roſcher, a. a. O., welcher folche Verbote wenigftens in dem 
Zeitalter barbarifcher Verſchwendung und in dem finfender Verborbenbeit an ter 
Stelle findet. Allein zeigen nicht bie von ihm felbft vielfach angeführten Beiſpiele 
die Nutzloſigkeit des Verſuches auch in diefen beiben Stadien des Volkslebend 

3) Ueber Luru3:Steuern |. A. Smith, (Basl. Ausg.,) Band IV, Seite 
240 fg.; Jacob, Staatzfinanziwiflenfchaft, 3b. II, S. 1004 fg.; Sismondi, 
Nouv. principes, ®d. II, ©. 207 fg.; Krehl, Steuerſyſtem, Seite 319 fü.: 
Malchus, Finanzwiſſenſchaft, Bd. I, ©. 357 fg; Rau, Finanzwiſſenſchaf, 
U, ©. 224. — Bon ben britifhen assessed taxes, bem bedeutenbiten Beifpick 
von Lurusfteuern in ber neuern Zeit, (fie tragen, nad) Abzug der Landtare, gegen 
3 Millionen Pd. Sterl.,) ſ. Raumer, Das britifche Beſteurungsſyſtem. 
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freiwilliger Wenberung feiner Handlungsweiſe veranlaffen Tönne, 
finden nur zwei Ausnahmen ftatt, nämlich: 

1) Das Berbot unfittliger Vermögendanwendung, welche 
auch Anderen zur Anreizung zu ähnlichem Betragen dienen Tann, 
oder gar fol. Hierüber |. oben, Bd. I, $. 93 und 631. Sodann 

- 2) die Verhinderung eines wahnjinnähnlichen BVerbrau- 
ches, wenn durch denjelben das ganze Vermoͤgen des Betheiligten 
vernichtet werden, und dieſer alſo entweder ſeinen dazu verpflichteten 
Verwandten oder, in Ermanglung ſolcher, den öffentlichen Armen⸗ 
anſtalten durch feine Schuld anheimfallen würde. Eine unbedingte 
geſetzliche Verpflichtung zur Unterſtützung Verarmter erfordert als 
Correlat Verhinderung des Mißbrauches. ft es nun ſchon un⸗ 
möglich, alle Fehler, welche zu gänzlicher Verarmung führen koͤnnen, 
zu verhindern; und muß fogar, aus Achtung gegen das Eigenthums⸗ 
vecht und aus Echeu, die freie Thätigkeit zu beichränfen, tm Zweifel, 
d. 5. fo fange eine Handlungsweiſe noch die Möglichkeit eines er- 
träglichen Ergebniffes gewährt, ſich der Staat des Einfchreitend ent- 
halten: jo giebt e doch Fälle, in welchen auch ber letzte Schein von 
Vernunft erlojchen iſt. Hier darf und muß denn der Staat ben 
bei genauer Unterfuchung als unfähig zum vernünftigen Gebrauche 
Erkannten ber Verwaltung ſeines Vermögens entjegen und dieſes 
unter Öffentliche Vormunbjchaft nehmen. Deffentlihe Bekanntma⸗ 
ungen haben Dritte vor Nachtheilen in dem Verkehre mit dem Be: 
vormunbeten zu warnen. Die VBormundfchaft aber dauert jo lange 
fort, bis eine hinreichende und zuverläffige Beſſerung der Sinnes- 
wetfe eingetreten ift. — Gewöhnlich iſt die Unterfuhung unb bie 
Mundtodt-Erflärung ber Verſchwender den Gerichten überlaſſen; es 
fcheint aber Fein ‘hinreichender Grund vorhanden, warum nicht bie 
Poltzei-Behörden dieſe Sicherftellung bed allgemeinen Intereſſes 
übernehmen Lönnten. 





weiter Theil 


Bormelle Grundfäge. 





GErſtes Kapitel. 
Brganifation der Bolizei-Behörden. 


$. 189. 
1) Trenuung ber Polizei von ben übrigen Zweigen ber Verwaltung. 

Arbeitätheilung ift auch in intellectnellen Dingen das ficherfte 
und eigentlih nothwendige Mittel, um Schnelligkeit und Gewanbt- 
heit der Geſchäftsbehandlung zu erzielen. Dazu koͤmmt noch, daß, 
je mehr die Wifjenfchaften und fonftigen Kenntniffe fich ausbilden, 
Faſſungskraft und Gedächtniß des Menichen immer weniger hin- 
reichen wollen zur völligen Beherrfchung mehr als Eines Zweiges 
des Wiſſens. Allerdings hat die Arbeitötheilung leicht auch Nach- 
theile. Theils nämlich läßt eine gewiſſe Einfeitigleit ſich kaum vers 
meiden, indem bad Bewußtfein der verhältnigmäßigen Wichtigkeit 
und gegenfeitigen Stellung einer Arbeit für Den verloren geht, der . 
nur fie beftändig betreibt; theil3 Tann auch ein Mangel an Ueber: 
einftimmung unter den von verjchiebenen bearbeiteten Bejtanbtheilen 
dines großen Ganzen ſich ergeben, es Tann fogar nach abweichenden 
Grundſäͤtzen in den verjchiedenen Abtheilungen verfahren werben; theils 
endlich geht ein. Theil des durch Arbeitätheilung gemachten Zeitge- 
winnes dadurch wieder verloren, daß bei manchen Gegenftänden das 
Zufammenwirten Mehrerer nothwenbig tft, welches dann nur nach 
Zögerungen bewerkftelligt werben kann. Allein da die beiden erſten 
Mängel Üiberwunden werben Tönnen, wenn über bie verjchtedenen 
vereinzelten Theile eine höhere Gewalt und Intelligenz geftellt wird, 
welche fie zweckmäßig leitet; und ba die letztere Unvolllommenheit 
nur in einem minderen Gewinne nicht aber in einem pofitiven 
Schaden befteht: fo bleiben doch die Vortheile der Arbeitötheilung 
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weit Überwiegend. Natürlich ift dabei zweierlei vorausgeſetzt. Ein⸗ 
mal, daß die den Einzelnen bei der Theilung zufallende Geſchaͤfts⸗ 
aufgabe von dem Umfange bleibt, daß Jeder durch feinen Antheil 
volftändig befchäftigt it. Zweitens, daß wejentlich Zuſammenge⸗ 
höriged nicht wegen untergeorbneter Verfchiedenheiten auseinander 
geriffen wid . 

Diefe Sätze führen, auf die Organifation der Staatsverwaltung 
angewendet, zu dem Ergebniffe, daß bie verjchtevenen öffentlichen 
Geſchäfte zuerft nach ihrer inneren Verwandtſchaft in große Maffen 
zu vereinigen, diefe Maflen ſodann aber verfchiebenen Arbeitern zu 
übertragen find, welche blos mit gleichartigen Gegenftänten beichäftigt 
werden und ſich dadurch Kenntnig von dem Weſen berfelben und 
Fertigkeit in ihrer Beforgung erwerben. Bebarf es dabei für gewiſſe 
Geſchäͤfte mehrerer Inftanzen über einander, jo find auch bie höheren 
nicht mit verfchiebenartigen Gefchäften zu beauftragen. Iſt dagegen 
die Maſſe auch gleichartiger Geſchäfte zu groß, als daß fie von 
benjelben Behörben gut beforgt werden Könnten, fo hat man bie 
Wahl, entweber geographifche Abtheilungen zu machen, in jeber ber: 
jelben aber alle dieſe gleichartigen Gefchäfte vereinigt zu laſſen und 
Einer Behörde zu übergeben; oder aber kann man diefe Maſſe noch 
einmal theilen und unter dem im Ganzen Gleichartigen je dag Gleich: 
artigere zufammenfaffen. Dieſe letztere Einrichtung erfcheint, wenn 
fie nicht zu weit getrieben wird, als die folgerichtigere und ver: 
Ipricht ein beſſeres materielle Ergebniß; wogegen jene vielfache 
Schreibereten und bedeutenden Zeitverluft abſchneidet, ſomit wohl: 
feiler ift, außerdem der von den Behörden Hilfe verlangende Bürger 
dad Angehen verfchiedener Perfonen erfpart. — Sehr viel trägt es 
jeden Falles zur Kraft der Negierung, zur Webereinftimmung ber 
Befehle und zur Schnelligkeit der Bejorgung bei, wenn in ſämmt—⸗ 
lichen Theilen des Staates dieſelbe Einrichtung und Geſchäftszu—⸗ 
theilung für die gleiche Art von Behörden beſteht, mit anderen 


1) Richtiges über Arbeitstheilung und deßhalb nöthige völlige Befreiung der 
Polizeibehörden von allen fremdartigen Geſchäften fiehe bei Zimmermann, 
Deutſche Polizei, Bd. II, S. 678 fg. 
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Worten wenn nicht dad Provinzial: (gefchichtliche) fondern das 
Neal: (logifche) Syitem gewählt ift ®). 

Ein Ueberblick über die Gegenftände ber Thatigkei eines Rechts⸗ 
ſtaates zeigt nun aber, daß dieſelben ſich in fünf Haupttheile ſcheiden, 
von welchen zwei die Verhältniſſe zum Auslande, zwei die inneren 
Angelegenheiten betreffen, die fünfte die Herbeiſchaffung der mate⸗ 
riellen Mittel für den Staat beſorgt. Die auswärtigen Angelegen⸗ 
heiten erfordern nämlich einer Seits die Beſorgung des Kriegs⸗ 
weſens, anderer Seits die der friedlichen Verhältniſſe zu fremden 
Staaten. Die inneren Geſchäfte aber haben theils die Ertheilung 
der Gerechtigkeit, theils die Leiſtung der polizeilichen Hilfe zum 
Gegenſtande. Die Finanzen ſorgen für alle Zweige. — Nach dieſen 
fünf Abtheilungen muß denn logiſch auch der Organismus der 
Behoͤrden eingerichtet ſein, ſo daß nach dem Grundſatze der Arbeits⸗ 
theilung für jede dieſer Geſchäftsmaſſen eigens und ausſchließlich 
beſtimmte Stellen errichtet und unter eine obere Leitung, ein Mi— 
niſterium, geftellt find. Nur in ganz Kleinen Staaten mag derjelbe 


2) S. Malchus, Politit ber Stantsverwaltung. Heibelb., 1823; Bb. I, 
©. 5 fa.; Bülau, Die Behörden in Staat und Gemeinde. Lpz., 1836, Seite 
39 fg.; mein. Encyflopäbdie db. Staatäwiflenfchaftn, ©. 644 fg.; Gerfiner, 
Grundlinien d. Staatöverwaltung. Würzb., 1862, Bd. I, ©. 158 fg. — Dabei 
fol denn nicht in Abrebe geftellt werben, daß auch das Provinzialſyſtem feine 
eigenthümlichen Vortheile bat; namentlich: Berückſichtigung ber örtlichen Eigen: 
thümlichkeiten; Schonung bed Gewohnten und dadurch Liebgewordenen; Beſchrän⸗ 
kung von Fehlern auf engere Gränzen; Befeſtigung erhaltenden Sinnes. Ja es 
giebt unzweifelhaft Staaten, für welche ein Provinzial-Syſtem, ſei es aus recht⸗ 
lichen, ſei es aus geſchichtlichen und ethnologiſchen Gründen, unabweisbares Be⸗ 
bürfniß iſt, und welche mit einer nach dem Realſyſteme eingerichteten Verwaltung 
gar nicht fortkommen; fo befonders, wo die Bevölkerung aus weſentlich verfchies 
been Nationalitäten mit abweichender Gefittigung befteht, ober bei erft kürzlich 
erworbenen frembartigen Beltandtheilen. Vgl. meine Bolitil, Ob. I, ©. 347. 
Allein die Vortheile eines logiſch richtigen Verwaltungsorganismus find in ber 
Megel weit überwiegend. Abgeſehen von ber oben angeführten Erleichterung det 
Behörbenwirffamfeit kommt auch noch in Betracht bie Möglichkeit einer einbeit: 
lichen Volksvertretung und eines einheitlichen Miniſteriums; die leichtere Teber: 
wachung und Kritik der leicht überſichtlichen Staatsthätigkeit; die Verwendbar⸗ 
keit der Beamten in allen Theilen des Landes; die gewaltigere öffentliche Meinung. 
Ein Staat von regierbarer Größe, von weſentlich gleichartiger Nationalität und 
von gewöhnlicher geſchichtlicher Entwicklung erträgt und fordert ſomit ein Real⸗ 
ſyſtem. Staaten dieſer Art aber hat die Theorie im Auge. 
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Mintfter mehrere, im Uebrigen unter fich getrennt bleibenve, Abtheilun⸗ 
gen zu gleicher Zeit leiten, in großen Reichen dagegen vielleicht eine 
Epaltung einer diefer Hauptmaffen nöthig werben, weil bie obere 
Beforgung der ganzen bie Kräfte Eined Mannes überftiege, ober 
ein größerer Geſchäftszweig ausgeſondert werben, welcher bejonbere 
Kenntniffe verlangt, wie namentlich die Marine bei Seemächten °). 
In der Hand des Regenten Iaufen jeben Falle die verſchiedenen 
Faden zufammen, und zwedmäßig wird daher auch fein, wenn zu 
feiner Beratung (micht aber zur Ausführung) eine daB Ganze bed 
Staates umfafjende Behdrde — Geheimerrath, Miniſterrath — vor: 
handen ift *). 

3) In ber Wirklichkeit wirb allerdingß biefe Fünftheilung ber Geſchäfte nicht 
immer eingehalten, auch wo feiner ber eben angebeuteten Gründe vorliegt, fon 
dern aus rein zufälligen meiftend in Perfönlichkeiten liegenden Beranlaffungen. 
In unbeſchräukten Monarchieen mag namentlich ber Wille ber Fürſten für einen 
Begünfligten ein eigenes Minifterium aus einem Bruchftüde fchaffen, in reprä- 
fentativen Staaten nöthigen wohl parlamentarifche Nüdfihten dazu, einem be 
beutenden Redner ober PBartheiführer eine Stelle im Minifterium einzuräumen. 
Solche Abweichungen von bem logiſch Richtigen auf Grunbfäge zurüdführen zu 
wollen, wie bieß manche Schriftfteller verfuchen, ift vergebliche Bemühung. Wiſſen⸗ 
haft und folgerichtiged Denken haben damit nichts zu thun. — Dieß ift in ber 
Lehre von ber Polizei befonberd im Auge zu behalten, weil namentlich ihr großes 
Gebiet (das Minifterium des Innern) den Stoff zur Herausſchneidung einzelner 
Geſchäftsabtheilungen abzugeben pflegt. Bald wirb ein eigenes Gultminifterium 
geichaffen für Beforgung ber Kirchen: und Schulangelegenheiten; bald ein Handels: 
ninifterium für Verkebr- und Gewerbepflege; bald ein Miniftertum für öffentliche 
Arbeiten, für Land» und Waffercommunicationen, für Landwirtbichaft u. ſ. w. 
Selbft eigene Polizeiminifterien befteben neben dem Minifterium des Innern, deſſen 
Aufgabe gerade die geſammte Polizei ift; freilich in der Regel dann mit Zuthei- 
lung eines Theiles der Präventivjuftiz. Dieß Alles Tarın aber begrifflich nicht? 
ändern an ber Zufammengehörigkeit ber ganzen Staatöfürforge für die Interefien 
ber Bürger; und ändert in der Regel ſelbſt nicht einmal etwas an ber Organi: 
fation der allgemeinen mittleren und unteren Stellen, welche nur in die, freilich 
falſche, Lage kommen, mehrere höchſte Vorgeſetzte gleichzeitig zu haben. — Cine 
ganz irrationale Benennung aber ift es, wenn einzelne ſolcher ausgeſchiedener 
Gefchäftäzweige nicht als Minifterien fondern als Centraldirectionen n. dgl. be 
zeichnet werden, obgleich fie feinem Minifterium untergeordnet find, fondern wie 
diefe eine oberfte Anftanz bilden und unmittelbar unter bem Staatsoberbaupte 
ftehen. Auch bier pflegen rein perfönliche Rüdfichten, ober etwa Fleine Eripar: 
niffe, ben Grund der Abweichung zu bilden. 

4) Weber die verfchiedenen Staats: Organifationen, die Zahl der Minifterien 
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Bon diefen fünf großen Geſchaͤftsmaſſen geht die Verwaltung 
ber Polizei allen anderen an Umfang und an Verſchiedenheit ber 
zu beforgenden Gefchäfte vor, wie fich aus ber biäherigen Erörterung 
ber von ihr zu -beforgenden und zu leitenden Anftalten ergiebt; 
feiner aber fteht ſie wenigſtens nach an materieller Wichtigkeit. Die 
Nothwendigkeit eigener, blos zur Beſorgung der polizeilichen Ge⸗ 
ſchäfte beftimmter Stellen kann fchon des Umfanges dieſer Gefchäfte 
wegen nicht dem minbeften Zweifel unterliegen. Es erforbert aber 
namentlih auch die Eigenthümlichkeit der hierbei angumendenben 
Kenntniffe eine eigenthümliche wiffenjchaftliche Vorbereitung, jo wie 
eine bejondere praftifche Ausbildung, welche beide burch rechtliche 
und finanzielle Bildung nicht erſetzt fondern nur unterftüßt werben 
koͤnnen 5). Endlich dürfte ſelbſt der Geift, welcher eine Polizei⸗Stelle 


w |. w., file Malchus, a. a. O., Seite 25 fg.; Bülan, Die Behörden, 
©. 160 fg. 

5) Wirklich unbegreiflich iſt es, daß noch fo felten das Bedürfniß einer 
eigentbümlicdhen, auf die befonderen Zwecke berechneten Ausbildung ber 
Volizei:Beamten anerkannt unb noch weit feltener in ber Wirklichkeit befriebigt 
wird. Auch ganz abgefehen von England, wo überhaupt gar Feine fuftematifche Fach⸗ 
bildung für den öffentlichen Dienft und felbft nicht für Rechtswiſſenſchaft beficht, 
und von Franfreih, wo man fidh, etwa auf der Grundlage einer ziemlich mageren 
juriftifhen Bildung, auf die Erziehung durch die Gelhäftsübung und auf bie 
angeborene Anftelligkeit be8 Stammes verläßt, ift auch in Deutfchland ſchlecht 
genug geforgt, troß der fonft anerkannten und nach Kräften erfüllten Verpflichtung 
bes Staates zu öffentlichem geordneten Unterrichte in allen wichtigeren Zweigen 
des Wilfend und Handelns. Sehr klein ift noch die Zahl der ſtaatswirthſchaft⸗ 
lichen Facultäten auf unferen Univerfitäten, und kaum eine berfelben tft nad 
allen Theilen vollftändig ausgeſtattet. Auf manden berühmten Hochſchulen, ja 
in ganzen großen Staaten, werben faum bie Anfangsgründe bes Wiſſens eines 
Polizeibeamten gelehrt. Weberbieß verfährt in der Megel ber Staat bei feinen 
Lienftprüfungen ganz unzweckmäßig. Häufig hört man fogar die Meinung aus: 
fprechen ober, mad noch ſchlimmer if, darnach handeln, ein ſchlecht er Jurift 
gebe immer noch einen guten Polizeibeamten; wie wenn bie in dem eigentlichen 
Berufsfache aus Mangel an Talent ober Willen an den Tag gelegte Unwiſſenheit 
ein Beweis von Brauchbarkeit in einem andern Kache, für welches man ſich gar 
nicht vorbereitete, abgäbel Selbſt der tüchtige Rechtsgelehrte, falls er nur " 
dieſes ift, hat roch keineswegs die Eigenfchaften eines guten Verwalterd. Mit 
ben Pandecten regiert man nicht, fordern entfcheidet Proceffe. Dan follte doch 
meinen, ber oft fo trofllofe und fo weit Hinter ben unbezweifeltſten Lchren ber 
Theorie zurückſtehende Zuftand ber polizeilichen Einrichtungen in vielen Länbern, 
fo wie bie entfegliche Hilf: und Rathlofigleit mancher Verwaltung bei jeder neuen 
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beleben fol, fehr verjchteben von bemjenigen fein, welcher fich ber . 
Natur der Sache nach bei einer Juſtiz⸗ ober anderſeits bei einer 
Finanz⸗Behoͤrde bildet. Bei den richterlichen Behörben iſt bie ftrengfte 
Beobachtung der Form unerläßlich; die Wichtigkeit oder Unmichtig- 
keit der Sache ſelbſt kommt dabei nicht in Betracht; des bloßen 
Vortheileg wegen barf von ben rechtlichen Grundſätzen nie abge- 
gangen werben: dieg Alles ift bei ber Belorgung ber Polizei⸗ 
Geſchäfte anders ). Eine Trennung von den Finanz = Behörden 
aber ift deßhalb nothwendig, weil ber, wenigſtens augenblickfiche, 
finanzielle Vortheil de Staate® und ber von ber Polizei zu für 
dernde Nuten ber Bürger in Widerftreit kommen können, was die 
Bernachhläjligung des einen oder des andern Intereſſes zur Folge 
haben würbe, wenn biefelbe Stelle fie beide zu vertreten hätte. 
Namentlich dürfte der polizeiliche Geſichtspunct dabei Häufig hintan⸗ 
geſetzt werben °). 

Außer diefen allgemeinen, aus ber Natur der Arbeitstheilung 
hervorgehenden, Gründen für eine von der Gerechtigkeitspflege und 
der Finanzverwaltung abgeſonderte Organiſation der Polizei-Behörben 
ift ferner auch noch gegenüber von der Juſtiz ein zwar äußerer, 


Frage müſſe Jedem ben hanbgreiflichen Beweis liefern, baß die biöherige Beſor⸗ 
gung durch ein Gemifch von Rechtsgelehrten, welche ber nöthigen materiellen Kennt: 
niffe entbehren, und von bloßen Routinier, welche aller Grunbfäße und einer 
böhern Richtung baar find, zu Feinem Heile führt, fonbern daß das Wohl bes 
Staates und ber Bürger eine eigene Bildung erfordert. Vgl. die Ju ſti z- und 
Polizei: $ama, 1830, Nr. 7 und 8; Ueber die Erridtung ſtaatsw. Facul⸗ 
täten, in ber Deutihen B.:%.:Scht., 1840, H. 1, ©. 237 fg.; Laboulaye, 
De l’enseignement et du noviciat administratifen Allemagne, in Wolowski, 
Revue, ®b. XVII, H. 5, ©. 513 fa. — Sehr ausführliche Grörterungen über 
bie practifche Heranbildung und Brauchbarkeit der verfchiedenen Klaſſen von 
Polizeis und Präventiviuftiz:) Beamten giebt Zimmermann, Deutfche Polizei, 
Bd. III, ©. 1103 fg. 
6) ©. bierüber u. A. Rebberg, Ueb. bie Staatsverwaltung, ©. 132 fa.; 
Emmermann, Ueb. Polizei, ihren volftändigen Begriff u. |. w., ©. 25 fa- 
7) VBgl. Shudmann,) Ueber das Princip, die Gränze unb ben Um: 
fang ber Polizei, S. 168 fg. — Wie begründet diefe Furcht ber VBernachtheiligung 
polizeilicher Antereffen von Seite einer Finanzbehörbe ift, erweist ſich namentlich 
häufig genug bei bem Zoll. — Höchſt wunderbar ift die bairifche Cinrichtung, 
nach welcher ben Kreisregierungen eine eigene Finanzkammer beigegeben iſt; wie 
wenn biefe nicht dem Finanzminiftertum angehörte. 
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aber ſehr bebeutender, Grund zur Trennung geltend zu machen. 
Die Bereinigung der Juſtiz- und der PolizeisBehörden ift nämlich 
ſchon deßhalb unjtatthaft, weil die Stellung de Richter? zu dem 
Inhaber der Staatsgewalt eine ganz anbere fein muß, als bie bes 
Verwaltungsbeamten. Der Richter darf, ſoll nicht den Bürger bie 
unerträglichite aller Bebrüdungen, nämlich die in gejelicher Form, 
bedrohen, in Beziehung auf das Materielle feiner Amtzführung von 
jedem Befehle unabhängig fein, und nur bie Äußere formelle, na⸗ 
mentlich die quantitative, Xhätigfeit mag von einer vorgelegten 
Behörbe überwacht und geleitet werden. Nur wegen eined Amts: 
verbrechens kann er einer, jedoch wieder blos richterlichen, Unter: 
fuchung und Beftrafung unterworfen, namentlich vom Amte entfernt 
werden. Mag auch durch diefe Unabhängigkeit und Unantaftbarkeit 
des Richters nicht ſelten Trägheit, Unbrauchbarkeit und übler Wille 
gefhüßt werben: jo muß die wichtigere Rückſicht, die Entfernung 
möglicher Partheilichleit aus der Nechtpflege, den Vorzug erhalten. 
Anders kann und muß bie Stellung bed Polizei-Beamten fein. Bet 
feiner Amtsführung handelt es fich nicht von ber Entſcheidung ber 
- einfachen und durch keine Nebenrüdfichten zu verrüdenden Trage, 
ob in einem beftimmten alle ein Bürger gegenüber von einem 
Mitbürger oder vom Staate Recht oder Unrecht habe nach be- 
- stehenden Gefegen; fondern vielmehr davon, in wie weit berfelbe 
die polizeiliche Unterftügung in beſtimmten Fällen in Anfpruch 
nehmen könne, ünd welche Anordnungen im Allgemeinen ober im 
Beſondern zur-Herbeiführung dieſer Unterſtützung zu treffen feien. 
Zur Entſcheidung bdiefer Trage genügt aber bie einfache Unterorb- 
nung eine Falles unter ſein bejtimmtes Geſetz ſehr häufig nicht; 
fondern es find allgemeine Rückſichten auf die Kräfte der Staats- 
kaſſe, auf amberweitige Forberungen von Bürgern, auf vielfache 
thatjächliche Verhältnifie, Schwierigkeiten u. |. vwo., zu nehmen. Die 
Entſcheidung kann aljo nicht unabänderlich von einem untergeorb- 
neten Beamten ausgehen, welchem feine Stellung ven nöthigen 
Ueberblick nicht geftattet, jondern hier muß die Leitung der höheren 
Behörden auch das Materielle beireffen. Dieſe Einwirkung in bie 
Sache wäre aber jehr erihwert, wenn der Bolizei-Beamte biejelbe 
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ganz unabhängige Stellung hätte, wie ein Richter. Ueberdieß ift 
unter den angegebenen Umftänden Fein Grund bazu vorhanden; im 
Gegentheile treten die Nüdfichten auf dad allgemeine Befte, welches 
die Entfernung unbrauchbarer und fchlechter Staatsbiener verlangt, 
ungetrübt hervor. Der Polizei-:Beamte muß alfo auch anders, al 
durch Urtheil und Recht, feined Amtes entlaffen werden Können ®). 
Die Vereinigung eines richterlichen und eines polizeilichen Amtes 
in Einer Perfon ift aber durch diefe verfchiedenen Nechte und Ber: 
hältniffe unmöglich gemacht. 

Die Anwendung biefer allgemeinen Regel der Trennung ber 
Polizei-Stellen von andern Aemtern kann nur in Einem falle 
Schwierigkeiten unterliegen, nämlich hinſichtlich der örtlichen 
Polizei:Beamten. Ihre Unentbehrlichkeit . unterliegt keinem 
Zweifel (f. unten, 6. 185). Da aber vie Beftellung eines eigenen 
Polizei-Beamten in jeder Gemeinde mit fehr bebeutenden Koften 
verbunden wäre, auch es nicht felten an tauglichen Kandidaten zu 
biefen Stellen, überdieß an zureichender Beſchäftigung für fie fehlen 
bürfte: fo erfcheint in Meineren Gemeinden bie (denn auch allgemein 
eingeführte) Webertragung der drtlihen Handhabung der Polizei⸗ 
Pflege des Staates an den ohnedem vorhandenen Ortövorfteher ald 


8) Keineswegs wird Übrigens bier eine unbebingte, von bem einzigen 
Entſchluſſe eines vorgefegten Beamten, namentlich eines Miniſters, abhängige 
Entlaßbarfeit der Verwaltungs: Beamten verlangt ober gebilligt. Dieje Einrid: 
tung giebt ber Regierung einen jehr großen politiichen Einfluß, welcher feiner 
Natur nach nicht controlirt fein Fanıı und zur Entfittlihung und Verachtung 
des Beamtenſtandes führt; fie macht ferner bie Stellen im Staatäbienfte fo um: 
fiher, baß eine befondere, auf ibre Verfehung allein gerichtete Vorbereitung un: 
räthlich, und fomit die Zahl der brauchbaren und böher gebildeten Beamten jehr 
befchränft iſt; fie bringt mit der Veränderung ber Perſon eine Minifters eine 
böchft ftörende Aenberung vieler Berhältniffe in einem ganzen Rande hervor. Eine 
von folhen Folgen begleitete Einrichtung ift aber nicht zu wünfchen. Auch dar 
jeben Falles untergeordneten Stellen das Recht ber Entlaffung ihrer Untergebenen 
nicht eingeräumt werden ans Beſorgniß vor Unbilligkeiten und Perſönlichkeiten. 
Bielmehr ift ed zweckmäßig, daß nur anf den Ausſpruch einer hochftehenden Col: 
Vegial:Behörbe, welche aber nach ihrer moralifchen Ueberzeugung von ber Braud- 
barkeit und nicht nach rechtlicher von ber Schuld zu fprechen bat, die Entfernung 
erfolgen. Durch biefe Einrichtung ſcheint dem Beamten hinreichende Sicherhiit 
gegeben zu fein, auf der andern Seite aber auch bie Regierung das nöthige Ein: 
wirfungsmittel zu erhalten. 
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eine Nothwendigkeit, über beren, allerbingd beftehenbe, Nachtheile 
ala über das geringere Webel wegzufehen ift. In größeren Ge: 
meinben dagegen, bei welchen eine Mehrausgabe weniger in Betracht 
tommt, bleibt es am beiten bei bem Grundſatze der Trennung, 
welcher wichtiger ift, als die Durchführung ber unbebingten for- 
mellen Gleichförmigkeit einer Staats-Einrichtung. 


§. 190. 
2) Unterſchied zwiſchen allgemeinen und befonderen PolizeisBehörben. 

Faßt man die Maffe der zum Gefanmtgebiete der Polizei ge: 
hörigen Gejchäfte ind Auge, fo ergiebt fich bald Hinfichtlich ber zu 
ihrer Beforgung nothiwendigen Kenntnifje eine weſentliche Verſchie⸗ 
denheit unter denfelben. Ein Theil derjelben iſt nämlich von ber 
Art, daß ein im Allgemeinen für diefen Zweig der Staatzihätigkeit 
wiſſenſchaftlich und durch Uebung gebildeter Beamte fie zweckmäßig 
zu beſorgen im Stande iſt, indem es ſich bei ihnen nur von der 
Anwendung allgemeiner ſtaatswiſſenſchaftlicher Grundſätze auf bie 
Wirklichkeit handelt. Zur Beforgung eined andern Theiles dagegen 
find ganz beſondere technifche Kenntniffe erforverlih, deren Erwer⸗ 
bung, ihre Umfange® und ihrer Entferntheit wegen, von bem 
Staatsmanne als folchem nicht verlangt werben mag, jondern welche 
ein eigenes blos auf fie berechneted Studium erfordern. — Dieſe 
Verſchiedenheit macht ſich denn auch in der äußern Organijation 
fühldar. Zu Beforgung diefer bejonderen technischen Gejchäfte müffen 
eigene, nur hierzu beitimmte Beamte beftellt werben; der Weherreft 
wird den allgemeinen Polizei-Stellen zugetheilt. Zwar ift .bieje 
Abtheilung nicht ftrenge logiſch und Bringt auch eine Störung in 
die fonftige regelmäßige Anordnung der Staatsbehörden: allein bie 
Rückſicht auf die materielle Zweckmäßigkeit ver Arbeit erfordert fie; 
und überdieß dient fie zur Erleichterung des allgemeinen Polizei- 
Beamten, beffen Geſchäfte fo vielfah und häufig fo gleichzeitig 
dringend find, baß jede paſſende Beſchränkung ſeines Geichäfts- 
kreiſes wünſchenswerth erjcheint. 

Die Zahl der auszuſcheidenden Gegenſtaͤnde iſt nicht in jedem 
Staate diefelbe. Denn hält man auch an dem ollgemeinen Merk⸗ 
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male ber fpeciellen techniſchen Kenntniſſe feit, jo kommt es theils 
auf die eigenthümlichen Verhältniffe eines Staates, auf die örtlichen 
Bedürfniffe, auf die Größe und Art der Betriebſamkeit u. f. w. 
an, welche Anfprüche an die Polizei ich überhaupt geltend machen; 
theild muß auch die Größe des Landes in Betracht gezogen werben, 
indem in einem größern Staate mehrere verwandte Geſchäftszweige 
getrennt werden können und folche doch noch einen zureichenden 
Wirkungskreis behalten, in kleineren aber, ſelbſt auf die Gefahr 
einer minder zweckmäßigen Bejorgung, mehrere vereinigt” bleiben 
müffen, weil fie einzeln den Beamten keine hinreichende Befchäftigung 
bieten würden, 

Die Stellung der bejonderen Polizei-Beamten zu den allge 
meinen kann auf verjchiedene Weife beitimmt fein. Die eine mög 
liche Einrichtung befteht darin, daß ber getrennte Geſchäftskreis 
unabhängigen Behörden übertragen wird, welche in gehöriger In⸗ 
ſtanzenfolge und ohne fremde Einwirkung beufelben bejorgen, zu 
den allgemeinen Polizei-Behoͤrden in coorbinirtem Verhältniſſe fte 
hend, aber dem allgemeinen ‘Bolizei-Minifterium (Miniſterium des 
Innern) untergeordnet. Diefe Organifation kann aber nur ki 
jolhen Geſchaͤftstheilen ftattfinden, welche ein in fich gefchloffene 
Ganzes bilden und deren Anoronung und Ausführung wicht allzu 
tief und Häufig in die Befugniffe der allgemeinen Polizei-Stellen 
eingreift, oder berfelben bedarf. Im lettern Falle wären beftändige 
und zeitraubende gegenfeitige Miittheilungen, Höchft wahrſcheinlich 
auch manchfache Streitigkeiten nicht zu vermeiden. — ine zweite 
Einrichtunggart beiteht darin, daß zwar eigene Techniker zur Be 
handlung der befonderen Gegenſtände beftellt, dieſelben aber ben 
allgemeinen Stellen zugetheilt find. Dieß kann denn wieder uf 
doppelte Weife gejchehen. Entweder nämlich iſt der Techniker dem 
allgemeinen Polizei-Beamten untergeorbnet, jo daß er zwar feinen 
eigenthümlichen Geſchäftskreis allein beſorgt und namentlich das 
Technifche nach feiner Auficht ordnet, allein von feinem unmittelbaren 
Vorgeſetzten fih die Gegenftände jeiner Thätigkeit zutbeilen und 
anmeifen laffen muß, und auch, beitimmten Befehlen veffelben im 
Einzelnen zu gehorchen hat, jo weit diefelben irgend das Geſetzliche 
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Adminiſtrative betreffen. Oder aber iſt der Techniker Mitglied 
v aus allgenteinen Polizei-Beamten im Wefentlichen beftehenden 
Iegialbehörve, und als folcher Neferent in allen in fein ach 
ſchlagenden Gejchäften, wobei: er fich denn natürlich dem Be⸗ 
uffe der Stimmenmehrheit zu unterwerfen bat. Der Vortheil 
jer Einrichtung befteht in der größeren Einfachheit der Staatd- 
mwaltung und in ber dadurch bezweckten Eriparung von Mit- 
tungen, Meinungsverjchiedenheiten und Streitigkeiten, nicht felten 
hl auch in einer zwedlmäßigeren Wahl der formellen Anordnungen. 
‚htheilig aber Tann wenigſtens babei werben, theils daß ber 
ıchverftändige feine Einficht der abweichenden Meinung minder 
‚terrichteter zu unterwerfen bat; theild daß auch bei den höheren 
ftanzen oft nur Ein Mann vom Face anwefend tft, deſſen in- 
ibuelle, vielleicht unrichtige, Anficht einen entfcheivenden Einfluß 
f einen bedeutenden Theil der Staatöverwaltung erhalten muß. 


$. 191. 
3) Die geographifhe Eintheilung ber Bolizei-Behörben. 

Noch eine weitere Beſchraͤnkung des Umfanges ber polizeilichen 
tellen macht daS gegebene Maaß von Zeit und menjchlicher Kraft 
thwendig. Mag die Theilung der Polizeigefchäfte auch weit ger 
eben worden jein, jo fällt doch in die Augen, daß ein folder 
eſchäftstheiler von Einer Behörde unmöglich im ganzen Umfange 
3 Stantsgebieted beforgt werben Tann, fobald fte auf ben einzelnen 
senjchen unmittelbar einwirken, jeden einjchlagenden Fall beforgen 
uß. Die Zahl der einzelnen Gejchäfte wäre erbrüdend, die Ent- 
enung zur Aufficht und zur Kenntnißnahme durch eigene An- 
auung zu groß. Daher dad unabweisbare Bedürfniß einer gen- 
aphifchen Eintheilung des Staatögebieted zum Behufe einer wei- 
ren Gejchäftzabtheilung; und zwar wird ſchon ein Staat von 
äßigem Umfange einer dreifachen Eintheilung nicht entbehren 
nnen. Zur Beforgung der täglichen, unbebeutenden Gejchäfte 
uß jeder Wohnort eine eigene mit feinen Beamten verfehene Ge⸗ 
‚einde bilden; eine Anzahl von Gemeinden wird zu einem Be- 


irke vereinigt, deſſen Beamten theils die Aufficht über die Ge⸗ 
v. Mohl, Polizeiwiſſ. II. 8. Auflage. 97 
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meinbeobrigkeiten führen, theilö in wichtigeren Dingen die unmittelbare 
und erjte Gejchäftäbejorgung haben ); endlich wird daß Land theils 
zur elementaren Behandlung noch wichtigerer Geſchäfte, theils zur 
Aufſicht auf die übrigen in eine Anzahl von Kreiſen getheilt, 
deren jedem mehrere Bezirke angehören ?). Ueber viefen erft ſtehen 
dann bie Gentral-Stellen, in der Negel die Minifterien felbft. Aus⸗ 
nahmsweiſe wird bei ben technifchen Geſchäftszweigen zumeilen vie 
eine oder bie andere biefer Stufen ohne Nachtheil fehlen koͤnnen. 
— Die Größe und Zahl diefer verjchievenen Gebietsabtheilungen 
wird theil® durch ben Umfang der Gefchäfte, theils durch die Größe 
und Dichtigkeit der Bevölkerung, endlich durch die phyſiſche Be 
Ichaffenheit der Gegend an die Hand gegeben. Wenn fie aber aud 
dem Flächenraume nach nicht ganz gleich fein können und follen, 
jo müſſen doch die verfchiebenen eben genannten Rückſichten fi 
moͤglichſt ausgleichen, damit Behörden derſelben Art nicht weſentlich 
verſchieden eingerichtet und befeßt zu werben brauchen, was von 


1) Wenn eine einzelne Gemeinde ſchon fo bevölkert ift, daß fie allein 
einen Bezirt ausmacht, fo entfteht die Frage, ob auch hier die ärtliche Polizei: 
Stelle beizubebalten fei, oder ob das Bezirksamt zu gleicher Zeit die Geſchäfte zu 
beforgen habe, welche in ber Regel von jener beforgt werben? Für das letztere 
Glied der Alternative fpricht zwar die dadurch zu exzielende Erſparniß; allein 
theils würde ber Bürger durch ihre Bereinigung eine Inftanz verlieren, theile 
doch der Bezirksbeamte nicht ganz überflüffig gemacht, indem die Leitung und 
Beauffichtigung ver befonderen im Bezirfe enthaltenen Polizei-Stellen, welt 
doch nicht wohl den Ortövorftande untergeordnet werden können, ihm obliegt. 

2) Tas Bedürfniß einer Theilung des Staatögebietes in Kreife mir 
manchfach für Staaten von bloß mittlerer Größe nicht anerkannt; zweckmäßiger. 
meint man, werben zwiſchen bie Bezirfgbehörden und das Minifterium Central: 
Mittelftellen geitellt, deren Zuftändigfeit fih über das ganze Land erftrede. Nun 
kann allerdings nicht geläugnet werden, daß aus Iegterer Einrichtung eine größere 
Gleichförmigkeit in der Gefhäftsbehandlung entftehen wird; allein die große An 
zahl von Geſchäften, welche jich bei ſolchen Gentral:Mittelftellen häufen würden 
hätte wieber entweder eine Spaltung berfelben in mehrere Sectionen mit g® 
graphifchen Bezirken, oder eine Beſtellung mehrerer folder Mittelftellen mit ab⸗ 
getheilten Gefhäften zur Folge. Wo wäre dann aber ber Vortbeil? Im erſteren 
Falle find es wieber Kreisitellen, nur — unzmwedmäßigerweife — nicht in N 
Mitte ihrer Kreife; im legteren alle aber muß aus ber zu "weit getrieben 
Arbeitöfpaltung eine Unzahl von Gommunicationen und ein höchſt ſchaͤdlicher 
Zeitverluft entftchen. Neber biefe Materie vergl. mein Staatsrecht bes Kin. 
Württemberg, 2te Aufl., Bd. II, ©. 57 jg. 
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manchfachen Störungen begleitet wäre °). Eben fo ift die Ueberficht 
über den Staatsorganismus fehr erleichtert, die Verbindung unter 
ben Behörden aus verjchiebenen Geſchäftszweigen ſehr vereinfacht, 
wenn biejelben geographifchen Bezirke, welche für die allgemeine 
Polizeiverwaltung bejtimmt find, nicht nur für die befonderen po- 
fizeilichen Gefchäftszweige, ſondern ſelbſt auch für die analogen 
Behörden au den übrigen Departenıent? gelten. Und läßt ſich 
auch, wegen des ſehr verſchiedenen Maaßes von Geſchäften, diefe 
letzte Forderung nicht allgemein durchführen, ſo muß doch we— 
nigſtens Eine Eintheilung als Grundtypus angenommen werden, 
welcher die übrigen Bezirksbeſtimmungen ſo viel möglich anzupaſſen 
find, fo daß die Zahl der Communicationen nach Thunlichkeit be— 

ſchränkt ift. 


x 


$. 192. 
4) Ihre Etnfenfolge. 


Sowohl das Intereſſe der Regierung, als das der Bürger 
erfordert eine regelmäßige Unterordnung der Behörden. Wären 


3) Am wenigften wird Gleichheit in ber Gemeinde-Eintheilung zu er: 
zielen fein, indem weber eine Bereinigung mehrerer Keiner Gemeinden zu Einem 
Ganzen (Canton) dem drtlichen Bebürfniffe und Intereſſe entfpricht, noch eine 
Spaltung größerer Gemeinden — mit Ausnahme fehr großer Hauptftäbte — 
irgend zuläffig ifl. — Biel leichter ift es, Gleichheit in der Bezirks- und in 
ber Kreis-Eintheilung zu erzielen. Ein unbebingt anwendbares Maaß ihrer 
Größe ift übrigens nicht anzugeben, indem es hauptſächlich auch darauf ankömmt, 
welche Arten von Gefchäften ber Behörden übertragen werben follen. Werben 
3. B. viele befonbere Geſchäftszweige von ber allgemeinen Polizei-Verwaltung 
getrennt, jo kann ber geographifche Umfang ber Abteilungen größer geftedt wer⸗ 
ben, als im umgefehrten Falle. Im Allgemeinen fcheint ein Umfang von 4—8 
Duadratmeilen und eine Zahl von 20—30,000 Einwohnern für einen Bezirk 
bag richtige Maaß zu halten; 12—15 folcher Bezirke aber werden einer Kreis: 
behörde Binreichende Beichäftigung in ber höhern Inſtanz geben. Vgl. Mal: 
chus, Politif ber Staatsverw., Bd. 1, ©. 14. Die Bildung Heinerer Bezirke 
bat allerdings für die Beamten ben Vortheil einer genaueren Kenntniß aller Ver: 
hältniſſe und für die Bewälferung den ber Nähe des Amtes; allein biefelbe erfor= 
dert eine zu große Anzahl von Beamten, unter welchen, einer Seits, nicht alle 
- ber Aufgabe ganz gewachfen fein werden, unb beren Bezahlung, anderer Seit, 
"entweder fehr großen Aufwand verurfacht oder, wenn fie ungenligend ift, große 
Nachtheile verfchiedener Art bat. 

37° 
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bie vielen &lementarftellen feiner gemeinfamen Leitung unterworfen, 
fo wäre keine Webereinftimmung in ben Regierungs-Maaßregeln; 
würbe über fie feine regelmäßige, im Nothfalle ſtrafende, Aufficht 
geführt; fo könnte ber Gehorfam gegen Gefege und Befehle des 
Staatsoberhauptes fehlen und üble Wilflühr einreißen; müßte endlich 
der Bürger fih mit dem Spruche und der Anordnung des ihm 
unmittelbar vorgefegten Beamten begnügen, ohne daß er eine höhere 
Inſtanz um Abänderung angehen könnte, jo wäre er ber Unge: 
rechtigfeit und Unzweckmäßigkeit Untergeorbneter ſchutzlos preisge⸗ 
geben. Eine Reihenfolge von Inſtanzen zur Aufficht und Leitung, 
fo wie zur Verbefferung der Amtshandlungen je der untergeorbneten 
Stellen tft daher in allen Theilen der Verwaltung Bedürfniß, und 
die polizeilichen Stellen machen hievon Feine Ausnahme. Sehr 
zweckmäßig dient aber die geographiiche Abtheilung der Aemter zur 
Einrichtung der Aufſichts- und Berufungs-Inſtanzen, indem jedesmal 
diejenige Stelle, welche einer größeren geographijchen Einheit vor: 
geſetzt ift, die höhere Inſtanz für die fämmtlichen in ihr begriffenen 
kleineren Bezirke bildet. So ift alfo ben betreffenden Gemeinde: 
Polizei-⸗Behörden das Bezirkgamt vorgeſetzt; den Bezirksämtern bie 
Kreisſtelle; den Kreisſtellen endlich die Centralſtelle, in der Regel 
alſo das Miniſterium. Dieſe Stufenfolge iſt die nämliche bei den 
allgemeinen und bei den beſonderen Polizei-Stellen; nur kann Bi 
den leßteren, wenn fie nicht bis zu einer Gentralftelle hinauf eigend _ 
organifirt find, Aufjicht und Recursentſcheidung an eine allgemeine 
Kreis⸗ oder Gentral-Stelle übergehen. 

1) Die Leitung der untergeordneten Stellen zum Behufe 
der Erzielung einer Gleichförmigkeit in der Verwaltung wird theils 
durch die Erlaffung von allgemeinen Verordnungen und Normalien, 
theils durch einzelne, die fehlende Behörde auf die richtige Bahn 
leitende Verfügungen bewerkftelligt. Es liegt in dem Begriffe der 
eriteren und tft durch die nöthige Gleichförmigkeit der Verwaltung 
erfordert, daß allgemeine Nornen nur von der Gentralgewalt aus: 
gehen können, wenigftend von derſelben gekannt und gebilligt fein 
müffen. Die zurechtweijenden Verfügungen dagegen mag jebe vor: 
geſetzte Behörde im ihrem Sprengel an die ihr untergeordneten 
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Stellen ergehen” laſſen. Die Verordnungen koͤnnen entweder aus 
ganz allgemeinen Gründen von den oberen Behoͤrden für noͤthig 
erachtet werden, ſomit vielleicht jelbft der Erfahrung vorausgehen; 
oder fie werden in Yolge beftimmter Vorfälle und Kenntnik- 
nahmen erlafjen. Die zurechtweiſenden einzelnen Entjcheidungen 
erfolgen natürlich immer nur auf eine einzelne Veranlaffung , welche 
aber wieder ſehr verſchiedener Art fein kaun, als 3. B. Anfrage 
ber untern Behörde, Beſchwerde eines Bürgers, Iffentliche Belannt- 
werbung einer Ungehörigfeit, u. |. w. Wenn biefelben auch zu⸗ 
nächft nur zur Berichtigung einer einzelnen Amtshandlung bejtimmt 
find, jo bilden fie doch auch für künftige Fälle gleicher ober ähn⸗ 
licher Art eine zu befolgende Regel, von welcher der Untergeorbnete 
nicht ohne Verantwortlichkeit abweichen darf. Aus dem letztern 
Grunde mögen ſolche Einzelnverfügungen auch anderen. Stellen 
gleicher Art zur Nachachtung unter gleichen Vorausſetzungen mit⸗ 
getheilt werben. 

2) Die Aufjicht über bie untergeorbneten Stellen kann von 
den vorgejeßten Behörden auf mehrfache Weife geführt werden. — 
Die einfachite,, freilich nicht immer und in jeber Beziehung zureis 
chende, Art ift die Einforberung von Berichten über den Stand 
beitimmter einzelner oder aller Gefchäfte. Theilweiſe Fönnen fie zu 
feitgejeten Zeiten und ohne befondere Veranlaffung oder Mahnung 
zu erftatten fein (Xerminberichte), theils aber werben ſie unver: 
muthet eingeforbert. Jede abjichtliche Unwahrheit in einem folchen 
Berichte ift natürlich ein ſchweres Dienftvergehen. — ine zweite 
Gelegenheit zur Führung und Augübung der Aufficht wird gegeben 
buch Klagen und Recurfe betheiligter Bürger; über biefe 
fogleih unten. — Am meiften aber ift, drittens, von der Ab- 
ordnung von Unterſuchungs-Commiſſären zu hoffen. 
Solhe koͤnnen in breierlei verjchiedener MWeife verwendet werben. 
Entweder nämlich wird ein folcher Bevollmächtigter in einzelnen 
wichtigen Fällen, wo bejonderer Verdacht eines Fehler oder eines 
Vergehens vorliegt, von der vorgejegten Behörde geſchickt. Ober 
kann zur Unterfuchung der gefammten Amtzführung ber unter: 
georbneten Beamten von Zeit zu Zeit und ohne befondere Veran: 
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laſſung ein nach Kenntniffen, Rechtlichkeit und Verſtand taugliches 
Mitglied der höhern Stelle abgeorbnet werben, welches ſich dann 
mit eigenen Augen und durch Vernehmung der Untergeorbneten 
über den Grab ber formellen und materiellen Zwedmäßigfeit und 
Gefetlichkeit der Amtzführung überhaupt zu überzeugen und barüber 
zu berichten hat. Endlich mögen eigene höhere Beamte beftellt fein, 
deren Aufgabe es ift, einen beftimmten ihnen bazu angewiejenen 
Gebietztheil regelmäßig zu bereifen, um bei biefer Gelegenheit bie 
Amtzführung der ſämmtlichen örtlichen und Bezirksbehoͤrden zu beob- 
achten und, wenn fie es zwedimäßig finden, im Einzelnen ober 
Ganzen zu unterſuchen). In allen drei Fällen muß burch ben 


1) Die Beftellung regelmäßig einen Lanbestheil bereifender und einen bes 
fimmten Theil feiner Verwaltung überwachenber Bevollmächtigter ber Regierung 
iſt nicht zu verwechfeln mit der Abſendung von Beauftragten zur Beforgung eines 
beſtimmten Gefchäftes, welches denn unter anderem auch bie Unterfuchung einer 
Amtsführung fein kann. Solche beftimmte Aufträge kommen natürlich überall 
und zu allen Zeiten vor. Allein fehr felten find Sendboten als eine flehende 
organifche Einrichtung. Außer dem Vorgange ber fränkiſchen missi dominici, 
welche namentlih Karl ber Große in großartiger Art zur Ueberwachung und 
Zufanmenhaltung feines Nelches benüßte, (|. Waik, Deutfche Verf.-Geſchichte, 
3b. IH, ©. 371 fg.,) ein Beifpiel, welches aber in ben fpäteren Staatzentwid: 
lungen feine Nachahmnng fand, feheinen eigentlih nur in einzelnen technifchen 
Verwaltungszweigen und im Finanzdienſte Beamte folder Art gut gefunden 
worden zu fein. So bie reifenden Inſpectoren für Poft, Eifenbahnen, Zölk. 
Der erfte Fall einer dic gefammte innere Verwaltung umfaſſenden organifden Ein: 
rihtung von Sendboten ift ißt gegeben durch dag babifche Geſetz vom 5. Oct. 1863, 
welches „vier Landescommiſſäre“ einfegt, deren jedem ein beſtimmter Theil de3 
Staatsgebietes zu beſtändiger perfönlicher Ueberwachung zugetheilt ijt, und melde 
berechtigt und verpflichtet find, theils die Amtsführung ſämmitlicher Verwaltunas: 
beamten i. e. ©. zu beobachten und bie Zuftände der Verwaltung an Ort und 
Stelle eingehend zu prüfen, theils bie durch Beſchwerden oder fonft zur Kennmiß 
gefommenen Mängel ber Armtsführung zu unterfuchen und Abhilfe fofert zu 
treffen, nöthigen Falles ſelbſt Enthebungen vom Dienfte vorläufig zu verfügen, 
theils endlich überhaupt anregend und fördernd einzugreifen, wo fie Vernad: 
läſſigung der allgemeinen Antereffen finden. Diefelben fiehen unmittelbar unter 
bem Minifterium des Innern und treten von Zeit zu Zeit in daffelbe ein um 
Bericht zu erftatten. ©. MWeizel, Das Geſetz ü. d. Organifation b. inneren 
Verwaltung. Karlar., 1864, Seite 203 fg. — Tie Einrichtung ift noch zu neu, 
um jchen ein Urtheil über ihre Wirfung zuzulaffen, und es darf wohl eine mand: 
fache Weiterbildung durch die Erfahrung erwartet werben. So viel ift jedoch unter 
allen Umftänden unzweifelhaft, daß der Gedanke aus bem gefunden Wunſche ent: 
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beſonderen Auftrag oder durch allgemeine Verordnung beftimmt fein, 
wo und wie weit der Unterjuchende fogleich ſelbſt befehlend ein- 
zufchreiten berechtigt und verpflichtet ift, und wo er an die ihn 
beauftragende höhere Stelle zu berichten und Anträge zu ftellen 
bat. Daß in dringenden Fällen dag Erftere, wenn auch etwa nur 
mit vorläufiger Wirkung, muß gefchehen können, verjteht fich von 
ſelbſt. — Ein nicht unbedeutendes Ueberwachungsmittel liegt entlich 
noch in der Preſſe, wo aber dem Ermefjen der vorgeſetzten Be⸗ 
hoͤrden lediglich überlaffen bleiben muß, in wie ferne fie fich zu 
amtlichen Schritten durch die in dffentlichen Schriften geführten, 
in ber Regel namenlofen, Klagen und Anſchuldigungen veranlaft 
fehen fönnen und dürfen. 

3) Die Beſchwerden der Bürger gegen Verfügungen ber 
unteren Behörden find bei ber unmittelbar vorgejehten Behörde an- 
zubringen, welche zuerjt die Stelle, gegen welche Recurs ergriffen 
wird, vernimmt und nun ihr beftätigended oder änderndes Er: 
kenntniß fällt. Schr zweckmäßig wird dabei vorgefchrieben fein, 
daß der Entfcheidung die Gründe ausführlich beigefügt werden 
müſſen, theils zur Belehrung der Recurrenten, theils um die höhere 
Behörde zu gewiffenhafter Unterfuchung der Sache zu nöthigen. 
Bis zu der Enticheivung der Sache bleibt in der Regel die An- 
ordnung ber untern Inſtanz unvollzogen; nur wenn biefer Auf- 
ſchub unmwieberbringlichen Nachtheil für Cinzelne ober für die Ges 
fammtheit haben könnte, muß bie urfprüngliche Anordnung vor: 
läufig vollzogen werden, jo 3.8. eine Anftalt zur Ahwehr anftedfender 
Krankheiten, zur Verminderung der Gefahr bei Feuersbrünſten, 
Ueberſchwemmungen n. |. w. Billig wird eine Zeit beftimmt wer: 
den, inner welcher ber fich verlegt Findende feine Beichwerde an⸗ 
zubringen bat bei Strafe der Verwirfung des Klagerechted. Ohne 
diefe Strenge wäre weder der Staat des Beſtandes jeiner Anord⸗ 


fprungen ift, den Berftand, ben Eifer und die Wirkfamfeit ausgewählter und per: 
fönlich für Thun und Unterlafien verantwortlider Männer an bie Stelle blofen 
Papierregimentes zu jegen, und baß deßhalb der Verſuch aller Beachtung werth 
ericheint; ferner aber auch, daß eine glüdlihe Wahl ber Perſonen bie Bedingung 
des Gelingens iſt. 
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nungen ficher, noch Könnten andere Bürger ihre auf das Beſtehen 
einer ſolchen Anorbnung berechneten Einrichtungen treffen. Das 
Anbringen einer Beichwerde darf übrigen? — Berläumbungen uud 
Ehrfräntungen auögenommen — für den Bürger weder mit Koften, 
noch mit der Gefahr einer Strafe (unter dem Vorwande grundloſer 
Mageführung) verbunden fein, damit nicht der Arme und Schüchterne 
in die Gefahr komme, vernachtheiligt zu bleiben. Der, allerdings 
mögliche, Mißbrauch einer ſolchen Klagefreibeit, welcher theils in 
der Hintanhaltung angeordneter Maaßregeln, theil3 in der nutzloſen 
Behelligung der höheren Stellung befteht, ift zwar nicht gleichgültig, 
aber immerhin bag geringere Uebel ). Uebrigens find allerdings 


2) Nicht ohne Wichtigkeit find die Beſtimmungen und Gewohnheiten über 
bie mündliche und perfünlihe Anbringung von Bitten und Beichwerben bei 
ben Staatsbehörben in Verwaltungsfachen. Das Recht dazu bat für den Bürger 
ben Nutzen einer unmittelbaren Darſtellung feiner Angelegenheit, wodurch nicht 
nur weitere Fragen und Richtigſtellungen von Seiten be Beamten ermöglicht 
werben, fondern diefem auch ein befiered Verſtändniß ber Perfönlichkeiten und 
Berveggründe gegeben werden mag. Es wird bem Hilfejuchenden ber Aufwand 
und, was oft noch wichtiger ift, eine [häblihe Einmifhung von Winfelfchreibern 
eripart. Es dient der mündliche Verkehr und Beicheid zur Beruhigung und ver: 
hindert blofen Formalismus und bureaukratiſche Schreiberei. Auf der andern 
Seite ift einleuchtend, daß in ber Negel auf einfeitige mündliche Vorſtellung und 
ohne weitere Unterfuhung der Wahrheit der Thatfachen und etwa entgegenſtehen⸗ 
ber Gründe feine Entfcheidung erfolgen kann; ferner daß bie Zeit der Beamten 
- auf eine verberbliche und läſtige Weife, ſehr oft ganz nutzlos, durch ſolche münd⸗ 
liche, vielleicht ungewandte und undeutliche, Vorftelungen in Anſpruch genommen 
wird. Bei ben höheren Behörden ift ohnedem in der Regel ein perfönlicher Vor: 
trag ganz ˖ nutzlos, ba ja doch erft Bericht von den zunächſt betheiligt gewefenen 
Stellen eingezogen werben muß, überbieß bei collegialifcher Einrichtung ber einzelne 
Angegangene keine Entſcheidung geben kann. — 68 muß daher ohne Zweifel 
unterfchieden werben. Bei ben polizeilichen Elementare (Gemeinde: und Bezirks-) 
Behörden muß der mündliche Vortrag der Verlangen immer geftattet und ſelbſt 
Regel fein; zu dem Ende aber find beftimmte Anıtstage feitzuftellen zur Sicherung 
bes Gehörs und zu gegenfeitiger Schonung der Zeit. Die Forderung einer Furzen 
Protocollaufnahme ift dabei auf Verlangen zu gewähren, zur Abwendung von 
Vergeßlichkeit oder abfichtlicher Unthätigfeit. Das Gleiche findet ſelbſtredend ſtatt, 
wo eigene Beauffichtigungs-Beamte beftellt find. Diefe werden gerade dur per: 
fönliche Anzeigen und daran gefnüpfte Beſprechungen auf Vieles anfmerffam ge: 
macht werben und einen Anftoß zu weiterem Verfahren erhalten. Bei den höheren 
Behörden ift eine gleiche Einrichtung nicht nöthig und ſomit nicht feſtzuſtellen. 
Es muß dem Pflichteifer und dem Urtheile ihrer Mitglieder und Vorſtände über: 
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bei der Organiſation des Beſchwerderechtes einige nicht felten ge⸗ 
machte Fehler zu vermeiden: 

a) Eine zu große Anzahl von Recurs⸗Inſtanzen. 
Dem Bürger muß Gelegenheit gegeben fein, feine Beſchwerde bei 
einer höhern Stelle, bei welcher mehr Einſicht und Unpartheilichkeit 
anzunehmen ift, anzubringen. Allein damit ift nicht gefagt, daß 
ihm nun auch, wenn er mit bem Ausfpruche der unmittelbar höheren 
Behörde ebenfalls nicht zufrieden ift, eine abermalige Forderung von 
Abänderung am eine noch höhere Stelle einzuräumen ſei. Die 
Seftattung einer -Jolchen höheren Recursinftanz hat vielmehr ihre 
große Bedenken. Dur ihre Benügung Tann der Ungehorfame, 
Streitfüchtige oder, Ränkemacher die Erfüllung einer Verbindlichkeit 
oder den Gehorjam gegen einen ganz gejehlichen und zwedhnäßigen 
Befehl ohne allen wahren Grund und vielleicht fange hinaus- 


Iaffen bleiben, ob und wie fie perſönlich zugänglich fein wollen. Minifter freitich 
können fi nicht wohl in wichtigen Dingen einer perfönlichen Anhörung entziehen, 
wenn ſchon, namentlidh in großen Staaten, Vorkehrungen gegen unverſtändigen 
Ueberlauf in Kleinigkeiten getroffen werden mögen. — Bon einer Pflicht bes 
Stantsoberhauptes felbft, zur Ertheilung perfünlichen Gehöres an jeben barım 
Nachſuchenden kann natürlich nicht die Mede fein; auch ifl zuzugeben, daß ber 
Nutzen eines freiwillig eingeräumten leichten Zutrittes oft nicht im Verhältniffe 
zu dem Zeitaufwande und der Bemühung ftebt, da der Fürſt ſelbſt am wenigften 
unmittelbar einen Beſcheid -in Verwaltungsangelegenheiten geben kann ohne vor: 
ber von den zuftändigen Behörden Bericht eingezogen zu haben. Auch mag ber 
Hauptnutzen einer unmittelbar bei dem Staatsoberbaupte angebrachten Be: 
ſchwerde ober Bitte, nämlich die Nöthigung ber Behörden ſich mit der Sache raſch 
und eingehenb zu befaffen, auch durch fchriftliche Eingaben erreicht werben bei 
einer guten Einrichtung des Cabinetes und einer gewifienhaften Grledigung ber 
Vorlagen deifelden. Dagegen ift auch richtig. daß der Fürſt durch unmittelbaren 
Berkehr mit ben Bürgern Bieled in Erfahrung bringen Tann, was im Geſchäfts⸗ 
wege burch bie Behörden nicht zu ihm bringt. Die Berubigung, welche eine un: 
„mittelbare Benachrichtigung des Fürften von Wünſchen und Klagen und eine theil- 
nehmende Befaffung mit benfelben Vielen gewähren wird, ift felbft politifch nicht 
ohne Bedeutung. Endlich ift die Möglichfeit, daß das Staatsoberhaupt felbft 
von einer üblen Behandlung, fei es ber Perfonen fei es ber Geſchäfte, in Kennt: 
niß 'gefebt werben Fönnte, eine weitere Veranlaffung zu pflihtmäßigem Verhalten 
big in die unterfien Dienftfufen hinab. Somit mögen benn beftimmte Tage für 
Öffentliche Aubienzen oder leichte Gewährungen von bejonbers erbetenem Gehör 
wohl empfohlen werden. Vorkehrungen gegen Unverftand, Rohheit und Zubrings 
lichkeit laſſen fich unſchwer treffen. 
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ſchieben. Hierunter leidet aber das Anſehen der Gefete und ber 
Behörden, nütliche Einrichtungen werden verzögert, die Intereſſen 
anderer Bürger beeinträchtigt. Allerdings ift es möglich, daß bie 
dritte Inſtanz ander? urtheilt, als bie beiden vorangegangenen; 
allein einmal ift es nicht fehr wahrjcheinlich, ſodann würde folge: 
richtig auch noch eine vierte verlangt werden Tönnen, wenn auf 
die dritte nicht zu Willen geweſen ift, und ein Ende muß die Sache 
doch nehmen. Das Höchſte alfo, was eingeräumt werben kann, ift 
bie Geftattung eine? Recurſes, wenn die beiden erften Inſtanzen 
unter fich nicht übereinftimmen, analog alfo der Zulaffung ven 
Oberappellation in Civilprozeſſen. Es ift nicht einzufchen, warum 
weiter gehende Sicherungsmaaßregeln gegen die Interefjenverlegungen 
ber Polizei als gegen die Ungerechtigfeiten der Juſtiz nöthig wären?). . 
Zu aller Vorficht, und damit nicht etwa allgemeine Fragen gegen 
die Anficht, ſelbſt ohne das Wiffen, der höchften Behörden entfchichen 
werden konnen, mag etwa noch der letzten Inſtanz bie eigene Ent- 
ſcheidung in ſolchen Fällen, wo es jich von Auslegung zmeifelhafter 
allgemeiner Anordnungen handelt, unterfagt und ihr die Vorlegung 
des Falles zur hoͤhern Entfcheivung vorgefchrieben werben. — Dieß 
Alles kann aber um jo unbeſorgter eingerichtet werten, wenn De 
ſchwerden über Nechtzverlegungen in Verwaltungsangelegenheiten 
nicht von den Bolizeibehörden, ſondern von der Verwaltung 
rechtspflege behandelt werben 9). 

b) Ein zu geringer felbftftändiger Wirkungs-Kreis 
der unteren und mittleren Behörden. Durch die Stufenfolge der 
Behörden ift cin Mißbrauch der Amtsgewalt ſowohl gegenüber von 
der Regierung, als gegenüber von Einzelnen fehr ſchwer, na 
mentlih wenn dieſe Einrichtung durch Oeffentlichkeit unterftügt 


3) In einem Staate mit freier Preſſe, in welchem alfo heilſame Scheu ver 
ber Ueberwachung durch die aufgeflärte öffentliche Meinung und vor der bierburd 
aufgeregten Volksvertretung ift, fcheinen zwei Inſtanzen in polizeilichen Ange 
legenbeiten immer zu genügen. — Unbedingt in allen Fällen, alfo auch ohne die 
weitere Sicherung ber Preßfreiheit, will nur zwei Snftangen Emmermann, 
Tie Polizei, Seite 94 fg. Nur wo Patrimonial:Beamte noch beftehen, fol aud 
eine zweite Staats-Inſtanz nicht fehlen. 

4) ©. hierüber oben, Bd. I, ©. 8. 
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wird. Es iſt fomit gang zwecklos, wenn ben untergeorbneten Bes 
hoͤrden das Necht, die in ihren Sprengeln fich ereignenden Gefchäfts- 
gegenjtände zu entſcheiden, entzogen und nur die Pflicht auferlegt 
ift, an bie vorgefebte Behörde darüber zu berichten, damit biefe 
in erfter Inſtanz enticheive. Durch dieſes — leider allzuhäufige — 
Mißtrauen in die Einficht oder den guten Willen ber unteren 
Stellen werben aber nicht nur bieje letzteren faſt überflüffig, jeben 
Falles in ver Meinung ihrer Untergebenen herabgewürbigt, ſondern 
auch die höheren Behörden werben ganz ihrer naturgemäßen Stel- 
lung entrüdt, indem fie, mit Einzelngefchäften überhäuft, Zeit, 
Kraft und Umficht zur höhern Leitung verlieren. Außerdem entfteht 
eine koſtbare, zeitraubende Vielfchreiberei, und der Bürger verliert 
nutzlos einige Inftanzen. Alle biefe Nachtheile find aber um fo 
weniger entihuldbar, als die obere Behörde in der Negel doch nur 
durch die Augen der untergeorbneten jehen kann ®), 


6. 193. 
5) Die innere Einrichtung der Polizei-Etellen, 

Zu einer guten Staatverwaltung gehört Umficht und Kennt: 
niß bei den Beichläffen; Kraft, Schnelligkeit und Folgerichtigkeit 
bei der Auzführung; Eifer und guter Wille bei beidem. Eine . 
gute Polizei:Vermwaltung Tann diefer Erforderniffe um fo weniger 
entbehren, als nicht nur der Zahl und Wichtigkeit nach die von 


5) Durch Einräumung einer genligenben Zuftändigfeit der unteren Behörben 
wirb ben Webelftänben einer übertriebenen Gentralifation der Staatsgefchäfte 
vorgebeugt, welche zu den ſchlimmſten Folgen führt, und zwar nicht bloß in Bes 
ziehung ber Verwaltung an ſich fondern auch in höherer politifcher Hinficht. Sie 
tödtet das öffentliche Leben in dem ganzen Lande ab, drängt Alles in der Haupt: 
Radt zufammen und macht bdiefe in ganz ungefunder Weife zur Gebieterin über 
die Gefammtheit. Wie ſehr Frankreih namentlich bierunter leidet, ift befannt 
genug. — Ueber allzugroße Gentralifation [. Raudot, De la decadence d. 
l. France. Ed. 2, Par., 1850; Derf., De la grandeur possible d. 1. France. 
Par., 1850; B&chard, De l’administration interieure d. 1. France. I. II. 
Paris, 1851; Des Aubiers, De l’administration et de ses r&formes. 
Par., 1852; Chambrun, Du regime parlamentaire en Fr. Par., 1857; 
meine Gefchichte der Staatswiſſ., Band III, Seite 197 fg. Ein Vertheidiger 
der beftehenden Einrichtung ift Timon (Cormenin,) De la centralisation. 
Paris, 1842. j 
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ihr zu beforgenden Gegenstände hernorragen, jonbern auch bie Ber: 
ſchiedenheit, nicht felten fogar der Widerftreit, der betheiligten In⸗ 
terefien, jo wie die Größe der von ihr wegzuräumenden Schivierig: 
feiten Richtigkeit des Beſchluſſes, Zweckmäßigkeit ver Ausführung 
und lebendiges Pflichtgefühl ganz beſonders nothwendig machen. — 
Die Erreihung und beftändige Bewahrung dieſer Eigenschaften 
hängt freilich vor Allem von der Perjönlichkeit der Beamten ab, 
beren Vorzüglichfeit zwar durch Bilbungsanftalten und Einräumung 
einer zweckmaͤßigen, Rechte und Pflichten gleichmäßig beachtenden 
Stellung möglich gemacht ?), aber nur burch einen aufgeflärten 
Geift, feſten Charakter und aufrichtigen guten Willen des ernen 
" nenden Staatsoberhauptes, fo wie durch geiftreiche, gerechte und - 
humane Behanblung der leitenden Staatömänner wirklich herbei⸗ 
geführt werden Tann. Allein Manches mag body auch durch bie 
Wahl der Einrichtungen bewerkitelligt ober verhindert werben, und 
e3 find ſomit diefelben keineswegs ohne große Bebeutung für Er 
reichung bed obengenannten Zweckes. 

Zuerft handelt es ſich davon, ben Behörden eine folche Organi- 
fatton zu geben, daß die Faffung richtiger Befchlüffe und bie tüchtige 
Ausführung derjelben gleichmäßig möglich gemacht und gefördert ift. 
- Da nun aber Urtheilen und Handeln nicht nur zwei verſchiedene, 
ſondern jelbft zwei verjchiebenartige Thätigkeiten des menſchlichen 
Geiſtes erfordern, jo gewährt auch diejenige Einrichtung, welche bie 
eine dieſer Thätigkeiten erleichtert, fchon deßhalb weniger Sicherheit 
auch für die Förderung der andern. Hieraus folgt denn wicher, 
daß Behörden, deren Hauptaufgabe umfichtige Berathung ift, anders 
zu organifiren find, als diejenigen, welche das Belchloffene ausführen 
ſollen. 

Zur Faſſung eines umſichtigen, materiell und formell zwed— 
mäßigen Beſchluſſes iſt nöthig, daß der Gegenſtand von allen 
Seiten erwogen werde, und zwar ſowohl nach ſeinen Urſachen und 
ſeiner itzigen Sachlage als nach ſeinen wahrſcheinlichen Folgen. Die 
Mittel zur Erreichung eines gewünſchten Zweckes müſſen nach Wir 


) ©. oben, $. 189. 
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fung, Aufwand aller Art und Nachhaltigkeit geprüft werben. Soll 
der Beichluß zu einer allgemein zu befolgenden Norm werben, jo 
kommt hierzu noch die Nothiwendigfeit genauer Kenntniß der beftehen- 
den Gefeßgebung, in welche dag Neue eingefügt werben folk, und die 
forgfältigfte Abwägung auch der Worte. Wenn nun auch nicht ge- 
läugnet werden fol, daß Ein Dann alle diefe verjchiedenen Eigen- 
Ihaften in vollem Maaße in fich vereinigen und damit auch noch 
Eifer für die Sadje, Uneigennübigfeit und ſelbſt Aufopferung ver: 
binden kann; wenn ferner zuzugeben ift, daß in folchem alle bie 
ſelbſtſtändige Thätigkeit defjelben dag Wünſchenswertheſte ift: fo tft 
doch auf ber andern Seite unzweifelhaft, daß eine folche Vereinigung 
von Weisheit und Kraft, von Erfahrung und friihem Muthe, von 
Sachkenntniß und Tugend zu den Ausnahmen gehört, und daß man 
in der Regel nur folde Männer zur Verfügung bat, welchen ein- 
zelne der nöthigen Eigenjchaften beimohnen.. Es bleibt fomit nicht 
wohl etwas Andere übrig, ald daß man zur Berathung ver 
Staatsgeſchäfte eine Verſammlung von Mehreren zuſammenſetzt, 
von deren Geſammt⸗-Eigenſchaften man dann eher die Hoffnung hegen 
kann, daß fie dem Bebürfniffe genügen. Ohne Zweifel hat eine 
collegialifche Behandlung von Gejchäften auch große Schattenfeiten, 
namentlih Schwerfälligfeit und Zeitaufwand, nicht immer gerecht: 
fertigteö Vertrauen in den Referenten, verminderte Verantwortlichkeit 
des Einzelnen, wahrjcheinliche Abneigung gegen geniale Wagniß, 
mögliche Starrheit und geiftlojes Feſthalten am Herkoͤmmlichen; 
dennoch wirb in ber Hauptjache das Ergebniß eines ſolchen Vereines 
die gegenfeitige Aushilfe mit guten und nothwendigen Eigenfchaften, 
die Beifchaffung der nöthigen Kenntniß und Erfahrung, die gegen- 
feitige Ueberwachung gegen willentliche oder unmillentliche Fehler 
fein *). Nur darf freilich eine Behörde, welche viele Gefchäfte zu 
beforgen hat, nicht allzu zahlreich beſetzt werben, weil fonft ber, 
durch die Theilnahme vieler Mitglieder an den Verhandlungen un- 

2) Das Gollegialfyftem bat auch noch andere Figenfchaften, welche aber bier 
nicht weiter in Betrachtung fommen. So die gute Schule für angehende Beamte; 


ein billiges Vorrücken in befiere Stellen; höhere Selbſtſtändigkeit ber Behoͤrde gegen 
oben und unten; freilich auch größere Koftfpieligkeit. 
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vermeidlich entſtehende, Zeitwerluft leicht Geſchäftsſtockung herbeiführen 
und fo den Nußen eines noch größeren Maaßes von Eigenfchaften 
überwiegen möchte. Auch ift fürreinen tüchtigen Vorſtand zu forgen, 
welcher die Gefchäfte in den Gang zu bringen, die münblichen Ber: 
bandlungen zu leiten und das Ganze zujammenzuhalten weiß. 

Ganz anders verhält es fich mit der AUsführung des Be 
fchloffenen. Um hier nüßlich zu wirken, bedarf e8 einer Haren Auf 
faffung des Befehles, einer genauen Kenntniß der thatjächlichen Um: 
ſtaͤnde, richtiger logiſcher Subfumtion des Einzelnen unter das Geleh, 
fchneller Entjchloffenheit, Häufig felbft perfönlichen Muthes, immer 
aber gerechter Folgerichtigfeit. Diefe Eigenfchaften aber können wohl 
bei Einem dazu ausgewählten Manne gefunben werden, während cin 
Collegium fie fchwerlich haben wird. Die verichiedenartigen Ric: 
tungen, Erfahrungen, Neigungen u. |. w., welche eine umfichtige 
Berathung fördern, müfjen eine Ausführung ſchwach, ſchwankend und 
folgewibrig machen; bei vielen Gefchäften ift überhaupt ein gemein 
Ichaftliches Handeln Mehrerer nicht wohl denkbar. Dazu noch ber 
nicht zu vermeibende Zeitverluſt. Allerdingd find auch bei einer 
Sefchäftsbehandlung durch einen Einzelnen mögliche üble Folgen 
nicht zu verkennen. Es kann Webereilung oder Läſſigkeit jtattfinden, 
eine üble perfönliche Eigenſchaft fich fühlbar machen. Daraus folgt 
denn, daß einer Seit3 diejenigen Staatsgeſchäfte, bei welchen bie 
Bollziehung der Gefege, überhaupt dad Handeln, die Hauptſache iſt, 
Einem Manne anvertraut werden müffen, welcher fich innerhalb fe 
ner Amtsbefugniß felbjtftändig bewegt; daß ev aber anderer Seit 
einer ftrengen, je nach feiner Stellung im Staatsorganismus ver⸗ 
ſchiedenen, Verantwortlichfeit und Ueberwachung unterworfen fein 
muß. Sind der Gefchäfte zu viele für die Thätigfeit Eine? Mann, 
und kann aus anderweitigen Gründen feine Theilung des Amte? 
vorgenommen werben, jo jind dem Beamten Gehilfen zu geben, welcht 
aber abhängig von ihm und unter jeinen Befehlen find. Daun ge 
winnt er jelbjt Zeit für das Wichtigere; Störungen und Folgewidrig 
keiten im Innern der Behörde aber finden nicht Statt 9). 


J 3) Ueber bie verhältnigmäßigen Vorzüge des Collegial: und des Einheits⸗ 
Sptemes |. Scheffner, Gedanken und Meinungen über Manches im Dienft. 
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Nun ift aber auch noch zu prüfen, ob und wie der zu einer 
ollkommenen Bejorgung der Verwaltungsgeſchäfte, und zwar bei der 
zeſchlußfaſſung ſowohl als bei ver Ausführung, nöthige Eifer ge- 
ichert werben kann? Es wirb natürlich vorausgefebt, daß überhaupt 
m ganzen Staatzbienfte, die zu einem jolchen Verhalten bienlichen, 
a den Händen ber Regierung befindlichen allgemeinen Mittel, auch 
r Beziehung auf den befonderen Zweig genügend, benübt werben, 
jo Vorficht und ehrlicher Wille bei der Uebertragung eines Amtes, 
dann ein wirkſames Syſtem von Belohnungen und Strafen; und 
8 fragt ſich aljo zunächft nur, ob der Zweck durch befondere orga⸗ 
ifche Einrichtungen bei den Verwaltungsbehoͤrden zu fördern ift. — 
tach den im fonftigen Staatsleben gemachten Erfahrungen und aus 
abe liegenden pſychologiſchen Gründen find es zwei Maaßregeln, 
on welchen man eine Steigerung des Eiferd bei Behörben erwarten 
ann: Oeffentlichkeit des Gebahrens derſelben und Theilnahme der 
ei den Ergebniffen Intereffirten. Bei Verwaltungsſachen tft jedoch 
in wefentliher Unterjchied zwilchen Beiden. — Die Oeffentlichfeit 
er Verwaltungsthätigkeit kann nur eine fehr befchränkte fein. Bei 
en gewöhnlichen, in Anwendung und Hanblung beftehenden Ge: 
Häften der Beamten iſt Deffentlichkeit in der Regel ſchon von ſelbſt 
usgeſchloſſen, nach der Art der Thätigkeit, fo wie nad) Zeit und 
Irt der Vornahme. Eine Ausnahme macht nur bie Anwendung 
er Polizeiſtrafgeſetze, die durch Deffentlichleit an Gerechtigkeit und 
n Wirkjamfeit nur gewinnen kann, und für welche denn auch eine 
ntfprechende Einrichtung Teicht zu treffen ift. Aber auch bei Be 
athungen won Collegien würde fie in der Negel mehr ſchädlich als 
Uglich fein. Es kämen badurdy noch unreife Plane zur allgemeinen 
denntniß, was nur faljches Urtheil und häufig empfindliche Schwierig- 
siten erzeugen würbe; die Berathungen jelbft aber würden darunter 
siden, indem ber unbefangene Gedankenaustauſch verfümmert, ſchüch— 
erne und redeungewandte Mitglieder zur Zurückhaltung ihrer, jach- 





‚ II. Königsb., 18025 Rehberg, Ueber bie Staatöverwaltung ber Staaten, 
5. 51 fg; Emmermann, Ueb. Polizei und ihren voll. Begriff, S. 50 fg.; 
Ralhus, Politik, Bb. I, ©. 7 fg; Bülau, Die Behörden, ©. 202 fg.; 
zerſtner, Grundl. d. Staatverwalt., Bb. I, ©. 181 fg. 
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lich vielleicht werthvollen, Anfichten veranlaßt, eitle und nach Vells⸗ 
gunft Jagende dagegen zu nußlojer Rednerei und zu verberblicen 
Vorſchlãägen und Abſtimmungen verführt würben. Die Erfahrungen 
in Ständeverſammlungen, (in welchen freilich aus anderen vwoichtigen 
Gründen bie Deffentlichfeit nicht entbehrt werden kaun,) find hier 
über vollftändig maapgebend. Somit muß fid) wohl in der Red 
bie Deffentlichfeit in Verwaltungsgefchäften auf Rechenfchaftsbericte 
beſchraͤnken, welche denn auch fehr zu empfehlen find. Nur in cin« 
gen, fogleich zu befprechenden, Fallen mag ausnahmsweiſe eine um 
mittelbare Zulaffung von Zuhörern an ber Stelle fein. — Vu 
nun aber die Beizichung von Vertretern der in Frage ftchenden In 
tereffen betrifft, jo ift bier jeden Falles wohl zu ſcheiden. Die un 
mittelbar und perfönlich bei einer Berwaltungsmaaßregel Intereſſirten 
find fein wünſchenswerthes Element bei deren Berathbung und zeit 
ftellung. Ein ſolches beſondere Intereſſe ift keineswegs gleichbedeutend 
mit dem allgemeinen; es raubt die Unbefangenheit; es kann zu ur 
gerechtfertigten Forderungen an die Staatäfräfte verleiten. Perſoͤr 
lich Intereſſirte find als Parthei zu hören, Haben aber nicht bie 
Entſcheidung zu geben; wo möglich find fie jogar von jedem Ein 1 
fluffe auf letztere ganz auszuſchließen. Das zu hörende Intereſſ, 

welchem cine Mitwirkung auf Regierungshandlungen einzuräumen F. 
und von welchem eine nütliche Steigerung de Eiferd ber Behorden 

zu hoffen ift, darf blos das allgemeine fein. Nur von der Beizie 1 
hung von Vertretern des allgemeinen Intereſſe's kann es fich alle 
handeln. Als folche find denn aber Bürger zu betrachten, wede J 
durch ihre Verhältniffe bei dem allgemeinen Wohl und Wh 
vorzugsweiſe betheiligt find, dabei aber die nüthige Bildung, Rede 
Ihaffenheit und Unabhängigkeit befiten, um NRegierungsmaagregih 
von dem nöthigen höheren Standpuncte aufzufaſſen. Solche möge 
denn an und für fich entweder fchon durch ihre Stellung dazu be 
rufen und vom Geſetze bezeichnet werden, (was freilich die Gefahr 
ariftofratifcher Richtungen hat); oder es kann die Negierung fie be 
zeichnen, (mo denn die Unabhängigkeit fehlen mag); oder endlich fin 
fie durch Wahlen zu finden, (welche aber nicht immer und nicht bl 
auf Tüchtige fallen). Rückſichten auf die Strömungen ber g 
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isigen Zeit nöthigen wohl dazu, die Iehtere Bezeichnung als die am 
meisten zufrieden ftellende und vielleicht unvermeibliche anzunehmen; 
doch ift dafür zu jorgen, daß durch Feſtſtellung von Wahlfähigkeits- 
bedingungen und durch Behandlung der fraglichen Theilnahme als 
urmentgeltlich zu verfehendes Ehrenamt entjchieden unpaffende Beſtand⸗ 
theile entfernt gehalten werben. Nicht erit der Bemerkung bebarf es 
übrigens, daß eine Zuziehung von Bürgern nicht bei allen Ver: 
waltungsbehörben zuläffig und nützlich, auch bei den im Allge- 
meinen bazır geeigneten nur bei beitimmten Gefchäften möglich ift. 
Eine richtige Auswahl ift fomit von hoher Nothwendigkeit. Vor 
Allen find die Gejchäfte der vollziehenden Beamten in ber Hauptfache 
außer Frage, und nur zwei Ausnahmen mögen etwa gemacht wer: 
ben. Einmal können, in Analogie mit der Verwendung von Ge- 
fehworenen bei den Gerichten, und mit weiterer Benüung der hier 
bereit3 verlangten Deffentlichfeit, den Polizeibeamten für die Aug: 
übung ihres Strafrechtes bei Polizeiübertretungerr Bürger zur Seite 
geftellt werben (Schöffen), zur Verhinderung eines falſchen, zur 
Unterftügung eines wahren Eiferd, fo wie zur Hebung bed Der: 
trauens in biefen Theil ber amtlichen Thätigkeit. Dann aber mag 
es in außerorventlichen Zeiten, namentlich bei großer innerer Gäh— 
rung, gerathen fein, ben Beamten vorübergehend einflußreiche Männer 
zu3 der Bürgerfchaft beizugeben, welche ihnen in der Erhaltung ber 
Ordnung im Allgemeinen oder für bejtimmte Dienftzweige zur Seite 
tehen und mit ihrem perfänlichen Anfehen bie unficher gewordene 
Amtsauctorität ftüben oder die nicht ausreichende Arbeitskraft er- 
yänzen. Häufiger und regelmäßiger ift eine Zuziehung der Verwal: 
teten, anwendbar bei ver Berathung neuer Maaßregeln; und fie ift ſogar 
‚mimer da rväthlich, wo ein gerechter Zweifel obwaltet, ob auch bag 
Intereſſe der Unterthanen von den Behörden beftänbig und gebührend 
werbe im Auge behalten werben. Dieß iſt aber namentlich da ber 
Tall, wo es fih von Anftalten und Einrichtungen von örtlicher 
Wichtigkeit handelt, deren Nothwendigkeit vielleicht den Beamten nicht 
Defannt genug fein Tann, oder von ber Umlegung von Beiträgen 
xuf die Bezirke, Kreife u. |. w., mit welchen es entweder zu leicht 


Benommen werben oder bie man ohne olchen jittlichen Halt gar nicht 
. v. Mohl, Polizeiwiſſ. IL 3. Auflage. 38 


“ 
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zu Verlangen wagen möchte. Es ift jomit eine ſolche Zuziehung eine 
Art von Heiner Ständeverfammlung, freilich mit mwejentlicher Der: 
ſchiedenheit im Zwecke und in ber Befugniß. Daß bei techniſchen 
Berathungsbehoͤrden und überhaupt überall, wo beſtimmte Fachkennt⸗ 
niffe erforderlich find, ein jolcher Beirath nicht an der Stelle iſt, 
verfteht ſich von felbit. 

Werden nun diefe Grundjäte angewendet auf die verjchiebenen 
zur Beforgung der polizeilichen Thätigfeit des Staates erforberlichen 
Stellen, jo ergeben jich nachftehende Folgerungen und Einrichtungen: 

L Allgemeine Polizei: Stellen: 

1) Die Gemeinde-Polizeibehörde tft jeden Falles, mag 
fie nun vom Staate mit einem eigenen Beamten bejegt ober bem 
Ortsvorſteher übertragen fein, nach dem Einheit - Principe einzu: 
richten. Hier handelt es fich immer blog von ber Ausübung, von 
perfönlider Einwirkung, eigener Befichtigung und Handanlegung; 
jolche Gefhäfte Können aber nicht von einem Collegium beſorgt wer- 
ben %). Je nach ber Größe und der Lage der Gemeinde (3.8. an 
ber Gränze, an einem Hafen u. |. w.) muß freilich daß dem Orte 
Polizeibeamten zu Gebote ftehende Hilfperfonal ſehr verfchieben be 
jtellt werden. Während in Pleineren und ruhigen Gemeinden der 
Beamte Alles felbft zu beſorgen im Stande ift und zu feiner Unter: 
ſtützung höchſtens eines oder einiger Amtsdiener bedarf, ftellt fi 
Ichon in Stäbten von mittlerer Größe und mäßiger Regfamteit bad 
Bedürfniß eined ftärkeren untergeordneten Perſonales heran. 
Eine Anzahl von Kanzleibeamten hat hier die Echreibereien zu be 
forgen; unter einige Polizei = Commiffäre ift die ſtündliche Aufficht 
auf die verfchiedenen Quartiere der Stadt und die in ihnen befind: 
lichen Polizei = Anftalten oder außzuführenden Polizei = Gefeße ver: 
theilt °); vielleicht find für einzelne befonderd wichtige oder einen 
eigenen Mann hinreichend beichäftigende Gefchäfte eigene Aufſeher 


4) Deßhalb erfcheint denn auch die Uebertragung der Orts-Polizei an gang 
Magiftrgte, wie 3. B. in Preußen und in ben beiden Heflen, ala unzwedmähig. 

5) In Branfreich wird in den Städten je für 10,000 Einwohner Ein Bolge: 
Commiſſär gerechnet; in Städten über 100,000 Einwohner ift ein General⸗Polizer 
Kommifjär, ſ. Allez, Dict. de police, ®b. I, ©. 477. 


nen. Senne nn mn uhren — nen 
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beftellt; das niedere Dienſtperſonal ift zahlreicher 9%). In ganz großen 
Städten ſchwillt die Verwaltung, und fomit auch die Zahl ber nöthi- 
gen Unterbeamten, leicht zu einem Umfange an, welcher die ganze 
Einrichtung Meiner Staaten Hinter ſich läßt. Hier find denn 
verjchiedene Kanzleiabtheilungen unter eigenen Vorſtänden für bie 
einzelnen Geſchäftsabtheilungen beftellt; die Zahl der Commiſſäre, 
ber Special-Beamten wächst, vielleicht ift ſelbſt eine Zwiſchenſtelle 
zwilchen ihnen und dem leitenden Oberbeamten nöthig; bag nichtre 
Dienjtperjonal ift jo zahlreich, daß es nur auf militäriche Weile, 
organijirt und zum Dienfte angehalten werden kann, tn welchem 
Falle ihm natürlich DOfficiere und die übrigen Einrichtungen tehen- 
der Truppen zu geben find ). — Die oben geltend gemachten Grund: 


6) Um die Bürger gegen Mißbrauch der Amtögewalt von. Seiten bed nie= 
dern Polizei: Berfonales zu fichern, find theils fehr firenge Strafen im Falle un: 
gerechtfertigter Gewaltthätigfeit nöthig, theils muß ber einzelne Mann ein ihn 
individuell erkennbar machendes Zeichen an fich tragen, 3. B. eine Nummer an 
ber Kleidung. 

7) Sehr ausführlich Über bie Einrichtung einer örtlichen Polizeibehörbe ift 
Zimmermann, Deutfche Polizei, Bd. III, ©. 911 fg. — Als Veifpiel der 
Polizei einer großen Stadt mag die Polizei: Verwaltung der Stadt Paris dienen, 
wie biefe ſchon vor ber jüngften Ausdehnung auf die Gemeinden der Umgegend 
beftelt war. Der Polizei: Präfeet hatte unter fi: a) für jedes der damaligen 
12 Arrondiffements 1 Officier de paix mit einer Abtheilung Polizei-Infpectoren 
und Stadt-Sergeanten; b) für jedes der 48 Quartiere 1 Polizei: Sommifjär mit 
1 oder 2 Secretären u. ſ. w.; c) eine große Anzahl von Beamten für beftimmte 
einzelne Zeige, 3. B. für die Märfte 1 Generalsinfpector und 34 Sufpectoren; 
für bie Schifffahrt einen General:Infpector und 34 Inſpectoren; für die Maaße 
und Gewichte 41 Inſpectoren; für Straßenreinigung und Beleuchtung 1 General: 
Infpector und 80 Snfpectoren und Diener; 17 Baumeifter u. f. w.; d) Munis 
cipal⸗Garde, 2500 Mann zu Fuß, 400 zu Pierbe; e) Sappeurs:Pompiers, 850 
Mann. Die Kanzlei war mit 300 Beamten befeßt und zerftel in das Privat: 
Sabinet bed Präfecten, in den Dienft bes General:Secretärz, und in die 2 Sec 
tionen für die öffentliche Sicherheit und für die fonflige Verwaltung. Das Budjet 
für diefe Verwaltung war (und ift no) 12 Millionen Franken. ©. Vivien, 
in ber Revue des deux mondes, 1842, Bd. XXXII, ©. 790 fg.; Zimmer: 
mann, a. a. D., Bd. TII, Seite 1010 fg. Zu bemerken ift dabei freilich, daß 
einer Seit? die Polizeipräfectur hauptſächlich die ſog. Sicherheitßpolizei, alfo 
Geſchäfte der Präventivjuftiz, zu beforgen bat, anderer Seits ein großer Theil ber 
eigentlichen Polizei nicht ihr, fondern dem Präfecten bes Departements ber Seine 
obliegt. Diefer bat denn wieder eine riefenhafte Verwaltung und, nach Abzug 
ber Verwendung für die Polizeipräfectur, noch ein Bubjet von 140 Millionen 
Franken! S. Annuaire d. l’&con. polit., 1864, ©. 190. 99 
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fäbe, in Betreff der Deffentlichfeit und der Zuziehung von Bürgern, 
machen einen bejonderen Beweis darüber unnöthig, baß bei ben 
Bolizeibehörden diefer Stufe ſolche Maaßregeln nicht an der Stelle 
find ®), etwa mit Ausnahme der Anwendung bes, freilich hier fehr 
unbebeutenden, Strafrechtes. 

2) Diefelden Gründe fprechen auch für die Uchertragung der 
Bezirks-Polizeiſtellen an Einen Mann; benn auch auf bieler 
Stufe ift die Vollziehung, nicht die Berathung und Feſtſetzung, all: 
gemeiner Maaßregeln der Hauptgegenftand der Amtsthätigkeit. Doc 
ind dem Beamten Gehilfen beizugeben, welche ihn theils in feinen 
Gefchäften unterftügen und ihn erforderlichen Falles erſetzen, theils 
nur die Schreibereien und Rechnungen unter feiner Leitung und 
Derantwortlichkeit beforgen. Die erfteren find natürlih aus ber 
Zahl der für den Polizei= Dienft wifjenfchaftlich gebildeten und ge- 
prüften Dienftcandbidaten, welche zur ſelbſtſtändigen Bekleidung von 
polizeilichen Aemtern nachgebildet werben follen, auszuwählen. — 
Je nad) dem geographifchen Umfange des Amtsbezirkes, der Lage 
deſſelben, 3. B. an der Gränze ober im Gebirge, auch wohl nad 


dem allgemeinen Geifte der Bewohner, ift die Zahl des dem Bezirks⸗ 


amte untergebenen nicberen Dienftperfonale® zu beftimmen. Ron 
vielfachen Vortheilen iſt eine militärische Organilation diefer Polizei: 
Mannfchaft, jo daß diefelbe für das ganze Land aus Einem Korps 
beftcht, von bem eine nach dem Bedürfniſſe bemefjene einzelne Ab: 
theilung jedem Bezirke zugetheilt ift. Die Beweglichkeit, Pünctlid: 
feit im Dienfte, fo wie der äußere Eindrud würde durch Feine an: 
dere Organifation in jo hohem Grade und fo leicht erlangt werben; 
und überdieß bietet diefelbe noch als bedeutende Vortheile die Mög: 
lichkeit einer fchnellen Vermehrung der Zahl in Notbfällen, fo wie 
die Leichtigkeit der Verfegung einzelner Individuen dar 9). — Bon 


8) Es ift natürlich hier nicht von der Gemeinbe:Berwaltung im 
Allgemeinen die Rebe, deren Organifation gar nicht in Frage ſteht, und bei mel: 
her Theilnahme der Bürger und Deffentlichfeit ganz am Plage ift, fondern nur 
von ber einem Gemeinbebeamten vom Staate übertragenen Beforgung polizei: 
liher Geſchäfte. 

9) Tag Nähere über die Organifation einer bewaffneten Bolizei-:Mannfchaft 
(LandiägersKorps, Gengdarmerie) f. in dem Syſteme ber Rechtspolizei. 
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großer Bedeutung für bie Bezirfäverwaltung iſt die Entſcheidung der 
Trage, ob bei ihr die Verwendung des oben befprochenen popularen 
Elementes gerathen und, im Falle der Bejahung, welcher Geichäftsfreis 
bemfelben zuzutheilen und welche Einrichtung ihm zu geben it? Im 
Allgemeinen kann man fich wohl nur für die Frage außfprechen. Die 
Wahrung der Intereſſen des Bezirkes ſpricht dafür; und es ift eine Ehre 
jo wie ein treffliches ſtaatliches Bildungsmittel für dag Volk, zur Mit- 
beſorgung der Hilfsthätigfeit des Staates berufen zu fein. Im nicht 
wenigen Staaten ift daher auch bie Einrichtuug getroffen 1%. Was 
num aber die Einrichtung felbft betrifft, jo kommt Alles darauf an, 
auf welche Art von Thätigkeit das Hauptgewicht gelegt wird. Han- 
delt es fich weſentlich darum, einem folchen Bezirfärathe einen Ein- ' 
fluß auf die Gründung und Unterhaltung von Anftalten und auf 
bie VBerwilligung von Ausgaben einzuräumen, welche zum Nuten 
des Bezirfed dienen würden, zu beren einfacher Anordnung durch 
bie Behörde aber das allgemeine Gejet Fein Recht gäbe, (3. B. Er- 
richtung und Erhaltung eines Krankenhauſes, eine? Nachbarjchaftz- 
weges, die Anftellung eines Arztes u. dgl.) : fo ift eine verhältniß- 
mäßig zahlreiche Verfammlung an ver Stelle, damit alle Theile des 
Bezirkes, namentlich alle Gemeinden, unmittelbar vertreten find 11). 
Iſt es dagegen bie Abficht der Beiziehung, mit den Beamten gemein- 
ſchaftlich gewiſſe wichtigere Verwaltungsgeſchäfte zu. beforgen, fo reicht 
nicht nur eine weit Kleinere Anzahl von Berufenen aus, jondern es 
iſt fogar bie Beichränfung nothwendig, um nicht die Verwaltung all 
zu jchwerfällig zu machen. Much ift zu bebenfen, daß in dem Ieb- 
teren Falle die Zufammentritte Häufig fein müffen, während bief bei 


10) So beflehen 3. B. in Frankreich die conseils d’arrondissements, fiehe 
Block, Diet. des administ. frang., Art. Arrond., (im Sabre 1848 waren 
Santonalräthe befchloffen worden, welche aber nie zur Außführung kamen;) 
in Preußen beftehen bie Kreisftände und ift längft eine neue Orbnung berfelben 
verfprachen, |. Rönne, Staatsrecht, Bd. I, S. 461 fg.; Bd. II, ©. 206 8-3 | 
in Baiern die Diftrictsrätbe, |. PdzL, B. Verf.-Recht, 2te Aufl, S. 298 fg.; 
m Württemberg von ältefter Zeit bie Amtsförperichaften, fiehe mein Württemb, 
Staatsrecht, Bd. II, S. 87 fg.; in Baden bie Begirfärätbe, ſ. Weigel, Organifat. 
». inneren Verwaltung, ©. 162 fo. 

-11) Dieß ift 3. B. der Fall bei den württembergifchen Amtskoörperſchaften, 
velche an ber Taufenden Verwaltung Teinen Theil nehmen. 
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ber erfigenannten Aufgabe nicht nöthig ift, alfo auch ohne Beſchwerde 
an Mehrere die Aufforderung zum Erjcheinen ergehen Tann 1). Ueber 
die Wahl zwijchen beiden Zwecken mag man allerdings zweifelhaft 
fein, doch fcheint die Entſcheidung für den weiter gezogenen Geſchäfts⸗ 
frei? ausfallen zu follen, al3 woburch eine weit häufigere und burd- 
greifendere Vertretung der Intereffen der Verwalteten und ein gröf- 
ferer Einfluß auf die Thätigfeit der Beamten gewonnen wird. Sft 
folches aber feftgeftellt, dann müffen natürlich durch Gefek die Gegen- 
ftände genau bezeichnet fein, in welchen ber Bezirksbeamte nur unter 
Zuziehung der Bezirksvertreter einen Beſchluß faſſen darf 28). Räth— 
lich iſt dabei freilich, dem Beamten im Falle einer Ueberſtimmung 
in dem Bezirksrathe das Recht einer Einſtellung des Beſchluſſes und 
einer Vorlegung zur Entſcheidung einer höheren Behoͤrde zu gewähren, 
damit die Einheit der Negierungsthätigleit erhalten und der Staat 
nicht in ein Aggregat ſelbſtſtändiger Cantone aufgelößt werde. Wohl 
ift auch zuläffig einen Unterjchieb zu machen zwiſchen Gegenftänden, 
bet welchen den Berufenen. ein Entſcheidungsrecht zuftcht, und fol- 
hen, über die fie nur ein Gutachten zu geben haben. Bon Oeffent⸗ 


12) In Frankreich beftehen. die cons. d’arrond. aus höchſtens 9 Mitgliedern; 
in Baden die Bezirfäräthe au 6—9, von melden 4 zu einer gültigen Sitzung 
genügen. Tie württembergifche Amtskörperſchaft kann 30 und mehr Mitglieder 
baben. 

13) Eine ins Ginzelne gehende Bezeichnung derjenigen Gegenftände, welde 
für eine Berathung mit dem Bezirfsrathe pafien, läßt fih nur mit Zugrunbe 
legung beftimmter Geſetze und Verwaltungseinrichtungen machen, nicht aber an 
für allemale und für alle Staaten gemeinfam. — Eine fehr fchwierige Frage if, 
ob die Verwaltungs: NRechtöpflege in ben Kreis der Zuftänbigfeit der Bezirkäver: 
treter gezogen werden fol? Auf ber einen Seite ift eine Uebertragung ber Ent: 
jheidung von Streitigkeiten des öffentlichen Rechtes an eine minder abhängige 
Behörde, als blofe Vermaltungsbeamte find, von Werth, auf der anderen Seite 
aber zu beforgen, baß folche aus dem Volke hervorgegangene Richter den gerade 
bier oft vorfommenden fchwierigen Rechtsfragen nicht gewachſen fein möchten. 
Vorzuziehen ift daher jeden Tales, wenn die Vermaltungsrechtöpflege erfter In: 
ftanz an eine andere bafür tauglichere Behörde gewiefen werden kann, (wie z. 8. 
in Tranfreih an die conseils de prefecture, obgleich auch biefe noch Bieles zu 
wünſchen übrig laffen;) allein wenn der Staatdorganigmus hierzu Feine Belegen: 
beit giebt, fo ift e8 wohl immer noch das Beſſere, ben Verſuch zu machen. Das 
badiſche Gefeß von 1864 bat es unternommen, fiehe Weizel, a. a. D., Seite . 
170 fg.; über den Erfolg zu urtheilen, ift noch zu frühe. 


599 


lichkeit kann auch hier in ber Beforgung von Verwaltungsangelegen- - 
heiten nicht die Rede fein, und fie daher nur etwa bei ver Berathung 
des Bezirksbudjets, bei Straferlenntniffen und, fall dem Bezirks⸗ 
rathe diefe Zuftändigfeit eingeräumt fein jollte, bei Urtbetlen in Ver⸗ 
waltungs⸗-RNechtsſtreiten ftattfinden. — Ob der Staat bie einmal 
beftehende Bezirfävertretung auch noch in anderen Zweigen ber öffents 
lichen Thätigkeit benüten könnte und follte, 3.8. bei Steuerumlagen, 
Aushebungen zum Kriegsdienſte u. |. w., tft zwar eine wichtige Frage, 
aber hier nicht zu erörtern. 

3) Zweifelhaft tft die Entſcheidung über das Einrichtungs⸗ 
Princip bei den Kreis-Behörden. Auf der einen Seite ift bie 
Vorbereitung oder endliche Faſſung allgemeiner Bejchlüffe ihre Sache, 
und in fo ferne erfordern fie einen Verein mehrerer Männer; an⸗ 
derer Seit? aber haben fie nicht felten auch blofe Ausführung an- 
zuorbnen, wenn eine Trage im Wege de? Recurſes an fie gelangt, 
oder deren Entſcheidung die Amtsgewalt der untern Stelle über: 
ſchreitet; es kommen ferner gar manche Gegenftände bei ihnen vor, 
welche feinen Verein zu ihrer Erledigung erfordern: dieß Alles aljo 
wäre befjer Einem Wanne übertragen. Zwar läßt ſich die mit ber 
Durdführung des reinen Collegialſyſtemes verbundene Zeitverſchwen⸗ 
dung dadurch theilweife entfernen, daß für geringfügige Sachen eine 
büreaufratifche Erledigung eintritt; allein in der Hauptjache bleibt 
doch immer nur die Mahl zwiſchen zwei möglichen Uebeln. Die 
Entſcheidung wird fich wohl darnach beftimmen müffen, ob in einem 
Staate beitimmte, namentlich auch formell gut abgefaßte Geſetze vor- 
handen find; ob das Öffentliche Leben fich in demſelben jchon Träftig 
entfaltet hat und ber Bürger feine Nechte und Intereſſen im Falle 
einer Bedrohung oder Verlegung fräftig zu vertheidigen weiß und 
wagt; ob namentlich eine freie Preſſe die Stelle mancher andern 
theurern aber wentger wirffamen Ueberwachung vertritt; ober ob 
der Schuß gegen Ungerechtigkeit und Unzweckmäßigkeit hauptfächlich 
bei den höheren Negierungs - Behörden zu fuchen tft. Im erjteren 
Falle mögen auch die höheren Verwaltungs-Stellen ohne Bedenken 
Einzelnen anvertraut werben (natürlich mit Unterftügung abhängiger 
Gehilfen); im andern Falle dagegen gewähren Collegien eine nicht 
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gering zu achtende Sicherheit, und zwar, was wohl zu bebenfen ift, 
eine Sicherheit, welche in der Einrichtung ſelbſt Liegt und nicht in 
äußeren Umftänden, welche auch fehlen und ſodann das Uebel ganz 
ungehinvert wirken laffen können 14). — Auch auf diefer Stufe der 
Berwaltungsbehörden entjteht die Frage nach der Beiziehung von 
Vertretern der Intereffen der Bewohner. Ste ift zu entfcheiden, wie 
bei den Bezirken, da dieſelbe Möglichkeit einer verfchiebenen Auffaf- 
jung des Zweckes und der Einrichtung vorliegt, die weitere räum- 
liche Ausdehnung der Intereffen jo wie das größere Maaß der hier 
nothwendigen Mittel aber keinen Unterfchteb in dem Weſen der Sache 
macht. Nur dürfte bier der Grundſatz aufzuftellen fein, daß in allen 
Fallen, in welchen die Kreisbehörbe ala höhere Inſtanz über eine 
jhon von einer Bezirksvertretung behandelte Angelegenheit zu ent: 
jcheiden bat, — fei es nun über einen Recursfall ober über eine 
vom Bezirföbeamten wegen Meinungöverjchiedenheit mit dem Bezirks⸗ 
rathe höheren Ortes angemeldete Sache, — die Staatsbehoͤrde allein 
und ohne Zuziehung der Kreisverfammlung einzutreten habe. Hier 
handelt e3 fich von gleichmäßiger Aufrechterhaltung der Gefege und 
Verwaltungdnormen, welche der nicht gejchulten und möglicherweife 
von den Regierungszwecken abweichenden Anfchauung von Bürgern 
nicht überlaflen werden kann. UWeberhaupt find bie. beiden Pertre: 
tungen des Fleineren und des größeren Bezirke? nicht im Verhält- 
niffe der Ueber und Unterordnung, fondern ftehen fich gleich, jede 
in ihrem Zuftändigfeitäfreife 1). — Wie immer aber die Einrich⸗ 
tung der Kreisbehörden fein mag, in jedem Falle ift 

4) die Organifation des Miniſteriums durch deſſen Std: 
lung unzweifelhaft gegeben. Hier iſt nämlich die Einheit des Ent: 
ſchluſſes ſo wenig zu entbehren, als die Umficht der Lleberlegung. 


14) Weber bie Einrichtung der Kreisſtellen ſ. Maldhus, a. a. O., 3b], 
©. 132 fg. | 

15) Auch an Beispielen von Sreizvertretungen fehlt es keineswegs. In Frank: 
reich beftehen die Departementalräthe (Conseils generaux), aus höchſtens 30 Mit: 
gliedern mit ausgedehnten Befugnifin. © Dumesnil, De l’organisation 
et des attributions des c. g. de Departement et des c. d’Arrondissemens. 
Ed. 3. I. II. Par., 1852. In Baiern find Sandräthe in jebem ber acht Kreiſe; 
in Baden $reisverfammlungen. 
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Zur Vereinigung beider Eigenfchaften aber tft nicht wohl eine andere 
Einrichtung denkbar, als daß zwar ber Mintfter eine Verſammlung 
von Räthen zur Seite hat, welche ihre gemeinfame Meinung in 
allen wichtigen Dingen ihm mitzuthellen haben, es aber bei ihm 
fteht, ob und wie weit er berjelben Gehör geben ober feinem eigenen 
Willen folgen will. Schon die nothwendige perfönliche Verantiworts 
lichkeit deg Minifterd erfordert, namentlih in Staaten mit einer 
Volksvertretung, für ihn das Necht einer enblichen freien Beſtim⸗ 
mung 1%). Die unbebeutenderen Dinge mögen, zur Zeiterſparniß, 
nur von einem Neferenten bearbeitet und dem Miniſter vorgelegt 
werben. In größeren Staaten find Sectionen (Divifionen u. f. w.) 
je für beftimmte Arten von Gefchäften nothwendig, deren Vorftände 
dann den engeren Rath des Minifterd bilden. — Hier Tann denn 
weber von Deffentlichfeit noch von Zuziehung von Sintereffe-Vertre- 
tern bie Rebe fein. Die Stelle der Lebteren übernimmt die Stände: 
verfammlung für daß ganze Land. 

II. Die beſonderen Pollzel-Stellen. | 

1) Sp wenig als bei den unteren allgemeinen Stellen ift Pr 
ben ausführenden technifchen Behörden, örtlichen oder. bezirk⸗ 
‚lichen, eine andere Einrichtung möglich, als die Uebertragung des 
Gefchäftes an Einen Mann. Selten wird fogar hier von Gehilfen 
die Rede fein Finnen, indem theils der Umfang ver Gejchäfte eine 
Unterſtützung nicht erfordert, theild der Staat gergde die Kenutniffe 
des beitimmten einzelnen Mannes durch feine Anftellung für fich zu 
erwerben‘ Willens if. Nur bei Armenbehörden, Gittengerichten, 
Auffichtöbehörden- über die Unterrichtöanftalten ift-eine collegialifche 
Beſetzung denkbar, und manchmal auch nothwendig. Auch macht es 
hinſichtlich der regelmäßigen einheitlichen Beſetzung feinen Unterfchieb, 
ob die in Frage: ftehenbe teriſche Behoͤrde eine örtliche ober bezirt⸗ 
liche iſt. 

2) Hinſichtlich der Kreis- und. Central— Stellen ift-. vor 
Allem zu unterſcheiden, ob die Beforgung der technijchen Gefchäfte 
eigenen, blos ober wenigſtens hauptfächlich aus Technitern befteen- 


16) Vgl. Malchus, a. a. O., 8. J, S. 80 fg. 
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den, Behörden, oder nur einzelnen technifchen Neferenten bei den 
allgemeinen Bchörben übertragen ift. Im letztern alle ift es ziem⸗ 
lich gleichgültig, ob die allgemeine Behörde nach dem Einheit3- oder 
nach dem Collegial⸗Syſteme eingerichtet ift; immer werben bie tech- 
nischen Geſchäftszweige von dem Referenten allein beforgt werben. 
"Denn auch wenn berjelbe nur Mitglied einer größern VBerfammlung 
ift, jo befteht die colfegialiiche Behandlung mehr der Form als ber 
Wirklichkeit nach, und felten haben die übrigen Mitglieder bedeuten: 
den Antheil an den Beſchlußnahmen. Es ift dieſes im übrigen bie 
weniger zuträgliche Form. Da die Berathung und Außgleichung 
verfchiedener Anfichten gerade bei der Anordnung allgemeiner Nor: 
men in technifchen Gegenftänden nur wünſchenswerth fein Tann, fo 
ift die andere Weife der Beſorgung der bejondern Polizei⸗Geſchäfte 


in den höheren Inſtanzen, nämlich die collegialifche, wünjchendwerth. 


(j. oben, Seite 590 fg.). Einem folchen Collegium von Technikern 
find übrigen? jedenfalls einige eigentliche Gefchäftsmänner beizugceben, 
welche auf die Berüchlichtigung ber beftehenben Gefeße und des Staatd- 
organismus aufmerkſam zu machen und überhaupt dad Formelle der 
Ausführung zu bejorgen haben. 

Sowohl bei höheren al3 niederen Behörden biefer Art iſt 
Deffentlichkeit und Beiziehung von Bürgern außer Frage 17). 


17) &3 dürfte wohl auffallen und vielleicht Tadel finden, daß in den vor- 
ſtehenden Grörterungen über bie innere Organifation ber Polizeibehörben des von 
Gneift in feinem Meifterwerke über englifche Berfaffung und Verwaltung mit 
eben fo viel Geift als Gelehrſamkeit entwidelten und als die Grundlage eine 
ieben richtigen Staatsweſens bargeftellten Syfteme? der Selbftverwaltung 
feine Erwähnung gefchehen ift. Dieß ift nicht unterlaffen worden aus Unkennt⸗ 
niß, noch auch weil es an ber vollften Anerkennung der Verdienfte Gneiſſ's um 
bie richtige Einfiht in bad Weſen und in bie Formen ber englifchen Einrichtungen 
fehlte; fondern im ber Üeberzeugung, daß es auf dem Feſtlande, jeden Falles in 
Deutſchland, an dem fittlihen und thatfählihen Grundlagen zu ber Anwendung 
dieſes Syſtemes gebricht. Taffelbe beſteht bekanntlich darin, daß ein bebentender 
Theil der Verwaltungs (und felbft ber Juſtiz-) Gefchäfte von zahlreichen, durch 
einen Zwangsauftrag ber Krone bazu berufenen, mehr oder weniger mechfelnden, 
unentgeltlich dienenden Bürgern verfehen wird, deren Rechte und Pflichten ftrengt 
durch Gefege umfchrieben find, welche fich aber innerhalb ihres Thätigkeitskreiſes 
frei und ohne renelmäßige Oberaufficht der Regierung bewegen und beren Be 
jehlüffe und Handlungen von den dadurch ſich verlegt Fühlenden nur vor bie 
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Zweites Kapitel. 
* Berfahren in Polizei⸗Sachen. 


C 19. 
1) Bon der Zuftändigleit in Polizei⸗Sachen. 
Der in einem Rechtöftante allgemein anerkannte Grundjaß der 
Gleichheit der Bürger vor dem Geſetze verbindet Alle nicht nur zur 


Gerichte zur Rechtsentfcheibung gebracht werben Fönnen. Eine folde Einrichtung 
feßt nun für die zu eigentlicher Polizeiverwaltung gehörigen Geſchäftsaufgaben, 
— wie fie in England alfo den Friedensrichtern, Sherifs, Lorblieutenants ber Graf: 
fhaften, Großgeſchworenen zufallen, — eine zahlreiche, über bad ganze Land zer- 
freute, reiche, ihrer Pflichten als Grumblage ihrer Rechte bewußte Gentry vor: 
aus. Um fie aber berzuftellen, bat e8 in England eineß Jahrhunderte Tangen 
freieren Stabtlebens, eines unter ben höheren Ständen dadurch verbreiteten öffent: 
lichen Geiftes, eines Leibenfchaftlichen Streben nah Theilnahme an dem Reichs⸗ 
parliamente beburft; und es ift überdieß zu ihrer Aufrechterhaltung das Erftgebint- 
recht, der monopoliftifche Beſitz des Grundeigenthums und bie ganze ariftofratifche 
Drganifation der engliſchen Geſellſchaft nothwendig. Dieß Alles fehlt uns, zum 
Theile glüdficder, zum Theile unglüdlicher Weife; damit denn aber das Material 
für ein englifches Self-®overnment. (Hoffentlich wird Niemand ein Junkerthum, 
wo ein foldhes noch in Deutſchland beiteht, ald etwas Gleichbedeutendes und Ver⸗ 
wendbares betrachten!) Die ganze @inrichtung iſt fomit in Deutichland unaus⸗ 
führbar; wir find auf bezahlte Berufsbeamte angewiefen, und e8 kann fi nur 
davon handeln, biefe fo gut als möglich zu bilben, zu wählen unb zu flellen; 
fodann Mittel ausfindig zu machen, um bie diefem Syfteme, wie jedem anberen, 
anbängenden eigentbümlichen Nachtheile nach Thunlichkeit zu befeitigen ober wenig- 
ſtens zu mildern. Als ein Mittel der letzteren Art iſt nun unter Anderem bie 
Beiziehung eines populären Elementes zu gewiſſen Staatsbebörben in ein- 
zelnen Staaten gebraucht, diefelbe auch oben tbeoretifch allgemein angerathen wor: 
ben. Daß biefe Einrihtung nicht bie englifche Selbfiverwaltung ift, noch fein 
fo, Tiegt freilih Mar vor; allein Weiteres und Anderes ift denn eben ımter ben 
gegebenen Verhältniſſen nicht möglich, und es fteht zur Zeit felbft noch in Frage, 
ob man mit Nutzen nur fo weit gehen Tann. — Unter ſolchen Umſtänden ift es 
benn auch überflüffig erfchienen, an gegenmwärtiger Stelle die bezeichnenden Eigen: 
ſchaften des englifhen Self-Government näher zu erörtern und mit benen ber 
Beamtenverwaltung zu vergleichen; boch wirb e8 erlaubt fein, zu bemerken, daß 
bie Verwendung ber Lanbariftofratie zur Erledigung ber polizeilichen Aufgaben 
bed Staates keineswegs fo ohne alle fühlbaren Nachtheile ift, und daß es fehr bie 
Frage wäre, ob die gleiche Einrichtung bei ung großen Beifall fände. Dilettanten- 
Arbeit iſt weder immer tauglich noch eifrig; ariftofratifche und unentgeltlich die: 
nende Beamte find Feinedwend immer human und unpartheiiſch; fyftematifche und 
im ganzen Lande gleiche Entwürfe und Ausführungen poftzeilicher Vorkehrungen 
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materiellen Befolgung der polizeilichen Vorſchriften ), ſondern es 
folgt aus dieſem Principe auch die Zuſtandigkeit jeder Polizeibehoͤrde 
über alle ihren Bezirk bewohnenden Individuen. Unter Gleichheit 
vor dem Geſetze ift nämlich nicht nur bie materiellsgleiche Behant- 
lung Aller in gleichen Fällen, fondern auch die Unterordnung aller 
Bürger .unter diefelbe Art und Stufe der obrigfeitlichen Stellen be 
griffen. Eine Abweichung biervon tft eine Beleidigung gegen bie 
geringer geachteten Klaffen, denen an minder guten und auserleſenen 
StaatZbeamten genügen fol; e3 iſt aber auch ein jehr zweifelhaftes 
Geſchenk für den Bevorrechteten, welcher eine Inſtanz verliert; & 
tft endlich ein Zeugniß der Unfähigkeit oder des üblen Willens, 
welches ſich der Staat feldft ausftell. Außerdem kann eine ſolche 
Vertheilung der Unterthanen unter verjchtedene Inſtanzen gar leicht 
das Zuſammenwirken der Behörben und jomit die Kraft und Folge 
richtigleit der Verwaltung jchwächen, und die Einführung oder Hand- 
habung einer nüglihen Maaßregel eben fo gut Kindern und ſelbſt 
unmöglich machen, als eine materielle Befreiung Einzelner. 

Diefer letztere Nachtheil tritt namentlich bei der Polizei ſehr 
deutlich hervor. Manche wichtige Anftalten derſelben find ohne 
völlige Mebereinftimmung der Behandlungsweiſe gar nicht zu Stande 
zu bringen, fo 3. B. die meiften Anoronungen der Medicinal-, der 
Sitten- Polizei, Vieled bei den Gewerben, im Verkehrsweſen u. f. w. 
m anderen Fällen würde eine Verfchievenheit der Behörden unter 
ven Bewohnern beffelben Bezirkes wenigſtens eine Verfchiedenheit in 
der Art und der Schnelligkeit der Gehorſams⸗ Ergwingung oder 
überhaupt der Behandlung, dadurch aber Mißvergnügen und Reibun: 
gen erzeugen, fo 3.8. bei den Anftalten zur Entfernung allgemeiner 
Sefahren für Perfonen oder für Vermögerr (durch Feuer, Waſſer), 
bei Zefthaltung von Baupfanen, Aufrechthaltung der öffentlichen 
Neinlichkeit, beim Genuffe gemeinfchaftliher wohlthätiger und an- 








haben auch ihr Gutes. Der von Gneift mit fo vieler Kraft hervorgehobene 
Grunbfaß aber, daß Rechte. im Staate durch Erfüllung öffentlicher Pflichten be: 
dingt fein müffen, läßt fich auch in den feftländifchen Zuftänden, wenn ſchon in 
anderer Weife und vielleicht weniger vollftändig, zur Geltung bringen. 

1) ©. oben, ®b. I, $. 195, ©. 589. 


genehmer Einrichtungen, wie der Brunnen, Verbindungswege, Schu⸗ 
len ı. ſ. f. — Das klare Hervortreten dieſer fachlichen, nicht nur 
dem Einzelnen ſondern dem Staate ſelbſt ſchädlichen, Nachtheile 
mag denn auch die Einführung befreiter Gerichtsſtände und eigen⸗ 
thümlicher Formen zu Gunſten Bevorzugter bei den Polizei:Be- 
hoͤrden verhindert und den Grundſatz der formellen Gleichheit in 
der Behandlung der Staatsbürger faſt allgemein durchgeſetzt haben ). 
Bei dieſem Grundſatze muß denn auch jeden Falles beharrt, und 
jeder Bürger, ſei ſeine Geburt und ſein Rang im Staatsdienſte 
welche fie wollen, den gewöhnlichen Polizei-Behörden unterworfen 
fein. Selbft der mit einem hoͤhern Polizei-Amte befleivete Beamte 
hat fich der Amtsgewalt der untergeorbneten Stellen, in deren Bezirk 
er fich aufhält, zu unterwerfen, ſobald er ala Privatperfon hanbelt 
ober in Anfpruch genommen wird. Außer der Perfon des Staats- 
oberhauptes ift Niemand von der Yurizbiction ber, je nach dem 
Falle, im Allgemeinen zuftändigen Stelle außzunchmen >). 


2) Die am bäufigften vorkommenden Ausnahmen bildeten, und bilden zum 
Theile noch, Studierende und Soldaten. Es ift aber durchaus Fein haltbarer 
Grund aufzufinden, warum bdiefe beiden Stände den allgemeinen Gefehen nicht 
unterworfen fein oder wenigſtens nicht in der allgemeinen Form zu beren Beob⸗ 
achtung angehalten werben ſollten. Das Beifpiel von England und Frankreich 
liefert ficherlich ben Beweis, baß die Difciplin und ber friegerifche Geiſt des Heeres 
keineswegs darunter leiden. Und ebenfo befteht bie fchöne, für Wiflenfchaft und 
Leben gleich heilfame, alademifche Freiheit nicht in einer Ausnahme von noth- 
wenbigen Staatseinrichtungen, ſondern in der Unbeſchränktheit ber geiftigen Aus⸗ 
bildung, ber ungehemmten Bewegung in unfhäblichen, felbfigemählten Formen 
und Sitten, endlich in der Unabhängigkeit von Berufs: und Dienftrüdfichten. 
©. hierüber oben, Bd. I, ©. 582. 

8) S. Zangen, Erörterungen ber Frage: wirb in Polizei-⸗-Sachen auf 
einen vorzüglichen Gerichtsſtand gefehen? Gießen, 1794. — Hiernach ift denn 
auch zu beurtheilen, wie Höchft unzwedmäßig und begriffswidrig es ift, wenn mit 
Batrimonialgerichtsbarfeit ober ähnlichen Mechten verjehene Gutsbeſitzer von ber 
Jurisdiction ber unterften Polizeiftellen ausgenonmen find. Selbft wenn fie daß 
Recht der Belegung biefer Aemter haben, kann diefes Leinen triftigen Grund zur 
Störung ber allgemeinen Staatzeinrichtungen abgeben. Das Staatsoberhaupt 
mag ihnen (niit welcher Zweckmäßigkeit, ift eine andere Frage) dieſes Ernennungs⸗ 
recht an feiner Stelle überlaffen; allein der einmal ernannte Beamte iſt nicht 
Privatdiener, fonbern ba8 Organ bed Geſetzes, welchem fie ald Unterthanen Ge: 
horſam fchulbig find. Auch ber Minifter, welcher boch fo viele Beamte ernennt, 
fteht im täglichen Leben unter jedem Organe ber Polizei. 
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Hiermit tft denn übrigend eine nach dem Grabe der Bildung 
und nach der gejellichaftlichen Stellung des Betheiligten abgeftufte 
Berjchiedenheit in der Form der amtlichen Mittheilungen und Hand: 
lungen gar wohl vereinbar. Eine ſolche kann nicht nur nicht al 
eine Verlegung der Gleichheit vor dem Geſetze betrachtet werben, 
fondern ift vielmehr. gerade im Hinblide auf diefe Gleichheit von 
den Beamten zu fordern, weil je nach den Sitten und der äußern 
Lage zweier Menfchen dieſelbe Form der Behandlung von hoͤchſt 
verſchiedener Wirkung für ihre Ehre und ihr Gefühl fein würde. 


$. 195. 
2) Bau ben verſchiedenen Amtögefhäften ber Balizei-Behärben. 
Ueberblict man das Gejammtgebiet der polizeilichen Thätigfet 


bed Staates, fo findet fi, daß die Gefchäfte der Polizei-Behörben 


“folgende Abtheilungen umfaffen '): 

1) Die Beauffihtigung und Beobachtung all 
Gegenftände, Begebenheiten und Handlungen, welche von Einfluß 
auf einen Theil de anvertrauten Gefchäftskreifes fein können. — 
Weſentlich unterjcheidet ich die polizeiliche Staatsthätigkeit dadurch 
von ber gerichtlichen, daß jie nicht auf die beftimmte Anforderung 
eines Betheiligten wartet, um ihre Wirkfamfeit zu beginnen, ſondern 
durch jede, gleichviel wie gemachte, Entdedung von Hinvernifen 
ded allgemeinen Wohles aufgefordert ift, dieſelben wegzuräumen. 
Es ijt jomit nicht nur feine Amtsüberfchreitung, wenn der Polizei: 
beamte auch unaufgefordert entweder ſelbſt oder mittelft feiner Unter: 
georoneten fich über Umftände, welche für irgend einen Theil feine 
Geſchaͤftskreiſes von Wichtigkeit fein können, zu unterrichten fuct; 
fondern es ift im Gegentheile feine erfte Pflicht, ſich immer ſicher 
und ſchnell umfaſſende Kenntniß zu verfchaffen. Hierzu dienen vor 
Allem die regelmäßigen Beobachtungen des untergeordneten Perle: 





1) Ueber die, viel zu wenig bearbeitete, Lehre von dem formellen Berfahren 
ber Polizeibehörben ift nicht ohne Nuten nachzulefen: Zimmermann, Tie 
deutjche Polizei bes 19ten Jahrhunderts, Band II und III, obyleich viel über: 
flüffige® und geſchmackloſes Gerede in den Kauf genommen werden muß und 
überdieß, was freilich wichtiger ift, ber ganze Begriff der Polizei falfch aufgefaßt 
wird, mit Übermäßigem Vorwiegen von Präventiv-Juſtiz. 
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nales und deren Berichte; im geeigneten Fällen aber auch bes 
ſonders angejtellte Nachforichungen. Außerdem find die von den 
Bürgern bei manchen an fi erlaubten Handlungen bei der Behörbe 
zu machenden Anzeigen von Werth, fo 3. B. die Einreihungen 
von Bauplänen, Anmeldungen von Gewerbeeinrichtungen, welche 
Dritten beichwerlich oder gefährlich werden könnten u. |. w. — Da 
die Erreichung des Zweckes ſehr häufig nicht möglich wäre, wenn 
es bei jedem Bürger ſtünde, ob er eine Nachforſchung dulden, eine 
ihm abverlangte Nachricht geben wolle oder nicht: fo muß es als 
Bürgerpflicht erklärt fein, den Nachforſchungen der vorgeſetzten 
Polizeibehörde an die Hand zu gehen, fo weit e8 fich von einem 
öffentlichen Intereſſe handelt, zu deſſen Förderung die verlangte 
Nachricht nothwendig iſt. Ein unmotivirtes und ſelbſt ein blos zu 
theoretiichen Zwecken bienended Eindringen in Familien- und Ge 
Ihäftsverhältniffe, welche keinen Gegenftand für eine gebotene Thä- 
tigfeit des Staates bilden, ift er freilich berechtigt zurückzuweiſen *). 


2) Zu folder verwerflihen Neugierde find namentlich die Aufforderungen 
mancher ftatiftifcher Behörden über Gewerbe: und Vermögens - Verhältniffe zu 
zechnen. Daß es wünſchenswerth fein Könnte, ſolchen Stoff zu Schlüffen über 
ben Stand und ben Gang des Volksvermögens zu haben, foll nicht bezweifelt 
werden; allein der Bürger ift nicht ſchuldig, Auskunft zu geben über Thatfachen, 
welche der Staat nicht zur Erfüllung einer beftiimmten Pflicht oder der Ausübung 
eines beftimmten Mechtes (3. B. der Beiteuerung) zu wiſſen nöthig hat und deren 
Bekanntwerdung feinem Geſchäfte oder feinen perfönlichen Sntereflen [haben könnte. 
Meberbieß ift ein ſolches Forſchen nutzlos, ba die Wahrheit boch in unzähligen 
Fällen verſchwiegen wird. Sehr weit geht man, wo es nicht erwartet werben 
follte, in England mit Auferlegung von Zwangspflicht zu Mittheilungen, indem 
das Parlament zum Zwecke feiner häufigen Unterfuhungen über Fragen bes all: 
gemeinen Nutzens bag Recht bat, nach Belieben vorzufordern und fie öffentlich zu 
vernehmen, das Oberhaus unter Auflegung eines Zeugeneides, das Unterhaus 
unter Strafanbrohung wegen „Privilegienbruches" bei faljchen Ausfagen oder 
Berſchweigungen. Siehe May, Law of Parliament, Seite 243 fg. (Ausg. von 
1844). — Auf ganz falfche Grunblage ftelt Zimmermann, a. a. O., 8b. IH, 
©. 461 fg. die Beantwortung ber Frage über bie Ausfagepflicht ber Bürger, wenn 
er biefe befchränfen will auf Fälle, in welchen bie Polizei auf Grund beflimmter 
Anzeigen eine förmliche Unterſuchung von procefjualifchem Character zu führen habe, 
Abgeſehen davon, daß die Bolizei überhaupt gar feine Handlungen von proceffuali- 
ſchem Character vornimmt, ift bei der Einziehung von Nachrichten keineswegs 
blos (firenge genommen gar nicht) von Entbedung ober Verhinderungen von 
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Ein amtliches Betreten und Unterfuchen von Privatwohnungen ift 
nur unter genau einzuhaltenden Bedingungen und mit großer Vor- 
ficht gejtattet. Zur öffentlichen Benügung beftimmte Räume, wie 
namentlich Wirthshäuſer, Tanzlolale u. dgl. können nach dem Gut: 
finden der Behörde in Augenfchein genommen werden, jeboch nur 
zu dem Zwecke einer Unterfuchung über die Beobachtung vorge 
fchriebener Beftimmungen. Unnöthige und willfürliche Beläftigungen 
ber Eigenthümer oder der Gäfte find nicht geftatte. Sodann mögen 
gejegliche Vorjchriften befteben über regelmäßige oder gelegentliche 
Unterfuhungen ber Häufer in Betreff der Beobachtung von Teuer: 
polizei-Orbnungen oder der Fabriken und Werfftätten wegen vor- 
gejchriebener Vorkehrungen zur Wahrung der Geſundheit. Dagegen 
ft, um ungebührliches Einoringen in dag Heiligtum des Hauſes 
und des Familienlebens zu verhindern, einmal der Satz feitzuhalten, 
daß nur der Beamte jelbft, nicht aber ein Untergeorimeter deſſelben, 
das Necht hat, amtliche Anfinnen zum Betreten von Privatiwohnun: 
gen an den Bürger zu machen; zweiten? aber, daß e8 der Polizei: 
behörde nicht erlaubt ift, gegen den Willen des Eigenthümerz ein 
Wohngebäude oder deſſen Zubehör zum Behufe einer Nachforichung 
zu betreten, außer entweder in einem bringenden Nothfalle, (nament⸗ 
Ich wenn Hilferuf aus dem Innern ertönt, Feuer ausgebrochen ifl, 
ein verfolgter Verbrecher fich vor den Augen der Nacheilenden in 
ein Haug geflüchtet hat,) oder auf vorgängige Mittheilung einer _ 
Ichriftlichen von der Bezirksbehörde auögeftellten und mit beftimmten 
Beweggründen verjehenen- Aufforderung, welche in den Händen de 
Eigenthümerd zu laffen ift, damit er nöthigen Falles bei der vor: 
gejeten Behörbe oder vor dem Gerichte Klage wegen Hausfriedens⸗ 
bruches führen kann °). — Zur Aufwerfung der wichtigen Trage, 


Rechtswidrigkeiten die Rede, ſondern von Hilfsmaaßregeln; unb es ift alfo feſt⸗ 
zuftellen, ob zur Förderung folder Zwecke Auskunft verlangt werben kann. 

3) Manchem dürfte diefe Maaßregel zur Sicherung des Bürgers gegen un 
gebührliche Beläftigungen noch nicht zureichend und allenfalls ein richterlicer 
Befehl oder wenigſtens eine vorgängige Mittheilung der polizeilichen Aufforderung 
an den Richter, bamit diefer bei unbegründetem Verlangen Einſprache thun Fönnte, 
nothwendig erfcheinen; allein theils ift in ben allgemeinen Staatszwecken kein 
Grund zu finden, warum bie Polizei ber Juſtiz unterzuordnen wäre, vielmehr 
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ob fich die Polizei bei ihren Beobachtungen und Nachforſchungen 
auch verffeideter und nicht anerkannter Agenten, jomit eines gehei- 
men Perſonales, bedienen dürfe und ſolle, findet fich bei den mit‘ 
ber Beforgung der Polizei im engern, bisher immer beibehaltenen, 
Sinne wenig ober gar Feine Gelegenheit, indem fich kaum denken . 
läßt, dafs fich bei den durch die Fürſorge des Staates für die phyſiſche 
und die geiftige Perfönlichfeit der StaatZbürger, fo wie für deren 
Bermögen veranlaßten Geſchäften eine ſolche Verſchiedenheit der 
Intereſſen der Bürger und ber Abfichten der Negierung ergäbe, daß 
erjteren im den Einn kommen könnte, durch geheime Verbindungen 
oder Maaßregeln ſich der Wirkung der Gefege zu entziehen oder 
dem Staate die von ihm verlangte Auskunft zu verheimlichen. Bei 
allen zu diefem Theile der Staatsthätigkeit gehörigen Anftalten und 
Anordnungen it ja das Intereile der Bürger und das des Staates 
völlig dafjelbe. Sollte ſich jedoch der Tall ereignen, daß bie Polizei- 
behörde nur durch Verheimlihung ihrer Maaßregeln unerlaubten 
Berfchweigen der Bürger zu entgegiten wüßte: jo ift fein Rechts— 
grund abzufehen, welcher die Behörde verhindern Könnte, dieſes 
Mittel zu wählen. Welches Recht hätte der Bürger vom Polizei: 
Beamten zu verlangen, daß er feine Beobachtungen auf eine Weiſe 
anſtelle, welche nicht zum Ziele führen könnte? Mit welchem Rechte 
kann er fordern, daß der Staatsbeamte ſich immer als jolcher durch 
Dienftkleivung oder auf andere untrügliche Weile anfündige?. Da- 
bei ift denn freilich richt zu läugnen, daß die Wahl diefeg Mittels 
viele und große Nachtheile hat, indem es das öffentliche und PBrivat- 
Vertrauen ftört und zu Nieberträchtigfeiten und Unfittlichleiten 
führen Tann, und daß fomit jeine Anwendung nur in Nothfällen 
erlaubt ift 9). 

2) Die Abwendung erft drohender Nebel (Präventiv⸗ 
Moapregeln). — Je umfichtiger und genauer die Beobachtung tft, 


verlangen diefelben, daß Beibe gleich geſtellt fein; theils könnte durch ſolche Förm⸗ 
lichleiten gar leicht ein großer und unerfeglicher Zeitverluft entfichen, beſonders 
bei einer Entfernung des Richters oder einer Spannung zwifchen ihm unb bem 
Bolizei- Beamten. 
4) Weiteres über geheime" Polizei in ber Darftellung ber Recht 8-Polizei. 
vd. Mohl, Polizeiwiſſ. II. 3. Auflage. 39 
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deſto leichter und ficherer Tafjen fich auch zu rechter Zeit Maaßregeln 


ergreifen, um im Anzuge befindliche Mipftände und unerlaubte‘ 


Handfungen zu verbinde. Daß 'ein jolches Zuvorkommen eine 
Hauptaufgabe der Polizei im ganzen Bereiche ihrer Aufgabe fei, 


bedarf feiner Auseinanderſetzung. Iſt es doch nicht nur ibeell für 
bie Berwirklihung des Staatsgedankens weit zuträglicher, wenn feine 
Aufgaben gar nicht wirklich geftört und feine Einrichtungen that: 


jächlich als ungenügend erwieſen find; ſondern ift auch in der Regel 
der Aufwand für die Vorbeugungsmittel ein weit Hleinerer, als ber 
Schaden, welchen dag Uebel verurfacht, und die Aufwendung für 


die Wieberbefeitigung. — Bei der unüberjchbaren Menge der von 


der Polizei zu bejorgenden Gegenftände und der bei denſelben mög: 
licherweiſe fich zeigenden Uebelftände ift eine Aufzählung aller zu 
einer Abwenbung ber letteren bienlichen und erlaubten Mittel un- 
thunlich; fie haben fich natürlich nach den bejonderen Umſtänden zu 
richten. Es können fomit nur allgemeine Grundſätze aufgeſtellt 
werben, beren bebeutendere denn nachjtehende find. — - Eine Ab: 
wendung ift nur da erlaubt, wo ber wirklich eingetretene Zuftand 
zu bejeitigen ober er, wenn unbefeitigbar, eine ungweifelhafte Berfüm- 
merung cined erlaubten Lebenszweckes des Einzelnen oder der Ge 
fammtheit fein würde. Die Ausſicht auf einen blos unerwünſchten 
Zuftand, der aber vom Staate und von den Bürgern ertragen wer: 
ben müßte, berechtigt alfo nicht zu Abwendungsmaaßregeln. — Mittel, 
deren Anwendung der Polizei aus Gründen des Rechts oder ber 
Sittlichfeit bei der Gründung und Aufrechterhaltung ihrer pofitiven 
Leiftungen nicht erlaubt wäre, Fönnen won ihr aud) bei der negativen 
Wirkfamkeit einer Verhinderung nicht gebraucht werben. — Der bei 
allem polizeilichen Handeln zu beobachtende Grundjag der Verhält⸗ 
nißmäßigfeit ber Mittel zum Zwecke verbietet Abwendungsmaaß— 
regeln, deren Koften oder läftige Folgen größer wären, als die Nach— 
theile des nicht verhinderten Webeld. Der dabei etwa in Frage 
fommende Werth unkörperlicher Güter ift nach ihrer fittlichen 
Schäbung zu beitimmen. — Die anzumwendenden Mittel müflen 
eine vernünftige Auzficht des Gelingen? für fih Haben. Zu um 
wahrjcheinlichen Verfuchen find die Einrichtungen und Kräfte be? 
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Staates nicht vorhanden; überdieß jchabet das Mißlingen bem An⸗ 
fehen veffelben. Aus letzterem Grunde find denn begonnene Unter: 
nehmungen, fo lange ein Gelingen moͤglich iſt, mit Kraft und Ent- 
fchloffenheit zu verfolgen. Auch wenn ein nicht vollftändiges aber 
doch den Gegenmitteln entſprechendes Ergebniß zu erwarten fteht, 
“tft eine Abwendung geboten. — Die Polizei hat das Necht und bie 
Pflicht abwehrend aufzutreten, auch wenn fie von Bebrohten nicht 
dazu aufgefordert iſt °). 
| 3) Die Befeitigung bereit? vorhandener uebel— 
ſtände. — Die dabei einzuhaltenden Grundſätze find den jo eben 
erörterten weſentlich gleichartig; doch ift es ala ein beträchtlicher 
Vortheil zu erkennen, daß die thatjächlich vollendet vorliegenden 
Verhaͤltniſſe eine weit genauere Berechnung des richtigen Verfahrens 
geftatten. Man ift nicht in Gefahr, gegen ein Uebel, welches vielleicht 
gar nicht eingetreten wärg, nutzlos Mühe und Koften zu verſchwenden. 
Die Art und das Tiefgreifen der Nachtheile liegen klar vor; weder 
Ueber- noch Unterſchätzung tft alfo möglih. Die Verhältnikmäßig- 
feit der Mittel zum Zwecke ift Teichter zu ſchätzen. Dean Tann fich, 
da eine Weberficht über alles noch zu LXeiftende gewonnen werben 
mag, leicht vor einer Zerjplitterung der Kräfte und vor einer Ver: 
faumniß des Wichtigern Über Unbedeutenderem bewahren. Da aber 
auf diefe Weile Fehler weit vermeibbarer find, jo fünnen begangene 
auch auf weniger Entichuldigung Anfpruch machen. 

4) Die pofitive Ausführung und Unterhaltung der 
An falten zur Erreichung der verſchiedenen polizeilichen Zwecke. 
Etwas allgemein Gültiges über die Art und Weife, wie diefe Aus⸗ 
führung zu gejchehen habe, Kann natürlich bei der großen Verſchie— 
denheit der Gegenftände nicht angegeben werben. Jede Einrichtung 
erfordert zur Vorbereitung und Vollztehung wieder ihre eigenen 
Mittel, welche aus der Natur der Sache ſich ergeben und auch in 
der vorangehenden Darftellung der einzelnen polizeilichen Anftalten 
Immer erörtert worden find. Ebenso find die allgemeinen negativen 


5) Bol. Zimmermann, a. a. O., Bd. I, S. 464 fg. Der bei weitem 
größte Theil ber Erörterungen gehört übrigens in das Gebiet ber Präventiv⸗ 
Juſtiz und felbft des Strafrechtes. 
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Forderungen, welche verftändigermweile bei allen polizeilichen Ein- 
richtungen zu befolgen find, bereit? aufgezählt und begrünbel, 
So alfo namentlich die Verhältnigmäßigkeit der Mittel zum Zwecke; 
die Wahl des wohlfeilften unter verjchiedenen gleich wirkfamen Mit: 
teln; die Vermeidung unndthiger Eingriffe in Rechte und Sntereffen 
der Bürger; die Vermeidung jebed nublojen Luxus u. ſ. w. — Ueber 
bie Behörden, welche die einzelne Ausführung zu bejorgen haben, 


kann nicht wohl ein Streit entftehen. Die bejonderen technifchen : 
Stellen find dazu beftellt, um gewifje einzelne Gejchäftzzweige zu 
beforgen, und dieſer beſtimmte Gefchäftsfreis, den fie ihrer Beftim- | 


mung nach nie überfchreiten dürfen, ift leicht zu erkennen. Alk 


übrigen polizeilichen Vorkehrungen haben bie allgemeinen Behörden 


zu treffen. Sollte je über die Gränze der Befugniffe ober bie 
Ausdehnung der Pflichten Streit entftehen, jo entſcheidet die beiben 
jtreitenden Behörden vorgefegte Behörde. 

5) Die Einwirkung aufden einzelnen Bürger zum 
Behufe der allgemeinen Handhabung der Polizei-Anftalten und 


Geſetze. Dieſer Zweig der amtlichen Thätigkeit umfaßt mehren, 


zum Theile häufig fich ereignende, Gefchäfte, namentlich: 

a) Die Befanntmahung der Gejege und die Abfafjung 
und Ausschreibung der Verordnungen und Normal-Entſcheidungen. 
Das MWefentliche hierüber |. oben, Bd.I, ©.43 fg. Uebrigens ver: 
fteht e3 fi, daß der einzelne Beamte nicht auf die gewöhnliche Art 
der Bekanntmachung beſchränkt ift, ſondern daß er auch noch, wenn 
er ed nöthig findet, andere Weifen benügen kann und fol, fo ofl 
ſolche in beſtimmten Dertlichleiten oder bei gewiſſen Perfonenklaffen 
ficherer wirken, fo 3. B. Öffentliche Anfchläge, Localblätter, Ver: 
fündung durch Ausrufer u. ſ. w. Nur ift die gejeglich vorge 
Ichriebene Art darüber nicht zu vernachläffigen, weil nur von diefer 
bie Bürger ſchuldig find, Kenntniß zu nehmen, alfo nur fie 
die Einrede der Unwifjenheit nicht zuläßt. 

b) Aufforderungen und Belehrungen über das, was 
der Bürger zu thun oder zu unterlaffen hat. Namentlich bei ganz 
neuen und leicht mißzuverftchenden Anordnungen kann durch eine zweck 
mäßige Bekanntmachung manches Mißvergnügen und mancher Un: 
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gehorſamsfall verhütet werden. Die Wirkung wird -in ber Regel 
im Berhältniffe zu dem perfönlichen Anfehen ftehen, welches ber 
Beamte in feinem Sprengel genießt. Bet regelmäßig wieberfehrenden 
Anläfien zu Gefeßezübertretungen ift auch eine gleichzeitige Ab- 
warnung an ber Stelle; in anderen Fällen ift ein ſtchendes War⸗ 
nungszeichen das Wirkſamſte. 

c) Die Entſcheidung der dem Bürger zweifelhaften 
Stellen in den Gefegen und Verordnungen. Weber Fälle, in 
welchen die untergeordnete Behörde ſelbſt erjt die Willensmeinung 
ber vorgefeßten Behörden einzuholen hat, ſ. oben, ©. 586 fg. 

q) Bewilligung oder Ablehnung nachgefuchter Difpenfa- 
tionen von allgemeinen Befehlen ©). 

e) Bewilligung oder Ablehnung von Eonceffionen, wenn 
nämlich die Vornahme einer bejtimmten, an und für fih erlaubten 
Handlung nicht Jedem ohne Weiteres geftattet ift, fondern erft dag 
Borhandenjein gewiffer Bedingungen nachgewiefen werben muß. Den 
in dem Geſetze mehr oder weniger bejtimmt außgefprochenen Be: 
dingungen dürfen natürlich von den Behörden Feine weiteren will 
fürlich beigefügt, noch kann eine Eonceffion blos nach Gutdünken 
gewährt oder abgejchlagen werben; fondern die Erlaubniß iſt zu 
ertheilen, ſobald bie Erfüllung ber gejeglichen Bebingungen nach: 
gewiefen und fein allgemeiner Nachtbeil von ber Einräumung zu 
beforgen ift, da Ausnahmen von der Regel (Erlaubtes frei begehen 
zu dürfen) nur einfchränfend, nie aber ausdehnend erflärt werben 
koͤnnen. Eben fo ift der Umjtand, daß die Finanz⸗Geſetze bie Bes 
zahlung einer Taxe bei Begehung einer beitimmten Handlung, 3. 2. 
bei der Eröffnung eines gewiffen Gewerbes, auflegen, noch keines⸗ 
weg? ein Beweiß, daß eine willfürlich zu gebenbe oder zu ver: 
weigernde Erlaubniß zu dieſer Handlung nöthig ift, denn eine, Abgabe 
kann auch auf eine ganz freigeftellte Thatfache gelegt fein. Auch 
würde ein Verzichten der Behörde auf die Abgabe keineswegs die 
Nothwendigkeit einer Unterlaffung der befteuerten Handlung zur 
Folge haben; es ift eine für ſich beftehende Sache, ob der Staat 


6) Vgl. hierüber das oben, Bd. L, $. 6, ©. 49 Geſagte. 
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bie ihm gebührenben Einnahmen ftrenge einforbert ober nicht. (Mit 
demjelben Rechte würde man vom Grunbbefiter eine Nichtbebauung 


feine? Ackers verlangen koͤnnen, wenn und weil man feine Steuer | 


zu erheben gebente.) 


| 
| 
N 
| 


f) Zwangsmaaßregeln find das letzte, übrigens aller: | 
dings erlaubte, Mittel zur Einführung und Aufrechterhaltung pe: 
lizeilicher Einrichtungen. In welchen Fällen und in welcher Forn 
fie angewendet werben bürfen, und welche Forderungen namentlich 
an eine ſtrafende Polizei-Behörde in formeller und materieller Be 


ziehung zu machen find, darüber |. oben, Bd. J, ©. 50 fg. Die 
pofitive Gejeßgebung jeded Staates hat zu beftinnmen, wie weit bie 


Amtöbefugnig der verjchiedenen Behörden Hinfichtlich ber Zange: 


mittel geht. Mit Necht wird collegialifch eingerichteten Stellen eine 


weiter gehende Gewalt eingeräumt werben, ba bei ihnen weniger 


Leidenschaft und Einfeitigkeit zu fürchten ift, als von einem Einzeln 
Beamten. 

g) Was aber immer auch gefchehen möge, unerlaubte, 
d. 5. den pofitiven Geſetzen, allgemeinen Rechtsgrundſätzen ober 
der Sittlichkeit widerjprechende Maaßregeln dürfen unter feinen 
Umftänden genommen werden. Dieſe VBorfchriften find für ben 
Verkehr ber Menfchen nicht blos im Privat: ſondern auch im öffent: 
lichen Xeben maaßgebend, und was der Staat feinen Bürgern ver: 
bietet, darf er fich felbft nicht geftatten. Ein Unterfchied und Ge 
genfag von Sittlichkeit der Einzelnen und der Gejammtheit bejteht 
nicht, und feine Aufjtelung ift nur ein Deckmantel für ungeredt: 
fertigte Gelüfte. Ueberdieß ift die Anwendung fchlechter Mittel 
eine ganz falſche Staatsklugheit. Es mag fein, daß auf folde 
Weiſe ein Zweck leichter oder vollftändiger erreicht werben kann; 
allein der Nuten wird zu thener bezahlt. Dur eine an id 
verwerfliche Handlungsweiſe, ja ſelbſt ſchon durch die Aufftellung 
der Möglichkeit ihrer Anwendung, wird die Achtung vor ber Re 
gierung zerftört und dag Vertrauen in dieſelbe vernichtet; außerdem 
kann ein folches Beiſpiel nur zur Verderbniß der Bürger und 
beſonders der Beamten führen. — Uebrigens verſteht ſich von ſelbſt, 
daß Achtung vor Recht und Sittlichkeit weder gleichbebeutend it 
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‚ mit Mangel an Scharffinn und Menſchenkenntniß, noch mit Scheue 
vor Anwendung gejeglicher Gewalt im ganzen erforberlichen Um⸗ 


fange ”). 


7) Bezeihnenb genug hat Zimmermann, Deutfche Polizei, Bd. II, 
S. 395 fg. nachſtehende förmliche Regeln über die Anwendung unerlaubter Mittel 
aufgeſtellt. 1. Zur Anwendung eines unerlaubten Mittels ift vor Allem ein 
nothwendiger allgemeiner Zwed erforberlih. Was der Staat und das öffentliche 
Wohl erfordert, muß um jeden Preis erftrebt werben, welcher geringer ift als 
das befürchtete Uebel. 2. Das an fich fchlechte Mittel muß einen großen Vor: 
theil gewiß erreichen. 8. Nur bei gänzlichem Mangel an guten Mitteln ift ber 
Gebrauch unlobenswerther geftattet; fie find alfo nur Ausnahmen. 4. Ihre Ans 
wenbung ift nur geftattet gegen Feinbe des gemeinen Weſens; biefelben finb eine 
Kriegsliſt. 5. Abfolut ſchlechte Mittel, namentlich vom Staate verbotene Hand⸗ 
Iımgen, dürfen nicht angewendet werben; wohl aber ſolche, welche bie Privatmoral 
nit billigt. — Die verfuchte Abſchwächung bed Grundſatzes und die Verminde—⸗ 
rung ber Fälle verbefiert offenbar bie Verwerflichkeit bes Gedankens an fih um 
fo weniger, als ber willfürlihen Würdigung ber Ausführenden ber weitefle Spiel- 
raum geftedt ift. 





Negifter 


Die römifhen Zahlen weifen auf den Band, bie arabiſchen auf bie Geite hin. 


A. 
Abbruch I, 185, 
Abendsſchulen I, 545. 
Abgaben von Lebensbedärfnifien als 
Urſache von Theurung I, 331. ber 
Armuth 380. Abhülfe 425. Zah: 
lung derſ. in Papiergeld als Mittel 
gegen zu ſtarke Vermehrung II, 526. 
Ablöſung ber Örumdlaften II, 178. 
190. 


Abſperrung bei anſteckenden Krank: 
heiten J, 287. 
Abſtammung, Verbot bes Gewer⸗ 
bebetriebs bei beſonderer II, 287. 
Aeltern, Liebe berf. zu ihren Kindern 
durch Finbelhaufer erſtickt I, 449. 
Aerztliches Perſonal, Unterrichts⸗ 
anſtalten I, 245, Prüfung 249, 
paſſende Vertheinmg 251, Taxe 288, 
Selbftdispenfiren 262, Leitung ber 
Srrenanftalten durch Aerzte 276, Or⸗ 
ganifation 295. 299, 

Aderbauproletariat, Begriff I, 
470, Mittel hiergegen I, 477, Unter: 
ſtützung I, 8505. 

Aktiengeſellſchaften für Urbars 
machung des Bodens II, 177, be8 
Capitals II, 74. 108. 

Allodifikation ber Lehen II, 64. 

-Allmanden, Vertheilung derf. an 

Hausarme I, 461. 


Ammenbüreau I], 188. 

Anſaſſigmachung, erſchwerte als - 
Hinderniß zur Vermehrung ber Be⸗ 
völferung I, 148. 

Apotheken, Notbwenbigteit I, 260, 
Erlaubniß der Polizeibehörben 261, 
Monopol des Betriebs 262, Borrath 
fämmtl. Arzneimittel 263, Verbind⸗ 
Tichkeit des unausgeſetzten Betriebs, 
Borzugsrecht ber Forderungen, Ber: 
bindlichfeit bie Necepte zu bereiten, 
Prüfung, Vifitetion, Taren 264 flg. 

Arbeit, Mangel an folder als Ur- 
fache unverfchuldeter Armuth I, 873, 
Mipverhältnig des Arbeitslohns zum 
Preiſe ber Lebensbedürfniſſe, zu große 
Zahl ber Arbeiter I, 377, Zwang 
zur Arbeit 890. 894,‘ Mittel gegen 
Armuth 399, Auffuchung von folder 
für Arbeitsloſe 402. 

Arbeitseinftellungen, freiwillige 
maffenbafte I, 367, ob polizeilich ein- 
aufchreiten I, 892, Mittel biergegen 
L, 402, Note 4. 

Arbeitervereine II, 297. 

Arbeiterwohnungen, beren Ver: 
befierung J, 501. 

Armenärzte, Beltellung folcher als 
Mittel gegen Quadfalberei I, 256, 
bei armen Kranken I, 286. 414. 

Armenbücfen I 460. 


618 


Armencolonien f. Eolonien. 

Urmenhbäufer L 436. 

Armenrecht L 429. - 

Armenfteuer, beren Unzuläffigfeit 

I, 362. 

Armenpolizei, Gegenfland flaatl. 
Thätigfeit I, 314. 318, Litteratur 820. 

Einzelnarmutd Litteratur J, 854, 
Note 2, Umfang ber Staatöhülfe, 
Ergänzung ber Privatmohlthätigfeit 
356, Beichränfung 358, Verpflichtung 
ber Gemeinben zur Armenpflege 361, 
ausnahmsweiſe Uebernahme durch 
ben Staat 362, Urſachen ber Ars 
muth: felbftverfchuldete 865, unver: 
Ihulbete 372, Mittel zur Abwehr 
ihrer Urſachen, allg. Maaßregeln 880, 
gegen felbftverfchulbete 387, Mittel 
gegen diefe wegen Arbeitämangels 
899, bei Arbeitsumfähigfeit 411, bei 
beftimmten Unglüdsfällen 417, 
Staatsanftalten 424, Unterftügung 
ber Armen: allg. Grundſätze 426, 
ber Sausarmen 426, 481, ganz bürf: 
tiger: Armenbäufer 436, Waifen: 
bäufer 441. 448, Unterbrüdung des 
Betteld 455, Gelbmittel zur Unter: 
ſtützung 459, Armenpolizeibehörben 
461. 

Maſſenarmuth, Begriffl,358.464, 
Litteratur 476, Urfache 464, Noth⸗ 
wenbigfeit ber Hülfe 465, Arten: 
Aderbauproletariat 470, Gewerbe: 
proletariat 478, Mittel gegen dieſe 477. 

Armutb, Begriff, 818, Gegenftand 
poligeilicher Thätigfeit I, 318. 820, 
f. fonft Armenpolizei. 

Arrondbirungber Güter II, 32 flg., 
Zwangsbeitritt 33, Bildung bes Tech⸗ 
nikers, Geldmittel B4, zu gefchloffenen 
Gütern, Verfahren 8b. 

Arzneimittel f. Apotbefen. 

Aufwandgefete IL 561. 

Ausfubrprämien IL, 396. 

Ausfuhrverbot ber Lebengmittel 
al? Urſache Fünftl, Theurung I, 828. 


837, Urſache allgugroßer Wohlfeilheit 
I, 216, bei II, 258, 
Ausſchweifung, eine bie Bevöl⸗ 
ferung hindernde Urſache I, 115. 
144, zerftörende Urfache I, 117, durch 
Sinbelhäufer befördert I, 449. 
Auswanderung, bern Berbet 
unerlaubt I, 150, Mittel zur Ber: 
minberung ber Bevöllerung 165, ver: 
ſchiedene Arten, Organifation der 
Einzelausw. 167, ber Maſſenausw. 
170, Zwangdausw. 178, bei Ader- 
bauproletariat 481, Verbot berf. für 
Gewerbearbeiter II, 378. 


B. 

Bäder in fließendem Waſſer I, 217, 
warme 218, Mineralbäber I, 266. 

Baden II, 446. 

Backwerk, Verbot be ungefunben 
bemalten I, 201. 

Banten, Litteratur II, 527, Arten: 
Girobanken baf. Diskontobanken 528, 
Leihbanken 529, Hypothekenbanken 
530, Vorſchußvereine, daſ. Mittel 
derſ. 531, Banknoten 532, theilweiſe 
Einzahlung bes Gründungskapitals 
538, Aftienantheile 539, Stellung 
des Staats: ob Selbſtbetheiligung 
540. 546, Zahl derſ. 542, Vorſichts⸗ 
maaßregeln 544. 

Bantnoten II, 532. 

Baumpflanzungen in Städten 
I, 210, 

Bauten, dff. zur Abhülfe bei Ar: 
beitlofigfeit I, 404. 

Beamten, Theurungdzulagen I, 349, 
ob d.Staat haftverbinbl. f. Holgenl, 42. 

Begräbnißfoften, Beitrag bierzu 
bei Hausarmen I, 435. 

Begräbnißpläße, deren Anlage 
bei Städten I, 215. 

Befanntmahung ber Gefexe I, 
49. II, 611. 

Beleuhtung, nädtlihe in Ge 
meinden I, 301. 
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Belohnungen, außergewöhnliche 
für Sittlichleit I, 648. 

Bergbau, innere Verhältniffe warn 

. nüblih II, 262, Lehranftalten 262, 
Befteurung 263, Verletzung von Pri⸗ 
daten gerechtfertigt durch Erwerbung 


des Rechts hierzu 263, Staatsunters 


flüßung 266, Verhältniß zum Aus⸗ 
land 266. » 

Bergwerksſchulen I, 585. II, 
262. 

Beiholtenheit, rechtliche, Grund 
einer Gewerbeunfähigfeit II, 816. 
Beihwerben, bei wen vorzubrin⸗ 

gen II, 583, Inftangen, beren 3ah1585. 

Betrieb bes Vermögens, Grunbjähe 
bed Staats über beflen Förderung 
II, 159. 

Bettel, befien Nachtheile I, 455, ift 
zu unterbrüden I, 456, Berbot bei 
Hanbwerfäburfchen I, 456, Maß: 
regeln bei einbeimifchen und fremben 
Bettlern I, 456, ausnahmsweiſe Er: 
laubniß zu Golleften I, 458. 

Bettelberbergen I, 457. 

Bevbdlkerung, mögliche Zuftände 

ihrer Zahl L, 97, Folgen einer rel. 

. geringen 98, einer rel. großen 100, 

einer Mebernölferung 101, Naturgeſetz 
105, Berdoppelung 108, darauf wir: 
kende Urſachen bezüglich ber Menge 
der Lebensmittel 100, Mittel zur 
Ausgleichung beider 112, verhin⸗ 
dernde Urſachen 114, zerſtoͤrende 116, 
Folgen derſ. 118, Aufgabe der P. 
Ermittelung des Standes derſ. Arten 
122, des Ganges 126, Schluß auf 
rel. Größe derſ. 126, Anſtalten zur 
Vermehrung 130, Einwanderung, 
Golonien baf., Wegräumung ber 
Hindernifie wirtbfchaftl. 188, legis⸗ 
lative 141, Börberungsmittel: Aus: 
ftattung Heirathäluftiger, Familien⸗ 
unterflübungen 151, unerlaubtes 
Verbot der Auswanderung, Zwang 
zur Derehelihung 150, Maaßregeln 


gegen Uebernälferung 152, Vorbei 
gungsanftalten: Erſchwerung ber Eins 
wanberung 155, Volksbildung 156, 
Verhinderung allzufrüher Ehen 189, 
Erfordernig bed genügenden Nah⸗ 
rungsſtandes 160, möglichfte Vers 
meidbung unehelicher „Geburten 164, 
Berminberung ber vorhandenen Volls⸗ 
zahl 165, Auswanderung baf. 

Bevdlterungspolitift, 
ratur I, 94. 

Bevölkerungsſtatiſtik, Litte 
ratur I, 98. 

Bewäfferungen, Anſtalten II, 
171, Einrichtungen, Waſſerrecht, 
Schiedsgericht, Bildung der Techniker 
172 flo. 

Bewahranftalten für Kinder J, 
189. 

Bezirtspolizeiftellen, Beigas 
ben von Aerzten I, 299, II, 592. 
Bibliothefen ſ. Bücherſamm⸗ 

lungen. 

Bildung, deren Stand bei ben mög⸗ 
lichen Zuftänden ber Bevälferung I, 
100. 104, beren Verbreitung zur Ab: 
wehr ber Armuthäurfachen 881. 384, 
ber Arbeiter 194. 500, barmonifche 
aller Geiftesfräfte 513, Xheile derſ. 
514, Bildungsmittel 516, Nothwen⸗ 
digkeit der bei. Anftalten: Arten 517, 
zwangsweiſe Nationalerziehung un⸗ 
erlaubt 622, Geſtattung des Pri⸗ 
vatunterrichts baf., Schulzwang 528, 
Unentgeltlichkeit des Unterrichts daſ., 
Beamte der B.polizei 529, gute Be⸗ 
ſetzung der Stellen 533, Cultus⸗ 
minifterrum 586. 

Blei, Verhütung von Vergiftung durch 
folde Geräthe I, 206. | 
Blinbenanftalten I, 440, 585. 

Bojen II, 446. 

Börfen, Spiel daf. mit dem Curs 
ber Erebitpapiere I, 636, II, 547. 
Bordelle zu unterbrüden I, 624. 

Branbcorpä II, 180. 


Litie⸗ 
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Brandſchaben IL, 148. 

Branbweinbrennerei, ob folde 
bei Xheurung zu beichränfen I, 849. 

Brobtare I, 386, 

Brüden II, 412. 

Büherfammlungen, öffent: 
lie: Gemeinde⸗B. I, 598, mit Ans 
falten verbundene I, 8599, große 
Staatsb. I, 600. 

Bürgerfhulen], 560, Lehrgegen⸗ 
Ränbe, ob Schulzwang daſ. 


€, 
Eobififation ber Polizeigefeke I, 
48. 
Collekten bei Unglüdsfällen I, 458. 
Eolonien, beren Anlage I, 130, 
bei Verminderung ber Bevölkerung 
I, 166, Armencolonien I, 406, Ber: 
brechercolonien I, 182 Note. 
Competenzconflikte ber Be 
börben I, 71. 
E@onceffionen II 612. 
Conkurrenz, ausländifche, übers 
mädtige IL, 308, Schuß gegen dieſe 
buch Zölle II, 355, deren Urfachen 
361, Wirkungen 362, Mittel 366, 
Zwangsmaaßregeln 867, Einfuhr⸗ 
zölle 368, Rückzölle 378. 
Confumenten, Gewinn derſ. b. 
ausländiſcher übermächtiger Conkur⸗ 
renz II, 365. 
Eonfumtion f. Verbraud. 
Confumpvereine I, 495. Note 7. 
Eonfular:Agenten II, 406. 
Eontagien f. Krankheiten. 
Contumazanftalten f. Quaran⸗ 
täne I, 228. 231. 
Greditanftalten I, 419. II, 111. 
118. 
Credits mobiliers II, 111. 
Gredbitpapiere, Ziel mit bem 
Gurfe folder auf Börſen I, 6386. 
II, 519. 
Erebitvereine, Tandwirthfchaftliche 
I, 118, 


Gretinismus, Vorforge I, 41. 

Eultminifterium I, 530, ob en 
beſonderes. 

Culturplan bei Walbungen IL, 242, 


D. 
Dampfboote, Sicherheitsmaaßregeln 
806 


I, 806. 

Dampfmaſchinen, Sicherungs⸗ 
maaßregeln I, 806. 

Denkkraft, Ausbildung derſ. I, 514. 
552. 591. 

Dentmale, Öffentlide I, 684. 

Diafoniffen I 289. 

Dienſtbarkeiten, ſchäbliche, Be 
freiung ber Waldungen II, 242. 

Dienfibotenorbnung IL 697. 

Dirnen, öffentlidhe I, 622. 645. 

Distfontobanlen IL, 528. 

Dispenfation von Polizeigefeken, 
wann erlaubt I, 49. IL, 612. 

Dispenfationsdgebühren für 
Arme zu verwenden I, 461. 

Diverforien I, 457. 

Domänen, beren Verkauf als Mittel 
zur allgem. Verbreitung des Grund⸗ 
befiges II, 40. Prüfung ber Gegen: 
gründe 43. Mufterwirtbichaften 210. 

Dürftige, Begriff I, 352. Note 1. 

Durchſtich M, 136. 

E. 

Ehegerichtsbarkeit, Miwirkung 
der Geiſtlichen J, 678. 

Eheloſigkeit, geſetzliche, deren 
Nachtheile J, 141. 

Ehen f. Heirathen. 

Eheprotofolle, deren Führung 
I, 671. 

Ehrenbezeugungen bed Staats 
ſ. wifienfchaftliche Verdienfte I, gegen 
bie Kirche I, 659, für Künftler I, 687, 
für Landwirtbfchaft IL, 213. 

Eigenthumsrecht als Hinderniß 
zur Befriedigung ber Lebenzbebürf: 
nifle I, 321. 
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Einfuhr, freie, Urfadge von Wohl: 
feilheit II, 216. 

Einfuhrprämien, bei Theurungen 
I, 344. DI, 396.. 

Cinguartierung I, 508 

Einftürze, Anftalten biergegen I, 801. 

Einwanderung, al8 Mittel zur 
Vermehrung ber Bevölkerung I, 181, 
bei Webervölferung abzuhalten I, 181. 

Einzelarmuth f. Armenpolizei. 

Eiſenbahnen I, 806, Vortheile 
und Nachtbeile derſ. II, 414, Yol- 
gen 417, Koſten 420, Anlage folcher 
422, Staats oder Privatbahn 425. 
Auffiht u. Einfluß auf biefe letztere 
433. 441, Anlage u. Betrieb derſ. 
489, Seleife, Bahnhöfe, Sicherungs⸗ 
maaßregeln 440 fg., bei Flüſſen 452. 

@iögänge II, 188. 

Elementarfäulen, 
zwang I, 528. 

Elend, als zerftörende Urſache ber 
Bevölkerung I, 116. 

Entrepots II, 549. 

Entfhädigung für Abtretung von 
Privatrechten I, 89, welche Behörden 
zu enticheiben haben I, 41, ob ber 
Staat bei Unglüdsfällen folche leiſten 
fol L, 417. 

Entwäfferung, wann und von 
wen anzuordnen I, 167, Entſchä⸗ 
bigung II, 170. 

Epidemien I, 286, 280, nöthiges 
Perfonal, Hofpitäler, Lebensmittel. 
Geldunterflüßung, Geſundheitsbe⸗ 
hörbe, Beftreitung b. Koften I, 2883 ſa. 

Epizootieen II, 144. 

Erbgäüter, deren Nachtheile II, 28. 

Erfindungspatente f." Patente. 

Erwerb 83weig, Einführung neues 
zur Abhilfe ber Arbeitslofigfeit I, 
406. 

Erziebungsbäufer f. verwahr: 
Ioste Sinber I, 882. 

Exekution, geridtlie DI, 117. 

Erplofion I, 308. 


ob Schul: 


Erpropriationl],39, bed Waſſer⸗ 
reht3 II, 178. 


®. 


Fabriken, befreit vom Zunftzwang 
HD, 286, bei freiem Gewerbe Kinder 
barin beichäftigt, daſ. Truckſyſtem daſ. 

Fabrikation, geringe, bei relativ 
geringer Bevölkerung I, 99, gehoben 
bei relativ großer I, 101, gefleigert 
bei Neberpölferung I, 101, unficheres 
Mittel zur Vermehrung ber Bevolke⸗ 
rung I, 140. 

Fabrikzeichen, Schuß berf. II, 345. 

Veldmäufe, beren Bernichtung a, 
140. 

Feuerpolizei, Theile ihrer Thätig: 
feit II, 121, Verhütung v. Feuersbrün⸗ 
ſten II, 127, NRüftung gegen Feuers⸗ 
gefabr: materielle Löſchmittel II, 129, 
Löſchmannſchaft IT, 130, Löfchung 
des ausgebrochenen Feuers II, 182, 
Anſtalten nach beendigtem Brand II, 
138, Waldbrände DI, 1883. 

Teuertonnen II, 446. 

Feuerungsmaterial, Mangel 
deſſ. als Hinberniß zur Befriebigung 
ber Lebensbedürfniſſe I, 821. 

Tideicommiffe, berem Beſchrän⸗ 
fung II, 58 

Finanzen, beren Verhältniß zur 
Polizei I, 70. 

Findelhäuſer, deren Einrichtung 
I, 447, deren Nachtheile I, 448 fg. 

Fiſche, Aufficht Aber deren geſunde 
Beichaffenheit J, 199. 

Tlaggen II, 446. 

Fleiſchnahrung, Auffidt über 
ihre Beſchaffenheit I, 198, Schlacht: 
bäufer, Viehſchau, Tare 836, bei er: 
künſtelter Theurung baf. 

Fleiſchtaxe I, 836. 

Slurreglung I, 37, bern Ein- 
richtung und Erhaltung. 

Flußbett, Eorrektion deſſ. zur Verhü⸗ 
tung von Ueberſchwemmungen II, 135, 
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Bertiefung für die Schifffahrt 448, 
Verbot ber Verunreinigung 451. 
Borftlehranftalten I, 587. 
Sorftperfonal IL 241. 
Frachtfuhren DL, 461. 
Freihäfen IL 550. 
Freihandel I, 836. 988, 
Fremde, ben Polizeigefegen unter⸗ 
worfen I, 54. 
Frohnen: bern Arten I, 199. 
Nachtheile 199, Aufhebung d. Staats: 


Gemeindefrohnen 206, ber Privat: . 


frohnen baf., Aufgabe d. Staats 208. 
Fruchtbarkeit bed Bodens, An- 

ftalten zu beren Berbefferung II, 166. 
Fruchtmagazine I, 845. 
Gutterträuter 1, 221. 259. 


G. 


Gasbeleuchtung I, 801. 
Gebaäude, deren Verſicherung gegen 
Teuerögefahr II, 145. 
®eburten, uneheliche zu verhindern 
bei Mebervölferung I, 164. 184. 
Geburtsprotokolle ], 671. 
Geiſtliche, Ehelofigkeit derſ. I, 141. 
Geld: Münze, Literatur II, 507, 
ausfchliegliches Recht d. Staats 508, 
Münzfyftem 509, Metall 513, Schlag⸗ 
fhaß 516, wann und wie viel Geld 
zu prägen 517, Umprägung 518, ge: 
junfener Werth als Urfache ſcheinbarer 
Theurung I, 332. 
Beldftrafen, Berwendung für bie 
Armen I, 461. 
Gelehrtenſchulen, deren Noth: 
wenbigfeit I, 539. 562, Lehrgegen⸗ 
ftände I, 563, Ausbildung ber Denk⸗ 
fraft 3. Staatsbürger I, 564, Be: 
bandlung d. Schüler I, 565, Dauer 
bes Unterrichtö I, 566, Einrichtung 
I, 6566, Bildung ber Xebrer I, 567, 
Zahl folder Schulen I, 567, Pflicht 
bed Staats zur Unterhaltung I, 568, 
Sonderſchulen L, 589. 
®emäldefammlungen I, 683. 


Gemeinden, beren Verpflſichtunz 
zur Armenpflege I, 861, Oftroi 391, 
Walbungen derſ. II, 247. 

Gemeinbebadöfen I, 289. 

Gemeinbegüter, beren Beräuße 
rung II, 50, Verfahren und Arten 
ber Beräußerung 52. 56, Berlaur, 
unentgeltlide Zuthellung daf. 

Bemeindbewafähäufer II, 889. 

Berichte, Gompetenz bei Polizei⸗ 
ftrafen I, 58, Gompetengconflifte 71. 

Geſandte, imviefern den P.gefepen 
unterworfen I, 54. 

Beihmad, Bildung befi. I, 517. 
677, durch Unterricht 677, Gewerbe 
ſchulen 678, Künftler 679, Kunſt⸗ 
werte 682, Kunftdarftellungen 6886, 
—R „Ehrenbezeugung 


Befeiten, beren Vereine II, 297. 
800, Freiheit berf. beim Geiverbe: 
betrieb 808. 

Geſetzgebungsrecht in Polizei: 
fahen I, 48, Begriff von Gefeh I, 
44, Gobififation I, 48. 

Gefundbrunnen I, 266. 

Gewerbe, beren Förderung durch 
den Staat, allgem. Grunbfäße II, 370, 
rechtliche Orbnung des Betriebs 274, 
Freiheit berf. 278, Literatur 275, 
Anmerkung 1, Vortheile derf. 278, 
Nachtheile 279, Beſeitigung früherer 
ist ungeeigneter Einrichtungen 282, 
Ordnung bes freien Gewerbes 293, 
Anzeige des Beginns 294, freiwillige 
Vereine 294, Dispofitionzfähigfeit 
801, Aufenthaltserlaubniß 302, Ge⸗ 
fellen 303, Lehrjungen 304, Fabriken 
305, Ausnahmen ber Gewerbefreibtit 

« 8307 ‚Unvereinbarfeit mit Staatszwecken 
312, perfönliche Unfähigfeit 815, zu 
geitattende Monopole: Verbot dei 
Nahdruds 317, Erfindungspatente 
332, Schuß v. Fabrik⸗Waarenzeichen 
345, Förderung ber Einfiht 347, 
Abhilfe des Mangels an Kapital 361, 
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Erleichterung ber Beichaffung d. Rob: 
ftoffe 353, Schuß gegen auslänbifche 
übermäßige Conkurrenz 355, Wechſel, 
erſchwert bei Zunftverfaflung 382, Be: 
ſchränkung der holzverzehrenben 239, 
Förderung folder 255, Anlage un: 
reinlicherftarf riechender I, 214, Sorge 
für die Gefundheit beim Betrieb 220, 
Stodung als Armutb:Urfache 374, 
Veränderung derſ. 375, Hilfe 400, 
fabrifmäßiger Betrieb, Vortheile umd 
Nachtheile 487, Schulen I. Kunſt⸗ 
gewerbe 537, Gewerbefchulen 678. 
Bewerbeausftellungen, ftänbige 
II, 348, zeitweife 349, internationale 
850. I, 688. 
®ewerbefreiheit1,336. 11,278, 298. 
Gewerbeballen I, 410. 
Gewerbsmonopole II, 290. 
Bewerbeproletariat, Begriff], 
473, Mittel hiergegen I, 487, Unter: 
ftügung I, 506. 
Gewerbeſchulen I, 678. 
Getreide, Aufficht über d. Befchaffen- 
beit I, 200, Litteratur des Getreide⸗ 
handels 322, Vorrathsmagazine 345. 
Getränke, Sorge für gefunde Ve 
ſchaffenheit I, 201, bei kümſtlich be⸗ 
reiteten I, 204, Aufficht 629. 
Girobanken I), 527. 
Glatteis I, 305. 
Großwirthſchaft, Begriff DI, 19, 
Vortheile und Nachtheile II, daf. 24. 
©Grundeigentbum, leiter Er: 
werb bei rel geringer Bevölkerung I, 
98, fchwerer bei rel. großer 101, 
Bermehrung, Mittel gegen Proleta: 
ziat 470, 472, 477, Nachtheile des 
Befiges in Händen Bevorzugter II, 
15, Großwirthſchaft 19, Nebertreibung 
ber Vertheilung 23, unrichtige Feld⸗ 
eintheilung 30, Arronbirung 83, Flur⸗ 
segelung 87, Verkauf v. Domainen 
40, todte Hand 46, Verlauf ber Be: 
meindegüter 50, Majorate u. Fidei⸗ 
commiſſe 58, Lehnsverband 64. 


Grundgefälle, Entftehung II, 194, 
Arten, Ablöfung, VBeredinung ber 
Leitung baf. 

®ütererzeugung II, 68. 

Gütergemeinfhaft, Syftem ber 
D, 4 


Gymnaſtik 1, 191. 


H. 

Hafen, Anlage von See⸗H. II, 447, 
Polizei 447, deren Anlage bei Flüffen 
452, 

Haftverbindlichkeit des Staats 
für Handlungen f. Beamten I, 42. 

Hagelſchlag II, 154. 

Hamſter, deren Bertilgung II, 140. 

Handarbeiter, Organifation ber 
Säule f. fünftige I, 597. 

Handel, befien Förderung als Staats⸗ 
aufgabe: allg. Bemerkungen II, 880, 
Wichtigkeit deſſ. 381, relativer Nutzen 
ber verfchiedenen Arten 883, Hinber: 
niffe 885, freiheit beff. im Innern 
bes Landes 887, im Verkehr mit bem 
Ausland 394, Erleichterung ber Ber: 
bindung 405, Landftraßen 405, Eiſen⸗ 
bahnen 414, Waflerftraßen 445, Ber: 
fendungs = Anftalten,, Trachtfuhren, 
Schifffahrt 461, Poſten 480, Tele: 
grapben 484, Erleichterung bed Um: 
fates: Märkte 496, Maaß und Ge: 
wicht 502, Münze 507, Papiergeld 
519, Banken 527, Börfen 547, Mal: 
ler 549, Nieberlagen baf. bei Ber: 
zollung ausländiſcher Erzeugnifle 364, 
geringer bei rel. geringer Bevöllerung 


I, 99, bei rel. großer 101, bei Webers 


völferung 102, Mittel zur Vermeh⸗ 
rung ber Bevölkerung 140, nachtheis 
liger Einfluß übermächtiger Conkur⸗ 
renz fremder Waaren auf bie Arbeit 
877. 
Handelsgeſellſchaften, Arten 
berfelben*und Nachtbeile IL 394. 
Handelsſchulen I, 551, II, 386. 
Hanbelöverträge Il, 397. 
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Hausarme, Begriff I, 426, Unter 
ftügung I, 481. 

Hauſirhandel mit Getränken I, 
628, II, 391. 

Hazarbfpiele, Einridtung wan⸗ 
bernber I, 635‘, in Spielhäufern I, 
634. 

Hebammen, Unterricht derſ. I, 247. 

Heirathen, Enthalten von biejen 
ala Mittel zur Verhinderung ber Bes 
völferuftg I, 114, Beförderung 134, 
Verhinderung allzufrüber 144, 159, 
185, Ausfchweifung, Luxus 145, 
Zwang bierzu unerlaubt 150, Unter: 
ſtützung unbemittelter Heirathsluſtiger 
159, 185, Chen zw. Perſonen mit 
erblichen Krankheiten zu unterfagen 
179, 186, unvorfichtige als Urfache 
der Einzelarmuth 270. 

Heuſchrecken II, 141. 

Hinabftürzen, Anftalten hiergegen 
L, 301. 

Hochſchulen, deren Entitebung I, 
568, Zweck I; 569, Orunbbebingungen, 
geiftige Freiheit I, 573, Lehrfreiheit 
daſ., Lernfreiheit I, 574, 578, Lehr⸗ 
fräfte I, 576, Beſetzung und Stellung 
d. Lehrer daf. Stellung zu ben Stu: 
bierenden I, 578, Wifjenfchaftliche 
Sammlungen I, 580, Berfaflung I, 
580, bezügl. d. Lehrer daſ., der Stu: 
bierenden, afabemifche Gerichtöbarkeit 
I, 582, Art berf. I, 583, Staats⸗ 
unterftügung daf., Bibliotheken, 601, 
Anm. 7 f. Religiondlehrer 667. 

Hofmeßgerei II, 28. 

Holz ſ. Walbwirthichaft. 

Holzbefoldungen, Abjtellung derſ. 
II, 239. 

Hofpital ſ. Armenhäufer, Kranke, 
Epidemien. 

Hülfspolizei, Begriff I, 75. 

Hungersnotb, Maaßregeln I, 
350. . 

Huren |. öff. Dirnen. 


” Hypothefenbanfen II, 118, 530. 


[4 


J. 
Jahrmärkte II, 497, 499. 
Impfung, Impfzwang J, 242. 
Induſtrie ſ. Fabrikation. 
Induſtriemagazine I, 410. 
Snduftriefhulen I, 382,546, 558, 
Anm. 8. 
Snfibulation I, 153, Anm. 
Innungen, ſ. Zünfte 
Invalidenhäuſer I, 440. 
Strenanftalten I, 271, Ritteratım, 
Auffiht über Privatanftalten I, 273, - 
Art der Einrichtung I, 274. 


8. 


Kaien ll, 482. 

Kanäle, beren Vortheile LI, 458, An- 
lage berf. 456, von wen anzulegen 
458, ‚Sigerungsmanfregeln 461. 

Kapital, Begriff II, 68, Begünfli- 
gung bed Erwerb 70, Sparkafien 
77, Sterblafien 85, Rentenanftalten 
92, Aktiengefelifchaften 103, indivi⸗ 
bueller Erwerb 117, Verluſt deſſ. bei 
ausländiſcher Conkurrenz 364. 

Kelterzwang II, 221. 

Kenntniſſe, Notbwendigfeit pofi- 
tiver I, 515. 

Kinder, Sorge für Erziehung I, 188, 
Bewahranftalten 189, Gymnaſtik 191, 
Schulbefuh 193, Sorge für in ya: 
brifen arbeitende I, 194, II, 308, 
Erziehungshaͤuſer f. Verwahrloſte I, 
382. 

Kindergärten 1, 189. 

Kinderſpielwaaren, Verbot jolder 
mit giftigen Farben bemalt I, 207. 

Kirche, Armenpflege I, 360, deren 
Stellung zu den Unterrichtzanftelten 
520, Aufſichtsrecht des Staats 525, 
Stellung zu den Volksſchulen 549, 
Berhältnig zum Staat 655, Inter: 
ftüßung d. den Staat 557, Geld und 
Ehrenbezeugung 659, Unterricht in 
den Schulen 662, Bildungzanftalten 
für Religionslehrer 667, Verwendung 
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ihrer Diener zu ſtaatl. Zwecken 670, 
Sonntaggfeier 6783. 

Kleinkinderſchulen I, 189. 

Klöfter I, 644. 

Koppelweiden, Art ihrer Auf: 
ſchlagung II, 206. 

Korngeſetze I, 337. 

Kornwuder, angebl. Urſache fünftt. 
Theurung I, 327. 

Körper, deflen Ausbildung I, 519. 

Krahnen II, 452. 

Kramhandel Il, 398. 

Kranke, arme, Sorge für folche I, 
284, häusl. Pflege derf. in öffentl. 
Krankenhäuſern 286, f. Zahlende 291, 
f. Arbeitälofe 417, 435. 

Kranlenhäufer, öff., deren Be⸗ 
dürfniß und Einrichtung I, 286. 

Kranfheiten, erbliche, deren Ber: 
hinderung zur Vernichtung b. Krank: 
beitäurfachen I, 179, 186, Anftalten 
zur Berbinderung beim Gemwerbebe- 
trieb 214, 220, Anftalten gegen an: 
ftedende 222, Abhaltung derf. von 
ber Landesgrenze baf., Landesquaran⸗ 
taine 228, zur See 231, Beſchrän⸗ 
fung ber im Lande ausgebrochenen 
233, bei chroniſchen Contagien 235, 
bei akuten 236, Anftalten gegen An⸗ 
ftedungsfäbigfeit, Impfung 241, bei 
Miasmen 248. 

Kranlenmwärter bei Epibemien I, 
281. 

Kriegsfhulen J, 588. 

Krippen ſ. Bewahranftalten. 

Kuhbpoden |, 241. 

Künftler, deren Bildung I, 681, 
Unterſtützung 687. 

RKunftatademien f. Afabemien. 

Kunftausftellungen I, 688. 

Runſtſchulen I 682. 

Kupfer, Verhütung von Vergiftungen 
durch derartige Gefäße I, 206. _ 


L. 


Laſten, bäuerliche, Ablöſung II, 184. 
v. Mohl, Polizeiwiſſ. II. 9. Auflage. 


Laſter ſ. Ausſchweifungen. 

Landquarantäne I, 228. 

Zandfeen, Anitalten zu beren Be⸗ 
nüßung II, 446. 

Landſtraßen, beren Nothwendigkeit 
II, 405, Verpflichtung zur Anlage 
407, Trace derſ. 408, Bauart 408, 
gepflafterte Straßen 409, Steinwege, 
berf. Unterhaltung 410, Beamte 411, 
Weggeld 412, Zwang zum Obftbau 
221. 

Landesvertheidigung, Urſache 
der Gewerbebeſchränkung II, 814. 
Landwirthſchaft, Sorge für bie: 
felbe II, 164, Verbeſſerung ber Frucht: 
barkeit des Bodens II, 166, Weg: 
räumung rechtlicher Hindernifie 178, 
ber gefeglichen Beſchränkungen 206, 
Forderung ber Einfiht 209, Beloh⸗ 
nungen II, 213, Verhinderung all 
zuniebriger Preife 214, befondere 
Maafregeln für einzelne Zweige II, 
220, warum nicht Urfache wirft. 

natürl. Theuerung I, 324. 

Landwirthſchaftliche Lehran⸗ 
ftalten I, 586, IT, 219, Vereine IX, 
211, Schriften 212, Feſte 261. 

Lebensverfiderungstaffen 
I, 419. 

Lebensverfiherungsvereine II, 
70, 87. 

Lehensverband, deſſen Aufheb: 
ung II, 64. 

Lehrerinen in Mädchenſchulen I, 
695. 

Lehrfreiheit I, 525, 573. 

Lehrlinge, beren Verbältnifje beim 
freien Gewerbe II, 804. 


Leibeigenſchaft I, 11, 13. 


Leibrente II, 94. 
Leibrentenanftalten I, 4ll. 
Leichenhäuſer I, 293. 
Leiche nſchau f. Tobtenfchau. 
Leihbanken IL, 529. 
Leihbibliotheken I, 597. 
Leihhäuſer J, 421. 

40 
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Leihkaſſen I, 420. 

Leinpfade II, 452. 

Lernfreiheit I, 574. 578. 

Leuchtgas I, 501. 

Leuchtthürme I, 308, IT, 446. 

Liederlichkeit, Urfache ſelbſtverſchul⸗ 
deter Einzelarmuth J, 868. 

»Lombards II, 529. 

gotterien IL, 632, 635, II, 76. 

Lotto L 633. 

Lootſen I, 308, 

Lootfenanftalten IL, 446. 

Luſtſeuche I, 236, 6283. 

Luxus als Ehehinderniß I, 145, Ur: 
fache der ſelbſtverſchuldeten Einzel⸗ 
armutb 368. | 

Luxusgeſetze II, 561. 


mM. 


Mädchenſchulen I, 540, Zweck 
589, Umfang des Unterrichts 591, 
Hinberniffe ihrer Einrichtung I, 594, 
Lehrkräfte 595. 

Magazine, Mittel gegen Theurung 
I, 345. 

Magbalenenhofpitäler I, 645. 

Maikäfer, deren Vertilgung II, 141. 

Majorate I, 380, deren Beſchränkung 
II, 58. 

Makler I, 549 

Marktzwang I, 329. 

Märkte, Zweck II, 496, Arten baf., 
Anlegung derf.497 Marktzwangl, 829. 

Maäaß und Gewicht, Nothwendig⸗ 
keit II, 502, Zweckmäßigkeit ihres 
Syſtenis daſ., Allgemeinheit 504, 

Sorge für Unverfälſchtheit 506. 

Maſchinen, Verbot der Ausfuhr derf. 
UI, 378. on 

Majhinenfammlungen I, 602. 


Maffenarmutd, Begriff I, 352, 


Note 1, fonft Armenpoligei. 
Mäßigkeitsvereine I, 627. 
Medicinatbehörden; bern Or: 

ganifation I, 295, Errichtung tem: 

porärer bei Epibeutien I, 282. 


Mebicinalpolizei, Begriff und 
Zmwed I, 174, Litteratur 176, Ent: 
fernung von Krankheitsurſachen, allg. 
Grundſätze 177, gäuzlihe Megräu: 
mung 179, Anftalten 183, Berhin: 
derung erblicher Krankheiten 179. 188. 
186, Verbot allzufrüher Eben 185, 
Wegräumung ſchädlicher äußerer Ein: 
wirfungen bei ber phyſ. Erziehung 
ber Kinber 188, bei Speifen und Ge: 
tränfen 197, bei Geräthen 206, kei 
Wohnungen 207, bie Reinlichkeit 217, 
beim Gewerbebetrieb 220, Schutan: 
ftalten gegen anftedende Krankheiten: 
an ber Ranbezgrenze 222, Beſchrän⸗ 
fung der im Lande ausgebrochenen 
233, Vernichtung - der Anſteckungs⸗ 
fähigfeit: Smipfung 241, Miasmen 
243, ärztliches Perjonal 244. 251, 
Quackſalberei 255, Arzneimittel 260, 
Mineralbäber, Geſundbrunnen 266, 
Strenanftalten 271, orthopäbifche An- 
ftalten 278, Epidemien 280, einzelne 
Kranke 283, Rettung Scheintobter 22. 

Meer, Anftalten zu defien Benůtzung 
II, 446. 

Meffen IL 497 fg. 

Metalle, zu große Vermehrung ald 
Urfache des Sinkens de3 Geldwerths 
I, 333, Schuß ihrer Förderung I, 
267, fiehe Selb. 

Miagmen, Lorkehrungen biergegen 
I, 243. 

Mil, Sorge für deren gute Pe 
ſchaffenheit I, 208. 

Mineralbäber I, 266. 

Mißwachs, AB Urſache wirklicher 
natürl. Theurung I, 324. 

Mobiliarfenerverfidernng® 
geſellſchaften II, 145. 

Modellfanmlungen IL 60. 

Mönche, Ehelofigfeit derſ. I, 141. 

Monopole f. einzelne Handelözwiz 
II, 388, des Handels Überhaupt 5%, 
ber Gewerbe 398, des Staats bezügl 
der Poſt 479. 


627 ® 


' Moratorien II, 120. 

Münze f. Selb. 

Mufeen I, 683. 

Muſik, Aufführung folder als Kunſt⸗ 
unterſtützung J, 686. 

Müſſiggang, Urfade felbfiver: 
ſchuldeter Armuth I, 366, Maaßregeln 
biergegean I, 388. 

Muferfammlungen I, 602. 

Muſterwirthſchaften II, 210. 

Mutbung I, 264. 


N. 


Nachdruck, Verbot dei. II, 817, 
Litteratur daf., Begründung 318, 
Dauer des Privilegs 323, Art ber 
zu fchügenden Schriften 324, ob 
Werke dev zeichnenben u. bildenden 
Künfte hierher gehören 329, bei aus⸗ 
ländifhen Schriften 325, Strafen 
deſſ. 331. 

Nahmweifebürenur für Arbeit: 
fuchende I, 410. 

Nahrungsmittel, Sorge für 
beren gefunden Zuftand I, 197, Ge: 
feß ihrer Vermehrung 108, Mittel 
zur Außgleihung 112, Sorge für 
folhe bei Abfperrung gegen Krank⸗ 
beiten 235, ftrenge Aufficht bei Theu⸗ 
rung 348, unfittlicher Gebrauch 615. 

Nahrungsſtand, genügender, Er⸗ 
forderniß zur Verehelichung bei Ueber⸗ 
völkerung J, 160. 

Nationalerziehung, ob der 
Staat dieſes Princip befolgen ſoll 
I, 522. 

Niederlagen II, 549. 


O. 
Obermedicinalcollegiuml, 
296. 

DObftbau, Förderung deſſ. I, 221. 
Dftroi,. fehlerhafte Einrichtung als 
Urſache Fünftl, Theurung I, 331. 
Dpferftöde I, 460. 
Drtbopädifheiinftalten], 278, 


P. 
Pächterproletariat I, 471. 
Mittel biergegen L, 482. 
Papiergeld, Begriff II, 519, Zeit 
ber Ausgabe 520, Nutzen 521, Nadhs 
theile daf., Verhinderung ber Verfäl: 
hung 5238, Mittel gegen zu ſtarke 
Vermehrung 524, Urſache ber bloß 
fheinbaren Theurung I, 334. 340. 350. 
Batente für Erfindungen, 
Litteratur II, 332, Billigkeit u. Nutz⸗ 
lichkeit 333, Berechtigung hierzu 335, 
Vorausſetzungen 338, Dauer baf., 
Taxe 340, Strafe ber Verletzung baf. 
bei Ausländern 841, Patente für 
Einführung fremder Erfindungen. 
PBatentfleuer II, 294. 
Pauperismus, Begriff I, 952, 
Note 1, fonft Armenpolizei. 
Pfandgeſetzgebung IL 117, bei 
Waldungen 227. 
VBferdbewettrennen IL 261. 
Pfuſcherei in ber Heilfunde I, 255. 
Polizei, Begriff derf. im Rechts⸗ 
ftaate I, 6, Namen, Einwendung 
gegen Begriff 10, Fälle ihrer Thätig- 
feit, Begrenzung auf bag Nothwen⸗ 
bige 19, barf nur vernunftgemäße 
Abſichten unterflügen 28, nur rechts 
liche Pläne durchführen 29, nur allg. 
nügliche 80, Kräfte ber Einzelnen 
überfteigend 81, Grunbjäte ihrer 
Handlungsweiſe 37, ihr Verhältniß 
zur Nechtspflege 63, zu ben Finanzen 
70, Eintheilung I, 73, Trennung 
v. b. Verwaltung II, 567, ob zur 
Erkennung von Strafen berechtigt 
58. 66, Beobachtung bed Strafver: 
fahrens I, 61, II, 602, Competenz: 
conflifte I, 71. 
Polizeibehörden, beren Orga: 
nifation; Trennung von ben übrigen 
Zweigen ber Verwaltung II, 567, 
allg. u. befondere 575, geographifche 
Eintheilung 577, Stufenfolge 579, 
innere Einrichtung 587, Gollegien 
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589, Einrichtung ber allg. Polizei: 
ftellen 594, Gemeinbebebörben daf., 


Bezirföftellen 596, Kretsbehörben 599, ° 


Minifterlum 600, befonbere: ausfüh- 
rende 601, Kreiß:GCentralftellen 601, 
Amtsgefchäfte 605, ob zur Ausübung 
von Zmangsmitteln berechtigt I, 58. 
Polizeigericht I, 60, Inſtanzen⸗ 
zug 61, II, 602. 
Polizeigeſetz, Begriff I, 45, In⸗ 
balt u. Umfang 46, Codififation 48. 
Polizeirecht L, 6. 
Bolizeifahen, Verfahren: Zu: 
ſtändigkeit II, 602. 
Bolizeiftunde I, 628. 
Polizeivergeben I, 65, Ber: 
fahren II, 602. 
Polizeiverwaltung, Literatur 
ber Geſchichte berf. I, 89. 
Polizeiwiffenfhaft, Begriff 
I, 6, Eintheilung 73, Litteraturge: 
ſchichte 76, Litteratur 83. 
Polytechniſches Inſtitut J, 
556, Schulzwang, Digciplin 559. 
Bopulationifl ik, Litteratur I, 94. 
Poſt, Nußen derſ. II, 464, Arten: 
465, Einrichtung derj. 467, Litte— 
ratur 466, Echnelligfeit der Beför⸗ 
derung 467, Sicherheit 469, Wohl: 
feilheit 473, Bequemlichkeit 476, Ne: 
gelmäßigfeit 478, ob Staats: ober 
Privatpoft 479. 
Poſtgeheimniß 470. 
PBradtaufzüne I, 686. 
Präventivjuftiz I, 6l. 65. 
Preſſe, als Ueberwachungsmittel II, 
583. 
PVriefterfeminare I, 606. 
Private, Oeftattung des Inter: 
rihts I, 522, Nufjichtsrecht des 
Staat? 525, bei Univerfitäten 584, 
Sonberfhulen 585, Beſchränkung 
derſ. im Waldeigenthbun II, 247, im 
Bergbau II, 263. 
Privatdocenten auf Hoch— 
ſchulen I, 576. 


PBroletariat, Begriff I, 352, Note 


1; fonft Armenpolizei. 
Promeſſenhandel I, 636. 
PBrüfungen, ber Aerzte und des 

niebern SHeilperjonal® I, 249, ber 

Apotbefer J, 264. 

Bublifation der Geſetze J, 

49, II, 611. 


D. 


Qunadfalberei, beren Schaben, warn 
zu verbieten, Mittel bagegen I, 256. 

Quarantäne zur See I, 231, zu 
Land IL, 228. 


N, 


Rangihifffahrt IL 462. 
Rauchtabak, Verbot giftiger Beizen 
I, 207. 
Raupen, beren Bernicdhtung II, 140. 
Realaymnafien I, 556. Lehr: 
gegenftände, ob Schulzwang. 
Realſchulen I, 555, beren Etufen. 
Lehrgegenſtude, ob Schulzwang I, 559. 
Rechtsgeſetz, Achtung deſſ. durch 
die Polizei I, 29. 39. 
Rechtspolizei J, 68. 
Rechtspflege, deren Verhältniß zur 
Polizei 1, 63, Competenzeconflikte 
I, 71, unentgeltlich bei Armen I, 429. 
Nehtsunfiherbeit als Urſache 
künſtlicher Theurung J, 828. 
Recurſe ſ. Beſchwerden. 
Reiſende, Sorge für dieſe J, 306. 
Reiſegelder zur Förderung der 
Ausbildung I, 603. 
Religionslehre, Bildungsanitalten 
1, 666, ob der Staat Prüfungsrecht 
668, Verwendung zu flantlichen Zwe⸗ 
den 670. 
Religiöſe Bildung f. Kirche. 
Rente, Verwandlung ber unftänbigen 
Neallaften in ſolche II, 183. 
Rentenanſtalten II, 92. 74, 
Robung der Privatwaldbungen 
U, 252. 


629 


Rohſtoffe, Erleichterung ihrer Be 
ſchaffung U, 353, bei auslänbdifcher 
Gonfurrenz 868. 

Rüczoll II, 378. 

Rumforb’ihe Suppen I, 348. 


S. 


Sammlungen, wviſſſenſchaftliche, 
Nutzen ii. Zweck I, 596, Gründung ſol⸗ 
cher durch d. Staat 601, techniſche 602. 

Sappeurs-pompiers II, 130. 

Schauanftalten beim Gewerbes 
betrieb II, 287. 

Scheintodte, Verhütung ber Be 
grabung I, 292, Wiederbelebungs⸗ 
anftalten I, 294. 

Schifffahrt, polizeiliche Orbnung 
berf. IL, 461. 

Schifffahrtsakten II, 397. 

Schifffahrtsſchulen I, 586. 

Schindanger, beren Anlage bei 
Städten I, 215. 

Schlagſchatz IL, 516. 

Schlachthäuſer I 198. 

Schleichhandel II, 314. 

Schminken, beren vorherige Prü— 
fung I, 207. 

Schnupftabak, 
Beizen J, 207. 

Schöne, Sinn für das, Ausbildung 
deſſ. I, 516 ſ. Geſchmack. 

Schönheitswaſſer, deren vor: 
herige Prüfung J, 207. 

Schule, Aufſicht durch die Geiſtlichen 
I, 664. 

Schulbeſuch, Verbot des allzufrühen 
I, 193, Dauer des Unterrichts daſ., 
gefunte Lage, Bauart des Gebäudes, 
Schonung ber Augen 1J, 194. 

Schullehrer, Seminare für ihre 
Ausbildung I, 546, Art der Beſol⸗ 
bung I, 547, Ernennung und Bes 
förberung berf. I, 548. 

Schullebrerfeminare, J, 516. 

Schulzwang I, 528, bei Real: 
ſchulen, Gewerbefchulen 859. 


Verbot giftiger 


Schweſtern, barmherzige I, 289. 

Sclaverei, beren Folgen für bie 
Sclaven UI, 5, für die Hereen 7, 
Landwirthſchaft 8, Gewerbe u. Hanbel 
daſ., Mittel zu ihrer Aufhebung 9. 

Seefahrer, Echuß berf. I, 303. 

Seehäfen II, 447. 

Seequarantäne I], 231. 

Sittengeridte in Gemeinden I, 
648. 

Sittengefeg, Webereinftimmung der 
P. mit demſ. I, 38. 

Sittlichkeit, beren Ausbildung J, 
515. 

Sittenpolizei, Zwecderſ. I, 611, 
Grundſätze, Gegenſtände derſ. I, 615, 
Entfernung von Hinderniſſen J, 620, 
Einwirkg durch Unterricht daſ. Maaß⸗ 
regeln gegen direkte Anreizung zur 
Unſittlichkeit I, 622, Entfernung 
ſchädlicher Beiſpiele J, 640, Beſeiti⸗ 
gung der Folgen frühern unſittlichen 
Lebens I, 642, Beförderungsmittel 
I, 646, Belohnung, Behörden I, 618, 
Zuziehung der Geiftlichen 673. 

Sonderſchulen, wann gerechtfer- 
tigt 1, 540, 584, beren Arten 585. 

Sonntagsfeier IL, 661, 673. 

Sonntagsſchulen I, 545. 

SrartaffenI,386, 411, 414, II, 
70, 77, 82. 

Spaziergänge, öff, deren Anlage 
I, 217. 

Spielbanktenin Babeorten 1,279, 
631. 

Spielpäufer, Öffentliche I, 634. 

Spielfudt, Bekämpfung I, 616, 
631, Spieler von Gewerbe I, 635. 

Staat, Förderung des Lebenszwecks 
1,5, Haftverbindlichkeit für die Hand⸗ 
lungen der Beanıten 42, ſchlechte 
Ginrichtungen als Armuthsurſache 
389, Abhülfe 424, Volksbildung 519, 
Syſtem ber Nationalerziebung 522, 
Aufficht über die Bildungsanſtalten 
525, Schulzwang 528, Unentgeltlich⸗ 
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xhäligkeit 230, Berechnung des Be 
darf 231, Berbinberung der Holz- 
verfäwendung 287, gute Bewirth⸗ 
ihaftung 240, Forſtperſonal, Gultur: 
plan, Betriebsart, Befreiung von 
ſchädl. Tienftbarfeiten, Waldſchutz, 
Strafſyſtem 240 fg., Beſchränkung 
des Privatwaldeigenthums 247, Ver⸗ 
minderung des Holzüberfluſſes 253. 

Waſchanſtalten J, 219. 

Waſſer, Sorge für deſſ. Güte und 
hinreichende Menge J, 201, als Löſch⸗ 
mittel II, 129. 

Waſſerabzapfung II, 451. 

Wajferbaumerfe, Bejeitigung ber 
hindernden II, 450. 

Waſſer recht, deſſ. Verleihung II, 172. 

Waſſerſtand, deſſen Beobachtung II, 
137. 

Waſſerſtraßen, deren Vorzüge II, 
445, Anſtalten zur Benützung des 


Meers 446, ber Flüſſe 448, Beſei⸗ 


tigung ber Hiunderniſſe 449, Hilfs⸗ 
anſtalten 451, Kanäle 453. 

Wechfelgefek II, 120. 

Wegyelb II, 412. 

Wei bliches Geſchlecht, Unterrichts: 
anſtalten fiir ſolches I, 540. 

Weideſervituten, deren Schaden 
I, 203, Aufhebung gegen Entſchä⸗ 
digung 206. 

Weinban, Förderung deſſ. II, 220. 

Werkhäuſer I, 409. 

Wirthfhaftspolizei, Litteratur I, 
S6. 

Wirthböhänfer, Aufjicht darüber I, 
628. 

Wittwenfaffen I, 419. 

Wittwenpenfion II, 100, 102. 

Wöchnerinnen, arme, deren Unter: 
ftüßung I, 435. 

Wochenmärkte II, 497, 501. 

Mohlfahrtspolizei, Begriff I, 75. 

Wohlfeilheit, Urjachen berf. II, 215, 
Mittel zur Abwehr und Heilung 218. 

Wollenmärkte I, 261. 





Wohnplätze, Sorge für gefunde J, 
207, Vorkehrungen hierfür, Austrodck⸗ 
nung von Sümpfen I, 208, wid: 
mäßige Bauanlage neuer Art I, 209, 
ber einzelnen Wohnhäuſer I, 211, 
Förderung der Reinlichkeit I, 212. 

Wohnungen, Sorge für folde ın 
Nothfällen L, 508. 

Bucher, f. Kornwucher. 

Wärſte, Gift berf. J, 198. 


Zehnten, Begriff II, 186, Vortheile 
und Nachtheile 187, Mittel zur Auf⸗ 
hebung 190, Art und Verfahren der 
Ablöſung 192. 

Zettelbanken II, 532. 

Zerfplitterung deö Grunbeigen: 
thums II, 24. 26, 

Zink, Verbot derartiger Gefäße I, 207. 

Zoll, Schubmittel gegen übkermäd: 
tige ausländifche Confurrenz LI, 255, 
Urfachender Conkurrenz 361, Zwanas: 
Schutzmaaßregeln 367, 369, einſei— 
tige Herabfeßung II, 404. 

Zunftverfaffung der Kaufleute 
II, 389. 

Zuverläffigkeit,  perjenlic, 
Vorausſetzung bei einzelnen Gewer— 
ben II, 3106. 

Zufuhr von Yebenämitteln, deren 
Ausbleiben als Urfache wirkl. na. 
Theurung I, 325, Vefeitigung I, 339. 

Zünfte, deren Aufhebung bei freien 
Gewerbe II, 282, Entſchädigung 288. 

Zufammenlegung der Güter |. 
Arrendirung. 

Zwang, zur Durchſetzung von Fo 
lizei Maaßregeln I, 50, wann ca: 
laubt 51, Grenzen 55, Arten 56, 
ob Polizei-Behörden berechtigt 53, 
II, 612, zur Arbeit I, 300, 394. 

3wangdauswandberungl,178. 

Zwangsmaaßregeln der Peli— 
zeibehörden II, 612. 

Zwangspolizei, Begriff J, 74. 

Zwangsumſchlag U, 4683. 
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